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A,  BesprechimgeiL 


1.  Allgemeines. 

Ciierke,  0.  Die  Genosseuschaftstheorie  und  die  deutsche 
llechtspiechuug.    Berlin,  Weidiuoau.    1887.    LVl  u. 
1024  S.  20  M. 
In  dem  vorlicireiLdeii  bedeutendMi  Werke  gibt  G.  gewisser- 
xamm  den  letsten  Band  seines  Genossenscbalts-B.  (G3L  I,  S.  8) 
vorweg.  Die  Aufgabe  der  (B eseler  zu  seinem  BOjKbrigen  Doktoor- 
jubiläum  gewidmeten)  Aibeit  ist,  die  Genossenschaftstheorie  für 
das  heutige  B.,  unter  Hinbliek  auf  die  Bechtsprechung  und  die 
Gesetzgebung,  zu  entwickeln.  Der  vornehmste  Wert  des  Buches 
liegt  in  seinen  drei  ersten  Abschnitten  über  Entstehung  der  Körper- 
schatten (Kap.  I),  Kechtsverhältnisse  der  Körperschaften  (Kap.  ii) 
und  Eechtsgemeinschaften  zur  gesamten  üaud  (Kap.  III). 

An  der  Frage  nach  der  Entstehung  der  Körperschaften 
(Kap.  I),  an  der  Frage  nSmlieh,  inwiefonie  staatliche  Uit- 
wirkung  für  die  Entstehnng  von  joristisohen  Personen  not- 
wendig sei,  ist  die  Genossenschaftstheorie  gewissermassen  gross 
geworden.  Der  bis  dahin  herrschenden,  im  Anschluss  an  die 
röm.  guelleu  aufgebauten  Theorie,  dass  eine  juristische  Person 
prinzipiell  zu  ihrer  Entstehung  eines  staatlichen  Privilegs  (der 
Verleihung  der  juristisehen  Persönlichkeit)  bedürfe ,  traten  die 
Verfechter  der  Genosseubchaftstheorie  mit  der  entgegengesetzten 
Lehre  gegenüber,  dass  nach  gemeinem  deutschem  die  juristi^ 
sehe  Persönlichkeit  eines  Vereins  von  staatlicher  Verleihung  nn* 
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abhängig  sd.  In  gewisBoa  Mass  hat  berdts  eine  Verstftndigang 
stattgefand«!.  Es  ist  allgonein  anerkannt  worden,  daw  kdne 
begrif  fliehe  Notwendigkeit  &üe  die  ErMtigiing  der  juristischen 
Person  direkt  dnreh  Staatsakt  vorliegt,  dass  vielmehr  die  jnriiBti- 

sehe  Persönlichkeit  einem  Verein  (oder  einer  Anstalt) ,  ebenso- 
wie  dem  Menschen  (der  physisclion  Person),  kraft  allgemeinen 
Rechtssatzes  '/.rifallen  kann ,  und  dass  ferner  dieser  allffpmeine 
Reclitssat/>  nicht  direkt  die  Zuständigkeit  juristischer  Persönlich- 
keit auszusprechen  braucht:  es  genügt  vielmehr,  wenn  den  kor- 
porativen Verbänden  das  wesentliche  Merkmal  der  juristischen 
Person,  nümlich  die  selbständige  Rechtsfähigkeit,  durch  Rechtssatz 
beigelegt  vrorden  ist.  In  diesem  Sinne  ist  die  moderne  Geseisgebnng 
mehrfiuh  vorgegangen.  Die  Beiehsgesetzgebnng  hat  zahlreichen 
Terbinden  doroh  allgemeinen  Bechtssatz  die  juristische  Persönlich' 
keit  gegeben,  regdmSssig  in  der  Form,  dass  dran  betreffenden  Ver- 
band (sobald  bestimmte  Bedingungen  erfüllt  sind)  die  Fähigkeit 
bttgelegt  wird,  unter  seinem  Namen  R.,  insbesondere  Eigentum 
und  andere  dingliche  U.  an  Grrundstücken  zu  erwerben,  Verbind- 
lichkeiten einzu'Tr'hon  u.  s.  f.  In  solcher  Weise  ist  den  Innungen, 
den  eingoschriebeuen  Hilfskassen,  den  Ortskrankenkasseu  u.  s.  w., 
auch  den  Aktiengesellschaften  und  den  eingetragenen  Erwerbs- 
nnd  Wirtächaitägenüääeuäühafteu  durch  reichsrechtUchen  Rechts- 
sata  die  juristische  PersOnlidikdt  zugesprodien  worden  (S.  31  E, 
87  C).  Noch  weiter  sind  einzelne  Landesgesetze  gegangen,  so- 
die  bajer.  nnd  die  sKehs.  Gesetsgebong  mit  ihren  bekannten 
Bestimmungen  0^.  35).  So  gibt  es  also  zweifellos  dne  Beihe 
von  allgemeinen  Rechtssätzen,  welche  gewissen  Verladen  ohne 
weiteres  die  Rechtsfähigkeit  als  juristische  Person  gewähren. 
Die  Frage,  welche  offen  bleibt,  ist  nur  die,  allerdings  praktisch 
sehr  wichtige,  ob  die  grosse  Zahl  der  übrigen  Vereine,  iür 
welche  die  neuere  Gesetzgebung  noch  keine  besondere  Fürsorge 
getroffen,  der  staatlichen  Spezial  Verleihung  iür  den  Erwerb  der 
juiistisohwi  PersÖntichkeit  bedarf  oder  nicht.  Mit  anderen 
Worten,  die  Frage  ist  die,  ob  (zunSchst  fttr  das  gemeine  B.) 
ein  allgemeiner  Bechtssatz  existiert,  welcher  jedem  er* 
la übten  Verein  die  Beohtsffthigkeit  (T«mfigensffthigkeit» 
juristische  Persönlichkeit)  beilegt,  oder  nicht.  Mit  dieser 
Frage  sind  wir  in  den  Kernpunkt  des  Streites  eingetreten. 

Von  dem  grössten  Interesse  ist  die  Schilderung,  welche  der 
Verf.  auf  S.  57  ff.  von  dem  Stande  der  Praxis  gibt.  Es  erhellt 
aufs  deutlichste,  dass  die  Praxis  (  an  ihrer  Spitze  dai  Reichsgericht) 
in  der  Theorie  an  dem  älteren  Standpunkt  festhält,  dass 
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nämlicli  gnmdsätzlich  staatliche  Spezialverleihung  zum  Erwerb 
der  juristischen  Pcrsönlichkpit  gehöre,  dass  jpder  Vei'ein  in  Er- 
mangelung gesetzlicher  Kcf^elung  oder  staatliclierVerleihuiJfr  unter 
den  Sozietätsbegriff  zu  bringen  sei;  die  korporativen  Elemente 
(Vereinsverfassuüg  u.  s.  w.)  werden  auf  eine  »durch  eine  mo- 
derne neebtaentwickliLiig  zugelaKene  Modifikation  der  Sozietöt* 
znrttckgeföbrt  Zahlreicke  Gerichte  haben  es  direkt  ausgesprochen, 
dass  ein  Verein  nur  dnrcli  staatliche  Yerlnhiuig  die  R.  einer 
juristischen  Person  erlange  (8.  59  Note  2)^   Nur  das  oberste 
Landesgerieht  für  Bayern  hat  sich  entschlossen,  einem  freien 
Verein  wegen  seiner  körp»»chaftlichen  Verfassung  die  Eigen- 
schaft einer  juristischen  Person  zuzusprechen,  und  hat  auch  das 
Reichsoberhandelsgericht  einmal  einen  solchen  Verein  ,l"ür  ein 
selbständiges  ßechtssubjekt"  erklärt  (S.  71,  73),  wilhrend  das 
Reichsgericht  wieder  zu  der  Theorie  von  der  modifuierteu  so- 
cietas  zurückgekehrt  ist.  Andererseits  aber  erhellt  ehenso  Idar, 
dass  (wenn  der  'Ansdmck  gestattet  ist)  die  Praxis  der  Praxis 
mit  dieser  ihrer  Theorie  in  Widersprach  sich  befindet  Das 
Beichsgericht  hat  solchen  V^inen  nicht  bloss  die  Prozessfthig- 
Wt  nnd  Vertraga&higkeit,  sondern  geradem  die  Ftthigkeit, 
.tinter  dem  Namen  des  Vereins  R.  zu  erwerben  und  Verpflich- 
tnngen  zu  übernehmen",  d.h.  die  Rechtsfähigkeit,  zugesprochen, 
und  ist  es  auch  dem  Reichsgericht  zweifellos,  dass  die  Vereins- 
verfassung für  die  Mitglieder  wie  füi'  das  Vereinsvermögen  ver- 
bindlich nnd  das  „dem  Vereine  als  solchem  erworbene  R."  von 
den  R.  der  Mitglieder  zu  unterscheiden  seien  (S.  58).  Es  kann  gar 
nicht  betweiMt  werden,  dass  das  Beidisgeridit  damit  die  .mo- 
^Üfizinrten  Sraaetaten*  dennoch  als  juristische  Personen  behanddt 
hst.  Ganz  gerade  so  steht  es  mit  den  ftbrigen  Gerichtm:  die 
Geltung  des  Stotnta,  das  Dasein,  eines  Yereinsvermögens,  der 
Ausschluss  der  Teilungsklage,  der  Ausschluss  der  einzelnen  von 
jeder  selbständigen  Disposition  über  einen  ideellen  Anteil  werden 
gegenwärtig  von  den  deutschen  Gerichten  durchaus  auch  für 
die  Vei'eine  ohne  Spezialverleihung  als  zu  Recht  bestellend  be- 
handelt. Man  pflegt  sich  damit  zu  helfen,  dass  man  diese  ,modi- 
finerten  Sozietäten"  als  „Genossenschaften*'  oder  als  , Mittelstufe 
«wischen  der  eigentlichen  Soziet&t  und  der  Gemeinheit*  bezeichnet 
(3*  67),  aber  der  Verf.  hat  sicher  recht,  wenn  er  behauptet, 
^iUB  damit  solchen  Vereinen  nur  der  Name  der  juristischen 
Person  Yersagt  ist  In  Wirklichkeit  behandelt  die  deutsche  ge- 
meinrechtliche Praxis  trotz  ihres  Protestes  den  erlaulitcn  Verein, 
auch  ohne  SpeuaLverleihung,  als  eine  juristische  Person. 
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Der  Verf.  ist  auch  darin  im  Hecht,  dass  er  (8.  79  £)  den 
Zii8aiiim.tiihaDg  unserer  Präge  mit  dem  Öffentlichen  B.  betont. 
Das  rGm.  jus  pnUicam  liatte  die  freie  Verelnsbildiuig  nntersagt: 
äah&t  die  Notwendigkeit  eines  staatlichen  Zeugungsaktes  zu- 
gleich fÖLT  das  Dasein  und  die  Rechtsfähigkeit  des  Vereins. 
£benso  war  seit  der  Mitte  des  17.  Jahrhunderts  vor  der  All- 
gewalt des  Poli/f'"=taates   in  Deutschland  das  R.   der  freien 
Vereiusbildung  luitergegangeu;  daher  auch  hier  der  Rechtssatz 
einer  Notwendigkeit  staatlicher  Autorisation  (S.  80  Note  »ij. 
Heute  ist  unser  öffentliches  R.  ein  anderes  geworden.  Die 
Yereinsbildung  ist  (von  gewissen  Ausnahmen  abgesehen)  wieder 
freigegeben  worden.  In  der  VeransbUdnng  liegt  aber  notwend^ 
die  Urzeugong  einer  Yer&ssang,  auch  nnes  nur  gemtes  dieser 
Verfassnng  su  verwaltenden  Vermögens,  d.  h.  eines  Vereins- 
Vermögens.   Ist  die  Bildung  des  Vereins  gestattet,  so  ist  not- 
wendig auch  die  Entstehung  von  R.  des  Vereins  (Vermögen  des 
Vereins)  gestattet.    Diese  praktische  Notwendigkeit  kommt  in 
jener  Gcrichtspraxis ,  welche  der  eigenen  Theorie  der  Gerichte 
widerstreitet,  /um  greifbaren  Ausdruck.    Der  Verf.  hat  seine 
These  bewiesen,  und  man  könnte  den  vom  Verf.  verteidigten 
Rechtssatz  so  formulieren:  der  Kechtssatz  des  öffentlichen 
B.  zu  Gunsten  der  freien  Yereinsbildung  sehliesst  einen 
Bechtssatz  des  Privat*B.  za  Qnnsten  der  freien  Bildung 
von  YerelnsvermOgen  in  sich.    Mit  anderen  Worten:  der 
(kraft  ÖffiMitliohen  R.)  erlaubte  Verein  (mit  korporativer  Ver» 
&S8ung)  ist  zugleich  kraft  Privat-B.  juristische  Person. 

Dieser  Rechtssatz  des  heutigen  gemeinen  Vereins-R.  ist  nun 
allerdings,  wie  der  Verf.  auf  S.  86  ff.  zeigt,  durch  die  partiku- 
läre Landesgesetzgebung  mannigfach  modifiziert  worden.  Na- 
mentlich hat  das  preuss.  Land-R.  jedem  nicht  privilegierten 
Verein  „die  Ii.  der  Korporationen  und  (iemeinden''  abgesprochen, 
und  ist  auch  das  franzOe.  B.  zu  dem  gleichen  Resultat  gelangt 
(S.  89).  Das  preuss.  Land-B.  ruht,  gleudi  der  französ.  Gesetz- 
gebung, insofeme  auf  dem  Stuidpunkt  des  Folizeistaats  vom  j 
vorigen  Jahrhundert.   Dennoch  ist,  wie  Verf.  (S.  101  iL)  aus-  ^  i 
führt,  nach  preuss.  Land-B.  die  Bildung  von  Vereinen  (,er-  ] 
laubtcn  Privatgesellschaften ")  mit  körperschaftlicher  Organiaa-  | 
tion,  und  zwar  auch  für  wirtschaftliche  Zwecke  (also  mit  Vereins-  i 
verniügen)  gestattet:  auch  diese  sind  in  Wahrheit  juristische 
Personi'n  (es  bestehen  keine  Anteile  der  Mitglieder  am  Vereins- 
vermÖgenj,  und  hat  die  Praxis  ihnen  auch  die  Fähigkeit  zuer-  i 
Icannt,  unter  ihrem  Namen  B,  zu  erwerben  und  Verbindlich- 
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Iceiten  einzugeben;  nnr  dasB  ihnen  kraft  positiTer  Bestimmung 
des  GeeetseB  gewisse  B.  der  juristischen  Fexsonen  (welche  allein 
den  »piriTÜegierten  Eorporationen*  Torbehaitoi  sind),  nimlich 

die  Fähigkeit,  Grnndstficke  und  Kapitalien  auf  ihren  Namen  za 
erwerben,  abgehen:  sie  sind  juristische  Personen  minderen  R. 
(was  man  unpassend  durch  ihre  Bezeichnung  als  „halbe  juristische 
Personen"  ansgedriielct  hat).  Aus  ihren  Rchnlden  g'iht  die  Praxis 
eine  Klage  gegen  den  Verein  als  solchen  ;  daneben  wird  Haftung 
der  gegenwärtigen  Mitglieder  pro  rata  angeuomuiea  (S.  107 — 108). 

In  dem  IL  Kapitel  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Körperschaften,  welches  zunächst  (S.141— 174)  den  »Umfang  der 
kSrpersäiafllichen  BeehtsßLhigkeit'  behandelt,  ist  das  Tomehmste 
G«wicht  auf  den  2.  Abschnitt  (8.  174<'8S8)  zu  legen,  welcher 
.Einheit  und  Vielheit  in  der  Gesamtheit*  .überschrieben  worden 
ist.  Hier  wird  das  schwierigste  Problem  der  Genossenschafts* 
theorie  behandelt.  Die  herrschende,  vom  r.  R.  ausgehende  Lehre 
stellt  die  Körperschaft  einerseits,  die  Mitglieder  andererseits  als 
durchaus  voneinander  getrennte  Individuen.  Es  wird  in  Ik'- 
7ng  auf  die  beiderseitigen  KeclitssphUren  ein  vollkommenes 
irennungsverhältnis  wie  zwischen  u n verl> undenen  Personen 
angenommen.  Dieser  Anschauung  „gilt  in  erster  Linie  der  An- 
griff der  Genossenscbaftstheorie*  (S.  175).  ITach  G.  sind  viel- 
mehr  drti  PsUe  zu  nntemehaden.  1.  In  gewissen  Besiehungen 
stehen  allerdings  die  Mitglieder  als  verbandsfreie  Lidi^duen 
der  Körperschaft  selbständig  gegenüber,  und  sind  daher  insoweit 
gegenseitige  R.  und  Verbindlichkeiten  nur  nach  Massgabe  des 
gemeinen  Privat-R.  möglich,  z.  B.  sofeme  der  Staat  als  Fiskus 
den  einzelnen  gegen  fibertritt.  2.  In  anderen  P>eziehungen  haben 
die  Mitglieder  umgekehrt  nur  als  verbandsangehörige  Per- 
sonen, also  kraft  der  Organisation  des  Verbandes,  R.  und 
Pflichten  (Mitglieds-R.  und  Mitgliedspflichten),  z.  B.  das  Stimm- 
R.  in  der  Vereinsrommmlung,  Antdlnahme  an  Yortdlem,  Ge* 
nilssen,  welche  der  Verein  darbietet,  andererseits  Beitragspfiichten: 
diese  Beziehungen  entbehren  in  öffenUichreohtlichen  Körper^ 
Schäften  (d.  h.  nach  S.  168  in  solchen  Verbanden,  deren  Gewalt 
„obrigkeitlichen  Charakter'  hat)  des  zivilprozessualisehen  Rechts- 
schutzes; in  privatrechtlichen  Körperschaften  können  sie  im  Wege 
des  Zivilprozesses  geltend  gemacht  werden,  auch  wenn  kein 
Vermügensinterosse  obwaltet,  sobald  nur  nicht  die  Verciasver- 
fessung  im  Wege  steht  TS.  184—187).  3.  In  einer  letzten  Reihe 
▼oa  Beziehungen  endlich  i^und  hier  beginnt  die  Schwierigkeit) 
findet  .eine  Verflechtang  von  Individual*B.  und  Sozial-B.*  statt. 
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d,  h.  die  Mitsrlieder  erscheinen  hior  7.n<^leieh  als  verbands- 
freie (der  Gewalt  des  Vereins  und  seiiier  Bescklüsbe  entzogene) 
und  als  verbandsangehörige  (nur  kraft  ihrer  Mitgliedschaft 
berechtigte  und  verpflichtete)  Personen,  d.  b.  es  gibt  Mitglieds- 
B.  und  Mitgliedspflichten,  welche  dennoeb  zugleich  Privat-B.  und 
PriTatpflicbten,  and  daram  den  Tereinsbeschlttssen  nicht  oder 
nur  in  gewissem  Masse  unterworfen  sind:  Mitglieds -B.,  welche 
dennoch  als  jura  singulorum  erscheinen.    Unter  diesen  Gc- 
achtspunkt  fallen  die  bundesstaatlichen  Sonder-R.  von  Einzel- 
staaten im  Deutschen  Reich  (S.  190),  ferner  die  vermögensrecht- 
lichen Ansprüche  der  Beamten  gep^cn  den  Staat  (S.  195),  Kirchen- 
stuhls-it.,  Erbbegräbais-R.  (S.  197),  namentlich  auf  dem  rie])iete 
des  Privat- R.  die  Nutznngs-R.  von  Gemeindegliedern  au  der 
Allmende  (S.  198  ff.).    In  Bez,ug  auf  den  letzteren,  wichtigen 
Fall  geht  die  Praxis  von  der  Behandlung  solcher  B.  als  blosser 
MltgliedsrB.  ans,  und  statuiert  daher  eine  freie  Verfügungs- 
gewalt der  Gemeinden  übor  dieselben,  während  umgekehrt,  so- 
bald ausnahmsweise  ein  besond^w  Privatreehtatitel  auffindbar 
ist,  dieselben  als  vollfreie  Piivat-R.  der  einzelnen  behandelt 
SU  werden  pflegen  (S.  li'Ü — 202);  doch  findet  sich  auch  der  vom 
Verf.  gebilligte  Standpunkt  vertreten  (namentlich  duiih  das 
Reiobsirericht,  welches  nier  eine  „Verflechtung  von  publizistischem 
Oomeinde-R.  und  wirtschaftsgenossenschaftlichem  Individual-R." 
annimmt  (S.  205).    Zum  praktischen  Ausdruck  kommen  diese 
Verhältnisse  in  der  gleichzeitigen  Zulassung  der  zivilprozessua- 
lischwL  Geltendmaehui^  solcher  B.  sowohl  durch  die  mnzelnen, 
wie  durch  die  Oesamtheit  (die  Gemeinde  oder  die  Agrargwossen- 
edhaft),  welche  denn  audi  in  der  Praxis  sich  durchgesetst  bat 
(8.  212  ff.):  der  Prozess*  welchen  die  Gremeinde  fährt,  bewirkt 
zugleich  auch  den  einzelnen  gegenüber  rechtskräftiges  Urteil, 
und  umgekehrt;  das  Rechtsgeschäft  der  Gemeinde  verbindet  die 
einzelnen  und  umgekehrt  hat  auch  der  einzelne  eine  lieschrUnkte 
Disposition  (S.  221).    Es  konkurrieii,  eine  Herrschaft  der  Ge- 
mein ile  über  diese  Ii.  mit  einer  Hen'schaft  der  einzelnen:  nach 
Ansicht  des  Reichsgerichts  sind  solche  Sonder-R.  (welche  regel- 
mässig zugleich  kraft  Mitgliedschaft  und  kraft  eines  Sonder- 
titds  besessen  su  werden  pflegen)  in  Besug  auf  ihre  Ausübung 
der  Verbandsgewalt  untwworfen,  in  Betug  auf  ihre  Substanz 
aber  derselben  entrückt  (S.  226).  Der  Verf.,  welcher  auf  S.  240 
bis  305  unter  diesem  Gesichtspunkt  eine  Besprechung  der  Mit- 
glieds-R.,  bezw.  Mitgliedspflichtcn  in  der  Aktiengesellschaft  und 
der  Gewerkschaft  gibt,  gelangt  sodann  auf  S.  306  zu  dem  £r^ 
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Hebiiis,  dass  also  der  Satz  der  Genossenscbaftstheorie  bestätigt 
werde,  nach  welchem  nnser  KörperschaftsbegrifF  für  eine  ^orga- 
nische Verbinduncr  von  Einheits-K.  nnd  Yielheits-H."  Raum  hat, 
■denn  das  KOrperschafis-R.  selbst  iiusseLe  sich  hier  zugleich  in 
, Sphären  selbständiger  Einzel  willen".  Daher  die  „Elastizität* 
des  modernen  Körperschaftsbegrifl'es.  Diese  , verfassungsmässige 
Verknüpfung  von  Tielheitlichem  SondeivB.  dar  Glieder  mit  dem 
einheitlielien  Gesamt-B.  einer  Yerbaadsperson'  könne  ala  ,ge- 
nossensehaftlicfaeB  Prinzip*  bezächnet  werden  (8.  309). 

Diese  Ausführung,  durch  welche  der  Verf.  den  Begriflf  der 
, körperschaftlichen  Individual-R."  (der  jura  singulorura  in  uni- 
versitate)  klar  zu  stellen  sucht,  gipfelt  in  der  juristischen 
BegriÖsbestimmung  einzelner  solcher  Sonderrechtsverhältnisse 
815  ff.),  welche  namentlich  7.u  dem  Ergebnis  führt,  dass  bei 
tiüti-  „Yermögeusgeiiuaseuschaftlicheu  Struktur  der  Körperschaft*, 
d.  h.  bei  einem  Aufgehen  des  Gesamt-R.  (z.  B.  des  Eigentums 
an  der  AUmende)  in  die  Sonder  B.  der  einzehien,  weder  Alleineigen- 
tum  der  Gesamtheit,  noch  Mitdgentiun  der  einzeInMi,  eondem  viel* 
mehr  «korporatiTes  Gesamteigentiim''  (odor  «genossenschaftUdies 
Gesamteigentam*)  anziindimen  ed,  d.  h.  es  liegt  ein  Verhältnis 
vor,  welches  unter  die  Kategorie  des  Individual-R.  (Privat-ß.) 
überall  nicht  passt:  die  Eigentumsbefugnisse  (»Eigentumssplitter') 
sind  nicht  nach  Privat-E.,  sondern  nach  Körpcrschafts-R.  (nach 
^  genossenschaftlichem  Prinzip')  zwischen  Einheit  und  Vielheit) 
verteilt .  es  liegt  ein  Eigentum  vor,  welches  doch  nicht  lediglich 
den  Rechtssätzen  des  Sacben-R. ,  sondern  zugleich  denen  des 
Körperschafts-ß.  unterliegt  (S.  317—820).  Unter  diesen  Ge- 
pnakt  hringt  der  Verf.  wie  daa  Eigentam  an  der  Allmende,  so 
auch  das  ISgentnm  der  Aktiengesellsohaft  und  der  Gewerkschaft 
<8. 321—333):  der  Aktionflr  hat  nach  dem  Verf.  nicht  hloss  ein 
Forderungs-R.,  sondern  wirklich  einen  „Anteil*,  anteilmässige  R. 
, dinglicher  Art'  an  dem  Gesellschaftsvermögen  (S.  328,  329), 
und  ist  dieser  ,  Anteil"  einer  besonderen  Besteuening  (neben  der 
Besteuerung  der  Aktiengesellschaft)  allerdings  unterworfen  (3.333). 
Ueberau  handelt  es  sich  hier  um  „eigenartige  sachenrechtliche 
Begriffe  von  sozialrechtlicher  (nicht  individualistisch-privat- 
wchtliehei)  Färbung"  (S.  330). 

Es  ist  klar,  dass  der  Verf.  hier  ein  zweifellos  Tovhaadenes, 
weittragendes  Problem  erfasst  und  zur  Sprache  gebracht  hat, 
ein  Problem,  welches  von  der  romanistiBch  ^dividuallstisch) 
gerichteten  Theorie  mit  Unrecht  zu  leugnen  versucht  wird.  Es 
handelt  sich  genau  um  dieselbe  Schwierigkeit,  welche  uns  bei 
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Begriffsbestimmung  der  Rechtsverliiiltnisse  an  res  publicae 
1  Mi:«  L'net.    Das  , publizistische  Eigentum"  Eiseies  entspricht 
genau  dem,  was  G.  als  „genossenschaftliches  Gesamteigentum 
bezeichnet.  Pür  das  r.  R.  liegt  alles,  was  nicht  Rechtszuständig' 
kmt  einer  einselneii  Porson  ist,  auBserbalb  des  Privat^R.  (ao  die 
res  publicae,  die  res  divini  jnris),  und  die  Becbtsfftbigkeit  Ton 
VerbandqiersOiiliidikeiten  wird  lediglich  durch  fiktive  Gleich' 
stdlnug  derselben  mit  SinselpersSnlichkdten  vermittelt  So  bat 
der  rOm.  ISgmtuxnsbegriff  die  entschieden  indiTidualistische  Fftr- 
bung  bekommen,  welche  er  noch  heute  in  unserer  Theorie  an 
sich  trägt,  und  ist  die  Schwierigkeit,  welche  G.  behandelt,  diese, 
den  Eigentnmsbegriff  auf  eine  höhere  Stufe  zu  erheben,  auf 
welcher  er  nicht  bloss  das  Alleiu-R.  einer  Einzelperson,  sondern 
auch  das  Gesamt-R.  mehrerer  verfassungsmässig  verbundener 
Personen  ausiiudriicken  imstande  ist.  In  diesem  Sinne  erscheint 
das  körperschaflliche  Eigentom  6.s  als  der  habere  Begriff,  unter 
welchen  das  publizistische  Eigentom  unterzuordnen  wttre.  Die 
Schwiwigkeit  ist  damit  deutlich  beiEeiehnet,  wenngleich  ttber  die 
Art  dinr  LOsnng  derselben  wie  ftber  das  Anwendung^biet  des 
neuen  Begriffs  verschiedene  Ansichten  möglich  sind.  G.  hat  die 
Formel  gewählt:  organische  Verknüpfung  von  "Vielheits-R.  und 
Einheits-R.   Es  würde  auch  die  andere  Begriffsbestimmung  mög- 
lich sein:  ein  Eigentum,  über  dessen  Ausübung  jedoch  nicht 
das  Privat-R.,  sondern  das  öffentliche  R.  bezw.  das  Körper- 
schaftü-R.  entscheidet. 

Das  m.  Kapitel  handelt  von  den  , Rechtsgemeinschaften 
xur  gesamten  Hand*.  In  demselben  werden  ^Gemeinschaft»-^ 
Verhältnisse  des  Individual-B.*  erkannt,  deren  Prinzip  nicht  im 
ESiperscbafts-B.  (wenngleich  »Ann&herungen  an  das  Eörper- 
schafts-R.  unbestreitbar  sind'),  sondern  im  Individual-B.  zu 
suchen  ist  (S.  339,  340).  Das  Wesen  der  Berechtigung  bezw. 
Verpflichtung  zur  gesamten  Iland  setzt  G.  darin,  dass  hier  eine 
, verbundene  Personenmehrheit"  als  Ti'äger  einer  „Willensgemein- 
schaft'' Subjekt  des  Verhältnisses  ist  (S.  34B):  durch  das  die 
Teilnehmer  verknüpfende  Band  ist  das  Quotenprinzip  ausge- 
schlossen  oder  doch  in  seiner  Entfaltung  eingeschränkt  (S.  346). 
Dabei  können  «Gemeinsdiaftsordnungen''  entstehen,  welche  sich 
,mehr  oder  minder  einer  Eörperschaftsverfassung  nähern"  (8.851): 
es  ist  «ne  BeprSsentation  der  gesamten  Hand  mOglich.  Ge- 
danken des  Person en-R.  (nicht  aber  des  K8rperschaft8>B.)  durch- 
dringen insoweit  die  sachenrechtlichen  oder  Obligatinnenrecht- 
liehen  Verhältnisse  (8.  854).   Hervoigegangen  ist  die  Gesamt- 
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band  ans  der  Gemeiiuchaft  der  HansgeoosBen;  sie  ist  dann  aber 
auch  auf  Tertragsmtosig  erzeugte  VerbBltnisse  übertragen  (8. 356, 
857).  Als  Tornehmste  Anwendungsfälle  der  Rechtsgemeinscbaft 

7111  gesamten  Hand  werden  sodann  die  eheliche  Gütergemein- 
schaft (S.  367 — 435:  das  Vermögen  ist  den  beiden  Ehegatten 
in  ihrer  personenrpchtUchen  Verbindung  gemeinsam;  Quoten 
können  wahrend  der  Dauer  der  Gemeinschaft  nicht  unterschieden 
werden  ,  wonnfrleich  sonderrechtliche  Anwartschaften  auf  einen 
Eigen! Urnsanteil  für  den  Fall  der  Auflösung  der  Gemeinschaft 
begründet  sind)  und  die  offene  Handel sgesellschaft  (S.  485 
bis  603)  einw  eingebenden  Beapreebung  unterzogen.  DSs  leta- 
tere  Thema  gibt  Anlass  za  einer  interessanten  Polemik  gegen 
den  bekannten  geistrollen  Aufsatz  yon  Lab  and  (S.  488^449). 
Die  Hauptsätze  dieser  Polemik  sind,  dass  die  von  Laband  an- 
genommene Trennung  von  „Handelsgesellschaft  im  Sinne  des 
Handelsgesetzbuchs",  welche  nichts  als  eine  , Haftungsart "  be- 
deute, und  von  einer  unter  den  Ge<?ellschaftern  (jedoch  nicht  not- 
wendig) bestehenden  zivilrechtlichen  , Sozietät"  unmöglich  sei, 
und  zwar  vor  allem  deshalb,  weil  die  Vereinigung  zu  dieser 
gemeinsamen  „liaitungsart"  an  sich  schon  einen  Gesellschafts- 
vertrag bedeute,  als  deswn  integrierei^er  Bestandteil  lediglich 
die  unter  den  Gesellsebaftern  Tcreinbarte  .SonetSt*  erscheine 
(diese  Soai^t  mit  den  ihr  eigentttmlicben  reehtlieben  Bestim- 
mung^ kann,  wie  G.  mit  Bedit  hervorhebt,  nicht  fttr  sich  allein, 
sondern  nur  in  Geraeinschaft  mit  dem  auf  Firmengemeinschaft 
gerichteten  Gesellschaftsvertrage  hervorgebracht  werden),  und 
^"eil  ferner  die  du^-r-h  den  Vertrag  über  die  gempinsame  Firma 
erzeugte  Kollektivnattuug  an  sif;h  sehon  eine  sozietfttsmilRsige 
^  ennögensgemeinschaft  (durch  Einwerfen  des  eigenen  Personal- 
kredits), also  ein  wahres  Gesellschaftsverhältnis,  nicht  bloss  eine 
Haftnngsart  bewirke.  Nach  6.  ist  allein  der  Begriff  der  ge- 
tarnten Hand  für  die  Konstruktion  der  offenen  Handelsgesell- 
Miaft  und  der  ihr  verwandten  Kommandit-  und  Aktienkom* 
manditgesellschaft  genÜigend  und  auareiehend:  die  Handelsgesell- 
schaft stellt  »eine  personenrechtliche  Gesellschaft  dar,  deren 
obligationenrechtliche  und  sachenrechtliche  Elemente  durch  die 
Vprbundenheit  der  Subjekte  als  solcher  eigentümlich  l)cstimmt 
und  gebunden  werden"  (S.  450):  die  Firma  bringt  die  personen- 
rechtliche Verbundenheit  zum  Ausdruck ,  deren  praktische  Be- 
deutung in  der  Vertretung  der  Gesellschaft  durch  den  Gesell- 
schafter hervortritt,  so  dass  die  Oeselkchaft  dem  einseinen  Ge- 
Mllsohafter  als  Trägerin  einer  ungesonderten  gemeinschaftlichen 
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Willens-  und  HfecUt&spliiire  gtgeiiübeiüutreten  imstande  ist 
(S.  453).  Die  objektive  Einheit  des  Handelsgesellscbaftsvermö« 
gens  ist  Niederschlag  und  Abbild  der  sabjektiven  Einheit  der 
Handelsgesellschaft  (8. 456),  kraft  deren  es  als  ein  ,fiir  sicli  be- 
stehender Yenndjitensinbegriff*,  als  ein  «deatschreehtliches  Sonder- 
veroOgen*  erscheint  (ß.  468),  Als  Subjelct  dieses  Vermdgens 
{der  Aktiva  und  der  Passiva)  sind  die  in  dieser  bestimmten  Art 
verbundenen  Gesellschafter  zu  denken  (S.  464).  Auch  an  der 
Kommandit^fesell  Schaft  und  der  Aktienkommanditgesellscbaft 
werden  diese  Gesichtspunkte  vom  Verf.  entwickelt.  Auf  S.  593  ff, 
wird  in  Polemik  gegen  Wach  von  der  materiellen  Prozess* 
parteilähigkeil  der  Gesellschaft  als  solcher  gehandelt. 

Das  IV.  Kapitel  (ß.  603—808)  fuhrt  den  Satz  aus:  die 
Körperschaft  ist  willens-  und  handlungsfähig  durch  ihre 
Organe,  jedoch  nur  innerhalb  der  ihr  vom  B.  gesetiEten  vor- 
fassungsmKssig  abgesteckten  Lebenssphare  und  nur  innerhalb  der 
Schranken,  welche  aus  ihrer  gliedmüssigen  Einordnung  in  den 
Staat  sich  ergeben  (Ausführung  über  die  staatUdie  KOrperschafts- 
hoheit  S.  648  ff.).  Eine  eingehende  Darstellung  ist  den  körper- 
schaftlichen Prozesshandlungen  (S.  729  ff.)  sowie  der  Delikts- 
fähigkeit der  Kflrperschaften  (S.  743  ff.)  gewidmet. 

Das  V.  Kapitel  handelt  von  Veränderung  und  Beendi- 
gung der  Körperschaften.  Nicht  bloss  der  Austritt  sämt- 
licher Mitglieder,  sondern  auch  die  Reduktion  des  Verbaudkör- 
pers  auf  eine  einzige  Person  (S.  835),  sowie  unter  Umständen 
schon  «übexmässiges  Zusammenschrumpfen  des  Terbandkörp«»* 
(S.  840)  fahrt  nach  demYerf.  die  Aufhebung  der  Körperschaft 
herbei.  Das  Vermögen  ä&t  aufgelösten  Körperschaft  wird  nicht 
bonum  vacans ,  vielmehr  voll/ieht  sich  in  dasselbe  eine  „eigen- 
artige sozialrechtliche  Sukzession"  (6.  859),  sei  es  zu  Gunsten 
einer  neu  gebildeten  Verbandsperson  (S.  866),  sei  os  2u  Gunsten 
eines  höheren  Verbandes  (Heimfall  an  die  Kii  che,  die  Gemeinde, 
den  Staat  8.  868  ff.),  sei  es  (was  bei  Privatkürperschaften  die 
Regel  bildet)  zu  Gunsten  der  einzelnen  Glieder  (S.  873  ff.).  Die 
aozialrechtlicheu  Begriffe,  welche  sich  noch  im  Auflösungsstadium 
der  Körperschaften  als  wirksam  erweisen,  werden  in  der  Schluss- 
ausiührung  (8.  884-  905)  dargel^. 

Mehrfach  wird  von  dem  Verf.  neben  dem  R.  der  Körper- 
schaften atich  das  K.  der  Stiftungen  (der  organisierten  An- 
stalten) gestreift  (namentlich  S.  11,  12,  84,  169  ff,  629,  871). 
Ueberau  sind  die  Ausführungen  des  Verf.  bedeutend,  anregend 
und  von  Ideen  erfüllt,  welche,  wenngleich  zum  Teil  vielleicht 
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gleich  mit  den  ffriecbiscVion  Yorbildern ,  sein  «ganzes  Snsseres 
Auftreten  und  die  Honorarverhältnisse.  Wonitror  beliebt  ist  der 
An1clflp;er,  -welchem  das  7.  Kapitel  gewidmet  ist.  Ihm  zur  Seite 
siuuden  die  subscriptores ,  nnd  wie  um  den  Verteidiger,  so 
bildeten  sich  auch  um  den  Ankläger  Gruppen,  welche  einander 
mit  nichts  weniger  als  freundlichen  Augen  ansahen.  Im  folgen- 
den 8.  Kapitel  iMginnen  die  Verhandlungen,  Dieselben  werden 
in  ibrer  Beihenfolge  lebendig  nnd  ansebanlich  gesebildert  und 
▼on  den  Advokatenkünsten  der  damaligen  Zeit  ein  sehr  natnr- 
getreues  Bild  entworfen.  Das  »dixerant*  des  Ausrufers  kundigte 
den  Schluss  der  Yerbandlnngen  an  und  die  Judices  gehen  über 
zur  Abstimmung,  deren  Kesultat  der  Praetor  oder  Vorsitzende 
verkündigt.  Die  gewöhnliche  Strafe  ist  die  Verbannung.  Nach 
diesen  bewegten  und  init  lebhaften  Farben  geschilderten  Szenen 
geht  der  Verf.  zur  Beurteilung  der  röui.  Eedner  selber  über, 
welcher  das  9.  Kapitel  gewidmet  ist  (S.  235 — 273).  Er  charak- 
terisiert darin,  meist  mit  den  Worten  der  rOm.  Schriftsteller 
selbst,  die  einseinen,  wKbrend  der  Bepnblik  hervorragenden 
Bedner.  Ctoero  selbst  I&sst  er,  wie  Ihne  (rOm.  Oesehiohte),  die- 
jenige Gorechiigknt  widerfahren,  weiehe  Mommsen  ihm  unbillig 
▼»rweigert.  Im  letzten  Kapitel  endUeh  sacht  er  diejenigen  Merk- 
male auf,  welche  die  röm.  Beredsamkeit  vor  anderen  auszeichnen, 
und  findet  dieselben,  weder  in  der  Heftigkeit  noch  in  dem  Pathos, 
welche  beide  sich  bei  den  griccb.  "Rednern  in  gleichem  oder  höherem 
Masse  vorfinden,  als  vielmehr  in  der  urbanilas,  dem  französischen 
esprit  und  der  gravitas.  Das  Wesen  dieser  beiden  Eigenschaften 
wird  von  P.  einlässlich  und  geistreich  geschildert  und  nach- 
gewiesen, dass  sie  das  Wesen  des  röm.  Bedners  ausmachen,  dem 
Charakter  des  rÖm.  Volkes  entsprechen  und  bei  CHcero  ihr» 
höchste  Ansbildnng  gefunden  haben.  Auf  den.  Verf.  aber  kann 
angewendet  werden,  was  Scaliger  von  einem  firanzösisohen  Juristen 
sagt:  c'est  un  gentil  personnage  qni  valde  jnvit  litteras  et 
litteramm  studiosos.  König. 

Bruns,  C.  G.  Fontes  iuris  Romani  antiqui  Editio  quinta 
Onra  Theodori  Mommseni.  Freiburg  i.  Br.,  Mohr. 
1887.  422  8.   8  M. 

Die  der  1,  Auflage  dieses  Buchs,  über  dessen  Wert  eine 
Bemerkung  tiberflüssig  ist,  folgenden  Auflagen  sind  mit  Eecht 
stets  sls  Termehrte  und  verbesserte  beseichnet  Gegen  die  150  8. 
der  1.  Auflage  (1860)  umfasste  die  2.  (1871)  253  8.,  die  8.  (1876) 
817  a,  die  4.  (1870)  841  S.,  wShrend  die  vorliegende  auf  422  8. 
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gestiegen  ist.  Schon  bei  der  2.  u.  3.  Auflage  hat  Momrasen 
dem  Verf.  seine  Unterstützung  zu  Teil  werden  lassen,  der  4. 
hatte  er  1881  nach  des  Verf.  Tod  ein  Sapplementom  (insb^on* 
dere  das  1880  gefimdene  zweite  Brachstück  der  Lex  BabiU  ent- 
haltend) zngefägt,  jetzt  erkl&rt  er  ea,  wie  berefta  im  Vorwort 
sa  dieser  ErgSosimg,  fOr  Freundeapflicht,  die  enm  auetore  vivo 
tanqnam  commanis  cara  and  die  fotnra  recognitio  et  continuatio 
der  Pontes  allein  zu  übernehmen.  Von  dem  Gesichtspunkt  ge- 
leitet, im  Sinne  des  Verf.  zu  verfahren,  hat  er  alles,  was  B. 
aus  Denkmälern  und  Büchern  aufgenommen,  gelassen,  das  Auf- 
genommene aber  nach  den  besten  Ausgaben  rekognosziert,  so 
dass  der  das  Buch  Benutzende  certo  fundamento  iusistat  neqae 
erroribus  conjecturisve  tacitia  fallatui". 

Aosser  den  bereits  in  dem  Supplemeutum  enthaltenen  finden 
sieh  in  der  neuen  Auflage  folgende  Yermelmuigeii.  L  Pars  im 
4.  Kapitel  (Leges  coloniarom  et  munieipiorum)  eine  epistula  de 
^Cymandema,  woaa  in  den  Additamenta  zwei  epistola  de  jure 
civitatis  Orcistenorum  kommen;  im  5.  Kapitel  (S,  Cons)  S.  C. 
de  Thisbaeis,  de  Oropiis,  de  AphrodiviensibuB  aowie  ein  edictum 
praetoris  (de  senatus  sententia)  de  campo  Esqutlino;  im  6.  Ka- 
pitel (Edicta  et  decreta  magistratuum  et  sacerdotum)  —  in 
welchem  das  edictum  perpetuum  praetoris  von  Lenel  ist  — 
eine  epistola  praefectorum  praetorio,  in  docreta  XV  viraru  sacris 
fadendis  nnd  ein  decreta  proconsulis  Sardiuiae;  im  7.  Kapitel 
(Coastit  imper.)  fkn.  decr^  Commodi  de  saltu  Bunuiitano; 
ausserdem  sind  zwei  neue  Kapitel  (8  und  9)  zogefUgt:  Juris 
jnrandi  in  prindpem  formalae  nnd  Ordo  salutationia  aportn- 
larumque  provinoiae  Nnmidiae.  Dasa  die  6.  Auflage  in  der 
I.  Pars  9  Kapitel  aufweist  statt  der  6  Kapitel  der  4.  Auflag«;, 
erklärt  sich  aus  der  Aenderung  der  Einteilung:  während  bei  B. 
das  3.  Kapitel  alle  Leges  post  XTT  tabulas  latae,  geschieden 
nach  Jahrhunderten,  uinfasst,  zerlegt  Momrasen  den  Stoff  in 
2  Kapitel,  ohne  diese  zeitliche  Scheidung:  Kapitel  3.  Leges 
pabUcae  populi  ßomani  post  XII  tabulas  latae  uud  Kapitel  4. 
Leges  Goloniarnm  et  munieipiorum. 

II.  Pars.  In  dieser  ist  der  Bubrik  nach  neu  das  1.  Kapitel: 
Leges  diotae  rebus  communi  aacroTe  usui  destinatia,  sachlioh  neu 
sind  4  Nummern  (beaügliob  5:  denn  auaaer  den  mit  t  bezeieh* 
neten  ist,  soviel  ich  sehe,  auch  Nr.  9;  ex  legibus  incertis  de 
aquaeductibus  urbis  Bomae  neu),  während  die  übrigen  in  der 
^-  Auflage  der  L  Pars  zugewiesen  waren  (I.  1  und  2  =  S.  44 
der  4.  Auflage;  I.  3  =  S.  87;  L  8  =  g.  128;  L  10  =  S.  141). 
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Das  14.  Kapitel  (Testamenta)  entbttlt  3  Nummern  mehr,  näm- 
lich 2  Abscbnitte  ans  Testamenten  (Fideikommisse  an  Stadt* 
gemeinden  mit  Modus)  und  «non  KodizQL   Qanz  neu  hinzu* 

gekommen  ist  das  13.  Kapitel:  Nomintiin  transsoriptio,  ein  kleines 
Bruchstück  von  n  Zeilen,  enthaltend  die  vom  Schnldner  selbst 
j^emacbte  und  aiü  seinem  Grundstück  einf»emeisselte  Angabe, 
dass  er  die  aus  einem  Kaui'  stammende  in  LitteraloblijTation 
verwandelte  Schuld  von  70  000  HS.  in  zwei  Posten  an  zwei 
Personen  zum  Zweck  der  Auszahlun«?  an  den  abwesenden  Gläu- 
biger gezahlt  habö  gegen  Verpfändung  von  Grundstücken. 

Die  m.  Pars  hat  eine  inhaltliehe  Erweiterung  nicht  erfahren, 
Mehrung  der  Seitenzahlen  (88  gegen  75)  kommt  auf  Rechnung 
der  etwas  erweiterten  Anmerkungen.  Burekhard. 

Calle,  G.  Le  ori^ini  della  proprietä  Quiritaria.  Turin, 
H.  Löscher,    1887.    30  S. 

Eine  zwischen  Mommsen  und  Padeletti  vermittelnde  Ablei- 
tung des  Eifrentums  in  Latiuni  vom  ^domus"  (S.  10)  und 
ringsum  gelegenen  heredium  (S.  4),  welche  in  Ermangelung  von 
Blutserben  der  in  mehrere  »vici"  zerlallenden  gens  (Familien- 
oder Markgenossenschaft ,  S.  22 ,  mit  compascu)  heimhelen ; 
mehrere  solche  Gmossenschaften  bildeten  einen  Gau  (trihus, 
pagus,  S.  4,  12  n.  25),  welcher  gleioh£Eills  besonderes  Vermögen 
besitzMi  konnte.  ord.  Beohtqi»FofesBor  au  Turin,  ist  Verf. 
der  ,Appellazione*,  des  «Fallimento  nel  dir.  intern,  priv.",  der 
«Filoeofia  Boc",  der  .CouTiTenza  civ.  e  pol.",  sowie  insbesondere 
auch  der  nYita  del  diritto'  (bei  Bocca  in  Turin,  664  S., 
12.  1880),  worin  der  allenthalben  bleibend  und  überein- 
stimmend verwirklichte  Kechtsgedanke  geschichtlich  und  psycho- 
logisch zergliedert,  sowie  mit  dem  Geiste  und  der  Richtung 
selbst  der  allerneuesten  europäischen  Gesetzgebungen  in  bedeu- 
tungsvollen Vergleich  gezogen  wird. 

Obiger  Sonderabzug  aus  den  Verhandlungen  der  Academia 
delle  Scaenze  yon  Turin,  Vol.  XXn,  27./ni.  1887,  bildet  die 
Einleitung  zu  0.s  soeben  zu  erscheinen  beginnendem  Werke  «Le 
origini  del  diritto  pubbL  e  prir.  di  Roma*.        F.  G-eigeL 

Ofner,  J.  Der  Urentwurf  und  die  13eratung-- pro tokolle 
des  österr.  allgemeinen  bürgerlichen  G  ese >  /.buches. 
Wien,  Holder.    1887.    2.  u.  3  Lfg.  CXLVIIL  und  32  S. 

Während  in  Frankreich  sofort ,  in  Preusstn  schon  lange, 
die  Protokolle  Uber  die  Beratung  des  Code  Napoleon  bezw.  des 
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allgemeinen  preuss.  L.B.  zu  wissenschaftlichen  Arbeiten  verwen* 
det  werden  konnten,  waren  die  Protokolle  über  die  Beratung 
des  österr.  Gesetzbuches  bis  zu  dem  Zeitpunkte,  als  Glaser  die 
Leitung  des  Justizministeriums  übernahm ,  unzugänglich.  Die 
ersten,  welche,  von  einzelnen  Arbeiten  Harrasowskvs  abgesehen,, 
die  Frotokoiie  in  umfangreicher  Weise  üu  beuiuzen  gedachten 
und  t^veise  aueb  bentlt^ten,  waren  Pfaff  und  Hofmann,  in 
deren  bekannten  Komm€lntare  zum  Osteirr.  allgemeinen  bürger- 
liehen  Gcsetsbnolie  eben  die  IVotokolle,  soweit  ihr  Inbalt  inter- 
essant war,  Terwertet  werden  sollten.  Nat^dem  nun  die  Fort. 
set/Aing  dieses  Kommentars,  der  nach  dem  ursprünglichen  Plane 
der  Verf.  schon  längst  vollendet  sein  sollte,  aufgegeben  zu  sein 
scheint,  so  lag  die  Gefahr  nahe,  dass  die  Beratuncrsprotokolle 
zum  bürgerlichen  Gesetzbuche  wieder  gänzlich  der  Vergessenheit 
anheimfielen.  Der  Wiener  Advokat  Dr.  Jnlius  Ofiun-  hat  sich 
deshalb  entschlossen ,  die  fra£»liehen  Protokolle  dadurch  vor 
diesem  Schicksale  zu  bewahren,  dass  er  sie  veröffentlichte.  Die 
1.  und  2.  L%.  enthalten.  zmAehst  den  ürentwnrf  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches,  der  schon  die  bekannte  Einteilang  des  all- 
gemeinen  bfirgerlicbeii  Gesetsbuehes  in  drei  Teile,  jedodi  nicht 
mit  fortlaufender  Paragrapbenniunerierung  aufweist,  ferner  die 
Beratungsprotokolle  zu  der  einen  Hälfte  des  ersten  Teiles?  die 
B.  Lfg.  enthält  dann  den  Schloss  der  Beratungsprotokolle  zum 
ersten  Teile  und  die  zum  zweiten  Teile.  Die  Beratungsprotokolle 
umfassen  die  Sitzungen  vom  21.i'Xn.  1801  und  5./XII.  1803  und 
sind  vüUstündig  wiedei^gegcljen.  Von  den  Teilnehmern  der  Re- 
ratong,  welche  unter  dem  Präsidium  des  Staatsministers  Grafen 
Bottenhann  stattfand,  waren  die  hervorragendsten  der  nieder- 
Sstevr.  Oberstlandrii^ter  y.  Haan  und  der  Appellationsrat 
V.  Zeiller  (der  Verf.  des  bekannten  Kommentars  anm  bürger- 
lichen Gesetzbach),  weicher  als  Beferent  fimgierte.  Derselbe 
eröffnete  die  Sitzung  mit  einem  längeren  einleitenden  Vortrage 
1—12),  worin  er  einerseits  eine  kurze  Geschichte  des  Ent- 
wuafes  gab  and  andererseits  die  leitenden  Ghrandsätze  desselben 
entwickelte. 

Es  ist  selbstverständlich,  dass  diese  Ideen  der  damals  herr- 
W^Mmden  naiuiphilosophischen  Kichtung  entsprachen  und  kommt 
eben  deshalb  diesem  Vortrage  die  gässte  Bedeutung  für  daa 
Verständnis  des  Gesetsbuches  za.  Er  ist  gleichsam  als  Vorwort 
^  dasselbe  sn  betrachten.  W.  Fuchs  (Wien). 
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III.  Friyatrecht. 

fingelmaim,  Th.    Die  custodiae  praestatio  nach  r.  E. 
Nördlingen,  Beck.    1887.    1^0  S.   3  M. 

Die  technische  Custodiabaftung  ist  die  jedem  zur  Prästation 
der  culpa  levis  Obligierten  gesetzlich  obliegende  VerpÜichtung, 
mit  der  Sovi^samkeit  eines  diligens  pater  fatnilias  eine  kür])er- 
licbe  Sache  vor  ächädigendeii  ausäerea  Einwirkungen  zu  bewaiiren. 
IHe  custodia  ist  nidits  andern  als  diligentia  in  cnstodi«ndo; 
die  Haftung  fär  custodia  tritt  bei  Yerpfliohtung  zu  omnis  dili- 
gentia ein»  sobald  eine  zu  bewahrende  körperliche  Sache  vor- 
handtti  ist.  Die  custodia  hat  sich  nicht  allein  gegen  darnnum 
und  furtum,  sondern  gegen  alle  äusseren  Einwirkungen  sn  wen> 
den,  welche  die  Sache  irgendme  in  ihrem  Wert  herabsetzen  oder 
dem  lierechtigteu  entziehen.  Es  ist  aber  bei  der  custodia  nie 
eine  ül;er  die  diligentia  biüausgoliende  Haftung i  eine  Verpflich- 
tung, für  Zufall  einzustehen,  vorhanden. 

Das  Custodiaverspreclien  erzeugt  die  normale  technische 
Custodiahattuug ,  waim  Promittent  noch  nicht  zur  custodiae 
praestatio  Terpflichtet  war.  War  dies  aber  schon  der  Fall,  so 
muss  den  Regeln  Uber  die  Auslegung  von  Verbogen  zufolge 
*Mne  Erhöhung  der  Haftpflicht  ^treten,  und  zwar  eine  Erhöhung 
bis  zu  dem  Punkt,  dass  alle  ZuföUe  ohne  jode  Aosniüime  als 
mitübernommen  und  daher  als  vertretbar  betrachtet  werden. 

Bei  dem  receptum  findet  euie  Steigerung  der  Haftung  über 
diligentia  und  über  custodia  hinaus  statt.  Die  damna  fatalia, 
für  die  hier  nicht  einzustehen  ist,  sind  die  in  abstracto  unver- 
schuldeten, d.  h.  bis  zum  Beweis  des  Gegenteils  als  unverschuldet 
betrachteten  ünfülle.  Bümelin. 

Bye^  R.  Die  Lehre  YOn  den  Schuldverhältnissen  nach 
gemeinem  deutschen  B.  MitRfteksicht  auf  partikulare 

und  fremdländische  Gesetzgebung  systematisch  dargestellt 
2.  Heft.    Berlin,  Decker.    1887.    S.  129-836. 

Das  vorliegende  2.  Heft  des  Werkes  (dessen  1.  Heft  im 
C.Bl.  II,  280  angezeigt  wurde)  behandelt  im  5.  Abschn.  die 
„alternativen",  im  6.  die  , gegenseitigen"  Schuldvcrhitltnisse. 
Der  erstgydaobte  Abschnitt  beginnt  mit  tiner  Einleitung,  welche 
eine  Uebersicht  über  die  bisherigen  Theorien  der  alternativen 
Obligationen  gibt.  Dass  sich  hierbei  „sehr  erhebliche,  scheinbar 
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Tiaversöhnliebe  Gcgeiisiitze'  geltend  machen,  hat  nach  Ansicht 
des  Verf.  seinen  Grund  darin,  ^dass  man  unter  dem  Begriff  der 
alternativen  Obligation  verschiedenartige  VeriiiU Luisse  zusammea- 
fesst«  und,  je  nachdem  man  von  der  einen  oder  anderen  Art 
ausging  und  die  dabei  gefandenm  OrondsKtze  auf  alle  Arten 
aiudehnen  wollte,  m  verscbiedenen  Resultaten  kommen  musefce*. 
Es  sei  zu  nnteirsdieiden  xwiaehen  a>ltemati7er  FeaAem  und  altor* 
nativer  Obligation.  Der  Verf.  behandeil  demnach  die  „Pendenz 
der  Rechtsverhältnisse*  überhaupt  (S.  132 — 186),  schliesst  dann 
die  , alternative  Pendenz*  (S.  186 — 107)  und  erörtert  schliesslich 
auf  S.  197 — 269  die  „alternative  Obligation'",  deren  Begriff  er 
durch  die  vorhergegangene  Ausscheidung  der  Peiidenzralle  ge- 
wonnen haben  will.  Der  folgende,  von  den  „gegenseitigen 
Schuldverhältnissen "  handelnde  5.  Abschn.  des  Werkes  zerfällt 
'in  zwei,  dem  Umfange  nach  fast  gleioibe  Abteilungen:  „A.  Die 
Ipeeeliiehtliebai  Ausgangspunicte*  auf  27  Seiten,  ,B.  Weeen  der 
eynaliegmatiscfaen  Yerpfliohtnng,'  auf  80  Seiten;  daran  sebliesst 
sieh  auf  drei  Seiten:  ,0.  Neuere  Gesetagebung.'  Aueh  bei  der 
a alternativen  Obligation"  ist  die  „neuere  Gesetzgebung*  mit 
drei  Seiten  abgefertigt.  Gänzlich  mit  Stillschweigen  übergangen 
ist  z.  B.  die  Streitfrage ,  ob  bei  alternativen  Obligationen ,  bei 
welchen  der  Gläubiger  das  Wahlrocht  hat,  derselbe,  wenn  er 
klagt,  durch  das  in  S.  230  der  Z.Pr.O.  aulgestellte  Erfordern iss 
der  „Bebtinimtheit"  zur  Ausübung  des  Wahlrechts  gezwungen 
eei,  oder  ob  er  sich  in  der  Klage  das  Wahlrecht  noch  TOrbe» 
holten  dftrfe;  nur  für  die  PsUe,  in  welchen  der  Schuldner 
wahlberechtigt  ist,  wird  der  üinfluss  der  Z.Pr.O.  behandelt 
<8.  261).  Der  Verf.  will  die  Lehre  von  den  Schnldvca-hSltnissen 
nadi  .  :  riu'inem  deutschen*  B.  darstellen.  Er  hat  mit  un- 
endlichem Fleisse  und  Scharfsinn  gearbeitet ;  allein  er  hat  in  der 
Wahl  des  Titels,  welchen  er  an  die  Spitze  seines  Werkes  ge- 
stellthat, sich  vergriffen.  Das  R.,  welches  er  darstellt,  ist  nicht 
unser  »gemeines  deutsches  it.",  sondern  das  r.  E. 

V.  Cuny. 

Ifowaky  R.  Entscheidungen  des  k.  k.  obersten  österr. 
Gerichtshofes  in  Zivilsachen.  II.  Bd.  Wien,  Man«, 
1887.  300  8. 

Der  vorli^ende  Band  dieser  Sammlung  enthält  drei  Gruppen 
Entscheidungen.  Zunächst  nämlich  die  Entsclioidungen ,  welche 
in  das  Judikatenbuch  dps  obersten  Gerichtshofes,  dann  jenp, 
welche  in  das  Spruchrepertorium  aufgenommen  sind,  und  endlich 
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jene,  welohe  Tom  obersten  Gerichtshöfe,  ohne  einer  dieser  beiden 
Kategorien  aii«m;ehören ,  amtlich  TerOffantlicfat  worden.  Seit 
B^inn  des  Jahres  1885  Ittsst  nBanlich  der  oberste  Gerichtshof 

aacb  Entscheidungen  veröffentlidiea,  welche  weder  dem  Judi* 
katenbuche  noch  dem  Spruchrepertorinm  angehören;  von  welchem 
Prinzipe  sich  hierbei  der  oberste  Gorlchtshof  leiten  lilsst,  ist  uns 
nicht  bekannt  und  ist  auch  der  vorlioL'enden  Sammlunj,'  nicht 
zu  entnehmen.  Der  zweite  Band  dieser  Sammlunir  enthUlt 
nun  zuniichst  16  Entscheidungen  aus  dem  Judikatenbnche, 
3-i  dem  Spruchrepertorium  augehörige  und  endlich  2-1  aiidtre, 
amtlieh  yerQfii»ntlichte  Entscheidungen.  Die  ersteren  beiden 
Gruppen  enthalten  Entaehcddungen  vom  Jahre  1879  an,  die- 
leiste,  wie  schon  oben  bemerkt,  yom  Jahre  1885  an. 

W.  Fuchs  (Wien). 

Boach,  Ch.  F.  A  Treatise  on  the  Law  of  Contrihutory 
Negligence.  New  York,  Baker,  Voorhia  Sc  Co.  1885, 
XLVni  und  512  S. 

Nach  englischem  und  amerikanischem  Common  Law  wird 
angenommen,  der  durch  einen  Dritten  Beschädigte  sei  zu  keiner 
Klage  auf  Schadenersatz  berechtigt,  wenn  er  durch  eigene  Nach- 
ISsBigkeit  die  letzte  Ursache  der  Beschädigung  gewesen  ist,  d.  K 
wenn  er  durch  Anwendung  gewöhnlicher  Auflmerksamkeit  doi 
Schaden  hfttte  Termeiden  liAnnen,  und  dies  zu  thun  unterlagen 
hat  In  diesem  Falle  kommt  die  grossere  oder  geringere  Nach« 
ISangkeit  des  Beklagten  nicht  in  Betracht,  sondern  die  Ver- 
antwortlichkeit filllt  ausschliesBlich  auf  denjenigen,  welcher  den 
Unfall  hsttfi  abwenden  können  und  es  nicht  gethan  hat.  Dieser 
Grundsatz  ist  in  einer  Reihe  von  Pftllen  von  engl,  und  amerik. 
Gerichten  festgehalten  worden,  und  auch  von  Lord  Ahinger  in 
dem  von  B.  mit  Unrecht  hart  angegriffenen  Fall  Davis  v.  Mann. 
An  die  allgemeine  Erörterung  des  Begriffes  der  contributory 
negligence,  wie  diese  eigene,  die  letzte  Ursadie  des  Schadens 
bildende  Nadi^ssigkeit  des  Klägers  genannt  wird,  schliessen  sich 
eingehende  und  auf  eine  Rahe  von  Entscheidungen  gestO-tete 
üntersnchniigeu  und  Erörterungen  über  die  Begriffe  yon  ordi- 
nary  care  und  proximate  cause;  ferner  über  die  Frage,  in 
welchen  Fällen  von  einer  NachlSssigkeit  nicht  die  T?ede  sein 
könne,  B.  wenn  der  Beschildigte  von  der  zu  vermeidenden 
oder  abzuwendenden  Gefahr  keine  Kenntnis  hatte,  oder  die 
Möglichkeit  der  Nachlässigkeit  eines  anderen  nicht  vorhersehen 
konnte,  oder  die  eigene  oder  fremde  Rettung  in  der  Verwirrung 
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auf  eine  ungeeignete  Weise  suchte.  Dasb  die  Bescbädigung 
während  der  Begehung  einer  ungesetzlichen  Handlun?  orfolgfe, 
ist  an  sich  kein  Befreiungsgrund  für  den  Beklagten,  wenn  nicht 
gerade  die  ungesetzliche  Handlung  die  UrMche  der  Verletzung 
war.  Ist  die  NaolilHssigkeit  des  Klägers  eine  naehfolgende  ge- 
wesen, die  nicht  vax  Entetehnng  des  Schadens,  sondern  nur  znr 
Yvtgt^Bmanxüg  desselben  beitrag,  so  ist  sie  nicht  eontribntoiy 
negligence,  sondern  wird  als  eine  solche  betrachtet,  welche  selbst- 
ständige Folgen  erzeugte,  und  er  kann  daher  für  denjenigen 
Schaden,  welchen  er  selbst  verschuldet  hat,  keinen  Ersatz  ver- 
langen. Die  mitgeteilten  Fülle  würden  nicht  überall  die  näm- 
liche Entscheidung  gefunden  haben,  allein  sie  zeigen,  wie  schwiel  ig 
eB  ist,  immer  die  richtige  Grenze  zu  iinden.  Das  folgende  Kapitel 
ist  der  sogen,  comparative  negligence  gewidmet,  d.  h.  denjenigen 
PiOlen,  wo  den  Beschadiger  und  den  Beschädigten  ein  Ver- 
idralden  trifil,  auf  wdehes  die  Entstehung  des  Schadens  zurück- 
suftthren  ist.  Es  wird  hier  nicht  etwa  der  Schaden  geteilt, 
sondern  im.  Gegensats  zum  common  Law,  welches  bei  dem  Vor- 
handensein von  eigMier  contributoi'y  negligence  des  Beschädigten, 
jede  Ersatzklage  ausschliesst,  der  Grundsatz  /.ur  Anwendung 
gebracht,  dass  ein  im  Yerbllltnisse  7,u  demjenigen  des  Beklagten 
geringeres  Verschulden  das  KlBgr.'cht  nicht  ausschliesse.  Es 
wird  somit  der  Grad  des  Verschuldens  abgewogen  und  dem- 
jenigen die  Folgen  auferlegt,  welchen  das  grössere  Mass  triflFt. 
Bs  kann  somit  in  diesen  Fällen  der  Kläger  SohadoienmtE  er- 
halten,  obgleich  er  denselben  mitverschuldet  hat,  nur  weil  sein 
Verschniden  ein  geringeres  ist  als  da^enige  der  anderen  Partei. 
Diese  Ansicht  wurde  angenommen  in  Blincis  und  einigen  anderen 
Staaten  Amerikas,  in  den  ttbrigen  dagegen  und  in  England 
ansdrüclclich  Terworfen. 

Der  folgende  4.  Abschnitt  handelt  von  dem  mitwirkenden 
Verschulden  dritter  Personen.  In  der  Eegel  kann  nur  dasjenige 
des  Beschädigten  selbst  seiner  Klage  entgegengestellt  werden, 
und  dasjenige  Dritter  nur  dann,  wenn  der  Kläger  rechtlich  die 
Handlungen  desselben  vertreten  muss  oder  fOr  dieselben  ver- 
uttvortlich  ist.  Dies  ist  dann  der  Fall,  wenn  d«r  Dritte  als 
Dieostbote  in  seinem  Auftrage  oder  aJs  Agent  gehandelt  hat. 
Auch  hier  besteht  mit  Bezug  auf  einzelne  Fälle  eine  wesentliche 
Verschiedenheit  zwischen  den  ürtdien  engl,  und  amerik.  Gerichte. 
Einem  Reisenden  z.  B.,  welcher  von  einem  Dritten  verletzt  wird, 
kann  nach  engl.  R.  die  Nachlässigkeit  seines  eigenen  Kutschers 
oder  Omnibusführers  entgegengehalten  werden,  nach  amerik. 
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nicht  Wenn  ferner  der  Kläger  ein  Kind  oder  Bevormundeter  etc. 
ist,  ao  fragt  es  sicli,  ob  der  Klage  desselben  die  contribntoiy 
negligence  seiner  Eltern,  Vormünder  etc.  entcregeiigehalteu 
werden  könne  oder  nicht.  Auch  hieröber  Vjcsteht  keine  Ueberein- 
stimmunjT  in  der  Eechtsprechung ,  sondern  es  liegen  ganz  ab- 
weichende Entscheidungen  vor,  und  es  erscbeinen  dieselben  über* 
haupt  ,  wie  in  Amerika  so  auch  in  England,  nicht  voUkommen 
befriedigend. 

Die  folgenden  Kapitel  behandeln  die  cont  negligenee  mit 
Rücksicht  auf  den  Eisenhahntransport,  mangelhaft  unterhaltene 
Strassen ,  auf  das  Verschulden  von  Dienstboten  und  Arbeitern, 
und  endlich  mit  Buchsicht  auf  Trunkenheit,  Blindheit,  Taubheit 
u-  s.  w.,  endlich  die  Beweislast  des  Klägers  und  des  Beklagten, 
und  die  Unterscheidung  der  Thatfrage  von  der  Rechtsfrage. 

Der  Verf.  hat  alle  neueren  amerik.  Bearbeitungen  der  culpa 
benützt,  und  die  Werke  von  Wharton,  Thompson  und  Shearman 
und  Redfit  Id  wiederholt  angerufen;  daneben  aber  .stützt  sich 
seine  Untersuchung  auf  mehr  als  3000  Entscheidungen,  welche 
verarbeitet  und  teilweise  ausführlich  und  eingehend  diskutiert 
werden.  In  dieser  vollständigen  Sammlung  und  Verarbeitung 
des  Stoffes  liegt  für  uns  der  Hauptwert  des  Buches. 

K5nig. 

Smith»  W.  A  Compendium  of  the  Law  ofReal  and 
Personal  Property.  L  II.  6th  ed.  Stevens  k  Sons. 
1884. 

Die  erste  Ausgabe  dieses  Handbuches  erschien  1835  in  einem 
Baude,  und  erst  seit  der  vierten,  1870  erschienenen  Ausj^abe 
erfolgte  die  Zerlegung  in  zwei  Bände.  Wenn  es  nicht  möglich 
war,  den  Stoff  etwas  mehr  zusammenzudiängen  und  namentlicfa 
Antiq^uierteb  etwas  kürzer  zu  fassen ,  so  war  eine  Vermehrung 
der  Bände  gewiss  ratsamer,  als  diejenige  der  Seitensahl  eines 
änsigen  Bandes  su  oft  unförmlichem  Umfang.   Die  neue  Auf- 
lage bernoksiohtigt  nicht  nur  alle  seither  erschienenen  Gesetze, 
namentlich  die  Bills  of  Sale  Acts ,  die  Conveyancing  Acts ,  die 
Married  VP'omens  Property   Act  and  Settled  Land  Act,  die 
Bankruptcy  Act  und  Agricultural  Holdlnnrs  Act,  sondern  teilt 
dieselben  auch  in  extenso  mit,  was  für  den  englischen  Juristen 
vielleicht  üherliüssig  sein  mag,  für  den  kontinentalen  dagegen 
sehr  angenehm  ist.    Betreffend  die  Anführung  der  richterlichen 
Entscheidungen  legt  sich  der  Verf.,  welchem  sieh  bei  dieser 
Ausgabe  noch  J.  Trustram  beigesellt  hat,  eine  weise  Beschria' 
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IV.  Handelsrecht. 
Biesser,  J     Zm.  -p«  •  • 
1.  Abteil™.     Be  ,; 

lies    3  M       ^^"-    *»ttgart,  P.  BU».  1887. 

nel«  Debdb  mit  Pin™),  j  ,  ""ff"^^"?«'!  sondern  in 
beantworte  lCl;iiftM,f  -  r"""""«««'  Erörterang  ^ 

welche  bereits  «jTr  f  u,ileis«clie„, 
votandigen  oder^^  1?"«^ eine 
Heften  betalt  dt  v^  r^V^r^'""«  'Ä"^-" 
Iiecht,i„,tit„te  „t  "f*^»»«  «««W  vor.  welche 
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«ahme  voTSl^S  "^'''f  welche  Ueber- 

■^^'^«rf-finteÄ^i  »»Pf^'*"  dürften.) 

«"»1  seiner  Ti»f„  f.    ™We%esetzbuches  und  das  Ma- 

Wteratnr  di  n  "I^r""^.  »  f  unul^^ebUren 
«»ben  eiche  nen  «t!^  ^  »'«bt  über- 

«■""■e      Handel   .  r",.''^'        T«£  di,  ^  H„. 

i„«^^>kammern,  .„wie  die  Vereinsschrift«,  „.rf  ^ 

nmn  freilich 

rw«se  kenien  Absehmtt  des  Handelsgesetzbuches,  za 
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welchem  nicht  eiue  Fülle  von  Reformvorschlägen  heranjTewachsen 
wäre;  aber  des  Verf.  Arbeit  ist  nicht  bloss  ein  wohlverstehender 
Eklektizismus,  soaderu  auch  eigenes  Revidieren. 

Einige  Punktfi,  iu  Bezug  auf  welche  man  Widerspruch  er- 
hoben kann,  seien  hier  kurz  hervorgehoben,  um  dadurch  sachlich 
anregend  zu  wirken. 

Verf.  wendet  sich  (S.  17)  gegen  die  ÜEterscheidung,  welelae 
nach  dem  Schlusssatze  des  Art.  272  «wischen  (Geschäften  eines 
Kaufinanns  und  Niöhikaii£manns  zu  machen  ist,  und  nimmt  an, 
es  sei  kein  stichhaltiger  Grnnd  dafttr  einzusehen,  weshalb  2.  B. 
mn.  einmaliges  VerUgsgeschäft  oder  Geldwechslergesehäft  eines 
Nichtkaufmanns  anderen  Regeln  unterworfen  werden  sollte,  als 
das  Verlagsgeschäft  eines  Buchhändlers  oder  das  Geldwechsler- 
geschäft eines  Bankiers.     Aber  j^erado ,   das  Bankiergescliiift 
enthält  den  praktischesten  Hinweis  darauf,  dass  denn  doch  ein 
Unterschied  besteht;  in  den  kleinen  Stedten,  in  welchen  kein 
berufsmässiger  Bankier  sich  beiludet,  besorgt  in  der  Regel  der 
bedeutendste  Schnitt-  oder  Kolonialwareuhändler  zugleich  ein« 
seine  Oesohäfte  des  Geld*  und  EreditTerhehrs  seines  UeinsUdti- 
scihen  Publikums;  dies  geschieht  ganz  in  den  Formen  seines  ge- 
werbsmässigen Geschäfts,  in  dem  Schnitt-  oder  Kolonialwaren- 
gesch&ftslokale,  unter  Verwendung  des  HiUspersonals  u.  s.  w., 
und  ist  somit  doch  jedenfalls  ganz  anders  gestaltet  und  ganz 
anders  zu  beurteilen,  als  wenn  ein  akademischer  Lehrer  oder 
Hf^rer  ein   miituura ,  also  auch   ein  Geschäft  de»  Geld-  oder 
Kreditverkelns  vereinzelt  abschliesst;  dies  ist  z.  B.  wegen  Art.  288 
von  grosser  Bedeutung. 

In  Erweiterung  des  Kreises  der  objektiven  Handelsgeschäfte 
(Art.  271)  will  Verf.  die  Veräusserungsanträge  der  Handwerker 
(unter  Streichung  des  letztenSatzes  in  Art.  273),  iuYennehrung  des 
Bereiches  der  subjektiven  Handelsgeschftfte  (Art  272)  die  Ver^ 
äusserungBgesehafbe  der  Produzenten  als  HandelsgesohSft  auf- 
nehmen. Trotz  der  hervorragenden  Autorität-en ,  welche  für 
jeden  dieser  Vorschläge  sprachen,  erscheinen  beide  doch  sehr  lie- 
denklich.  (Vgl.  Gareis  in  Büschs  Archiv  Bd.  Y^TX  S,  1  ff., 
Aphorismen  über  die  Zukunft  des  Tlandcls-K.) 

Auch  vor  einer  Tievisiou  der  Aktiennovclle  vom  Juli  1884 
schlickt  Verf.  nicht  zurück;  hierbei  konstatiert  Verf.,  dass 
22  Handdtekammem  die  Unterscheidung  zwischen  ffimultan-  und 
SuccessivgrOndung  verw^fen. 

Der  Dissens  in  diesen  und  manche  anderen  Punkten  ist 
▼on  weit  geringerer  Bedeutuog,  als  die  Anerkennung  sein  muss, 
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eiche  des  Verf.  überaiis  fleissiges  und  dorcliaus  sachvevstUndiges 
teruehmen  yerdient.  Gar  eis. 

Boistel,  A.  Manuel  de  droit,  cominercial  a  i'usage  des 
^tudiauts  des  facuUes  de  droit  et  des  öcoles  de 
commerce.    Paris,  Thorin.   1887.    774  S,    10  fr. 

An  den  i'recis  oder  Couis  de  droit  commercial,  welcher  im 
Bd.  ni.  447  angezeigt  ist,  schliesst  sich  nun  das  Manuel  an. 
Das  grössere  Werk  war  fttr  den  Anftnger  zu  atofireioh  geworden, 
als  dass  es  mit  Leicbtigkd,t  htttte  bevrtatigt  worden  können. 
Kadi  dem  Vorgang  von  BraTard-VejridFes  erachtete  es  daher 
B,  für  Kweeknübssig  und  notwendig,  denselben  ein.  kürzeres 
Lehrbuch  zur  Verfiiirung  zu  stellen.  In  demselben  werden  die 
nämlichen  Materien  behandelt  wie  in  dem  Pr^cis,  jedoch  unt«r 
Weglassnng  von  allem  auf  dieser  Stufe  entbehrlichen.  Es  sind 
daher  nicht  aufo-cnomincn  die  Anlührung'en  von  Autoren  und 

"  CT 

der  gerichtlichen  Ui  teile ,  die  Einleitungen  und  üehersichten, 
welche  in  dem  grösseren  Werke  jeder  Abteilung  vorausgesandt 
sindi  und  diejenigen  Ausführungen,  welche  vorzugsweise  auf  die 
Praxis  herechnet  sind  und  znm  Tersttodnis  der  Gmnds&tse  ent^ 
behrt  werden  können,  wie  die  Lehre  vom  Kontokorrent«  die 
Praxis  der  Börseugeedilkfke,  Berechnung  der  Wechselkurse  etc. 
Trotzdem  werden  in  dem  Manuel  die  Nummern  des  Pröcis  bei- 
behalten,  so  dass  der  Leser  ohne  Schwierigkeit  die  ergänzenden 
und  weiter  gehenden  Nachweise  zu  finden  imstande  ist.  Diese 
Beibehaltung  der  Nummer  findet  selbst  dann  statt,  wenn  die 
Materie  im  Manuel  weggelassen  ist ,  und  hat  alsdaua  die  Be- 
deutung einer  Verweisung.  Das  Buch  ist  daher  vorzüglich  ge- 
eignet, den  Studierenden  mit  den  Grundsätzen  des  Handels- 
rechtes Tortraut  zu  machen  und  ihn  in  die  Wisseoschafb  des- 
selben emzuführen ,  wfthrend  er  für  eingehendere  Studien  und 
des  splltere  praktische  Bedur&is  auf  das  grossere  Werk  ver- 
wiesen bleibt,  wo  ihm  in  reicher  Fülle  ein  wohl  verarbeitetes 
Material  geboten  ist  König. 
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y.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

.   Kleinfeller,  G.    Die  Oftffentlichkeit  des  Gerichtsver- 
fahrens.   (Gerlchtssaal  XXXIX.  S.  417-470.) 
Eriedmann,  F.  Die  Oelfentlicbkeit  clor  Gerichtsverhand- 
lungen, ihre  Vorzüge  und  Schäden.    Berlin,  Hey- 
mann.   1887.    C7  S.    1  M.  50  Pf. 
Beide  Aufsätze  sind  durch  don  im  ^lai  v.  -Ts.  dem  Reichs- 
tage seitens  der  Bundesregierungen  vorgelegteu  Eutwuii"  eines 
Gesetzes  betr.  die  anter  Ausschltiss  der  Oefifentlichkeit  stattfin- 
doiden  Gerichtarerliaiidiiingen  berrorgerufai  worden;  dieser  Ent- 
wurf will  im  wesentliefieii  1.  die  nicbtöffentUcbe  Yerkündong 
der  ürteUsgründe  ermöglicben,  2.  dem  Gericht  die  Befugnis  ge- 
währen, eine  dnrob  Btrafsanktion  gesicherte  Pflicht  zur  Geheim- 
haltung des  nichtöffentlichen  Yerhand^ten  zu  statuieren,  3.  bei 
nichtöffentlichen  Verhandlungen,  abgesehen  von  den  Justizauf- 
sichtsbeamten ,  jeden  Unbeteiligten  ausscbliessen ,  und  4.  ein, 
gleichfalls  durch  Strafsanktion  gesichertes,  Verbot  der  Bericht- 
erstattung durcli  die  JPresse  über  eine  nichtöffentliche  Verhand- 
lung aufstellen. 

E.  nimmt  hieraus  Veranlassung  zu  einer  ,  wissenschaftlichen 
Betrachtung*  Uber  das  Bechtainstitut  der  Öffentlichkeit  der 
Gerichtsverhandlungen,  F.  erachtet  dafür,  dass,  abgesehen  von 
dnem  Aufsatze  Munckels  in  der  .Kation',  bei  IbrOrterung  des 
Entwurfs  die  , praktischen  Gesichtspunkte*  nicht  hinreichend 
gewürdigt  worden  seien  und  glaubt  auf  Grund  7jähriger  Praxis- 
ais V(  rteidiger  in  der  Beichshauptstadt  in  dieser  Beziehung  die 
nötige  Ergänzung  bringen  zu  können. 

Aus  den  Erörterungen  K.s  in  Abschnitt  I  über  den  , Begriff 
der  Oeffentlichkeit"  (Parteiöffentlichkeit  und  Oeffentlicbkeit  im 
weiteren  Sinne  oder  sogen,  VolksöffentUchkeit)  mag  besondfflf» 
der  Nachweis  hervorgehoben  werden,  dass  die  «Beziehungen  zur 
Wahrheitserforschung*  es  seien,  welche  der  Oeffentliehkeit  im 
wdteren  ffinne  den  j,CSharakter  einer  Garantie  des  Verfahr^ata 
und  eines  prozessual  notwendigen  Bechtsinstitates*  verlidien, 
während  die  Darlegung  des  engen  Zusammenhanges  der  Münd- 
lichkeit und  der  Oeffentliehkeit  der  Verhandlung  vor  dem  er- 
kpnn"nden  Gerichte  bei  F.  (S.  9  ff.)  weniger  scharf  ist.  Nach 
einer  eingehenden  Schilderung  dos  gegenwärtigen  Rechtszustandes 
(Abschnitt  U)  wendet  K.  im  Abschnitt  lU  den  „UnvoUkommen- 
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lieitea'  deBselben  sich  zu;  von  andrem  abgesehen  gelangt  er 
namenflicb  zn  dem  ErgebnisBe,  dass,  wenn  auch  die  Oeffentiidi- 
kdit  im  weitwen  Sinne  fftr  die  Vomxitersiichnng  wenig  m.  em- 
pfehlen ,  so  doch  ,die  Ausdehnung  der  ParteiÖffentJichkeit  auf 
die  ganze  Vorantersucfaung  unbedingt  zu  verlangen*  sei.  In 
äc:!'  entgegengesetzten  Richtung  macht  er  den  Vorschlag,  in  den 
Füllen,  wo  an  sich  Privatklage  statthaft  sei,  dem  Privatkläger, 
der  sonst  leicht  auf  den  ihm  znstpbendcn  Rechtsschutz  zu  ver- 
zichten sich  in  der  Latre  sehen  würde,  ein  „K.  auf  Nichtötfent- 
lichkeit."  zn  «reLen,  be/w.  im  Falle  der  öffentlichen  Klage  dem 
Gerichte  die  Befugnis  zuzusprechen ,  auf  Antrag  des  Verletzten 
die  Oeffwüidikeit  aueznschliessen. 

Im  Vergleidie  mit  diesen  YoracblSgen  Terraten  die  BrOrte- 
Tnngen  Ton  F.  den  erfahrenen  Praktiker.  Zun&chst  findet  F. 
aus  seiner  «fortgesetsten  BescbSfbigüng  in  Straftaeben*  keine 
Veranlassung,  eine  wenn  auch  nur  beschränkte  Oeffentlicbkeit 
für  die  Voruntersacbnng  zn  fordern;  bei  der  Einführung  der 
Oeffentlicbkeit  im  weiteren  Sinne  würden  die  Schäden  ,  die  da- 
durch angerichtet  werden  könnten,  ausser  jedem  Verhältnisse  zu 
den  davon  etwa  zu  erwartenden  Vorteilen  stehen.  Auch  im 
übrigen  zeigt  F.  von  einseitiger  Anffassung  sich  frei;  er  findet 
*•  B.,  dass  in  der  Praxis  mit  dem  Ausschlüsse  der  Oefifentlich- 
keit  ans  dem  Gesiobtspnnkte  der  «Qeftbrdnng  der  Sittlichkeit* 
nicht  streng  genug  vorgegangen  werde.  Bedmklich  ist  ihm  da> 
gegen  die  Anadmeksweise  dee  Gesetzes  (O.V.G.  §.  173),  wonach 
die  Oeffentliohkeit  wegen  einer  mSgliohen  «Qefilbrdnng  der  Öffent- 
lichen Ordnung"  ausgeschlossen  werden  kann,  sowie  die  Anwen* 
dung  dieser  Gesetzesbestimmung  in  concreto;  F.  würde  eine 
Fassung  des  Gesetzes  bevorzugen,  wonach  aus  diesem  (Irundo 
die  Oeffentlicbkeit  nur  bei  })estimmten  Verln-echenskategorien 
(Miinzdelikte,  Majestiitäbeleidiguugen  etc.)  ausgeschlossen  werden 
dürfte.  Dennoch  erklärt  F.  sich  dagegen,  hier  schon  jetzt  zn 
reformieren,  wie  überhaupt  gegen  jedes  Flickwerk;  yon  den 
AbändemngsTorschlägen  des  Entwürfe  findet  keiner  seinen  Bei* 
unridilag  wachtet  er  namentlich  den  Ansgangspnnkt  in 
der  Begründung  desselben,  als  ob  die  §§.  171—173  G.V.G.  einen 
Schutz  gegen  das  Bekanntwerden  des  Inhalts  einer  nichtöffent- 
lichen Gerichtsverhandlung  beabsichtigt  hätten.  F.  sucht  femer 
insbesondere  zu  widerlesrcn ,  was  die  Motive  hinsichtlich  der 
öfientlichen  Verkündung  der  Urteilsgründe  ausführen. 

K.  vertritt  in  dieser  Frage  den  entgegengesetzten  Stand- 
PWttkt  unter  Verteidigung  des  Entwurfs;  durch  Aufstellung 
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eines,  an  §.  92  Nr.  1  des  Str.G.B.  sich  anlehnenden  Vergehens- 
thatbestandes  akzeptiert  er  anch  den  Grundgedanken,  den  der 
Entwurf  durch  Möglichkeit  der  Begründung  der  Schwcigei)flicht 
verfolgt,  wlihrend  er  sowohl  den  gänzlichen  Ausscliluss  Unbe- 
teiligter verwirft  (in  dieser  Beziehung  erscheinen  auch  die  Aus- 
führungen von  F.  besonders  beachtenswertj,  als  auch  das  Ver- 
bot Fressberichie,  weil  cäA  derartiges  Oesets  «eiueneits  ün- 
«rreiohbares  anstrebe,  andererseits  ins  Ünermesaliche  ausgedehnt 
werden  könne*.  Olsbansen. 

Koffka,  E.  Mündlichkeit  und  Unmittelbarkeit  im  Zivil- 

prozcsse.  (Hassow  und  Küntzel,  Beiträge  zur  Erllluto- 
rung  des  deutscheo  E.,  Bd,  XXXI,  S.  145—221,  auch  als 

Separat  alKlruck.) 

Im  Gegensatz  zur  herrschenden  Lehre  und  zu  der  Praxis  des 
Ecichsgerlchts  wird  die  zuerst  von  Wach,  dann  von  Kries  und 
liocholl  verteidigte  Ansicht,  nach  welcher  das  Ergebnis  einer 
kommissarischen  Beweisau&ahme  und  das  im  Thatbestand  des 
Urteils  einer  vorderen  Listans  niedergelegte  Sadiyerhältnis  sneh 
ohne  Vortrag  der  Partien  dem  Gericht  als  ofifenknndig  gelten 
und  bei  der  Entsoheidnng  von  Amts  wegen  berfieksichtigt  wer- 
den soll,  im  Änschluss  an  einen  fiHiheren  Anftiatz  desselben  Verf., 
Bd,  XXV,  ib.  S.  274  f.,  von  neuem  zu  begrttnden  versucht.  Ans 
den,  nur  auf  das  Verfahren  in  Rechnungs*  und  Entmündigungs- 
sachen bezüglichen  §§.  318  und  610  wird  zunRchst  gefolgert, 
dass  auch  solche  Verhandlungen ,  durch  welche  ein  bereits  exi- 
stenter Prozossstoti"  dem  Gericht  vorgelegt  wird,  als  mündliche 
Parteiverhandlungen  im  Sinne  der  Z.Pr.O.  zu  gelten  haben.  Für  , 
den  Satz,  dass  das  Gericht,  ohne  Vortrag  der  Partei,  keine  Kunde 
Ton  dem  Inhalt  der  Akten  erhalte,  fehle  es,  abgesdien  von  den 
Motiven,  an  jeder  Begründung  im  Gesets,  er  beruhe  vielmehr 
auf  einer  Eonfnndierung  mit  den  Prinüpien  des  franz.-rhein. 
Prozesses,  welchem  die  Gerichtsakten  unbekannt  seien.  Da  dem 
Gericht  die  Kenntnisnahme  von  den  Akten  nirgends  verboten 
sei,  müsse  es  auch  zu  einer  solchen  berechtigt  und  verpflichtet 
sein.  Der  naheliegende  Einwand,  dass  die  Z.Pr.O.  auch  keinen 
Modus  bestimmt,  wie  ohne  Vortrag  der  Parteien  ein  Kollegium 
Kenntnis  von  dem  Akteninhalt  erlangen  soll,  insbesondere  keinen 
Vortrag  durch  einai  Referenten  vorsehreibt,  wird  mdit  weiiex 
gewürdigt,  indem  der  V«rf  .  in  dieser  Beziehung  den  Vorsitzenden, 
welch»  die  VoUstSndigkeit  des  Partavortrags  zu  kontrollieren 
hat,  mit  dem  {Bericht  identifiziert  und  damit  von  der  Sup- 
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positioü  ausgeht,  dass  der  in  den  Akten  niedergelegte  Sacbveikalt, 
welcher  nur  dem  Vorsitssendea  bekannt  ist,  auch  ohne  Vortrag 
der  Parteien  berdta  Fiozesfistoff  fllr  das  mit  demselben  unbe- 
kannte Gericht  geworden  sei. 

Ans  %,  488,  welcher  die  Parteien  zum  Vortrag  des  yorin- 
stanzHehen  Prozessstoffes  yerpflichtet,  wird  dann  —  gegen  Planck  — 
gefolgert,  dass  derselbe  den  Dispositionen  der  PaHeien  nicht 
unterliege,  dass  vielmehr  derjenige  Prozessstoff,  welcher  zum 
Gegenstand  der  m.  V.  gemacht  werden  muss,  „vom  Berufungsgericht 
von  Amts  wct^reu  zu  berücksichtigen,  und  zwar  (S.  183)  auch  dann, 
wenn  itifol^'c  inangelbafter  Kontrolle  des  Vorsitieudeu  das  bezüg- 
liche Jlaterial  nicht  Gegenstand  der  Verhandlung  der  Parteien 
geworden  ist*.  Die  Annahme,  dass  eine  Partei  auf  ein  in  erster 
Instanz  rorgebradites,  aber  vom  Richter  nix»ht  gewürdigtes  An* 
griffs-  oder  Verteidigttngsmittel  Terslchte,  wenn  sie  trotz  jwae 
Nichtberil(^chtigang  in  der  höheren  Instans  nicht  auf  dunelbo 
zurückkäme,  wiU  K,  gegen  B.6.  IV  S.  368  ff.  und  Planck  I 
S.  285  nnr  znlassen,  wenn  der  Vorsitzende  durch  avsdrttckliche 
Pi'agestellung  an  den  Anwalt  die  Absicht  zu  verzichten  fest- 
gestellt habe.  Im  übrigen  wird  gegen  Wach  und  H.  Meyer 
ausifeiiilut,  dass  nach  Gesetz  und  Motiven  nur  diejenige  Ver- 
handlunßf,  welche  der  ürteilsfällung  voranging,  sich  prinzipiell 
als  die  eutücheideudü  daistelle,  welche  den  Prozessstoff  fär  das 
Urteil  enthalte,  und  dass  insbesondere  eine  formelle  Unterschei- 
dung zwischen  Fortsetzung  und  £meaernng  der  Verhandlung 
angesichts  der  Grunds&tze  der  Z.Pr.O.  über  das  Yeräkumnisver- 
fahren  sich  nicht  rechtfertigen  lasse.  Schliesslich  folgen  legis* 
lative  Vorschlüge.  Im  Beweisverfahren  soll  das  Prinzip  der 
TTmnittolbarkeit  eine  Korrektur  erhalteu  durch  eine  der  Vor- 
untersuchung im  Strafprozpss  analofjc  koinnmsarische  Verneh- 
raung  der  Auskunttspersonen;  bei  der  Feststellung  des  That- 
bestandes  soll  der  einseitigen  Behauptung  der  Anwalte  —  auf 
Orund  ihrer  amtlichen  Vertrauensstellung  —  ein  massgebender 
Eänflnss  auf  die  Ergänzung  besw.  Berichtigung  desselben  gewtthrt 
werden.  Oaapp. 


Bassow und Küntzel.  Beitrflge  Bur  Erläuterung  des  deut- 
schen R.    Bd.  XXX.  Schluss. 

Pfizer  sucht  nachzuweisen,  dass  der  Gerichtsstand  des  Ver- 
trags an  dem  aufü^egebencn  Wohnort  des  Beklagten  nur  dann 
begründet  sei,  wenn  der  Kläger  beweise,  dass  die  streitige  Ver- 
pflichtung nach  dem  ausdrücklich  oder  stillschweigend  erUttrten, 
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flberemstiiiLmeiidenWinai  der  Kontrahenten  an  dem  Ort,  wo  der 
Schuldner  zur  Zeit  des  Vertragsabaehlusses  seinen  Wohnsitz  hatte, 
erfüllt  werden  sollte. 

Hahn  führt  (t^ef^en  Scbultzcnstein,  ib.  XXVIl  S.  287)  den 
Nachweis,  dass  das  R.  der  nachträglichen  Beschränkung  des 
Klagantrags  nach  §.  240  Nr.  2  der  Z.Pr.O.  nnr  insoweit  Platz 
greife,  als  nicht  der  §.  243  entgegenstehe,  dass  also  eine  Be- 
schränkung der  Quantität  des  Klaganspruchs  nach  dem  Beginn 
der  M.V.  des  Beklagten  nnr  statthaft  sei,  wenn  der  Eiliger  einoi 
TdlTondcht  ftber  das  geforderte  Flns  ausspreche,  auf  welchen 
dann  §.  277  Anwendung  finde  —  wogegen  eine  blosse  Klage- 
larftclcnahme  bezüglich  des  Mehr  ohne  EinwiUignng  des  Be- 
klagten nnr  bis  zum  Beginn  der  M.V.  zuUissig  sei. 

Brettner  gibt  einen  kurzen  Bericht  über  Veranlassung, 
Inhalt  und  Wirkungen  der  , ersten  Novelle  znr  Z.Pr.O."  (§.  809), 
während  Jäckel,  „Auch  ein  Wort  zum  deutschen  Zivilpro/oss", 
nochmals  das  Mündlichkeitsprinzip  der  Z.Pr.O.  gegen  die  An- 
griffe Biihvs,  namentlich  auch  gegen  dessen  zweite  Ahhandlung 
in  V.  Jhbrings  Jahrb.  N.  F.  13d.  XII  im  Anschluss  an  einen 
Vortrag  in  dtar  Berliner  jnr.  Gesellschaft  verteidigt.  Dieser  mit 
ebensoviel  Unbefangenheit  als  Sachkenntnis  geschriebene  Aufsatz 
gipfelt  in  den  beiden  Wahrheiten:  dass  es  zwischen  den  beiden 
Extremen  «das  mttndlidie  Wort  soll  gelten*  und  »das  sehriftlidhe 
Wort  soll  gelten"  einen  Vermittelungsmodus  nicht  gibt,  der 
nicht  entweder  das  mündliche  Wort  überflüssig  macht  oder  zum 
System  der  Z.Pr.O.  zurückt'iihrt ,  sowie  dass ,  wie  auch  schon 
V.  Henrici  beuierkl  hat,  wenn  überhaupt  Deutschland  der  Wnhl- 
that  eines  einheitlich  geordneten  Prozessverfahrens  teilhaftig  wer- 
den sollte,  wie  die  Verhältnisse  seiner  Zeit  lagen,  nnr  das  ^lünd- 
lichkeitsprinzip  die  Grundlage  des  Verfahrens  bilden  konnte. 

Kessler  sndit  den  Nsxdiweis  zu  fQhren,  dass  der  %,  628 
Ab«.  2  dw  Z.Fr.O.  den  Beginn  der  aivilrechtlicben  Wirkungen 
der  Bnüniindigung  nieht  nur  dem  Verschwender,  sondern  auch 
jedem  Dritten  gegenftber  bestimmt  und  damit  den  §.  15  des 
preuss.  A.  L.R.  I  5  ausser  Kraft  gesetzt  habe.  Letztere  Norm 
sei  zwar  matt  riell  rechtlicher  Natur,  allein  dasselbe  sei,  wie 
näher  ausgeführt  wivd ,  auch  bei  der  mit  der  landrechtlichen 
nicht  vereinbaren  Vorsciirift  des  §.  623  der  Fall. 

Im  6.  Heft  beschäftigt  sich  Wach  zunüchst  mit  einer  in  der 
gerichtlichen  Praxis  täglich  wiederkehrenden  Frage,  indem  er  (j,Zur 
Lehre  Ton  der  Klagttnderung")  die  auf  der  eigenen  Sacbdarstellung 
des  Beklagten  ruhende  Klagllnderung  fQr  suUs^g  erklärt«  Denn 
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das  Wesen  der  Einlassung,  welche  nach  §.  241  als  Einwilligung 
in  die  Klagänderung  gelte,  bestehe  nicht  in  dem  Erklären  des 
Streitwiilenä  über  eine  alä  neu  erkaaute  Klage,  sondern  lediglich 
in  dem  Behandeln  der  neuen  Thatsacbe  als  Streifr  und  Eüir 
aeheidnngBstoff ;  gleicligiiltig  sei  aber,  toü  welober  Seite  der  neue 
Streitstoff  zaerst  in  d«n  Prosees  eingefOltrt  werde,   ibidem  Be- 
klagter Büm  Zweekd  seiner  Tertndignng  Behauptungen  anfttdle» 
mflsse  er,  wenn  er  nieht  g^en  den  Grandsatz  der  Bedliehkät 
Terstoflsen  wolle,  sich  gefallen  lassen,  dass  diese  Behauptungen 
auch  zu  seinen  Ungunsten  ausgebeutet  und  wie  die  Beweismittel 
als  gemeinschaftlich  behandelt  werden.    Doch  gilt  diese  Kegel 
nur,  wenn  der  Beklagte  dem  Kläger  durch  seine  Geschichts- 
erzählung diüi  neuen  Kkggrund  ganz  darbietet,  nicht  bloss  ein- 
zelne Thatsacheu,  welche  t^rst  eine  Vervollstiindiguug ,  bezw. 
einen  neuen  Antrag  des  Klägers  und  damit  eine  neue  Einlassung 
dmoh  den  Beklagten  erfordern.  Auf  die  Frage  von  der  Zu- 
iBasigkeit  einer  prosessualisi^en  exe.  bezw.  repliea  doli,  welche 
das  Reiehogerieht  in  einer  Gerichtastandsfrage  Temeint  bat,  geht 
Verf.  hierbei  nicht  weiter  ein.    In  einer  zweiten  Abhandlung, 
,ütber  die  Abtretung  rechtshängiger  Ansprüche  in  ihrem  Eindoss 
auf  den  Prozess*,  .sucht  Wach  zwischen  den  lieiden  sich  diame- 
tral entgegenstehendeu  Auflassungen  dfs  §.  236  Abs.  1  und  2, 
nämlich  iwischen  der  von  dem  Referenten  verteidigten  sogen. 
Irrelevanztheorie  und  di  r  Ansicht  von  Eccius  eine  Mittelmeinung 
TO  begründen,  indem  er  zwar  im  Prinzip  gegen  Eccius  an  der 
Fortdauer  des  dominium  litis  in  der  Person  des  Zedenten  (als 
Prosesssubjekts),  fwner  an  der  Yerurteiluiig  des  Schuldners  inr 
lieistoDg  an  den  Zedenten  und  an  der  Gültigkeit  dar  pro* 
^naUseben  Dispositionsakte   des  letzteren  festhält,  dagegen 
andererseits  aus  §.  236  Abs.  1  ableiten  will,  dass  der  Zedent 
Einreden  des  Schuldners  aus  aussergcrichtlichen  Dispositionen 
des  Zessionars,  insbesondere  den  Einwand  der  Zahlung  an  letz- 
teren sich  gefallen  lassen  müsse,  wogegen  der  Beklagte  nicht  be- 
rechtigt sein  soll,  Widerklagen  oder  Kompensatiouseinreden  aus 
der  Person  des  Zessionars  dem  Zedenten  entgegenzusetzen,  da 
^68  mit  der  aus  §.  236*  Abs.  2  hervorgehenden  Stellung  des 
Zedenten  als  Ptozesssubjekt  unvereinbar  wSre.  Wie  wir  schon 
hier  beifftgen,  hat  Bebrend  jet>t  im  XXXL  Bd.  8.  458  ff.  der 
Beiträge  unter  Bekämpfong  dieser  letzteren  AusfOhrnngen  Wachs 
die  Irrelevanstheorie  in  ihrem  ToUen  Umfang  neuestens  ver^ 
teidigt  Gaupp. 
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VI.  Stra&echtswissenschaft. 

Frank,  R.  Die  Wolft'schc  Strafrechtsphilcsophic  uud 
ihr  Verhältnis  üur  kriminalpo  Ii  tischen  Aufklärung 
des  18.  Jahrhunderts.  Güttingen,  Vandeuhoeck  ^  Rup- 
recht.   1887.    86  8.    2  M. 

Ea  liegt  zweifellos  im  Bereich  rechtsgeschichtlicher  Forschung 
auch  die  Untersuchung  jener  philosophischen  Anschauungen, 
welehe  auf  die  IJmgeataltung  des  B.  dnen  beBtimmendea  Ein* 
ftasB  g€ttbt  haben.   Diesem  Gedanken  folgend  widmet  Verf. 
seine  Arbelt  dem  dem  Erfolge  nach  bedeutendsten  Ywtreter 
jener  Biciktimg  der  natanechtlichen  Sebnle,  die  dnreh  metho- 
dische Unabhängigkeit  von  dem  das  Natur -R.  bis  auf  Gro- 
tius  beherrschenden   Offenbarungsglauben  sich  unterscheidend 
als  die  theoretisch-naturalistische  bezeichnet  wird.    Nach  einer 
allgemoinen  Charakteristik  der  Wolffschen  Philosophie,  nament- 
lich ihrer  Methode,  entwickelt  Verf.  die  strafrechtlichen  An- 
schauungen Wolffs  an  der  Hand  der  Bearbeitung  derselben 
durch  WolflEs  Schüler  Eegnerus  Engelhard  („Versuch  eines  all- 
gemeinen  peinlichen  B.  ans  den  Ghrnndsll^n  der  Weltweisheit 
nnd  bMondera  des  B.  der  Natnr.*  Frankfurt  nnd  Leipzig  1756), 
dessen  Terdienst  es  ist»  die  Wolfibchen  Lebren  sn  dnem  System 
''des  Straf-B.  Tsrarbeitet  zu  haben;  der  das  Ganze  beherrschende 
Geist  ist  jedoch  durchaus  Wolffschen  Ursprungs.    Um  /u  einer 
historischen  Würdigung  der  Wolffschen  Strafrechtsphilosophie 
zu  gelan<^pn,  j^iht  Verf.  einen  Exkurs  über  das  positive  Straf-I?. 
zu  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  und  die  praktischen  Bestre- 
bungen der  Hauptvertreter  der  Aufklärungsepoche.    Per  (ioist 
dieser  Bestrebungen  bei  Montesquieu,  Voltaire  und  Beccaria  ist 
aber  grundverschieden  von  jenem  der  Wolf&chen  Philosophie. 
Den  ScihllisBel  ssom  Verständnis  der  letsteren  findet  Verf.  (S.  82) 
in  der  einseitigen,  dnrchans  im  Sinne  der  staatlichen  Allgewalt 
erfolgenden  Vormniiemng  der  Gemeindeinteresaoi:  daher  der 
Mangel  jeder  BeschriUikang  des  Straf-B.  durch  die  Schwere  des 
Verbrechens.    Die  einseitige  Betonung  der  Abschreckung  er- 
scheint als  eine  Folge  der  mathematischen  Methode,  die  das  R. 
als  ein  künstliches  GcbJlude  darstellt,  losgelöst  von  jeder  Be- 
rührung mit  dem  wirklichen  Leben.   Originell  ist  die  Antwort, 
die  uns  Verf.  am  Schlüsse  bezüglich  der  beiden  Fragen  gibt: 
wie  ist  die  Anfeindung  iw.  erkläaren,  welche  die  Wolffache  Philo- 
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Sophie  bei  ihrem  iconserTatiren  Charakter  urspiünglich  fand? 
und  wie  erklHrt  sich  ihre  nachmalige  ausserordentliche  Ver- 
breitung? Die  erste  Frage  beantwortet  Verf.  vornehmlich  aus 
der  formellen  Seite  der  Methode  Wolßs;  dagegen  erklärt  die 
Sdbstftndipfkeit  der  Methode  WoUb  wenigstens  t^lweise  die  An- 
erkenniuig  namentlicli  seiaer  Bechtqpbilosophie;  daneben  kommt 
die  Beharfe  Formulienug  gewieaer  freiheitlieber  Sfttse  und  die 
üeberleitimg  dieew  Sfttse  in  ein  dorehans  konserratiTeB  Bedits- 
System  in  Betracht.  Ullmann. 

F«ld.  Der  Realismus  und  das  Straf-R.  (Heft  16  von 
V.  HoltzendorflFs  deutsche  Zeit*  u.  Streitfragen.)  Hamburg. 
1886.    32  S.    1  M. 

Die  Leser  der  , deutschen  Zeit-  und  Streitfragen"  wurden 
durch  F.  schon  in  Heft  204  mit  der  realistischen  Richtung  des 
neueren  Straf*B.  in  Italion  (Lombroso  n.  a.)  bekannt  gemadit. 
Li  Torliegender  Schrift  yermittelt  Verf.  das  Verstftndnis  des 
Oegenaatses  idealistischer  Konstruktion  des  Straf«  B.  nnd  rea* 
listi scher  Bearbeitung  des  strafrechtlichen  Stoib  innerhalb  der 
deutschen  Rechtswissenschaft.  Den  Ausgangspunkt  für  die  neuere 
realistische  Richtung  findet  Verf.  in  der  Betonung  der  Zwerk- 
Idce  im  R.  durch  v.  Iherins».  Mit  grosser  Klarheit  wird  die 
durch  4ie  realistische  Hetrachtungsweise  des  Strafrechtsproblems 
gegebene  Erweiterung  des  Stoffgebiets  strafrechtlicher  Forschung 
(Kriminalstatistik ,  Kriminalantbropologie ,  Kriminalsoziologie 
U.  8.  w.)  nachgewiesen  und  das  Ziel  der  Richtung;  Abstreifung 
des  ahsolvten,  metaphysischen  Charakters  des  Straf-B.  und  Fixie* 
rang  des  empirisch -Ironkreten  CSharakters  dieser  Disziplin  dar* 
gethan.  Dio  Orientienmg  über  diese  interessante  geistige  Be- 
wegung ist  durch  vorliegende  Schrift  weiteren  Kraisen  wesent- 
lieh  erleichtert  E.  Ullmann. 


Vn.  Kirchenrecht. 

Elecker,  K.    Die  evangelische  Kirche  Württembergs  in 
ihrem  Verhiiltniss  zum  Staate.    Lndwigborg,  Ad. 
Nenbert.    1887.    151  S.    3  M. 
Während  der  §.  71  der  württ.  Verfassungsurkundc  von  1S^^ 

<iie  verfassungsmässige  Autonomie  der  drei  christlichen  Kirchen 
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in  betreff  ihrer  inneren  Angelegenbeiten  ausdrücklich  anerkennt, 
soll  nach  g.  75  das  Eircbenregiment  der  erangelischolatherischen 
Kirche  «durch  das  kgl.  Konsistorinm  und  den  STnodus*  nach 
den  bestehenden  odw  künftig  zu  erlasswden  «yerfassungsmassigen 
Oesetzen  verwaltet  werden".  Als  nun  neuerdings  durch  kgl. 
Verordnung  eine  von  dem  Kirchem  erimpnt  abgesonderte  Landes- 
synode geschaffpn  wurde ,  entstand  sofort  die  Frage ,  ob  das 
landpsherrlicbo  Kircbcnregiraent  nach  der  Veri'assuutrsurkunde 
einen  wesentlicbeii  Bestandtoil  der  Staatsgewalt  oder  nur  ein 
uiuveseatliches  Annexum  derselben  bilde  und  o1>  liiernacb  der 
König  berechtigt  sei,  obuo  Zustimmung  der  Staude  .sein  bisher 
unbeschränktes  Eiri^enrcgiment  dahin  zu  beschränken,  dass  die 
AnsäbuDg  desselben,  namentlicli  auf  dem  Gebiete  der  kirchlichen 
Gesetzgebung,  fernerhin  an  den  Konsmis  der  Landessynode  ge- 
bunden sein  soU.  Dies  gibt  dem  Yerf.  den  Anlass,  in  dem  die 
erste  Hälfte  der  vorliegenden  Schrifb  bildenden  Aufsatz  »üeber 
das  landesherrliche  Kirch enregiment  in  Württemberg* 
die  rpchtlicbe  Natur  und  den  Inlialt  dieses  Regiments  sowie  das 
Verhältnis  der  evangelischen  Kirchongewalt  zur  Staatsgewalt 
zunächst  nach  dem  geltenden  Verfassungs  -  R.  zu  untersuchen. 
Verf.  gelangt  hierb«M  zu  dem  Resultat,  dass  der  Landesherr  in 
Württemberg  aualog  der  Stellung  des  Königs  im  konstitutionellen 
Staat  ansschliesslidier  Inhaber  des  gesamten  Kirchenregiments, 
die  Oberkirehenbehörde  (Konsistorium  und  Synodus)  aber  nicht 
Teilhaber,  sondern  nur  Organ  desselben  ist  Auch  die  Landes* 
Synode  beschrankt  den  Landesherm  nicht  in  der  Substanz,  son- 
dern  nur  in  der  Ausübung  des  Kirchenregiments.  Letzteres 
umfasst  nach  §.  75  der  Verfassunu'surkuode  ungeachtet  des  AuS' 
drucks  „verwaltet"  auch  die  Gesetzgebung.  Die  gesamte  Kirchen- 
gewalt des  Landesherrn  ist  aber  nicht  ein  Teil  der  Staatsgewalt, 
weder  nach  dem  evanj^elischen  ,Kirchen-R.  (insbesondere  August. 
Art.  XXVlli),  noch  nach  wttrttemb.  Land-R.  Letzteres  folgt 
sowohl  aus  der  in  §.  71  garantierten  Autonomie,  als  aus  dem 
der  Yorschrift  des  §.  78  fSat  die  katholische  Kii-che  entsprechen* 
den  §.  75  der  Yerfassnngsurkunde,  in  welchen  (s.  o.)  unter  den 
^verfassungsmässigen  Gesetzen*  die  innerhalb  der  Schranken  der 
Landesverfassung  erlassenen  kirchlichen  Gesetze  zu  verstehen 
sind.  Die  Einftihrung  der  Landessynode  enthält  hiernach  keinen 
Verzicht  ai;i  ein  wesentliches  Staat shoheitsrecht.  In  einer  Kritik 
dieses  lieehtszustandes  erklärt  dann  alierVerf.  diese  württ.,  der 
konstitutionellen  Doktrin  nachgebildote  Auftassuag  des  Kirchen- 
regiments als  unevangeliscb,  da  nach  der  richtigen  evangelischen 
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Lebre  Subjekt  der  Kirchengewalt  nur  die  Kirche  selbst  sei. 
Yerfl  Terlaogt  hiernaeh  im  Qegeasats  zu  der  (2.)  kgl.  Verord* 
naog  vom  aO^Xn.  1867  die  HeroteUung  des  rein  IdroUiclieii 
ChKrakters  dar  Oberkiroheiibe1i5rde  (abgeeehen  von  ihrer  beson- 
deren FnnUum  als  Obereohnlbeihörde),  ibre  nnmitielbare  Unter- 
ordnung unter  den  evangelischen  Iiandesherrn  mit  Beschränkong 
des  Eultministera  auf  die  Ausübung  dor  Staatshoheitsrechte  und 
unter  Beseitigung  seiner  Funktion  als  Mittelsperson  zwischen 
dem  Landesherrn  und  der  Obevkirchenbehörde,  sowie  als  Dienst- 
aufsichtsbehörde über  letztere,  endlich  die  Auffassung  der  Funktion 
der  Landessynode  nicht  als  Gegensatz  zum  Kirchenregiment, 
sondern  als  Mitwirkung  bei  demselben  nach  dem  Vorgang  der 
bad.,  preon.  nnd  anderer  EirchenTerfassungen. 

In  einem  «wdten  Aufeats  behandelt  dann  der  Vert  die 
etaatereehtliche  Stellnng  der  evangelisohen  Kirehe 
und  ihrer  Diener  in  Württemberg,  wie  aidi  dieselbe  seit  dem 
Beligionsedikt  von  1806,  der  Verfassangsnrknnde  und  der  Gesetz- 
gehung  von  1848  entwickelt  hat,  wobei  die  evangelische  Kirche 
als  eine  privilegierte  öffentliche  Korporation,  welche  zwar  nicht 
einen  integrierenden  Bestandteil  des  Staates  selbst  bildet,  aber 
doch  öffentlichen  Inteiesseu  dient,  die  Diener  der  lüiche  aber 
zwar  nicht  als  Beamte,  aber  doch  als  „öffentliche  Diener"  mit 
Bttehnoht  auf  die  ihnen  nach  der  Reichs*  und  Landesgeeett- 
gebong  znkommenden  beeonderen  Beehte  und  Pflichten  qnali> 
&iert  nnd  hierbei  letztere  sowohl  besaglich  der  Eirohe  als  ihrer 
Diener  im  einseinen  genau  festgestellt  werden.  —  Das  ganse 
Bneh,  dessen  Yett  naeb  dem  Titelblatt  ein  evangelischer  Theologe 
ist,  zeichnet  sich  aus  durch  die  —  sonst  bei  der  Bearbeitung 
des  württ.  evangelischen  Kirchonrechts  vielfach  zu  vermissende  — 
Kritik  der  neueren  Quellen,  durch  Schärfe  und  sichere  Hand- 
habung der  juriatisehen  Begriffe  und  Objektivität  der  Dar- 
stellung. Gaupp. 


Vni.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Die  Vorbereitung  zum  höheren  Verwaltungsdienst  in 
den  deutschen  Staaten,  Oesterreich  und  Frankreich. 
Berichte  und  Gutachten  veröffentlicht  vom  Verein  für 
Sozialpolitik.  Leipzig,  Duncker  &  Humblot.  1887.  VI  u. 
200  8.  4  M.  40  P£ 
MnaUatt  fb  naAtowtaniiiehift.  TS.  Band.  ^ 
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Die  Frage  der  Reform  des  juristischen  Studiums  hat  in  den 
letzten  Jahren  wieder  eine  Reihe  von  litterariscben  Erzeugnissen 
veranlasst.  Eine  Ergänzung  der  desfallsigeu  Schriften  und  Ab- 
handlungen (C.Bl.  VT,  486)  hietot  in  gewissem  Sinne  die  in  der 
Ueberschrift  genannte  Sammlung  von  Berichten  und  Gutachten. 
Dieselbe  enthält,  was  zunächst  die  bezüglichen  Yerhältnisse  in 
Preussen  ODlaDgt,  dm  Abbandlungen:  1.  Ueber  die  akademische 
Vorbildang  Ar  den  bOheren  Yerwaltiiiigadienat  in  Prenasen  yon 
G.  Oobtt  in  GOtiingen  (B.  55—79).  2.  Zor  Frage  der  Vorbildang 
nunVerwaltiingsdiensii  von  B.  Bosse  (S.  149—159).  B,  Die  üni* 
yersitätsstudien  der  preuss.  Verwaltungsbeamten  und  die  Gesetae 
TOm  9.|V.  1869  und  ll.|III.  1879  von  E.  Nasse  in  Bonn.  Dazu 
kommt  noch  eine  Abhandhing  von  Merkel  in  Göttingen  fS.  79 
bis  91)  über  die  Ausbildung  der  fiüheren  hannover.  Verwaltungs- 
beamten. Die  Ausbildung  zum  höheren  Verwaltungsdienst  in 
Bayern,  Württemberg,  Sachsen  und  Baden  haben 
G.  Schanz  in  Würzbuig  (S.  91— U5),  L.  Jolly  in  Tübingen 
(S.  115—129),  0.  Fischer  in  Freiberg  i.  S.  (S.  1—23)  und 
G.  Seli5nberg  in  Tabingen  (S.  129—149)  besprochen. 

Die  Ansbüdong  f&r  den  höhoren  Verwaltnngsdienst  in 
Oesterreich  ist  in  einem  Gutachten  Ton  K.  v.  Lemayr  in  Wien 
bebandelt  (ß,  23—55)  und  endlidi  findet  sich  in  der  Sammlnng 
ein  Aufsatz  von  M.  Leclerc  „über  die  Rekrutiemng  der  Öffent- 
lichen Beamten  in  Frankreich"  (S.  185—200). 

Hervory.uhebf^Ti  ist,  dass  in  Frankreich  keine  Einheitlichkeit 
in  der  Vorbildung  der  Beamten  besteht,  für  jeden  Verwaltungs- 
zweig und  selbst  für  einzelne  Behörden  (Staatsrat,  Oberreclmungs- 
hof)  sind  vielmehr  besondere  Vorbedingungen  und  Prüfungen 
vorgeschrieben.  Anders  liegt  die  Sache  in  Oesterreich  und  in 
den  dentschen  Staaim.  Hier  besteht  das  Bestreben  den  Beamten 
der  versdiiedenenVorwaltongsswage  eine  m9glidist  einheitliche 
Vorbildung  zu  geben.  Das  macht  sich  sunttohst  in  der  Weise 
geltend,  dass  in  der  Eegcl  von  dem  künftigen  Verwaltungs- 
beamten und  Richter  dasselbe  XJniversitätsstudium  und  das  Be- 
stehen derselben  ersten  Prüfung  verlangt  wird.  Auch  in  Württem- 
berg Ist,  wenn  auch  au  der  Verschiedenheit  des  L'niversitäts- 
studiums  der  künftigen  Richter  einerseits  und  der  Verwaltungs- 
beamten andererseits  noch  festgehalten  wird,  doch  durch  die 
jüngsten  Vorschriften  auf  diesem  Gebiete  dieses  Studium  für 
beide  Berufszweige  im  wesentlichen  gleich  gemacht  worden. 

Die  Gleichartigkeit  der  Vorbildung  für  dea  Biditerdienst 
und  den  höheren  Verwaltungsdienst  geht  in  einzelnen  Staaten 
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gewonnen.    Wie  so   häufig  gerade  vereinsamte  Materien  mit 
einemmal  Parallelarbeiten  aufweisen,  so  dürfte  wahrscheinlich 
auch  diese  junge  Disziplin  bald  einige  .Doubletten*  besitoen, 
die  bei  allem  materiellen  Verlust  an  Arbeitskraft  doch  den 
Nachweis  bieten,  da»  dar  von  wsohiedenwi  Seiten  eingeBohlar 
gene  Weg  der  riehtig  zam  Ziel  führende  gewesen.  —  B.s  auf 
archiTalisehen  Qnmdlagen  mhende  üntersnchimg  sollte  dieVer- 
waltungsorgaiusation  Mazinulians  L  und  Ferdinands  I.  in  ihrer 
Einheit  und  gesohichtlicfaen  Entwickelung  umfassen,  da  jedoch 
in/Avischen  J.  Adler  mit  seinem  Buche  über  die  Organisation 
der  Zentralverwaltung  unter  Maximilian  I.  (s.  C.Bl.  f.  R.  Bd.  V, 
S-  246)  vor  das  fachliche  Publikum  getreten,  hielt  es  Verf.  nicht 
für  angezeigt,  ,noch  eine  auf  dem  gleichen  Material"  sich  auf-  ■ 
bauende  ^Arbeit  über  dasselbe  Thema  zu  publizieren,  sondern 
beschrankte  sich  darauf,  die  Behördenorganisation  Ferdinands  I. 
in  ein  knappes  Bild  zu  bringen.   Dasselbe  entbehrt  natürlich 
«ooh  der  Uebergänge  und  Verweisungen  auf  die  frühere  Epoche 
nicht,  soweit  solche  snr  schürferen  Belendhtnng  des  Gebotenen 
dienen.  Ausgehend  Yon  dem  Zentralbehllrdenappaint  der  öster- 
reichischen Brblande  leigtyerf.  an  erster  Stelle  die  Ausgestaltung 
und  Befestigung  des  Hofrats  uud  die  frühesten,  freilich  resultat- 
losen Versuche  im  Interesse  der  Zentralisationspolitik  auch  Böh-, 
raen  und  Ungarn  in  jurisdiktioneller  Beziehung  dem  Hofrat  zu 
unterwerfen.    Der  „(xcheime  Rat",  den  R.  als  zweite  Zentral- 
behörde vorführt,  entzieht  sich  in  den  einzelnen  Stadien  des 
Entwickelungs[)rozesses  einer  archivalisch  sicheren  Beobachtung, 
als  wahrscheinlich  gilt,  daäs  der  Geheime  Bat  als  .Ausbruch* 
inm  Holintt  in  dnem  Ihnlichm  Vohfiltnise  stand  wie  etwa  das 
I  «secretius  conrilium*  sich  aus  dem  weiter^i  .conseil  du  roi*  Frank- 

reichs absonderte.  In  aUen  Detaüs  bleibt  die  Klage  B.s  be- 
gründet, dass  wir  gerade  bei  der  wichtigsten  aller  Behörden 
von  den  Quellen  im  Stiche  gelassen  werden.  Die  Hofkanzlei, 
die  steigende  Bedeutung  des  Kanzleramtes,  die  ängstliche  Tren- 
nung der  Geschäfte  der  Reichskanzlei  von  der  österr.  Hof kanzlei ; 
die  Hofkammor  mit  ihren  finanzrechtlichen  Kompetenzen  und 
I  die  fünfte  Zentralbehörde,  der  Hofkriegsrat:  alle  Elemente  des 

j  mächtig  aufsteigenden  Amtsapparates  der  deutschen  Monarchie, 

(  me  werden  uns  hier  in  ihrm  rechtUohen  Qnmdlagen  vorgeführt, 

^  in  ihrem  Zusammenhange  aufs  neue  verstiindlich  gemacht. 

Verf.  h&lt  ndh  streng  sachlich  von  allen  hflhnen  vaticinia 
post  eventum  fem,  so  verlockend  nahe  auch  solche  namentlich  bei 
seiner  eingehenden  Darstellung  der  IßttelbehOrden  gel^^  h&tten. 
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werken*  der  Finanzeinkünfte;  die  Praxis  kennt  anfangs  nur 
Tragwwke,  die  Wissenschaft  hat  diese  mit  richtigen  Prinzipien 
zu  erfüllen  und  solange  dieses  nicht  geschehen  ist,  die  utilitarisch- 
technische  Zusararaenheftung  von  innerlich  ganz  verschiedenen 
Elementen  als  fla»;  hin/.ustollen ,  was  sie  eben  ist.    Vieles,  was 
als  Steuer  bezeiciinet  zu  werden  pflegt,  ist  für  den  Verf.  in 
Wirklichkeit   nur   „Tragwerk" ;  aber  er  gibt  zu,  dasä  solche 
Einkünfte,  wenn  sie  auch  vor  dem  Steuerprinzip  nicht  bestehen 
könnten,  eicli  doeli  vielleidit  nadi  dem  Prinzip  der  FiskalbeTor* 
reehtting  halfbihr  erwnsen  Hessen.  Der  Begriff  der  Fiskalvor- 
reclite  bleibt  in  demselben  weiten  Um&nge  anfreoht  erhalten, 
wie  in  der  erst«!  Auflage.  So  werden  also  in  diesem  Abschnitte 
Tabak-  und  Spiritosmonopol  behandelt,  nachdem  vorher  Tabak- 
steuer und  Branntwrinst-euer  schon  einen  Platz  nnter  den  „Maut^ 
anschlägen*  gefunden  haben.  —  Bei  der  Lehre  von  dem  Pinanz- 
gleichgewicht  hat  der  Verf.  den  Begriff  der  Hauptperiode  neben 
dem  der  Jabresperiode  eingeführt,  was  für  die  BehaadluDg  des 
Staatsschuldenwesens  unzweifelhaft  zweckmässig  ist. 

W.  Lexis. 

LOBoh|  Hermann.  Volksvermögen,  Volkseinkommen  und 
ihre  Verteilung.    (Staats-  und  sozialwissenschaftliohe 

Forschungen.  Herausg.  von  Gustav  Schmoller.  Bd.  VH. 
Heft  1.)   Leipzig  1887.    110  S.   2  M.  60  Pf. 

Nach  einigen  einleitenden  Bemerkungen  über  die  geachicht- 
liclie  Entstehung  und  Tragweite  der  Frage  nach  Volksvermögen 
und  Volkseinkommen  und  nach  kurzer  Erörterung  der  bezw. 
Begriffe,  gibt  der  Verf,  einen  instruktiven  Ueberblick  der  Ver- 
suche zur  Lösung  des  Prol)lonis  (S.  10—45).  Er  unterscheidet 
in  der  bisherigen  Litteratur  vier  Gruppen: 

1.  Bereehnung  des  Verbrauchs  unter  Vorwiegen  der  Schätzung 
(Krug,  Dieterici); 

2.  Bereehnung  des  Wertes  und  Ertrags  der  Objekte  nadi 
Preisen,  »objektlTe  Methode'  (Sehmidlin»  Bümelin,  Sehall); 

3.  Berechnung  des  Geldbetrages  der  Sinseleinkommen,  «sub- 
jektive  Methode"  (Soetbeer); 

4.  Berechnungsversuche  für  die  wirtschaftlichen  VerteilungS^ 
Verhältnisse  (Michaelis,  Geyer,  Philippi). 

L.  wendet  sich  darauf  ZU  den  uaausge  führte  n  Vor- 
schlägen zur  Messung  von  Volkseinkommen  etc.  (S.  56—76), 
indem  er  die  bezw.  Verhandlungen  der  statistischen  Eongresae 
und  Kommissioneni  die  Forderungen  wissenschaftlicher  Vertreter 


ümpi'enbach  —  Losch. 


39 


CNdumann,  Wagner)  und  den  dem  Eongress  dentsdier  Land> 
v,'hie  unterbreiteten  Antrag  von  B.  Meyer»  Bodberins  und  Wagner 

bespricht 

Das  Erf^ebnis  all  dieser  Untersuchungen  ist  ein  wesentlich 
negatives,  insofern  sich  herausstellt,  dass  „  Volksvermö^pn"  und 
„Volkseinkommen"  als  j^latte  Werteinheiten  sich  nie  und  nimmer 
darstellen  lassen ,  weil  ihre  Bestaadteile  ungleichartiger  Natur 
sind  (cf.  S.  102).  Allein  hieraus  folgt  für  den  Verf.  keineswegs 
ein  Verzicht  anf  die  Sache,  welche  jenen  beiden  Begriffen  zu 
Gnmde  li^  sondern  nur  auf  die  bisherige  Form ,  jene  Sache 
av&ttfasBen.  Br  empfiehlt,  das  Vollneinkommen  in  dw  Weise 
dannstellen,  dass  saerst  die  Bevölkerangsstatistik  alle  bierber 
gehörigen  Data  angäbe;  daraof  küme  die  —  wenn  exal<t  durch- 
geführt  —  mit  obiger  Bevölkerungsziffer  identische  Berufsziffer 
und  endlich  die  durch  die  Multiplikation  jener  ßerufsziffern  mit 
dem  aus  Lohn  und  Preis  berechneten  Reallohn  sich  endgültig 
ergebenden  Einkommensverhältnisse  (8.  98).  Die  Vergleichung 
der  Ergebnisse  dieser  drei  Untersuchungen  werde  einen  Einblick 
gewähren  in  das,  was  man  im  , Volksvermügen",  ,Volksein- 
konunea'  nebst  ihrer  .Verteilung"  darznetellen  und  anfenfasaen 
▼erBttcht,  nämlicb  in  die  wirtsebafliliehe  Gesamtmadit ,  in  die 
Bechtaigliederang  der  BerOlkernng.  Die  Erkenntnis  dieser  Qestal* 
tnDg  des  BeTölkemngsganzen  erfordere  indes  ein  so  nmfasaendes 
Beobaohtungsmaterial ,  dass  eine  besondere,  konstante  Organi- 
sation behufs  Erhebung  derselben  absolut  notwendig  sei.  Die 
Initiative  dazu  liege  dem  Organe  der  Gksamtbeit  ob,  d.  h.  dem 
Staate. 

Die  interessanten  und  auch  in  allen  Einzelheiten  gut  be- 
gründeten Ausführungen  des  Verf.  verdienen  allseitige  Beachtung. 

Elster. 


B.  Zeitsckriftenliberschau. 


Nourelle  Revae  historique  de  droit  fran^ais  et  <3trauger.  XI.  4. 

Girard,  les  actions  noxales.    Beaudouin,  la  participation  des 

liommes  libre.'?  au  jugement  dan?  le  droit  frang,  Delachenal, 

la  bibliotheque  d  un  avocat  du  XIVc  si^cle. 
Jakrbfioher  f.  Defmatik  etc.   XXVI.  1.  n.  2.  Kühler,  z.  Lehre 

V.  d.  Pertinenzen.    Hinscliius,  über  d.  Schutzberechtigung  v. 

Pantomimen  u.  BaUetis  gegen  unbefugte  öffentliche  AnfTührang. 

Hess,  schi'ifflielie  oder  freie  Vertragsfürm.  Bälir,  d.  Beweislast 

in  betreff  d.  Wahrheit  bei  Verantwortlichmachung  wegen  übler 

Naehrede. 
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nisse  a.  d.  sukflnftige  Gesetsbneli.  SsczeglowHow,  <l.  Chftnt&ge 

nach  d,  Projekt  d.  Str.G.B.  3.  Smirlow,  d.  erbliche  Natzniessung 
d.  Bauerlaades.  Werblowski,  d.  öffentliche  Verkauf  yerplaa- 
deter  IramobiHen.  Neczajew^  d.  Uteste  deutsche  u.  firansöfl.  R. 

nach  d.  neueren  Forschungen.  4.  Dshansziew.  Fragen  d.  Ad- 
vokatendisziplin.  A.,  z.  Frage  über  die  Entstehung  d.  Privat- 
eigentnuu  am  Don.   5.  Casar  Lombroso^  Epilepsie  u.  Yer* 

brechensfähigkeit  (ÜPberpetzung^").  Chorisomennw,  d.  Formen 
d.  Grundbesitzes  bei  d.  lirimschen  Tataren.  Victurski,  d.  Ent- 
wendung fremden  Eigentums  nach  d.  Projekt  d.  8tr.G.B.  Le- 
gan ow,  d.  ünrichtif^keit  d.  Erhebung  d.  Stempelsteuer  von  d. 
Vollmachten  d.  Beamten  z.  Empfang  der  Gage.  6.  u.  7.  W. 
d.  erste  Kammer  in  Frankreich.  Hlfiyaw  eszczenski,  z.  Frage 
über  den  Gesamtbesitz.  8.  Smirlow,  d.  Ladung  des  Klägers. 
Morosow,  d.  Bankrott  nach  d.  Projekt  d.  Str.G.B.  Wassiljew, 
d.  rase.  Projekt  d.  organischen  Statuts  d.  Fürstentums  Bulgarien 
n.  de.«;spn  Abänderungen.  Obninski,  d.  Reden  vor  Gericht,  ihr 
Einlluss  auf  das  Verdikt  d.  üeschworeiieu  u.  ilu-e  Form.  Tar- 
nowski,  d.  Verbrechen  gegen  d.  Leben  u.  d.  gesellschaftlichen 
Zustände.  Da.« z  k  e \v i  cz,  d.  gewohnheitsrechtliche  Adoption, 
d.  Bauern  d.  Kiewecheu  Gouvernements. 

BBropllseker  Bote  (Westnik  Jewropy).  1887.  1.  Guerrier,  die 

politisehen  Theorien  d.  Ahh6  Mably.  2.  Ars?enjew,  z.  Frage 
über  d.  Vereinigung  d.  Gewalten  (d.  administrativen  u.  richter- 
lichen). 8.  Ss.,  d.  Adel  in  ftussland.  4.  Arssenjew,  d.  s&ai- 
dische  Frinsip  bei  d,  örtlichen  Verwaltung  «.  d.  Selbstverwaltong. 


G.  Neue  Erschemuiigen. 

Vom  1.  August  bis  15.  September  1887  erschienen  oder  b^  der 
Redahtion  eing^angen  (letztere  mit  *  beseichnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broschüren. 

•Anders,  J.  v.,  d.  österr.  Familien -B..  Systematisch  dargestellt. 
Berlin,  Heymann.   XVI  u.  846  S.  7  M. 

*Baron,  J.,  d.  Denunziationsprozeps.    Berlin,  Simion.    6  M. 
Bauer,  0,,  d.  Dareingabe  beim  Kauf  nach  r.  R.  München,  Schweitzer. 
90  8.  1  M .  50  Pf. 

Bezecny,  A.,  d.  R.  d.  anssclilicsslieh  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
bnhn.  Eine  eisenbahnrechüiche  Studie.  Wien,  Manz.  VIIL  u. 
174  S.    3  M. 

•Brink,  L.,  Bestelluni?  d.  dinglichen  R.  an  iVemden  Immobilien  im 
Mittelalter.    Breslau,  Koebner.    VlU  u.  98  6.    2  M. 

Daude,  P.,  d.  bürgerlichen  Rechtsverhiltnisse  d.  MiWtärperaonen  d. 
deutschen  Heere.«  u.  d.  kaiserl.  Marine.  Zum  Handgebrauch  f. 
Militär-  u.  Zivilbeliörden,  iosbes.  f.  Auditeure  u.  untersuchungs- 
itthrende  Offisiere^  sowie  t  Geriditej  Staatsanwälte  u.  Rechts- 
anwälte bearb.  2.  verm.  AuiL  Bedin,  HOller.  XIV  u.  479  S. 
kart.  6  M. 

•Frantz,  Tb,,  d.  gesetslichen  Eigentumsbeschränkungea  nacli  (Tranz.)- 
bad.  u.  Reichs- R.  2.  u.  S.  (Schl«88-)Lfg.  ViU  u.  S,  81-228. 
ä  2  M. 
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*Frensdorfr,  F.,  d.  ersten  Jalirzehnte  d.  «taatorechüicben  Studiums 
in  Göttingen.  Feetachriffe  z.  ISOjähr.  Jubelfeier  d.  Georg- Augusta* 
Universität^  im  Namen  u.  Auftrag  d.  Senats  veif.  Götlingeo, 

Vandenhoeck  &  Ruprecht.    42  Ö.    2  M. 

Fuchsberger,  O.,  d.  Entscheidungen  d.  deutschen  Reichsoberhandels- 
n.  Reichsgerichts  in  1  Bde.  Snppl.  zum  III.  Tl.  mit  Generei- 
register. Straf- R.  Enth.  anschliessend  an  d.  Hanptband  samtl. 
Entecheidungen  d.  Reichseerichts  v.  J.  1881— 188().  Giessen,  Roth. 
1828  n.  Beg.  86  8.  30  H.  SO  Pf. 

Gegen  d.  Assessorexamen.  Von  e.  preki.  Juristen.  5.  Aofl.  Spsndaiii 
Oesterwitz.    15  S.    60  Pf. 

Hälschner,  H.^  d.  gemeine  deutsche  Straf-R.,  systematisch  dar- 
gestellt. 2.  Bd.  Der  besondere  Teil  d.  Systems.  2.  Abt.  Bonn, 
Marcus.    Vill  u.  S.  457—1111.    10  M. 

*Hraza,  E.,  über  d.  lege  agere  pro  tutela.  Rechisgeschichtliche 
Untersnchnng.  Erlangen^  Deiehert  lU  v.  79  8.  2  H. 

Karmin ski.  Fr.,  z.  Kodifikation  d.  öaterr.  Staatabiirgerschafts-R. 
Eine  staaterechü.  Studie.  (Aus  „Oesterr.  Ztschr.  f.  Verwalte.") 
Wien,  Manz.   129  S.  2  M.  40  Pf. 

^Kfthnast,  L. ,  Kritik  modemer  Reditaphiloaophie.  Berlin,  Bahr. 
III  u.  96  S.  2  M. 

Leyy,  M.,  d.  Kompagnon  u.  Aktion&r.  Enth.:  d.  RechtsverhSltalsse 
der  Associ^s  u.  stillen  Gesellschafter  eiinT  Handelsgesellschaft 
(Societät)«  der  Kommanditisten  u.  Aktionare  einer  AktiengeseU- 
sehaft  nnter  sich  n.  zu  dritten  nach  d.  allg.  devtsehen  H.G.B,  ete. 
Köln,  Simons.    VI  u,  168  S.    3  M   .'O  Pf. 

Lovisoni,  H,,  d.  Gesandten-E.  Wien,  Man«.  YHI  ti.  66  S.   1  M. 

20  Pf. 

Mor^'is,  G.,  Geschichte  u.  System  d.  „mildernden  Umstände"  im 
deutschen  Straf-R.  u.  Prozess.    Berlin,  Lazarus.    30  S.    60  ?i\ 

Muheim,  F.,  d.  Prinzipien  d.  internationalen  Privat-R.  im  schweizer. 

Frivat-R.  (Diss.  Bern).  Altdorf  1887. 
Ortloff,  H.,  d.  gerichtliche  Redekunst.   II.  Besonderer  oder  prakt. 

Teil.   Die  Parteireden  vor  Gericht.   Keuwied,  Heuser.   6,  177 

bis  606.   9  M. 

—  d.  Wechselverkehr  nach  deutschem  n.  österr.  R.   Handbach  für 

Rechtsanwälte,  Notare,  Gerichtsschreiber  etc.,  sowie  in  Handels-, 
Gewerbe-  u.  auf  Rechtsschulen.   2.  verm.  u.  verb.  Aufl.  Ebd. 
XI  u.  246  8.  8  H.  20  Pf. 
*8eDg,  A. ,  d.  Sachniiete  nach  d.  Code  civil.  Habilitationssehrift. 

Lahr,  Schauenburg,    VIII  u.  128  S.    3  M. 

Stross,  E. ,  d.  österr.  GenossenscUafts-R.  Erwerbs-  u.  Wirtöckafts- 
genossenschaften  mit  unbeschrtlnkter  u.  beschränkter  Haftung. 
Systemat.  Darstellung  d.  in  Oesterreich  gelt.  Gcnossenschafts-R. 
unter  Berücksicht  d.  ausländ.  Gesetzgebung.  Wien,  Perles.  X 
TU  267  S.  5  H.  60. 

Taborsky,  F.,  kurz  gefasstes  Lehrbuch  über  d.  k.  k.  österr.  Staats- 
rechnnnes-  u.  Kontrollsdienst  auf  Grund  d.  kaiserl.  Verordnung 
V.  21./Xr.  1866.,  enth.  d.  allgein.  kameraliet.  Grandsütze  n.  d. 
neuen  Verreohnungs-  u.  Kontrollsvorsclirlften  d.  Staatsgeldgeba- 
rung, ferner  d.  kaufmänn.  Buchführung  d.  k.  k.  Montanämter  u. 
eine  besondere  Abhandlung  Uber  d.  Yerreehnung  der  —  den 
Militärintendanzen  untersteh.  —  k.  k.  Militärkassen  u.  Truppen- 
körperämter.  Mit  zahlreichen  Formularien.  Brünn,  Winiker. 
V  n.  487  S.  6  H. 
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Tesch,  J.,  Katechismus  für  d.  Prürangen  zum  Stationsassistenten, 
Stationsvorsteher  u.  Giiterexpedieiiten  d.  Staatseisenbahnen.  Unter 
Berücksicht.  d.  neuesten  bezügl.  Bestimmungen  bearb.  2.  toII- 
stäBdig  umgearb.  Aufl.  (In  5  Idga.")  1.  L^.  Berlin ,  Siemoi- 
roth.  80  S,  IM. 
Terminologie^  deutsch-böhm.  juridische,  zusammengestellt  v.  einigen 
Mitgliedern  d.  k.  k.  bölun.  Oberlaiide«gerkht60.  Frag,  ^uca. 
379  S.    2  M. 

Wcipert,  H.,  Beitrag  zur  Lehre  v.  d.  stillschweigenden  Servituts- 
bestellung.   Inaug.-Diss.    Kassel,  Wigand.   36  S.    1  M.  20  Pf. 
Weisl,  E.,  Frankreichs  M.Str.Pr.O.    Studie  ?   R-form  d.  M.Str.Pr.O. 
d.  Deutschen  Reiches  u.  d.  österr.  -  uugar.  Monarchie.  Wien, 
Seidel  &  Sohn.   54  8.  80  Pf. 
Witte,  E.  eil..  Erörterungen  über  d.  §.  49a  d.  Str.G.B.  f.  d.  Deutsche 
Reich.  Inaug.-Diss.  Breslau,  Kühler.  188Ö.  44  S.  mit  3  Tab.  1  M. 
.    Ziebarth,  K.,  d.  Forst  R.   1,  Teil:  Zivil -K.  Berlin,  Parey.  IX  n. 
129  S.    2  M.  50  Pf. 
Zacker,  A.,  apriäe  and  local  enquSte.    Wien,  Manz.  1887. 


GeBehichteqnellen,  hans.   Hrsg.  v.  Verein  f.  hans.  Geschichte.   4.  u. 

5.  Bd.    Halle,  BnchhaTulhuii^  d.  Waisenhauses.    10  M.  80  Pf. 

Inhalt.  4.  Schäfer,  d.  Kuch  tl,  lübeck.  Vogt*  auf  Sclioaei»,  aobst  &  BeU 
lagen.  Mit  H  Taf.  u.  2  Karten.  XIV,  CLIII  u.  165  8.  6  M.  6.  Stleda,  BeTftler 
ZoUbüdier  u.  -QvUttuugon  d  U.  Jabrb.  XU,  OSXXYIU  u.  107  S.  4  Ii.  80  FL 

Kawerau,  fiber  Berechtigung  a.  Bedeatnng  d.  landmherrl.  SÜrehen- 

regimente.s.    Kiel,  Homann.    38  S.    80  Pf. 
*Sommer,  H.,  Individualismus  oder  EvolaÜouismus?  Zugleich  eine 

Entgegnung  auf  d.  Streiteebriftr  des  Hm.  Prof.  Wundt.  Borlin, 

Beimer.  181  8.  8  M. 


2.  Ausgaben  Ton  ftMetsen,  Entseheidmiffeii  ete. 

Aktenmaterial  betr.  d.  Bauverpüichtungen  d.  Kurdoatbahn.  Zürich, 

Orell.  Füssli  &  Co.    44  8.  IM. 
Sntscheidungen  d.  kgl.  Oberverwaltungsgerichts.    Hrsg.  v.  Jebens, 
Meyeren  u.  Jacobi.    14.  Bd.  Berlin,  Heymann.  XIX  n.  466  S. 

7  M.,  geb.  8  M, 

—  d.  vormal.  preuss.  Obertribunals  auf  d.  Gebiete  d.  Zivil  E.  Far 
d.  Studium  u.  d.  Praxis  bearb.  n.  hrsg.  v.  Rehbein.   8.  Lfg. 
Berlin,  Müller.    3.  Bd.  S.  1.— 240.   4  M.  50  Pf. 
FlttBser,  A.,  Handbach  f.  österr.  Geschworene.  Wien,  Perles.  YIII 

n.  240  8.  8  M.  60  Pf. 
Grotefend,  G.  A..  d.  Organisation  d.  staatlichen  u.  kommunalen 
Verwaltung  in  d.  Rheinpro vini.  Handbach  f.  d.  prakt.  Gebrauch. 
Düsseldorf,  Sehwann.  XIX  n.  494  8.  6  M.,  geb.  6  M.  80  Ff. 
Hausbesitzer,  der.  Seine  R.  u.  Pflichten  <t,  Tf.,,ii^r~  seinem  Vorbesitzer, 
Gläubiger,  Nachbar,  Mieter  u.  d.  Beiiorden,  mit  einer  Menge  v. 
Formularen  s.  Antrügen  n.  Vertr&gen.  Hrsg.  v.  d.  Verf.  d.  neuen 
^     preuss.  Rechtsanwalts.  Mülheim,  Bagel.  III  u.  132  S.  1  M.  20  Pf. 
flilse,  B.,  Formulare  f.  Rechtshandlungen  d.  freiwilligen  u.  strei- 
tigen Gerichtebark^    Znm  Gebrauche  für  Richter,  Anwälte, 
Auditeure,  Konsularbeamte,  Anwärter  zum  Richterarate,  Gerichts- 
schreiber u.  Pri Vitpersonen  entworfen  u.  aus  d.  Gesetzen,  d. 
Rechtsprechung  i..  Rechtswiaeensdiaft  erläutert.    1.  Teil.:  Frei 
willige  Gerichtsbirkeit.   6.  umgcarb.  Aufl.   Hrsg.  v.  H.  Krecke. 
Berlin,  Heymann.   XIX  u.  439  S.   geb.  8  M. 


Bibliographie  (deutsche).  ^. 
Sebweia,  Hotz  o  v 

7«w  In  Kraft  «el  enIen  ?n'  H^  1886  ganz  oder  t.n 

•    langen  aufgenommene«  Gese^  ^fÄn  Samm" 

Kanton«  Zürich.  mifTiphS%ä^«Wü|8e  u.  Verordnungen T 

Owetortikcl,  XXII  V  j  ,M,  ,  .    ,  "  «•  «»  8. 

Zolltarif  d.  östPrp  ,Viw7.  ^  «oichsrafe.  3^  s  An  s  ^Sa  5"  *I»torla- 
4  neueste/ iJ,,rlhV-K^''°'  -amtlichen  aei*  i  Jo  '^'  ver- 

^usammenstrlJunij  an«  d    rlKlT«^  S.  50  Pf 

^   3  A„fl    Ebd.  ly         u  t  cf'^Tp.^'''^^  Hausbesit^: 

'^ii^ammenstelluniy  ^1  p.,,  ^> 
2.uJi^"  ,f  S.''50^'!;.°™■'^='''''-™~Wften.  3.A.fl.  EM.  188«. 

»•  18.  (80  )  IV  I8R7  „.i  !  j  ' !  •'  8"'"'.  Mittler  i  Soim    3«  s 
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8.  Wlcbtlf  e  anslftndlselie  Werke* 

Annuaire  de  la  lägisiation  etrang6re  publik  par  la  Soci^t6  de  l^gis- 
lation  eompar^e,  contenant  la  tradncüon  des  prindpales  loie 
votees  dans  les  pays  Strängen  en  1885.  Qainsi^me  ana^e. 
Pichon.    18  fr. 

*Annnaire  de  la  l^gislation  fran^atse  pnbli£  par  la  SotAiU  de  l€gi8- 

lutioTi  coinparee,  contenant  le  texte  des  priucipales  lois  TOtees 

en  France  eu  1886.    Sixieme  ann^e.   Pichon.   «i  fr. 
Cagn»t,  R.,  6tade  historique  sitr  les  Impöts  indtreets  ches  las  Ko- 

mains  jusquaux   invasions  des  barbares,  (raprts  les  dooumentS 

litteraires  et  ppigraphiquea.   Thorin.    10  ir. 
Gnlllonard,  L. ,  traiW  dn  eontrat  de  louage,  livre  III,  titre  VIII, 

du  Code  civil.    2e  edition.    2  vol,    Pedone-I.auriel.    1(5  fr. 

Holtzendorff,  Fr.  de,  principe«  de  la  politique.  Introduction  a 
Tetade  dn  droit  public  contemporain.  Onvrage  tradnit  sur  la 
2e  ed.  allemaude  avec  l'aatorisation  et  le  concours  de  Tautettr 
par  £.  Lehr.    IX  u.  202  S.   Uarabarg,  Kichter.   8  M. 

Hnmbert,  6.,  essai  sar  les  ünances  et  la  comptabilii^  pnbliqne 
cliez  les  Romains.    2  vol.    Thorin.    18  fr. 

Lautour,  L.,  Code  usuel  d'audience.  Code  p6nal,  Code  forestier. 
Lois  penales  sp^cfalea  avec  Pindication  sommaire  de  la  doctrine 
et  de  jurisprudence.  2e  Edition.  Premiere  partie:  Code  pinal 
et  Code  forestier.    Pedone-Lauriel.    10  fr. 

Harchant,  H.^  la  Libert6  du  mariage  des  officiers.  Oh.  LavanMlle. 
1  fr. 

Tanquere3',  U.,  traite  theorique  et  pratique  de  i'imp6t  sur  le  re- 
venv  dea  ▼aleurs  mobiUires  (doctrine,  jarispradence,  UgislaUon 
comparde).  Boasiean.  7  fr. 

Alberti,  6.,  le  corporaaioni  d*arti  e  mestieri  e  la  liberti  del  com- 
mercio  interno  D^li  antichi  eeonon)i«ti  italianL  448  S.  Mi- 
lano.  6  1. 

Blanchetti,  C,  il  dnello.   139  S.  Torino.  2  L 
Generi,  G.,  nnovi  ricordl  di  foro^  con  appendice.   442  S.  Bo- 
logna. 6  1. 

Cogliolo,  P..,  mannale  delle  fonti  del  diritto  romano.  Parte  II. 

cm  R.    Torino.    8  1. 
Danieli.  G..  delia  forma  delle  sottoscrizioni  cambiarie.   21  B.  Ve- 
nezia.    1  1. 

Framarino  dci  Malatcsta,  N.,  studio  sulla  comunicazione  delle 
circostan/e  iifl  delitio.  2.i  tiratura.   103  S.    Napoli.    1  1-  50  ct. 

Holder,  E.,  istituzioni  di  diritto  romano,  tradotta  in  italiano  da 
T).  Caporali.    407  S.    Torino.    7  1. 

Norsa,  C,  8ul  progettö  di  legge  uniforme  in  materia  cambiaria  al 
(  (irgresso  internazionale  di  diritto  commereiale  in  Anverea,  1885- 
165  S.    Torino.    3  I. 

Scotti,  C,  muiiuale  di  dirillo  civih'  italiano.  \ol.  1.  Ö5b  Ö.  To- 
rino.   6  1. 

Spencer,  H.,  intro^uzione  allo  studio  della  sociologia,  con  prefasione 
del  pTof.  6.  Sergi.   2a  ediz.   630  S.   Milano.   7  1. 

Stroi  pa.  L..  dizionario  notarile.  Puntata  L  S.  1—28.  Vercelli. 
La  pantata  1  1. 
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TseliMlio-sItwIselie  LltlerBtar*). 

Mitgeteilt  von  Prut.  Dr.  Prazak  in  Prag. 

A.  Selbat&ndige  Werke  resp.  Ab hend langen. 

BSlobradsky^  W.,  prispevek  k  statistice  soudnibo  lekairstT{  (Beitrag 
zur  Statistik  der  gerichtl.  Medizin).   Prag  1885. 

—  atatistika  zdravotnictvi  (Statistik  der  Gesundheitspflege  der  im 

Reichsrate  vertretenen  Königreiche  und  Länder).    Prag  1886. 

—  souborny  referät  o  soudnim  lekarstvi  (aystem.  Beferat  über  ge- 

richtliche Medizin).   Prag  1885. 
Bernat,  J.,  prispevky  k  .statistice  lesü  v  Cechacli  ('Beiträge  zur  8ta^ 

tistik  der  Wälder  in  Böhmen,  mit  Mappen).    Prag  1^5. 
Bfdf^  A.,  alnralna  a  msda  (Almosen  und  Lohn).  Prag  1883. 

—  dve  nutnc  o[)ravY  (zwei  driugende  Befoxmen:  Hdmats-B'.,  Zwang»- 

arbeitsbäuser).    Pr^  1884. 
»  n&prava  niäny  (zur  WlUirungsrefonn).  Prac  1865. 

—  0  statistiee  eamospr&vy  (Statistik  der  SelMtverwaltniig).  Fng 

1884. 

—  poc&tkOTig  nauky  o  danl  progressivni  (Anfänge  der  Lehre  von  den 

Progressivsteuern).    Piaj^  1884. 

—  Schulze-Delitzsch  a  zalozny  ceske  (Schulze-Belitzsch  u.  die  böhm. 

Vorsebusakassen).  Prag  1885. 
Celakovsky^  J. ,  privilegia  mest  praXsk^ch  (die  Privilegien  der 
Prager  Städte).   Prag  188(i.   Abdruck  sämtlicher  Privilegien  der 
kgl.  Hauptstadt  Prag  im  Originaltexte  mit  einer  reebtahiatori- 
schen  Einleitung. 

Chlcborad,  Fr.,  boj  o  niajetek  (der  Kanipl  um  das  Eigentum). 
Brünn  1884. 

Hanel,  J.^  risske  a  prävnf  «lejiny  nSmecke  (deutsche  Reichs-  und 

Rechtsgeschichte).    1.  Helt  1886,  2.  Heft  1887. 
Heyrovsky,  L.,  instituce  Hmskiho  priva  (Institutionen  des  r.  fi.). 

Abt.  1  u.  2.   Prag  1886. 
Kaiül.  J,,  vyrovnäni  s  Uhry  r.  1867  a  1877  (der  ungar.  Ausgleich 

im  J.  1867  tt.  1877).    Prag  1886. 
Laurin,  F.,  o  raoci  zakoiiiid.'lrtul  a  soudni  u  vecech  raanzelskych 

(die  gesetzgebende  u.  rjchterl  Gewalt  iu  Ehesachen).  Prag  1883. 
Ott,  E..  o  osudech  prdvnich  studii  pfi  universiti  Karlo-FerdinanskÄ 

(die  Schicksale  des  Rechtsstudiuras  an  der  Frager  Karl-Ferdi- 

nends-Universität).   Rede  gehalten  anl&ssHch  der  Rektorsinstal« 

lation  am  13./XI.  1886. 
Pavlicek,  A.»  sm^ka  a  chek  v  evropskem  zakonodiirstvi  (Wechsel 

u.  Check  in  der  europ.  Gesetzgebung).   Prag  1884. 
Prav'odatny,  pravo  patvonatm  (Darstellung  der  gesrhichfl.  Ent- 
wicklung des  Patronats-R.  in  den  böhm.  Ländern).   Prag  1887. 
PraSik,  G.,  spory  o  prislnSnost  meai  sondy  a  üfady  sprivnimi 

(Kompetcnzknntiiktc  zwischen  Gerichten «.  Verwaltongsbebördeo). 
„    2.  (Scblu88-)ßd.  Prag  1886. 

Banda,  A.,  o  s4vazcfch  k  nährad^  Skody  %  efnn  nedo^olenych,  pak  o 

ürocfch  (über  Verbindlichkeiten  zum  Schadenersätze  ans  nner- 
luubten  Handlungen,  dann  über  Zinsen).   4.  Aull.   Prag  1885. 
—  soakrom^  obehodni  präTO  rakousk^  (österr.  Handels-R.).  2.  Heft. 
Prap  1885, 
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Reinsbergs  J.,  n&ttkft  o  eoadnim  I^ka^tvi  (gerichtl.  Medizin). 

1.  Heft  1883.  2.  Heft  1885.  Prag. 

Sebreyer,  J.,  statistika  zälozen  ceskych  (Statistik  der  böbm.  Vor- 

schttsskassen).   Prag  1886. 
Srb,  A.,  snfem  cesky  (der  böhui.  Landtag).    Prag  1883. 
Storch,  F.,  rizeni  trestni  rakooskö  (Österreich.  StrafTerfahren). 

2.  Lfg.    Prag  1887. 

ßtrat  il,  Fr.,  Jak  je  Slezsko  na  f.  rad?  znstoupona  (wie  iSt  6<Alttieill 

im  Reichsrate  vertreten?).   Troppaa  1S86. 
Trakal,  J.,  blavikf  Bm&ry  novejsi  pra^nf  a  st&tni  filosofie  (die  wesent- 

licheu  Richtungen  der  neaeren  Recht»-  und  Staatephiloaopbie). 

Frag  1885. 

—  k  osnovS  cllkkona  o  soeialistecb  (zum  Entwurf  eines  Sozialisten- 
gesetzes).   Prag  18SG. 

Vasaty,  J.,  sdkoQua  roviiost  jazyka  cesk^ho  a  n^meck^ho  v  Cechach 
(die  gesetzl.  Gleichstellung  der  böhm.  u.  deutschen  Sprache  in 
Bühmen).  Rede  gehalten  in  der  Sitzung  des  österr.  Abgeordneten- 
hauses am  2Ö./1II.  1884.   Frag  1884. 

Vi8ek,  A.,  obcansky  snatek  (die  Zivilehe).   Prag  1883. 

Zucker.  A.,  apri.^e  a  lüial  enqudte  (Aprise  und  loisl  enqndte), 
Prag  1886.  Wien,  Manz.  1887. 

B.  Zeitschriften. 

Geskomoravsky  närodni  hospoditf  a  samospravny  vestnik  (Böhm.-mielhr. 

NationalökoTinra).    Red.  Sovadina.    7.  Jahrg.    Brünn  1887. 
Listy  vefejn^  spn\vy  (Blätter  der  öffentj.  Verwaltung.!.  Red.  Popelka. 

2.  Jahrg.    Policka  1887. 
Prdvnik  (der  Jurist).  Red.  PraXak  u.  Stnpccky.  26.  Jahrg.  Prag  1887. 
Samospravny  übzor  (Autonoraistische  Rundschau).  Red.  Cizek.  9.  Jahrg. 

Frag  1887. 
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VOBfttllcb  em  Ueft  von  2i,a  Bogen.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  —  Zu  beslehea 
durch  alle  Buoblaandlnjigvo  und  PostMutelteiD. 


A.  BesprechmigeiL 


I.  Allgemeines. 

liühiiast,  L.  Kritik  moderner  Rechtsphilosophie.  Berlin, 
Babr.    1887.    96  S.    2  M. 

Leitfaden  der  Untersuchung  ist  „der  Zusammenhang  der 
Rechtsphilosophie  und  der  Metaphysik".  Die  Eechtsphilosophie 
ist  die  Wissenschaft  d«r  Bechtewahrheiten.  Wahrhdt  ist  die 
Uehereiiistimmiuig  der  Yorstellung  mit  dem  Wesen  des  Vorge^ 
steinten;  wahr  ist  das  YorgesteUte,  wie  es  sdbem  Wesen  nach 
sein  moss.  Kichtig  ist  die  Bechtsfindung,  wenn  der  Fund  mit  der 
"Wirklichkeit  übereinstimmt ;  die  positive  Wissenschaft  sucht  das 
richtige,  die  Philosophie  das  wahre,  von  Gesetz  und  Wirklich- 
keit unabhänc^ige  Becht.  Wesen  ist  Einheit  bleibender  Bestim- 
mungen (Hegel). 

Diese  Satze  der  Einleitung  sollen  den  Standpunkt  der  Kritik 
däi  Verf.  präzisieren,  welche  sich  in  folgende  Abschnitte  gliedert: 

Die  Orthodoxie.  (Die  geschichtliche  Schale.  Stahl.  Sdiel- 
littg.)  Der  H aterialismus.  (Knapp.  Post)  Die  Physio- 
logie des  Rechts.  (Enntu.  Dankwardt.  Stricker.)  Die  natur- 
wissenschaftliche Auffassung  der  sittlichen  Welt.  (Jhe- 
ring.)  Zwei  weitere  Abschnitte  enthalten  eine  kritische  Darlegung 
der  Grundbegriffe  der  sozialistischen  Eechtsphilosophie 
(Kapital  und  Arbeit). 

Der  Verf.  verniisst  sowohl  in  den  juristischen  Lehrbuchern 
(welche  sich  auf  eine  Erüi  tcrung  der  Relation  snm  Zins  be- 
OttteUMali  fb  BaclitavIlMiiMliftll.  TU.  Bvd.  ^ 
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schränken),  als  in  der  ökonomisclien  Wissenschaft  eine  endgültige 
FixierunfT  des  Inhalts  und  der  Konset} uenzcn  des  GriindbecrrifFs 
vom  Kapital.  Er  sucht  solche  in  der  Beziehung  des  Kapitals 
zur  Produktion  und  in  dem  Zusammeubaug  des  KapitalbegriÜs 
mit  dein  Wertbegrilf.  Das  Ergebnis  wird  in  die  Definition  zu- 
sammengefasst:  „Das  Kapital  ist  der  Wert  der  in  den  Sachgtlteni 
enthaltenen  produktiven  Kraft,  ale  der  Sachwert,  der  als  Qaell» 
Ton  Werten  gesetat  ist*,  oder  kflraer:  «Der  produktive  Sach- 
wert oder  ein  Komplex  produktiver  Sachwerte.*  In  der 
Unmittelbarkeit  der  Beziehung  des  kapitalistischen  Produktions* 
mittels  anr  Produktion  liegt  die  potentielle  Verselbständigang 
desselben  gegenüber  dem  Arbeiter.  Es  folgt  daraus  der  Gegen- 
satz des  Kapitalbegriffs  zur  Arbeit,  deren  Beziehung  zur  Pro- 
duktion nicht  notwendig  ist.  Gregenstand  des  Arbeitsvertrages, 
dessen  privatrecbtliübe  Gestaltung  die  brennendste  ökonomische 
Frage  der  Gegenwart  ist,  können  nur  die  Leistungen  bilden. 

Die  beiden  letzten  Abschnitte  enthalten  eine  Darstellung 
und  Kritik  des  Systems  Harz\  Angehängt  ist  der  erste  Drack 
eines  Briefes  yon  Savignj  an  Fnchta  vom  3./VI.  1838,  welcher 
interessante  Bemerkungen  xlber  die  Oeffentlichkeit  städtischer 
Verhandlungen  und  das  UniversitStswesen,  sowie  beachtenswerte 
Aenssemngen  über  einige  juristische  Kontroversen  enthftlt. 

H.  Sommer. 

Weigel,  T.  0.  Systematisches  Verzeichnis  der  Haupt- 
werke der  Deutscheu  Litleratur  aus  dem  Gebiete 
der  Bechts-  und  Staatswissenschaften.  Bearbeitet 
von  0.  Hollat  unter  Mitwirkung  von  0.  Wetsel.  Leipzig, 
Weigel.   1886.   106  S.   8  M. 

Das  vorliegende  Werk  will  nicht  s&müiche,  sondern  nur  die 
wichtigsten  Erscheinungen  der  62  Jahre  von  1820—82  zusammen* 
stellen.  Es  enthält  in  der  That,  was  Verf.  und  Herausgeber  er- 
st reben,  ein  verhältnismässig  vollständiges  V  i  ichnis  dessen, 
,wa8  in  einer  den  vereinigten  wissenschaftlichen  Zwecken  dienen- 
den wohlversorgten  liibliothek  nicht  fehlen  dürfe".  Das  System 
zerflillt  in  2  Hauptteile,  der  erste  derselben,  Kechts wi ssen- 
schait,  in  18  Abschnitte;  1.  Einleitung  (Bibliographie,  Kn/vklo- 
l^die,  Hermeneutik,  Lexika,  Litteraturgeschichte,  R.  und  ivultur, 
allgemeine  und  vergleichende  Rechtswissenschaft);  2.  Zeitschriften; 
2a.  Abhandlungen  und  Verhandlungen  vermischten  Inhalts^ 
3.  Rechtsphilosophie;  4  BönuB.;  6.  Pandekten-B, ;  6.  Deutsdies 
B.  (Quellen  und  Geschichte);  7.  Gemeinea  und  partikulares  deutr 
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scIm»  Privat-B.;  8.  Handels-E.;  9,  Wecbsel-B.;  10.  Sm-B,; 
1 L  Lelm-B. ;  12.  Siraf-B. ;  13.  ZiTÜpTOiEess-B. ;  14.  Straf)prozen-B. ; 
15.  GerichtsTerfasBODgt  Oericfatskosten,  Kotamt;  16.  Kircheu-B.; 
17.  Spruchsammlnngen  dent8oh«r  Gerichte ;  18.  Ausländisches  B. 

(einschl. Staats-R.). —  Die  staatswissenschaftliohe  Litteratur 
wird  in  fo^L^rnden  Abschnitten  aufgeführt:  1.  Einleitung;  2.  AU- 
greine  Staatslehre;  3.  Deutsches  Reichs-  und  Landesstaats  R.; 
4.  Verwalttinjfs-E.  und  Verwaltunf.''slehre;  5.  Internationales  R.; 
6.  Volks wiitsuliaft;  7.  Sozialwissensebaft,  Litteratur,  Gescbidite, 
Lehrbücher,  Vermischtes;  Stände  und  Bevölkerungsklasseu ; 
Bauern,  Bürger,  Handwerker  etc.;  Arbeiterstand,  Arbeiterfrage; 
Pavtden,  geheime  Gesellschaften»  8(»dale  Frage,  sozialpolitische 
Vereine;  Armenwesen;  8.  Fioaazwissenschaft;  9.  Foliieiwissen- 
schaft;  10.  Statistilc,  BeTOlkenmgsweaen;  8.  95—106  kurzes  al- 
phabetisches Begiftter.  Für  Bibliotheken  u.  s.  w.  isfe  das  Ver- 
zttchnis  auch  in  einer  durchscbossenen  Ausgabe  au  haben. 

Bedaktion. 

Annuaire  de  lögislation  etrangere  publice  par  la  Soc. 
de  Ugislation  oomparee  contenant  le  texte  des 
principales  lois  vot^es  dans  les  pays  ^trangers  en 
1885.  XV.  annöe.  Paris,  Ootillon.  1886.  800  &  18  fr. 
Der  Torliogende  Band  bringt  einige  Nenerungoa.  "W^gßr 
Isssen  sind  einige  Sehweiserkantone,  die  Tttrkei  und  Haiti,  nie- 
mand wird  sie  vermissen.  Dagegen  finden  sum  erstenmale  Be- 
rftcksichtigung  der  Kanton  Neuenbürg,  Costa-Rica  und  Japan, 
der  erste  orientalische  Staat,  welchem  neben  den  zivilisierten 
Staaten  von  Europa  und  Amerika  ein  Platz  eino-erihnnt  wird. 
Den  Abteilungen,  welche  den  einzelnen  Staaten  gewidmet  sind, 
wird  wie  bisher  eine  Notice  generale  über  den  Gang  der  Gesetz- 
gebung m  denselben  vorausgesandt,  und  sodann  die  Ueber- 
seteung  der  mitgeteilten  Gesetze  mit  einigen  Bemerkungen  be- 
glMtet.  Keine  bwrorrageode  Stdlung  nimmt  die  Kodifikation 
ein,  welehe  ausser  einem  Strafgesetzbuch  des  Kantons  St.  Gallen 
ond  einem  Militttrstrafgesetabnch  für  Serbien  nur  das  neue  Span. 
Handelsgesetzbuch  aufzawdsen  hat.  Auf  dem  Gebiete  des 
öfifentliehen  B.'s  finden  wir  namentlich  die  engl.  Wahl- 
gesetze, welche  diejenigen  von  1884  ergän/en:  das  ungar.  Gesetz 
über  die  Reorganisation  der  Magnatentafel,  und  das  japan.  über 
die  politische  und  administrative  Organisation  des  Landes  vom 
Dezember  1885.  Das  Verwaltungsrecbt  ist  durch  eine  Anzahl 
bedeutender  Gresetze  vertreten,  von  welchen  wir  nur  benrorheben: 


I  1 
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das  von  der  öffentlichen  Meiniing  in  England  verlangte  über 
den  Schutz  der  Müdehon  und  Frauen,  das  württ.  über  den  Er- 
werb und  Verlust  des  Geineindebürgerrechts,  das  ungar.  Wasser- 
Gesetz  und  die  Gesetze  verschiedener  Staaten  gegen  den  Alko- 
holismus  und  die  Folgen  der  Trunksucht.  Das  Zivil-R,  ist  nur 
spärlich  bedacht,  ausser  dem  preuss.  Gesetz  über  Verllusserung 
und  Verpfändung  von  Immobilien  in  den  Rheinprovinzen,  dem 
Ungar,  betreffend  Modifikatumen  der  Yormnndsohafitsordnimgi 
dem  Genfer  betreffend  Ervrerb  und  Aufgabe  des  Staatebürger* 
reohte,  und  demjenigen  von  üroguaj  über  Einführung  der  Zivil* 
ehe.  Aua  dem  Gebiete  des  Handelsrechtee  sind  bemerkHeb  die 
Gesetze  von  Norwegen  und  Uruguay  ttber  die  Erfindungspatente 
und  von  Massachusetts  über  LebenS'  und  Unfallversicherung.  Die 
Tendenz  das  Los  der  Arbeiter  zu  verbessern  findet  Ausdruck  in 
einer  Anzahl  engl.,  deutsch.,  österr.  und  norweg.  Gesetze.  Die 
Gesetzgebung  über  den  öflfoutlichen  Unterricht  ist  durch  ein  ital. 
Gesetz  über  die  Prlmaisehullehrer  vertreten.  Dem  internationalen 
R.  angehürig  sind  zwei  Gesetze  des  Staates  Massachusetts  über 
die  Zulassung  fremder  Versicherungsgesellschaften  und  der  argent. 
Republik  Über  die  Aualiefernng  von  Verbrecbern.  KOnig. 


II.  Bechtsgeschichte. 

Raruu.  Abhandlungen  aus  dem  röm,  Zivilprozess  III. 
DerDenunziationsprozess.  Berlin,  Simion.  1887.  2438. 
6  M. 

Den  Ausgangspunkt  der  ganzen  Schrift  bildet  der  Dennn- 
ziationsprozess  zur  Zeit  Hark  Aurds,  welch  letzteren  der  Vwf. 
als  den  bedeutendsten  ProzessrdEbrmator  unter  den  rOm.  Kaisern 

preist. 

Zu  unterscheiden  ist  zwischen  kontradiktorischem  Denun- 

ziationsprozess  und  Kontumazialprozess. 

Auf  den  ersteren  sind  die  in  den  vatikanischen  "Fragmenten 
(§.  15G,  161  —  167)  erhaltenen  Nachrichten  üVmt  den  Exkusations- 
und  Nominationsprozess  der  Voimüudcr,  denen  eine  allgemeine 
Bedeutung  zukommt,  zu  beziehen.  Derselbe  beginnt  mit  einer 
doiuntiatio  suo  nomine,  d.  h.  einer  formlosen  Ladung  des  Be- 
klagten vor  Zeugen  unter  allgemein  gehaltener  Beaeichnung  der 
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Sireitsache.  Gleichzeitig  mit  dieser  Denunziation  hat  eine  ent- 
sprechende Mitteiluug  an  den  Magistrat  zu  erfolgen.  Erscheint 
der  Beklagte  auf  die  erste  Benunztatioii  nicht,  so  mass  der 
Kläger  einen  libellos  mit  genauer  Eonzipierung  des  Antrags  und 
tmter  Substantiientng  der  Klage  beim  Prtttor  einreidhen  und  so- 
dann (bei  Abwesenbeit  des  Beklagten  unter  Erbittung  eines  Be- 
qnisitionssclireibeDS  an  den  Munizipabnagisirat)  eine  denuntiatio 
ex  anctoritate  yornehmen.  Diese  zweite  Dennuziation  begründet 
für  den  Beklagten  die  Pflicht,  zunächst  an  einem  yom  Verf.  des 
näheren  bezeichneten,  von  der  erhaltenen  denuntiatio  ex  ancto- 
ritate ab  zu  berechnenden  Termin  und  von  da  ab  während  einer 
vom  Tag  der  ersten  Denunziation  ab  für  beide  Parteien  lanfen- 
den  viermonatliohen  Beweisfrist  (bezüglich  deren  jedoch  Kepa- 
ration  und  IHlation  möglich  ist)  bei  allen  sessiones  pro  tribunali 
zugegen  zu  sein.  Dieselbe  Pflicht  trifft  den  EUger.  Erscheint 
d«r  letztere  nach  der  denuntiatio  suo  nomine  in  irgend  einer 
Sitzongt  in  der  die  Parteien  anwesend  zu  sein  haben,  nicht,  so 
kann  der  anwesende  Beklagte  Abweisung  beantragen.  Erscheint 
der  Beklagte  nach  erfolgter  denuntiatio  ex  auctoritate  nicht,  so 
geht  die  Bache,  sofern  nicht  auf  die  Zwangsmittel  des  Magistrat« 
rekurriert  wird,  in  das  Konturaazialverfahren  über. 

Das  Kontumazialurteil  hat  zu  Mark  Aurels  Zeit  zur  not- 
wendigen Voraussetzung  ein  sogen,  peremptorium,  d.  h.  eine 
Ladung,  in  welcher  der  Magistrat  androht,  dass  er  an  einem 
^stimmten  Tag  audi  in  Abwesenheit  des  Beklagten  erkoinen 
werde.  Dem  peremptorium  pflegtoi,  sofern  nicht  der  Msgistrat 
ans  besonderen  Gründen  frtther  dazu  griff,  drei  je  durch  zehn' 
tägige  Fristen  getrennte  Ladungen,  yon  welchen  die  beiden  letzton 
denuntiationes  ex  auctoritate  sein  mussten,  voranzugehen.  In 
späterer  Zeit  konnte  das  peremptorium  selbst  durch  eine  drei- 
mahgc  Ladung  ersetzt  werden. 

In  allen  Füllen ,  im  kontradiktorischen  Verfahren  sowohl, 
wie  im  Kontumazialpro/ess  wurde  der  gesamte  Rechtsstreit  von 
dem  Magistrat  allein  ohne  Zuziehung  von  Geschworenen  «rledigi. 
£b  konnte  daher  der  Klftger  nach  Belieben  eine  Sache  entweder 
dmoh  in  jus  voeatio  zur  Aburteilung  seitens  eines  Geschworenen 
oder  durch  denuntiatio  zur  Erledigung  von  sdten  des  Mi»gistrata 
selbst  bringen. 

T>as  gesamte  Verfahren,  wie  es  im  Bisherigen  geschildert 
wurde,  ist  wesentlich  el  ne  Schöpfung  Mark  Aurels  gewesen.  Vor 
ihm  waren  allerdings,  und  zwar  schon  zu  republikanischer  Zeit, 
beide  Arten  von  Denunziationen  üblich,  allein  es  war  keine  be- 
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sondere  proMSSuale  Witkimg  an  dieselbeii  geknfiplt  Führte  die 
denuntiatio  auo  nomine  niclit  mm  Ziel,  so  mosste  zur  in  jus 
Tocaiio  gegriffen  werden.  Gegen  Miaaachtnng  einer  denuntiatio 
«K  anctoritate  schataten  nur  die  allgemein  zur  Er7Avingung  des 
schuldigen  Gehorsams  verwandten  magistratischen  Zwangsmittel. 
Ein  Kontumazialurteil  scheint  vor  Marie  Aurel  nur  beim  Prozess 
aber  die  tideicoramissaria  libertas  vorgekommen  zu  sein. 

Während  das  gtjscbildertt»,  von  der  missio  in  boua  abseutis 
scharf  zu  scheidende,  Kontuinazuuverfahrfin  bis  auf  Jnatiman 
im  wesentliche)!  dasselbe  blieb,  hat  der  kontradiktoriache  Denun- 
siationsprozess  verachiedene  Aenderungen  erlitten.   Derselbe  ist 
zw  Zeit  Jnatinians  in  seinen  wesentlicfaen  Bestandteilen  beseitigt. 
Die  Tiennonatliolie  Beweiafrist,  deren  Bedeutung  als  solche  sich 
aus  dem  Codex  Theodosianus  und  dem  vom  Verf.  in  die  vierziger 
Jahre  des  fünften  Jahrhunderts  verlegten  röm.-syr.  Rechtsbuch 
mit  Sicherheit  ergibt,  zog  nach  einer  Novelle  Valeutiniacs  TU. 
TOm  Jahr  452  nicht  mehr  Prozessverlust  für  den  Kläger  nach 
sich,  sondern  dieser  trat  erst  nach  Ablauf  einer  zweiten  vier- 
monatlichen  Frist  ein.    Zugleich  wurde  die  Reparation  beseitigt 
und  der  Kläger  von  der  Verpflichtung,  jeder  Gerichtssitzung 
innerhalb  dieser  Frist  beizuwohaeu,  entbunden.  Schon  nach  dem 
Codex  Theodosianus  waren  vom  Denunziationsprozess,  welcher 
damals  schon  das  ordentliche  Yerfahren  darstellte,  gewisse  Sachen, 
die  aus  irgend  welchem  Grand  beschleunigt  werden  sollten  (a.  B. 
Proaesse  auf  Grund  liquiden  Schuldsofaeins,  Interdikte,  Fideikom^ 
nusssaehen,  actio  tutelae  und  negotiorum  gestorum,  sowie  alle 
Sachen,  bei  denen  das  Streitobjekt  unter  100  solidi  betrug)  ausge- 
nommen.   Die  Denunziation  wurde  hier  durch  eine  gerichtliche 
Ladung  ersetzt,  der  Fristenlauf  fiel  weg. 

Bald  nach  Publikation  des  Codex  Theodosianus  muss  die 
Einleitung  des  Prozesses  mittels  Denunziation  durch  ein  Gesetz 
vollständig  beseitigt  worden  sein.    Es  trat  eine  Ladung  durch 
besondere  Znstellungsbeamte  (exseoutores)  an  ihre  Stelle.  Da* 
gegen  dürfte  erst  Justinian  die  BeweisfiriBt  g&ndieh  beseitigt 
haben,  so  dasa  nur  die  Gewihmng  besonderer  Fristen  (dOa* 
tiones)  im  einzelnen  Fall  übrig  blieb.  Diese  Aenderung  musste, 
da  ein  besonderes  €resetz  nicht  überliefert,  mittels  Interpolation 
vollzotTcn  worden  sein.   Dagegen  findet  sich  eine  wesentHehe  Ein- 
richtung des  Denunziationsprozesses  auch  noch  im  justinianischen 
R.;  die  Art  und  W<  ise  der  Ladung  blieb  nämlich  insofern  die- 
selbe, als  nicht  auf  einen  bestimmten  Termin  geladen,  sondern 
die  Erscheinungspflicht  des  Beklagten  ein  f&r  allemal  auf  einen 
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?om  Zeitpankt  der  erhaltenen  Ladung  ab  su  bereclineiiden  Tag 
festgesetzt  wurde.  M.  Rümelin  (Bonn). 

Kipp,  Tli.  Die  Litisdenunziatiou  als  Prozesseinloitungs- 
form  im  röm.  Zivilprozcss.  Leipzig,  Breitkopf  &  Härtel* 
1887.    310  8.    7  M.  50  Pf. 

Der  trotz  vielfacher  Bearbeitung  noch  immer  dunklen  Lelire 
widmet  der  Verf.  eine  cingebftnde  Untersuchung,  die  sich  nicht 
auf  die  Darstellung  der  positiven  Ergebnisse  und  deren  Begrün- 
dung beschränkt,  sondern  eine  grosse  Zahl  verschiedenartiger 
Dinge,  ans  welchen  man  for  die  ProzeBseinleitong  durch  L.D. 
Folgerungen  abgeleitet,  oder  welche  man  für  deren  Wurzel  oder 
liQr  identisch  mit  ihr  gehalten  hat,  in  den  Kreis  der  Bespreehnng 
zieht,  um  für  die  Ablehnung  solche  Folgonngen  und  Annabmen 
nicht  die  erforderlichen  Qründe  schuldig  zu  bleiben.  Das  1.  Kap. 
orientiert  über  den  Stand  der  Lehre.  Die  herrschende  Meinung, 
neben  der  es  eine  bunte  Verschiedenheit  der  Ansichten,  nicht  nur 
über  Einzelheiten,  sondern  über  Wesen  und  Bedeutung  der  L.ü. 
im  ganzen  gibt,  versteht  iinter  L.D.  die  Eröffnung  des  Prozesses 
durch  eine  ursprünglich  rein  private,  seit  Konstantin  behördliche 
Mitwirkung  erfordernde  Ankündigung  des  Klagansprnchs  seitelis. 
des  Klägers  an  den  Beklagten  mit  der  Wirkung,  dass  der  Ber 
klagte  verpflichtet  ist.  sei  es  an  mnem  bestimmten  Tage,  sei  es 
hinnen  bestimmter  Frist  cur  Eröffnung  der  Yerhandlungen  Yor 
dem  Jurisdiktionsmagistrat  an  erscheinen;  die  Anfänge  des  In- 
stituts  verlegt  sie,  während  sie  den  historischen  Zusammenhang 
mit  der  Denunziation  der  legis  actio  per  condictionem  in  Abrede 
stellt,  in  ziemlich  frühe  Zeit,  jedenfalls  vor  Mark  Aurel.  In  dem 
einen  Punlit,  Nichtzusanimenhang  mit  der  1.  a.  p.  cond.  stimmt 
der  Verf.  mit  der  comm.  opinio  überein,  im  übrigen  weicht  er 
Ton  ihr  ebenso  wie  von  der  besonders  scharf  bekämpften  Ansicht 
von  Wieding  ab.  Nach  ihm  ist  weder  die  Existens  der  L.D. 
▼or  Hark  Aurel,  noch  ihre  Einftthrung  durch  diesen  bewiesen: 
wenn  auch  Mark  Aurel  in  irgend  einer  Weise  den  Grund  gelegt 
haben  möge,  so  habe  sie  doch  erat  nach  der  klassischen  Juris* 
pradenz,  aber  vor  Konstantin,  also  g^en  £nde  des  dritten  Jahr- 
hunderts ihre  Ausbildung  erfahren.  Sie  war  eine  Prozesseinlei- 
tnng  durch  aussergerichtliche  private  Anspruchsansage,  sei  es 
verbunden  mit  ausdrücl; lieber  Ladung,  sei  es  mit  Ladungswir- 
knng;  seit  Konstantin  erforderte  sie  die  Mitwirkung  ötfentlicher 
BefaSrden,  wenn  auch  nicht  gerade  die  des  Frozessgeriehte.  Der 
Schwerpunkt  des  seit  Konstantin  hinsichtUcih  smnes  Anwendungs- 
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gebietes  wie  des  Charakters  der  mit  ihm  verbundenen  Frist  und 
der  Versäumnisfolgen  in  klareren  Umrissen  als  früher  hervor- 
tretenden Instituts  liegt  darin,  uass  der  Verhandlung  des  Rechts- 
streits eine  mehrmonatige,  durch  die  L.D.  normierte  Frist  zur  Vor» 
iMirdtitiig;  des  Beklagten  Toraa%ehen  mnaa,  an  deran  Endtag  die 
Yerhandliuig  erttffiaet  wird.  Nach  Abscbluss  des  Codex  Tlieo- 
dosiantu  ist  die  L.D.  in  beiden  Beicbsteilen  beeeitif^  und  eine 
Prosesseiiileitung  mit  riditerlidiffi  Ladung  nnd  kürEer»  Fdst 
zur  Eegel  geworden:  bei  dieser  Wandlung  ist  der  wichtigste 
Ponkt  die  in  steigMidem  Mass  zn  ünsuträglicbkeiten  führende 
und  zur  Aufstellung  von  Ausnahmen  von  dem  Erfordernis  der 
L.D.  zwingende  Denunziationsfrist,  der  Uebergang  in  der  Form 
ist  wahrscheinlich  schon  seit  Konstantin  allmählich  vorbereitet 
und  vermittelt.  —  Der  Ausführung  und  Begiündung  dieser  Sätze 
sind  die  Kapitel  2 — 5  gewidmet  (die  Denunziationen  im  r.  R.  — 
bat  die  Bennnziation  als  Prozesseinleitung  im  klassischen  B.  be- 
standen?  —  die  Litisdenonxiation  und  die  Edition  des  Besbriptea 
/  y  •  *  •  in  der  späteren  Eaiseneit  —  der  Untergang  der  Litisdeniinziation). 
•*       *  Burckbard. 

• 

HI.  Priyatrecht. 

lasele.  üeber  Nichtigkeit  obl  igatorischer  Verträge 
wegen  Mangels  an  Willensübereinstimmung  der 
Kontrahenten.  Jahrbücher  für  Dogmatik,  Bd.  25,  S.  414 
bis  508  (auch  als  Sep.-Abdr.   95  S.   2  M.). 

Die  üntersndrangen  des  Verf.  beschäftigen  sich  nur  mit  äem 
fftr  die  Praxis  wichtigste  und  in  der  Theorie  am  meisten  be- 
sprochenen Fall  der  Irrtumslehre,  dass  bei  einem  obligatorischen 

Vertrag  übereinstimmende  Vertragserklärungen  vorliegen,  wäh- 
rend es  an  Willensübereinstimmung  fehlt  und  dieser  KonsenS- 
mangel  zunächst  unbemerkt  bleibt  (verborgener  Dissens). 

Verf.  bespricht  zunächst  in  eingehender  Widerlegung  die 
Aaafühmngen  Hartmanns;  er  stimmt  jedoch  mit  demselben  darin 
ttberein,  dass  es  unsulässig  sei,  die  voluntatis  ijuaestio  äu  stellen, 
wenn  dies  der  guten  Treue  suwiderlttufb.  Aber  Hartmann  be- 
schränkt  sich  nicht  auf  diesen  Satz,  sondern  erklärt  das  Stellen 
der  voluntatis  quaestio  an  sich  far  unzulässig,  wenn  dies  nicht 
nach  den  besonderen  Umständen  durch  die  gute  Treue  positir 
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als  gereebtfertigt  endieint,  Damit  ist  die  Erklftraog  als  etwas 
an  und  für  sich  Bechtea,  Wirksames  hingestellt,  nnd  es  wird 
auf  Gnmd  der  bona  fides  das  Zustandekommen  eines  Vertrags 
larotz  des  Pehlens  der  WiUensübereinstiinmang  angenommen. 
Dies  ist  jr  ]  ch  nicht  zulässig.  Der  Vertrag  ist  ein  Produkt 
menschlichen  Verkehrs  und  nicht  erst  vom  R.  erzeugt.  Zu  dem 
vom  R.  unabbilnorii^en  Wesen  des  Vertrairs  fjehört  aber  die  Wil- 
lensüberein Stimmung,  und  es  darf  deshalb  bei  Fehlen  derselben 
das  Zustandekommen  eines  Vertrags  nicht  augeuommen  werden, 
auch  nicht  da,  wo  die  bona  fides  das  Stellen  der  voluntatis 
qoaestio  ausschliesst,  wie  z.  B.  bei  der  Mentalreservadon.  Dies 
isfc  anch  von  praktiseher  Bedeutung,  insofern  durdi  diese  Auf- 
fossong  dem  Betrogenen  bei  der  Mentalreserration  die  MOglieb- 
keit  eröfoet  wird,  nickt  die  voluntatis  quaestio  zu  stellen,  son- 
dern Kiektigknt  des  Vertrags  m  behaapten  und  statt  der  Er- 
üBllung  Ersatz  des  negativen  Vertragsinteresses  zu  fordern. 

Die  bona  fides  kann  nicht,  wie  Hartmann  will,  darüber  ent- 
scheiden ,  ob  ein  Vertrag  zustande  gekommen  ist  oder  nicht, 
wohl  aber  über  die  andere  Frage,  ob  trotz  der  Ungültigkeit  des 
Vertrags  der  eine  dem  anderen  etwas  zu  leisten  veriifliehtet  sein 
kSL  In  bezug  am  die  letztere  Frage  ist  das  klassische  r.  R. 
wokl  nicht  darüber  hinausgekommen,  die  Entscheidung  für  jeden 
emMlnen  Pall  dem  judex  sn  überlassen.  Bm  den  bonae  fidei 
judida  wurde  einfach  die  Kontraktaklage  verwendet,  um  die 
Ansprüche  geltend  zu  maehen,  die  infolge  der  äusseren  Thatsaohe 
der  Abschliessung  des  Kontrakts  entstanden,  wobei  sieb  der  judex 
über  die  formelle  Gültigkeit  des  in  der  demonstratio  genannten 
Vertrags  den  Kopf  nicht  zu  zerbrechen  brauchte.  Bei  den  actiones 
Stricti  juris  verhielt  sich  dies  allerdings  anders,  da  hier  der  judex 
nur  auf  das  Erfuiiungsinteresse  kondemnieren  oder  absolvieren 
konnte. 

Bei  der  von  dem  r.  R.  nicht  beantworteten,  aber  der  Wissen- 
■ohslt  obliegenden  Frage  nach  dem  Grund  und  dem  TTmfang  der 
Verpflichtungen,  die  trots  des  NichtaustanddEommens  eines  Ver- 
trags  eintreten,  ist  zunfiohst  davon  aussugeben,  dass  Verträge 
üherbaupt  nur  möglich  sind,  sofern  ein  rechtsgeschäftlicher  Wille 
einem  anderen  in  zuverlässiger  VP'eise  mitgeteilt  werden  kann. 
Sofern  die  Rechtsordnuncr  überhaupt  Verkehr  will,  muss  in  ihr 
<ler  Satz  enthalten  und  anerkannt  sein,  dass  jeder,  an  den  ein 
anderer  mit  Vertragserklärung  herantritt,  sich  darauf  verlassen 
dürfe,  dass  der  ihm  gewordenen  Vertragserklärung  ein  entspre- 
chender Wille  zu  Orund  liegt.   Die  Bechtsordnung  libemtmmt 
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mitbin  jedem  Empfänger  einer  Erklärung  gegenüber  eine  gewisse 
ßarantie,  und  auf  (3iese,  nicht  auf  einen  stillschweigenden  Ga- 
rantifc'vertrag  der  Parteien ,  sind  die  Wirkungen  der  Vertrags- 
verhandlangen,  welche  nicht  zu  einem  Vertrag  geführt  haben, 
zu  stützen. 

Die  Garantie  eetat  voraus,  daas  der  Empfänger  der  IBxkVUr 
rang  bei  Benrtdlnng  dersdben  tadelfrei  zu  Werk  gegangen  sei; 
der  ErklSrangeempftnger  mnss  in  besoff  auf  die  Frage  naeh 
Dasein  nnd  Inhalt  der  reehtsgesobaftliolien  ErkUrung  die  dili> 
gentia  des  bonus  pater  flunilias  prfistiert,  sieh  als  Masterkontra' 
bent  bewährt  haben. 

Die  Garantie  hat  die  Wirkung,  dass  der  Empfänger  der  Er- 
klärung sich  auf  das  Zustandekommen  des  Vertrags  verlassen 
darf,  dass  ihm  kein  Schaden  erwachsen  soll,  wenn  er  demgemiiss 
gehandelt  hat.  Der  Sinn  der  Garantie  führt  zur  Leistung  des 
negativen  Verd  agsinteresses. 

Eine  culpa  des  Erklärenden  ist  nicht  erforderlich,  sondern 
nur,  dass  er  die  SrklSnmg  und  dann  den  Sehaden  verursacht  hat. 

Bümelin. 

Boiehardt,  S.  Das  Institut  der  Vormerkung  im  Gel« 

tungsbereiche  der  preuss.  Grundbuchgesetzc  vom 
5,'V.  1872.  Berlin  und  Leipzig,  Gnttentag.  1887.  Vm. 
und  144  S.    3  M. 

Verf.  behandelt  nach  einer  Einleitung,  in  welcher  die  theo- 
retische Grundlage  und  der  Begriff  der  Vormerkung  untersucht 
und  festgestellt  werden,  die  einzelnen  Vormerkungen,  nämlich 
die  Pfandrechtsvormerkung  (S.  10 — 47),  die  Vormerkung  zum 
Schutze  des  R.  auf  Eintragung  sonstiger  dinglicher  K.  an  frem- 
der Sache  (S.  48—50),  die  Bigentumsvormerkung  (S.  50—187), 
die  Einredevormerkung  (S.  187 — 142)  und  die  Vormerkung  zum 
Schutze  gegen  Löschung  (8. 142—144).  Wie  es  scheint,  ist  das 
Institut  der  Vormerkung  naeh  preuBS.  R.  bisher  noch  me  so  er> 
schöpfend  erörtert  worden,  wie  in  diesem  Buche.  Die  Unter- 
suchungen des  Verf.  erstrecken  sich  auf  alle  hier  einschlagenden 
i'ragen,  so  dass  schwerlich  jemand,  der  sich  über  die  preuss. 
Vormerkung  unterrichten  will,  die  gesuchte  Auskunft  nicht  linden 
wird.  Die  Wissenschaft  des  Grundbuch-R.  erhillt  durch  die  Ar- 
b«t  eine  erhebliche  Förderung,  die  Praxis  eine  sichere  Grundlage. 

Achilles. 


Borchardt  —  Friinte  -  Hahn. 

■     ""^         "  e««t»lich,«  Bigeniamsbesohrui,  kuneen 

•     |L':'".^''""f»t''°*  «'"'■»•«•  L  Lieferung  Fre" 
l»"» ».  a.  Mohr  CP«d  Siebeck).  1887.   80  a  2  Mk 

Eine  gemeinventtadliche  Z««ameorteU«ng  der  im  Gross- 
bmo,t«m    Baden  geltenden   g„,tm^  ToLlSC  Z 
Zwangsa   rctun.  und  gesetzliche  Eigentan„l«d,r»nkungen 
w  e  de,  Ka.u,sl       Das  ,>rst.  Kapitel  beta.ddt  die 
freto«:  1.  auf  S.  9-55  die  Zwanssabtretung  naeh  dem  tod 
Gewb.  vom  28,VUI.  1835;  2.  »„?  s.  55-61  die  Zw^.^ 
t«*»K»  im  Wasse,.R.  „ach  der  ...d.  Gesetzgebung  Z  ?876 
™i  ««.  HoTdUoi  8.  autS.  6i-68  die  Zwang.ahtreU,„g  behufs 
l^TT^l  „d.  de.  bad.  Gesetze  vom  5,  V.  IRsef  4  au^ 

lucJn  ^.  i^"'«'  ^"  ««S™  Vieh- 

seuchei;.  D„  gewfaUohea  Bge»tam.be«ä»takungen  sollen  in 

1  Ldt™!  ?^  ^  vor" 

^ncht,  d,e  \erpfl,chtung  des  Eigentümer,.  «»„  Egeatam  .b- 
^treten.  >st  kerne  Beeohfllnkung  de,  Kgeuta»..     v.  Onny 

"^w'^M?"  ""kenschutzgesetz  sowie 

Ilil  Aenderniig  dewelben.  Stuttgart, 

Eoblhammer.   1887.  48  a   76  Pf. 

all««»  ^^*''°"™'«*»*tok<>»  uittere,  Markoadmtzgeset^es  ist 

"  "''«sst.  ist  an  das  ReichAttrieramt  mit  dem  Br- 

ächlilT  "^"f"""  ^"'■"-'•''^»»"'ea  gerichtet  SU  hrtont  h«pt. 

«heb  den  Sdnü,,  d,.  Publikums  gegen  Tüusebungen  md  wWt 
Praxis  vor,  ,l,o.,en  Gesichtspunkt  verkannt  und  einen  gegen 
toVorreohte  und  den  G-vinn  der  Vabrikant.n  gcnchtet.n 
»»MpMkt  emgenommen  zu  haben.  Schwer  wiegt  der  Vorwurf 
«W«  «U,  Geeeta,  die  amtondischeu  Gesetze  schützten  die  l>eut- 
ZV\    f*^'  "eit  wirksamer,  als  Franzosen 

na  ht'  ^^'^'V  a«  i»ter».tioMlen  Amrt«,de^  Wer  Doeb 
nachträglich  einzugreifen.    Im  AnwshluMe  a.  die  BeMhlitee  d«i 

ereins  zur  Wahrung  der  Interessen  der  ehemisohen  bdmitrie' 
TOm  September  1886  und  der  nenkschrift  des  Vereins  der  Ta- 

Ottbnkanten  wird  eine  Gleichstellung  mit  dem  Patentschutze 
an  Stelle  des  Anmeldesystems  wird  c-iu  Aufgehots- 
veriaiire«  mit  amtlicher  Prüfung  der  aii<.emeldcten  Marken  ein 
^»«e»  »mUiehe,  Oi^  zar  Veröffentlichung  und  die  Bestim- 
"«e  Toigeschhigen,  daes  die  Marke  mr  in  flgBrlichen  Zeichen 
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bestehen  dürfe.  Jedenfalls  sei  durch  Aenderung  des  §.  18  der 
„Aehnlichkeit"  eine  weitere  Ausdehnung  zu  geben,  da  die  jetzige 
Fassung  zu  den  schlimmsten  Ergebnissen  geführt  habe. 

Heinsheimer. 

Ontwerp  tot  hersiening  yan  bet  Bnrgerlijk  Wetboek. 

Eeiste  Beek.   Met  Toeliehting.  1886. 
Oiitwerp  eener  Wet  op  hei  Failliasement  en  de  Sur- 

söance  van  betaling.  Met  Toeliehting.  1887. 

Im  November  1879  wurde  Tom  König  dne  nrsprttnglich  aus 
6  (jetst  noch  5)  Mitgliedern  bestehende  Kommission  eingesetst 
zur  Vorbereitung  einer  Revision  des  niederländ.  Handesgeset»* 
buchs.  Bald  nachcr  folgte  die  Ernennung  einer  Kommission  von 
16  (jet'/.t  noch  11)  Juristen  zur  Revision  des  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs. Während  bis  jetzt  nur  ein  Entwurf  des  Wechsel-R.,  von 
der  erstgenannten  Kommissiou  ausgearbeitet,  veröffentlicht  wor- 
den war,  erschienen  vor  kurzem  fast  zugleich  zwei  Entwürfe, 
die  auch  im  Ausland  Beachtung  verdienen  dürften. 

Yorent  liegt  ein  Bulwur€  des  I.  Buches  des  bürgerlichen 
Oesetzbnehes  vor.  Derselbe  bebandelt  in  21  Titeln  und  572  Ar- 
tikeln das  Personen-  nnd  Famüien-B.,  mit  Einscblnss  des  ehe- 
lit  hnr  Güter-B.,  des  gesamten  Yormnndscbafls-B^  und  der  jnrasti- 
sehen  Personen.  Obgleich  die  Kommission  die  wissenscbaftlichen 
Vorzüge  der  neueren  deutschen  Systeme  nicht  verkennt,  beschloss 
sie  im  allgemeinen  die  Anordnung  des  jetzigen  Gesetsbttcbs  — 
welche  sich  auf  die  klassische  Dreiteilung  in  personae,  res,  ac- 
tioncs  stützt  —  zu  behalten.  Dadurch  wurde  das  I.  Buch  ein 
aiemlich  selbständiges  Ganzes,  geeignet  dem  König  unterbreitet 
imd  verOffoitlicht  zu  werden.  Der  Text  wurdu  durchaus  neu 
bearbeitet.  Zur  durchgreifenden  Bmenerung  des  Inhalts  des 
Gesetzbuchs  lag  keine  Veranlassung  vor.  Jm  grossen  und  ganzen 
entsprieht  das  Givilgesetabuch  der  herrscbeodeu  Becbts&berzeugnng, 
wenn  sich  auch ,  nach  ungefähr  50  Jabren,  die  Notwendigkeit 
die  allniilhliche  Entwicklung  dieser  Ueberzeugung  au  berück- 
sichtigen und  das  Gesetz  mit  den  neuen  Bedürfnissen  des  Ver- 
kehrs in  Einklang  zu  bringen,  hie  und  da  nachdrücklich  geltend 
macht*  Ausführliche  Motive  begleiten  den  Entwurf.  Auslän- 
dische Gesetze  und  Entwürfe  sind  in  ausgiel.iger  Weise  beiiützt. 

Ber  etwss  später  erschienene  Entwurf  der  handelsrechtlichen 
Kommission  bebandelt  Konkurs  (f  aillissement)  und  Moratorium 
(surseanee  yan  betaling).  Auch  dieses  wül  kdn  neues 
R.  schaffen;  es  bezweckt  vielmehr  bloss  eine  ,?urifiaiemng  des 
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geltenden  durch  Verarbeitung  der  Ergelmiflse  einer  nahem 
50jährigen  Erfahrang*.  Der  Eonkars  wird  nicht  auf  Eanfleate 
heechriUikt,  sondern  (Shnlich  dem  deutschen  und  engl.  B.,  und 
den  niederlftnd.  B.  des  vorigen  Jahrhunderts)  auf  jeden  Schuldner 
anwendbar  gemacht.  Daher  ist  der  Entwurf  auch  nicht  mehr 
als  Teil  des  Handelsgesetzbuchs,  sondern  als  selbständiges  Gesetz 
godHcht.  Als  leitendes  Prinzip  -wird  vorangestellt,  dass  der 
Konkurs  ein  gerichtlicher  Arrest,  des  ganzen  Vermögens  des 
Schuldners  7.n  Gunsten  seiner  sürntlicheu  Gläubiger  ist.  Ein 
besonderes  Verlahren  für  kleine  Koukurso  findet  sich  im  Kiit- 
wurf  nicht.  Auch  hat  man  sich  nicht  entschliessen  können,  die 
Behandlung  d«r  Konkurse  tob  den  Landgeriehten  auf  die  Amts* 
richter  su  übertragen.  Der  Entwurf  besteht  aus  247  Artikeln 
und  ist  mit  gründlichen  Uotiven  Terseh«!.  S&mtliche  neuere 
Konknraordnungen  sind  sorgfitltig  berficksichtigt  Drucker. 


IV.  Gerichtsverfassung  und  Zivüprozeas. 

Die  siTilprozessualisehe  Enquflte.  Ein  Bericht  von  Prof. 
Dr.  Wach  in  Ldpsig.    (Ergfinzungshefb  zu  Bd.  XI  der 

Zeitschrift  für  den  Zivilprozess  von  H.  Bnach  und  F.  Vier* 

haus.)    Berlin,  Heymann.    168  S. 

Seit  im  Bd.  X  der  obigen  Zeitschrift  (S.  181  ff.)  der  von 
Prof.  Weismann  zusammengestellte  Fraj^pbogen  mit  einem  Vor- 
wort von  Wach  veröffentlicht  uud  damit  die  Absicht  kundge- 
geben worden  ist,  eine  ,Enqu6te  über  die  Entwickelung  unserer 
ZiTilprozesspraxis'  zu  veranstalten,  wurde  dem  Ergebnis  dieses 
Schrittes  tou  allen  denjenigen  mit  grosser  Spannung  entgegen- 
gesehen,  welche  sieh  für  die  Qestaltung  und  Weiterentwickelung 
wiseres  ZiyilproaessTwCshrens  interessieren.  In  obigem  Bericht 
wird  nun  der  Inhalt  der  Antworten,  welche  auf  den  an  alle 
deutschen  Landgerichte  versandten  Fragebogen  einr^inj^en,  in 
systematischer  sehr  übersichtlicher  und  eingehender  Bearbeitung 
mitgeteilt  und  an  der  Hand  der  eingegangenen  .ßerichte  thun- 
licbst  festgogtellt,  in  welcher  Weise  sich  in  den  von  den  Veran- 
staltern der  Enquete  ins  Auge  gefassten  Richtungen  die  Pnuds 
in  den  einseinen  deutschen  lAndem  bezw.  Bechtsgebieten  ent- 
wickelt hat   Bei  einaehMU  Üebelstltnden  hat  W.  auch  Vor- 
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Schläge  zur  Abhilfe  gemacht.    Die  Erwartung,  dass  das  Ergeb- 
nis der  Enque-te  grosses  Interesse  erregpn  werde,  wurde  durcb 
'     den  Bericht  vollständig  erfüllt  und  der  Zweck  des  Unteruehmens, 
darüber  Licht  zu  verbieiteu,  wie  sich  seit  dem  l.'X.  Iö79  bei 
den  Kollegialgerichten  1.  Instanz,  also  unter  dem  Einüuss  des 
Anvaltaiwanga  die  sMfindliGhkdt  des  Yerfithrens'  ausgebildet 
hat,  ist  jedenfalls  in  erbeVUcliem  ümfange  erreieht  worden. 
Wae  aninflAliBt  das  ftiueerlicbe  Ei^gebnis  anbelangt,,  so  haben  im 
ganzen  von  172  deutsehen  Landgerichten  101  Gerichte  Berichte 
eingesandt,  und  zwar  liegen,  da  bei  vielen  Gerichten  fihee  die 
Thätigkeit  der  einzelnen  Kanunern  besonders  berichtet  wurde, 
19+  Berichte  vor,  welche  im  ganzen  2400  Folioseiten  ausfüllen. 
Das  Verhalten  gegenüber  der  Enquete  war  zwar  in  den  einzelnen 
Staaten  und  Provinzen  sehr  verschieden.  Während  in  mehreren 
Oberlandesgerichtsbezirken   (Darmstadt,    München    und  Zwei- 
brüüken)  alle  Gerichte  sich  ablehnend  verhielten ,  gingen  aus 
anderen  Oberlandesgerichtsb^xrken  (Brauuschweig,  Kassel,  Dres- 
den und  Oldenburg)  von  sämtlichen  Landgerichten  Berichte  ein. 
Das  reiche  Material  ist  Ubrigois,  wie  M.  betont,  yolHcommen 
ausreichend,  tun  sichere  Schlüsse  auf  die  gesamte  Entwickelnng 
der  Praxis  m  ziehen,  da  kdn  proaessnal  wichtiges  Gebiet  fehlt, 
vielmehr  aus  den  Gebieten  des  firflheren  schriftlichen  (ge» 
meinen,  preuss,  und  sächs.)  Prozesses,  wie  aus  denjenigen  Teilen 
Deutschlands,  in  welchen  vor  dem  l./X.  1879  der  Code  de  pro- 
cedure  civil  oder  eine  auf  dem  Grundsatz  der  Mündlichkeit 
des  Verfahrens  beruhende  deutsche   Prozessorduuug   galt,  ge- 
nügendes Material  vorliegt.    Die  an  die  Tjaudgerichte  gestellten 
Fragen  sind  in  zehn  Gruppen  zusammengefasst  worden.  Von 
diesen  betriflt  die  1.  die  Vorbereitung  der  mündlichen 
Verhandlung  durch  Schrifts&tze,  insbesondere  deren  Beoht- 
zeitigkeit  und  VoUstftndigkeit,  sowie  die  Art  und  Wdse  der 
Benützung  derselben  durch  das  Gericht,  die  2.  die  Festsetzung 
der  Termine,  sowie  deren  Verta^^g  und  Umgehung,  die  3. 
den  mündlichen  Vortrag  und  die  damit  zusammenhängende 
Frage  der  Erneuerung  der  Verhandlung,  insbesondere  die  be- 
züglich des  Begriffes  der  Mündlichkeit  bestehende  Auffassung 
(Grundsatz  der  Einheit  und  Unteilbarkeit  der  mündlichen  Ver- 
handlung u.  s.  w.);  zur  4.  und  5.  Gruppe  gehörige  Fragen  be- 
sehftftigen  sich  mit  den  Zwangsmitteln  gegen  den  Missbraneh 
der  Parteirechte  im  Gebrauch  der  Angriffs-  und  Yertddigungs« 
mittel  m.  251,  252  Z.Pr.O.,  §.  48  G.K.GO  und  mit  den  Mass- 
regeln, durch  welche  die  mtlndliehe  Verhandlung  beseitigt  oder 
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Terein&cht  werden  kann  (Anordnung  des  Torbereilienden  Ter^ 
fahrens,  Trennung  der  V<»:bandlungen,  BeechrSnlEnDg  der  Ver- 

bandlung  auf  bestimmte  Angriffs*  und  Verteidiguiit^s mittel).  Die 
6.  Gruppe  hat  die  Unmittelbarkeit  der  Beweisaufnahme, 
insbesondere  die  Anwendung  des  §.  340,  Z.  2  der  Z.Pr.O.  zum 
Gegenstand.  Die  7.  Gruppe  betrifft  den  Vortrag  von  Pro- 
tokollen und  Be  wei  SU  rknnden  ;  die  8.  Gruppe  die  urkund- 
liche Feststelluiifj  des  Prozessinhaltes,  insbesondere  den  That- 
bestand;  die  9.  Gruppe  die  Wi edereruffnung  der  Ver- 
iandlnng  w^en  ungenügender  Instruktion.  In  der  10.  Gruppe 
ibden  rieh  sodann  Fragen  ilber  den  Zeitpunkt  der  Ent- 
scheidung, n&mlicli  darüber,  ob  das  Urteil  in  der  B^el  so- 
fort Terktlndet  oder  die  Yerkftndnng  aosgesetrt  wird,  und  ob 
die  in  den  §§.  281  und  286  Z.Pr.O.  vorgesehenen  Fristen  streng 
eingehalten  werden  und  ausreichend  sind. 

Dass  die  Praxis  bezüglich  der  Handhabung  der  Z.Pr.O.  in 
den  verschiedenen  Theilen  Deutschlands  eine  sehr  verschiedene 
ist  und  nicht  bloss  in  einzelnen  Gebieten,  in  denen  früher  schrift- 
liches Verfahren  bestand,  sondern  vorzugsweise  in  den  Gebieten 
des  rhein.  R.  sehr  durch  die  frühere  Gewöhnung  beeinflusst  wird, 
war  schon  mt  dem  Bericht  von  W.  bekannt.  Immerhin  ist  es 
von  grossem  Interesse,  zu  sehen,  wie  durchaus  verschieden 
sich  die  Praxis  in  vielen  Punkten ,  insbesondere  in  Beziehung 
auf  die  Auffassung  und  Handhabung  des  Prinzips  da*  Münd- 
liehkeit,  die  Benützung  der  vorbereitenden  Schriftsätze,  die  An- 
setzving und  Einhaltung  der  Termine  u.  s.  w.  gestaltet  hat. 
Soweit  es  sich  um  die  in  Beziehung  auf  unseren  Zivilprozess 
hervorgetretenen  oder  behaupteten  UfltelstSnde  handelt,  bemerkt 
W.,  dass  über  die  in  den  §§.  251  Abs.  1  und  266  der  Z.Pr.O. 
eingeräumten  Befugnisse  nur  selten  geklagt  werde,  sich  also  die 
(an  die  Beseitigung  der  Eventualmaxime  geknüpfte)  Hoffnung 
erfiUlt  habe,  dass  die  Hftndlicbkeit  und  Oeffentlichkat  des  Ver- 
fahrens die  Schikane  oder  auch  nur  eine  an  sie  angrenzende 
Ausbeutung  der  ProzessTorteüe  nidit  aufkommen  lassen  werde. 
Anch  sagt  er,  die  Enquete  habe  ihm  überzeugend  nachgewiesen, 
dass  die  bezüglich  der  Sicherheit  der  thatsäcblichen  Urteilsgrund- 
lage verbreiteten  Befürchtungen  grundlos  ^Schreckgespenster") 
seien.  Dagegen  stellt  er  fest,  dass,  soweit  es  sich  um  die  Un- 
mittelbarkeit der  Beweisaufnahme  handele,  die  Z.Pr.O.  zum  Teil 
infolge  aUzugrosser  Geschäftslast  der  Gerichte  in  grossem  Um- 
fang sitiii  Schaden  der  Beebtspflege  nicht  richtig  gehandhaht 
werde  und  findet,  dass  hinsichtlich  der  Auffassung  und  Hand- 
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habunc^  des  Mündlichkeitsprinzips  kein  Einverständnis  und  viel- 
fach kftine  rechte  Klarheit  bestehe.  Endlieh  bemerkt  er,  ein 
wunder  Punkt,  in  unserer  Eechtspüege  sei  der,  dass  namentlich 
bei  rheinischen  Gerichten  —  zu  viel  vertagt  und  dadurch ,  ab- 
gesehen von  der  Verschleppung  der  Entscheidung,  eine  unge- 
nügende TorWeitung  auf  die  Verhandlung  herbeigefahrt  werde, 
üngeacbtet  dieser  Hftngel  und  der  festgestellten  ZwiespMtigkeit 
be&idet  sieli  naoli  der  Meürang  von  W.  iinser  Verfahren  auf  dem 
W^e  gedeihlicher  Entwickelnng  und  ist  die  Hofihnng  berech- 
iigt,  dass  die  Beobachtung  der  Mannigfaltigkeit  der  Praxis  viel- 
&ch  aur  Erkenntnis  der  vorhandenen  Uebelstllnde  und  zu  einem 
anderen  Verhalten  führen  werde.  Möge  sieh  diese  Hoffnung 
recht  bald  verwirklichen!  Petersen. 

Uellmann,  Fr.  Kommentar  zur  Subhastaiionsor duuug 
für  das  Königreich  Bayern.  I.  Gesets,  die  Zwangs- 
vollstreckung wegen  Geldforderung  betr.,  vom  2S.|II  1879; 
n.  Gesetz,  Aendemngen  der  Bestimmungen  ilber  die  Zwangs* 
vollstr.  etc.  betr.,  vom  29./V.  1886.  (Separat«bdruck  aus 
der  „Gesetzgebung  des  Königreichs  Bayern".)  Erlangen, 
Palm  &  Enke.   1887.   XXXn  a.  328  S.   6  Mk.  80  Pf. 

Die  liücke,  welche  die  Z.Pr.O.  bei  der  Verschiedenheit  des 
in  den  deutschen  Staaten  geltenden  Immobilienrechts  für  die 
Zwangsvollstreckung  in   das    unbewegliche   Vermögen  lassen 
musste,  wurde  in  Bauern  durch  das  unter  I  bezeichnete  Gesetz 
ausgefüllt.    Diese«?  Gesetz,    welches  den  offiziellen  Nebentitel 
»Subhastationsordnung"  führt,  löste  die  schwierige  Aufgabe,  die 
Zwangsversteigerung   und  die   Zwangsverwaltung   der  Grund- 
stücke für  die  rechtsrhein.  und  die  linksrhein.  (französischrecbt- 
lichen)  Gebiete  der  Monarchie  gemeinsam  zu  regeln.  Eine  solche 
Regelung  erschien  im  Hinblick  auf  das  unvollkommene  Hypo- 
theken-B. in  der  Pfalz  nur  dadurch  ausIHhrhar,  dass  die  damals 
(nicht  bloss  in  Bayern,  sondern  auch  in  dem  grussteu  Teile 
Deutschlan  ds)  geltenden  Grundsatze,  nach  welchen  die  Zwangs- 
versteigerung ohne  Rücksicht  auf  die  Höhe  des  Meistgebotes 
erfolgen  und  der  Ersteber  den  ganzen  Betrag  desselben  bar 
entrichten  musste,  mit  einer  Ausnahme  wegen  des  Münchener 
Ewiggddes,  beibehalten  wurden.  Inzwischen  trat  auch  in  Bayern 
ans  landwirtechaftliohen  Interessenkteisen  immer  schirfi»  an  die 
Gesetzgebung  die  Aufforderung  heran ,  jene  Grundsatze  anzu- 
geben und  die  Zwangsverst^gerung  so  zu  ordnen,  dses  der  Zu- 
adilag  nur  für  ein  Gebot,  welches  die  dem  betreibenden  Glttu- 
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Toigebenden  Glftnbiger  ToUstftiidig  deckte»  erteilt  werden 
dürfe  und  die  let^ren  nicht  die  Barzahlung,  aondem  nur  die 

üebemalime  ihrer  Hypothekenfordemngen  verlangen  können. 
Diesen  Bestrebungen  wird,  da  sie  der  Billigkeit  und  den  Satz- 
ungen des  röm.  R.  entsprecben ,  durch  das  unter  I  bezeichnelo 
Gesotz  (nach  dem  Vorgange  Prensscns  und  Sachsens)  Kechnung 
getragen.  T)\p  Xovellenform  wurde  hauptsächlich  um  deswillen 
gewählt,  weü  die  neuen  Grundsätze  nur  für  ein  Rechtssystem 
mit  ordentlichen  Hypotheken büchern  passen  und  folglich  zur 
Uebertragung  auf  das  Qebiet  des  frans.  B.  msk  nicht  eignen. 

Trots  der  grossen  Sorgfalt,  mit  welcher  die  Novelle  zur 
Suhhastationsordnung  auagearbeitet  ist,  bat  sie  doch  der  Beohta* 
anweudung  erbebliebe  Sdiwierigkeittti  geaohaffen.  Die  Schwie- 
rigkeiten liegen  nicht  bloss  in  der  Novellenform  an  Bich,  sondern 
vornehmlich  in  der  Neuheit  der  Prinzipien  und  dem  Gegensätze, 
in  welchem  dieselben  zu  dem  bisherigen  R.  stphen.  Ein  Kom- 
mentar zu  der  Subhastationsordnunf  in  deren  gegenwärtiger 
Gestalt  war  daher  ein  dringendes  Bedürfnis.  Das  vorliegende 
Buch  befriedigt  dasselbe  in  vollem  Masse.  Es  ist  so  angelegt, 
dass  die  Erlftuteningen  des  Verfassers  sich  an  die  einzelnen 
Artikel  der  beiden  in  korrektem  Abdrucke  mitgeteilten  Gesetze 
anachlieaBen.  Sie  aollen,  wie  im  Vorworte  bemerkt  wird,  keine 
gelehrte  Arbeit  sein,  sondern  nur  möglichst  knizgefiaaste  Finger- 
zeige fEbr  die  Auslegung  der  Gesetze  bei  deren  Handhabung 
geben.  Nichsdesto weniger  bewahrt  das  Buch  seinen  wissen- 
ßchaftlichen  Cliarakter,  so  dass  sein  Studium  auch  für  den  Theo- 
retiker von  Interesse  sein  wird.  Das  Verständnis  der  beiden 
Gesetze  wird  wesentlich  erleichtert  durch  eine  Einleitung,  in 
welcher  der  Verf.  das  Verhältnis  der  Landesgesetzgebung  zur 
Beichsgesetzgebung  auf  dem  Gebiete  der  Zwangsvollstreckung 
in  das  unbewegliche  Vermögen  darlegt,  die  Prinzipien  der  Suh- 
hastationsordnung und  ihre  Umgestaltung  durch  die  Novelle 
erörtert  und  eine  systematische  Skizze  gib!  Achilles. 


j  Halle«    Die  Schiedsmannsordnung 

r  Darstellnn»   des  sphipdfiamtlif.hen  Ve 


am  29/111.  1879. 

Darstellung  des  schiedsamtlichen  Vertahrens  mit  Berück- 
sichtigung der  ergangeneu  Ausführungsbestimmungen  und 
Ministerialreskripte,  nebst  Mustern  zu  Verhandlungen  und 
oacnregisuer  zum  praktischen  Gebrauch.  Berlin,  Vahlen. 
1887,  IV  u.  68  8.  IM. 

Verf.  bringt  in  dem  genannten  Werkchen  zunächst  eine  sieh 
dem  Texte  der  Sehiedsmannsordnung  anschliessende  systematische 
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Bustollimg  der  für  das  gesamte  Verfahren  vor  den  Schiedsmän- 
nern geltenden  Vorschriften.  Er  hat  dabei  in  richtiger  Erkenntnis 
des  Bedürfnisses  erklärende  Zusätze  und  Bemerkungen  in  den 
Text  des  Gesetzes  hinein  Yprarbeitet.  Gerade  durch  diese  Art 
der  Bearbeitung  des  StoÖes  unterscheidet  sich  dieses  Werk  von 
der  Florschüt/.schen  Ausgabe  der  Schiedsmaunsordnung.  An  did 
systematische  Darstellung  schliesst  sich  der  Text  der  Sehieds- 
mannsordnung,  ferner  der  allgemeinen  Verfügung  über  die  Stempel- 
terwendvng  bei  BcMedMunftiehen  Verbandlnngen,  sodann  eine 
Beihe  von  Ifnsterbeispielen  m  schiedeamtlielien  Verbandlnngeii 
und  endlieh  ein  Verxeichnu  aller  mi  Ansftbmng  der  Sebiedsp 
mannsordnnng  ergangenen  Verfügungen  und  Verordnungen  an» 
Eän  alpliaibetisoh  geordnetes  Sachregister  macht  den  Schluss. 

Roedenbeok. 

Enderlein,  K.  Fr.  Materialien  zur  Auslegung  und  An- 
wendung des  Gesetzes  vom  10.|XX*  das  Nota* 
riatbetr.  Erlangen,  Palm  d;  £nke.  1887.  Vmn.4628. 
8  M.  60  PI 

Seit  dem  Ereehdnen  des  Zinksohoi  Eomm^tars  zum  bayr. 
Notariatsgesetee  sind  25  Jahre  nnd  seit  dem  Erscheinen  der 
„W^teren  ISrl&nterongen*'  hierzu  bdnahe  20  Jahre  verflossoi. 
E.  kommt  daher  einem  wirklichen  Bedürfnisse  entgegen,  indem 
er  aim  Anschlüsse  an  die  v.  Zinkschen  ^länterangen  dieses 
Gesetzes  und  als  Ergänzung  derselben"  die  inzwischen  ergangenen 
mehrfachen  Aenderungen  sowohl  des  Gesetzes  selbst  als  der  Aus- 
führungsbestimmungen,  ferner  den  Inhalt  der  umfangreichen 
Litteratur  nnd  Rechtsprechung  als  Auslcgungsmaterialien  ge- 
sammelt veröffentlicht.    Und  zwar  ist  zu  jedem  Artikel  auf  die 
einschlägigen  Gesetze,  Verordnungen,  Ibtseheidungen ,  Abband- 
lungen nnd  sonstigen  Erl&ntemngen  r^pdmSssig  dnrcb  einfaches 
Zitat,  bei  antographierten  Ministerialentechliessangen  nnd  ESnt- 
aoheidongen,  teilweise  auch  bei  Abhandinngen  mit  näherer  In- 
haltsangabe  yerwiesen;  dnzelne  Entschliessungen  und  Stellen  aus 
den  amtlichen  Motiven  sind  wörtlich  abgedruckt.   Der  Gesetzes- 
text dagegen  ist  als  bekannt  vorausgesetzt.    Hinsichtlich  der 
RechtsprechTing  hat  E.  seine  Sammlung  auch  ausgedehnt  auf 
Entscheidungen  der  Gerichte  1.  Instanz.   Obwohl  das  Buch  nur 
ein  Repertorium  sein  will,  leistet  es  doch  an  manchen  Stellen, 
besonders  wo  OesetzesTerttndemtfgen  vorliegen,  die  Dienste  eines 
sdbstBndigen  Kbmmentars.  Die  Benntsnng  ist  erleichtert  durch 
'  ein  sehr  eingehendes  alphabetisches  Register  nnd  eine  besondere 
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abgeänderten  L^JZ^' Z^Ll"' 

Kleinfeller. 


S*»t;r,  E.   Die  bürgerliche  Rechtspflege  in  «.„u.,, 
■rt  «nem  Vorworte  von  Dr  T»        •  ■""«'»««. 
XXXn  „.  331  8    7  M  ^ 

Aufgabe  eJSL"  ^Ärrl^^:  f'^  i,-""™^«« 
«»  Ort  „nd  Stell,  g««.™S^l,l  . """^ 

aus  Interesse  oderlLrlrLirt        "l^«'*  J^^^-- 
Gebieten  z„  bp-ve^rr.^^  «^T"*^  «'S»''™ 

J«^e  C^enchtsorgan  sation  wurde  un.ge.Wtrt  dowTI 

»«Kill  nicht  Mfiin^r  ,  »"  "1  «ä»  l'aden  der  Ariadne 
in.  Stande  ift    Ft  'd     ?^  "I"  ™  fa"-« 

Ausdrücke  u'd  dl  !  •  f,r  f"^*; 

•fatandit  in  I-  r  "^:''  '™>"i"  werden  können,  w«m  j»«  ^ 

sTTl  "Jt^'J'""'^'''  das  armselig. Buch Selim* 

"  "'"""^  »»»gestatte«, 

Gen"ohtLT  .     *******  '"isten  und  den  Bes-uch  der  engl 
.n   t,  "7  K«»**      dorügen  iL  erworben 

ftti^    hn' :  !n»<rt.  »nd  Pr„is  he- 

"»t  bei  dem  B  che  pTi  ""„"-«f^*^  AtüfeJ.,.  H.  Goeiet 
•HA  bei  de,,         P«*'"'«"'»«  vertreten  imd  damit  d«BUIIia 

^IbZT  nicht  «„„d!;;;! 

^^tZZwu"?-  "  '•^"P^*"«'"'«»  Empfang  gesichert 
»ken  Gnmdl^  ^  V  f?""  """^  ^"^':''»'>"<=l'  charakterirti. 
I'olgende  V  "tahrens  und  dient  als  Leitfaden  fSr  du 

*»  1.  d«  fltallZ^""^  *  Bö«''".  ™"  denen 

<««*<warfc«mng  gewidmet  ist  Dasselbe  bebandelt 
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die  Organisation  der  Orafechaftsgericbte,  das  High  Court  of  Justioe 
mit  seinen  Abteilungen,  Chancery  Division,  Queen's  Bench  Divi- 
sion; Probate,  Divoroeund  Admiralty-Division ;  Konkursgerichte 
und  Assisen gerichte  in  Zivilsachen;  ferner  den  Appellhof,  die 
Rovisionsgerichtsböfo,  die  Gerichtsschreibereien,  die  Zusammen- 
setzung und  das  Personal  des  obersten  Gerichtshofes  und  der 
Eevisionshöfe,  endlich  die  Vollstreckungsbearaten  und  die  An- 
wälte. Bei  jedem  der  verschiedenen  Gerichte  werden  Organi- 
sation und  aachliche  Eompet^en  genau  angegeboL 

Das  2.  Bneh  (ß,  51^280)  bat  den  Z,Vt,  in  der  Qneen's 
BenebDiv.,  der  GhanonyDiy.  und  den  Oberinstanzen  znm  Gegen* 
Stande,  während  anf  eine  Scbildemug  des  Verfahrens  in  den 
CountyCourts  als  zu  weit  führend  verzichtet  und  dasjenige  ößt 
FrobateDiv.  und  Adm.Div.  einem  besonderen  Abschnitt  zuge- 
wiesen wird.  Für  die  Grafschaftsgerichte  kann  auf  Archbolds 
CountyCourtPractice  nnd  namentlich  auf  das  bei  Stevens  &Sons 
erschienene  Werk  von  Pitt-Lewis,  CountyCourtPractice  verwiesen 
werden.  Ausführlich  und  mit  voller  Sachkenntnis  wird  das  Ver- 
fahren des  SupremeCourt  daigestellt ,  welcher  den  Mittelpunkt 
des  engl.  Gerichtswesens  bildet.  Die  Judicature  Acts  geben  nur 
die  al^emeinen  Gmnddltae  des  Verfahrens  und  enthalten  keines- 
wegs  Mne  Tollstündige  Z.Pr.O.;  viebnebr  wird  es  den  Bicbtem 
und  den  Kommissionen  der  bSohsten  Gerichte  liborlaasen,  die 
Cadres  durch  sogen.  Rules  anssnfäUen,  welehe  dehnbar  sind  und 
nach  Bedürfnis  abgeändert  werden  können.  Die  Darstellung  des 
Yerfahrens  schliesst  sich  zu  Erzielnng  eines  besseren  Verständ- 
nisses möglichst  der  Ordnung  des  deutschen  Z.Pr.  an  ,  wodurch 
es  dem  Leser  auch  leicht  wird,  die  unterscheidenden  Merkmale 
herauszufinden. 

Das  3.  Buch  schildert  das  Verfahren  in  den  Probate,  Divorce 
nnd  Adm.DiT.,  wobei  namentlich  die  Einweisung  in  den  Nach- 
lasB  Verstorbener,  die  Verwaltung  und  Bereinigung  dessdben 
gebfthrende  Beachtung  finden. 

Im  4.  Buch  (a  271— wird  die  verwaltende  und  frei- 
willige Gerichtsbarkeit  der  ChauceryDiv.  bebandelt,  namentlidi 
Vormnndschaftssachen  und  Fideikommisse  (trusts).  Mit  dem 
5.  Buch,  welches  dem  KonkarsTer^Bihren  gewidmet  ist,  schliesst 
der  Verf.  sein  Werk  ab.  König. 


Scliuster  —  LilienthaL  73 


y.  Strafrechtswissenscbaffc. 


Lilienthal.  Der  Hy  pn  otism  iis  und  das  Straf -R. 
Zeitscbr.  f.  d.  ges.  Str.  VII.  Bd.,  B.  H.  1887.  113  S. 
(auch  als  Sep.-Abdr.    Berlin,  Guttentag.    2  M.). 

Die  Erscheinungen  des  Hypnoiismus  sind  erst,  in  jüngster 
Zeit  zu  streng  wissenschaftlicher  üutcrsucbuntr  gelangt;  z.  T. 
werden  sie  indes  immer  ebenso  unerkliirlich  bleiben,  wie  die 
Mehrzahl  der  geistigen  Störungen.  Auf  Gruud  namentlich  der 
frans,  und  ital.  Arbeiten  stellt  L.  znnftdist  die  gegenwärtigen 
Sntikhen  Ansebawingen  ttber  den  HypaotiiBnmB  tLberricbtlieli 
und  km  rasammen. 

Nicht  alle  Pen<»iMi,  wenigstens  nicht  xn  jeder  Zeit,  ganz 
Torzngsweise  aber  eine  Reihe  hysterischer,  sind  künstlich  einsn- 
schläfern  und  den  verschiedenen  Erscheinungen  des  Hypnotismus 
zu  unterwerfen.  Dieselben  sind:  SehlaftrnnbenLeit,  Fascination, 
(Bann),  Katalepsie,  Lethargie,  Somnambulismus  und  gemischte  Zu- 
stände. Wiibreud  der  verschiedenen  Stadien  kann  der  Einge- 
schläferte einerseits  unfähig  werden,  sich  gegen  verbrecherische 
Angriffe  zar  Wehr  zu  setzen,  anderseits  durch  Einwirkung  auf 
sein  Torst^ungsleben  (Suggestionen)  in  sdnon  Willen  vollst&i- 
dig  dnrch  den  Einsehlllüww  beeinflosst  werden,  so  dass  er  als 
ein  voUsUadiges  Werkzeug  desselben  erscheint.  Die  Erinnerung 
ist  dabei  bald  erhalten,  bald  (bei  tiefen  H.)  erloschen,  bald 
erst  wieder  durch  Hypnotismus  hervorzurnfeii.  Infolge  von  Sugge- 
stionen können  körperliche  Zustände  hervorgerufen  werden,  z.  B. 
Blutschwitzen,  ferner  Sinnes-  und  Gedilchtnistäuschungen  (positiver 
und  negativer  Natur)  und  endlich  Handlungen,  u.  a.  auch  Ver- 
brechen, die  in  zweckentsprechender  ev.  listiger  Weise  ausgeführt 
und  ebenso  gerechtfertigt  worden  sind,  bezw.  vermeintlich  (bei 
den  Yetsuchen)  ausgeführt  wurden.  Der  Widentaad  gegen  sug- 
gerittte,  yerbreoherische  Handlungen  sdgt  sich  übrigens  mehr> 
fach  bd  den  Versueheu  unftberwindlich.  Suggerierte  Befehle 
«nd  auf  Sicht  gegeben  und  befolgt  worden,  einmal  selbst  nach 
einem  Jahre. 

Die  bisherige  kleine  Anzahl  der  gerichtlichen  Verhandlungen, 
hei  denen  Hypnotismus  in  Frage  kam,  deren  Zunahme  aber  zu 
befürchten  steht,  betraf  meist  geschlechtlicbo  Vergewaltigungen, 
wobei  ausschliesslich  Str.G.B.  §.  17t>  Z.  2  in  i:  rage  kommt.  Ver- 
brechen  von  Hypnotisierten  während  d^  Dauer  des  Hypnotismus 
and  hacbst  selten;  die  Feststellung  des  Hypnotismus  hat  einige- 
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mal  ungerechte  Verurteilungen  verhindert.    Die  Herbeiführung 

des  Hypnotismus,  deren  Gefahr  für  den  Hypnotisierten  sehr  er- 
heblich sein  kann  und  wohl  nie  gleichgültig  ist,  würde  haupt- 
sächlich nach  §.  230,  bei  mangelnder  Einwirkung  nach  §.  239, 
bei  etwaiger  beabsichtigter  Schädigung  durch  das  angewendete 
Verfahren  nach  §.  223,  allenfalls  auch  nach  §§.  224  und  225  zu 
bestrafen  sein. 

Zur  FMtrtelliiog,  ob  ein  VeibredieB  nntar  BeinitEaiig  des 
Hypnotisnroa  begangen  worden  iali,  iat  Torgtisohlageu  wordaa, 
das  von  Ocborowicz  ai^egebene  ^Hypnoskop*  su  benutsen. 
Sicherer  wSre  eine  neue  Hypnotisiemng.  Bei  Zmgm  wlre  die- 
selbe mit  Einwilligung  des  Betreffenden  zolSssig,  ohne  Einwilli- 
gung  nnznl&ssig  (eine  Vmdignsg  anf  die  während  des  Hypno- 
tismus  gemachte  Aussage  natürlich  unstatthaft);  bei  dem  Ange- 
klagten in  jedem  Falle  unzulässig,  bei  einem  Verdächtigen  nach 
Str.Pr.O.  §.  202  jedenfalls  nicht  ganz  unzulässig  (so  Entsch.  in 
Str.S.  14.  Bd.  S.  189,  wogten  jedoch  Kornfeld  Lehrb.  d.  ger. 
Med.  S.  339*).  Kornfeld  (Grottkau). 


Yl,  Kiichenrecht. 

UinsohillS,  P.  Das  preuss.  Kirchengesetz,  betr.  Abftn- 
dernngen  der  kirchenpolitischen  Gesetze,  vom 
29.frV.  1887.  Nachtragsheft  zu  der  Ausgabe  der  preuss. 
Kirchengesetze  vom  21.]V.  1886.  BorUn,  Gutteatag.  1887. 
VU  u.  37  S. 


*)  Die  Abhandlang  zitiert  gewisse  von  denen  de»  Verf.  ab- 
weichende Aneiehten,  denen  emttmmend  nnd  sie  zum  Teil  erweiternd 
Bef.  ^«h  dahin  ausepreehen  möchte:  1.  Die  Anwendung  des  Hypno- 
tiarnns  ist  minderten»  ebenso  zu  beachrftnken,  wie  (in  England)  die 

Vivisektionen.  2.  Kranke,  welche  erfahrungsgemäss  missbräuchlich 
hypnotisiert  werden  können,  sind  wie  genieingefährliche  Geisteskranke 
zu  bebandeln.  3.  Eine  Einwilligung  zur  Hypnotisierung  ohne  zu- 
Itenge  GrOnde  ist  als  reehtlioh  ungültig  zu  betraehten.  4.  Hypnoti' 
Siernngen  sa  anderen  als  Heilzwecken  sind,  wenn  sie  öffentlich  ge- 
schehen, wegen  der  Gefahr  der  Nachahmung  und  als  öffentliches 
AergernlB  strafbar.  5.  Personen,  die  sich  ohne  zwingende  Grürifif 
hypnotisieren  lassen,  sind  für  strafbare  Handlungen,  die  sie  in  diesem 
-Znstande  oder  infolge  von  Soggealionen  begehen,  verantwortlich. 
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Waiity  6.  Barstttllmig  der  Kttltvrkftmpfgesetse  ia 
ihrer  Giltigkeit  nAtib  dem  Friede  nasch  lass.  Beri^ 
Brachvogel  A  Banft.  1887.  52  8.  75  Pf. 

KliinBOfgoi)  G.V.  Die  kirehenpolitisohen  Geeetse  Preu«- 

sens  und  des  Deutseben  Beiches  etc.  2.  Aufl.  Berüa, 
fiejmann.  YI  u.  lU  &  Kart.  1  M.  50  P£ 

Bas  Nachtragsheft  yon  H.  ist  in  der  gleichen  Weise,  wie 
das  oben  V  S.  66  angezeigte  Werk  bearbeitet.  Es  enthält 
S.  5— 24  ausführliche  Erlauterungen  und  S.  25  ff.  die  TJebersicht 
über  die  durch  nunmehr  fünf  Novellen  erfolgten  Abänderungen 
der  Gesetze  vom  11, fV.  1873,  21. /V.  1874,  31./V.  1875. 

W.  gibt  einen  Abdruck  der  neuen  sogen.  Kampfgesetze 
unter  Hervorhebung  der  Aenderungen  und  Aufhebungen  durch 
die  fihif  Novellen:  in  einem  chronologischen  Yerzeichnis  sind 
die  durch  letztere  bewirkten  Aenderongen  klar  ersicbtlidi  ge- 
macht Ein  Anhang  bietet  das  Seholanisiditsgesets  und  einige 
das  Staatskirchen'R.  betr.  Beich^fesetse. 

Die  Ausgabe  von  K.  gibt  den  Abdrack  aller  wichtigen 
kirchenpolitischen  Gesetze  und  Verordnungen  Prenasens  und  des 
Eeiches  (26  Nr.)  und  durch  geschickte  Verwendung  gewöhnlicher, 
fetter  und  kleiner  Schrift  einen  klaren  Ueberblick  über  den 
gegenwärtigen  Zustand  sowohl,  wie  über  dessen  Werden  und 
die  durch  ihn  beseitigten  Bestimmungen.  Ein  alphabetisches  wie 
sehr  eingehendes  chronologisches  Register  ist  auch  dieser  Schrift 
beigefugt,  welche  überdies  in  einem  Anhang  (S.  117—84)  dne 
knne  zusammenhSngende  Uebersioht  des  .Binspruehrechtes  und 
der  Anzeigepflicbt*  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  Geseta* 
gebnng  nnter  wörtlicher  Anfhabme  der  diesbesfiglichen  pSpst- 
licbMi  Noten,  diplomatischen  Schreibai,  Aeassernngen  im  Herren' 
banse  n.  s.  w.  enthlüt.  Redaktion. 

Brie,  S.   Gutachten  betr.  die  Rechte  der  nnter  stSdü- 
Schern  Patronat  stehenden  eTangelisehen  Kirchen 
XU  Breslau  hinsichtlich  des  Begrttbniswesens,  ins* 
besondere  über  das  Verhältnis  dieser  B.  snr  Gew.O. 
(Zdtschrift  m  Kirchen-R.  XX  S.  269—296.) 
Briedberg,  G.  Das  kirchliche  Bestattungs-R.  und  die, 
Beichs-Gew.O.   Leipsig,  Edelmann.    1887.    41  S. 
B.  erachtet,  in  dem  von  ihm  als  Mitglied  des  Gemeinde- 
kirchenrats   gegebenen   Gutachten,   durch   die  H.Gew.O.  das 
kirchliche  Exklusiv-R.  des  Leirhentransports  nicht  für  ausge- 
schlossen, weil  durch  die,  wenn  auch  entgeltliche  Leichenbeior- 
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denmg  die  Kirchengemeinde  weniger  eine  „gewerbliche" 
oder  auf  Erwerb  gericlitcte  Handlung,  als  vielmehr  nur  eine 
religiöse  Pflicht  bethätige  und  hiermit  nur  einen  Teil  dps  , ein- 
heitlichen religiösen  ßegräbnlsaktes  vollziehe";  ein  ,kuchlicbes 
Exklusiv-R.''  sei  durch  die  im  Jahre  1860  mit  ministerieller 
Genehmigung  vom  Magistrat  Breslau  erlassene  Stolä-Taxordnung 
(§.  44)  begründet,  welche  die  Stellung  des  LeichenwageiiB  von 
selten  anderer  PttsouAH,  als  der  Kirche  gar  nicht  snlasse. 

F.  erstattet  sein  OÜtaehten  dem  ElSger  und  bekttmpfk  ein- 
gehend diese  Ansföhrangen ;  ein  Gewerhebetiieh  sei  (S.  27)  nament- 
lich anch  bei  Korporstionen  möglich  und  werde  nicht  dadurch 
ansgeiehlfNiBen,  dass  die  den  Erwerb  begründende  Thätigkeit  eine 
kirchliche  Handlung  sei;  übrigens  sei  die  Kirchlichkeit  des  Be- 
gräbnisses keineswegs  durch  einen,  seitens  der  kirchlichen 
Organe  besorgten  Leichentransport  bedingt  (S.  14  fiF.) ;  sie 
bestehe  lediglich  darin,  dass  (S.  17)  hierbei  der  Geistliche  die 
ihm  durch  seine  Kirche  vorgeschriebenen  Funktionen  vollführt. 

F.  Geigel. 


Yn.  Staats-  und  Yerwalttmgsrecht. 

JeUinek,  G.    Gesetz  und  Yer Ordnung.   Freiburg,  Mohr. 

1887.   X  u.  412  S.    10  Mk. 

Seit  mehr  als  zwanzig  Jahren  sind  aus  Terschiedenen,  teils 

Süsseren ,  teils  inneren  Gründen  Untersuchungen  über  den  Be- 
griff des  Gesetzes  und  der  Verordnung  über  die  Einteilung  der 
Gesetze  in  formelle  und  materielle,  der  Verordnungen  in  Rechts- 
und Vcrwaltungsordniingen,  über  den  rechtlichen  Charakter  des 
sogen.  iJudgetgesetzes,  über  die  Bedeutung  der  Mitwirkung  der. 
-YoIksTWiretang  beim  Abschlüsse  von  Staatsyerträgen  n.  s.  w. 
teils  in  Monographien,  teils  in  versdiiedenen  Hand-  und  Lehr- 
btlchern  des  dfcaats-B.  mit  Vorliebe  und  in  eingehender  Weise 
gepflogen  worden.  In  dem  Torliegenden  W^ke  yersncht  J.  die 
ErgebnisBe  dieser  Untersnehongen  zusammenzufassen  und  zu 
einem  gewissen  Abschlüsse  zu  bringen,  indem  er  diese  Unter- 
suchungen auf  rechtsgeschichtH  eher  und  r  echts verglei- 
chender Grundlage  zu  vertiefen  bestrebt  ist.    Diesem  Plane 
entsprechend  behandelt  J.  zuerst  in  ausführlicher  Weise  die 
■»Geachichte  des  Gesetzes  und  der  Verordnung (S.  1 — 188). 
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:  WHMk,  a«t«te  und  VerordniBg.  m 

O^^LtZl  «r"'"«'*"  •^'^  «tod  «.  G«ddohU  des  engl, 
besetze  m  Frankreich,  des  franz.  Verorimag^B    »it  17» 

^J»^»»d  d«r  Wuutionellen  Theorie  und  die  GeschS.4 
*r  kOMtiirtionenei,  Theorie  der  Verordnunn.  -l  sreht  bei  diesen 

folgen    F»jr  L    ■  .  ™»n  strichen  !ta  ver- 

d«i°r„n,f^  ,  *«  "»tm  T«I<,  die  Geschichte 

AUcWnss  der  Sta.t.„rte«g,  i„  ihr«.  H,»pt,™^ 

».a.cherR^.,'7^  VViderspruche 
»»TforL^  et  r  T  "  »"«'■i'''  materiellem 

sat,  tZ         .        ««feWede.  ferthUt,  «rf  di«»n  Gegen- 

v«^ae:rü*^X1""  d**'  d "  b%'"r^= 

^  «.  *«T''S        Gesetzgebung.   In.  8. 

™«  <ta  rechthche  Natur  des  BudRets  untersucht  und  Zgt- 

kerm  Z  ,  **  G«rt.g*a«g;'  «riUlt  em«  Darstellung,  der 
«  liteu   der  »  bib.chtenden  ^Orn.- 

C  it.""'  Begnadigung.   Im  6.  K.piW  .StoiZLtri^ 

nrträir   Z."^""'""  •-■  Abschlüsse  d«  Sta»C 

age  und  die  völkerrechtliche  und  staatsrechtliche  WirkoD« 

ienTL^S  ^"  '«kannten  Streitfrage  über 

ti»t.it'^r*'"  Zusammenhang  zwischen  Tölkerrechtlicher  Gil- 
8««  md  »Uatoechtlicher  Vollziehbarkeit  dieser  Verträge 
».  am  eine  Twnnnng  der  völkeiieohUichen  Giltigkeit  und 
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der  staatsrichterlichen  Vollziehbarkeit  nicht  möglich  seL  Das 
6.  Kapitel  ist  Untersuchnngen  über  den  Begriff  und  die  Kate- 
gorien der  Verordnung,  das  Subjekt  des  Verordnungs-R. ,  das 
ZnstandekoTTimen  der  Verordnungen  u.  s.  w.  gewidmet.  Endlich 
werden  in  Kapitel  7  die  Garantien  der  Rechtmussigkeil,  der 
Gesetze  und  Verordnungen  (Ministerverantwortlichkeit,  richter- 
liches Prüfangs-R.  u.  s.  w.)  erörtert.  Die  kurze  Inhaltsangabe 
Uflrt  tsn^Mn,  dati  das  Bneli  alle  io  das  Kapitel:  Gesets  und 
YerordDimg  euuchlagendsn  Einzelfragen  «rOrtert  Die  8elb- 
stendigkeit  in  dar  Behandlung  derselboi  wird  aber  gerade,  weil 
der  Verf.  häufig  g^en  die  hensdienden  Ansiebteii  Widerspmeh 
erhebt,  Anlaas  geben,  dieselben  nenerlioh  auf  ihre  Biehtigkeit 
zu  prüfen  und  es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  der  von  J.  einge> 
schlagen e  Weg  historischer  und  reebksreiigleiohender  Betrachtung 
manche  Streitfrage  wieder  in  Fluss  tu  bringen  geeignet  ist. 

Y.  StengeL 

KlrelMlllielm, A. y.  Lehrbuch  des  deutschen  Staats-B. 
(▼on  £irehenhdm*B  Handbiblietbek  des  fiffmiliehen  B», 
Bd.  I)  Tgl.  CBL  YI,  31.  Stuttgart,  Enke.  1887.  XVI  u. 
440  a   8  Mk.,  geb.  9  Mk. 

Von  der  Sammlung  der  kurzen  Lehrbttcbor  des  SÜmtHolien 
B.,  deren  Herausgabe  A.  t.  E.  unteinommai  hat,  liegt  nun- 
mehr —  nachdem  im  Torigen  Jahre,  als  Bd.  II  die  Bearbeitung 

des  Yeiwaltungs-B.  von  K.  v.  Stenr^el  erschioien  war  —  der 
I.  Bd.  vor,  welcher  die  von  dem  Herausgeber  selbst  verfasste 
Darstellung  des  deutschen  Staats-R.  enthält.  Wenn  die  Hand- 
bibliothek nach  der  „Vorbemerkung"  des  Herausgebers  die  ein- 
zelnen öffentlichrecbtlichen  Disziplinen  klar  und  übersichtlieh 
und  insofern  vollständig  behandeln  soll,  ,als  kein  wesentlicher 
Fnnkt  des  Systems  unberücksichtigt  gelassen  und  für  Erfassung 
Ton  mehr  ins  einzelne  gehend«!  Frs^gen  durch  kurze  Hinweise 
der  Weg  gezeigt  ist,*  so  entspricht  das.  K.'8che  Lehrbuch  diesem 
Programm» 

In  der  Einleitung  haben  allerdings  die  Vorbegriffe  des  all- 
gemeinen Staats-R.  nur  eine  sehr  kurze  ErOrterung  erhalten; 

jedoch  bietet  insbesondere  der  Abschnitt  über  die  Entwickelung 
der  konstitutionellen  Ideen  (S.  78  ff.)  in  dieser  Beziehung  einige 
Ergänzung.  Eingehender  sind  die  geschichtlichen  Grundlagen 
unseres  heutigen  deutschen  Staats-R.,  und  zwar  sowohl  des 
Beichssta*t8-B.  als  des  Landesstaats-R.,  behandelt.  Die  syste- 
matisehe  DarsteUung  hat  der  Verf.  in  3  Bücher  gegliedert;  das 
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k  Baeb  gibt  die  Gnudla^gen  (angeaeinen  Lehren)  unseres 
Mbnilicbai  B.;  das  2.  Bncli  bringt  die  Darstellnng  des  Ver- 

fassüDgs-B. ;  das  dritte  Buch  die  des  Hegientngs-B.  In  dem 
grundlegenden  Teil  werdm  nacheinander  erörtert:  die  Quellen 
des  Staats-R. ;  der  Herrschaftsbereich  der  Slftats^ifewalt;  die 
KechtsstelltiTig  der  Untertbanen  im  Yerhältni«  ?Air  Staatsgewalt; 
der  Schutz  des  öffentlichen  K.  Bemerkenswert  ist,  dass  der  Verf. 
in  das  Kapitel  von  den  Rechtsquellen  die  gesamte  Lehre  von 
den  Gesetzen  aufgenommen  bat,  während  diese  sonst  erst  im 
, Regierungsrecht "  eine  ausführlichere  Darstellung  zu  erhalten 
In  dem  Kapitel  tlber  den  Hemobaflsbereieh  der  Staats- 
gemlt  dnd  auch  die  Beehtsrerbaltnisse  der  deuteohen  Kolonien 
nnd  Sdhntigebiete  behandelt  —  In  der  DarsteUnng  des  Ver- 
&88img8'B.  hai  die  Organisation  der  ESnielstaaten  und  die  dee 
Reiches  eine  getrennte  Darstellung  erhalten,  und  zwar  mit  Vor* 
anstellung  des  Landesstaats-R. ;  dagegen  in  der  Erörterung  der 
staatsrechtlichen  Funktionen  hat  der  Verf.  eine  Sondemng  von 
Reichs-  und  Lande«staats-R.  für  tinangemessen  erachtet.  Der 
Darstellung  der  Organisalion  des  Reiches  ist  eine  orientierende 
Betrachtung  über  das  Wesen  des  neuen  Reiches  vorausgeschickt. 
In  dem  Regierungs  R.  ist  das  Heerwesen  mit  besonderer  Sorg- 
ialt  behandelt,  auch  dem  Finanzwesen  ist  eine  ziemlich  ansfEUbr- 
liebe Danteilung  zu  teil  geworden;  ttber  das  Beeht  der  inneren 
Verwaltung  sind,  im  Hinblick  auf  die  abgesonderte  Bearbeitung 
des  Verwaltttngs*B.  in  dem  Stengdschen  Lehrbuch,  nur  wenige 
buse  Andeutungen  geboten. 

Ber  enge  Zusammenbang  awist^ien  Staats-B.  und  Politik 
ist  von  dem  Verf.  mehrfach  hervorgehoben ;  einige  Tagesfragen 
(wie  das  Diätenverbot  S.  809  Nr.  1,  das  Septennat  S.  351—52) 
haben  eine  etwas  eingehendere  Erörterung  erhalten.  Mit  Vor- 
liebe sind  Aeusserungen  Bismarcks  zitiert.  Die  zu  den  einzelnen 
Ldiren  gegebenen  Litter aturnach weise  sind  verhältnismässig  reich-' 
haltig.  Brie. 

Bieeke,  0.  v.  Verfassung,  Verwaltung  und  Staats* 
haushält  des  Königreichs  Württemberg.  Zweite 
stark  vermehrte  Auflage.   Stuttgart,  Kohlhammer.  1887. 

XVI  u.  430  S.    6  M. 
Während  die  erste,  bereits  in  Bd.  II  S.  113  des  C.Bl.  be- 
sprochene Auflage  einen  Teil  der  vom  statistisch -topographischen 
Bureau  herausgegebenen  Beschreibung  des  Königreichs  Württem- 
herg  bildete,  ist  die  neue,  um  ein  Drittel  des  Umfange  der  frft- 
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heren  vermehrte  Auflage  als  ein  selbständigf  s  Werk  im  einzelnen 
vielfach  ergänzt  nnd  erweitert  worden,  namentlich  in  solchen 
Beziehungen,  wo  früher  die  von  anderen  Verf.  bearbeiteten  Teile 
des  Gesamtwerkes  in  die  Lücke  getreten  waren,  i^em  Staats- 
haushalt im  weiteren  Sinne,  dessen  Darstellung  den  Hauptwert 
der  ganzen  Arbeit  bildet,  ist  jetzt  der  dreifache  Raum  gegeu- 
.über  der  ersten  Auflage  gevridmet.  Im  übrigen  hat  das  Bach 
Belneii  früheren  Charakter  md  die  frflber  hervorgebobeneii  Vor^ 
Züge  dnrcbatis  bewahrt.  Die  rmn  historiach-atatistiscbe  Beband- 
lung  tritt  jetat  infolge  des  Termehrten  HereinnehenB  des.  tqpo- 
grapbisohen  und  persönlioihen  Elementes  wenn  mOglieb  nodi 
stärker  bervor  als  frttber.  Qaupp. 

Egep,  G.  Das  Gesetz  über  die  Enteignung  von  Grund- 
eigentum vom  ll./VI.  1874.  Erläutert  mit  TJenutzung 
der  Akten  des  königl.  preuss.  Ministeriums  der  ölfentiichen 
Arbeiten.  1.  Bd.  Berlin.  Kern.  1887.  XX  u.  492  S.  12  M. 

Seinen  Antrügen  auf  Ilevision  de.s  preuss.  Enteignungsge- 
setzes vom  ll./VL  1874  (C.Bl.  I  S.  140)  und  den  im  Archiv  für 
«▼iüst.  Pr.  Bd.  70  und  71  veröffentlichten  .Beitrügen  zur  Lehre 
Ton  der  Enteignung"  Iftset  Verf.  nnnmebr  einen  breit  angeleg- 
ten Kommentar  des  preuss.  Expropriationsgesetzes  lom  Jahre 
1874  folgen,  dessen  L  Bd.  vorliegt  und  auf  mehr  als  30  Bruck- 
bogen die  Erläuterung  der  ersten  14  Paragraphen  des  eben  er- 
wähnten Gesetzes  enthält.  Der  bedeutende  Umfang  des  Werkes 
ermöglichte  nicht  nur  erschöpfende  Berficksichtigung  der  Materia- 
lien des  Gesetzes,  der  gesamten  bisherigen  Rechtssprechung  der 
obersten  Gerichts-  und  Verwaltnngsinstanzen,  sowie  des  Gerichts- 
hofes zur  Entscheidung  der  Kompeten/.kontiikte,  sondern  auch 
eine  grösstenteils  eingehende  theoretische  Begründung  der  vom 
Verf.  vertre.tenen  Ansichten  uuter  Heranziehung  der  einschlä- 
gigen deutsoh«A  Litteratur.  Mit  ganz  besonderem  Fleisse  wird 
die  Lehre  von  der  Entseh&digung  behandelt;  es  dürfte  hier 
kaum  eine  Detaalfrage  geben«  über  die  man  sich  nicht  in  vor- 
liegendem Werke  erschöpfende  Belehrung  erholen  könnte.  Nieht 
minder  sorgsam  ist  die  Lösung  der  schwierigen;  im  Gebiete 
des  EnteignungsK.  auftauchenden  Korn petenafragen,  insbe- 
sondere jener,  die  durch  §.  14  des  Enteignungsgesetzes  angeregt 
•werden.  Die  bisher  mit  Unrecht  wenig  beachteten  Fragen, 
welche  durch  die  Kollision  mehrerer  Enteignungs- 
rechte  hervorgerufen  werden,  finden  auf  S.  14  ff.  vollkomnlcn 
.entsprechende  Behandlung.   In  bezug  auf  die  dem  Werke  zu 
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Ri«elce      Eger,  Enteignungsgeaetz.  '  gj^ 
0™do  gelegt.  jÄhe  Kon.trnktio»  d.a  durch  die 

^«.f.  au,         Standpunkte  der  «te».  TbW.  Vli.^ 

E.,r„p„a  ,„,,  als  Z..„,3l.a.f  definiert;  „™k.^:r^ 
.ifcathcl..rechtl,ohe„  Charakter  der  Institntion.  gU-lH^ 

21lü^t  '^r™',^""""«         TTnter^hiedes  zwislen 
««.hch  dem  Staat  zustehenden,  in.essiblen  Enteig- 

üZ^  J  i-'l  dieses  Hoheits.E.  dem- 

«t^!^^T  .len  Sehwiengkeifeo 

die  Jf„..,    w  "»  fr»«''*,  insbesoüdere  erseheint 

Wrukho«  «...         der  Twldhung  »»geblich  für  den 

Dn.rnehn.er  resultierend»  Priv.t.R.  L  Ttomii  Ib- 
nng  der  erforderUchen  GrundstSok.  «  verUn^rZ  iL 

^memaU  abgele.tete  werden  können.  Andererseits  hat  di. 
a^bung   des   stnatliehen   Enteign„n,shoheits.R.  keinen 

^^•»»4«  «m»ben  Hoheits-R.,  welche  in  der  Tbat  lediglich 
Richtir!!l;i  ^  «»leübaren    Staatsgewalt  erscheinen. 

SÄX^E^T^        ÜBtemdinaer  al.  der  originär  zur 
iekt  der  v<  \"*«*»»»8«"trages  Borwhtigte,  sowie  als  Sab- 
Kot  ,  f'  f '"'«»»«»Pffid.t  hingwtdlt         n.d.d«n  auch 

dl  8***  T'rf^  «"«rfä"  «"gibt. 

Ii  '     kemesfalls  alle  bezüglich  des  Krafcs  gdtmd«  V 

^iT"  r/'"^  E^KOpriation  anwJT  1««.  «, 
InS^k  theoretische  Konstruktion  von  minderem 

»«rochen  Belange.  In  einer  Richtung  äussert  sich  jedoch 
^Mangelhaftigkeit  imnrerhin  :  Verf.  ist  „,oht  nu  Stande,  auf 
setZl-^Sr^  **"  ^'"'"■"'^bie'i  der  Enteignung  von  den  ge- 
«^lidM,  BwmtniiiabwchMtokungen  (vgl.  aueh  oben  S.  G3)  z« 
stiJf    ,  '  m,  da«  di.  Grenze  dieser  beiden  In- 

er«^.H  «d«*«  (S-  m.   M«  wur,  ihm 

'part  geM.eben,  wenn  «  dm  ioii.titatiT.n  Oinnkt«  d« 
ag„u„gs,rt.,,„^j^jj^^^  ("'«ht  dabdiglidi  di«  IrtgitimstioB 
lieh      '™"'"""''  l'et'--  Verleihungsdekrete«)  als  ein«  «ff.n^ 
»eil.    K  ?<'S'"™ber  der  bloss  deklaratori- 

j^i»  Matur  der  gesetzliche  Eigentumsbeschränkungen  betr. 
'<mu.tt  der  PoUzeibehOrden  entsprechend  hervorgehoben  hätte. 

Praiak. 
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YIII.  Elolomalrecht. 

Bing,  y.  Deutsohe  EolonialgesellBcliafteii*  Berlin,  Hey- 
maiin.   1888.   141  a  3  M. 

Sobald  sich  aus  Anlaas  der  vor  einigen  Jahren  im  Deutsehen 
Bei«^  entstandenen  kolonial«!  Bewegung  deutsehe  Kolonial' 
gesellachaften  bildeten,  leigte  sich»  dass  die  Frage,  welche  ya^ 
Cuanngsform  solche  GesdlschafikeiL  annehmai  sollten,  keineswegs 
ein&ch  su  heantwtnrten  sei.  Auf  den  ersten  Blick  hfitte  man 
meinen  sollen ,  dass  dio  Form  der  Aktiengesellschaft  die  rich- 
tige Yerfassungsform  für  Kolonialgesellscbaften  wäre,  eine  ge- 
nauere Betrachtung  ergab  jedoch  sofort,  dass  die  reichsgesetz- 
lichen Vorschriften  über  die  Aktiengesellschaften,  wie  sich  die- 
selben nach  Massgabe  der  Novelle  vom  18.IVII,  1884  gestalten, 
namentlich  die  Bestimmungen  über  die  Gründling  der  Aktien- 
gesellschaft und  die  Haftung  und  Verantwortlichkeit  der  Mit- 
glieder des  Vorstandes  und  des  Aufsichtsrates  der  Verwendung 
der  Form  der  Aktiengesellschaft  für  Kolonialgesellschaften,  bei 
denen  es  sich  um  im  Erfolge  sweifeihafte  und  schwer  sn  &b«r- 
sehende  Unternehmungen  handelt,  sehr  hinderlich  sind.  Der 
schlagendste  Beweis  f&r  diese  Behauptung  liegt  darin,  dass  die 
bedeutendsten  Eolonialgesellschaften,  die  Deutsche  Kolonialgesell- 
schaft für  Südwestafrika,  die  Deutsch-ostafrikanische  Gesellsebaft, 
die  Neu-Guinca  Kompanie  und  die  Witugesellschaft  es  vorge- 
zogen haben,  sich  als  Korporationen  nach  den  Vorschriften  des 
preuss.  Land-R.  zu  konstituieren,  obwohl  dies  begreiflioherweise 
nur  ein  Notbehelf  war. 

Der  Ansicht,  dass  die  nach  deutschem  R.  zulässigen  Gesell- 
schaftsformen den  Bedürfiiissen  der  Kolon ialgesellschaften  nicht 
genügen,  hat  auch  der  Deutsche  KolonialTerdiu  in  seiner  dritten 
ordentlichen  Generalversammlung  zu  Karlsruhe  am  80.|IV.  1886 
in  einer  Besolution  Ausdruck  gegeben.  Ausserdem  sind  in  der 
letzten  Zeit  zwei  auf  den  Gegenstand  bezflgliche  Schriften  er- 
schienen, nämlich  ausser  der  in  der  üeberschrift  genannten 
von  R.  eine  Schrift  von  R.  Esser  II  in  Köln:  Die  Gesellschaft 
mit  bescbrilnkter  Haftbarkeit  (vgl.  C.Bl.  VI  S.  21).  Letztere 
verfolgt  insofern  eine  weitergehende  Tendenz,  als  sie  den  auch 
auf  anderen  wiitsehaftlicben  Gebieten  vielfach  laut  gewordenen 
Wünschen  Bechnung  zu  tragen  und  eine  Gesellschaftsfonu  zu 
bilden  sucht,  welche  such  für  andere  als  koloniale  Zwecke  dien- 
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h  enehfläni  Nacb  den  Voia^hlflgen  Essers  soll  eine  Gesell* 
cbafik  mit  besclirBnkter  Haftbarkelt  geschaffen  werden »  bei 

welcher  die  für  die  Gewcrk<ubaft  nnd  die  Aktiengesellschaft 
(.'eltencleii  Gnudstttze  mit  der  Verfassunpf  der  oSenen  Handels- 
gesellschaft zu  ver8cbmel2en  wUren.  Die  Schrift  von  R.  be- 
schäftigt sich  dagegen  nur  mit  den  Kolonialgesellschaften.  In 
der  £inleitung  (S.  5 — 38)  ist  zunächst  erörtert,  dass  keine  der 
nach  deutschem  R.  zulässigen  Gesellschaftsformen  für  die  Zwecke 
der  Kolonialgesellschaft  völlig  ausreicht.  Sodann  macht  der 
Verl  sehr  interessante  Mitteilungen  über  ältere  preuss.  Aktien- 
gesellschaften, welche  bereits  im  Torigen  Jahrhundert  fttr  kolo- 
niale Unternehmungen  gegründet  worden  sind.  Im  2.  Teile  der 
Sehiift  (ß.  SS-^löG)  Tersneht  der  Verf.  eine  nene  Bechtsform 
för  Kolonialgesellschaften  za  schaffen.  Er  glaubt,  dass  su  diesem 
Zwecke  am  besten  nn  IGttelding  zwischen  Gewerkschaft  und 
Aktiengesellschaft  passe,  eine  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haft- 
barkeit, bei  welcher  zwar  an  und  für  sich  die  Gesellschafter 
unbegrenzt  zu  den  Gesellschaftszwecken  beitragen  müssen,  sich 
abfr  nach  Leistung  einer  Mindesteinlage  durch  Aufgabe  ihrer 
ß.  aus  dem  Gesellschaftsvertrage  von  weiterer  Zubusse  befreien 
lifiimeii. 

In  bezug  auf  die  Organe  der  Gesellschaft  soll  die  nw» 
Kechtsform  nach  B.8  Vorschlügen  im  wesentlichen  der  Aktien- 
gesellschaft eich  anschliessen,  ebenso  was  die  Haftung  der  Orttnder 
mä  der  Gesellsofaaftsorgane  anlangt  Im  ftbrigen  sucht  der  Verf. 
siner  Verflfiehtigung  des  GesellschaftoTermÖgens  dadurch  vorzn- 
benwen,  dass  er  eingehende  Bestimmungen  über  die  Bilanz  vor- 
schlügt, welche  es  ermöglichen  sollen,  dass  die  Glüubiger  der 
Gesellschaft  jederzeit  genauen  Einblick  in  den  Stand  des  Unter- 
nehmens erhalten  können. 

Der  Verf.,  welcher  wünscht,  dass  seine  Vorschläge  in  einem 
BsioIiSgesetze  über  Kolonialgesellschatten  Anerkennung  finden 
inSgen,  hofft,  dass  wenn  eine  passende  Bechtsform .  für  Eolonial- 
g^llechaften  geschaffen  sm,  auch  das  deutsche  Kapital  seine 
Abneignng,  sich  an  kolonisien  üntemehmungen  au  beteiligen, 
ablegen  werde. 

Als  Anhang  ist  der  Schrift  ein  Abdruck  der  Statuten  der 
Deutschen  Kolonialgesellschaft  für  Südwestafrika,  der  Neu  Guinea- 
Kompanie  und  der  Deutsch-ostafrikanischen  Gesellschaft  beige- 
geben. V.  Stengel. 
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B.  ZeitschnfteuübdrschaiL 


Nene  Zeitschriften: 

Berne  d- Econonile  politiqne.   Jährlich  6  Hefte.  Paris,  Larose  et 

Forcel.    1887.    16  fr.   I.    Kr.  1  u.  2. 

Seit  bald  10  Jahren  ist  die  Nationalökonomie  unter  die  Fächer 
aufgenommen^  welche  regelmässig  an  den  Rech tsfakal täten  ge- 
lehrt u.  gelernt  werden  sollen.   Das  neu  begründete  Organ  soll 
nicht  eine  bestimmte  Schule  vertreten,  sondern  den  verschie- 
densten Ansichten  ßamn  gew&hren^  insofern  sie  in  wissenschaft- 
licher Form  und  ohne  persönliche  Polemik  vorgetragen  werden, 
ilauptredaktoren:  Ch.  Gide,  All.  Jourdan,  Ed.  Villey  u.  Leon 
Duguit;  Mitarbeiter  u.  a.:  I.aveleye,  Macleod,  Olozaga.  Coasa, 
Söcretan ,  Walras  u,  Max  Wirth.    Die  einleitende  Abhandlung 
von  Joiirdan  bespricht  die  Stellung  der  Nationalökonomie  im 
ünterrichtsplan  und  es  folgen  darauf  in  den  bisher  erschienenen 
beiden  Nummern  folgende  Abhandlungen:  Beauregard,  la 
hausse  des  Salaires  au  XIX  siecle  eu  France  et  k  Fetranger. 
Fonrnier  de  Flaiz,  des  thtories  sur  l'impöt  en  Anstralie  aa 
XIX  siecle.    Rougier,  des  moyens  de  d^velopper  nos  exporta- 
tions.    Gronlund^  le  Socialisme  aux  Etats  Unis.    Villey,  le 
droit  naturel  et  r^nomie  politiqoe.  Hongin,  des  changements 
de  la  valeur  de  la  monnaie.    Beauregard,  de  la  part  relative 
atlribuüc  aux  Salaires  dans  le  produit  net  de  rindustrie.  Ram- 
baud,  la  marque  municipale  des  soieries  lyonnaises.  Jedes 
Heft  enthält  überdies  eine  Chronik  der  wiclitigsten  national- 
ökonomischen  Vorgange  in  u.  ausserhalb  Frankreichs  aus  der 
gewandten  Feder  Ch .  G  i  d  e's.  (K  ö  n  i  g.) 

Political  sclence  qnarterly  (a  review  devoted  to  the  historical, 
Statistical  and  comparative  study  of  politics,  economics  and 
public  law).  Hrsg.  f.  d.  staatswissenschaftl.  Fakultät  v.  Columbia 
College  V.  M.  Smith.  New  York,  Gin  &  Comp.  3  doli.  I.  1. 
(März  1886.)  M.Smith,  introduction.  Burgess,  the  American 
Commonwealth.  Goodnow,  coUection  of  dnties.  R.  Smith,  Ame- 
rican labor  Statistice.  Whitridge,  legislative  inquests.  Leon, 
ihe  Berlin  Conference.  Reviews.  IL  2.  Wilson,  study  of 
Administration.  S  c  1  i  g  ni  a  n  n ,  the  interstate  commerce  law.  B ar- 
ges s,  the  Kulturkonüikt  i,  Preussen. 

Bevista  forense  Chilena.  Erscheint  seit  1886  monatlich  in  San- 
tiago. Hervorzuheben  aus  Bd.  II  Nr,  12:  Alouso  y  Colme- 
nares,  über  d.  FEicht  d.  Richters  u.  Beamten  im  Privatleben. 


ArehlT  f.  Litteratnr  v*  Klmliemseselilebte  i.  K.A«  IIL  S.  196 

bis  39P  r>enifle,  über  d.  Statuten  d.  JaristenDskalt&t  Bologna 

S.  317 — 1547  etc.  mit  Beilagen. 
Philosophische  Monatshefte.  XXIV.  1.  n.  2.  S.  74—88.  A.  Her- 

krl.  über  Schnppe,  Begriff  d.  subjektiven  R.  (vgl.  C.B!.  VI  354). 
Magaziu  f.  d.  deutsche  R.  (.Hannover).  VII.  2.  Hergen hahn, 
d.  Ehesehliessiingd-  u.  Ehescheidungs-R.,  dargestellt  n.  d.  Recht- 
sprechung d.  R.Ü.  V.  Kräwel,  Geltendmachung  d.  neben  einer 
Grundschuld  bestehenden  persönl.  Verpflichtung  nach  §.  62  d. 
preuss.  Ges.  v.  Mai  1872.  Koffka,  Z.Pr.O.  %.  Schneider, 
d. Kosten  d.  Kostenfestsetzungsverfahrens.  We s t rum,  blinde  Pas- 
sagiere.  Stegemann,  Verausaerung  der  AUmendeberechtigung. 
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JiiH.t  m«!f  Schoberlechner,  d.  Zufall  im  Straf  R. 

d  Jnrv  AI    p7    V      ^J,^ye^  Beiträge  %.  Vwrteidiganff 

0.^„  Ce^tralb'l!>f ^^^^  aelle.   z  E,- 

Jotionsnovelle,    (Beiheft:  C.Bl.  f.  Verw.-Prwür  IIL  fl 
fraeo  Verbände  d.  gewerbl.  GenossenschlfteT 
o?!^^.**''''^  "r'''"'^-   "^12.   Scrutton,  tbe  onVin  of  richte 

mZiuZ  d  Streitfrage  über  Exiafe/z  a 

rSew  r  Ft?'  u  ^^"^""g  ^-  Schriften  v.  Nelaon, 

the  seien  ifi^  Hi^ginbotham  1877,  a  prospeotae 

ir.  ZTuHäi^^to^-,'''  a  Detter  To 

287V1II  1882 V  ^  ^'^•'^^ 

kw\^'i7.  ^''^  "'^^^  biil'  33.  The 

''"Ä     J"^^^''^^^       (Fhiland).   1887.  2.  Hermanson,  tUl 
P^hLf  ^^^^^^  Kohler,  Verpflichtung  d. 

Vo„chnf^„  d.  R.SÜ..G  B.  u.  M.Str.G.B.  betr.  Landesverrat  Ga* 
«benHl'n  PriTilegierong  v.  Mitgliedern  e.  gesetz- 

Todesurreil'"*"*"*^^^^  Gernerth,  ei»  »achirSglidi  «efiUItes 
«erichtssaal.   XXXIX.  8.   Buecellati,  d.  Entwarf  d.  Str.O.B.  f. 
WiLX*  .^^^'"«^  <J-  Hypnotismus  u.  d.  menschliche 

nU  T  n  ßcherer  d.  Code  p6nal  «.  d.  Beicha-R.  Wes- 
Gu  llaLl  M  ^- ScWurgericlrte  im  alten  «erb.  R.  Jean-Servais- 
ftfcnS  W  Schneidler,  d.  Delikte  gegen  d. 

d  9..;  ^^i™'«-B-   S.  Mayer,  Stimmen  aus  lAL  üb. 

dige.  elcT""      ^'  ''»»»"»""«^  ^-  ifnlerbringong  StrafbS^Ji: 

^Po^tflr^?'!  «.  Telegraphle.  1887.  17.  Bestrafung  d.  mittels 
Ar«l.i!  l  l  Telegrammen  verebten  Beleidigungen  In  Frankreich. 
H^i;  ""r^^^^  5-  Porsch,Motter-«.Tochter^ 


Snr,  H^'r''.^*^^'  ^-^-^^  Beatimmnngen  über  Er- 

AkS.i  i;    i"^^*"  ^^"^  geraiachten  Ehen.   Preuss.  kirchenpolit. 

^or  Geric^r        "  ^'  Füller,  d.  Aimgelieferto 
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jb*chiT  f.  öffentl.  R.    II.  3.  4.    Prazak.  Beiträge  z.  Bad^et-R.  n. 

z.  Lehre  v.  formellen  Gesetz.    Grcnander,  d.  konstit.  Stellung 

d.  8cl)wed.  Staatsrates. 
Deutsche  Rerne.  Oktober  1087.  Faid,  d.  Anfänge  d.  deutschen 

Kolonial-R. 

Kation.  IV.  49.  Jnnins,  Gratian,  Thom.  v.  Aquioo.,  Th.  Morus  u. 
d.  Spiritusring.  50.  51.  Ein  beabsichtigtes  Attentat  auf  d.  Ge- 
werbe- u.  Handelsfreiheit  d.  deutschen  Buchhandels  (über  d. 
Versaiiimliing  in  Frankfurt  am  25./IX.  1887).  51.  Barth,  ein 
Verfassungejubiläuna.  Mnnckel,  v.  deutschen  Anw.-) Itstag  in 
München.  52.  Th.  v.  fiunsen^  Abrüstung  (in  Anknüpfung  an 
d.  Antrag  ▼.  Roiin -Jacquemyns  beim  lastitnt  de  droit  inter> 
national). 

Revoe  de  droit  international.  XIX.  3.  1887.  Communications 
relatives  ä  l'Institut  de  droit  international.  Session  de  1887. 
Bar,  conflit  des  lois  du  droit  ciril.  Mariage  et  divnrce.  Perels, 
droit  de  blocus  en  temps  de  paix.  Engelhardt,  navigation  des 
fleuves  internationaux.  Asser,  droit  commereial  oniforme. 
Martin T  la  prescription  liberatoire  en  droit  international  priv6. 
Rolin-Jacqnemyns,  le  droit  international  dans  sea  rapports 
avec  les  ^v^nements  oontemporains.  L'Armtoie,  lee  Armeniens 
et  les  trait^ 


G.  Nene  SiracheünmgeiL 

Vom  16.  September  bis  15.  Oktober  1887  erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezeichnet). 

!•  Devtsehe  Bneh«r  und  BroBidiltren. 

Bender,  J.,  d.  nnebflicbe  Rind  u.  seine  Eltern  in  ihren  rechtl.  Be- 
ziehungen zu  einander.  Eine  kurzgefasste  systemat.  Darstellung 
d.  geaetzl.  Bestimmungen  in  d.  einzelnen  Rechtsgebieten  Deutsch- 
lands, in  Oesterreich,  Frankreich,  Belgien  u.  Holland.  Kassel, 
Wigand.    38  S.   75  Pf. 

—  Rechtsbuch  d.  deutschen  ßtaatsbürgers.  4.  Anü.  Ebd.  YUI  u. 
187«  S.  2  M. 

Blnmer,  J.  J.,  Handbuch  d.  schweizer.  Bundesstaats -R.  2.  Bd. 
2.  Abt  oder  3.  (Schlus8-)Bd.  2.  auf  Grundlage  d.  Bundesver- 
fassung V.  1874  dnrohans  umgearb.  Anfl.  Nach  d.  Tode  d.  Vert 
vollendet  n.  hrsg.  J.  Morel^  Basel,  Schwabe.  XII  n.  648  S. 
10  M.  ' 

Eisele,  F.,  d.  actio  mtHis  d.  Cessionars.  Festsehrift  z.  50j&hrigen 
Doktorjubilänm  v.  J.  W.  v,  Planck.    Freibarg,  Hohr.   IV  n. 

5ö  S.    1  M.  ÖO  Pf. 
Eisele,  über  d.  Dichtigkeit  obligator.  Verträge  wegen  Ifangds  an 

Willensübereinstimmung  d.  Kontrahenten.    (Aus  „Jherings  Jahr- 
büchern f.  d.  Dofrmatik  d.  heutigen  röm.  u.  deutschen  Privat-R.") 
Jena,  Fischer.   95  S.   2  M. 
Engelmann,  A  ,  d.  prcnss.  Privat-R.  in  Anknüpfung  an  d.  geraeine 
^^r,*^®^®™^*  gQ^I^^'^^^^*-    ^'  ßreslau,  Koebner.    XVI  a. 

Ermisch,  H.,  d.  sächs.  Berg-R.  d.  M.A.  Mit  1  Taf.  Leipiiff,  Qie- 
Becke  *  Devrient.   CLXIV  u.  249  S.   9  M.  60  Pf, 
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Bibliographie  (deutsche). 

So?eti^clf„""Ä^^^^^^  Strafe. 
2  M.  50  Pf  Wien,  Toephtz  &  Deuticlie.  94  S. 

2  M.  ™  Grondriss.    Stuttgart,  Enke.  62  ß. 

•Handbuch      GeföngnisswefleBS.  Hrsg.  ^ .  Iloltzendorff  u.  Jar^ernann 

MÄ^;''%Ä^lLt^SrJ'*  "  Ende  d  JO 

GuUch.  Kln.  KrÄIÄf*'  f '  Tuch«.  Goub  ,  Gnlllauai. 

«.  Ui8«iplln.  7  SeelsoVffJ.,   iVi  '    "  «  G.^f.-Verwaltuift 

'1  C'e«ellwhXl}'wtM*^r^ih^^^^^        11.  Unterstützung  d.  Staats  durch 

^  50jähr.gen  DoktorjubiW  W.  Fi^cLlX'U^^'^y^S: 
"  ^tm~m]'     ^^"^"^^  (Aus  Archiv  f,  amd«l».R.  Bd. 48 

'"''ikad.'d  V^T-.^if"«  d.  k. 

4  M  80  ^  ^  Gerold*  Sohn  in  Komm.  86  8. 

^'Itrafithtl'^Mon^'''**^"-  ^^^«r****  Eine 

onMe«L-  K  •    -c  Ticrsrhutzvereine  an  d.  Reichstag,  d.  Tier- 

5  W  fV«'*«'*«'      Verbandes  etc.:  fi.  Beringer, 
Po»t  A  w    '  Koniggiätzerstr.  108.) 

pVit;,  ^VTr""^  ^i?"  geraeinen  deutschen  u.  hansestadthrem. 
ErUnzun/  J„  /"Ä^*  "^dernen  Volkawirtochaft.  4.  Bd. 
18?  8.  SV  bänden.    HaUe,  Oeseiklna.  XU  «. 

*^'L'mLh„n^''-'*''^''"**  Geisteskranken  anf  Grandlage  d.  Irren- 
eetzen^Ä^  ^^'T  ^^«'"^«"^^"k^-  Mit  d.  inJänd.  Ge- 
I;^^^'??::.?;^ X  Ueberset^ungen. 

Heidelberg,  Weiss.  1888.  \  VI  u.  224  3.  2H  "'««»e»- 
»nefö^r  i?«?,!?.?  manoiRfachcr  dem  Verf.  vom  Bonner  EirohrareglUMBt 
S2SÄSnni'^^"«f'f  Verteldlguns88ohrlft  hat  folSSK 

^■^  ^g^l^^^iJ^^ff]  zufolK«  d  altkathol.  Synodal-  u.  Gemelirai. 

WwSeu  dnih  H  pV'"^''  I  iturce  u  Kirchenbücher.  SelbstverwaltaM  dl 
l>5a3h?ohn«nJ^   H^'*vrf''  Kirchenvorstand  nur  bei  ErledtoL* 

*SS?  ^er°^w?f'■  Ml.'t..ontscbad,,iun,'.  Lebenslängliche  Austenaa?Sc 
bWWBÜt  oh  i  'f  »^l'fT  -gcn  Teilung  d.  Pfarrei.  Bischof  Dr.  Belnkeae 
wwttMUt.  ob  u.  «altkathol.  Bote"  d.  altkathol.  Sache  nätst  oder  Schädel  M«. 
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Ml  bad.  lllftfiltitalfitMS  T.  U.JU>  18H  «SBAlmfstaLMttaMftnig  swBto> 
■nbiMnng  aUküHioL  CMiCli<hittr  in  Dmladiliad.  BMbndt  BtttttwinB«  dar 
4.  ■Itkmtiol.  GhorMl  t.  ptoteatMt.  Sohlfliteae  d.  Belltggeliticlvoto  «mdiimi- 
dau  lCiii«v  In  HMdtllMtv,  Aoinwt  IBM.  I>«r  baptriaäiBt»  Ptener  leitet  ils 
ToiattMndflr  iL  XlnolienTOTitandM  d.  Wmhlen.  Nlchtbefolgung  d.  Lsndflt» 
gtiwt—  dardh  d.  KI]reli«Db«b5rd9.  Ao«rkenoaDK  d.  LftlenTorsltzes ,  li^lX, 
1889.  Absetzmig,  nnr  Sysode  zast&ndtg.  SynodalrepräsenUnz  13.fX.  litt. 
StMtuoacibtiaa,  Zarflcknalime  u.  s.  w.  Bisohofsgewalt:  d.  Verf.  Sebrlfteo. 
Bad.  LandsaTarsammluQg  zn  OfttoaburK,  25.jIII.  1887.  RückgaD«  d.  Altkatbo- 
lizlsmas.  Oerlebtssobutz  gegen  im  KraokheltaziutaQde  abgenötigte  Yer- 
ztcbt«  auf  PfiTündenbeBfige.  Yarteldlgaiig  getendber  Prot  De.  Slppold  v. 
Beyscblag. 

•Ring,  V..  deutsche  Kolonialgesellschalten.  Betrachtungen  u.  Vor- 
eclüäge,  nebst  e.  Anh.,  enlh.  d.  Statuten  d.  deutschen  Kolonial- 
fe8«ll8chft{lf.8fidweBtafHka,d.Kea-6ninea  Kompanieu.  d.  deatsch- 
afrikan.  Gesellschaft.    Berlin,  Heymann.    144  S.   3  M. 

&ockoll,  C,  Rechtslaile  aus  d.  Praxis  d.  Reichsgerichts.  Besprochen. 
2.  Bd.  2.  Hft.  (Der  ganzen  Reihe  5.  Hft.)  Breslau,  Morgenstern. 
S.  221—378.    2  M.  40  Pf. 

*Sartoria8,  C.^  d.  religiöse  Erziehung  d.  Kinder  aus  gemischten 
Ehen  n.  bayer.  R.   NÖrdlingen,  Beck.   V  u.  92  S.    1  M.  50  Pf. 

Steffenhagen,  E.,  d.  Entwicklung  d.  Landrechtsglosse  d.  Sachsen- 
spiegels. VIll.  Verzeichnis  d.  Handschriften  u.  Drucke.  (Ans 
,8itsaiig8ber.  d.  k.  Akad.  d.  Wissensch.«)  Wien,  Gerolds  Sohn 
in  Komm.    C4  S.    1  M. 

•Wand,  H.,  d.  Rechtsverhältnisse  d,  öffentlichen  Wege  in  d.  Pfalz. 
2.  dnütthgeeeh.  a.  venn.  Aofl.  Kirchheimbolanden.  Grünstadt, 
SehUfer.  VO  jl  475  8.  geb.  8  M.  50  Pf. 


Drobisch,  M.  W.,  neue  Darstellung  d.  Logik  nach  ihren  einfluhllen 

Verhältnissen  mit  Rücksicht  auf  Mathematik  u,  Naturwissen- 
schaft.   5.  Aufl.    Hamburg,  Voss.    XXVIII  u.  «47  S.    4  M. 

Herbart,  J.  F.,  Lehrb.  z,  Psychologie.  3.  Aufl.  Hrsg.  v.  G.  Harten- 
stein.   S.  Abdr.    Hamburg,  Voss.    VIII  u.  187  S.    2  M. 

•Lange,  L.,  kleine  Schriften  aus  d.  Gebiete  d.  klass.  Altertums- 
wissenschaft. Göttingen,  Vanderhoeck  &  Ruprecht.  L  Bd.  XL 
u.  429  S.    10  M.    II.  Bd.   641  S.    15  M. 

•Manro,  M.,  Paskai  Stanislaus  Mancini.  Eine  biograph.  Skizze.  Aus 
d.  Ital.  übers,  v.  F.  Mezzanotte.  AusÄUg  aus  d.  Geschichte  d. 
Italien.  Parlaments.  3.  Bd.  2.  Tl.  Mit  Mancinis  Fortr.  Leipxig« 
RoBsberg.  29  8.  60  Pf. 


2.  Ausgaben  tob  Qesetsen,  Entscheidungen  etc. 

•Henle,  W.,  d.  Gerichtsgefängniswesen  in  Bayern.  Ein  Hand-  u. 
Hilfsbuch  f.  alle  mit  d.  Gerängniawesen  befaaeten  Stellen,  Be- 
hörden n.  Personen.    Nördlingen,  Beek.   XT  u.  802  8.  8  H. 

•Kalender  f.  Justizbeamte.    50.  .lahrg.    Berlin.  Heymann.  8'M. 
*—  f.  Rechtsanwälte.   Ebd.    8  M.  60  Pf. 
*—  f.  Schiedsmänner.    Ebd.  2  JI.  2ö  Pf 
*-  f.  Beamte.    Ebd.    2  M.  50  Pf. 

—  f.  preuss.  Justiasabalternbeamte  v.  Wollenden,   Braslan.  Kern. 

2  M.  50  Pf.  * 

—  Österr.    Wien,  Fromme.    8  M.  20  Pf, 

Beamtenkalender,  ailgem.  (Schmitt).    Hanau.  Grote    2  M  50  Pf. 
Termin-  u.  Notizkalender  f.  d.  Beamten  d.  allg.  Verwaltung.  Berlin, 
Schulze.    2  M.  50  Pf.  &  s  > 

—  f.  bayr.  Juristen  (Stahl).   München,  Stahl.   2  M.  50  Pf. 
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1  M.  «  K  ^l*«»««^  LI*  LöpH»,  KoMk««. 

&."ÄerZ?*'-  1888.  EM.  10  Pf. 

siKiS?  3.  And.    Eb,l.    III,,   48  8     m  Pf 

w  iJt'i'®'^!)^  Fracht-R.    Kommentar  zu  Bd  IV  Tit  5  d  Hß» 
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uT7jl'wT'^'^      24^1.  1887.   Berlin,  Hey^a^ 

^'"K^n^H^N";   "^'■^"^^  Verordnung,  betr  d 

anwa  t/Ä  1?        o^^"-    ^™  Amtrage  d.  kaiserl.  Oberstaats- 

ledigenden  i^^Z-  Vorschriften  betr.  d.  im  Anslande  zu  er- 
allefm  vif"  'i-  Justizbehörden.   Abdruck  d 

nungen  u"V..  m"  ß  •'Stimmungen /verord- 

Müli^er    Vu  qTs.^«^^^  v.        a  Berlin, 

^SfT"^;o^'^'"^^-■^''^^'*•^^®^^         Gerichtsbarkeit,  dargest. 
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»Sek  *' Co  5!v  uf-  7^6 1  1*  S!'"**  ' 


90     Ceatralblatt  Ar  Rechtswissenschaft  (1887).  VH  Band.  2.  Helt. 


^1' 


/ 1  •> 

i  ]  [,  Turn  au,  W. ,  d.  Grundbuchordnung  v.  57V.  1872  mit  Ergänzungen 

u.  Erläuterungen.    4.  verb.  u.  verm.  Aufl.    2.  Bd.  Hillsbuch. 
Die  Kosten*  n.  Stempelgesetse.  Erg&azungen.  Paderborn,  Scb5> 
ningh.    1888.    VII  u.  528  S.    8  M. 
Fensionsausprüchef  d.  gesetzlichen,  d.  preass.  Staatsbeamten  u.  ihrer 

Familienanfehörigen.  Elberfeld,  Bftdeker.  47  8.  50  Ff. 
Gesetze  u.  Verordnungen  f.  d  Polizeiverwaltung  u.  Stralrechtspflege 
mit  bes.  Berücksichtigung  Brandenburgs.  XXXIX  u.  738  S. 
Hit  bes.  Berlleksiehtigung  Ostpreassens.  XXXII  n.  8. 
Berlin,  Habel.  10  M. 
Sammlung  d.  Gesetze  etc.  f.  Polizeiwesen  mit  bes.  Berücksichtigung 
Breslaus.  Nachtrag  (Kotze).  Breslau,  Woywod.  VIu  n, 
312  S.   6  M. 

Allgemeine  kommunale  Verwaltung  in  d.  Kheinproviuz  (Maassen  u. 
!  ■  Merklinghaus).   Köln,  Dnmont- Schanberg.   IX  n.  270  S.   4  M. 

!  50  Pf. 

Kirohengesetz  t.  U./VI.  1887  (Meunel).  Leutkirch,  Roth.  72  S.  75  Ff. 
•Prüfungsvorschriften  f.  d.  Unterricht  an  höheren  u.  nied.  Schnlen. 
7.  Aufl.    Berlin,  Ileyinann.    119  S.    1  M.  60  Pf. 
•,  Deichgesetzgebung  am  Niederrhein  (Uarnisch).    Düsseldorf,  Sdimitz 

\     •  «.  Abert«.   1886.   XIV  u.  213  8.   3  M.  25  Pf. 

:  Prüfiuig.'^ordiinng  f.  d.  mittleren  u.  unleren  Beamten  d.  Staatseisen- 

bahnverwaltung etc.  V.  2G.Ali>  1887.   Berlin,  Siemeoroth.  lY  u. 
;  64  S.   Desgl.   Berlin,  Mittler.  75  Pf. 

[      J  Bayern.    ^Gesetz  betr.  Flurbereinigung  (yt.  Mfiller).    2.  Lfg.  Er- 

;  -  langen,  Palm  &  Enke.   2  M.  12  Pf. 

,  irUrtteBiberg.    Gesetz  betr.  d.  Vertretung  d.  evangel.  Kirchen- 

I    .'  gemeinden  u.  d.  Verwaltung  ihrer  Yerniogcnsangelegenheiten  V. 

t  14.iVI.  1887  (Göz).   1.  Lfg.   EUwangen,  Hess.    176  S.   2  M. 

SaellBeil.   Wahlgesets      3./XII,  1868.    Dresden,  Schönfeld.   40  S. 
I      ;  15  Pf. 

t  ''■  Baden»  Handbibliothek  bad.  Gesetze.  In  Verbindung  mit  Gelehrten 

;      :  n.  Mftnnem  d.  Praxis  hrsg.  v.  H.  Rosin.  1.  Bd.  Bad.  Verfassungs- 

gesetze.   Freiburg,  Mohr.    VIII  u.  248  S.    kart.  2  M. 
1  Anhalt.   Bau-  u.  WTegeorduung  etc.  (Art6).  Dessau,  Arte.    III  u. 

I  188  S.   1  M.  50  Pf. 

I  Oesterreich.   Exekutionsnovclle  v.  10.  Juni  1887  (Kejedly).  Pragf 

[    ,  Mercy.    123  S.   1  M.  68  Pf. 

Dienstbotenordnnng  für  Schlesien  etc.   F^eiwaldan,  Blasek.   82  8. 

'  50  Pf. 

Jagdnormen,  d.  inlKärnten  gUltigen.  (Beilage  d.  kärntner.  Gemeinde- 
blattes.) Klagenfort,  t.  Kleinmajr.   10  S.  80  Pf. 

Gesetze  u.  Verordnungen,  österr.   Handansg.   Hft  74a.  Wien,  Hof- 

u.  Staat^druda-rei.    30  Pf. 

lobalt.    Die  neufjHti-n  Ge^tHtze  u.  Vei  ürdnungen  über  die  ▼«noUimS  n. 
Besteuerung  der  Mineralöle.  (Als  Sxirrl-  zum  7i.  Hft.  der  Handausg.)  IIX 

n.  2i  S. 

Bernatzky,  E.,  Verfa«8ung8-  u.  Dienstvorschriften  f.  d.  k.  k.  Finanz- 
waehe,  systemat.  dargestellt   Wien,  Manz.   IV  u.  343  S.   4  M. 

8.  Wtehtige  angländisch«  Werke. 

*^Baphael,  A.,  om  ansvarighet  för  skada  i  Q61d  af  jemvftys  drift 
50  8.   Stockholm^  Noratedt. 
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Berg.,  L.  W.  C.  v.  d.,  de  inlandRche  rangen  en  titels  op  Java  an 
Madoera.   's  Gravenhage,  Kyhoff. 
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"Hope'  ,™d°.;  ""e^MriÄ"  "7'"!:  ^aP'  Co»« 

„    l""gl.,  Oliver  «nd  BoyJ   Sto^L  ^  ™- 

Ctttbbwtsou.  F    Test  nf  1^1      i  Waterlow.  Seh. 

John  Leaci  and  Ä^Hatheiu '  ""'''^''^  Sir 

^    Statutes.   Glowes    7       6  ^^P^"*^^*  of  üarepealed 

Chapter  npon     i  PraS^^;  v^l'^  '"'^'''^      incorporated  a 

and  Eider    J^Tl^Tp""       ^^'^^  Goverruneut/  240  S.  Smith 

'%ic^DLce8''Ä  ^''"^  Nauses  fo 

the  Time  of  ResTd'L.  SÄ         ^.^^  1^4  Territories 


Itooi 


Ch«p«I  Property    No  S   P«rT„  ^o.  2,  Chnreh  and 

My  /alters.V'l'e\^!"r;"'-^  *0  ChH,ch  and 

g-^.«nd  Co.   6  ih  6  p.  ^     ^^••"«»«-»t-W  662  S.   P«uJ,  TrenA 

J",Legai\lZdy%'ookT/Lr^^^^^^^  Trading  Partner.hip.  (WiWs 
Walker  1'    fif  ^,  "f.J  22rd  thousand.  112  S.  E.  Wilson    1  oh 

Book  h  I>-ignS^ra  Fi^i 

Part^lst*  conUi^s'^a  sir^^'^  ""^  ^^^^^  Directory,  1887. 

ofthe  ComÄl  Law  r7  Important  ßVanehes 

ito  TerritoriM    Rpv    T  ?  of  this  Union  and 

Business  AttornTvs  ^tr  «P/  r^^'-^<^t"0%  a  Li.st  of  Reliable 

(*lo.)-   80  ih.    ^       "  ^^'^^       Territorien.  8t.  Looi« 

»•^berot,  B.,  da  Monopole  des  agents  de  change.   A.  Rousseau. 

ood'irH^r^  "^'"^ 

4  fr.  50  et    ^""^  J'^t'ficatioiia,  au  jugement  eto.  Bei^-Lewanlt 
«8  grevea  daos  1  mduatne.  A.  Roassean.   10  fr. 
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Dicey^  A.  V.,  le  Statut  personnel  anglais,  ou  la  lot  dn  domicile  en- 

visag^d  comme  brancbe  du  droit  anglais.   Ouvrage  traduit  et 

complMÄ  pnr  E.  Stoeqniurt.  Tome  I.  CheTalier'Maresoq.  Prix 

de  l'ouvrage  complct  en  2  vol.  cart.  20  IV. 
'Moynier^  G.^  la  londatioD  de  letat  iod^pendant  du  Coogo  an 

point  de  Toe  jaridiqne.  (Abdr.  wn  d.  Berichte  d.  Institat  do 

France.')    r.O  S.    PnriB  188?7. 
Moreau.,  h.^  le  Code  civil  et  le  Tiid4tre  coutemporain.  M.  Alexandre 

Domes  fils.   Larose  et  Forcel.   S  tr,  50  ct. 
Saint- Julien ,  A.  de  et  Bienaym^,  G.,  liistoire  des  droits  d'entr^e 

et  d'octroi  k  Paris.  Avec  145  tableauz.  Dupout.  12  fr.  50  ct. 
8  eil  mit.,  H.,  rorganisation  de  renseignement  primaire.  Commentaire 

de  la  loi  da  30  octobre  1^$,  aalTi  de  la  I^^lation  en  Tignenr. 

Berger-Levraalt.  4  fr. 

Ck>dice  di  procedura  penale  italiano,  coiumentato  da  G.  Borsani  e 
L.  Caaorati,  indi  daU*  avY.  L.  lligno.  Vol.  VII.  Milane.  7  1. 
50  ct. 

S.  F..  11  papato  e  la  coneiliaiione  col  regno  dltalia.  2aedii.  2908. 

Milauo.   3  1.  50  ct. 
Gas  ca.,  C.  L.,  11  codice  ferroviario.  Vol.  I.  Diritto  pubblico.  868  S. 
Milano.    14  1. 

Gatteschi,      la  legge  toacana  enlla  cacda,  3  loglio  1887.  436  S. 

Firenze.   3  1. 

Xarquardt.  J.,  rammiDlstrazione  pubblica  romana.,  tradotta  sulla 

2a  ediz.  tedesca  deir  aw.  K.  Solaini.    Vol.  I  (Organissasione 

dei  dominii  romani).    ti53  S.    i  ireuze.    12  1. 
Higlio,  Z.,  Guida  pel  servizio  delle  Corti  di  aaeise.,  ad  nso  dei  ma- 

gistrati,  awocati,  cancellieri,  ecc.  Bolog^na.    186  S.    2  1. 
Santangelo  Spoto,  1. ,  le  assicurazioni  öuUa  vita  e  ii  loru  movi> 

mento  in  Italia.  Parte  I  (Le  anieDrasioni  eotto  TaBpetto  eeono« 

mico).   231  S.   Palermo.   4  1. 
Savigny,  F.  C.  de,  sistema  dei  diritto  romano  attuale.    Trad.  dal 

tedesco  di  V  Scialoja.   Disp.  1—18  (▼Ol.  I,  U  e  IV).   1065  8. 

Torino.    La  dispenaa  1  1. 
Sealvanti,  0.,  introdazione  al  diritto  comunaie.  407  Ö.  Piea.  5  L 
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ßECHTSWISSENSCHAPT 


herausgegeben  yon 

Dr.  V.  Eirehenheüa« 


,^^l^£T__  Dezember  1887.  |    jfr.  »7 

Monatlich  ein  Hoft  yon  au.  Baa«»  .    ..  . 

—  — ,  ^|g|gg*"*g|iCTluodlungen  und  PoiUiMtolteor 

A.  BesprecIiUDgeiL 


1.  Allgememea. 
««reis,  C.  Enzyklopädie  and  Methodologie  der  Hechts- 
sTeJpr-    ö^ea.  Both,    1887. '  TO      187  S. 

BedeuW  ^.'^"^  ^  ^*  ^«  tiefgreifende 

den  -       Jf^^^-^h«^  Enzyklopädie  ond  insbewnde^  einer. 

wS^  tTrir^^^  ^ur  Anerkennung.  In  musterhato 

«abe  eriÄllf         t  ^'"^  l'"^^)  Auf- 

Sud  dZ?^         '  ^-  hindurchgehenden 

Xben  n*^'«^'  ^^^'^^  begründenden  Gedanken^  hervor- 
iuri.f^cl  ^  «»l?«atÄinHche  der  vorliegenden  Bearbeitung  der 
Ee    r  ^^^1«?«^^«  ™  ö.  «t  in  dem  Bestreben  Tu 

de»  öff^^^^^^^      ;^^^ememen  Staats-E.  (Marqnard«ens  Handbnoh 
•  ^>       zura  Fundament  gemachte  Rechtsbeffriff 

BeehS^Är       '.^^^^^^^^  V-  der  allgemeinen 

und  srfZ^n   «     .f^'""  objektiven  R. 

^emSTtS"  t"''  ''-''^ 

Betriff  '  abgesehen  von  einer  kur.en  Erörterung  über 

B  hILdlun    /"'l      «objektiven  B.  -  eine  .usammeni:.sende 

tÄ^a^^^-j^^  Der 
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zweite  Abschnitt  des  (r.schen  Bnches   enthält  eino  wesentlich 

i  !  *                 formelle  En/yklopiulie  mit  manu  ig  fachen  Andeutungen  über  den 

^  Inhalt  der  veischieilenenen  Rechtsteile  und  mit  einzelnen  Aus- 

J  [uliiungeu.  Der  Haupteinteiluug  m  i^nvat-Ii.  und  üUeatliclies  B, 

^  sind  Kircben-R.  und  Handels-R.  nicht  eingefügt,  sondern  als 

f  Spezial-R.  in  dnen  Anbang  yerwiesen.    In  der  den  Schlnas 

jdes  Büches  (S.  170  ff.)  bildenden  Methodologie  der  Bechts* 
Wissenschaft  gibt  der  Yerf.  nicht  nur  dne  Uebersicht  üb«r  die 

j  mit  den  Gliedern       objekti?en  B.  nicht  durchaus  zusammen- 

I    1  fallenden   Disziplinen  der  Bechtswissenschaft ,    sondern  auch 

I   j  kritische  Betrachtungen  über  unseren  bisherigen  akademischen 

I  i  Unterricht  und  Vorschläge  für  die  künftige  Gestaltung  des 

I I  !1  Rechtsstiidiiims.  Insbesondere  erklilrt  er  sich  gep^en  die  bisherige 


I 


Methode,  die  rcehsthisiorischen  Vorlesuugeu  allgemein  den  dog- 
matischen vorausgehen  zu  lassen,  und  verlan<Tt  als  Einleitung 
in  das  juristische  Studium  eine  Vorlesuntr  (juristisehe  Propä- 
deutik), welche  jjuristibclien  Anschauuugäuntei rieht"  mit  den 
elementaren  Qmndzllgen  der  Systematik  der  Bechtswissenschaft 
und  mit  einer  Slcizziemng  der  geschichtlichen  Entstehung  unsere» 
j  Bechtes  yerbinden  soll  Brie. 

I  Ueymanns  Kalender  1888.  1.  Terminkalender  für  die  Justiz- 

I  beamten  in  Preussen  ,  Mecklenburg ,  Thüringen ,  Brann- 

schweig, Waldeck,  Lippe,  Hansestildten.    276  S.   Beila^n  n. 
I  3  M.    2.  Desgl.  für  Reelitsanwaltc  und  Notare.    248  S. 

3  M.  t>0  Pf.  3.  Taschen kalender  für  Beamte.  231  S. 
2  M.  50  Pf.  4.  Taschenkaleuder  tür  die  Schiedsmänner 
und  deren  StellTertreter  in  Preussen.  113  S.  2M.  25  Pf. 
Berlin,  Heymann. 

Die  Heymannschen  Kalender  sind  in  gewohnter  Wdse  er^ 
schienen  (vgl.  II,  89;  YI,  92).  Nr,  1  feiert  sein  Jubiläum ,  als 
50.  Jahi^^g;  fortgeblieben  ist  hierin  die  Beilage  ftber  die 
Fristen.  Nr.  2  ist  unvei^dert.  Nr.  3  gibt  31  statt  24  Bei- 
lagen«  insbesondere  Pensions-  und  Fürsor*:  t/e  und  einen 
Normalbesoldungsetat  anstatt  der  Zuständigkeitstabelle.  Nr.  4 
bringt  24  statt  2:5  Beilagen  (118  S.  statt  121  S.),  an  Stelle  der 
, Organisation  des  Deutschen  Reiches"  eine  Uebersicht  der  kürzeren 
Verjährungsfristen  enthaltend.  Redaktion. 
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n.  Bechtsgeschichte. 

"»«er,  E.  Die  Brbtoehter  nach  attischem  R  • 
Pocke.  1887.   91  a   IM.  60  p;""'"""  ^'P^- 

Griechen  W  •"«ll^f  »bW-J-t^'^oUt       ,:!..„  übrigen 

tniechen  in  c.ner  bMondem  Arbeit  »i  behandeln.  I„  d,  r  vor 

t: k^*^  *»  atti^be  e..  «..1.  v ; . 

«t,™  >on  dem  jetzt  bekannt  geworden«,,  »ber  doch  .e"enüber 
de.  l-™a,enden  SteUung  Athens  «^r^rtretead«.  Go^Ä 

M*rhefert  ^t.    I,,.  ,eh.ckt  eine  kurze  Ditrstellang  der  Ent- 
»»kelung  des  .riech.  Erbtaebter-B.  vorans.    WahrL  dieZ 
und  Germanen  „,  historischer  Zeit  allein  ncci  vo^ 

AnalZ  ^T«*t«.beanftragung  Wldet  eine  schlagende 

ath  I  «'«**^tat  der  Erbtoehter  wenn 

gern  c  b,t.  E,s  d.,.  Grieeh«,dn.a«rkriiigrt.uFamaä«. 
ZI:"'  ' ifi-a-tWlhaftigwerien 

to^l  aber  die  Fortpflanzung  de,  öeschleehts,  wie 

2jD«An^ug  d«. Joteuopfer  n„d  d.e  Besorgung  der  Famiüen- 
J^»««t««a.  *ttbt  jemand  ob,,,,  ehelichen  Sohn,  ,v,i,  Hintcr- 
tawjg  e»«.  ehd«4,n  Tochter,  so  ist  der  „:i.bs.e  Biutsver- 

Erbe  de,  r  r  T^l  *"  Na.bk„n,^e  und 

Aus  dt  ^"'"^^««^«Atoektor  «nd  Portoeter  de»  ol«»,  ist 

gri  oh  ^''"•"'■'^  W  aber  im  W  der  Zri^  ein 

^»nbekanntes  Gegenrecht  in  der  Nutzniessung  de,  Termüg«« 

J^Erbtochter  (fH),,,),  die  MkU  zu  heiraten  nicht  ob,  und 
T^  J^'Jr  ".d.  Tochterbeauftragung  der  c,.e„,..e  Sohn 
z^r^?  «"t.  l'-'d.^-l-  es  im  g„ech.  R. 

h   f"t^JO™"«'«'«>  a«r  Adoption,  des  .l„,„,.r. 

IZ'A  ^"'J«^'-«-  ^  öri«*«  ein  UeblrLmmmr:: 
der  'if  .  "       *™**      Immondittt  mid  Schädlichkeit 

"«mnsUtatM«,,  »Bderetwtt.  wegen  der  Begflartigniig  der  Seiten- 
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verwandten  durch  gesicherten  Anteil  an  der  Erbschaft  lange 
festgehalten  haben,  so  begann  dasselbe  doch  von  innen  heraus 
zu  zerbröckeln  und  abzusterben,  indem  man  die  Verwirklichung 
der  ursprünglich  zu  Grund  liegenden  Bechtaidee  den  TerSaderten 
Zeitverhältnissen  angepasst  dnrohsnfi&hren  sudii. 

Nach  dieser  Skisze  der  luatoriaclieiL  Entwickelitng  bandelt 
der  Yeri  in  &  Abschnitten  Ton  der  atläsohen  Erbtocbter.  1.  Name 
und  Begriff  der  Brbtocbter  (Definition  S.  24);  2.  die  Rechts- 
atellnng  der  Erbtoohter  und  zwar  das  Erbtochterverhältnis  un- 
mittelbar bei  seinem  Eintritt,  aber  vor  der  Frbtochterehe,  und 
das  Erbtochterverhaltnis  während  der  Erbtochtcrehe ;  3.  der  Erb- 
tochtersohn als  rechtsfähige  Person  (Mündigl<eitserklärung,  Ueber- 
nahme  des  Vermögens);  4.  Klagen  betreffend  das  Erbtochter- 
verhältnis febaYYe^ia  v.otv.moeux;  6ttixX-qpO0  und  StxY)  o'.xm);  5.  Zn- 
sammeustellung  aller  auf  das  Erbtochterrecht  bezüglichen  als 
wirkliche  v6;j.o'.  überlieferten  Gesetze  sowie  derjenigen,  die  nur  in 
Paraphrase  erhalten  sind.  Burokbard. 

Bruia)  E.  üeber  das  lege  agere  pro  tiitela.  Rechtsgeschicht- 
liche üntenmchung.  Erlangen,  Baichert  1887.  79  8.  2  M. 
Zu  unterscheiden  dnd  die  beiden  Begriffs  alieno  nomine  agere 

und  agere  pro  alio.  Die  Bezeichnung  alieno  nomine  agere  um- 
fasst  für  gewöhnlich  die  verschiedensten  Arten  von  Prozessi  eren 
auf  Grund  fremder  Rech tsbczichnng.  Dabei  kann  die 
Rechtsbeziehung  auf  Grund  deren  prozessiert,  eine  materiell 
fremde  sein,  wie  beim  cognitor,  procurator  etc.,  oder  eine  nur 
formell  fremde,  wie  z.  B.  beim  Prozessieren  des  Erben  aus  Kechts- 
verhältnissen  des  Erblassers.  An  zwei  für  die  folgende  ünter- 
BDOhung  wesentlichen  Stellen  bei  Gaius  IV,  82  u.  Inst.  4,  10 
wird  dfflr  Ausdruck  jedoch  in  ^ner  «ageren  Bedeutung,  nttmlich 
▼on  dem  Frcneasieren  von  Stellvertretern  gebraucht.  Pro  alio 
agera  ist  Prosessieren  mit  Wirkung  für  einen  anderen, 
und  zwar  entweder  in  der  Weise,  dass  der  ganze  Prozess  mit 
Wirkung  für  einen  anderen  gefuhrt  wird,  oder  nur  einselne  tax 
jenen  wirksame  Prozossliandlungen  vorgenommen  werden. 

Jm  Lcgisaktionenprozess  war  das  alieno  nomine  agere  nicht 
nur  be/.üglich  der  Vornahme  der  solennen  Legisaktionshandlungen, 
sondern  für  alle  Stadien  des  Prozesses  ausgeschlossen.  Dagegen 
konnte  eine  pro  aUo  agere  nur  bei  Vornahme  der  legis  actio 
selbst  nicht  Platz  greifen.  In  judicio  dagegen  konnte  ein  Anwalt, 
der  nicht  alieno  nomine,  sondern  nur  pro  alio  prosesaierte,  ebenso 
wie  spftter  im  Pormularverfahren  auftreten. 
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j  Als  Grand  des  prinzipiellen  Anascliliuses  des  alisno  nomine 
allere  wird  neben  dem  Hangel  eines  dringenden  BedUrfeisaes  die 
nationale  Ansdhaanng  Ton  der  ünznlSssigkeit  der  SteUTertreiang 
und  für  die  Zeit  der  ZwOlftafelgesetsgebnng  die  Unabänderlich- 
keit der  in  dieser  Bicditnng  der  intorpretatio  entzogenen  Sprach- 
formeln  genannt. 

Die  Ausnahmen  von  dem  Prinzip  alieno  nomine  lege  agere 
non  licet  treten,  wie  das  agere  pro  libertate ,  pro  populo  nnd 
ex  lege  hostilia  beweist,  da  nie,  wo  eine  Unmöglichkeit  eigenen 
Prozessierens  des  Interessenten  mit  einem  öffentlichen  Interesse 
am  Schutz  desselben  zusammentrifft.  Alle  diese  Fälle  sind  aussei'- 
dem  Falle  eines  populären  Klage-B.  Dasselbe  ist  für  das  agere 
pro  tatela  an  yermuten. 

Mn  bcatimmier  Anhaltpnnkt  in  den  Quellen  f&r  die  Be- 
«eiehnnng  des  pro  tatela  agere  ist  nicht  vorhanden,  aueb  nidit 
in  der  vielbesprochenen  Stelle  der  Theophilusparaphrase. 

Die  Beaehong  auf  eine  Vertretung  des  Mündels  durch  den 
Vormund,  von  der  die  herrschende  Lehre  ausgeht,  hält  der  Verf. 
für  unmöglich  aus  verschiedenen  Gründen.  Weder  das  prak- 
tische Eedürfnis  nach  einer  solchen  Vertretung  genügen ,  das 
Prinzip  zu  durchbrechen ,  noch  darf  der  Ausdruck  agere  pro 
tutela  auf  ein  agere  pro  pupillo  gedeutet  werden,  noch  Hesse 
Sich  die  Gestaltung  der  späteren  tutoriscben  Vertretung  btt 
Annahme  eines  solchen  lege  agere  des  tutor  erklären.  Auch  das 
Eintreten  des  Tutors  fSae  den  Mündel  bei  der  InoffioiositfttBq.iierel 
beweist  nichts  f&r  die  herrschende  Ansieht« 

80  bleibt  denn  nichts  anderes  übrig,  als  das  pro  tutela 
agere  auf  die  postulatio  suspecti  tutoris  zu  beziehen.  Für  die 
^leit  des  Legisaktionsverfahrens  ist  dieser  Prozess  zu  denken  als 
legis  arf'n  '^p.i-ramento  eines  PopnlarklHgers ,  bei  welcher  das 
sacramentuiM  auf  das  suspectum  esse  des  Tutors  abgestellt  war. 
Das  Urteil  üljpr  das  sacramentum  ,  an  das  sich  möglicherweise 
ein  exekutives  Einschreiten  der  Beamten  anschliessen  konnte, 
^nirde  tob  einem  Gerichtshofe,  den  Gentumvim  oder  Deeem- 
vim  gefUlt 

Der  aconsator  snspeoti  prozessiert  wie  alle  Vertreter  des 
LegisaktioneniHTOzesses  kraft  eigenen  B.  auf  Grnnd  fremder 
Kechtsbeaehnng  und  mit  nnmittelbarer  Wirkung  für  den 
Vertretenen.  M.  ßümelin  (Bonn). 

Brunner,  H.   D en ts c h  e  K  e ob  t  s g e s ch i c h  te.  I.  Bd.  (Binding, 
Systematisches  Handbuch  der  deutschen  Rechtswissenschaft. 
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AU.  2,  Tl.  1,  Bd.  LX  Leipzig,  Dancker  &  Hamblot  1887.  , 
XII  und  412  S.    9  M.  60  Pf. 

WLihicnd  die  wissenschaftliche  Thatifrkeit  auf  dem  Gebiete 
der  deutscben  Becbtsgescbtchte  seit  Eicbborns  bahnbrechendem 
Werlce  eine  überaus  rege  und  ergiebif^o  war,  fehlte  doch  bisher 
eine  neue,  ausführHche,  die  Ergebnisse  der  Einzeluntersuchungen 
sichtende  und  zusammenfassende  Gesaratdarstellung.  Zur  Lösung 
dieser  Aufgabe  konnte  nach  seinen  bisherigen  Leistungen  kein 
anderer  so  geeignet  erscheinen,  wie  B.  Der  vorliegende  erste 
Band,  welcher  die  germanische  Zeit  und  die  allgemeine  Rechts* 
gescbiebte  der  frKnk.  Zeit  zur  Darstellung  bringt,  entpriebt 
durebaus  den  gehegten  Erwartungen.  In  gleicber  Weise  Toll' 
endet  wird  Bs.  Werk  aucb  unter  den  zablreioben  für  die  Becbts- 
wissensobaft  bedeutenden  Arbeiten,  welobe  dieBindingscbeSamm* 
hing  teils  schon  enfh&lt,  teils  Terspricbt,  »ne  hervorragende 
Stelle  einnehmen. 

Die  Möglichkeit  einer  zugleich  übersichtlichen  und  erschöpfen- 
den Bearbcitnnrr  hat.  sich  der  Verf.  vor  allem  durch  umsichtige 
Begrenzung  des  Stoffes  gesichert.   Sowohl  die  dem  deutschen  R. 
vermöge  ursprünglicher  Gemeinsamkeit  der  Grundlagen  ver- 
wandten skandinav.  und  f?ot.-vandal.  "R.  als  die  im  T/anfe  der 
Entwicklung  von  dem  deutschen  Ii.  abgezweigten  R.  (das  aiigel- 
lälchs.  und  «agl.,  das  longobard.-italien. ,  das  iranzös.  R.,  die 
niederlftnd.  B.)  sind  von  der  Darstellung  prinzipiell  ausgeschlossen. 
Sebarf  aber  unterscheidet  der  Yerf,  zwischen  der  Darstellung 
und  der  Erforschung  der  deutseben  Beebtsgeschichte;  den  hohen 
Wert,  welchen  die  Schwester-  und  die  Toditer-B.  des  deutschen 
E.  als  Hilfsmittel  für  die  Geschichte  desselben  besitzen,  erkennt 
er  in  Tollstem  Masse  an  und  in  diesem  ei-sten  Bande  hat  er 
insbesoiKh  re  die  skandinav.  R.  vielfach  zur  Erklärunof  und  Er- 
gänzung  der  Quellen  unseres  heimischen  R.  verwertet.  Aus- 
geschieden au.s  li.ü  Darstellung  ist  ferner  die  Geschichte  der 
fremden,  in  Deutschland  rezipierten  K.,  soweit  dieselben  eine  von 
dem  deutseben  B.  unabb&ngige  war;  dagegen  zeigt  schon  ä&e 
Torliegende  Band  eingebende  Berücksichtigung  der  gegenseitigen 
Einwirkungen,  welche  zwischen  dem  r5m.  und  dem  deutschen  B. 
seit  früher  Zeit  stattgefunden  haben.  Endlich  bat  der  Verf.,  in 
Uebereinstimmung  mit  den  neueren  Lehrbüchern  der  deutschen 
Rechtsgcschichte,   die  frühere  Verbindung  derselben  mit  der 
politischen  Geschichte  des  deutschen  Volkes  aufgecfebcn :  er  hat 
aber  deshalb  nicht  darauf  verzichtet,  die  für  das  Yerstilndnis  der 
Rechtspflege  wesentlichen  politischen  Ereignisse  hervorzuheben. 
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Neben  den  hauptsächlicben  Momenten  der  politischen  Geschichte 
■  gind  die  wirtschaftlichen  und  so/lalon  Zustünde  der  verschiedenen 
Pti  ioden,  als  für  die  Gestaltung  des  R.  vorzugsweise  bestimmend, 
iii  den  Kreis  der  Erörterungen  cfezogen. 

Ebenso  umfassende  Berücksielitiprun^  wie  den  sachlichen 
Hilfsmitteln  der  deutschen  Rechtsgesehichte  ist  auch  den  sprach- 
lichen zugewendet.  Auf  diesem  Gebiete  hat  sich  der  Verf. 
freundlicher  Uniersfctttsmig  seiner  beiden,  jetzt  leider  sehon  yer« 
storhenen,  EoUegen  Hdllenlioff  und  Scherer  erfreut 

Aus  allen  Teilen  der  Torliegenden  Arbeit  empfllngt  der 
Leser  die  sichere  Ueberzeugung,  dass  der  Yerf.  nicht  nur  den 
ganzen  Quellenbcstand  und  die  gesamte  einschlägige  Littern  tm 
sorgfältig  durchgearbeitet,  sondern  auch  alle  Fragen  eingehend 
durchdacht  bat.  In  einzelnen  Beziehungen  (wie  der  Aufdeckung 
und  Erklärung  vielfach  wfjrtlicher  Uebereinst-inimung  zwischen 
der  lex  Salica  einerseits,  der  lex  Burgundiouum  und  lex  Wisi- 
gothorum  andererseits  S.  300 — 302)  hat  der  Verf.  die  Ergebnisse 
eigener,  bisher  unveröffentlichter  Einzeluntcrsuchungen  mitgeteilt. 

Hit  der  toII«i  B^emcbung  des  Stoffes  verbindet  B.  kW*. 
Besonnenheit  des  Urteils  xmd  vorsichtige  ZurftclchaUung  in  der  ^ 
Kombination.   Die  Ergebnisse,  su  denen  er  in  den  aablreißhtfB^ 
schwierigen  Stretlfragoa  der  filteren  deutsehen  Bechtsgeschichte  *« 
gelan^ft,  sind  raeist  mit  grosser  Vorsicht  formuliert,  und  insbe- 
sondere zeigt  sich  durchgängig  das  ernste  Bestreben  des  Verf., 
, nicht  mehr  wissen  7.u  wollen,  als  wir  bei  dem  heutigen  Stande 
der  Forschung  wissen  können.'  Brie. 

BoiiTtlot»  Ed.  Le  Tiers  Etat  d'apr^s  la  Charte  de  Beau- 
mont  et  ses  filiales.  Paris,  Picard.  Id84.  557  u.  88  S. 
Zu  den  Trwbriefen,  welche  im  12.  Jahrhundert  einzelnen 
Sifidtm  erteät  wurden,  und  namoatlicb  zur  AuilCsnng  der  lebens- 
vecbtlichen  Institutionen  und  zu  Bildung  yon  freien  Gemeinde- 
wesen beitrugen,  gehSrt  deijenige,  welcbm  der  Erzbischof  von 
Reims,  Wilhelm  Graf  von  Champagne,  dem  Dorfe  Beaumont  in 
der  Nähe  der  belgischen  Grenze  verlieben  hat.  Diese  Charte 
wurde  für  eine  weite  Umgebung  und  mehr  als  500  Dürfer  und 
neue  Städte  eine  Musterverfassuug  und  das  angestrebte  Ziel  der 
kommunalen  Bewegungen.  Trotz  ihrer  unbestreitbaren  Wichtig- 
keit und  ihres  weitgreifenden  Einflusses  wurde  diese  Urkunde, 
deren  Original  leider  verloren  gegangen  ist,  von  dm  Historikern 
und  Becbtsgelebrten  Prankreiebs  in  kaum  begreiflicher  Weise 
vernachlässigt;  der  Verf.  benutzt  daber  eine  ihm  unfreiwillig 
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gewordene  Müsse  dazu,  ihr  eine  ausführliche  und  lehrreiche 
Monographie  zu  widmen.    Da  der  Verf.  der  Charte  de  Beaumont 
einen  seiir  bedeutenden  Eiatluss  auf  die  neuere  koiumuiia.lu  Em- 
wiekelung  in  Frankreich  zuschreibt,  so  beginnt  seine  Abhandlung 
mit  einer  Uebersidit  der  geographischen,  politisdieii  und  Bozialen 
Verbilltiusse  des  an  Belgien  atrei&nden  framilte.  Gebietes  im 
12.  Jahrhmidert.  Die  Schildenmg  derselben  besieht  sich  anf  die 
Znstlnde  des  Landes  nnd  der  Personen,  die  Verwaltung  dar 
Justiz,  die  Lasten,  welche  auf  Personen  nnd  Sadien  hafteten, 
die  Bedrückungen  der  Bevölkerung  und  gleudizeitig  auf  die 
Mittel  zur  Abhilfe.    In  die  Bestrebungen,  grössere  Freiheit, 
wenn  nicht  gänzliche  Befreiung'  zu  erringen,  griff  die  Charte 
Ton  Beaumont  mächtig  ein.    Der  Erzbisehof  von  Reims  kam 
denselben  auf  die  liberalste  Weise  entgregen  und  gewährte  d'^n 
Bürgern  von  Beaumont,  was  anderswo  nur  nach  heftigen  Kämpien 
zwischen  Dorf  und  Schloss  errungen  werden  konnte.    Die  bis- 
herigen Leibeigenen  wurden  nicht  nur  frei,  sondern  auch  Grund- 
eigentümer; WSlder  nnd  Felder,  an  welchen  ihnen  bisher  nnr 
*^«tsangs-B.  snstanden,  wurden  ihr  Eigentum,  Jagd  und  Fisdiem 
,an«rkannte  R.,  denn  auch  die  BSche  wurden  ihnen  sum  Eigentum 
äfberlassen.   Sie  wurden  femer  mit  politisohen  B.  ausgestattet; 
'  die  Wahl  ihrer  Gemeindebeamten  und  die  Beehtspflege  wurde 
ihnen  überlassen,  und  dadurch  neue  freie  Gemeinwesen  gegründet 
Diese  Charte  von  Beaumont  wurde  bald  das  Ziel  aller  Wünsche 
derjenigen  Ortschaften,  welche  eine  solche  Freiheit  noch  nicht 
erlangt  hatten,  und  das  Muster  für  diejenigen  Grundherren, 
welche  dem  Beispiele  des  Erzbischofs  von  Reims  folgen  wollten. 
Von  ihrer  Seite  geschah  dies  im  eigenen  Interesse,  weil  sie  sich 
immerhin  gewisse  B.,  Abgaben  und  Leistungen  vorbehielten, 
welche  ihnen  reicike  und  süßere  Einkünfte  brachten.  Das  2.  Ka- 
pitel «ithtit  den  berichtigten  latein.  Text  der  Charte  und  eine 
Site  bisher  angedruckte  fransös.  TTebersetzung  derselben.  Das 
8.  Kapitel  handelt  von  der  Ausbreitung  derselben  durch  Ver- 
leihungen an  bereits  bestehende  Ortschaften  oder  Crttudung  neuer 
und  aus  den  beigefügten  Tabellen  ergibt  sich,  dass  über  500  Ort- 
schaften mit  diesem  ß.  bewidmet  worden  sind.    Die  Charte  de 
Beaumont  erhielt  die  Bedeutung  eines  Gesetzes,  eine?  >fTTtter-R. 
gegenüber  den  Filialen  und  wurde  die  Grundlage  der  unter  dem 
Nsanen  La  Loy  de  Beaumont  oder  Arche  bekannten  Kompilation 
▼on  Gewohnheite-B.,  deren  Umfang  die  ursprüngUche  Charte  bei 
weitem  ttbersteigt.  Lu  4.  Kapitel  handelt  dw  Verf.  sehr  au» 
fllhrlich  von  den  neuen  Verleihungen,  der  Gründung  von  villes 
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neuves.    Viele  erhielten  einfach  das  Stadt-»,  von  Beamnoiit 
andere  dagegen  beschränktere  Freiheiten   mit  ausgedehnteren 
Vorbehalten  ihrer  bisherigen  Herren.   B.  weist  die  Gründe  nacb 
Wdche  solche  Verleihungen  veranlassen,  und  die  Formen,  in 
Wdflhen  aezu  geschehen  pflegten,  endlich  die  Abweichungen, 
vekhe  aie  unter  sieh  und  gegenüber  dem  Mutt^r-R.  aufweisen 
imd  die  aarantieen,  welche  zu  ihrem  Schutze  gegeben  zu  werden 
^  ^  folgenden  Kapitel,  5,  6.  7  und  8.  haben  den 
üihalt  der  Charte  znm  Gegenstand  nnd  büden  gleichsam  einen 
Kommentar  zu  derselben,  wobei  namentlich  das  5.  Kapitel  yon 
grossem  Interesse  ist.   Dasselbe  handelt  Ton  der  Gründung  der 
Bürgerschaften,  dem  Erwerb  und  Verlost  des  Bürger»., %on 
clen  persönlichen  Verhältnissen  der  Bürger,  ihr  B.  der  freien 
Niederlassung,  des  Wegzuges,  der  Verheiratung;  von  ihren  recht- 
^en  Beziehungen  zu  Grund  nnd  Boden,  von  ihren  Berechti- 
gungen Nutzungen  etc.   Nicht  unter  dem  R.  der  Charte  .stehen 
^^^j'^^i*-  -Tout  ce  qui  pr^cede,«  sagt  B.  mit  Recht, 
.montrequelsohpngementel'afFranchisscment  a  apporte  dans  l'etat 
des  per«>nM..  An  liea  du  servage  et  de  ia  mainmorte,  la  Ii- 
t^ertö;  an  hen  de  la  forftiyance  et  du  formariage,  le  droit  de 
se  marier  ä  son  «t6,  de  se  MouToir  Selon  aes  eouTenances,  de 
qm  ter  et  de  reprendre  la  bourgeoisie,  Bauf  quelques  resteidions 
^utes  locales;  au  lieu  de  la  tenure  servile  et  pr^e,  la  pro- 
pnetö  mdiTidnelle  franehe,  definitive,  transmissible,  et  enrtehie 
ae  larges  aisances  en  p^turages,  en  bois  et  en  eaux.«  Die  nftm- 
ucne  Verbesserung  der  Lage  des  tiers  etat  zeigt  sich  auch  in 
walrft**-  ^^"'^^"*^^a">?elG?rPnheiten  und  der  Justiz, 

d^^  ^1-**  dargestellt  wird.    Im  7.  Kapitel  werden 

^ordentlichen  und  ausserordentlichen  Leistungen  und  Abgaben 
oesproeto,  welche  den  Angehörigen  solcher  Gemeinwesen  ob- 
'agen.   Ihi^enigen,  welche  die  Charte  de  Beaumont  festsetzte. 


Ware 


ü  im  allgemeinen  nicht  drückend,  wohl  aber  die  sogen. 

prestations  additionneles  et  snpplänentaiies,  welche  schwer  em- 
ptunden  wurden  und  oft  an  die  früheren  Zustande  erinnerten, 
^em  Gerichtsverfahren  in  Straf-  und  Zivilsachen  ist  das  8.  Ka- 
PJtel  gewidmet.    Im  9.  Kapitel  schildert  B.  die  segensreichen 
wgen  der  Charte  auf  die  Entwickelung  des  tiers  et^t;  den  Auf- 
BMwung  m  Landwirtschaft,  Industrie  und  Handel  und  die  Fort- 
™tte  auf  geistigem  Gebiete,  seine  Anerkennung  und  sein  Auf- 
ireten  als  Stand.  Bas  9.  Kapitel  ist  seinem  Untergang  gewidmet 
na  der  Darlegung  der  Uisachen  desselben.  In  einem  Anhange 
werüen  87  bisher  nngedmokto  Ohartes  und  andere  Urkunden 
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abgectrockt»  darunter  aucli  L'Arcbe  alias  La  Loix  de  Beaulmont. 
Dir-  ffanze  Monog^raphie  ist  nach  Anlage  und  Ausführung  eine 
mustergültige  Leistung.  König. 


III.  Privatrecht  und  Handelsrecht. 

Bemmelen,  P.  v.  Le  Systeme  de  la  propri^te  molHliere. 
Leiden,  Brill.  Paris,  Larose  et  Foroel.  1887.  XVI  u. 
458  S. 

10t  der  Anerkennung  des  Eigentums -R.  an  Mobilien  in 
irgend  einem  Recbtssysteme  ist  als  natürliche  und  wesentliche 
Folge  die  Verfolgbarkeit  des  Eigentums  mittels  einer  dinglichen 
Klage  (rei  vindicatio,  Revcndikation)  gegeben.  Jede  Beschrän- 
kung oder  Ausschliessung  der  Eigentumsklage  ist  demnach  als 
positive,  durch  Hechfessatz  sanktionierte  Ausnahme  des  aner- 
kannten Prinxipes  xu  betrachten.  Dies  ist  die  Grundanschauuug 
des  Verf.;  auf  diese  Grundanscbauung  hin  prüft  er  die  geschieht* 
liehe  Entwickelnng  des  Mobiliareigentanis  ün  r.  B.,  im  german. 
B.  und  in  den  Beehtsquellen  von  Dentsehland,  Fnuikreieh  und 
der  Niederlande  (die  nordischen  H.  nnd  das  engL  B.  werden  nur 
anhangsweise  berührt).  Das  geltende  partikulare  B.  in  Dentsch- 
land  skizsi^  er  kurz,  während  an  die  gescliichtliche  Entwicke- 
lnng in  Prankreich  eine  eingehende  Entstehungsgeschichte  des 
im  heutigen  französ.  Zivil-R.  vertretenen  Standpunktes  ange- 
schlossen und  das  System  des  Code  Napoleon  in  seinen  Kon- 
sequenzen dargestellt  wird.  Ein  Rchlnsskapitel  erörtert  die  Frage 
de  lege  1'erenda.  Als  wünschenswerter  Kechtszustand  der  Zu- 
kunft ^.droit  futur)  ergibt  sich  aber  füi*  den  Verf.  derjenige, 
welcher  das  Frindp  seiner  Gmndansehanung  am  meisten  Ter- 
^irklieht;  yorbildlieh  ist  für  ihn  das  (justinianische)  r.  B.,  also 
namentlich  die  bloss  durch  Usukapion  und  ElagTerjS.hmng  be- 
sehrKnkte  Verfolgbarkeit  des  Mobiliareigentnms.  Usukapion  und 
KlagveijÄbrung  sind  zugleich  Eigentumsverlustthatsachen. 

Seine  Grundanscbauung  beeinflusst  seine  Interpretation  der 
Quellen.  "Für  die  german.  Zeit  behauptet  er  unbedingte  Ver- 
folgbarkeit; die  Anefangskiage  habe  vorab  einen  petitorischen 
Charakter,  das  Klagiundament  sei  das  Eigentum.  Nur  wenige 
in  den  Quellen  namentiicb  aufgeführte  Fälle  durchbrechen  das 
Prinzip.  Im  Lauf  des  M.A.  haben  sich  diese  Ausnahmen  ver- 
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nielirt;  ein  bestimmtes  Prinzip  bestelle  nicht;  Verf.  bek&mpft 
dorchgehends  die  Anschauung,  welche  ein  german.  Prinzip  der 
Beecbrftnlrang  der  Ifobiliarvindikation  verteidigt.  Bflcbaichten 
der  Bill^keit  und  Nützlichkeit  haben  vieiraehr  in  m>'hr  oder 
weniger  willkürlicher  Weise  eine  solche  Beschränkung  ja  Aoa^ 
Schliessung  hervorgerufen.  Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  wenn 
der  Verf.  seinerseits  sich  dagegen  wehrt,  in  einem  solchen  Ans- 
nahmesat'/  den  Ansdraek  eines  allgemeinen  Prinzips  zu  eiljÜLkeii, 
er  anderseits  von  seinem  Standpunkte  aus  in  den  Quellen  Keclits- 
sütze  als  selbstverständlich  voraussetzt,  welche  ausdrücklich  in 
denselben  nicht  ausgesprochen  sind.  Eigentümlich  ist  die  Inter- 
pretation der  für  die  Gegner  des  Verf.  wichtigsten  Stelle:  Sachsen* 
Spiegel  II,  60  §.  1  (S.  127  ff.);  in  sehr  einschränkendem  Sinne 
interpretiert  er  das  Bechtsprichwort:  Hand  mnss  Hand  wahren 
und  aholiche  (vgl.  8.  115,  141,  148,  207).  Ein  reiches  Materisl 
liefert  er  znr  Geschichte  der  füranzös.  Eechtssprichwörter:  raeuble 
n'a  point  de  suite,  possession  vaut  titre.  Das  letztere  komme 
vor  Bourjon  nicht  vor;  der  Besitz  (possession)  sei  namentlich 
noch  von  Pothier  und  Penisait  als  Präsunitionsthatsachc  des 
Eigentums,  nicht  aber  als  selbständige  Erw^'l•l)sthatsache  des  Eigen- 
tums angesehen  worden.  Das  erstere  Sprichwort  sei  nur  selten 
und  missbr&uchlich  (ö.  360),  anders  als  mit  Beziehung  der  Glftu- 
biger  hinsichtlich  des  Termögens  ihres  Schuldners  yerstanden 
worden.  t.  Balis. 

Kempin,  Emilie,  W.   Die  Haftung  des  Verkäufers  einer 
fremden  Sache.  Züricher  Inaag.*Diss.  Zilrichf  Zürcher  n. 

Furrer.  1887.  97 
Nach  Zwölftaiel-K.  schloss  sich  an  die  Man/.ipation  eine  actio 
auetoritatis,  <:T(>,-ic1it<^+  ursprünglich  auf  Gewährung  von  Rechts- 
beistand im  EvlKLioii.^prozoss,  später  in  erster  Linie  auf  Schadens- 
ersatz (bezw.  duplun»  pretii)  nach  erfolgter  Eviktion.  Existenz- 
bedingung der  Klage  ist  die  Manzipation,  Grund  das  Delikt» 
das  im  Verkauf  einer  fremden  Sache  liegt.  Nach  Pandekten«B. 
wird  die  Haftung  formell  begründet  durch  Manzipation,  Stipu- 
lation (satisdatio  und  reivrcmiissio  secnndnm  mancipium,  stipu- 
latio  duplae,  stipulatio  habere  licere,  wovon  letztere  nur  gej^en 
Angriffe  des  Verkäufers  selbst  oder  seiner  Erben  gerichtet  ist) 
oder  Konsensualkontrakt.  Aus  dem  letzteren  konnte  ursprüng- 
lich nur  auf  Vornahme  der  Manzipation  oder  Eingehung  der 
Stipulation  geklagt  werden,  spUter  wurde  die  Fiktion  eines 
Garantieyersprechens  in  den  Konsensualkauf  aufgenommen.  Ma- 
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t  er  i eil  er  Grund  der  Haftung  ist  das  Delilct  des  Verkäufers, 
welcher  den  Käufer  in  seinem  Glauben,  die  Sache  zu  Eigentum 
zu  bekommen,  täuscht.  Deshalb  wird  die  Haftung  bei  mala 
fides  rlps  Käufers  ausgeschlossen,  sofern  sie  nicht  ausdrücklich 
verabredet  ist.  Deshalb  haftet  ferner  der  gutgläubige  Verkäufer 
nicht  für  die  Prästation  der  mangelnden  Diebstahlsklagen,  wenn 
er  zur  Tradition  bereit  gewesen,  folglich  das  perionlum  auf  den 
Käufei  übergegangen  war.  Voniiisietzung  eines  Anspmcbs  des 
Kftnfeis  ist,  dass  der  Bechtsmangel  in  irgend  welcher  Weise  an 
den  Tag  tritfe,  sei  es  infolge  eines  dem  Kftnfer  entgangenen  Ge- 
winns (derselbe  erwirbt  das  Eigentum  der  Saehe  durch  Erbschaft) 
oder  infolge  eingetretenen  Verlusts  (Eviktion),  sofern  der  Verlust 
mit  dem  Bechtsmangel  des  Verkäufers  in  Kausalzusammenhang 
steht.  Gegenstand  des  Anspruchs  ist  regelmässig  pekuniärer 
Ersatz,  wobei  jedoch  in  nachklassisphpr  Zeit  der  gutgläubige 
Verkäufer  auf  das  volle  Interesse  nur  im  Fall  v,-irklioh  erfolgter 
Eviktion  haftet,  andernfalls  nur  auf  Rückgabe  des  Kaufpreises 
und  Ersatz  des  unmittelbaren  Schadens. 

M.  Rümelin  (Bonn). 

Jjandft,  P.  Das  A.  L.It.  für  die  preuss.  Staaten  in  seiner 
jetzigen  Qestalt.  2.  Aufl.  Berlin,  Heymann.  1888. 
476  8.  geb.  10  M. 

Das  YOrliegende  Werk  ist  ausführlich  in  Bd.  II  S.  57  des 
CHI.  gekennzeichnet.  Das  dort  im  allgemeinen  Gresagte  trifft 
auch  für  die  2.  Auflage  zu.  Dieselbe  ist  sorgfältig  verbessert 
und  hat  auch  alle  in  obiger  Anzeige  (8.  Ö8)  hervorgehobenen 
Punkte  geprüft  und  berücksichtigt.  Eedaktion. 

Seorig }  A.  Die  Saelimiete  naeb  dem  Code  eiril.  Habiii» 
tationsscbrifib.  Labr,  IL  Sehauenburg.  1887.  Vin  u. 
128  &   8  M. 

Wie  ans  der  Vorbemerkung  des  Verf.  horvorgebt,  bat  er 
nieht  one  erschöpfende  DavsteUnng  dieser  Lehr«  beabsichtigt, 

sondern  nur  einen  Beitrag  zur  Lösung  der  zahlreichen  bestehen- 
den Streitfragen  liefern  wollen.  Durch  diese  Beschränkung  der 
Aufgabe,  die  er  sich  in  seiner  Schrift  gestellt  hatte,  erklärt  er 
auch  die  ungleiche  Ausdehnung  ihrer  einzelnen  Teile.  Eine  be- 
sonders auffallende  Lücke  ist  es,  dass  das  R.  des  Vermieters  an 
den  eingebrachten  Sachen  gar  nicht  bebandelt  ist,  obwohl  ge- 
rade diese  Materie  unter  der  Erwirkung  der  Konkurs-  und  Zivil- 
Prozessordnung  zur  schwieligsten  und  streitigsten  des  Miet-B. 
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geworden  ist.   Der  Verf.  will  a„f  S.  74,  w«  «  d«  ft«Ud,e 
Vorzugs-K  ermahnt,  diese  Unterlassung  dadnrch  reditfiTLn 
d^sfe  «ihere  Darstellung  den,  Konkurs-,  b„w.  Pf.ndTW 
»~nWh.   In  emem  Buche,  welches  den  Titel  ,Die  Sachmiete' 

V.  Ouny, 

Jones,  Dwight  Arven.  A  Tre*tiae  on  «Jie  Cowrtmction  or 
Interpretation  of  Commercial  and  Ttade  Contrsßta,  New 
lork,  Baker,  Voorhis  Ä  Co.   1836.  XL  i».-664S.  5  dolL 

50  ct. 

Konstruktion  und  Interpretation  Bind  synonyme  Begriffe 
und  beide  haben  zum  Z^eck,  aus  den  Worten,  deren  riZ  die 
Kontrahenten  bedient  h.ben,  den  Willen  und  die  Absicht  derw 
Mlhen  genau  und  sicher  iestzustellen.   Es  werden  daher  an  der 
Uand  emer  reichen  Sammlung  von  Entscheidungen  amerikan. 
»nd  «ngl.  Genohte  die  Regeln  und  Grundsätze  entwickelt,  welche 
"»«  dieeer  JOllstindien  Thätigkeit  zur  Anwendung  kommen  und 
jvcnu  anch  der  Verf.  in  erster  Linie  Handelsgeschäfte  im  Auge 
^at  so  smd  seine  Ansfllhrangen  dock  der  Art,  dass  sie  auf 
Rechtsgeschäfte  jeder  Art  Anwendnng  finden.    Dieselben  be- 
«eben  s.ch  auf  folgende  Gegenstände:  1.  Wem  Uegt  die  Ans- 
legting  eines  Rechtsgeschäfte«  ob?  Diese  Ptage  ist  von  Wichtiflw 
keit  m  allen  Pnllen ,  wo  bei  Beurteilung  einer  Streitaaohe  die 
Jury  mtzuwirken  bat,  und  es  untersucht  daher  der  Verf.  genau, 
weiche  Punkte  von  ihr  festzustellen,  und  welche  dagegen  von 
«ai  Kichter  zu  beurteilen  seien.    2.  Welches  R.  ist  zur  An- 
wendung zu  bringen,  wenn  die  Absicht  der  Parteien  selbst,  auf 
weiche  m  erster  Linie  Bücksioht  zu  nehmen  ist,  nicht  klar  und 
oeutheh  vorliegt?  In  Betraebt  kommen  das  K.  des  Ortes  des 
vertragsabsehlnsses  oder  der  ErfUlnng  und  in  gewisser  Be- 
Ziehung  auch,  daqenige  des  Gerichte«,  bei  welchem  die  StEvit- 
Sache  anhängig  gemacht  wird.  Bei  diesem  Anlass  werden  einige 
vvichuge  Fragen  des  internationalen  Privat- k  einlSssUdi  be- 
prochen,  namentlich  die  Rechtsverhältnisse,  welche  ans  der  Be- 
gebung und  der  Zirkulation  von  Handelspapieren  entstehen, 
^l^ie  Kapitel  5-15  inkl.  sind  der  Frage  gewidmet,  in  wie 
in  welchem  Umfange  und  mit  welchen  Beschränkungen 
•»»Zeiigenbeweäs  zn  Feststellung  des  Inhaltes  eines  schriftlich  ab- 
geftssten  Vertrages  Terwendet  werden  könne.    Dabei  werden 
^entheb,  folgende  Punkte  erSrtert:  nnter  wdeben  Umständen 
Voraussetanngen  kann  dnrch  m«ndliehen  Beweis  der  Sinn 
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und  die  Bedeutung  von  Worten  festgestellt  weiden;  wann  können 
begleitende  Umstände  neben  dem  schriftlichen  Vertrag  Gogi  u- 
stand  des  Beweises  sein;  kann  ein  Handelsgebraudh  durch  Zeugen 
bewiesen  werden?  Daran  knüpfen  sich  einige  ErOrternngen  über 
das  Verhältnis  eines  konstatierten  Handelsgebraaches  zu  einer  ab- 
weichenden Vertragsbestimmiingnnd  über  die  notwendigen  Voraus^ 
setsnngen,  unter  welchen  allein  ein  Handelsgebraach  angenommen 
werden  kann.  Sodann  werden  die  Fülle  untersucht,  in  welchen 
durch  Zeugenbeweis  ein  schriftlich  abgeschlossener  Vertrag  er- 
gUnzt  oder  als  ein  bedingter  naehgewiesen  werden  soll,  oder 
unter  welchen  Voraussetzungen  und  innerhalb  welcher  Schranken 
er  gegen  den  Inhalt  eines  solchen  Vertrages  zulässig  ist.  Nach 
diesen  Untersuchungen  geht  der  Veii".  iu  Kap.  16.,  17.  und  18.  zu 
Feststellung  der  luterpretationsregeln  über,  Auslegung  der  Worte 
nach  ihrem  Sinn  oder  Wortlaut  oder  der  konstatierten  Absicht 
der  Parteien,  die  Auslegung  der  einzelnen  Teile  des  Vertrages 
mit  Rücksicht  auf  das.  Ganse,  die  Vereinigung  angeblich  oder 
wirklich  widersprechender  Bestimmungen,  das  Verhalten  des 
Kichters  gegenüber  Missdireibungen ,  Schreibfehlern  etc.  Bei 
Auslegung  von  zweideutigen  Bestimmungen  wird  daran  auch  in 
England  und  Amerika  festgehalten,  dass  ein  Vertrag  so  aus- 
gelegt werden  soll,  dass  er  in  Kraft  bleibt  und  ein  erlaubter 
Inhalt  einem  unerlaubten  vorgezogen  und  in  dubio  gegen  den- 
jenigen entschieden  werden  soll  qui  clarius  loqui  debuisset  vel 
potuisset. 

Die  2.  Abteilung  des  Werkes  beschält  igt  sich  mit  einigen 
besonderen  Regeln  für  besondere  Verträge,  naiuentlich  Versiche- 
rungs'  und  Bürgschaftsverträge ,  und  nut  den  Wirkungen  Ton 
wesentlichen  und  unwesentlichen  Ver&nderungen  sowie  Ton  Fil- 
Sehlingen  auf  die  Parteien  oder  auf  dritte  gutgläubige  Personen. 

Die  Bedeutung  der  hier  erörterten  Fragen  und  G^enstände 
ist  nicht  auf  diejenigen  Länder  bescbi&ikt,  in  welchen  die  eagl. 
Sprache  gesprochen  und  engl.  R.  angewendet  wird,  sondern  er- 
streckt sich  weit  über  dieselben  hinaus.  Die  allgemeinen  Regeln 
der  Auslegung  beruhen  ül)erall  auf  den  nnmliehen  Grundsiitien 
und  hier  werden  sie  nur  auf  Itesondere  Verhältnisse  angewendet. 
Von  einer  Berufung  auf  r.  K.  ist  nirgends  die  Rede,  dagegen 
werden  alle  früheren  Urteile  herbeigezogen,  auf  ihren  Wert  ge- 
prüft, miteinander  yerglichen  und  schliesslich  ans  dem  vorhan- 
denen Material  die  am  allgemeinsten  anerkannten  Gmnds&tze 
abgezogen  und  festgestellt.  Die  table  of  cases  weist  ca.  2000 
beiücksichtigte  Entscheidungen  auf,  daneben  ist  auch  die  engl.- 
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amerikan.  Litteratur,  namentlich  liber  das  Beweis- R.  sorgfciltig 
benutzt  und  wenn  auf  die  deutsche  Wis^euscbaft  wenig  oder 
keine  Rücksicht  genommen  worden  ist,  so  wird  dieselbe  dagegen 
gut  thun  um  so  mehr  Rücksicht  auf  das  amerikan.  Werk  zu 
nehmen.  KSnig. 


IV.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Kohler,  J.    üeber  exekutorische  Urkunden.  Würzburg, 
Stahel.   1887.   IV  u.  60  S.   2  M. 

Im  Auftrage  der  rechts-  und  staatswissenscbai'tlicbeu  Fa- 
hoMi  der  Universität  Würzburg  bringt  K.  als  Festgabe  xum 
50jahrigen  Doktoxjubil&iim  von  t.  Planck  zwei  Abhandlongent 
deren  erste  unter  der  Ueberschrift  ,  Dogmatischer  Teil*  (ß.  1 
bis  41)  das  Bechtsinstitat  der  ezekatorischen  Urkunden  im 
allgemeinen  und  nach  der  B.Z.Pr.0.  erörtert.  Die  exekutori- 
sche Urkunde  wird  zunächst  vom  legislatorischen  Standpunkte 
aus  als  eine  im  Interesse  der  Energie  und  Schneidigkeit  des 
Rechtslebens  notwendige  Einrichtunfr  dargestellt:  der  Zwancf 
dürfe  nicht  überall  bis  zum  Nachweise  seiner  Berechtigung  aut- 
geschoben werden  und  brauche  es  nicht,  wo  der  verfol<»t.e  An- 
spruch in  glaubwürdiger  Weise,  besonders  in  der  i'orm  nota- 
rieller Urkunde  festgestellt  erscheine.  Unter  Hinweis  auf  das 
franzSa.  R.,  wdebes  die  esekutorische  Funktion  stets  als  einen 
natürlichen  Ausfiuss  der  authentischen  Qualität  der  Notariats- 
Urkunde  betrachtet,  tadelt  K.  die  Z.Pr.O.»  dass  sie  die  Voll- 
streckbarkeit  notarieller  Urkunden  von  dem  ünterwerfungaver- 
trage  abhangig  mache,  während  diese  Bedingung  doch  gegen- 
über den  nicht  mehr  Garantieen  bietenden  gerichtlichen  Ver- 
gleichsurkunden nicht  festgehalten  werde.  Im  einzelnen  finden 
Erörterung:  die  Vollstreckungsgegcnklage,  mit  welcher  geltend 
gemacht  wird,  dass  ein  exekutiver  Angriü' gegen  jedes  Vermügens- 
gut  (des  Klagers)  unstatthatt  ist,  und  der  Inhalt  der  Voll- 
Streekungsklausel,  besonders  mit  Bttcksicht  auf  §§.  664,  665  der 
Z.Pr.O.,  wobei  die  Meinung  vertreten  wird,  dass  §*  664  sich 
auch  auf  Falle  der  Leistung  Zug  um  Zug  erstrecke.  Den  dog- 
matischen Teil  schliesst  die  unter  Ziff.  8  versuchte  juristische 
Konstruktion,  welche  in  den  Sätzen  gipfelt:  die  juristische  Grund- 
lage der  Vollstreckung  sind  formale  Veranstaltungen,  hier  die 
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authentische  Urkunde,  die  das  R.  als  wahrsclieiulich  darstellen, 
und  als  formelle  Motoren  der  Vollstreckung  wirken.  Wir  hab«n 
daher  zu  sagen:  „Die  garaatiereude  Form  ist  der  prozessuale 
Motor  der  Exekution."  Die  zweite  AbliaiidluDg  (S.  42—60)  liefert 
Beiträge  zur  (^escMolite  der  ezekatoriwdien  ÜrlniBde  in  Frank- 
reich, weldie  denVerC  wobl  zn  seinem  Schlnsssatze  berechtigen, 
dftBS  wir  mit  der  Einftthning  exelmtoriflcher  ürknnden  nicht  ein 
Experiment  machen,  sondern  nur  die  Fracht  einer  jahrhunderte- 
langen, bewegten  Vergangenheit  brechen.  Kleinfeiler. 

Bendix.    Die  deutsche  Konkursordnung.  Handausgabe 
für  den  praktischen   Gebrauch    bearbeitet.  Düsseldorf, 
Schwann.    2  Mk.,  geb.  2  Mk.  50  Pf. 
Obige  Handausgabe  enthält  ausser  dem  Gesetzestext  zahl- 
reiche Anmerkungen ,  „welche  in  knapper  Fassung  denselben  er- 
läutern und  vornehmlich  die  allgemeinen  Grundsätze  klarstellen 
sollen".  In  denselben  werden  jedoch  die  einzelnen  Vorschriften 
des  Gesetzes  nicht  im  Znsammenhang  ei^rtert  und  erlftntert. 
Vielmehr  werden  im  wesentlichen  die  reichsgerichtlichen  Ent^ 
Bcheidnngen  mitgeteilt  nnd  wird  ausserdem  auf  die  einschlBgigen 
Bestimmnngen  des  bürgerlichen  B.  verwiesen.    Hierbei  wurden 
bezüglich  des  preuss.  K.  die  Lehrbücher  von  Dernburg  und 
Förster-EcciuÄ,  soweit  es  sich  um  das  rhein.  R.  handelt,  das 
Handbuch  von  Zachariä  und  Cretschmar's  , rhein.  Zivil-R."  be- 
rücksichtigt.  Ausser  der  Konkursordnung  wird  das  Eiuführungs- 
gesetz  zu  derselben  sowie  das  preuss.  Ausführungsgesetz  — 
beides  ohne  Anmerkungen  —  mitgeteilt.    Auch  ist  ein  Sach- 
register beigefügt.  Petersen. 

Hilse-Kreeke.   Formulare  für  Rechtshandlungen  der 

freiwilligen  Gerichtsbarkeit  6.  Aufl.  Berlin,  Hey- 
mann.  1887.   489  8.   6  M. 

Das  genannte  Buch  ist  lilngst  bei  allen  Richtern  und  No- 
taren bekannt  und  anerkannt.  JBs  bedarf  daher  bloss  einer  Her- 
vorhebung der  in  der  neuen  von  K.  herausgegebenen  Auflage 
gebrachten  Veränderungen.  Herausgeber  hat  zunächst  eine  Ein- 
leitung über  die  Form  der  "Rechtsgeschäfte  überliaupt  und  deren 
Auluahme  (Schriftform  im  allgemeinen  S.  1—  7 ;  Form  der  Frivat- 
urkunden  8.  7—10;  5ff»ntiiche  Urkunden,  A.  gerichtliche  Form 
8.  10—84,  B.  notarielle  Form  8.  34 — 48,  0.  Beurkundungen  an- 
derer Behfirden  8.  ^—51)  und  über  die  Beschickungen  der 
Handlungs&higkeit  (8.  51—64}  vorausgesdiickt.   Gerade  in  Ver- 
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'bindiing  mit  den  nun  folgenden  Formularen  erscheint  difioe 
Neuerung  sehr  zweckmässig.  An  den  nun  folgenden  Formularen 
ist  wenig  geändert,  doch  sind  sie  jetzt  im  Anschluss  an  das 
System  des  Zivil-R.  geordnet.  Die  gesetzlich  notwendige  Form 
des  betretFenden  Rechtsgeschäfts  ist  bei  jedem  Formular  in  einer 
Anmerkung  angegeben  hezw.  begründet.  Diese  Anmerkungen, 
die  dpr  instrumentierenden  Person  kurzen ,  aber  umfassenden 
Aui'schluss  über  das  für  die  formolle  und  sachliche  Fassung  des 
Aktes  massgebende  B.  geben  sollen,  sind  grösstenteils  umgearbeitet. 
Die  Formiilare  administratiTer  Form  sind  als  entbebrlich  jetst 
fortgelassen.  Boedenbeclc. 

Wilson's  Snpreme  Court  of  Judicature  Acts,  Rules  and 

Forms  with  other  AcAs,  Orders,  Rules  and  Regu- 
lations  relatiug  to  the  Suprerae  Court ,  witli  prac- 
tica! notes.  5th  ed.  by  M.  Mackenzle  and  A.  White. 
London,  Stevens  &  Sons.    ISSii.   XCHI  u.  1092  S.  25  sh. 

Dieses  Werk  enthält  die  verschiedenen  Gesetze  über  die 
engl,  Gerichtsverfassung,  welche  von  1873  bis  1S84  erlassen 
worden  sind.  Die  letzte  wird  zitiert  als  Supreme  Court  of  Judi- 
eatnre  Aet  1884,  wahrend  fftr  die  sämtlichen  Akte  70n  1878 
bis  1884  inkl.  die  Beseicknung  Snpreme  Court  of  Jndicatnre 
Acts  1873  to  1884  gesetzHoh  bestimmt  ist  Alle  diese  Jndica* 
ture  Acts,  die  sich  g^enseitig  ergänzen,  sind  voUstBndig  abge- 
druckt unter  Weglassnng  der  aufgehobenen  Bestimmungen  und 
Anführung  der  TOrgenommenen  Aendeningen.  Knapp  gehaltene 
Anmerkungen  verweisen  auf  andere  Gesetze  und  Verordnungen 
oder  dienen  zur  Erläuterung  einzelner  Bestimmungen,  wobei  ca. 
1700  Fälle  berücksichtigt  werden.  Indessen  enthalten  die  Judi- 
cature Acts  nur  die  allgemeinen  Grundzüge,  während  das  eigent- 
liche Verfahren  durch  das  Bules  Coimttee  nnter  Vorsita  nnd 
Mtwirknng  des  Lordkanslers  festgestellt  wird.  Soweit  sick  diese 
Boles  auf  dasYer&bren  vor  dem  Snpreme  Court  beziefaen,  War- 
den rie  1883  zuletzt  festgestellt.  Es  sind  im  ganzen  72  Orders, 
welche  sich  auf  alle  Falle  des  Verfahrens  beziehen  und  auf 
Ö.  183—612  mitgeteilt  werden,  wobei  seither  eingetretene  Äen- 
dernngen  Berücksichtigung  gefunden  haben.  Ferner  werden  ab- 
gedruckt die  sogen.  Appellate  Jurisdiction  Act,  1876,  betr.  das 
bei  Weiterziehungen  an  das  Oberhaus  zu  beobachtende  Verfahren, 
samt  dazu  gohfii-igen  Orders.  Endlich  teilt  der  Verf.  ausser  den 
üblichen  Formularen  noch  die  Erlasse  mit,  welche  sich  auf  die 
finanziellen  Verhältnisse  der  Gericbtsköfe  bezieben,  sowie  auf  die 
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Gericlitsscln-L'ibcreien ,  die  Gerichtstage  in  den  Provinzen,  die 
Assisen  u.  s.  w.  Die  W.sche  Sammlunp;  kann  als  dns  T'rkuiiden- 
l)ucli  zu  Schusters  „Bürgerliclien  Recbtsptlege  in  Kügiaud"  be- 
trachtet werden  (vgl.  oben  Bd.  VII  S.  71).  König. 


Y.  Strafrechtswissenschaft. 

UertSy  £d.    Voltaire  und  die  französ.  Strafrechtspflege 
im  18.  Jahrhundert.  Ein  Beitrap;  zur  Goschlchte  des  Auf- 
klarungszeitalters.  Stuttgart,  Enke.  1887.  Xu.530S.  12M. 
In  der  milchtigen  gcistififen  Bewegung  des  vorigen  Jahr- 
hunderts war  die  Opposition  der  auff^eklärten  fioister  in  erster 
Reihe  gegen  das  alte,  auf  moraltlieolo_£.ns(.'lier  Grundlage  aufge- 
baute Straf-R.  und  die  von  unglaublichem  religiösen  Fanatismus 
und  aller  Menschlichkeit  Hohn  sprechender  Intoleranz  bestimmten 
Exzesse  der  StraQustiz  gerichtet.    Den  werkthätigsten  Anteil  an 
der  durch  onertallgliche  ZoBtftade  Terscbiüdeten  Empfining  der 
Besten  ihrer  Zelt  hatte  Voltaire  dnrdi  mutiges  Eintreten  für 
Mshnldlos  Verfolgte  und  ungerecht  Bestrafte  und  dnroh  uner- 
müdliche Wirksamkeit  fär  Vwbreitnng  humaner  Ansdianungen 
in  der  Bechtspflege  genommen.  Diesen  Anteil  Voltaires  an  jener 
Bewegung,  deren  Früchte  die  heutigen  Kulturvölker  geniessen, 
auf  quellenmässiger  Grundlage  in  ebenso  gründlicher  wie  klarer 
Weise  geschildert  zu  haben ,  ist  das  Verdienst  dieser  neuesten 
Arbeit  von  H.,  der  als  kriminalrechtlicher  Schriftsteller  in  frü- 
heren Arbeiten  gerade  jenen  Fragen,  welche  in  der  Reform  des 
Straf-R.  des  18.  Jahrhunderts  die  grösste  Rolle  gespielt  haben, 
näher  getreten  ist.  Die  erkenntnistheoretischen  Gegensätze,  welche 
damals  herrschten  und  den  geistigen  Kern  der  damaligen  Kämpfe 
bildeten,  sind  gerade,  was  die  Stra&eehtswissensehaft  betrifft» 
heute  noch  nicht  völlig  ausgeglichen,  wenngleich  da^enige,  um 
was  in  jener  Zeit  mit  dem  Aufgebot  der  ganzen  geistigen  Kraft 
des  Jahrhunderts  gekämpft  wurde,  in  den  Beohtezustönden  de» 
heutigen  Europa  grossenteils  als  ruhiges  Besitztum  genossen  wird. 
Eine  richtige  Abschätzung  des  Wertes  der  II. sehen  Arlteit  wird' 
diese  nicht  bloss  als  einen  lieitrag  zur  Geschichte  jener  für  die 
Entwickeluug  des  Straf-R.  so  bedeutsamen  Epoche  betrachten 
dttrfen;  das  Buch  hat  Tielmehr  auch  seinen  spt  Plüschen  Wert 
fQr  jene  weit  ausholenden  Prägen,  welche  das  Strafre<dit8problem 
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in  der  neuesten  Rechtswissenschaft  bilden.  Auf  der  Bühne  jener 
weltgeschichtlich  bpdeutsainen  freistigi^n  Umwilkung  wird  uns 
das  Hingen  der  Wahrheit  und  Humanitilt  gegen  Fanatismus, 
WiiiKur  und  Unmenschlichkeit  mit  dramatischer  Wirkung  ge- 
schildert. Um  diese  Wirkung  2u  erzielen,  bedurfte  es  mancher 
Exkurse,  welche  die  Notwendigkeii  des  Kampfes  und  die  Art 
der  W«fien,  mit  denen  er  geführt  warde,  deatlidi  erkenneii 
liessen.  So  beginnt  H.  mit  einer  Darstellmig  des  altfransOs. 
Straf-B.  und  des  FrozesseS}  wie  er  in  der  Ordonnanz  ycm  Jahre 
1670  seinrn  Ahschluss  gefunden  hat;  wir  werden  mit  der  ver- 
derblichen W^irksamkeit  der  franzBs.  Parlamente  bekannt  ge- 
macht; wir  lernen  die  Gründe  kennen,  ans  welchen  der  von  der 
Anfklürun^sphilosophie  ui'gierte  Reformgedanke  zunikhsl  nur  in 
engerem  Kreise  sich  entfalten  konnte;  wie  die  juristische  und 
nichtjuristische  Litteratur  und  selbst  die  Masse  des  Volks,  die 
doch  am  meisten  den  Druck  herrschender  Missbräuche  empfinden 
musste,  nur  langsam  in  die  Bewegung  eintrat.  Auf  dieser  brffiten 
Grandlage  und  im  Bahmra  dieses  knltarhistorisehen  Bildes  ge- 
langt dann  Verf.  zur  Schildening  der  Wirksamkeit  Yoltaires, 
um  dann  in  abschliessenden  Ansfahrnngen  die  strafreohtlicben 
Anaaehten  desselben  an  geeigneter  Stelle  zu  formulieren. 

E.  Ullmann. 


VI.  Kuciienrecht. 

Kries,.  Die  prenss.  Eirohengesetzgebnng  nebst  den  wich- 
tigsten Verordnungen,  Instruktionen  und  Hinisterialarlassen. 
Danzig,  Kafemann.  1887.  XII  u.  448  S.  6  M.,  gb.  7  M. 
Die  gesamte  prenss.  Eirchengesetsgebnng  ist  in  keinem 
Werke  so  Tollständig  enthalten,  wie  in  dem  vorliegenden.  Es 
enthält  für  Wissenschaft  und  Praxis,  für  den  Geistlichen  wie 
den  Juristen  das  Material  vom  A.  L.K.  an  bis  zur  Verwaltungs- 
ordnung vom  15.|XII.  1886  und  zum  neuesten  kirchenpolitischen 
Gesetze.  Abscbn.  I  gibt  das,  insbesondere  von  Theologen  in 
ähnlichen  Werken,  vermisste  A.  L.R.  II,  11  (S.  1  —  101)  unter 
Ersichtlichmachung  der  Aenderungen  und  Aufhebungen  und  Bei- 
fügung eines  Kommentars.  Abschn.  II  bringt  die  Bestimmungen 
aus  den  Jahren  1815-1850,  insbesondere  die  Bulle  de  salute 
,aaimarum  und  die  Instruktionen  etc.  aus  derVerwaltungsgesetz- 
gebung  jener  Periode;  Abschn.  m  die  grundlegenden  Verfassungs- 
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gesetze  für  die  katholische  und  evangelische  Kirche  nebst  den 
dazu  gehörit^'en  Vorordnungen ;  Abschn.  IV  die  Gesetze  etc.  über 
die  Altlutheraner,  Mennoniton,  Baptisten  und  Altkatholiken. 
Absohü.  V  enthält  einen  übersieb tlichen  Abdruck  der  kirchen- 
politischen Gesetze  —  vgl.  hierüber  Theolog.  Litteraturblatt  1887 
S.  874  —  und  Abschn.  VI  bringt  die  neueren  Kiichengesetm 
und  Instraktionen,  Iwtr.  die  erangeliBche  Landeskirclie  (1880  bis 
1886);  biet  finden  wir  alle  wichtigen  Gesetze  der  letzten  Epodie, ' 
insbesondore  die  auf  Aemterwesen,  Disziplin,  Eireliensteuem  und 
Verwaltung  des  TermögenB  bezügliolien.  Die  Verwaltnngsordnung 
und  einige  andere  Gesetze  dieses  Abschnittes  sind  mit  Bandtiteln 
vwsehen.  Das  Sachregister  ist  sehr  übersichtlich.  Eedaktion. 


VII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Weitheim y  K.   Uehrbeits-  oder  Verhältnisvertretung? 
läneWahhreobtsstadie.  Nürnberg,  Korn.  1887.  84  S.  50  Ff. 

Aus  dem  Oedanken  argumentierend,  dass  die  blosse  Abgabe 
eines  mit  dnem  Namen  beschriebenen  Zettels,  äet  hinterher  — 
vorausgesetzt ,  dass  der  Träger  dieses  Namens  in  einer  wenn 

auch  noch  so  grossen  Minorität  geblieben  ist  —  einfach  ad  acta 
gelegt  wird,  nicht  ernstlich  als  rechtliche  Mitwirkung  bei  der 
Bildung  der  Legislative  bezeichnet  werden  könne,  fuhrt  Verf. 
der  Proportional  Vertretung  das  Wort,  knapp,  aber  doch  liebt- 
voll  und  ziemlich  frei  von  jener  Ueberscb^lt'/ung,  die  dem  Ge- 
danken des  Minoritätenschutzes  bisher  mehr  geschadet  als  genutzt 
hat.  Stoerk. 

Bomhak,  C.   Die  Kreis»  und  Provinzialordnungen  des 

preuss.  Staates  nebst  den  Dotationsgesetzen.  Sy- 
noptische Ausgabe  mil.  erlUntcrnden  Anmerkungen.  Berlin, 
Heine.    1887.    VI  u.  280  8.    4  M. 

Die  durch  die  Kreisordnung  für  die  altl&adischen  Provinzen 
Preussen,  Brandenburg,  Pommern,  Schlesien  und  t^acbscn  vom 
13.|XII.  1872  eingeleitete  und  durch  dif^  Gesetze  vom  lo.|VII. 
1883  und  l.|VITI.  1883  über  die  allEfemeine  Tiandesver waltung 
und  die  Zuständigkeit  der  Verwaltungs-  und  Verwaltungsgerichts- 
behOrden  für  die  genannten  Provinxen  zu  einem  gewissen  Ab- 
sohlnsse  geengte  Beform  der  preuss.  Terwalinng  ist  in  der 
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Wei.0  in  den  letzten  Jahren  weitergeführt  worden,  für 

Hannove.  Hessen  Nassau,  Westfalen  und  die  Eheinp^^vin.  Z 
6.  b.zw.  7./V.  1884,  7.  bezw.  8./VI.  1885,  31./VIL  beaw  1  fVm 
im,  30./V.  be.w.  1/VI.  1887  besondere' Kri.und^^oS 
Ordnungen  wenn  auch  mit  wesentlich  gleichem  Inhalte,  erlassen 
WUtäm.  Dem  sich  infolge  dieses  Ganges  dar  Cxosetzgebung  er- 
geoenaen  Bedfirfeisse  eines  Gesamtüberblicks  über  don  Inhalt 

ilZ^T^T i'-vinzialordnungen  sucht  die 
^.sebe  Angabe  ^wrek  m  genügen,  dass  im  Texte  die  einander 
entsprechenden  Bestimmnngen  der  dnzeluen  Kreis-  und  Pro- 

tTrr  Tr  ™  ^  """^  berücksieh. 

tagten  Kreis-  und  Provinrialordnung  fär  die  Rheinpromt  - 
hintereinander  und  zwar  nach  der  Paregraphenfolge  der  altten- 
der  .'IT  ^^-^^-^ordnung  au%efährtTerden.  Aus 
der  am  Schluss  sowohl  der  Kreis-  wie  der  Proyinsialoi-dniuig 
^findhchen  synoptischen  Tabelle  ist  ersichtUch,  unter  welchem 
^agraph  der  altländischen  Kreis-  bezw.  Provinzialordnung 
I~  Paragraph  der  anderen  Kreis-  und  Provinzialord- 

™gen  za  SUCh^  ist    In  den  sehr  vielen  Paragraphen  boi^e- 
gwenen  Anmerkungen  sind  hauptsächlich  die  Entscheidungen 
Obenrerwaltung^erichts  und  die  Erlasse  der  höchsten  Ver- 
waltungsbehörden berfickaichtigt.  Die  Einleitung  S.  1-13  gibt 

Z         ^J^""^^'^  T^t^hmm  der  preis.  Versal- 

tungsorgamsation  seit  An&ng  dieses  Jahrhunderts,  t.  Stengel. 

^^'«^i^^'^everfassnn^frggesetze  für  die 
Bhemprovinz  mit  den  neuen  Verwaitungsgesetzen. 
(Ergänzungsband  zu  Brauchitsch,  Die  neuen  preuss.  Ver- 
waltungsgesetM.)   Berlin,  Hermann.    1887.  350  S.   5  M. 
Das  Werk  von  Brauchitsch  ist  in  Bd.  I  S.  119  durch 
▼.Sarwey  eingehend  gekennzeichnet.  Vorliegender  ß and  enthält 
AM  gesamte  Gesetzgebungsmaterial  fOr  die  Bheinprovinz ,  be- 
nennet sich  aber  selbst  insofern  als  Ergtazuogsband,  als  nur 
aen  mcht  mit  der  Kreisordnung  fftr  die  fistliohen  ProTinsen  über- 
^nstimmenden  Vorschriften  der  rhein.  Kreisordnung  eingehendere 
J^ommentierung  zu  teil,  im  übrigen  das  Hauptwerk  voraus- 
gesetzt wird.    Der  vorliegende  Band  enthält  die  rhein.  Land- 
gememdeordnung  von  1815  unter  Verarbeitung  der  durch  das 
^'^IfuT***^  f^^^  bewirkten  üragestaltung<^n,  die  8tjidteordnung 
27*1™  auf  die  Kommunalsteuern  bezücrüchen  (Jesetzp  vom 

1885  und  29m  1886,  das  allgemeine  Landes verwalt  ungs- 
gesets  und  die  rhein.  Kreis-  und  ftwinzialordnung  mit  den 
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Axuf&hraiigsuiBtnLktioiien  etc*»  somit  daa  TOllBtlndig«  Geseta- 
gebnngsmaterial  fKr  das  Gebiet  der  inneren  Yerwaltang  in  der 
Bheinpromz.  Bedaktion. 

JUAhraiin,  H.  Das  Strombauverwaltunfysgesctz.  Oeset?:, 
betr.  die  Befugnisse  der  StrombauverwaltuEg  gegenüber 
den  üferbcsitzern  an  uffentlicben  Plüssen,  vom  20JVTIT. 
1883.  Erläutert.  Mit  einer  Karte.  Berlin,  Heymann. 
1887.   80  8.   1  U, 

Die  15  Paragraphen  des  obigen  prensa.  Gesetzes  werden 
Ton  dem  Yerf.  sowohl  in  administratiT-reehtlioher  als  auch  in 
technischer  Hinsicht  eingehend  erlftutert  nnd  kritisiert,  wobei 
eigene  praktische  Erfahrungen  benutzt  nnd  die  in  rdch^ericht' 
liehen  nnd  Tsrwaltnngsgerichtlichen  Erkenntnissen  vorhandenen 
Materialien  sorgfältig  herangezogen  werden.    Der  Hauptmangel 
des  anch  redaktionell  unvollkommenen  Gesetzes  besteht  nach 
dem  Verf.  darin,  dass  es  der  Strombau  Verwaltung  die  wicbti«:eren 
Befugnisse  nur  hinsichtlich  solcher  kttnstlicben  Anl an  langen  ein- 
räumt, welche  na^b  Inkrafttreten  des  neuen  Gesetzes  entstehen, 
oder  welcbe  zwar  schon  vorher  entstanden,  aber  damals  noch 
nicht  vom  üferbesitzer  durch  Besitznahme  zu  Eigentum  erworben 
worden  waxem.  Da  nun  in  dem  fttr  die  Massnahmen  der  Strom- 
bauverwaltung  in  Betracht  kommenden  Gebiete  derartige  künst- 
liehe  Anlandnngen  Tielfteh  mit  natürlich  gebildeten  und  mit 
Mheren,  bereite  vom  Anlieger  in  Besitz  genommMien  Anlan- 
dnngen im  Gemenge  liegen  und  eine  Aussdieidnng  meist  kaum 
mehr  zu  bewirken  ist,  so  wird  ein  zielbewusstes  Vorgeben  der 
Strombauverwaltung  bei  Ausbildung  und  Nutzung  der  Anlan- 
dung^en  sehr  erschwert,  umsomehr  als  auch  die  Rechtsprechung 
des  Keicbsgericbts  in  dieser  Materie  noch  keine  Klarlieit  ge- 
schaffen hat.    Mit  der  neircn  Zivilgesetzgebung  wird,  so  hofft 
der  Verf.,  der  BegriÜ  der  künstliclien  Anlandung  verschwinden 
und  an  seine  Stelle  zur  Abgrenzung  der  Befugnisse  der  Strom- 
bauverwsltnng  nach  Bayons  die  tou  der  Mittellinie  des  regu- 
lierten Stromlaufs  leicht  bereämet  werden  können,  gegriffen 
werden.  Schenkel. 

Meitzen,  Ii.  Die  Yorscliriften  über  die  Klassen-  und 
klassifizierte  Einkommensteuer  in  Preussen.  2.  neu- 
bearb.  Auü.  Berlin,  Hey  mann.  1887.  VI  u.  541  S.  10  M. 
gb.  12  M. 

Das  vorliegende  Buch,  dessen  1.  Auflage  im  Jahre  1878 
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erschien,  bezweckt,  die  in  betreff  der  genannten  Steuern  zur  Zeit 
in  Preussen  geltenden  gesetzlichen  und  Verwaltungsvorschriften 
<len  beteiligten  Jiearaten  und  Privatpersonen  in  derselben  Weise 
zugänglich  zu  machen,  welche  in  dem  älteren,  mit  dem  Jahre 
18G7  abschliessenden  Werke  Sentrups  durch  viele  Jahre  als  prak- 
tisch brauchbar  sich  bewiesen  habe.  Dasselbe  wird  auch  von 
4ie8eiii  Bache  gesagt  werden  dürfen.  v.  Guny. 


VUl.  Internationales  Recht. 

Holtzendorff,  Fr.  v.  Handbuch  d  e  s  V  ö  1  k  e  r  r  e  c  h  t  s  auf  Grund- 
lage europilischer  Staatspraxis  unter  Mitwirkung  von 
V.  Bulnieriucq,  Caratheodory ,  Dambach,  Gareis,  Geffcken, 
Oessner,  Lanimasch,  Lueder,  Meili,  v.  Melle,  Rivier,  Stoerk. 
Ii.  u.  III.  Bd.  Hamburg,  Richter.  1887.  Xii  u.  671  S.  u. 
XV  n.  797  S.  Bd.  II  22  M.,  Bd.  HI  30  M.  (vgl.  C.Bl.  V,  252). 
Die  Absidit  des  Heraiugebers,  ein  mCgfichst  yoUstftndiges 
Bnndgemfilde  von  der  Gesamtheit  der  im  thats&eUichen  Staaten* 
Teiicdir  nur  Aenasenrng  und  Anwendung  gelangenden  inta> 
nationalen  Bechtsgrundsätze  zu  bieten,  kann  nunmehr  nach  dem 
im  Sommer  d.  J.  erfolgten  Erscheinen  des  TT.  und  III.  Bandes 
des  Handbuches  wohl  als  gelungen  bezeichnet  werden.  Die  Mit- 
wirkung des  Referenten  an  der  Kollektivarbeit  macht  ihn  nicht 
des  R.  verlustig,  zu  konstatieren,  dass  die  deutsche  Rechts- 
wissenschaft, durch  das  vorliegende  Werk  wieder  die  Führung 
übernommen  hat ,  auf  einem  Gebiete ,  das  ihr  lange  Zeit  ent- 
fremdet blieb.  Der  IL  Band  behandelt:  die  yölkerreehtliche  Yet- 
faasong  und  Gnmdordnung  der  auswärtigen  Staatebeziehungen. 
Die  Hauptarbeit  auf  dem  Gebiete  der  prinzipiellen  Pundiemng 
&1  hier  t.  H.  zu;  seine  Ausführungen  aber  den  Staat  als  völker- 
rechtliche Persönlichkeit!  seine  Voraussetzungen,  konstitutiven 
Merkmale,  Entstehung  und  Untergang  etc.,  Grundrechte  und 
Grundpflichten  geben  den  nachfolgenden  ITauptstücken  Richtung 
nnd  Zusammenhalt.  Die  Detailbehandlung  der  mit  der  „Rechts- 
nachfolge neu  entstandener  Staaten*  verbundenen  Rechtsfolgen 
führt  uns  eine  grosse  Zahl ,  dem  geschichtlichen  Staatsleben 
unserer  Zeit  entnommener  praktischer  Fragen  vors  Auge,  welche 
bisher  in  der  Litteratur  nicbt  die  ihrer  Wichtigkeit  angemessene 
tiefere  Durdidringung  gefunden  hat.  Das  VII.  Stück:  Staats- 
Tttfassnngen  und  StaateTerwaltnngen  in  internationaler  Ansicht 
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nimmt  die  in  der  staatlichen  lleprasentativr^ewalt  des  Staats- 
oberhauptes liegenden  ünterscLiiede  zum  Ausgangspunkt  für  eine 
Gruppierung  und  Einteilung  der  Staaten  überhaupt  und  für  eine 
lehrreiche  Uebersuhau  der  wichtigeren  geachichtlicheu  Organi- 
sationen der  ReprSsentativgewalt.    Der  gänzlich  Bingol&r  ge- 
arteten Beebtstellung  des  Fapättoms  entspricht  die  in  einem 
besonderen  (VIII.)  Stacke  von  Geffcken  gegebene  eingehende 
Studie  ttber  die  BouTerSne  Stellung  des  Papstes  und  ftber  seine- 
gmstliohen  Begierungsrechte  in  fremden  Staaten.  Dieselbe 
orientiert  den  Leser  und  den  Studierenden  ftber  alle  wesentlichen 
Punkte  der  geschichtlichen  Entwickelung  dieser  grossen  Institution 
bis  zur  Aufstellung  des  italien.  Garantiegesetzes  TOm  13./V.  187 1^ 
dessen  politische  und  staatsrechtHcbe  Wirkungen  einer  knappen 
Kritik  unterworfen  worden.   Der  systematische  Gang  des  Werkes 
führt  nun  vom  organisierten  Staat  zu  dessen  einzelnen  Merk- 
malen: das  IX.  Stück,  dem  Landgebiet  der  Staaten  gewidmet, 
gibt  dem  Verf.,  v.  H.,  Anlass,  alle  für  das  Gebiets-ß.  entscheiden- 
den Staats*  und  vOlkerreohtlichen  Ei^cheinungen:  die  Grenz» 
Verhältnisse,  die  Einwirkungen  des  Territorialittttsprinaipes  auf 
bewegliche  Güter,  Erwerbe^  und  Verlustform^,  die  Streitfragen 
der  kolonialen  Besitsergreifiing  sls  Unterart  der  Oeenpatio  über- 
haupt, die  Qebietszession  etc.  hier  einer  dogmaüsohen  Durch« 
dringong  au  unterziehen.   Das  mit  der  vorgenannten  Materi» 
eng  zusammenhängende  Stromgebiets- R.  und  die  inter- 
nationale Flussscbiffahrt  macht  ein  crewie<?ter  Kenner  des 
einschlägigen  Fragenkreises,  der  kaiserl.  ottoman.  Gesandte  in 
Brüssel,   Dr.  Uaratheodory  zum  Gegenstande  fachkundiger 
Untersuchung  (X.  Stück).  Seine  Prüfung  der  gegenwärtig  gelten- 
den allgemeinen  Grundsätze  des  mternationalen  Strom-Ii. ,  der 
Fortbildung  der  vom  Wiener  Kongress  aufgestellten  Fostnlate 
duroh  die  moderne  internationale  Stromgesetzgebung  besitat  auf 
sllesi  Punkten  —  wir  verweisen  aber  insbesondere  auf  die  Dar- 
stellung der  Beehtslage  am  Oongo  und  am  Niger,  im  Suea-  und 
Fanamakanal,  von  den  bisherigen  Handbüchern  worden  alle  dies» 
Fragen  kaum  flüchtig  gestreift  —  volle  zeitgemOsse  Bedeutung,, 
und  seinen  Urteilen  wird  auch  da,  wo  sie  Tagesfragen  streifen, 
Begründung  und  Konsequenz  nicht  abzusprechen  sein. 

Das  Seegebiet  und  die  rechtlichen  Grundlagen  für  den 
internationalen  Verkehr  zw:  See  bearbeitet  Stoerk  im  XI.  Stück^ 
xmd  zwar  sowohl  die  rechtUcbe  Ordnung  des  internationalen 
Seeverkehrs  innerhalb  der  Grenzen  des  Staatsgebieta  als  jensdta 
derselben.  Die  BSnaelausführnngen  betreüien  hier  die  Küste  und 
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die  an  derselben  entstehenden  Beohtsbeziebnngen,  die  Territorial- 
gewässer, die  sacblicbe  und  räumliche  Kompetenz  des  üfeistaatee 
zur  reditlicheu  Boherrscbang  der  in  seinen  Eigengewässern  be- 
liüdlichen  fremden  Kne«]fs-  und  Kauffahrteischiffe,  die  rechtliche 
Natur  der  Küstengewässer  nach  der  in  Gesetzgebung,  Recht- 
sprechung und  im  internationalen  Queiienmateriale  /um  Aus- 
druck gelangenden  neueren  Staatspraxis.  Tm  systematischen 
Gange  schiiesät  sich  hieran  als  XIL  Stück:  „Das  ofteue  Meer", 
und  entwickelt  hier  die  Beohtsbenehungen  zwiachen  den  Mit- 
gliedern der  Staatengesellschaft  auf  hoher  See:  die  prinzipidlen 
Grundlagen  der  Meeresfreiheiti  ihre  Beehtsfolg«!,  sowie  die  kon- 
ventionellea  BeohtaverhBltnisse  auf  freiem  Meere.  Das  profaae 
Gesetzgebungsmaterial  des  öffentlichen  See-R.  hat  Stoer k  syste- 
matisch um  die  drei  Begriffe:  SchiflF,  Schiffer  und  Fahrt  gruppiert 
und  demnach  die  hier  einzielenden  Rechtsinstitute  in  den  drei 
Rubriken  behandelt:  1.  Kontrollo  der  das  Schitf  betreffenden 
Eecbtsverbältnisse  (Flagge ,  Scbitfspapiere ,  Schiffsregist-er  ,  Mess- 
briefe etc.).  2.  Einrichtungen  zur  rechtlichen  Beaufsichtigung 
der  Schiffsbesatzung  (Equipage,  Musterung,  Beemannsordnuug, 
Armenpflege ,  Krankenpflege ,  Mitnahme  hilBshedürftiger  See- 
lente etc.)  und  8.  rechtliche  Kontrolle  aber  den  ordnnngsmSssigen 
Verlauf  der  Fahrt  (Seetüditagkeit,  PlimsoUakt,  Seestrassen-B., 
Seenot»  Seeunfall  etc.).  IHe  Beihe  der  dem  Offentliehen  See-B. 
gewidmeten  Beiträge  schliesst  die  eingehende  Studie  von  Gareis 
über  die  Interdiktion  von  Sklavenhandel  und  Seeraub 
(Xni.  Stück).  Verf.  zeigt  uns  schrittweise  die  geschichtliche 
Entwickelung  des  nun  fast  hundertjährigen  Kampfes  der  euro- 
päischrn  Gesittung  gegen  den  unmenschlichen  Negerhandel,  bis 
zu  öemer  jüngsten  mit  der  Congoakte  abschliessenden  Phase. 
Ke  Erörterung  des  Seeraubs,  seine  begriffliche  Abgrenzung  u.  B.  W. 
Stellt  diese  in  den  meisten  Lehrbüchern  Tdllig  unklar  behandelte 
Materie  endlich  auf  scharfe,  juristische  Ornndlagen. 

Die  Bearbdtung  des  letaten  (XIV.)  Hauptstnokes  über 
Staatsunterthanen  und  Fremde  gab  dem  Verf.  (Stoerk)  Än- 
lass,  des  Nähern  die  rechtlichen  Grundlagen  für  die  Stellung  des  In- 
dividuums innerhalb  der  Staatengesellschaft  zu  prüfen.  Im  Laufe 
der  Untersuchung  gelangt  er  zum  Begriffe  des  Völkerrechts- 
indigenats,  als  dessen  Voraussetzung  er  die  Staatsangehörigkeit 
bezeichnet.  Die  Personen  als  bewegliche  Bestandteile  des  inter- 
nationalen Verkehrs  voUüiehen  den  letzteren  nun  in  den  Grund- 
formen der  Auswanderung,  der  Aasbürgernng,  der  Üinwandonuig 
oder  der  Einbürgerung.   Jedes  dieser  Institute  hat  nun  seine 
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eigene  Geschichte  und  sein  eigenes  System,  das  Verf.  in  den 
juristiscben  Grandla«en  ausoinandemisetzen  vereucht  hat.  Die 
Scheinatische  Ueliprsiclit  fl<^^r  ans  dem  Wechselspiel  der  bezeichneten 
Institute  sich  ergebenden  tj^piscben  (i rundformen  fasst  die  ge- 
wonnenen Ercrebnisse  ensfer  TOsamaieo.  Nähere  Ausführunt^^  fanden 
in  dein  iibschüitte  ferner  die  Rechtstellung  des  Inliinders  im 
Auslände  und  des  Ausländers  im  Inlande,  die  Ausweisung,  das 
Wolmreolit  ete.  auf  rechtsgescIiichtHdier  «ad  reebtSYerglftudien- 
der  Grundlage.  Die  anormalen  persönlichen  BeehtSTerbaltoisse 
innerhalb  des  internationalen  Verkdira  bilden  dm  Absohloss 
dieses  Hanptstttckes  nnd  des  II.  Bandes. 

Der  m.  Band  hat  zum  Gfegenstande:  die  Staatsverträge 
und  internationalen  Magistraturen.  Die  allgemeinen 
Lehren  des  "Vertragsrechts,  die  bi  torische  Uebersichty  Entstehung 
und  Zweck  der  Staatsvertrilgo  üelen  Gessner  zu,  der  rait  voller 
Sachkenntnis  uns  die  Technik  des  Abschlusses  in  den  Kultur- 
staaten vor  Augen  führt  und  die  Bedeutung  scharf  hervortreten 
lässt,  die  den  Staats  Verträgen  als  Grundlact^n  der  heutigen  inter- 
nationalen geseübchaftlichen  und  wirtscuaHUcüen  Entwickelung 
zukommt.  Im  beaonderoi  Teil  der  Lehre  erörtert  Geffcken  die 
Garantie-  und  BILndnisvertrSge  unter  Verwertung  eines  um- 
fassenden  Quellenmaterials.  Zahlreiche  aus  der  zeitgenössiBehen 
Geschichte  herangezogene  Beispiele  geben  seiner  Darstelhmg 
Lebendigkeit  und  Leuchtkraft  der  Argumentation. 

Im  XVIII.  Stück  zergliedert  W.  v.  Melle  das  System  der 
Handels-  und  Schiffahrtsverträge  von  den  Ausgangspunkten  seiner 
Entwickelung  bis  auf  unsere  Zeit ;  zumeist  liegt  der  Schwerpunkt 
allerdings  mehr  in  den  volkswirtschaftlichen  Betrachtungen,  in 
geocrraphisch-statistischeu  Angaben  etc.,  deren  Unerlässlichkeit  im 
ivaumen  des  grossangelegten  Handbuchs  gewiss  nicht  in  Abrede 
gestellt  werden  kann.  Das  juristische  Moment  tritt  erst  wieder 
merklicher  hervor  in  den  Ausffthrungen  über  Absehlnss  und 
Beendigung  der  Yertrtlge,  über  dieKatur  der  Meiatbegünstigungs- 
klausel  u.  a.  w.  Sehr  störend  wirkt  der  vielfacbe  Kaagel  be- 
stimmter Quellenangaben  und  -Verweisungen  auf  das  B.G.BL 
Martens'  Recueil  fehlt  im  litterarischen  Apparat  des  Verf. 
gilnzlich.  Völlig  neu  im  Rahmen  der  völkerrechtlichen  Lehr- 
bücher ist  das  Kapitel  über  Eisenbahnvertriige,  das  durch  Meili 
eingehende  und  bchartsinnige  Darstellung  gefunden  hat.  Verf. 
führt  uns  mit  Hilfe  streng  juristischer  Gedankenarbeit  sicher 
durch  ein  wenig  betretenes,  und  von  mannigfachen  Kontroversen 
durchzogenes  Gebiet  und  zeigt  uns  in  trefflicher  Knappheit  die 
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Aii8et«stell«n  für  die  weitere  künftige  Entwicketnng  der  Materie. 
(Diese  Arbeit  Heilis  iat  anch  als  Sonderabdrack  erschienen.) 

Die  „Post-  und  Telegi'aphenverträge"  sind  durch  die 
sachkundige  Hand  Dambacbs  gleichfalls  in  aasgezeicbneter 

Knappheit  dor  Darstcllnng  nnd  doch  als  abgeschlossene  juristi- 
sche Monographie  dem  Handl)uch  eingefügt-  worden.  Der  über- 
aus scbwierige  und  bei  dem  heutigen  Stande  der  Praxis  für  den 
Gesamterfolg  des  Handbuches  mit  Ausschlag  gebende  Stoff,  der 
die  Eechtshilfe  und  Auslieferung  betreti'enden  Staatsver- 
träge  fuiA  in  Lammasch  den  geeigneten  Yertret»".  DieStoff- 
grnppierung  ist  eine  darebaiiB  den  sadilichen  Anfordenmgen 
angepasste.  Znnäcbst  wird  im  1.  Teile  die  Bechtebilfe  in  Zivil- 
streitsachen  als  ein  wesentliclier  Teil  der  internationalen  Ver- 
waltungspflege eingehend  in  ihren  Elementen  im  Zusammenhang 
ihrer  Teilerocbeinnngen  iind  in  ihren  Kechtseffekten  aufgezeigt 
Fragen,  an  welchen  namentlich  die  fremdländischen  Bearbeiter 
der  in  der  völkerrechtlichen  Litteratur  so  zahlreichen  „Praxis  de 
droit  international  prive"  achtlos  vorül)ergfhen,  wie:  Begriff  der 
Jurisdiktionsvertrilge,  das  Mass  ihrer  rückwirkenden  Kraft,  inter- 
nationale Kümpetenzregulierung ,  Vollstreckung  ausländischer 
Schiedssprüche;  im  2.  die  Auslieferungsverträge  behandelnden 
Teil:  finden  Bf^ffsbestinunung  der  Ansliefemng,  Grenzen  der 
letzteren ,  Ausliefening  der  Inlftnder,  das  Verfahren  ete.,  Amok 
Lammaseh  mit  der  schon  an  anderer  Stelle  gewonnenen  Legiti- 
mation (C.B1.  VI,  464)  volle  juristische  Klarstellung.  In  den 
sorgfältigen  Litteraturangaben  hat  Verf.  nachfolgenden  Bearbei- 
tern dieses  Rechtsgebietes  den  Weg  geebnet.  Den  Abschluss 
des  Vertragsrechts  bildet  die  Studie  Damhachs  über  die  Kon- 
ventionen /.um  Schutze  des  Urheberrechts,  des  Muster- 
und  Markenschutzes  und  des  Patent-K.  Es  ist  für  die 
Vollständigkeit  des  Handbuches  von  grossem  Nutzen,  dass  der 
gelehrte  Vertreter  des  Deutschon  Reiches  bei  den  internationalen 
Konferenzen,  welche  nach  dreijähriger  intensiver  Arbeit  zur 
Qrfindnng  einer  Union  internationale  ponr  la  protection  des 
<Buvres  litterairee  et  artistiques  geführt  haben  (1.  Bemer  Con- 
vention vom  9.|IX.  1886),  den  hier  bestehenden  Eechtszustand, 
seine  Leistungen  und  Lücken,  wenn  auch  nur  in  kurzen  UmrisseD, 
aber  mit  authentischen  Angaben  umschrieben  hat. 

T)ie  bei  jedem  genossenschaftlichen  Zusammenwirken  zur 
Ausfülirung  eines  lilterarischeu  Phius  unvermeidliche  —  und 
jedenfalls  nicht  dem  Herausgeber  z,ur  Last  fallende  —  Ungleichheit 
der  Baumverhältnisse  bringt  es  im  vorliegenden  Falle  mit  sich, 
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daaa  wUhrend  daa  Thema  der  StaatsvertrUge  volle  600  Seiten 
des  ni,  Bandes  in  Anspruch  nimmt,  die  internationalen  Magi- 
straturen in  kaum  einem  Drittel  dieses  Umfanges  ihre  konzise 
Darstellung  finden  konnten.  Geffckens  „GesaTidtschafts-"R.  und 
die   diplomatischen  Verkehrsformen "   machen  das  Thema  des 
XXTTI.  Stückes  aus.    Verf.  bewältigt  den  überreichen  Stoff  in 
einem  Gruuuiiäs  der  geschichtlichen  Eut  Wickelung ,  einer  ins 
einzelne  gehenden  Schilderung  des  technischen  Ganges  der  diplo« 
matischen  Amtsverwaltung,  der  hierarchischen  Ordnung  der 
diplomatischen  Funktionäre  etc.   Der  von  Geffcken  vorge- 
nommenen  AuflOsnng  der  eximierten  Becbtstelliing  des  Gesandten 
in  eine  Beihe  TOn  Privilegien,  inebesondere  der  von  ihm  festr 
gehaltenen  ünterscheidnng  des  Privilegs  der  ExterritoriaUtftt  und 
des  einer besonderm  ünyerletslicbkeit  haben  wir  bereits  an  anderer 
Stelle  unseren  Widerspruch  entgegengestellt,  da  uns  in  der  That 
die  ganze  Theorie  von  einer  —  abgesehen  von  den  juristischen 
Wirkungen  der  Exterritorialität  konstruierbaren  —  besonderen 
ünverletzlichkeit  dermalen  jedes  juristischen  Grundes  zu  entbehren 
scheint.    Dem  Thema  über  „Kongresse  und  Konferenzen"  hat 
Vei-f.  auf  Grund  reicher  Quellenkenntnis  vielfach  aus  der  zeit- 
genössischen Geschichte  geschöpfte  neue  interessante  Gesichts- 
punkte abzugewinnen  vermocht,  wie  sich  denn  Uberhanpt  der 
ganze  Beitrag  Geffckens  daroh  lebendige  anregende  Darstellung 
des  oft  bebandelten  Stoffes  auszeichnet 

Das  wichtige  Hauptstüok  ttber  das  Eonsular-B.  hat 
den  gewiegten  Kenner  dieser  gesohidttlicb  alten  und  doch  immer 
wieder  in  neuem  Flusse  befindlichen  Materie,  v.  Bulmerincq,. 
Elim  Autor.    Mit  kurzen  orientierenden  Angaben  skizziert  Verf. 
Ursprung  und  Entwickeluncr  des  Konsularwesens,  Zweck,  Aufgabe 
und  Vorbildung  des  Konsuls.  Dem  lety.teren  Punkte  insbesondere 
widmet  v.  Bulmerincq  wiederholt  Worte  ernster  Kritik,  da  er 
in  ihm  —  und  mit  vollem  Rechte  —  den  Eckstein  für  die  ganze 
künftige  Leistungsfühigkeit  des  Institutes  erblickt.    Bei  Er* 
örtemng  dw  konsularischen  Aemterorganisation,  Arten  der 
Konsuln,  BegxOndnng  ihrer  Amtsstellung,  Üzequatur,  Beendi> 
gung  der  Wirbamkeit  etc.  treten  die  juristischen  Elemente  der 
behandelten  länrichtnngen  scharf  hervor,  so  dasa  der  Zusammen- 
hang derselben  mit  dem  System  der  gesamten  internationalen 
Eechtsordnung  klar  erkennbar  wird.    Die  beiden  Kapiffl  über 
ii.  der  Konsuln  und  Funktionen  derselben  erhöhen  den  prak' 
tischen  Wert  des  Handbuches  beträchtlich  durch  die  kunstvolle 
Art  des  Aufbaus,  mit  dessen  Hilfe  es  v.  Bulmerincq  gelungen 
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ist,  in  die  fast  unübersehbare  Mannigfaltigkeit  der  Attribute 
und  Amtsbofugnisse  der  Konsuln  in  allen  Ländern  systematische 
Ordnung  und  Uebersichtlichkeit  zu  brinj^en.  Wer  auch  nur  ein- 
mal Anlass  gehabt  hat,  sich  von  der  unorganischen  Anhäufung 
des  nackten  Quellenmaterials,  z.  B.  bei  Beacb-Lawrpuce,  unbe- 
friedigt abzuwenden,  wird  des  Verf.  mühevolle  konstruktive  Ar- 
beit besonders  schätzen.  Derselbe  bat  durch  eine  fast  lückenlose 
Verwertung  des  G«Betse»-  und  VertragwnatwfiaJfl  unsere  ffinzel- 
kenntnisBe  arweitert  und  damit  zugleicb  «nen  wertToUen  Beitrag 
galiefiBrt  rar  LOsnng  eines  Problems,  das  im  engsten  Zusammen- 
hang steht  mit  den  wichtigsten  tragen  unseres  Verkehrslebens. 

Stoerk. 


IX.  Hü^swissenschaften. 

Lange,  L.   Kleine  Schriften  aus  dem  Gebiete  der  klassi- 
schen Altertumswissenschaft.    2  Bde.  Güttingen, 
Vandenhoük  j;:  Iluprecht.  1887.  XL  u.  429,  641 S.  lOu.lSM. 
Die  Sammlung  ist  von  K.  Lange  in  Göttingen,  im  wesent- 
lichen unter  Beschrftukung  auf  die  von  L.  smr  Herausgabe  be- 
stimmten Schriften,  rasammengestellt  und  mit  einer  biographi- 
schen Einleitung  versehen.  Vorangestellt  sind  im  1.  Band  einige 
Reden  und  Vorträge  allgemeineren  Lihalts,  welche  dem  Heraus* 
freber  für  die  wissenschaftliche  Methode  L.s  charakteristisch  er- 
schienen.   Unter  diesen  ist  für  den  Rechtshistoriker  von  Inter- 
ess(»  eine  Rede  über  das  r'6m.  Königtum,  in  welcher  der  l^ach- 
weis  eines  bestimmten  Wahlmodus  und  einer  Ixstimmten  Be- 
schränkung der  SouveräuilLit  des  Königs  versucht  wird. 

Es  folgen,  den  Best  dcä  1.  Baudes  und  den  ganzen  2.  Band 
ausfallend,  eine  Reihe  von  Abbandlungen  und  Besensionen  aus 
dem  Gebiete  der  röm.  StaatBaltert&mer,  welche  samt  und  sonders 
dir  die  Juristen,  die  sich  mit  der  Geschichte  der  rQm.  Verfassung 
besehsftigen,  von  Bedeutung  sind.  Die  betreffenden  Abhand- 
Itingen  bilden  nach  der  Absiebt  des  Verf.  selbst  eine  Ergänzung 
zu  seinem  Handbuch  der  röm.  Altertümer.  Unter  den  Abhand- 
lungen speziell  mögen  für  den  Juristen  hervorgehoben  werden: 
aus  dem  1.  Bande  diejenige  ülier  die  ossaisclie  Inschrift  der  ta- 
bula Bantina  und  die  röm.  Volksgerichte.  Im  2.  Band  berühren 
allgemein  interessante  Themata  die  disputatio  de  consecratione  ca- 
pitis et  bonorum,  worin  die  allmähliche  Entwickluug  des  SacertSt- 
begri£&,  die  Kombination  der  Sacertftt  mit  weltlichen  Strafen  und 
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I  das  schliossliche  üeberwiegen  der  letr-teren,  darg'ele^-t  wird,  ferner 

j  die  beiden  commentatioues  de  patrum  anctoritato ,  in  welchen 

\  die  bekannte  Streitfrage,  ob  die  patres,  deren  auetoritas  von 

;  alters  her  zu  gewissen  Akten  verlangt  wurde,  die  Senatoren 

;  oder  sümtliclio  Hiiuptcv  der  patrizisciien  gentes  gewesen  seien, 

behandelt  und  in  letzterem  Sinne  entschieden  wird.   Unter  den 
Resensionaa  yerdient  als  cbarakteristiBdb  für  den  Standpunkt 
:  hs  in  mefbodischer  Bezidrang  hervorgehoben  zu  worden  die 

Kritik  dea  1.  Bandes  von  Hommaens  rGnu  Staat8*R.  Der  Be 
zensent  stellt  darin  die  dogmatisoh'jorietische  Behandlung  Momm- 
sens  der  historisch-antiquarischen  Behandlung  gegenflber  und 
verteidigt  die  Gleichberechti£fung  der  letzteren ,  ohne  anzuer- 
kennen, dass  wenn  die  Römer  selbst  innerhalb  ihres  Staats-R. 
mit  festen  juristischen  Begriffen  und  mit  juristischen  Konstruk- 
tionen operiert  Laben,  diese  Thatsache  bei  keiner  UarsteUung 
des  röm.  Staats-R.  unberücksichtigt  bleiben  darf. 

M.  Rümelin  (Bonn). 


B.  Zeitsclirifteiiiiberscliau. 


2<üuvelle  ReTVC  historique  de  dr.  irau^ais.   XI.  5.  Es  mein,  ia 
chose  jugee  dans  de  droit  de  la  monarehie  firaoqne.  Beau- 

doiiin,  la  partifipation  des  hommes  libres  au  jugement  danS  le 

dr.  iVang.    Piaiiiol,  l'assise  au  comte  Geffroi  (ün). 
Bevae  celtiqne.  VIII.  l.  2.  JubainTille,  reeherehea  snr  TorigiDe 

de  la  proprieic  fonciere  et  de  noms  de  lieu  en  France.  N., 

antiquitt;  des  compositions  pour  crime  en  Irlande. 
Preuss.  Jahrbücher.    1887.    Goldschmidt,  0.  Stobbe. 
Arehiv  f.  zivil.  Praxis.  LXX.  3.  Kohlte-,  Verpflichtung  d.  Pächters 

t.  Geschartsetablissemcnts.  Aufgabe  d.  Jurisprudenz  im  Industrie- R. 
Zeitschr.  f.  Privat-  u.  öffentl.  R.   XIV.  S.  207—217.  Kohler, 

ist  fAn  A';*orscliiit/.  bei  Herausgabe  e.  Ineditums  zu  bctürworten? 
Zeitschr.  1.  Irauziis.  Zivil'R.  XVIII.  1.  Kohler,  Schenkung  oder 

Gl  iiu  iiii^cliattsklausel.    2.  Kohler,  rapport  des  dettes. 
Zeitschr.  f.  Ber^-R.    SteinlM-inok.  z.  Gesetz  v.  24./V.  1887  betr. 

rhein.  Hypothekar-R.  Schultz,  d.  westfäl.  Bergwerkschaftskaase. 

Preuss.  Gesetz  v.  31./V.  1887  Bergf^rrundbüclur  in  Oberhessen. 
JnriBt.  Blätter.    XVI.  42—44.   M  Bissels,  d.  rnwirksamerklürnng 

T.  Feilbietungen  nach  §.  28—81  (ustcrr.)  Gesetz  v.  10,  \  1.  1BS7 

42.  43.  S.  Mayer,  BeilrUge  z.  Verteidigung  d.  Jury. 
Oesterr.  Ceutralbl.  f.  d.  Praxis.  V.  10.  Geller,  z.  Exekutions- 

no-velle.   Zwei  Fragen  aus  d.  Lehre  v.  Wucher.   (Beiheft:  C.Bl. 

f.  Verwaltungspra.vis.  III.  10.  G rossm an z.  Frage  d.  Koslen- 

ersatzes  im  AdmiuistratiwerfaUrea. 
Beelitereleerd  Mafacljn.  VI.  6.  De  Sitter,  de  rcchtspersoonlijk- 

heid  in  het  Oiitwerp  tot  litizipiiiiifr  y.  h.  B.  V^etboek.  Straf-  en 

civielrechtelijke  verantwortlijkheid  van  technici  bli  de  uitvoering 

van  werken. 
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Kechtsgeleerde  BIJdrngen  e«  Bfjblad.  II.  Atd.  A.  AU.  2. 
V.  Bemmelen,  zakelijk  reclii  vaii  gebiuik.  Bake  en  Hingst, 
goederen  en  zaken.  Hingst,  twee  keerpnnten  in  het xeehtaoiiider* 
wijs  aan  de  Duilsche  academies.  Literatuur. 

Xhemis.  Dl.  48.  Nr.  3.  Moni  Viech,  opmerkingen  over  art.  37 
al.  2  W.  V.  Sr.  en  over  liet  gerechteliJk-pByt  liolo'^isch  onderzoek 
in  stiTifzaken.  Biederlack,  art,  588  al.  2  Ii.  W.  Gockinga, 
de  rechtsmiddelen  van  scliuldeischer»  van  eeiic  oiuier  voorrecht 
van  boedelbescbrijving  aanvaarde  nalatenschap.  Land,  het  ont^ 
wprp  tot  herziening  van  het  Burgerlijk  Wetboek.  II.  Boekbeoor- 
dcelingcu.  Berichten.  DL  48.  Nr.  4.  v.  Manen,  een  paar 
vragen  betreffende  praesidiate  bvrelBcbriften  tot  beslagleggiog^, 
Deking  Dnrn,  over  balansen  van  naamloose  Tennootachappen. 

Büekbcoürdecli  Ilgen. 

La  Honitenr  des  Assuranc«»«  Octobre.  ABSturanees  contra  lea  ae- 

«■iflf'nts.  Asi^urances  aux  Kxpositions. 

La  i'raucc  Jiuiiiiiaire.    Oclubrc,   De  la  cuucilialiuu.    Aperyu  juri- 

dique     ]]■  l'exercice  du  droit  d'auteur. 
Berne  des  Soclet^s.    IX  et  X.    Sept.— Oct.    Revue  de  Jurisprud. 

iiscale.    Du  rachat  deä  actiüiit»  par  les  äocietes.    Des  conseils 

d'administration.  Lea  8oci6t68  chlnoiaes  et  rinde-Chine  firaD^jaiae. 
BeTue  Judiciaire  (Suisse").    IV.  19.    DifTamation  pnr  la  voie  de  !a 
presse  CAtfaire  de  M,  WeitiJ.    20.   Loi  sur  la  poursuite  et  la 
faillite. 

Bivista  Italiann  per  le  sc.  g-!nridichc.  IV.  1.  CaporaÜ,  della 
violenza  come  motivo  del  testameutü.  Ascoli,  conti  ibuio  alia 
teoria  della  confosione  e  commiasione  in  dir.  romano.  'Avcco- 
Rossa,  uiia  nuova  lettura  de  IVrxmmenli  del  lib.  IX  dci  Re- 
sponsa  Papiniani  rinvenuti  in  Egittu.  Chironi,  Kivista  critica 
di  giorlapradeosa  ital.   Sneeeflaioni  Donasioni. 

Arehivio  ginridico.  XXXIX.  1.— 3.  Bertolini,  a  clii  e  eontro  clii 
conpeta  riuterdetto  Sahiano.  Gaadolfo,  la  elficacia  delle  ec- 
cetioni  parziarie  nella  procedara  ciTile  romana  claasica.  Hin- 
guizi.  del  metodo  negli  studi  politici.  Grasso.  l'itrto  di  navi 
nel  dir.  commerciale  itaL  ed  internaxionale.  Frugoni,  la  sotto- 
Bcrfiione  nelle  cambiali.  Lordi,  Art.  75«  e  820  del  codice  civ. 
Castori.  rivisia  di  giurisprudenza  |ieriale. 

Antologia  giurldica.  II.  1.  2.  Fad  da,  intorno  ed  un  preteso  an- 
tfco  ins  respondendi.  Brugi,  snl  Tabuso  e  i  difetti  della  bfblio- 
grafiii.  Tod  uro,  i  diritti  del  conjnn;c  siiperstite  nel  dir.  germa- 
nico.  3.  De  l^auro,  Stupor  vioiento.  Ruta,  le  ümitazioni  le- 
gali  del  dominio. 

II  Filaugieri.  XII.  I,  3.  Vidari,  prog.  di  legge  per  le  socieiä  di 
assicurazioui  sulla  vita.  Buccellati,  prog.  del  Cod.  peuaie. 
Gambirasio  (6.  148—168),  il  libero  arbitrio  difeso  contro  le 
teoria  di  E.  Ferri.  V  i  d  a  r  i ,  übei"  d.  Reclitstintorricht  in  den  Ly- 
zeen (eutlialieii  aucb  in  Rendicoati  del  Ist.  Lombardo  XX). 

ReTlsta  general  de  legislaclon  y  jurlsprndencia  (Madrid).  1887. 
Marz  l>i3  Mai.  Antequerra,  la  codificacion  modcnui  en  Espana. 
März,  ApriL  Salillas,  la  vida  penal  en  Espaua.  April,  M«i. 
Malnqnez  y  Salvador,  el  dereeho  bispano-amerieano  en  la 
biblio^M-afia  espanola.  -Mai.  GestOBay  Acoata  (S.  584  f.)» 
lidez  de  las  preaas  maritimas. 

Thn  €%lna  ReTfew.   XV.  3-4.  Eitel,  the  law  of  testamentary 
1    ion  as  popiilary  iinderstoud  and  applied  in  China, 

Kord  u,  Süd.  1887.  JuÖL  Brückner,  Geschichte  d.  Meinungen 
Uber  die  Todesstrafe. 
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Xijdschrift  voor  Strafrecht.  Dl.  2.  Afl.  1.  De  Ridder,  over- 
schrijding  van  de  gren«en  der  noodWLkclijke  verdedlging.  ,Prao- 
ticus",  overschriidiiig  v!\n  liet  wettelijk  begrip  van  inklimming. 
De  Pinto,  eed  vöör  of  na  de  getuigenis?  Beaujon,  eenige 
vragen  omtrent  desertie,  naar  «anleiding  der  wet  van  14  Febr. 
1887.  NypelB,  de  «treffen  en  de  lijfedwang  in  saken  van  r^ks» 
belastinfren. 

Blvista  penale.   XXVI.  1.  Barsanti,  dei  delittt  politici  in  Roma. 

Fiocca,  8ul  leiiociiiio  del  marito. 
SiTlstA  dl  glnrisprndenza.  XIL  S— 5.  Fugließe,  del  delitto  col- 

leltivo.   Coniuzzi,  le  varie  materie  della  leglslazione  penale 

considerate  del  punto  di  Tista  del  dir.  (  anonico. 
Jj-chlTlo  dl  psichiatria  etc.  Vlll.  3.  Lombroao,  ripnotiamo  ap- 

plicato  ;illa  proc.  penale.  Alongi,  spettaeoli  e  eoltellate  In  fli- 

cilia    Garolalo,  la  riparazinnc  del  danno  alle  vittime  del  delitto. 
Protestant.  Kirchenzeitung.    1887.   20.  21.   Baur,  d.  Verhältnis 

V.  Kirche  u.  Staat,  22.  23.  Hinschius,  über  d.  Staat  n.  d. 

kathol.  Kirche  in  Prenssen. 


G.  Neue  Erscheinimgen. 

Vom  16.  Oktober  bis  15.  November  1887  erschienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  Qetstere  mit  *  beaeichnet). 

1.  Deutsche  Bllcber  nnd  Brosehflren. 

•Czyhlarz,  K.  v.,  d.  Eigenturaserwerbsarten  d.  Pandektentitels  de 
adqnirendo  remm  dominio  41,  1.  1.  Bd.  (Aus  „Glttcks  Pan- 
dektenkommentar**.)  Briangen,  Palm  Enke.  XII  a.  628  S. 
12  M.  80  Pf. 

Davide  Fr.,  V.  d.  Unteilbarkeit  d.  Servituten.  Inang.-Diss.  Tübingen, 

Ftics.    42  S.    80  Pf. 

*Kndemann,  F.,  üb.  d.  zivilrech tl.  Wirkung  d.  Verbotagesetze  nach 
gem.  R.  Leipzig,  Fnes.  III  u.  128  S.   8  M. 

•Endeman  n,  W.,  d.  deutsche  Handels-R.  Systemat.  dargest  4.  verb. 
Aufl.   Leipzig,  Fues.   Xll  u.  795  S.    16  M. 

Ertl,  M.,  d.  österr.  Unfallversicherungsgesetz.  Die  Genesis  u.  d. 
wpppntl.  RoptimmnTigpn  desselben  im  Vergleiche  mit  d.  Unfall- 
gesetzgebung anderer  Stauten,  insbes.  Deutschlands.  Wien,  Toep- 
litz  &  Deutickc.    III  u.  95  S.    1  M.  60  Pf. 

*Franz,  Notariat  u.  freiwillige  Gerichtsbarkeit  in  Elsass-Lothringen. 
(Aus  „Deutsche  Notariatsztg.")    Nördlingen,  Beck.    44  S.  80  Pf. 

Geschichtsquellen  d.  Prov.  Sachsen  u.  angrenzende  Gebiete.  Hrsg. 
V.  d.  histor.  Kommission  d.  Prov.  Sachsen.  14.  Bd.  2.  TL  Halle, 
Hendel.    14  M. 

Inhalt.  Bertel.  die  htXL  gollöfitebftoher.  S  TL  (liOl— 14S0).  Tin  n. 
639  8.    1.  u.  2.  30  M.  BO  Pf. 

♦Glück,  Chr.  Fr.  v.,  ausführliche  Erläuterung  d.  Pandekten  nach 
Hellfeld,  e.  Kommentar,  fortges.  v.  Ch.  F.  Mühlenbrucb,  E.  Fein, 
K.  L.  Arndts  v.  Arnesberg  n.  nach  deren  Tode  neben  H.  Burck- 
hard,  B.  W.  Leist,  J.  Salkowskl,  A.  Dbbelohde  v.  K.  v.  Csyhlars. 
(Vgl.  oben  Ozyhlarz.) 

Kompfllan,  A.  Mages  Frhr.  v.,  d.  Justizverwaltung  in  Tirol  u.  Vor- 
arlberg in  d.  letzten  Inindert  Jahren.  Fostsolirift  z.  Eröffnnng 
d.  neuen  Justizgebäades  in  Innsbruck.  Innsbruck,  Wagner.  1887. 
(Vgl.  Jurist.  Bl.  XVI  8.  627.) 
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*L 8 mm  fromm,  H.,  z.  Geschichte  d.  Erbschaltsklage.  Tübingen,. 

Laupp.    VIII  XI.  143  S.    3  M. 
Lindner,  Th.,  d.  Verne.    Paderborn,  Schöniogh.    692  S.    12  M. 
«Maschke,  R.  (histor.  Dnteraachangen.  Hrsg.  t.  J.  Jastrow.  8.  Eft.) 

Berlin,  Gärtner.  1888. 

InTialt.    Der  yrelheU!<prov;cH8  im  klasBisoliMI  AlMrtuni,  In'bMOlldaiN dW 

Prozess  um  Verginia.   Xll  a.  191  8.    6  M. 

Uenzen,  C.  D.,  Lamprechtsches  Statut.  Das  partikularrecht],  ebel. 
Qüter-R.  u.  £rb-R.  d.  vormal.  Reichsgrafschaft  Sayn-Altenkirchen. 
Nebst  einleit.  Bemerkungen  hrsg.  2.  Aufl.  Bonn,  Hanetein. 
71  S.   3  M. 

Parey,  K.,  Handbuch  d.  preuss.  Verwaltungs-R.  2.  Bd.:  Daa  Ver- 
waltungs-R.    1.  Abt.    Berlin,  Heine.    112  S.    2  M. 

Schraidt-fScliarfl',  A..  d.  Warenpapier  beim  Se^  n.  Binil6lltnt]l8« 
port.    Frankfurt,  Knauer.    IV  u.  65  S.    2  M. 

*8tachow,  H.^  Einftihrong  in  d.  Thätigkeit  d.  Staatsanwalts.  Berlin, 
Pattkammer  *  Htthlbr«cht   1888.  IV  n.  48  S.  IM. 


Aurliacli,  n  .  H  ovnTir^'f'l  Kirche  im  nriion  D<'ut-5chen  Reiche.  2.  bill. 

Ausg.    rreuziau.  ßiilei.    1888.    Vlli  u.  194  S.    2  M. 
Hugelinaii  n ,  K. ,  d.  Centrallsation  d.  Amtsbibliotheken  in  Wien. 

(Aus  „Oeaterr.  Zeitachr.  f.  Terwaltung*.)   Wien,  Manz.   19  8. 

40  Pf. 

"Die  Brosdiürc  bringt  lnteres8si.t>>  Pntiin  über  die  zal)lreicb<'U  aus  den 
vernchiedeuBten  S&iuiuluni;en  hsrvoig.  yautji'nen  Amtsbibliuthekeu  Wioua  u, 
belürwortet,  unter  Hluwels  du  grossr  liflastmig  il-  r  UDiTerait&tsblbUo- 
theii,  die  Hchaffung  einea  für  alle  Mluisterleti  etc.  gern  einsamen  Centr«l- 
insututs  lu  der  Bibliothsk  d«s  nnntetettttopritMIliiina.  (Tgl.  Octtairr.  Oer.» 
Zeitg.  1887.  Nr.  41.) 

Walcker,  K..  Uandbucb  d.  Nationalökosomie.  4.  Bd.  Iieipsig,  Bobs- 
berg.   1888.   7  M. 

loMi.  glaMUtwlMeaaclnft  mit  begond,  Beräokaichtlgimg  der  deataohea 
Beiolu-,  8taato>  n.  OemaliidMtoQesflrama.  S.  wrb.  il  •mtm.  Aafl.  xm  «. 
m  8. 

—  dacselbe.    .5.  Bd     Ebd.    2  M. 

Inhalt.  G<  HLhichtt!  der  NaUuiialGkuuoroie  u.  des  SozlaUsmuB.  2.  Terb. 
-Vufl    X  n.  79  8. 

Zeitfrageu,  soziale.   Neue  Folge.  Hrsg.  v.  Tli.  Jluller.    17.— 23.  Hft. 

Minden,  Bruns.    1888.   9  M.  15  Pf. 

iBlwtt.  17.  Huber,  Ausbau  n.  Reform  d.  Krankenveralcherungsgeiietzes. 
Tin  n.  116  S.  2  M.  50  Pf.  18.  Schön,  d.  deutliche  Auswanderang  n.  Kolo- 
nisation. 28  S.  80  Pf.  19.  MelnarduB.  d.  deutsche  Uymnaalum  u.  »eine 
Zukunft.  43  8.  80  Pf.  20.  Koch,  d.  KiiifluAS  d.  sozialen  Mißstände  auf  d. 
Zunahme  d.  Oeiateskrankheitcn.  64  8.  1  M.  50  Pf.  21.  Melnardus,  rt  Be- 
dcutung  d.  Muaik  Im  sozialen  Leben  d.  deutschen  Volkee.  50  8.  1  M.  '2'>  Pf. 
22.  Richter,  Lebf nshaltung  u.  Sterblichkeit  In  d.  grossen  Stldton,  ne^ 
Eriirtenmg  d.  aozl.ikii  Ptllcht  besserudor  Wirksamkeit.  64  S.  1  M.  5it  Pf. 
83.  0«rdolie,  «oU  Lottaimgen  mimr  Mand  werden?  MS.  1  H.  CO  PL 


2.  Ansgabeu  von  Gesetzen,  Entsehefdungen  etc. 

Entscheiduiifjen.  Rechtsprechung,  die,  d.  k.  k.  obersten  Gerichts- 
hofes aus  d.  J.  1884  in  Zivil-,  Handels-  u.  Wechselsachen,  ein- 
schliesslich d.  Advokaten-  u.  Notariatsordnung,  gesammelt  aus 
allen  deutschon  n  Titr  litdeatBchcn  Fachzeitschriften  v,  G.  Roa- 
tedl.    2  Bde.    Wien,  i'erlc^  in  Komm.    VI!  u.  1480  S.    10  M. 

Ixaminatorien.  Oonradi-Kreutzlins  Examinatorium  f.  ä.  Subaltern- 
beamten  d.  kgl.  preuss.  Justizbehörden.  Bilfabuch  zurVorberei- 
tnng  auf  d.  Examina  u.  f.  d.  Praxis  im  materielleii  u.  formclleo 
R.  mit  Einschluss  d.  Kassen-  u.  Rechnungswesen.«.  7.  wesentlich 
verb.  u.  verm.  Aufl.,  bcarb.  v.  J,  WoUenaien.  (In  ca.  11  Lfgn.) 
1.  B.  2.  Lfg.  Breslau,  Kern,  S.  1—192.  i  1  M.  50  Pf. 
Owrtwlblatt  flto  BecihtwrlMepediH.  TU.  Bnd.  10 
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Kalender.  Notiakaleader  f.  HochscUuleii  (jurid.  Fakultät)  pro  1888. 

Wien,  Perle«.  HI  n.  58  S.  2  M.  80  Pf.  „    .  „ 

Terminkalender  f.  d.  Schaltj.  1888.  DüBseldorf,  Bagel.  216  S.  1  M. 

60  Pf.  _  , 

Terminkalender,  pieuss.,  f.  d.  J.  1888.   Red.  im  Bureau  d.  Justix- 

ministeriums.    36.  Jahrg.    Mit  pim  r  (lith.  u.  kolor.)  Karte  des 

Oberlandesger.-Bez.  Hamm.  Zum  Gebrauch  f.  Justizbeamte.  Berlin, 

Decker.   Vni,  148  u,  369  S,   3  M. 
Lemcke,  0..  Kateciüsmus  d.  Versicherungswesens.   2.  verm.     '  »Tb. 

Aufl.  Leipzig,  Weber.  VUl  u.  228  S.  mit  1  Porlr.  2  M.  4U  Fl. 
Prozesa,  der,  Thümmel-WiemanD  vor  d.  Reichsgericht  au  Leipzig  am 

13./X.  1887.   Naeh  Stenograph.  Aufnabmen.  Dfleseldorf,  Bagel. 

59  S.    50  Pf.  „  .  . 

—  dasselbe.  Genaue  Stenograph,  Aufnahme  d.  „Westd.  Zeitung  . 
Bannen,  Wiemann.    66  S.    50  Pf. 

Repertorien.  Pugaeth,  J.,  Repertorium  f.  d.  Kircheopfriinden  u. 
Stiftungsverwaltungen,  enth.  Belehrungen,  Vorschriften,  Verord- 
nangen  u.  Gesetze,  sowie  Entscheidungen  d.  k,  k.  Verwaltungs- 
gerichtshofes u.  d.  k.  k.  Reichsgerichtes  in  kirclil.  Verwaltungs- 
angelegenheiten.  Mit  besond.  Berdeksicht.  d.  tirol.  Diöiesen  in 
alp habet.  Reilieniaige  susammengestellt  u.  hrsg.  Heran,  Jandl. 
186  S.    1  M.  60  Pf. 

Stöhr,  K.,  Repertorium  d.  Kirchen-  n.  Schulgesetzgebang  d.  HertOgt. 
Sachsen-Altenburg.    Altenburg,  Hönde.    5ö  S.    knrt.  1  M. 

Repetitorium  d.  allgemeinen  u.  deutschen  Staats- R.  v.  Meifiter. 
Für  Studierende  u.  Prüfungskandidaten.  Göttingen,  Vandenhoeck 
u.  Ruprecht.    44  S.   80  Pf. 

Schicker,  K.,  d.  Polizeistraf  R.  u.  Polizeistrafverfahreu  im  Königr. 
Württemberg.  2.  Aull.  1.  Tl.  Stuttgart,  Kohlhaumer.  IV  u. 
287  S.  a  M. 


Deutsches  Reich.    Spreng^stntTgT:?etz  etc.    Neuwied,  Heilder.    ;30  Pf. 

Höinghaus,  R.,  deutsches  Reichsmusterschutzgesetz,  nebst  Gesetz 
betr.  Schutz  d.  Photographien  a.  Gesetx  betr.  Urheber- R.  an 
Werken  d.  bildenden  Künste.  Ergänzt  u.  erläutert  durch  die 
amtl.  Materialien  d.  Gesetzgebung.  Mit  Anh.  Berlin,  Mecklen- 
burg.   98  u.  Anh.  31  6.  IM. 

Haas,  R.,  d.  Reichsgesetze  v.  2r,./YI.,  5.  u.  12./VII.  1887.  über  I.  d. 
Verkehr  mit  blei-  u.  zinkhaltigen  üegenstäuden,  II.  d.  Verwen- 
dung gesundheitsschädl.  Farben  bei  d.  Herstellnng  v.  Nahrungs- 
mitteln etc.,  IIT.  d.  Verkehr  mit  Ersatzmitteln  für  Butter,  mit 
AusführungsbeöCituniungen,  nebst  einem  Anh.,  d.  Gesetz,  betr.  d. 
Al^nderung  d.  Nahrungsmittelgcbctzcs  v.  29./VI,  1887,  enth.  Mit 
Einleitung.  Erläuterungen,   teclin.  Materialien  u.  SnchregiSter, 
bearb.  u.  hrsg.    Nordliugen,  Beck.    X  u,  295  S.    2  M.  80  Pf. 
Stupp,  M.,  Handbuch  d.  Unl'allversicherung.  Beschlüsse  u.  Entschei- 
dungen, sowie  Verordnungen,  Bekanntnuicliungen  n.  sonst.  Pub- 
likationen auf  diesem  Gebiete  l)is  Ende  1885.    Nebst  ausfahrt. 
Sachregister  hiezu.   1.  Jahrg.  München,  Franz,  IV  u,  252  S.  8  M. 
*Fuld,  L.,  Reichsgesetz,  betr.  d.  ünialher.-icherung  (\.  bei  Bauten 
beschäftigten  Personen,  v.  11,/Vll.  1887.  i-.rlauicrt  v.  L.  F.  Berlin, 
Vablen.    VIII  u.  149  S.    2  M. 
ScUmit'A,  J.,  Ueberaicht  d.  f.  d.  sämtl.  deutscheu  Bundesstaaten  in 
OemKesheit  d.     8  d.  Reichsgesetzes  betr.  d.  Krankenversicherung 
d.  Arbeiter  v.  15.'VI.  1883  festgestellten  ortsüblichen  Tagelöhne 

fewöhnlicher  Tagearbeiter.  2.  Aufl.  Neuwied.  Heuser  in  Komm. 
888.  VI  u.  67  8.  6  M. 
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SchöDfeld^  d.  Besteuerung  d.  Branntweins  innerhalt)  d.  Deutschen 
Reiches.  Zasammensteliung  d.  Gesetze  v.  24./VI.  1887,  v.  8./ViI. 
1868  n.  7.  197VII.  1879  dbisebL  4.  Aosfllfarangsbeitinmaiijraii, 
hvsg.  u.  erläutert.  Mit  1  Taf.  Berlin,  Siemenrotb.  Iä88»  'Vu  u. 
162  S.   1  M.  50  PI. 

Kirsch,  L.,  d.  neue  BnmitwdDSteiiergeseta  24./VL  1887^  eingei. 
u.  erläutert.    Karlsruhe,  Mocklot.    70  S.    1  M. 

Foerster,  R.,  d.  Anwen/iaDg  d.  Deuen  Branntweinsteuergesetzes. 
Anleitung  z,  prakt.  Gebraneh  fllr  BrennareibesitBer  n.  Brennerei» 
Verwalter.   Berlin,  Parey.    88  S.    2  M.  50  Pf. 

Gesetz,  d.,  betr.  d.  Besteuerung  d.  Branntweins  v.  1887.  Mit 

d.  Torlituf.  AuefBhrongabätinimiifigen.  1.  n.  8.  Avfl.  Berlin, 
Heymann.    XVI  u.  154  S.    4  M. 

Bestimmungen,  vorläufige,  zur  Ausführung  d.  Keichsgesetze  betr.  d. 
Besteiierung  d.  Branntwdns  u.  betr.  d.  Stetterfreiheit  d.  Brannt- 
weins zu  gewerbl.  Zwecl?eD.  Erlassen  v.  Bundesrat  am  27./IX. 
1887.  Mit  Anlagen,  Tabellen  u.  litu.  Zeichnungen.  Berlin,  Hey- 
mann. IV  u.  154  8.   8  M.  60  Pf. 

Prenssen.  *Landä,  P.,  d.  A.  L.R.  ('.  d.  preuss.  Staaten  in  seiner  jetz. 
Gtistalt.  Ausg.  mit  Anmerk.  2.  verb.  Aull.  Berlin,  Heymann. 
III  u.  478  8.   10  M.   (Vgl.  oben  8.  104.) 

Pischcrcigesptz,  d.,  f.  d.  preuss.  Staat  v.  ,30./V.  1874,  nebst  d.  f.  d. 
einzelnen  Provinzen  erlassenen  Ausführungsverürdnungen,  sowie 
d.  Vertrage  wegen  Regelung  d.  Laehsfischerei  im  Stromgebiete 
d.  Rheins  v.  30./VI.  1885  u.  d  Vertrage  betr.  d.  polizeil.  Reo;e- 
lung  d.  Fischerei  in  d.  Nordsee  ausserhalb  d.  KUstenge Wässer  v. 
6.  Hei  1885.  Textausg.  mit  Anmerknngen.  Mit  88  flsehabbil- 
dnngen.    Berlin,  Parey,    181  S.    1  M. 

Bitter,  v.,  d.  Landgemeindeordnung  1.  d.  Rheinprovinz  v.  23./'VII. 
1845  in  d.  dureli  d.  neuen  Verwaltungsgesetze  abgeüiidei  len  (Je- 
stalt.    Im  amtl.  Auftrage  hrsg.   Berlin.  Heymann.   58  ö.   80  Pf. 

Esch  weil  er,  £.,  rhein.  Gesetzsammlung,  entb.  d.  wichtigsteu  d.  in 
d.  prenss.  Rfaeinprorinz  (Beziric  d.  frttheren  Appellatfonsgerichte- 

hofes  zu  Köln)  gelt.  Gesetze  u.  Verordnungen.  Chionologiscli 
zusammengestellt.    2.  Auü.    Sappl. -Heft  4.    27./VU.  1880  bis 
18./VII.  1{»7.  Köln,  Domont-Schaiiberg.  239  S.   8  II.  20  Pf. 
Bertram,  Ph.,  d.  nassau.  Qemeindegesetigebang.  Wiesbaden,  Idm- 

barth.    287  S.    4  M. 

Koeppeu,  C,  d.  Sabbathordnung  f.  Schleswig-Holstein  v.  10./ni. 
1840  mit  Motiven  n.  d.  dieselbe  abändernden  resp.  erweiternden 
Gesetzen,  Vcrordnnng^en  etc ,  sowie  d.  wichtigsten  Entscheidungen 
d.  hochslen  Gerichtshöfe.  Für  d.  prakt.  Gebrauch  d.  geistl.  a. 
weltl.  Behörden,  sowie  f.  jedermann  unter  Benutzung  amtl.  Ma- 
terials zusammengestellt  n.  mit  Anmerkungen  versehen.  Kiel, 
Lipsius  &  Tischer.    1888-   44  S.    1  M. 

Barern.  Heimatgesets  t.  1868  (Reger).  2.  Aufl.  Ansbach,  BrQgel. 
1  M.  80  Pf. 

Gesetze,  d.  bayer.,  v.  28./V.  1852  über  d.  Distrikts-  n.  LandrSte,  nebet 

d.  Kreislastt  nausscheidangsgesetze  v.  23. 'V.  1846,  sowie  d.  Voll- 
zugserlassen. Mit  Anmerknngen  hrsg.  v.  e.  bayer.  Verwaltungs- 
beamten.  Ansbach,  Brflgel  *  Sobn.  lU  n.  68  8.  1  H.  80  ¥f. 
Vttrtteaibery.  Landauer,  d.  Gesetz  betr.  d.  Vertretung  d.  kathol. 
Pfarrgemeinden  u.  d.  Verwaltung  ihrer  Vermögensangelegenheiten 
V.  14./VI.  1887.  Mit  einer  Einleitung  u.  Erläuterungen  hrsg. 
Nebst  e.  .\nh.:  1.  Die  Art.  82^49  d.  Gesetzes  betr.  d.  Vertretung 
d.  evangel.  Kirchengemeinden  u.  d.  Verwaltung  ihrer  Vermögens- 
angelegenheiten V.  14./ V  I.  1887  mit  Erläuterungen  v.  Oö«.  2.  Das 
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Oesetz  betr.  d.  Verhältnis  d.  Staatsgewalt  z.  kathol.  Kirche  v. 

30./I.  1862.   3.  Die  staatl.  u.  kirchl.  Ausführungsbestimmungen. 

2.  (Schlu88-)Lfg..  Ellwangen,  Hess.  6.  121-246.  ä  1  M.  öO  Pf. 
Göz,  d.  Gesetz,  betr.  d.  Vertretung  d.  evangel.  Kircbengemeinden  iL 

d.  Verwaltung  ihrer  Vermögensangelegenheiten  v.  14./VI.  1887. 

Mit  einer  Einleitung  u.  Erläuterungen  hrsg.  Nebst  einem  Anh., 

enth.  d.  staatl.  u.  kirchl.  Austührangeverfügungen.  2.  (Schluss-) 

Lfg.    Ellwangen,  Hees.    S.  177—886.   h  2  M. 
Oesterreich.  Gesetze,  österr.  Taechenuflg.  21.  Bd.  2  Abt.  u.  26.  Bd. 

Wien,  Manz.    15  M. 

Inhalt.  21.  Röll,  önterr.  Steaergesetze.  Sammlung  der  auf  direkte 
Steuern  Berug  haltfndcn  üesetze,  Verordnungen  u.  Judikat»».  3.  verm.  Aufl. 
1.  Abt.  ürun4-,  Gebäuiic-  u.  f]!  « erbsteuer.  VII  u.  fiTl  S.  '->  M.  S.  Abt.  Ein- 
kommensteuer, Steuerzuschläge,  allgemeine  Beatlmmun^^'en  über  direkte 
Steuern.  X.III  u.  S.  573  — 1148.  5  M.  2ti.  B  u  r  c  kh  a  r  .1 1 ,  Gi^et/- n  V.  rurd- 
nungen  In  KuUuasacheu ,  erläutert  durch  d.  Motive  u.  Au^scaussb'-riohtc  d. 
ReichsRe8et:iie ,  d.  EntHchotdungcn  d.  k.  k.  Verwaltunysßerlchtshofeb  u.  d. 
k.  k.  Rcichst?crlcht«.  Mit  Benützung  v.  teilweise  uugedruckten  Materialien 
zTirainmenb'eHtolIt.    XVI  u.  510  8.    5  M. 

Katechismus  d.  Exekutiousnovelle.  Wien,  M&nz.  X  u.  35  S.  60  PI'. 
Hankiewiez,  H.  t.^  d.  kaiserl.  Verordniiiig     10./III.  1860  Ober  d. 

Disziplinarbehandlung  d.  Staatsbeamten  u.  Diener  in  Oesterrcicli. 
Mit  erläut.  Bemerkangeu  versehen.  Wien.  Hol-  u.  Siaatsdruckerei. 
1888.  XI  IL  159  8.  3  M.  20  Pf. 
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Cüninck  Liefsting,  F.  B.,  opraerkingen  betreffende  de  bepulingen 
der  Grondwet  omtrent  de  troonopoolging  en  hare  beteekenis 
volgen.«  den  aard  van  dit  recht.     sGravenhage.  Isyhoff. 

Land.  N.  K.  F.,  ons  moderne  privaatrecht.  Redevoering,  by  de  aan- 
vaarding  Tan  het  Hoogleeraarsambl  aan  de  Ryks  üniversiteit  te 
Groningen  op  18.  October  1887  nitoesproken.  Haarlem,  Bohn. 
1887.    50  ct. 

Linden,  P.  W.  A.  C.  t.  d.,  leerboek  der  fiiianeito.   De  Theorie  der 

beloningen.    'sGravenliage,  Belinlante. 
Lohman,  A.  F.  de,  de  hoogste  vryheid.    Rede,  gebenden  by  het 
overdragen  von  het  Rectoraat  der  Trije  Uniyereiteit,  op  20  Oe- 
tober  1887.  Amsterdam,  Wonnsen.  1887. 

Beach.  Ch.  F...  od  Reeeivera.  900  6.  HewTork,  Stronse  «Co.  1887. 

0  doli.  50  ct. 

Cook,  Wm.  W.,  Stock  and  Stockholders.  787  S.  KewYork,  Baker, 
Yoorfaie  4  Co.   1887.  6  doli.  50  et. 

Alcorta,  A.,  cours  de  droit  international  public.  £dit.  firanfaise 
avec  une  introdnetion  p.  E.  Lehr.   L  Bd.    Leroee.   10  fr. 

•Cremieux.  J. ,  les  conseile  de  prefecture.  Avec  nne  lettre  de 
A.  Naquet.    145  S.   Paris,  Thorin.  1887. 

Laarin,  conrs  Aementaire  de  droit  commeraial.  2.  Aufl.  Laroee. 
18  fr. 
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durch  alle  BuchlMui(lluti($«u  uud  tonUantalMa. 


A.  BesprecliuBgeiL 


I.  Allgemeines. 

Orüoli;  H.  Die  gerichtliehe  BedekuiiBt.  II.  Teil  (Schlvas). 
Neuwied,  Heuser.  1887.  9  M. 

Die  vorliegende  zweit»  H&lfte  (vgl.  über  die  erste  Abtei- 
lung C.B1.  VI,  Sa  213)  schliesst  das  ganze  Werk  ab.  Dieser 
besondere  oder  praktische  Teil  zerfUUt  in  6  Abschnitte.  Der 
1.  (S.  181—196)  beschäftigt  sich  mit  dem  Eingang  der  Rede 
(exordium)  und  erörtert  den  Zweck,  luhalt  und  die  Bearbeitung 
desselben.  Die  HaupU  egel  besteht  hier  frei  lieb  darin,  dass  der 
Gegenstand  der  EiuLtiitung  nicht  in  abstracto  bestimmt  werden 
kann  und  die  alte  von  Deraosthenes  und  Cicero  angewendete 
Taktik  (Eingänge  zum  voraus  auszuarbeiten  und  sie  dann  im 
geeigneten  Falle  vom  Lager  zu  nehmen)  ist  auch  nicht  em< 
pfehlenswert.  Der  2.  Abschnitt  (S.  197—218)  ist  der  Erzählung 
des  Bechtsfallee  gewidmet.  Der  Verf.  betont  die  Notwendigkeit, 
der  Auseinandersetzung  des  Thatbestandes  die  grösste  Sorgfalt 
zu  widmen  (navratio  =  fons  omnis  orationis  reliquae):  die  Er- 
zählung soll  wahr  oder  wahrscheinlich,  deutlich,  kurz,  aber  doch 
vollstUndipf  sein  und  die  Anordnung  soll  von  den  (U-boten  der 
Deutlichkeit  abhängen.  Der  3.  Abschnitt,  (S.  21^—233)  be- 
spricht die  Aufstellung  der  Streitfragen  (propositio  quaestio  par- 
titio).  Daran  reiht  sich  im  4.  Abschnitt  (S.  284—676)  .die  Aus- 
und  Beweisflihrung*.  Der  Ynt  erOrtert  hier  sehr  ansföhrlich 
unter  sorgfältiger  Berttcknohtignng  der  gesamten  Litteratur  das 
'    OsntcaibUtt  mir  BflohtnrtanntetaaA.  TIL  Bau«.  H 
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11^  ganze  BeweÜ'A.j  die  GTandpiinzipien,  l^n  Katalog  der  Beweis- 

■ij^  mittel  (Zeugen,  AugenechAin,  ETp<>rtise,  Urkunden),  die  Normen 

jljll  über  dfn  Beweisersatz  ( Vennutuuf£»  n,  Geständnis,  Eid.  Xotorie- 

tStV*  Daran  knüpfen  m'rh  Erünenmgtn  üWr  die  Bcvveisiulirung 
rr,itt»-l-T  lo^ri^clier  Folgerung  (Indizienbeweise  u.  s.  w.).   Der  Verf. 
[fj  erw.iliiit  ganz  kurz  (S.  250  Note  *),  dass  die  Lehre  von  der 

I"  Beweislast  dem  materiellen  R.  angehöre.    So  einfach  liegt  nun 

P  freilich  die  Hache  nicht,  wi«  O.  m  glauben  scheint:  In  seinem 

i  dmue  hat  das  Beichsgericlit  2i.vß.  Yl  418  entschiede,  allein 

die  Antorit&t  von  Wach  (Z.Pr.  L  125)  steht  dem  gegenüber. 
I  I  Der  5.  Abschnitt  (8.  577—586)  ist  dem  Schlosse  der  Bede  (con- 

I  J  clnsio,  epilogus)  gewidmet  und  in  einem  Anhange  im  6.  Ab«. 

schnitte  fS.  587  -604)  bespricht  der  Verf.  die  »Gerichtsredner 
vor  der  Oeffentlichkeit,  dem  Publikum  und  der  Presse*.  Das 
früher  von  der  ersten  Hälfte  Gesagte  gilt  auch  von  dem  jetzt 
vollendeten  Werke.  Meili. 

Johow,  B.   Jahrbuch  der  Entscheidungen  des  Eammer- 
gerichts.   YI.  Bd.   Berlin,  Yahlen.  6  M. 

In  gewohnter  Ausstattung  erscheint  der  vorliegende  Band, 
mit  dessen  Erseheinen  eine  Aenderang  in  dar  Bsdsldion  des 
Werks  verbunden  ist.  Es  hat  sich  nSnüich  der  bisherige  Kit- 
arbeiter, der  Geh.  Jnstizrat  Küntsel,  von  dem  üntemehmen 
zurttckgesogen  und  ist  dar  Geh.  Obeijnstizrat  Johow  snr  Zeit 
alleiniger  Herausgeber.  Der  vorliegende  Band  unterscheidet  sich 
von  seinen  Vorgängern  weder  in  Ansehung  der  Reichhaltigkeit 
des  Stoffes  noch  in  betreff  der  Angemessenheit  der  Auswahl  der 
mitgeteilten  Entscheidungen.  Auch  die  Ordnung  des  Materials 
ist  dieselbe  geblieben.  Wie  in  den  früheren,  ist  auch  in  diesem 
Bande  das  gesamte  Material  in  y.wei  A}»teilungen  geteilt,  von 
welchen  die  er&tere  Entsciieiduuge«  des  Kammergerichts  in  Sa- 
chen der  nidbtstreitigen  Geri<^t8bai-keit,  die  andere  Urteile  des- 
selben Gerichts  in  Strafsachen  enthält.  Innerhalb  der  beiden  an 
äusserem  Umfange  ziemlich  gleichen  Abteilungen,  von  welchen 
jene  77,  diese  46  Entscheidungen  umfasst,  sind  diese  Entschei' 
düngen  nicht  chronologisch,  sondern  wiederum  nach  Materien 
geordnet.  In  der  ersten  Abteilung  sind  die  Aussprüche  in 
Grundbuch-Sachen  am  reiehhalii<:sten  vertreten. 

Auf  einzelne  F.nt.srheidungen ,  welehe  sich  durch  Ansfübr- 
licbkeit  und  Gründlichkeit  ihrer  Motivierung  Huszeichneu,  sei  be- 
sonders hingewiesen,  wie  auf  die  Nr.  81  (S.  65),  welche  sich  mit 
der  Frage  über  die  Notwendigkeit  der  Auflassung  von  Grnnd- 
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stücken  an  eine  Handelsgesellschaft  beschäftigt,  und  auf  die 
Nr.  56  (S-  118),  die  die  Zullls';irjkeit  der  BestellnTirr  einer  Re- 
venüenhypothek  behandelt.  Hervorzuheben  ist  nicht  nur,  dass 
gerade  auch  solche  Entscheidungen  mitgeteilt  werden,  die  von 
früher  publizierten  abweichen,  wie  die  S.  VjI  Ö'.  aufgeführten 
in  Anaebung  der  Frage,  in  welchem  Umfange  die  einem  Richter 
zmteliendeii  Reisekosten  und  Diäten  der  Partei  gegenlLber  als 
bare  Auslagen  za  bebandeln  sind,  sondern  aoeh  dass  im-  allge» 
meinen  die  den  Entscheidungen  Torangesohiekten  ReebtsMtse  mr 
treffend,  Uar  und  prisis  abgefasst  sind.  Meyes. 


n.  Rechtsgeschichte. 

Maselike.  Der  Freiheitsproaess  im  klassischen  Alter» 
tum,  insbesondere  der  Proaess  um  Yerginia.  (Historisehe 
üntersnchungen,  hrsgb.  von  J.  Jastrow,  Heft  8.)  Berlin, 
Gftotner.   1888.  191  S.   6  M. 

Die  Behandlung  des  e^entlichen  Themas  zerrullt  in  3  Ab- 
schnitte: ,Der  Freiheitsprozess  in  Rom",  »Der  Freiheitsprozess 
in  Athen"  und  „Die  in  rem  actio  der  Inschrift  von  Gortyn". 
Was  den  römischen  Pi*eiheitsprozess  betrifft .  so  q-elH  Verf.  von 
der  stillschweigenden  Vorausset/Aing  aus,  dass  dem  Verginia- 
roman  der  späteren  Aimalisieii  ein  im  wesentlichen  entsprechen- 
der historischer  Vorgang  oder  doch  mindestens  eine  alt«  mit  dem 
P^xoesfr-R.  der  Zwölftafeln  genau  vertrante  Quelle  au  Gnmde 
li^,  und  dass  der  ürteilsspirach  des  Deoemvim  nicht  ein&eh 
die  Yerletmng  eines  von  ihm  selbst  angestellten  Bechissatses 
enthalten  haben  könne,  sondern  irgendwie  formell  juristisch  be- 
grftndbar  gewesen  sein  müsse.  Diese  Begiündung  wird  darin 
gesucht,  dass  nur  bei  der  vindicatio  in  servitutem,  nicht  bei  der 
assertio  in  libertatem  die  vindiciae  secundum  libcrtatem  nach 
Zwölftafel-R.  hätten  erteilt  werden  müssen.  Appius  habe  nur 
den  Prozess  fälschlich  (ur  eine  assertio  in  liberlatem  erklärt. 
Die  Zwölftafelbestinimuncr ,  eine  Ausnahme  von  der  sonstigen 
Freiheit  des  Beamten  bei  der  Vindicienerteilung,  sei  später  im 
Pormularprosess,  als  man  jene  Freiheit  überhaupt  nicht  mehr 
kannte  und  dem  de  statu  litigans  in  allen  FttUen  interimistische 
^Mhnt  gewahrte,  nicht  mehr  Terstanden  worden  und  in  Ver- 
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gessenheit  gekonunen.  Daraus  erklären  sich  die  missglttckten 
Bekonstruktionsversnclie  bei  Livius  und  Dionysias  von  Hali- 
camass,  während  nur  bei  Diodor  die  ursprüngliche  glaubwürdige 

Erzilhlunrr  erhalten  sei.  —  Auch  im  attischen  Prozess  glaubt  der 
Verf.  eine  vindicatio  in  servitutem  und  eine  vindicatio  in  liberta« 
tein  unterscheiden  7.n  kfkinen.  Die  interimistische  Freilassung 
des  Sklaven  sei  nur  bei  der  ersteren  nachweisbar.  —  Die  Aus- 
führungen über  das  R.  von  Gortjn,  bei  welchen  sich  der  Verf. 
im  übrigen  wesentlich  auf  eine  Wiederj^abc  des  Zitelniannschen 
Kommentars  (C.Bl.  V,  211)  beschränkt,  stehen  mit  der  bisher 
geschilderten  Theorie  insofern  in  Zusammenbang,  als  auch  hier 
der  bisherige  Bentsstand,  der  durch  ein  besonderes  possessoriam 
festgtoteUt  wird,  für  den  Zustand  des  de  statu  litigans  bis  zur 
BrlediguDg  des  definitiven  Bechtsstreites  massgebend  sein  soll. 

AngeflUirt  sind  mehrere  zum  Teil  umfangreiche  Exkurse 
über  verschiedene  Fragen  des  Legisafctionen-R.  (den  Ursprung 
der  possessorischen  Interdikte,  Eontravindikation  und  Vindizicn- 
regulierung,  Vindizienregulierung  und  Exekution,  Manusinjektions- 
khiy-e,  ansserfrericbtlicbeManusinjektio,  speziell  die  Handanlegung 
im  Freilieit.sprozess) ,  sowie  eine  Wiedergabe  der  Berichte  des 
Livius  und  Dionysius  über  den  Verginiaprozess.  Erwähnung  ver- 
dient daraus  der  Vei-snch,  das  Verfabrea  bei  der  legis  actio 
sacramento  in  rem  für  die  spätere  Zeit  des  Letrisaktionsprozesses 
in  der  Weise  zu  konstruieren,  dass  bei  den  ilechtsbehauptungen 
mit  den  Worten  secundum  snam  causam  sicut  diii  auf  eine 
vorausgegangene  ausfuhrliche  formlose  Darlegung  des  geltend  ge* 
machten  E.  Bezug  genommen  worden  sei.  Besüglich  d«r  Exekution 
in  demselben  Prozess  wird  die  Behauptung  aufgestellt,  dass  die- 
selbe nur  auf  den  in  Geld  umgesetzten  Schätzungswert  habe  gehen 
können,  da  die Vindizienerteilung  eine  definitive  Besitz-  undEigen- 
tumsreguliening  enthalten  habe(!).      M.  Rümelin  (Bonn). 

Kägi,  A.  Alter  undHerkunft  des  germanischen  Gottes- 
urteils (Separatabdruck  ans  der  „Festschiift  zur  Begiüs- 
snng  der  XXXIX.  Versammlung  deutscher  Philologen  und 
Schulmänner  in  Züiich",  8.  39—60). 

Der  gelehrte  Philologe  behandelt  hier  jene  wunderbare 
Verirrung  im  mittelalterlichen  Beweisrechte,  welche  schon  so 

häufig  zu  gelehrten  Hypothesen  geführt  hat.  Der  VecGuser 
leistet  den  Beweis,  dass  die  Ordalien  (wenigstens  die  Feuer-  und 
Wasserproben  und  der  geweihte  Bissen)  dem  Rechtsverfahren  der 
indogermanischen  Urzeit  angehören  und  entstammen.  Meili. 
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Brink»  L.  Bestellung  der  dinglichen  Bechte  an  freTn(len 
Immobilien  im  Mittelalter.  (Inang.-Diss.)  Breslau, 
Koebner.    1887.    VIII  u.  98  S.    2  M. 

Die  vorstehend  Lezeiclinete  Aljliandlnnf»  verfällt  in  2  Teile. 
Der  1.  Teil  beschäftigt,  sich  mit  dor  ,Form  der  Auflassung  bei 
der  Eigentumsüber+rafrunfj  an  Immobilien  im  Mittelalter'' ;  der 
2.  onthillt  die  Lüsuiif^  dt;r  Aufgabe  in  Beziehung  auf  ,die  ein- 
zelnen dinglichen  Rechte".  Die  Untersuchungen,  welche  in  dem 
1.  Tmle  angestellt  werden,  umfassen  die  Zeit  der  Volks^B.  und 
die  Zeit  der  Bechtsbttcber.  Die  VolkS'B.  TerUngen  xnr  Ueber* 
tragang  des  Eigentumes  zweierlei:  Sale  (traditio)  und  Giweri 
(investitura).  Der  Yerf.  sieht  in  der  8ale  das  dem  Eigentums- 
tibergange zu  Grunde  liegende  RecbtsgesdiSfk  (den  Kauf,  dio 
Schenkung,  etc.).  die  Erklärung  des  Verausserers,  dass  auf  Grund 
dieses  Geschäftes  das  Eigentum  auf  den  Erwerber  übergehen 
solle,  in  der  Giweri  die  Besitzübertragung,  d.  h.  die  Erfüllung 
des  in  der  Sale  gegebenen  Versprechens,  die  ,Willensvollzielmngs- 
handlung".  Das  Eigentum  ging  unter  den  Vertragschliebs>euden 
schon  durch  die  traditio,  für  Dritte  dagegen  erst  durch  die  in- 
vestitura über.  Zur  Zeit  der  Rechtsbücher  trat  an  die  Stelle  der 
Investitur  die  Auflassung,  die  naeb  verschiedenen  Quellen  vor 
Gericht  oder  dem  Bat  der  Stadt  vorgenommen,  audi  schriftlich 
beurkundet  bezw.  in  die  Gericbtsbttcher  oder  die  Stadtbficher 
eingetragen  werden  musste.  Der  Verf.  gibt  ein  anschauliches 
Bild  dftr  Entwickelung,  wobei  er  die  bezüglichen  Streitfragen  er- 
örtert. Der  2.  Teil  gliedert  sich  in  3  Al)Sfihnitte:  I.  Reallasten 
(Zinsbe;?tellnng,  Zehnten,  Renlenkauf);  II.  Niessbrauch  (Niess- 
hrauch  im  allgemeinen,  Leibmcht  der  p]hefrau):  III.  Verpfän- 
dung von  Immobilien  (Verkauf  auf  Wiederkauf,  Satzung  etc.). 
In  Ansehung  jedes  einzelnen  dieser  R.  wird  von  dem  Yerf.  au 
der  Hand  der  Quellen  dargelegt,  wie  dasselbe  bestellt  wurde. 
Dabd  ergibt  sich,  dass  der  Bestellungsakt  meist  in  denselben 
oder  doch  in  ahnliehen  Formen  mh  vollzog  wie  die  Eigentums* 
fibertragung.  Die  einzelnen  Ausführungen  des  Verf.,  auf  welche 
hier  nic^t  weiter  eingegangen  werden  kann,  zeichnen  sieh  durch 
besondere  Klarheit  aus;  sie  sind  einffich  und  knapp  gehalten 
und  anziehend  geschrieben.  Achilles. 

Ermisclly  H.  Das  sftchsisehe  Bergrecht  des  Mittelalters. 
Leipzig,  Giesecke  &  Devrient.  1887.  OLXIV  u.  249  8.  mit 
1  Schrifttafel.   9  If .  60  Pf. 
Wfthrend  in  der  zweiten  Hftlfte  des  vorigen  und  ersten 
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H&lfte  des  laufenden  Jabrbunderts  die  Quellen  xur  Geechichte 
des  detttseben  B«rg-It.  im  Mittelalter  dnrch  die  Arbeiten  von 
Sperges,  Elotzsohfl,  Schmidts,  Graf  Sternber^^s,  Scbaamanns  u.  s.  w. 
in  reichem  Masse  aufgeschlossen  wurden,  haben  sich  die  letzten 
Jahrzehnte  in  der  Hauptsache  mit  Verarbeitung  dieser  Quellen 
begnücrt.     Ei*st  das  vorliogendo  Werk  Ermisclis  bietet  wieder 
eine  umfilnglichere,  mit  dem  gan/.en  Apparate  modernster  Quellen- 
kritik  operierende  Arbeit  aus  jenem  Gebiete,  weiche  geeignet  ist, 
eine  ältere  Daretellnng  (nilmlich  Klotschs  Ursprung  der  Berg- 
werke in  Sachsen,  1764)  entbehrlich  zu  machen.    Ermisch  hat 
hier  in  umsichtigster  Weise  vor  allem  das  sogen.  Freiberger 
Berg-K.,  die  Slteste  Becbtsan&oehnnng  äber  das  mittelalterliche 
Berg^B.  des  berttbmten  meissniscben  SilberbergbaureTiers,  ans 
den  bisher  aufgefundenen  7  Handsdiriften  neu  herausgegeben. 
An  diesen  Kern  der  Arbeit  schliesst  sieb  znnttcbst  ein  lauaer» 
bisher  nicht  gedruckter  Aufsatz  an,  welchen  Verf.  als  ,»Freiberger 
Berggerichtsordnung"  bezeichnet;  dann  folgen,  als  wichtigste 
Quellen  für  die  weitere  Entwickelung  des  meisBoischen  Berg-B. 
bis  zur  bekannten  Annaberger  Bergordnung  von  1509,  zehn 
Onliuinj^'en  für  Sehnt  ebcrg  und  Annaber^^  von  146fi — 1500.  Der 
VN  erl  dieser  Textdrucke  wird  nicht  nur  durch  die  sorgfältige  An- 
gabe der  Varianten  und  alten  Glossen,  sowie  durch  ein  vielfach 
zur  Ergänzung  von  Veiths  trelVlicliem  Bergwörterbucho  dienen- 
des „Wort-  und  Sachregister",  sondern  namentlich  auch  durch 
eine  164  Bruckseiten  umfassende  Einleitung  gehoben,  welche 
neben  den  eirforderlichen  Bemerkungen  über  die  benutzten  Hand- 
schriften eine  sehr  tfiditige  raisonnierende  Uebernoht  vom  In- 
halte der  behandelten  Quellen  gibt.   So  bietet  das  Buch  in  d«r 
That  ein  volles  und  wohlausgefuhrtes  Bild  von  dem  gesamten 
sächsischen  Berg-R.  des  Mittelalters,  auf  welches  die  Blicke  wei- 
terer juristischer  Kreise  hiermit  fjelenkt  sein  sollen.    In  Bezug 
auf  die  einzelnen,  an  die  Arbeit  sieh  knüpfenden  Fragen,  nament- 
lich diejenigen  nach  dtm  Alter  und  p-egenscitifren  Vcrhältuisse 
der  drei  Abschnitte  der  Freiberger  Bergrechtshandselirift,  darf 
auf  die  Bemerkungen  Leutholds  in  der  Zeitschrift  für  Berg-B. 
Band  29  verwiesen  werden.  Leuthold. 
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lU.  Privatrecht. 

Ander fi,  J.  DasFamilienreeht.  BerUn,  Heymann.  1887. 
3CVI  m.  346  S.   6  H. 

Das  vorliegende  Buch  ist  eines  der  in  d^  oben  genannten 
Verlage  erschienenen  Kompendien  des  flsterr.  B.   fis  ist  die 

erste  systematische  Bearbeitung  des  gesamten  österr.  Familien'B*, 
auf  welchem  Gebiete  bisher  zwar  manche  Monographien,  aber 

nnr  zwei  Rearbeitnnpfen  f^rösserer  Teile  erschienen ,  nrtmlich 
Kittners  Eherocht  und  das  (  unvollendete)  Werk  OiTonowskis  über 
eheliches  Gütor-K.  Dolliners  Ehe-H.  sowie  andere  Hearbeitungen 
ans  dem  J?'amilien-K. ,  welche  wir  nicht  erwähnen,  gehüren  der 
ältereu  Zeit  an  und  stehen  nicht  auf  der  Höhe  der  modernen 
Wissenschaft. 

Als  Darstellung  des  gesamten  Familien*B.  entbftlt  dieses 
Kompendium  das  Ehe-B.  einschliesslich  des  ehelichen  Gfiter-B. 
(L  Buch),  das  ReehtsTerhttltnis  awiscben  Eltern  und  Kindern 
(Tl.  Buch)  und  das  yomiund8cbafli8*B.  (Vormundschaft  und  Ku- 
ratel, III,  Buch).  Nicht  aufgenommen  ist  —  unseres  Erachtens 
mit  Recht  —  die  Lehre  von  den  Familienfideikommissen  und  den 
Erbvertrürren.    Beide  Materien  gehören  in  das  Erbrecht. 

Nach  der  Absicht  des  Verf.  soll  das  vorliegende  Bncb  so- 
wohl zum  Studium  für  Studierende,  als  auch  zum  Naelisohlage- 
buch  für  Praktiker  dienen.  Der  erstere  Zweck  bedingte  den 
geringen  Umfang  des  Werkes,  sowie  den  stets  festgehaltenen 
Zusammenhang  mit  dem  gemeinen  B.  Dem  zweiten  Zwecke  ist 
wohl  die  sorgfältige  Benütsung  der  Entscheidungen  des  Österr. 
obersten  Gerichtshofes  susoschreiben.  Die  Idtteratur  des  Ssterr. 
R.  ist,  soweit  sie  in  selbständig  erschienenen  Arbeiten  besteht, 
sehr  sorgfältig  benützt  und  ist,  soweit  uns  dieselbe  bekannt, 
keinp  Schrift,  die  halbwegs  auf  wissenschaftliche  Bedeutung  An- 
spruch hat,  überpanfrpn.  Nicht  benützt  und  anch  iii(-ht  zitiert 
sind  dagegen  die  ^ahh-eichen  in  den  verschiedeneu  Zeitschriften 
erschienenen  Aufsiitze  familienrechtlichen  Inhaltes.  Was  das  ge- 
meine R.  betrifl't,  .so  begnügt  sich  der  Vwf.  £ttr' das  röm.  B. 
mit  dem  Hinweise  auf  Windscheid,  für  das  deutsche  Frivat-B. 
mit  dem  Hinweise  auf  Stobbe,  für  das  kanonisdbe  B.  mit  dem 
Hinweise  auf  Schulte  und  Sohenrl,  eine  sehr  weise  BesehräDlcung. 
Der  viel  verbreitete  Missbrauch  des  steten  Hinweises  auf  die 
gesamte  Litteratur,  die  Unger  bei  den  Schriftstellern  des  österr. 
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B.  in  Schwung'  brachte,  lasst  die  Lehrbücher  nur  über  Gebühr 
anschwellen  und  ist  vollkommen  wertlos.  Wer  Näheres  wissen 
■will  oder  sich  mit  einer  eiiij^^ehenden  Arbeit  beschäftigt,  nifige 
die  bezogenen  vortrefflichen  Lehrbücher  nachsehen  und  er  wird 
genügende  Litteraturangabeu  hndea.         W.  Fuchs  (Wien). 

Fraate,  Tb.  Die  gesetsUeben  Eigentamsbesebrftnkungen 
nacb  (fransOB.')  bad.  und  Beicbsrecht.  Freiburg  i.  B., 
Mobr.   1887.  2.  n.  8.  L%.  S.  81—228.  &  2  M. 

üeber  die  von  der  Enteignung  (Zwangsabtretnng}  handelnde 
1.  Idefemng  dieses  Werkes  ist  bereits  früher  beriobtet  worden  (C.B1. 
vn,  63).  Die  vorliegenden  beiden  laeferangen,  mit  denen  das 
Buch  abschliesst,  geben  den  Inhalt  der  verschiedenen  im  Gross- 
henogtura  Baden  geltenden  Reichs-  und  Landesgesetze,  durch 
welche  dem  Eigentum  Beschränkungen  auferlegt  werden,  näm- 
lich: 2.  Die  Militilrlasten  (Friedensleistnn^  nnd  Kriegsleistungon), 
3.    die   Leistiuifjen    der   Wasserwehr,    d.    h.    der    im  tlelier- 
schwemmuügsgebiet  zum  Kampf  gegen  Wassersnot  organisierten 
Manaschaften,  4,  die  Eigenlumsbescbrankungen  des  Waldbesitzers, 
5.  die  gesetzlichen  Beschräukuugtu  des  Eigentums  bezüglich  des 
Bauens,  6.  die  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Eigentümers  im 
Anbauen  und  Verkaufen  von  Tabak,  7.  die  Baubesehrftn- 
kungen  des  Grundeigentums  in  der  Umgebung  von  Festungen, 
8.  die  Uigentnmsbescbrft&kungen  in  den  Beichakriegshftfen,  9.  die 
gesetzlichen  Beschränkungen  des  Eigentums  durch  die  Post, 
10.  das  gesetzliche  Verbot  der  Teilbarkeit  (Dismerobration,  Par- 
cellierung,  Zertrümmerung,  Zerstückelung)  der  Liegenschaften 
unter  einem  bestimmton  Masse,  welches  dureb  das  bad.  Gesetz 
vom  6.  April  Lsr)4  ausgesprochen  worden  ist;  danach  dürfen  r 
Wälder  und  Weiden  nicht  in  Stücke  unter  10  Morgen,  Aecker-  * 
und  Wiesen  nicht  in  Stücke  unter  '/4  Morgen  bad.  Mass  (=  9  Ar)  | 
geteilt  werden,  es  wäre  denn,  dass  dadurch  die  Vereinigung  der 
abgeteilten  Liegenschaft  mit  einem  angrenz^iiden  Qmndstücke 
des  Erwerbers  bezweckt  wird  und  hierbei  kein  Stück  unter  obi« 
gern  Mass  übrig  bldbt;  der  Bezirksrat  kann  jedoch  1.  im  ein* 
seinen  Falle  yen  diesen  Verboten  diq^sieren,  2.  für  bestimmte 
Gemarkungen  das  Verbot  auf  ein  grösseres  Mass  erweitern.  11. 
das  Nachbar-R.,   12.  das  Jagd-  und  Fischerci-R.  —  Der  Verf. 
hat  für  das  ganze  Buch  mit  Recht  die  systematische  Form  ge- 
wählt. V.  Cuny. 
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Oestiteifr.  Om  arbitsgifiaip.s  orsattnungssk vtdi^liet  för 
kroppsskada,  tora  drabbar  haus  arbetare  1  arbetet 
Upsala  1886. 

Baph««l.  Om  ansTarighet  för  skada  i  fäljd  af  jernvägs 
drift.   Stookholm  1886. 

Herslow  Omansvarighet  för  skada  i  faljd  afjernvägs 
drift.    Stockholm  1887. 

Auch  in  Schweden  ist  die  .Haftpflichtfrage«  in  der  letzten 
Zeit  vom  Gesetz-ebür  beaditet  worden.    Im  Jahre  1884  wurde 
eine  Kommission  niedergesetzt  mit  der  Aufgabe,  «zweckmässige 
Bestimmungen  vor/.uschlagan,  um  das  Verhältnis  zwischen  Arbeit- 
gebern und  Arbeitern   in  bezug  auf  TTn,s.lücksrälle  bei  der  Ar- 
ftwt  zu  ordnen  und  eine  Altersversidierung  för  Arbeiter  m- 
Stande  zu  bringen«,  ©ie  von  der  Kommission  vorbereitete  uni- 
fanende  Enquöte  ist  erst  im  nttehsten  Jahre  zu  erwarten  In- 
dessen hatte  der  Justizminister  einen  Teil  der  Frage  zu  gesetz- 
licher Regelung  aufgenommen;  im  Jahre  1886  wurde  ein  Ent- 
Wurf  „über  Verantwortlichkeit  för  Schaden  infolge  Eiseirbahn- 
bpfnebcs«  dem  Reichstage  vorgelegt  und  von  demselben  ange- 
uommen.    Dieses  Gesetz  -  vom  12.  März  1886  ^  macht  den 
BetnebsuQternehmer  verantwortlich  för  je<len  F^chaden ,  der  in- 
folge des  Betriebes  einen  bei  der  Eisenbahn  Angestellten  trifft, 
«sei  denn.-dass    der-  Schadenleidende  selbst    durch  grobe 
Jrahrlassigkeit  den  Schaden  veranlasst,  hat.    Dritten  gegenüber 
»t  die  Verantwortlichkeit  des  Betriebsherrn  weniger  streng;  sie 
tntt  nur  m  dem  FaUe  ein,  wenn  der  Sehaden  durch  dolus  oder 
«üpa  der  Verwaltung  oder  Bedienung  der  Eisenbahn  veranlasst  ist. 

Auch  in  der  Litteratur  ist  die  somit  angeregte  Haftpflicht- 
trage behandelt  worden.    Oeatberg  beschAftigt  sich  nur  mit 
der  \erantvvortlichkeit  des  Arbeitsherra  seinen  Arbettem  gegen- 
Uber  tur  körperliche  Beschädigung,  welche  sie  bei  der  Arbeit 
trifft.    Er  gibt   zuerst  eine  knrze  Darstellung  der  Schaden- 
it  —  D)it  besonderer  Rücksicht  auf  das  Verhält- 
des  Arbeitgebers  zu  seinen  Arbeitern       nach  verschiedenen 
wsmden  E.,  behandelt  eingehend  das  deutsche  Haftpflieht<resetz 
von  1871  und  die  deutsche  Gesetzgebung  über  Unfalhei'siche- 
niag.  Nach  einem  kurzen  Bückblicke  auf  das  ältere  einheimische 
^  untersucht  er  das  geltende.   Als  Prinzip  gilt,  dass  Verant- 
wortlichkeit iHr  Schaden  nur  dann  statlifindet,  wenn  der  Schaden 
die  Pol£re  einer  dolosen  oder  culposcn  Handlung  oder  Untere 
lassiing  ist;  wo  nicht  ein  ungehöriges  Verhalten  einer  fremden 
l'erson  den  Schaden  verursacht  hat,  ist  von  Eratattnnggpflicht  keine 
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Bede.  Der  Arbeitgeber  ist  somit  fttr  Beschädigung  seiner  Ar* 
beiter  nickt  TerftntwortUcli,  wenn  nicbt  aus  soldiem  Grande  der 

Schaden  ihm  zugerechnet  werden  kann;  nur  in  ganz  speziellen 
Verhältnissen,  z.  15.  in  den  seerechtlichen,  geht  seine  Verantwort- 
lichkeit weiter.    Jedoch  mnss  der  Arbeitgeber  auch  für  solchen 
Schaden  einstehen,  welchen  eine  Person  veranlasst  hat.  die  als 
sein  Stellvertreter  gehandelt  hat.    Was  die  Bewoislast  in  Bezug 
auf  Kau.saliliit  und  uncreliöritres  Verhalten  angeht,  ist  der  Verf. 
geneigt,  diese  Last  aut  den  Arlieitgeber  zu  legen,  erachtet  indessen 
eine  solche  Verteilung  nicht  mit  der  geltenden  RechtsautTassung 
übereinstimmend;  der  Schadenleidende  hat  somit  zu  beweisen,  dass 
der  Schaden  dnroli  dolus  oder  culpa  des  Arbeitgebers  Teranlasst 
ist.  —  De  lege  ferenda  will  der  Verf.  die  Verantwortlichkeit  des 
Arbeitgebers  d^  Arbeiter  gc^nftber  auch  materiell  viel  weiter 
erstrecken.  Eine  solche  Erweiterung  findet  er  in  der  Natur 
des  Arbeitskontraktes  begründet.  Bei  der  Sachmiete,  mit  welcher 
er  diesen  Kontrakt  parallelisiert,  ist  es  dem  Verniieter  leicht, 
das  Risiko  zu  berechnfin  und  durch  das  Mietgeld  sich  dafür  be- 
zahlen zu  lassen,  wie  auch  regelmässig  jede  Beschädigung  der 
Sache  auf  eine  culpa  des  Mieters  zurückzuführen  ist;  bei  der 
Arbeitsmiete  boll  die  Sache  anders  liegen,   indem  man  bei  Ein- 
gehung des  Kontraktes  gewöhnlich  keine  Rücksicht  aut  das  lii- 
siko  nimmt  und  der  eiutreflfende  Schaden  selten  seinen  Grund 
hat  in  einer  culpa  des  Arbeitgebers.  Es  ist  somit  von  öffent- 
lichem Interesse  geboten,  dass  der  Gesetzgeber  eine  weiter- 
.  gehende  E^tspflicht  statuiert    Die  Grenzen  dieser  Pflicht 
können  nur  so  bestimmt  werden,  dass  die  .Produktion  die  Opfer, 
die  sie  erfordert,  tragen  soll".  —  Dass  hiermit  ein  sivilrechtlich 
baltbarer  Grund  der  weiten  Verantwortllehkeit  des  Arbeitgebers 
den  Arbeitern  gegenüber  gelegt  sei,  darf  wohl  kaum  augegeben 
werden;  Verf.  selbst  scheint  sich  dessen  bowusst  zu  sein,  insofern 
als  er  auf  das  öffentliche  Interesse  verweist.    Die  Schrift  liefert 
indessen  einen  wertvollen  Beitrag  zur  KUirung  der  Frage  vom 
Standpunkte  des  geltenden  Rechts  aus  und  bringt  viel  Material 
zur  Beleuchtung  derselben. 

BaphaSl  knftpft  seine  Bemerkungen  Aber  .Verantwortlich- 
keit  für  Schaden  infolge  läaenbahnbetriebes'  dem  genannten 
Gesetze  vom  12.  Mltarz  an.  Er  bemerkt,  dass  nach  jenem  Ge- 
setze die  Verantwortlichkeit  des  Betriebsherrn  den  bei  dem  Be- 
trieV)e  Angestellten  gegenüber  weiter  geht  als  nach  dem  deutschen 
Haftptiichtgesetze,  indem  er  auch  für  oa«!ns  und  vis  major  ein- 
stehen muss.    Um  die  Rechtmässigkeit  dieser  Bestimmung  zu 
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prüfen,  untersucht  er  die  (Tes'etztrelmn*^  verscliiedener  Länder 
in  betreff  der  Verantworllicbkeit,  des  Arbeitgebers  für  den  dnrch 
seineu  Arbeiter  angerichteten  Schaden  und  gibt,  namentlich  nach 
den  Verhandlungen  des  17.  Jaristentages  —  auf  diejenigen  des 
18,  konnte  bei  dem  Erscheinen  der  Schrift  keine  Bflckaicht  ge- 
nommen werden  —  dne  kritische  Darstellung  der  in  dieser  Be< 
nebnng  aufgestellten  Theorien.  Keine  seheint  ihm  befriedigend 
nnd,  da  er  die  angeführte  GesetKesbestunmnng  als  ein  Produkt 
des  jetzigen  Rechtsbewusstscins  betrachtet,  sucht  er  dafür  eine 
Begründung  zu  finden.     1^.  verwirft   als  willkürlich   die  Be- 
Schrilnkung  dieser  Haftbarkeit  auf  Eisenbahnbetrieb  oder  gewisse 
Gewerbe,  wie  auch  den  Unterschied  in  der  Verantwortlichkeit 
den  Arbeitern  und  Dritten  gegenüber  und  die  Unterscheidung 
zwischen  körperlichein  Schaden  und  Saebbeschädigung.  Entweder 
mu&s  die  Verantwortlichkeit  des  Arbeitgebers  auf  eigene  culpa 
oder  dolus  beschränkt  werden  oder  man  muss  als  allgemeines 
Prinzip  eine  wdtergehende  Verantwortlichkeit  anerkennen.  Da 
letsteres  nach  seiner  Ansicht  das  Richtige  ist,  mnss  man  den 
Ghmndsats  annehmen,  dass  der  Arbeitgeber  unbedingt  einstehen 
muss  fär  jeden  Sdiaden,  der  durch  seine  produktive  Wirksam* 
keit  hervorgerufen  ist,  auch  wenn  der  Schaden  von  kasueller 
Natur  ist.     „Jedes  Opfer,   das  ein  produktives  ünternehraen 
fordert,  um  sein  Ziel  zu  erreichen,  muss  als  Produktionskosten 
beti achtet  und  ersetzt  werden."  —  Wie  raan  sieht,  stellt  der 
Verf.,  als  Schlüssel  der  Frage,  ebendenselben  Satz  auf,  wie 
Oestberg  —  er  gibt  ein  ökonomisches  Postulat,  aber  keine  juris- 
tische Begründung.  Seine  Ausführungen  sind  jedenfalls  der  Be- 
achtong  wert  und  zeugen  von  guter  Kenntnis  der  einsohlBgigen 
Idtterator. 

Das  Werk  Herslows  gibt  einen  wesentlich  für  den  prak- 
tischen Gebrauch  bestimmten  Kommentar  zu  dem  Gesetze  vom 
12.  März.  Für  jeden,  der  dieses  Gesetz  kennen  lernen  will,  ist 
dieser  Kommentar  um  so  mehr  zu  empfehlen,  als  der  Verf.,  da- 
maliger vortragender  Rat  im  Justizministerium,  den  Gesetz- 
entwurf selbst  verfasst  bat.  Afzelius. 
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IV.  Handelsrecht. 

Croldschmidt,  L.  y  1  m  des  Handels  rechts  mit  EinBchlusB 
des  Wechsel-,  See-  und  Versicherungsr echts  im 
Griindriss.    Stuttgart,  Enke.    1887.    62  S.    2  M. 

Wenn  auch  das  vorliegende  „System"  auf  seinen  62  Seiten 
nichts  als  Ueberschriften,  Quellenangaben  und  Litteraturnotizen 
enthält,  so  ist  die  Herausgabe  desselben  doch  von  grossem  Inter- 
esse und  zwar  nicht  bloss  für  die  Zuhörer  Goldscbmidts:  es  ist 
ganz  richtig  vom  Heransgeber  vermutet,  dass  der  vorliegende 
Gvundriss,  welcher  aus  nun  dreissigjührigen  Vorträgen  hervor- 
gegangen, jetzt  zum  erstenmale  im  Buchhandel  erscheint,  wegen 
der  Anordniug  und  dw  Litteratorangaben  sich  in  weiteren 
Kreisen  nOtslidi  erweisen  dttrfte,  wie  er  aach  schon  vielfach, 
ohne  Quellenangabe,  benntst  worden  sei.  Kurz  angedeutet  um- 
&Kt  dae  vorliegende  «System*  ausser  einer  EHnleitang,  welche 
den  Gnmdbegriffen  (Handel  und  Handels-R.  und  Handelswissen- 
scbaft)  sowie  ,der  gesi  bichtlichen  Entwickelnng  und  wissenschaft- 
lichen Bearbeitung  des  Handelsrechts"  Raum  bietet  fS.  5  —  15), 
zehn  Bücher:  1.  Regeln  und  Quellen  des  Handelsrechts  (S.  16), 
2.  Handel  u.  Handelsgeschäfte  (S.  17),  3.  das  Handlungshaus 
(S.  18—21),  4.  Mittels-  u.  selbständige  Hilfspersonen  (S.  22), 
5.  die  Handelsgesellschaft  (S.  23—28),  6.  die  Ware  (S.  29—32), 
7.  die  Handelsgeschäfte  (S.  33-43),  8.  das  See-K.  (S.  44—49), 
O.dasTersichemngs-R.  (3.  50—54),  10.  dasWeohsel-R.  (S.55— 62). 

Oareis. 

Endeinium,  W.  Da;;  deutscbe  Handelsrecht.  4.  Aufl. 
Leipzig,  Fues.  1887.  XII.  u.  795  S.  16  M. 
Seitdem  die  3.  Auflage  dieses  Buches  erschienen  ist  (1876), 
haben  sich  bedeutende  Aenderungen  im  Gebiete  des  deutschen 
Haudels-R.  vollzogen;  es  genügt,  auf  die  Aktiennovelle  vom  18.|VII 
1884  zu  verweisen.  Der  Verf.  bat  auch  seitdem  das  Handbuch  des 
Handels-B.  erscheinen  lassen,  dessen  eingehende  Behandlung  der 
einselnen  Materien  die  Verwertang  in  der  systematischen  Dar- 
stellung besonders  erwünscht  erscheinen  Uess.  Die,  neneAniiage 
hat  grösseres  Format,  anderen  Dmck  gewBhlt,  auch  durch  die 
Hinweise  auf  das  Handbuch  grosse  Abkürzung  der  Anmerkungen 
eintreten  lassen  können,  so  dass  das  Buch  um  mehr  als  16  Bo- 
gen gekürzt  worden  ist.  Dagegen  hat  die  Zahl  der  Paragraphen 
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um  21  mgenommen.  Die  Einteilung  des  Stoffes  ist  im  ganzen 
gleiebgeblieben;  nur  ist  der  Absclmitt  von*  den  Genossenscbaften, 
der  in  der  vorigen  Auflage  einen  Anhang  bildete  (g§.  177—187), 

jetzt  als  Abschnitt  4  des  1.  Buchs  .die  Personen  des  Handels-B.* 
(§§.  82—92)  eingereiht.  Im  1.  Buche  befinden  sich  nene  Para- 
graphen über  die  Handlungslehrlinge  (§.  30),  über  das  äussere  u. 
innere  VerhUltnis  der  offenen  Handflsf^csfillscliaft  f§.  41),  über  die 
Gründungsvorgänge  bei  der  Aktiengesellschaft  und  ihre  Prüfung 
(§.  63),  über  das  Vermögen  dieser  Gesellschaft-  (§.  67)  und  über  die 
Folgen  der  l'tiiuht Verletzung  seitens  ihrer  Organe  (>;.  70).  Im 
2.  Buche  , Objekte  des  Handelsverkehrs  und  die  H.  au  den- 
selben'' hat  die  Uebertragung  der  Waren,  das  Pfand-B.  und  das 
Znr&ckbehaltungs  K.,  welch  letateres  früher  unter  der  Rubrik 
der  besonderen  Sicherung  der  ErftOlung  (§.  99)  in  anderem  Zu- 
sammenhang erschien,  eingehendere  Behandlung  erfahren;  das 
Ürheber-B.,  das  früher  beim  Verlagsgeschäft  erörtert  wurde, 
hat  jetzt  neben  dem  Patent-R.  eine  gesonderte  Darstellung  (§.  109) 
getunden.  Im  3.  15 u  che  „Handelsgeschäfte"  begegnen  wir 
einer  Reihe  von  Aenderungen  der  Darstellnng.  So  scbliesst  der 
Abschnitt  über  die  allgemeinen  Grundsät/.e  mit  einer  Erörterung 
über  Uebertragung  der  Forderung  und  der  Schuld  (§.  123). 
Aus  §,  114  über  Abnabrae  und  Empfang  sind  die  §§.  137  und 
138  geworden  über  Abnahme,  Empfang  und  Beanstandung.  Im 
Abschnitte  Uber  die  GeldgeschAfte  ist  die  Darstellung  der  Lehre 
▼on  der  Anweisung  wesentlich  gekürzt,  die  Delegation  nicht 
mehr  besonders  behandelt;  der  Check  erscheint  neben  der  Giro- 
anweisung in  §.  168.  Im  Abschnitte  4  hat  die  öffentliche  An- 
leihe und  das  Emissionsgeschäft  eine  einheitliche  Darstellung  er- 
fahren. Die  meiste  stoÜ'lMb  Uereichening  bietet  der  Abschnitt  5 
von  den  „  Arbeitsgesehäitt  n" ;  die  Lehre  von  der  Post  und 
von  der  Eiserbahn  ist  statt  in  je  1  in  je  4  Paragraphen  ein- 
gehend behandelt  (§§.  179—186),  zur  Lehre  von  der  Beförde- 
rung durch  Telegraph  gesellt  sich  in  §  187  die  Beförderung 
durch  Telephon.  Beim  Kommissionsgeschift  ist  dem  Verhttltr 
nisse  des  Eommissionllrs  zu  Dritten  eine  besondere  Darstellung 
gewidmet,  neben  dem  YerUgsgesohäfte  sind  die  Übrigen  Geschäfte 
des  Buch-  und  Kunsthandels  und  die  GesohAfte  der  Druckereien 
beleuchtet  (|.  200).  An  die  Stelle  des  §  174  über  die  Ver- 
sicherungsgeschäfte im  allgemeinen  sind  die  §§.  201—206  über 
den  Begritf  der  Versicherung,  den  Begriff  und  den  Abschluss 
des  Versicherungsvertrags,  die  Verpflichtungen  der  beiden  Teile, 
sowie  über  Dauer  des  Verhältnisses  und  Uebertragung  des  An- 
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qpraclis  getreten.  Die  Erankea-  und  Ünfallyersidierang  sind, 
obgleich  ans  ihnen  attch  privatrechtliche  Anspritche  entspringen, 
nidit  in  die  Dantellung  herangezogen,  auch  mcht  die  einge 
scbriebenen  Hilfekassen,  weil  alle  diese  Institate  sunftehst  dem 

Verwaltungs-R.  angehören.  —  Der  Verf.  betont  am  Schlüsse  der 
Einleitung,  dass  er  an  der  „realistischen",  die  wirtschaftlichen 
Grundsiltzc  mit  heranziehenden  Begründung  des  Handels-R.  im 
Gegensatze  zu  der  ^sogenannt  echt  juristischen  Konstruktion** 
festhalte.  Da  er  auf  die  betretfenden  Streitfragen  und  ^Anfein- 
dungen" nicht  eingeht,  genügt  diese  Kennzeiidmung  beiueö  Stand- 
punktes. —  Der  Verf.  bemerkt,  dasb  durcii  die  knappere  Fa^i- 
sung  die  Bearbeitung  sich  mehr  dem  Charakter  eines,  wenn  auch 
nicht  allsu  knapp  gehaltmen  Ldirbuchs  n&hem  wolle.  Diese  Ab* 
sieht  dürfte  in  der  That  durchgeführt  sein,  denn  die  Darstellung 
ist  dein  Lehrzweeke  durchaus  angq>asst.  Heinsheimer. 

£ger,  0.  E i s  G nb ah n r G c h  1 1  i c h  e  E n ts c h  e i  d nngen  d eutsch er 
Gerichte.    Berlin,  Heymann.    1886  u,  1887.    IV.  4  u.  . 
V.  1  u.  2.    k  Bd  10  M. 

üeber  die  Anlage  des  vorliegenden  Sammelwerkes  ist  schon 
wiederholt  (C.Bl.  IV.  335-339  und  VI.  293—295)  berichtet. 
Es  darf  daher  diesmal  die  Bemerkung  genügen,  da.ss  auch  iu 
dieser  Serie  von  Urteilen  wieder  ein  reicher  Rechtsstoli'  aufge- 
speichert ist,  der  das  grösste  Interesse  darbietet.  Mehrfach  sind 
jetxt  auch  Entscheidungen  des  Beichsrersicherungsamtes 
abgedruckt  worden.  Meili. 

Boiecny,  R.  Die  Rechte  der  ausschliesslich  privilegier- 
ten Kaiser-Ferdinands-Nordb  ahn.  Eine  eisenbahn« 
rechtliche  Studie.    Wien,  Mauz.    18ö7.    174  S.    3  M. 

Gestützt  auf  das  , Privilegium"  vom  4.  Marz  1836  trat  die 
Kaiser-Ferdinands-Nordbahn  ins  Leben  auf  die  Dauer  von  50 
Jahren.    Allein  Art.  10  enthielt  folgenden  Satz: 

»Nach  Ablauf  der  50  Privilegialjahre  kann  der  Unter- 
nehmer mit  den  Real-  und  Mobiliarzugehörungen  der  dann  er- 
loschenen Unternehmung  als  ISgentfim«  f^ceisdialten,  tLber  deren 
Ablösung  mit  dem  Staate  oder  mit  Privaten  in  Unterhandlung 
treten,  und  wenn  er  selbst  oder  die  Abndimer  jener  Zugehtt- 
rungen  sich  sur  Fortsetzung  der  (Jnternehmung  melden  sollten 
und  diese  als  nutslich  sich  bewfthrt  h&tte,  wird  die  Staats- 
verwaltung keinen  Anstand  nehmen,  sich  ZU  eiuer  ErneU^ning 
des  Privilegiums  herbeizulassen." 
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Ueber  die  Bedeatnng  und  reehtliobe  Wirkang  dieses  dem 
Privileginiii  einverleibten  Bestandteiles  entstand  in  Oesterreieli 
anlBadicb  des  AblanCs  der  50  Jabre  ein  grosser  Streit  und  eine 
Tolnmindse  .Nordbabnlitteratur*. 

Zuniichst  wird  v  i  Verf.  untersucht,  ob  nach  Ablauf  der 
50  Jahre  die  Eisenbahn  (die  ganze  Anstalt  mit  allen  Vermögens- 
teilen)  dem  Staate  heimfalle.  Mit  guten  Gründen  wird  dies 
bestritten.  Die  ^Kon/.cssionsdirektiven"  datieren  von  1838  und 
das  ,Hofkanzlcidekrt't''  vom  30.  Jnni  1838  spricht  von  „künf- 
tigen Konzessionen".  Weiter  wird  ge,£,'en  jene  Auffassung  die 
Tbatsache  verwertet,  dass  der  Staat  zweimal  in  der  Lage  ge- 
wesen wftre,  das  Heimfallsreebt  zur  Geltung  zu  bringen,  wftb- 
read  dies  nicht  geselieben  sei. 

Die  Hauptfrage  konzentriert  sieb  aber  auf  die  Auslegung 
des  oben  dtierten  Art.  10.  Was  war  mit  dem  Satse:  »wird  die 
Staatsverwaltung  keinen  Anstand  nehmen"  ausgesprochen?  Lag 
darin  eine  rechtlich  bindende  T(>rp*1icbtuntr  des  Staats  (ein 
öffontlich-reehtliches  pactum  de  contrahendo)?  Darüber  ist  auch 
jetzt  noch  nach  den  interessanten  Erört orangen  des  Verf.  (S.  57 
bis  86)  ein  Streit  möglich,  allein  der  Grundgedanke  und  das 
Resultat  der  Ausführungen  des  Verf.  sind  zutreffend.  Lag  aber 
in  Art.  10  eine  wirkliche  juristische  Bedingung  V  Wenn  nun  als 
festgestellt  zu  betrachten  ist,  dass  in  jener  Zusicherung  eine 
staatliche  Obligation  liege,  so  blieb  noch  zu  erörtern,  zu  wel- 
chen Bedingungen  der  Staat  sich  zur  Erneuerung  des  Privi- 
legiumjs  (z.  B.  auch  zur  Oewftbrung  der  bisherigen  ToUen  Tarif- 
freiheit) sherbeilassen'  müsse.  Der  Frage  ist  die  Aktualität 
wieder  genommen,  weil  der  Nordbahn  am  1.  Jan.  1886  eine 
neue  Konzession  erteilt  worden  ist. 

Der  Vcrf  bat  naturgemHss  auch  auf  die  Kechtsvcrhiiltnisse 
anderer  üsterr.  Eisenbahnlinien  eingehen  müssen  und  so  stellt 
die  Schrift  einen  bemerkenswerten  Beitrag  zu  der  österr.  Eisen- 
bahngeschiühte  und  speziell  zu  der  iatrikatcn  Lehre  Über  die 
Konzessionen  dar.  In  einem  Anhange  (S.  181—174)  ist  der 
Wortlaut  des  Nordbahnprivilegiums  und  der  Statuten  ahge- 
^ckt  Daran  reihen  sieh  noch  einzelne  andere  österr.  Eisen* 
bahnkonzessionen. 
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Y.  Ötrat'reclitswiääeuächait. 

Thüinniel,  C.  Der  gerichtliche  Zweikampf  und  das  heu* 
tige  DnelL  (Heft  4  der  deutseben  Zeit-  und  Streitfragen.) 
Hamburg,  Riehter.   1887.  32  8.  1  H. 
Das  Duell  ist  Infolge  bekannter  Entscheidungen  des  Reichs- 
gerichts seit  Jahren  Gegenstand  eines  Strdtes  über  die  juristi- 
schen Kreise  hinaus  geworden,  der  nooh  heute  nicht  ausgefochten 
ist.  Auch  die  vorliegende  Schrift  löst  diesen  Streit  nicht,  aber 
de  kann  wie  jede  sich  mit  der  geschichtlichen  Eniwickelung  des 
heutigen  Zweikampfs  befassende  Arbeit  als  ein  Beitrag  zu  dieser 
Lösung  betrachtet  werden.    Th.  behandelt  nur  eine  Frage  in 
dieser  g<\«ichiclit liehen  Entwickelung:  er  vergleicht  auf  Grund 
eingehender  l^'^iellenstndien  da'=  Wosen  und  den  Zweck  des  heu- 
tigen Zweikampfs  mit  dem  midehilterlirhen  Zweikampfe.  Dieser 
Will-  ein  lediglich  vom  R.  gescliaifeues  piüzossuales  Beweismittel, 
däb  zur  Jiuihcheidung  einer  zwischen  beiden  Tarteien  schweben- 
den Rechtsfrage  dienen  sollte.  Der  Zweikampf  wtirde  eingeleitet 
dadurch,  dass  Behauptung  gegen  Behauptung  gestellt  wurde, 
dass  der  .  Verklagte  die  des  Klägers  einfach  falsch  oder  diesen 
einen  Lttgner  nannte.  In  dunkler  rechtsgeschichtlieher  Erinne- 
rung an  diese  letzte  Beschimpfung  der  solennen  Einleitung  des 
gerichtlichen  Zweikampfs  hat  man  nun  später,  nachdem  dieses 
Rechtsinstitut  längst  geschwunden,  in  dem  Zweikampfe  nur  noch 
die  gesuehte  Sühne  für  jenen  Schimpf  eililickt.    Ein  solches  zur 
Gutmacbuug  von  Ehrenki änkungen  bpstiiuniios  Mittel  war  al>er 
damals  der  Zweikampf  durchaus  nicht.   I  ^urtdi  den  Kampf  wur  de 
vielmehr  nur  die  Wahrheit  einer  der  gegeuübergestellten  Be- 
hauptungen erwiesen,  und  deshalb  war  mit  dem  Kautpfe  keines- 
wegs auch  der  Rechtsstreit  selbst  beendet.  Es  munte  nun  erst 
die  sich  aus  dem  Ausgange  des  Kampfes  ergebende  rechtliehe 
Polge  gezogen  werden:  dcir  im  Kampfe  unterlegene  Angeklagte 
wurde  also  noch  durch  Urteil  mit  Strafe  belegt;  unterlag  der 
Anklitger,  so  war  die  Anklage  hinfällig  und  der  Angeklagte 
ging  straflos  aus.   Der  Kreis  derjenigen  Fillle  und  Rechtsfragen, 
welche  durch  Kampf  entschieden  werden  sollten  und  konnten, 
ist  nun  allerdings  ein  wechselnder  gewesen ;  die  frühere  All- 
gemeingültigkeit —  auch  bürgerliche  Uechtsstreitigkeiten  wurden 
durch  Zweikampf  entschieden  —  hat  aber  die  spätere  Rechts- 
pflege auf  bestimmte  Fttlle  (Raub,  Mord,  Diebstahl,  Notsneht) 
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TO  iMScbr&nken  gesucht;  jedenfalls  ist  der  Zweikampf  zur  Sühne 
Ton  Bhreohindeln  in  der  SlteBten  Zeit  nicht  einmal  yorrogsweiae, 
spSter  Überhaupt  nicht  benntst  worden.  Der  Yert  spricht 
schliessUoh  die  Hoffiinng  ans,  dass,  wie  der  gerichtliehe  Zwei- 
kampf heute  durch  den  Eid  enetit  worden,  so  allmShlioh  auch 
das  heutige  Duell  tLberwunden  werden  wird.  Boedenbeck. 

Stachow,  H.   Einführung  in  die  Thätigkeit  des  Staats- 
anwalts.  Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht.  42  S.  IM. 

Die  kleine  Schrift  verfolgt  den  Zweck,  wie  es  im  Vorwort 
heisst,  jüngeren  mit  der  Thätigkeit  des  Staatsanwalts  nicht  ver- 
trauten Beamten  einen  üeberblick  über  dieselbe  zu  gewähren  und 
die  Genchtspunkte  herrorzuheben,  welche  bei  der  Bearbeitong 
des  Dezernats  in  Frage  kommen.  Ist  die  Arbeit  auch  znnKehst 
for  die  Beamten  der,  bei  dem  üm&nge  der  ihr  obliegenden  um« 
fassenden  Au^ben  ganz  eigenartig  gestalteten  Staatsanwalt* 
Schaft  bei  dem  Landgerichte  I  in  Berlin  zugeschnitten,  so  wird 
sie  doch  auch  den  Mitgliedern  anderer  Staatsanwaltschaften  Nutzen 
gewähren.  Die  dem  öffentlichen  Ministerium  obliegenden  Ge- 
schäfte sind  sämtlich  in  kurzen  Bemerkungen  mitgeteilt  und  die 
nötigen  Winke  für  die  Art  ihrer  Bearbeitung  gegeben.  Die 
Nichtbeobaehtung  der  verschiedenen  Bezeichnungen  für  den  zur 
Untersuchung  Gezogenen  wie  .Beschuldigter",  »Angeschuldigter", 
»Angeklagter"  (S.  12)  hat  bekanntlich  gar  keine  Wirkung,  man 
sollte  also  ruhig  diese  ganze  unnütze  Unterscheidung  dw  Str.- 
Pr.O.  obsolet  werden  lassen,  wie  hoffentlich  auch  bald  die,  nur 
zu  überflüssigen  Toilettenausgaben  f&hrende  wttsae  Binde  obsolet 
werden  wird.  Der  der  Konkursordnung  eigentümliche  Ausdruck 
«Ausschüttung  der  Masse"  hätte  wohl  als  Bezeichnung  für  die 
Verteilung,  Rückgabe  und  Verwertung  der  mit  Beschlag  be- 
legten asservicrten  Gegenstände  (8.  30)  durch  einen  passenderen 
ersetzt  werden  können.  C.  Fuchs  (Jena). 

H«Bl6»  W.  Das  Gerichtsgefängniswesen  in  Bayern.  Nörd- 
lingen,  Beck.   1887.  XV  u.  802  a  6  M. 
Der  Mangel  eines  einheitlichen  StrsfroUzugsgesetzes  fOr  das 
Deutsche  Reich  veranlasst,  dass  die  Bestimmungen  über  den 
Vollzug  der  Freiheitsstrafe  in  einer  Reihe  von  Reichs-  und  Landes- 
gesetzen zerstreut  sind,  wodurch  die  Uebersichtlichkeit  und  Hand- 
habung naturgemass  erschwert  wird.    Dieser  Umstand  recht- 
fertigt den  im  vorliegenden  Werke  verwirklichten  Plan  des  Verf., 
für  Bayern  ein  .Handhilfsbuch  für  alle  mit  dem  Gefängnis- 
OwtwiMrtt  n*  UdMwrtiwMAaft.  TO.  Bau«.  1^ 
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wesail  befassttn  Stellen,  Behörden  und  Pei*sonen"  herauszugeben; 
aus  dem  Titel  erhellt  zugleich,  dass  sich  das  Werk  auch  auf 
den  Vollzug  der  Untersuchungshaft  erstreckt.  Das  Buch  wird 
seinem  Zwecke  um  so  mehr  genügen,  als  H.  sich  nicht  begnügt 
hat,  den  Text  der  Qesetze  und  Verordnungen  aneinander  zu 
reihen.  Er  hat  denselben  vielmehr  mit  sachgemässen  Erläute- 
rungen und  YerweisungMi  iik  koinmeiitatorisdher  Form  begleitet, 
80  duB  die  einxelneii  BeBtimmnngeii  mOgUcbst  in  ibrem  Zn- 
sammenhang  mit  den  sonstigen  einschlagenden  Vorsdiriften  auf- 
treten. Der  Stoff  ist  in  15  Abaehnitte  geteilt,  von  welchen 
I-~IV  die  Beichs-  und  Landesgesetze,  nämlich  Str.G.B.,  Q.V.O., 
Str.Pr.O.  und  Mil.Str.G.B.,  ferner  das  bayer.  Ansführungsgesetz 
zum  G.V.6.  und  zur  Str.Pr.O.,  V— XV  Verordnungen,  Ministerial- 
bekanntniachungcn  und  sonstige  Vorschriften  enthalten;  wir 
heben  daraus  hervor  die  umfangreiche  Dienst-  und  Hausordnung 
für  Gerichtsgefangnisse  (VII),  Bekanntmachung  den  Arbeitsfond 
für  die  Gerichtsger^ugnissc  betr.  (VIII),  Vorschriften  über  das 
Gefängnis  bau  wesen  (XV).  Anhang  I  bnngt  eine  Uebersicht 
über  die  Titel  des  bayw.  Jnstizetats  und  Anhang  II  teilt  jene 
Paragraphen  des  Str.<}3.  mit,  welche  strafbare  Handlungen  der 
Gefibignisbeamten  und  gegen  dieselben  betr.  Wesentliches  IKset 
das  Buch  kaum  ▼ermissen.  Zwar  ist  nicht  barücksichtigt  das 
bayer.  Gesetz  vom  26./XII.  1871,  den  Vollzug  der  Einführung 
des  R.Str.G.B.  in  Bayern  betr.,  allein  die  im  Ausführungsgefiets 
zur  Str.Pr.O.  Art.  2  Ziff.  6  aufrecht  erhaltenen  üebergangs- 
bcstimmungen  haben  keine  praktische  Bedeutung  mehr,  abge- 
sehen etwa  von  Art.  33  und  37.  Im  Anhang  II  wilren  viel- 
leicht noch  §.  118,  359  des  Str.G.B.  und  An,.  105,  106  des 
bayer.  Ausfuhrungsgesetzes  zur  Str.Pr.O.  zu  berücksichtigen  ge- 
wesen. Kl  ein  feller. 


YL  Eirclienrecht. 

Kelazione  e  disegno  di  legge  suü'  ordinaaiento  degli 
enti  morali  eivili  del  culto  cattolico.  ßoina,  Ripa- 
monti.  1887.  157  S.  (Im  Buchhandel  nicht  zu  haben, 
erscheint  aber  in  der  Giurisprudenza  italiana.  Turin,  TJnione. 
tip.   Jshrl.  35  fr.) 

In  Erledigung  des  Vorbehaltes  des  Garantiegesetzes  (Art  16  ' 
und  18)  enthlüit  der  vom  StaatsratsprSsidenten  Cadoma  unterm 
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15  II.  1887.  erstattete  Ausschussbericht  (S.  9)  der  dnrch  könirf 
vo.  12./ni.  1885  aus  Mlt^Hedern  beider  Ka'^e^'":^^ 
höchst  n  Beamten  gebadeten  Kom.niesion  die  Grundlagen  (S.  15 
Dm  34)  der  Trennung  von  Staat  und  Kirche  und  die  Skizze 

3^1^  '''-'''^  über  Venva.tnng  und  v" 

Wendung  des  gesamten  Vermögens  katbolischer  Pfründen  Stif- 
tungen mid  Öemeinden;  die  eimelnea  Artikel  werden  S  35-lon 
eingehend  begründet.   In  eine  Pfründe  kann  nur  ein.ew.e^  1 
r       ^^^^^  ^h^rser-n,  ansüC  betritt 

Tnwfiwr  "^'^^  ^  Oberstaate. 

anwalf  (Geigel,  .tallen.  Staatskirchen-R.  S.  62,  C.B1  729^ 

'^tl  %l  ^'•^^'^-«-^chnss  den  Bischof  und  die  Domherren; 

S^n*^.  40  r'"'"''"''  ^'^"'^        bepfründete  Pfatrgebilfen 
a«ien  40  Tagen  von  der  Anzeige  ab  erbebt  d.r  MinLr  ge- 
^benen  PaUes  Einspruch  zum  Könige  i.n  Staat.afe  (Art.  5o' 

«e«thehe   sondern  ancll       der  Ptarrausscbus^e  gegen  Bischof 
«nd  Domherrn  ,md     d«rMi1»Ueder  der  Pfarrgemeinde  (Art  .  23) 
S  .1  I""'''.       Pfründendnweisung  durch  Klage  bei  den 
t  r  f  ^  ^«  A-BBchusses 

da  V.i       .  Steateanwaltsohaft,  hat 

da  Uberlandesgericht  die  Pfründe  jedem  GeistHehen  za  entriehen, 
weicher  wegen  Verbrechens,  entehrenden  Vergehens  oder  Wider- 
«tzhchkeit  verurteilt  worden  ist  oder  gegenwärtigem  Gesetze 
2U  fugen  weigert  (Art.  25).    Auch  wegen  sonstiger  Ver- 
^ilung  oder  Interdiktion  (Art.  20)  kann  der  Ausschuss  oder 
«aw  desselbeii  V»  der  PfaiTgemeind.mit-Upd.r  bezw  der  Pfarr- 
ftittsehülse  auf  Pfründenentsdehuug  klageru    Das  i^atronat  des 
^    ^  »llfgehoben  (Art.  57),  das  der  Privaten  und  de. 
rAH  9«      .  ^  ki«Alicher  Behörden  dagegen 

^  J  i  ^  l>iö8«sanaii88ch«S8  übertragen. 

e      Jahre  alten  katholischen  Hanshaltnngsvorsttode  wählen 
y  jo     Jahre  in  ihrer  Pfarrei  3  oder  5  Mitglieder  des  P&rr- 
a^^chusses  (Art.  10),  sämtliche  Pfarrausschüsse  dagegen  an  einem 
Wimmten  Tage  (getrennt)  5  oder  7  Mitglieder  des  Diözesan- 
^WÄOsses,  je  nachdem  die  Diözese  15000  Seelen  oder  mehr 
t  (Art  12).    Die  Ausschüsse  wählen  aus  ihrer  Mitte  den' 
vorsiteenden;  der  Bischof  bezw.  Pfarrer  kann  den  Sit/.nn<.en 
Oeiwobnen  (Art.  14).    Der  P&rrausschuss  verwaltet  das  Ptkrr- 
gememde-  nnd  das  GottesliaaeTermögen  und  überwacht  die  Ver- 
aögensverwaltnng  der  Pfarrer,  der  Bmdersehaften  und  sonstigen 
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örtlichen  Kultusanstalton.  Der  Diözesanausschuss  verwaltet  das 
Vermögen  des  Doms  und  der  Bistumsgemeinde  und  überwacht 
die  Vermögensverwaltung  des  Bischofs,  der  Domherren  und  der 
geistlichen  Bilduugsaustalten.  Unter  die  Bistumsgemeiudea  wer* 
den  die  26^4  Mill.  Franken  verteilt,  welche  jetrt  unter  Verwal- 
tong  der  QenenlOkonomate  stellen.  Das  Vermögen  des  Kultus* 
fonds  bleibt  dagegen  vorerst  noch  unter  staatlicher  Yerwalf 
tong  als  katholische  Landesstütong,  und  werden  allmählich  aus 
den  Zinsen  120  Bischöfe  auf  6000  Fr.  und  9246  Pfarrer  auf 
800  Fr.  jährlich  (Gesetz  vom  14./VIL  1887,  Zehntaufhebung 
betr.)  aufbessert  und,  soweit  seinerseit  Ueberschüsse  verbleiben, 
hieraus  fxeistliche  Bildungsanstalten  unterstützt.  Alle  Kultus- 
anstalten haben  aus  den  Rentenüberschüssen  dem  Kultusfonds 
Beiträf)fe  zu  entrichten.  Der  Klosterfonds  der  Stadt  Kom  wird 
künftig  vom  Bürgermeister  und  7  Mitgliedern  verwaltet,  wovon 
4  der  Künijr  und  3  der  Gemeinderat  ernennt.  Im  ülnigen  er- 
streckt sich  der  Gresetzentwurf  weder  auf  Rom,  noch  auf  die 
Sitse  der  Torstadtischen  Bistümer  (Art.  68).  An  Stelle  der 
bfirgerlichen  (Gemeinde  tritt  die  Kirchengemeinde  hinsichtlich 
der  Unterhaltung  der  Kirche,  der  Dienstwohnung  des  Geistlichen 
und  der  Kirchenger&te;  doch  sollen  die  Kirehenumlagen  5  Pros, 
der  Staatssteuorn  für  Pfarr-  und  DiOzesangemeinde  nicht  über^ 
schreiten.  Auch  die  Pfarrpfründen  müssen  fruchtbringende  Güter 
in  Staatsrente  umwandeln.  Die  Sinatsaufsicht  auf  die  Rechts- 
personen des  Kultus  wird  durch  die  Staatsanwaltschaft  ausgeübt; 
über  Wahleinsprüche,  Rechnungsstreitigkeiten  und  Beschwerden 
wegen  Auferlegung  von  Pflichtausgaben  entscheiden  die  ordent- 
lichen Gerichte.  Die  Rechtsgeschäfte  der  Rechtspersonen,  wozu 
Staatsgenehmigung  erforderlich  ist,  sind  übereinstimmend  mit 
dem  geltenden  B.  in  Art.  47  und  48  au^eflUivt.  Der  Gesets- 
entwnrf  belXsst  der  kirchlichen  OberbehOrde  die  Poliaei  in  der 
Kirche  (Art.  80),  «itsieht  ihr  im  übrigen  jede  rechtliche  SSn- 
Wirkung  aufs  Kirchengut  und  behandelt  vielmehr  die  C^emeinde 
als  Trägerin  des  Eigentums.  F.  Geigel. 

V.  Zshishman.  Das  Stifter-R.  in  der  morgenländischen 
Kirche.  Wien,  Holder.  1888.  VI  u.  106  S.    2  M.  80  Pf. 

Wer  eine  öffentliche  Kirche  stiftet  und  die  Kosten  des 
Gottesdienstes  sowie  den  Unterhalt  des  Geistlichen  übernimmt, 
erlangt  auch  in  der  morgenl&ndisohen  Kirche,  wenn  er  nicht 
ausdrücklich  hierauf  Tersichtet,  fttr  sich  und  seine  Bluts-  wie 
letotwilligen  Erben  oder  Besitxnaehfolger  ausser  den  Ehren-Bw, 
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wie  der  Erwftlmnng  in  dm  Ektenioi,  Biptydieii  und  Jahrbttöhcfni, 
und  ansBor  dem  Anrecht  auf  Lebensonterhalt  im  Falle  der  Ver^ 

armung  sowie  der  Verwaltung  seiner  Stiftnng  zufolge  der  trotz 
der  zweiten  Synode  von  Niclla  in  Geltung  gebliebenen  Nov.  123 
cap.  18  das  R. ,  dem  Bischöfe,  in  dessen  Diözese  die  Stiftung 
liegt,  den  betreffenden  Geistlichen  vorzuschlagen  und  behält  dies 
R.  bei,  solange  er  rechtgläubig  bleibt,  die  Obliegenheiten  eines 
Verwalters  erfüllt  und  die  Kirche  sowie  die  Pfründe  unterhält. 
Andernfalls  tritt  an  seine  Stelle  der  einzelne  oder  die  Kirchen- 
gemeinde, welche  mit  Genehmigung  des  Bischofs  wieder  die 
Sirehe  herstellen  oder  das  Qotteshans»  bezw.  PfrftndevermOgen 
ergänzen.  Es  handeln  S.  1 — 14  von  der  Entwickelnng ,  dem 
Wesen  nnd  der  Einteilung  des  8tifter-E.,  S.  15—20  von  den 
Bedingungen  für  den  Erwerb,  S.  21 — 46  tob  nrsprftnglicbem 
Erwerbe,  S.  47-  80  von  den  R.  und  Pflichten  des  Stifters,  S.  81 
bis  98  vom  üebergange  und  S.  99—101  vom  Erlöschen  des 
Stifter-R.,  endlich  S.  102  —  106  vom  gerichtlichen  Verfahren  und 
zwar  durchgeheuds  in  Gemilssheit  der  Eutscheidungen  der  Sy- 
noden insbesondere  von  Konstant  iuupel  und  der  kirchlichen 
Uebung;  das  Sonder-  und  Staatskirchen-lv.  ilusslands,  Serbiens, 
Rumäniens,  Griechenlands,  Bulgariens  und  der  Bukowina  haben 
nur  ansnahmsw^e  in  den  sonst  ttbrigens  ftnsserst  reichhaltigen 
Anmerkongen,  welche  das  gesamte  Qnellenmaterial  mnschliess- 
lieh  der  Stiftungsorlranden  ans  den  ttltesten  Zeiten  bis  znm 
heutigen  Tage  umfassen,  Verwertung  gefunden.  Zufolge  der 
Synoden  von  401 ,  419 ,  787  und  861  dürfen  die  Stifter  oder 
Nachfolger  dmelben  das  Stiftungsgut  weder  für  sich  mehr 
zurücknehmen,  noch  ohne  bischöfliche  Genehmigung  und  ohne 
dringende  Notwendigkeit  veräusseru  oder  belasten ;  der  Erlös 
darf  jedenfalls  nur  für  den  Stiftungszweck  verwendet  werden. 
Auch  können  die  Inhaber  das  Stifter-R.  tür  sich  mcht  gegen 
Bntgelt  unter  Sondertitel  abtreten ;  ihr  Eigentum  lebt  nur  dann 
wieder  anf,  wenn,  z.  B.  durofa  Aussterben  der  Pfisrrgemeinde, 
die  Widmung  fär  den  kirehlifdien  Zweck  seitens  des  Bischoft 
aufgehoben  wird.  Gleichwohl  schreibt  der  gelehrte  Verf.  das 
Eigentum  nicht  der  Stiftnng  selbst,  trotzdem  solche  staatlich 
oder  vom  Bischöfe  kraft  staatlicher  Ermächtigung  bestätigt  wird, 
sondern  stcis  nur  dem  Inhaber  des  Stifter-R.  7ai;  für  die  Kirchen- 
gemeinde spriiche,  dass  die  Stifter-R.  in  Ermangelung  von  Erben 
ihr  mit  Aus.schluss  des  Fiskus  heiinfallen.  Dass  man  sich  und 
seinen  Nachfolgern  auch  für  Klöster,  Unterrichts-  und  Wohl- 
thätigkeitsanstalten  das  Stifter-B.  (t&  x'n)pottx6v  Scxmov,  imoFB) 
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in  der  Griindungsurkunde  (toiccxoy)  vorbehaltea  kann,  ist  übrigens 
keine  Eigentümlichkeit  ausschliesslich  der  morgenländischen 
Kircbp  (französ.  Arrf'te  16  Fruct.  XT,  Pasicrisie  b^lTp,  1884,  I, 
46  lind  Geisel,  Italien.  8taatskircheu-R.  96,  151  und  169).  Von 
dieser  Nebenbedeutung  abgesehen,  entspricht  das  Stifter-R.  im 
wesentlichen  dem  abendländischen  Patronate,  wiewohl  in  letzterem 
nicht  auch  die  Befugnis  liegt,  ohne  Mitwirkung  des  Bischofs 
von  der  Pfründe  zu  entheben.  Wegen  der  Rechtsfolgen  erörtert 
die  Abkandltmg  des  jetst  in  den  Ruhestand  tretenden  Veif  .  aneh 
die  Weihe  kirchlicher  Sadien  eingehendst;  ausfafaxlicher  ist 
namentlidb  auch  die  Ersitsang  behandelt.  F.  Geigel. 

Binder,  M.  J.    Praktisches  Handbuch  des  katholischen 

Ehe-R.  Für  Seelsorger  im  Kaisertum  Oesterreich.  ^.  Aufl. 
umgearbeitet  von  J.  Schleicher.  Freiburg,  Herder. 
548  S.    6  M. 

Die  neue  Anflag'e  1  »ringt  das  in  Oesterreich  und  darüber 
hinaus  viel  gel)rauchte  B.sche  Handbuch  teils  in  verkürzter 
Form,  teils  mit  vermelirtem  Inhalt.  Eine  Minderung  des  Stoffs 
ist  bei  der  auf  10  Seiten  zurückgeschnittenen  kirchlichen  Ehe- 
gerichtsbarkeit eingetreten.  Dagegen  hat  das  materielle  Ehe-R. 
durch  ISnbesiehnng  der  staatlichen  Vorschriften  (interkonfessio- 
nelle Gesetsgebnng  von  1868)  eine  er^^fcnzende  Umarbeitung  er- 
fahren. 

Die  Darstellung  gliedert  sich  in  die  liblichen  drei  Teile. 
Im  ersten  wird  die  Lehre  von  den  Ehehindernissen,  im 
zweiten  deren  Behebung  und  die  Ehekonvalidation,  im  dritten 

das  kirchliche  Gerichtsverfahren  in  Ehesachen  abgehandeli. 
lieber  die  Zivilehe  soll  ein  kurzer  Fxlcurs  orientieren  (S.  37'^ 
bis  37t»J.  Für  den  kirchlichen  Praktiker  sind  am  Schluss  zahl- 
reiche, gut  ausgewählte  Formulare  beigegeben. 

Bemerkenswert  erscheint  der  von  dem  Herausgeber  einge- 
nommene Standpunkt.  Die  katboüsdie  Satzung  findet  ihren 
Ausdruck  in  dem  Eingangssata:  ,I!e  ist  gar  kein  Zw^fel,  dass 
die  IQrehe  das  ausseh  Ii  es  sliche  B.  hat,  die  zum  gttltigen 
Empfang  des  Ehesakraments  notwendigen  Bedingongen  festsu- 
setsen^  (S.  1).  Demgem&n  wird  denn  auch  die  sogen,  sieb^' 
bürg.  Ehe  (geschlossen  auf  Grund  einer  von  den  ünitariern  in 
Klausenburg  kraft  staatlichen  R.  ausgesprochenen  Ehescheidung) 
rundweg  als  eine  „legitimierte  Bigamie"  be/eichnet  {Ä.  2).  Auf 
der  anderen  Seite  steht  das  unumwundene  Anerkenntnis:  »Die 
Ehe  greift  zugleich  so  tief  in  das  Leben  des  Staates  ein,  dass 
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auch  diesem  das  R.  und  die  Pflicht  nicht  ahcresprochpn  werden 
kann,  .  .  .  auch  seinerseits  Eheverbote  auf/Ai.stelleu  und  deren 
üebertretung  zu  ahnden."  Aber,  und  hier  liegt  die  Lösung  dos 
Problems,  diese  Eheverbote  begründen  für  Katholiken  „keine 
Hindenisse  der  Q-ttltigkeit,  sondern  blosse  Hindernisse  uner- 
laubter Bheschliessnng,  deren  gewiasenhftfteete  Beobachtung  * 
Strange  Pflidit  jedes  Staatsbürgers  ist  und  auch  yon  den  Or- 
ganen der  Eirchengewalt  nachdmoksamst  eingesebarft  und  über- 
wacht wird"  (S.  12).  Dementsprechend  sind  in  dem  Buche  alle 
staatlichen  Ehehindernisse  untpr  die  impedimenta  impedientia 
tantum  verwiesen  (S.  168  ff^  260  ff.).  H übler. 


VII,  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

B'^ronsdorff,  F.   Die  ersten  Jahrsehnte  des  Staatsrecht' 

liehen  Studiums  in  Göttingen.   Festsohrift  sur  150- 

jrlbrigen  Jubelfeier  der  Georg-Augusts-Üniversität  im  Namen 
und  Auftrag  des  Senats  verfasst.  Göttingen,  Yandenhoek 
n.  Huprecht.    1887.    42  S.    2  M. 

Verf.  rribt  aus  einem  Band  Handschriften  der  Göttinger 
Bibliothek  (174^1  —  1757)  Mitteilungen,  bringt  eine  Anzahl  wert- 
voller Schi  iitstücke  daraus  zum  Abdruck  und  bietet  hiedurch 
wie  durch  die  verbindende  Darstellung  ein  lebensvolles  Bild  aus 
dw  Gelehrtengeschichte  des  vorigen  Jahrhunderts. 

Die  Einleitung  versetzt  uns  in  die  vierdger  Jahre  desselben, 
sind  die  Bestrebungen,  Güttingen  vor  hohen  Sehule  des 
dentsehen  Staats-B.  zu  machen.  An  ihrer  Spitae  steht  der  um- 
sichtige Kurator  Münchhausen,  belfert  neben  d^  anregenden 
Schmauss  junge  Kräfte  heranzuziehen.  Unter  ihnen  befindet 
sich  Stephan  Pütter.  Dieser,  genötigt  zuerst  Privat-  und  Pro- 
zess-R.  vorzutragen ,  findet  sich  bewogen  dem  Kurator  einen 
Plan  seiner  künftigen  Studien  vorzulegen.  Er  will  vor  allem 
»m  iure  publico"  thätig  sein  und  erachtet  es  R'ir  zutriiglich. 
dass  der  Dozent  von  systematischer  Arbeit  im  ganzen  /,u  mono- 
graphischer Thätigkeit  in  specialibns  übergehe.   Der  Kurator 

diesen  Plan  zwei  Gelehrten,  Stmve  und  Seheidt,  vor,  urelche 
gutachtlich  in  der  Bevorsngnng  der  Monographieen  vor  Kom- 
pendien übereinstimme.  Diese  geringschätzige  BenrteQang 
letzterer  veranlasst  Münchhausen,  einen  dritten  Fachmann  zu 
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befragen  und  dieser  ist:  Joh.  Jakob  Moser.  Er  erklärt  für 
Gnmdmaiime  des  ins  pnbliciim  Berüdcsiditigimg  der  Praxis: 
Pütter  mOge  den  i^allgemeiiieiL  Fehler  derer  academicoraia  ver^ 
biLten*,  sich  uicbt  zu  sebr  auf  Obsoletes  diffundieren,  sondern 
pragmatisch  dozieren.    „Antiquitäten  müssen  die  Proportion 
bei  einer  Schrift  haben,  als  das  Gewürz  bei  einer  Speise"  u.  s.w. 
Das  Kompendienschreiben  wird  empfohlen  nnd  warm  verteidigt. 
Infolge  Uebennittehing  dieses  Gutachtens  an  Pütter  entspinnt 
sich  eine  mittelbare  Korrespondenz  zwischen  den  beiden  Dios- 
kuren  des  deutschen  Staats  R.  —  Als  Moser  die  Uebei^zcugung 
gewinnt,  dass  Tütter  und  Achenwall  „löblicher  aber  unter  pro- 
fessoribus  sehr  seltener  Massen  harmonieren",  legt  er  ein  Pro* 
memoria  vor,  wie  junge  Standeapersonoi  in  bewndarer  Weise 
SU  allen  Staatsgescbttften  präpariert  werden  konnten.  Eine  Art 
Akademie  fCLr  Staatswiasettsohafb,  mit  besonderer  Rneksieht  der 
praktischen  Vorbildung,  soll  erstdben,  womöglich  in  einer  Be> 
sidens,  »weil  auf  üniversitilten  die  jalonsie  gegen  die,  so  von 
dem  gemeinen  Schlendrian  abgehen,  gar  zrx  gross  ist  nnd  denen 
Dozenten  viel  Yerdruss  verursacht*.    Je  naher  es  aber  ad  spe- 
cialia  ging,  je  undisponierter  waren  Pütter  und  Achenwall  in 
Mosers  „vues  zu  entrieren*.  So  kam  es  denn,  dass  Moser  1749 
eine  eigene  Staatsakademie  in  Hanau  begründete,  währt  nd  etwa 
gleichzeitig  Fütter  in  Göttingen  ein  „practicum  iuris  publici" 
eröffnete.    Erst  die  Rezension  einer  aus  der  Hanauer  Anstalt 
berrorgegangenen  Schrift  in  den  Gföttinger  Anzeigen  gab  die 
Veranlassung,  dass  die  beiden  MSainer,  die  seit  einem  Jahre 
indirekt  mitwtander  verkehrt,  jetzt  in  unmittelbaren  Briefwechsel 
kamen.   Trots  günstigen  Fortgangs  im  An&ng  hörten  Pütters 
Praktikum  und  Mosers  Staatsakademie  bald  auf  zu  liestehen. 
Moser  kehrte  nach  Württemberg  zurück,  wo  schwere  Prüfungen, 
wie  bekannt,  über  ihn  ergingen;  Pütter  blieb  in  Göttingen  nnd 
von  Stürmen  des  Lebens  verschont.    Der  Verf.  der  Festschrift 
erkennt  zwar  an,  dass  Pütter  keine  sympathische  Persönlichkeit, 
nimmt  ihn  aber  zum  Schluss  warm  in  Schutz  als  zusammen- 
fassenden,  ordnenden,  sichtenden  Juristen. 

Ibrwahnung  findet  seitens  Verf.  auch  die  ziemlich  scharfe 
EriÜk,  welche  den  geschilderten  Neuerungen  von  yerschiedenen 
Seiten  su  teil  wurde.  Erflrtwungen  über  die  Eeform  des 
juristischen  Unterrichts  sind  lebhaft  im  Gange.  Man  ver- 
langt grössere  Anntthemng  der  Universität  an  das  Leben.  Ende 
1750  begrüsst  ein  „ Antibcblendrianus*  unterschriebener  Ar- 
tikel der  Frankfurter  gelehrten  Zeitung  die  Einrichtungen  in 
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lllanau  and  Göttingen  als  WendeptinVt  des  akademischen  Lebens, 
während  G-.  T).  Striibe  n.  a.  die  Einftignng  eines  praktisch  poli- 
tischen Kursus  in  den  öffentlichen  Unterricht  verwerfen,  und  in 
der  That  diese  Ansätze  sehr  bald  verschwinden. 

V.  Kirchenheim. 

Kaeplcor,  J.  DieYerwaltnngsgerichtBbavkeitinPreussen. 
Berlin,  Deoker.   112  8.   1  M.  50  Pf. 

Daa  Warke&oi  entliftlt  die  auf  die  Verwaltungsgeriehtsbar* 
keit  in  Plrenssen  beznglichen  Bestimmangen  sumeist  unter  Bei- 
behalt des  gesetzliehen  Wortlauts.  Die  in  den  verschiedenen 
Gesetzen  gegebenen  Vorschriften  sind  kurz  unter  96  Nummern 
zu  einem  systematischen  Ganzen  zusammengefasst  und  in  dr» 
Hauptabscl^nit^pn  (Verwaltnngsgerichtp,  Zuständigkeit,  Verwal- 
tungsstreitverfahre]! )  fl-ir-^estellt.  Ausser  den  auf  Grund  der 
preuss.  VerwaltungSL^eset/.e  geschatTenen  Einrichtungen  ist  auch 
das  Bandesamt  für  Heimatwesen  berücksichtigt.  Redaktion. 

LielMni^  6.  Die  Zivilyers orgung  der  MiUtftranwttrter. 
Berlin,  fieymann.   1887.   VI  n.  204  8.  6  M. 

Die  Sekrift  enthlUt  «ine  recht  brauchbare  und  fOir  viele 
Behörde  sehr  erwttnsdite  Zusammenstellung  der  über  die  13e« 
Setzung  der  Subaltern-  und  XJntorbeamtensteUen  bei  den  Eeic^ 

und  Staatsbehörden  mit  Militäranwiirtern  von  Reichs  wegen  er- 
gangenen Yeröffentlicbungen,  näi'ilirli  die  Bekanntmachungen 
des  Reichskanzlers  vom  25. 'ITT.  l)etr.  die  vom  Bundesrate 

am  7.  bezw.  21./ITI.  1882  beschlossenen  Grundsätze  für  die  Be- 
setzung der  Subalternbeamten-  und  Unterbeamtenstellen  bei  den 
Bachs-  und  Staatsbehörden  mit  Zivil anwärtern ,  vom  28./Vn. 
1886  betr.  das  Venceiehnis  der  AnstellnngsbebOrden  der  Beichs- 
Verwaltung  im  Sinne  der  »Grundsatae*,  vom  287Vn.  1886  betr. 
das  Verseicbnis  der  för  die  Bewerbungen  um  Stellen  der  kOnigl. 
bayer.  Militärverwaltung  in  Betracht  kommenden  Behörden,  vom 
24./VI.  1887  betr.  das  Gesamtverzeichnis  der  den  Militäranwar- 
tem  vorbehaltenen  Stellen,  vom  25.^1.  1887  betr.  das  Gesamt- 
verzeichnis der  zur  Anstellung  von  Militilranwartern  verpflich- 
teten Privateisenbahnen,  ferner  die  von  den  Bundesregierungen 
zur  Ausführung  der  Grundsätze"  erlassenen  allgemeinen  Vor- 
Schriften.  Dem  Texte  der  Anordnungen  und  Vorschriften  sind 
entsprechende  Erl&uterungen  in  Form  von  Anmerkungen,  Textp 
einsehaltungen,  Hinweisen  u.  dgl.  beig^eben.  Ebenso  ist  der 
Schrift  ein  umfilogltcbes  Sachregister  beigeftigt  v.  Stengel. 
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Illld,  L.  Reichsgesetz,  betr.  die  Unfallversichei-uug  der  I  i 

bei  Bauten  besühäfti;:^leu  Persoaen,  vom  ll.|VII.  I  ; 

1887.    Berlin,  Vablen.    1887.    VITT  u.  149  8.*)    3  M.  1 
Durcb  das  grundlegende  UnfallvcrsicheruugsgeseU  vom  6.)VII.  I  I 

1884  war  nur  ein  Teil  der  Bauarbeiter  der  Wohlthateu  der  I 
Versicherung  gegen  Betriebsunfälle  ieilhaft  gemacht  worden.  | 
Nicht  Berücksichtigung  gefunden  hatten  namentlich  die  Arbeiter  I 
bei  Erd-  und  Wasserbauten  sowie  in  der  HauptSMbe  die  bei  i 
Begiebauten  der  öffentlichen  Verbände  und  der  Privatpersonen 
beeobftftigteu  Arbeiter.    Das  «BauunfaliTernehenuig^eeetB*, 
welches  unser  Kommentar  recht  mgehendi  geschickt  und  TierstAnd* 
niSTOli,  wenn  auch  nicht  immer  in  glftcUicher  Redew  eudung 
(so  z.  B.  S.  11:  die  »QiaraltteriBierung  des  Gesetzes  lässt  sich  .  . . 
pi^zisieren*),  erläutert,  hat  nun  jene  Lücken  ausgefüllt-  Selbst- 
verständlich lehnt  es  sich  in  seinen  Grundgedanken  an  das  an- 
gezogene Hauptgesetz  an.    Es  bietet  aber  doch  verschiedene 
recht  bemerkenswert.e  Eigentümlichkeiten,  welche  der  Erläuterung 
einen  besonders  dankbaren  Stoff  lieferten.    Hierher  gehört  vor 
allem:  die  Einrichtung  einer  „Versicherungsanstalt"  für  alle  bei 
Privatregiebauten  beschaftigteu  Persuueu,  sowie  der  Unternehmer  , 
solcher  Bauten  selbst  bei  jeder  Baugewerksberufsgenossenschaft»  | 
welche  als  .Tiitger*  der  Anstalt  in  ganz  gleicher  Weise  erscheint,  t| 
wie  die  Gemeinde  als  Ti^gmn  der  Gtemeindekrankenversiche-  j 
mng;  die  Anfbrii^ping  der  Bedürfnisse  der  Berufsgenossensdiaft 
und  Verdcherungsanstalt  nach  dem  Uassstabe  des  Kapitalwerts 
der  ihr  zur  Last  gefallenen  Renten  (be/.w.  bei  der  Anstalt  auf 
Grund  eines  entsprechenden  Prämientarifs);  das  Eintreten  der 
Gemeinde  für  die  Kosten  des  Heilverfahrens  nicht  anderweit 
gegen  Krankheit  versicherter  Bauarbeiter  auf  die  ersten  13  Wochen 
und  für  die  Unfallversicherung  bei  Bauarbeiten  von  höchstens 
sechstägiger  Dauer;  die  Wirksamkeit  der  Unfallverhütungsvor- 
schriften,  welche  die  Bcrufsgenossenschaften  erlassen,  auch  gegen 
die  Bauarbdter  derjenigen  Unternehmer,  welche  nicht  Mitglieds 
der  Genossensdnafb  sind,  jedoch  in  dorea  Bezirke  Bauarbeiten 
ausführen.   Möge  ee  gelingen,  das  besonders  susammengesetzte 
Getriebe  der  neuen  Bauun&Uversidianng  zum  Heile  der  damit 
bedachten   Arbeiter  in  erwünschten  Gang  zu  bringen.  Eine 
streitige  Einzeifrage,  ob  als  Inland  im  Sinne  des  Gesetzes  auch 


*)  Eine  Textansprabe  mit  Beifüg-«ng  der  Einführungsbestira- 
mungen  des  Reichsveraicheningsaintes  vom  14.  und  1Ö./VII.  1887  ist 
In  CkA  Heymanns  Verlage  zu  Berlin  erschienen. 
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die  deutschen  Schotagebiete  anztueii««  seien,  Wwartot  F. 
(S.  121)  bejahend.  Lenthold. 

Beuss,  H.    Der  Rechtsschutz  der  Geisteskranken  auf 
Grundlage  der  Trrengesotzgebung  in  Europa  und 
Nordamerika.    Leipzig,  Rossberg.  1888.   352  S.    9  M. 
Der  Vert.  spricht  sich  für  eine  Irrenfresetzgebunij  ans  und 
radit  seine  Ansicht  ausführlich  zn  begründen.    Bevor  er  jedoch 
luttanf  eingeht,  umgrenzt  er  die  Aufgabe,  indem  er  festzustellen 
«»Mit,  was  in  ein  solches  Gesetz  gehört  und  was  dagegen  dem- 
selben Jremd  bleiben  musa.  Endlieh  spricht  er  sich  über  den 
notwendigen  Charakter  eines  solchen  Geeetses  ans.  Dasselbe 
darf  nur  einen  fllrsorgKohen  Charakter  haben,  und  dem  Uebei- 
gang  in  die  volle  Verfügungsbefttgnia  oder  in  die  gttnzlicfae  Ent- 
mündigung freien  Spielraum  lassen.  Geisteskranke  sind  Kranke 
und  als  solche  zn  behandeln  und  zu  schützen;  aber  auch  die- 
jenigen, welchen  die  Pflege  derselben  auflfUUt,  bedürfen  des 
Schutzes  des  Gesetzes  gegen  Vorurteile,  gegen  Zumutungen  und 
gegen  Willkürlichkeiten  aller  Art  und  sind  daher  unter  Um- 
ständen gleich  wie  öffentliche  Staatsdiener  zu  behandeln.  Eud- 
lieh  will  der  Verf.  die  Verhältnisse,  welche  einem  Irrengesetz 
w  nnterstellen  sind,  der  Verwiatnng  «nweisen,  und  nicht  den 
Gerichten.  Das  2,  Kapitel  hat  die  dermalige  gesetzliche  Iwen- 
rarsorge  mm  Gegenstand.   Nach  einer  kurzen-  Uebersieht  über 
die  frühere  Geschichte  der  Irrenfftrsorge  bis  tief  in  das  gegen- 
wru  tigc  Jahrhundert  hinein ,  gibt  der  Verf.  einen  Ueberblick 
Uber  die  neuere  Kodifikation,  welche  sich  namentlich  an  das 
französ.  Gesetz  von  1838  anschliesst,  und  geht  sodann  v.n  einer 
Analyse  der  einzelnen  Gesetze  über.    In  Betracht  kommen  dabei 
diejenigen  Belgiens,  Deutschlands,  Frankreichs,  Englands,  Hol- 
lands, der  Schweiz,  Skandinaviens,  daü  Gesetz  von  New  York 
und  der  italienische  Entwurf.   Das  8.  Kapitel  handelt  de  lege 
^renda,  von  den  Grundsätzen  und  dem  genauen  Inhalt  des  zu 
erlaasenden  Gesetzes;  dabei  geht  er  Ton  folgenden  Gesichtspunkten 
und  Postulaten  aus,  die  im  Verlaufe  einl&sslieh  entwickelt  und 
begründet  werden.   Die  Irren  sind  Kranke,  indessen  ist  es  nicht 
thunlich,  eine  Dofinition  von  Geisteskrankheit  aufzustellen,  soOr 
dern  es  haben  sich  darüber  im  Zweifelfalle  Sachverstandige  aus- 
zusprechen.   Sehr  begründet  spricht  er  sich  gegen  die  engl,  und 
ftnienkan.  Auffassung  aus,  welche  alles  davon  abhtingig  macht, 
ob  der  angebUoh  Kranke  den  Unterschied  zu  macheu  verstehe 
l^een  good  and  eril.    Die  Verhftltnisse  der  Irren  müssen 
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durch  ein  Gesetz  geregelt  werden  und  eine  blosse  Verordnung 
genügt  nicht.  Der  Verf.  legt  daher  einen  eigenen  Entwurf  vor, 
welchen  er  mit  ausführlichen  Erläuterungen  begleitet.  Dieselben 
beziehen  sich  auf  die  Anstalten  und  ihre  Einrichtung,  die  Auf- 
nahme und  Entlassung  der  Irren,  ihre  Verpflfgung  in  der  Fa- 
milie, die  Aufsicht  über  dieselben  durch  eine  Centralstelle  des 
Staates,  gleichgültig  wo  sie  untergebracht  sind.  In  dem  Ab- 
schnitt aber  die  Becbtsfftbigkeit  der  Irren  bespriclit  er  ihre 
Haadlungsfilhigkeit  nnd  bestreitet  dabei  das  Vorhandensein  sog. 
ludda  itttwvalla;  die  GeiBteslcranklieit  sei  auch  dann  vorhanden, 
wenn  sich  dieselbe  nicht  Knss^re,  und  es  diiife  daher  ein  Kranker 
auch  wahrend  eines  solchen  IntmTsJles  nieht  sls  handlungsfähig 
angesehen,  sondern  müsse  mit  einem  Beistande  versehen  werden. 
Es  ist  dies  ein  Grenzgebiet  zwischen  Jurisprudenz  und  Medizin, 
welche  sich  mit  Ber.tig  auf  die  Verhältnisse  der  Irren  und  ihre 
Behandlun<(  oft  genug  berühren  und  oft  nicht  leicht  auseinander- 
zuhalten sind.  wird  dem  Ar/te  häufig  die  Frage  der  Zurech- 
nnngsfähigkeit  vorgelegt,  während  doch  dieselbe  mit  der  Schuld- 
frage zusammenfällt,  und  der  Arzt  nur  die  Frage  zu  beantworten 
hat,  ob  eine  die  Freiheit  aufhebende  Krankheit  vorhanden  sei 
oder  nicht  (8.  89  ff.).  In  «aem  4.  Kapitel  (S.  208—846}  teilt 
d(Hr  Verf.  die  gesetzlichen  Bestimmungen  der  inlftndisehen  und 
auslSadisehen  Gesetzgebung  sowie  den  Italien.  Sntwurf  samt 
üebersetzung  mit,  und  ergänzt  diese  Mitteilung  durch  eine  BOig^ 
fiütage  synoptische  Tabelle  der  Gesetze.  KOnig. 


Vin.  Internationales  Becht. 

Zographos,  G.  Ohr.  Ueber  die  Bechtsstellung  des  Ausge- 
lieferten nach  französischem  Becht.  Hamburg, 
Richter.    1887.    VllI  u.  66  S.    2  M. 

Die  Stellung  des  Ausgelieferten  gegenüber  der  Justizhoheit 

des  requirierenden  Staates  nach  französischem  Recht  in  einem 
Pnnkte  y.n  prüfen,  bildet  das  Thema  der  vorliegenden  Mono- 
graphie, die  durch  die  Einkleidung  eines  durchaus  fremdländi- 
schen Stoffes  in  die  Behandlungsformen  und  die  Arbeitsmethode 
der^  deutschen  Rechtswissenschaft  ein  ganz  individuelles  Gepräge 
erhielt.  Die  Frage,  ob  der  Ausgelieferte  ein  R.  auf  richterliches 
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Gehör  wegen  behaupteter  materieller  oder  formeller  Verletzungen 
des  objektiven  Auslieferungs-R.  selbst  habe,  ist  nach  tVanzös.''R. 
nicht  ftesfllzlich  geregelt,  sondern  hat  nur  im  Geriehtsgebraucfae 
daselbst  eine,  wie  es  scheint,  auch  nur  schwankende  Ueautwor- 
tnog  gefiindeiL  Die  PWtfung  der  Rille,  in  welchen  der  Kas- 
tttionshof  das  Beachwerdereeht  des  Ausgelieferten  anerkannte 
und  derjenigen,  in  welehen  er  ein  solches  yerwaxf,  gibt  dem 
"^erf.  gute  Gelegenheit,  an  der  Hand  einer  nmfasseiiden  Ju- 
dikatenliste  die  Grundfragen  des  AnsUefornngs-S.  einer  Uaien 
und  versttodnisToUen  DftrsteUung  zn  unterziehen. 

Stoerk, 

Daguin^  Chr.    De  l'autoritc  et  de  l'execution  des  iu<re- 

  J  ö 

ments  etrangers  en  matiere  civile  et  commerciale 
en  Pranee  et  dans  les  divers  pays.  Paris,  Pichon. 
1887.   895  S.   6  fr. 

Der  Verf.,  Anwalt  am  Appellhof  zu  Paris  —  und  nicht  zu 
verwechseln  mit  dem  Oeneralsekretfir  der  swaAtk  de  16gislation 
comparee  Fernsffld  Dagtiin  (CBl.  m  S.  454)  —  wiU  sonSelist 
«n  1.  Teil  seines  Werkes  die  Welbestrittene  Lehre  Ton  der  ma- 
teriellen Rechtskraft  und  Vollstreckung  ausltodiseher  UrteiU 
nach  den  allgemeinen  Prinzipien,  welche  jeder  positiven  Gesetz- 
gebung als  Regulative  dienen  sollen,  erörtern.   Hieran  schUesat 
sich  dann  im  2.  und  3.  Teil  eine  Darstellung  des  dermalen  in 
™»kreich  geltenden  positiven  R.,  insbesondere  auch  der  von 
Frankreich  abgeschlossenen  internationalen  Vorträge,  während 
m  4.  Teil  die  Gesetzgebung  von  29  anderen  Staaten  über  beide 
fragen  auaammengestellt  wird.  Zum  Schluss  bespricht  der  Verf. 
die  verschiedenen  auf  eine  internationale  Regelung  gerichteten 
Bestrebnngen  der  assodation  internationale  ponr  le  progrös  des 
Sciences  sociales  (Amsterdam  1864),  des  Institats  för  internatio- 
nales B.  (Paris  1878),  sowie  der  Qesenschaft  för  die  Eeform  und 
Kodifikation  des  Völker-R.  (Bremen  1876,  Mailand  1883)  und 
aes  amerikan.  Juristentags  (Lima  1878),  endlich  die  zuerst  1874 
von  der  holländischen,  dann  1884  von  der  italienischen  Regie- 
rung ausgegang  enen  Versuche,  jene  Fragen  durch  eine  inter- 
jUtioaale  Konferenz  zu  lösen,  deren  ersterer  an  dem  Widerspruch 
™ikreichs,  letzterer  an  dem  Ausbruch  der  Cholera  in  Kom, 
»  Wttklichkeit  an  der  SliehtteihMhme  Deutschlands  scheiterte. 

^^^^  D.  hat  das  Institut  der  materiellen  Bechtskraft  seine 
^IneUe  in  der  richterlichen  Gewalt  (jurisdietio),  die  Exekution 
<««eg«n  unmittelbar  in  der  Souverftnitilt  (imperium)  und  zwar 
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auch  dann ,  wenn ,  wie  in  den  Ländern  französischen  R. ,  den 
Tribimalcü  gestattet  ist,  ihre  Entscheiduagen  selbst  mit  der  1  in 

Exekutivklausel  zu  TWBeheii ,  da  dies  nur  auf  Delegation  der  Ii 
Exekutive  beruht   Deshalb  sind  beide  Fragen  prinripi«!!  scharf  1  i 

an  scheiden.    Die  Exekutivkraft  ist  notwendig  auf  das  Terri-  1  g 

torium  des  urteilenden  Gerichts  beschränkt:  dieselbe  muss  daher  n 
in  dem  Urteil  in  ein«n  fremdon  Staat  erst  durch  einen  beson- 
deren Akt  der  letssteren  verliehen  werden:  nur  darf  das  Exe- 
quatur innerhalb  gewisser  Sehranken  scheu  aus  Rücksichten 
guier  Nachbarschaft  nicht  verweigert  werden.  Ganz  anders  be- 
7Aiglich  der  materiellen  Rechtskraft  (exc.  rei  jnd.).  Der  prinzipiellen 
Beschränkuug  der  letzteren  auf  das  Territorium  des  Souveröns, 
in  dessen  Nauien  die  Urteile  erlassen  werden  (Fölix  u.  a.)  stellt 
der  Verf.  das  Prinzip  der  völkerrechtlichen  Anerkennung  der 
materiellen  Rechtskraft  entgegen;  andererseits  wird  gegenüber 
denjenigen,  welche  wie  Mass^  u.  a.  die  Geltung  der  materiellen 
Seditskraft  im  fremden  Staat  auf  die  quasi  kontraktliche  Natnr 
des  Urteils  gründen  woUen,  anerkannt,  dasa  heutzutage  die 
Beehtskraft  der  ZiTUurteile  nicht  mehr  generell  auf  «inen  Untere 
wflrfdngswiUen  der  Parteien,  wenigstens  nicht  des  BeUagten  ge- 
gründet werden  kann,  wenn  auch  in  einzelnen  Fullen  dieser  Auf- 
fassung eine  Berechtigung  nicht  abzusprechen  ist.  D.  giündet  da- 
gegen —  indem  er  auch  den  Grundsatz  der  comitas  inter  gentes  als 
zu  arbiträr  verwirft  —  die  unbedingte  Geltung  der  materiellen 
Rechtskraft  ausländischer  Urteile  im  Anschluss  an  die  sogen. 
Savigny'sche  Theorie  aut  die  internationale  Rechtsgenieinschaft 
der  zivilisierten  Nationen,  wonach  jeder  Richter  das  fremde  Ge- 
seta,  soweit  es  die  ihm  unterworfenen  Bedttererhaltnisse  regelt, 
anauerkennen  hat.  Die  Ar  die  Form  der  BechtsgescUlfte  mass- 
gebende Regel:  locus  regit  actum,  müsse,  wenn  für  einfache 
Notariatsakte  gültig,  noch  ^el  mehr  auf  richterliche  Urteile  An- 
wendung finden.  Des  Exequatur,  welches  ohnehin  nur  ftr  kon- 
demnatorische ,  nicht  für  absolutorische  Urteile  denkbar  wäre, 
bedarf  es  hiernach,  um  die  Einrede  der  Rechtskraft  zu  hegininden, 
nicht,  wogegen  dem  Richter,  welcher  über  die  exc.  rei  judic. 
entscheidet  —  wenn  ihm  auch  keine  materielle  Nachprüfung  des 
Urteils  (revisiou   au   tond)  zusteht  —  selbstverständlich  eine 
Prüfung  der  Yorgdiung  des  ausUndischen  Gerichts,  der  Ein- 
haltung der  wesentiiohen  Prozessrorsdiriften,  des  Vorliegens 
einer  deüniÜTen  rechtskr&ftigeii  Sentena,  der  Uebereinstimmung 
des  Urteils  mit  den  im  Inland  geltenden  Grundsätzen  der  üffentr 
liehen  Ordnung  und  der  Moral  nicht  verwehrt  ist 
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Diese  Grundsätze  yerteidigt  datin  D.  aach  Glu  das  positive 
aozösische  R.  (code  civ.,  art.  2321,  code  de  proc.  civ.,  art.  ^A6), 
indem  er  die  seit  1819  konsequent  festg^eh alten p  These  des  Kas- 
sHtionshofef?,  welcher  den  fremden  Urteilen  nicht  nur  die  Exekutiv- 
kraft, sondern  auch  die  materielle  Rechtskraft  abspricht  und 
eine  unbeschränkte  materielle  Nachprüfung  solcher  Urteile  durch 
das  französ.  Gericht  —  ohne  Unterschied  der  Parteien  —  verlangt 
und  folgeweise  aneb  die  Geltendmachung  neu  eotstandener  fiiii* 
«den  vor  dem  ttber  das  Exeqnatar  entsebeidenden  inlltaidiwiheii 
Geridit  zalSsrtr  als  nnvereinbar  mit  dem  Wortlaut  jener  Qesetsse 
verwirft,  ebeoso  aber  ancb  die  andere  Ansicht,  wddie  die  Be- 
stimmungen der  beiden  codes  nach  ihrem  Wortlaut  auf  die 
Exekntivfanktion  beschränken,  bezüglich  der  matmellen  Beohts- 
kraft  aber  die  hierauf  ;  /üL'lichen  Bestimmungen  des  sogen, 
code  Michaud  von  1629  Art.  121  als  noch  anwendbar  betrachtet 
und  demgomäss  nur  den  gegen  fran7,ö$iscbe  Untertbanen  er- 
lassenen ausländischen  Urteilen  die  Rechtskraft  abspl-echen  will. 
Vielmehr  verteidigt  D.  auf  Grund  der  codcs  mit  triftigen  Grün- 
den die  in  der  neueren  französ.  Theorie  mehr  und  mehr  An* 
erkenntmg  findende  Lehre,  nach  welcher  den  auswärtigen  Urteilen 
de  piano  d.h.  ohne  besonderes  Dekret  die  Wirkung  der  materiellen 
Beohtskraft  zukommen,  die  Exekution  im  Inlande  aber,  von 
welcher  die  codes  ausschliesslich  handeln,  von  einem  Exequatnr 
abhängen  soll,  welcbes  sich  unter  Ausschluss  einer  revision  au 
fond  auf  die  Fragen  SU  beschränken  hat,  1.  ob  der  ausländische 
Richter  nach  seinem  und  nach  französ.  R.  -zuständig  war, 
2.  ob  das  Urteil  nach  ausländ ischem  R.  formgültig  erlassen  und 
vollstreckbar  ist,  3.  ob  der  Beklagte  rite  geladen  war  und  4. 
ob  das  Urteil  nichts  der  öffentlichen  Ordnung  des  Inlands  Wider- 
^rechendes  enthält,  wogegen  —  abweiehwd  von  den  Thesen  des 
deutschen  Beichsgericfats  —  jede  neu  entstandene  Einrede  aus 
der  Instant  des  Exequatur  folgerichtig  ausgescUctssen  wird.  Die 
materielle  Beohtskraft  wird  hiernach  auch  solchen  Urteilen  bei- 
gelegt, welche  ein  Franzose  im  Ausland  herbeigeführt  hat,  da 
hierdurch  auf  die  Geltendmachung  des  viel  erörterten  Art.  14. 
code   civ.  verzichtet  wird.     Das  auslilndischc  Urteil  soll  auch 
ohne  Exequatur  als  Titel  für  die  Anlegung  eines  Arrests  genügen. 
Dass  Urteile  in  Status-  und  Ehesachen  materielle  Rechtskraft 
erzeugen,  ist  für  D.  selbstverständlich,  aber  auch  von  der  Juris- 
prudenz des  Eassationshofes,  wenn  auch  im  Widerspruch  mit 
dem  Prinzip  der  rdvision  au  foaä,  anerkanni  Von  besonderem 
^teresse  sind  noch  die  AusfQhruugen  ttber  die  Urtdle  der  Kon- 


160  Centnlblatt  für  B«chtiwi88eii0ehaft  (1888).  VIL  Band.  4.  Heft 

suln  und  der  gemischten  Gerichte  (Aegypten),  sowie  der  Urteile 
in  Konkurssachen.  Die  Ausfuhrungren  des  Verf.,  welche  durch 
die  elegante  Schreibweise,  wie  durch  logische  Folgerichtigkeit 
hervorragen,  dürften  auch  in  Deutschland  um  so  uielir  Berück- 
sichtigung verdienen,  als  die  Frage  von  der  iiiaterielleii  Rechts- 
kraft ausländischer  Urteile  auch  nach  der  Entscheidung  des 
Beichsgerichts  vom  19.  Jan.  1888  kaum  als  erledigt  gelten  kann. 
Da88  der  Verf.,  der  in  Beziebung  auf  das  geltende  deutsche. 
Beiohs-B.  nur  die  Siteren  Kommentare  zn  Z.Pr.O.  und  den  Anf- 
sata  Ton  Keyssner  im  Jotimal  de  droit  intemat.  igny^  1882  n. 
1888  benutzt»  die  Ausführungen  Ton  Franeke  bn  Busch  VIII, 
1  ff.,  von  Rintelen  in  Busch  IX  S.  191  und  von  Wach,  Handh. 
§.  19  aber  nicht  gekannt  hat,  dem  deutschen  Keichsgericht,  wie 
schon  Beauchet  im  Journal  de  droit  i.  pr.  1883,  vorwirft,  dass 
es  die  materielle  Rechtskraft  mit  der  Vollstreckbarkeit  —  (§.  660, 
661  Z.Pr.O.)  verwechselt  habe,  dürfte  auf  einem  Missverständ- 
nisse beruhen,  indem  das  Reichsgericht  über  die  Notwendig- 
keit einer  formeilen  Vorentscheidung  (conclosion  incidente)  — ■ 
analog  dem  Exequatur  —  sich  nirgends  ausgesprochen  hat,  die 
Berücksichtigung  der  in  §.  661  aufgefäfartm  materiellen  Erfor- 
dernisse bei  der  Entscheidung  über  die  ezc.  rei  judicatae  aber 
im  wesentlichen  auch  von  D.  (s.  o.)  yerteidigt  -viiA.  Qaupp. 


Jahresberielite  d.  Ctoseltlelitswlssenseliaft.    VI.  8.  876—438. 

Jastrow,  deutsche  Verfassungsge.schiohte  nel)3t  Rechts-  u.  Wirt- 
schaftsgeschichte Cknapper  aber  vollständiger  Bericht,  351  Unm- 
mem.,  1888—1886,  ▼«rOffentlichter  GrscheinuDgen  nmflMSend). 

Zeitsclir.  f.  Privat-  u.  Sffentl.  E.  XV.  1.  Krasnopolski,  Stu- 
dien z.  Anlechtungsgesetz.  As  ehr  Ott,  d.  engl,  ArmeBwesen. 
Besprochen  v.  PI  euer. 

Oesterr.  Gerichtszeitnng'.  XXXVIII.  43.  44  Schobcrlechner, 
d.  Zufall  im  Ötraf-R.  44.  Lammasch,  ist  d.  objektive  Ver- 
fahren nach  §.  493  d.  östwr.  8tr.Pr.O.  Auf  CMffislakLellkte  be- 
schränkt? 46.  J.  V.  \V.^  über  dieselbe  Frage  (aninsslich  d.  Be- 
schlagnahme eines  Wiener  Witzblattes^  welclies  Verspottungen 
eines  fremden  Fürsten,  d.  Sultans,  entilielt). 

Jurist.  Blätter.  XVI.  45.-47.  Finger,  d.  strafrechtl.  Behand- 
lung d.  au  d.  Ehebruche  seiner  Gattin  mitschuldigen  Ehegatten 
.  (I.  Grundlage:  d.  Frage,  ob  d,  Strafgeietsl.  Bestimmung  gegen 
d.  Ehebruch  d.  R.  d.  Gatten  auf  Treue  oder  d.  Institution  d. 
Ehe  schützt.  Entscheidung  iiu  letzteren  öinae.  II.  Grund,  wes- 
halb nur  auf  Antrag  verfolgt  wird.).  45.  Pann,  über  d.  Rechts- 
studium d.  modernen  Zeit  (anknüpfend  an  Goldschmidt  s.  0.B1. 
VI,  426).   46.  §.  283  d.  österr.  Str.Pr.O. 
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Oesterr.  CeutralbJ.  f.  d.  lurist  PrATi«   vit  n  n 

ZeltMfei*.  f.  schweizer,  E,   XXVIII    N  F  vi  «;    vi  j, 
fl.   schweizer.  Juristenver^in^ 

Zeitschr.  f.  Haodels-R.    xxxtv   i  „  o 

11  «ritt.  eonTeVlu  V  f^X". 

14 /VII    t"r"     !f       .   .      ^»^»'^  brovi  note  alla  leeee  del 

fUq  e\  T  o  .  *»y"Pro«eS8»  Generalreffister  zu  Bd  I-X 
reifster  IV    ,  «»PJ'abetiscLs,  III.  ü««  Jen 

uericlitssaal.   XL  $»    iw        ,1  v 

1  Abt    RM,™  ^'t  '  'i'""''  ""^»"'S""«  Verlet«i„ge„  d.  FrSrht. 

ArXÄh  r^iXT:«  "T^T"p- 

te"!.^,  c.  Re.,,;:;!,.  '■  Lii„„;^ MS" 

S  t  ^^^^r?,''  ^'^^•'•'^^^i»  berücksichtigende,  EinleUung^S. 

probst  selbst,  a.  t.  d.  MilUargeistlichen,  4.  f.  <l  Soldaten  «, 
ArchlT  f  Po?;  ^^'^^         ^.     Staat  im  aUgemeinen.) 

AbhLun'     ,  '^'V^^r^Phi«-  1887.  19.  Postral  Steck  n.  seine 
JA^Tl  Z^  Wirkungen  d.  Post  (1787) 

BntJ:,^,lTT^^^^^  1887.  S.  1139-1157. 

iittemur  ilieV  Nationen    *  '""^'^  Völkerrecht.- 

^•ela?ve?^***^i"rf?!i"T^^^  J^^'  ^  communication« 
<i^  imktt}TT^  de  droit  hiiemattonal.  Lasession  ordinaire 
dÄai^i  ^J''"-Caen,  conüits  de  lois  en  matidre 

""ff,^?,  "»anhme.  Marti  tz,  occupatioa  des  fcerritoires. 
taire  inUl'Jr     'f"'  Pacjßque  Landa,  mesnres  de  police  sani- 

mif!finn  d'Anvers  (ISSöj.   Rolin-Jaeo uemy ns,  li- 

Ks  Fran?v'"J'''""*"*      ««rmemints  et  des  eff«etift  miJitaie!. 

«ys,  l?ran?ois  Laurenf,  sa  vic  et  30?  reavres. 

«Mtr«naatt  för  RechtawiMenscliatt.  VH.  Bwid.  *  18 
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G.  Nene  firschemimgeiL 

Vom  iti.  November  bis  4.  Dezember  1887  erachienen  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letstere  mit  *  beseichnet). 

1.  Bentsclie  Bücher  und  Broschüren. 

Barckbard,  z.  Reform  d.  jarist  Stadien.  Eine  pftdagog.  Studie. 
Wien,  Mans. 

Featgabe  cum  Doktorjubil&um  d.  Geh.-R.  Prof.  J.  J.  W.  v.  Planck  v. 
d.  Juristenfakaltät  2tt  Mnneben  iiberreieht  Münefaen,  Kaiaer. 
480  S.   9  M.  ' 

V.  Brln«,  ftb«r  d.  ElnlasÄuagszwang  UAch  r.  B.  Seydel,  d. 
"•y«r«  T*pdtagB  nach  d.  VerfasstingsverständniB  von  IM3. 
SlflUerer,  Mntndogmiltnr  u.  Primogenitur.  Lotmar,  plus  t-nt  in  re 
3"?"  a^^WwaeHOM  n-  pl™  est  in  op m.  ne  quam  in  rerltate.  Maurer, 
o.  Saemnl^taag  d.  i.  M&na.  R.  s  c  u  1 1  l  r  t ,  L.  57  D.  de  legaUa  I.  H  e  1 1- 
?*Ii5iiL  22f  a^to  In  poSBessloiif-m  im  röm.  ii  heutigen  B.  Klelnfeller, 
«mXaOM  WiMkBlwgeMtzgebung  über  Zivüproieas  seit  Bezeptlon  bis  zum 
AD«fUg&  19.  n^ii.  Bolgiano,  zur  Lehre  v.  d.  OewlHgensvei tietung. 
r-JuiJil**''  -Bl^S^J^^      Verbrechen  nach  §.  1Ö9  d.  B.8tr.G.B.  durch 

Gluth,  0  ,  d.  Lehre  v.  d.  Selbetrerwaltung  im  Lichte  formaler  Be- 
griffsbeatimmung    Wien  tt.  Prag,  Tempakf.   Leipzig,  Freytag. 

III  u.  15d  S.    3  M. 
Kaegi,  Alter  u.  Herkunft  d.  german.  Obtteaurteile.    Festeehrift  rar 

Begrü98ung  d.  v.  28./I.\-.  Ins  l./X.  1887  in  Zürich  tagenden 
89.  Versammlung  deutscher  Philologen  u.  Schulmänoer,  darge- 
boten V.  d.  Hniveriitat  Zfirieh.  Zürich,  Höhr.  1  M.  85  Pf.  ! 
Küntzemüller,  0..  deutsches  Staatshandbuch.  Eine  gemeinver-  ' 
standl.  Darstellung  d.  Verfiwaung  u.  d.  staafl.  Einrichtungen  d.  , 
Denteehen  Reiches  n.  d.  Köoigr.  Preussen,  mit  einleitenden  Be- 
merkungen Uber  dif  ge.'^.  i.ichtl.  Entwickelung  u.  d.  geograph.,  1 
Handels-,  Produküons- ,  Erwerbs-  u.  Verkehrsverhältnisse  d.  ' 

foio  ^^.^^''^.^•^"'•"'""g^  Verlegers  bearb.  Berlin,  Ulrich.  ' 
1888.    VI  u.  312  S.    3  M 

Labaud,  P.,  d.  Staata-R.  d.  Deutschen  Reiches.    2.  eänzl.  umeearb.  1 
Aafl.   1.  Bd.  Freibarg,  Mohr.   17  M.  50  Pf. 

Porta   W.  de,  weltlicher  Humor  in  Geschichte,  R.  n.  Gesetseebang. 

Paderborn,  .Schöning'i.    III  u.  380  S.  M 

^••»        B-elorm  d.  jurist.  Studienordnung.    Ein  Wort  z. 
honlul.rung  eines  pädagogisch  richtigen  Lehrplans.  Leipzig, 

Richter  ü..  d  /^waugsvollstreckuDg  im  Grundatttcke  nach  d.  preuss. 

?      fioI  o^^'?n"..  P«*^"-    Berlin,  Müller. 

Ä  u.  b2o  o.    10  M. 

•Schmidt  E.,  d.  gerichtl.  Zwangsvollatreckuog  in  Preussen  unter 
Ausschluss  d  Zwangavolletreckung  in  d.  uSbewegl.  Vermögen, 
xlm  ?  .OA  i  "   T  P"**-  Oebranch-  ifedan, 

^**'S^fLV./*^Q^^*^'*'""^,''-^*"'*^*""^  Deutschen  Reiches  u, 
dJoC  T  A  8*  V'"^»^«'*  Darstellung.    Nebst  einem  Ab- 

druck d.  deutschen  u.  d.  preuaa.  Verfas^unL^surkunde    5  neu 
dnrchgeaeh.  Aufl.  Breslau,  4orn.  IV  «.  244  S.   2  ÄI 
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51  S.   80  Pf.  Gerold  in  Komm. 

*^'Vun?la'14i.;^^Sf'"/^  d  städtischen  Verfassung  u.  Verv^al- 
#ÄS«5JJ.  Bd. 

"i^te^  ^^^^^  h>):-^o^. 

Kaiser.   9  Bgn    2  M  70  Pf  P^*"<^'''->  Alünchen, 

Gr"  n  Ca  Jilo'f  *'c^\^.r"^f ^T**"  ^^'^'^'^^  -  ^• 
nardi    9  tavour.   Antoris.  Üebersetzane  von  M  Ber- 

nont^iL»  ^a^'l'urg,  Richter.    I8SR.    VII  „   74ü  S    lO  M 

Coti.  IW?  Montgel«.  Stattgab, 

4  Hft  Vereins  für  Armenpflege  n.  Wohlthätiekeit 

2.  AnsgabeB  m  Oesetseii,  Eiit8eliAl4iin«eii  etc. 

^"^'Sachr/'l  »«i^hHrerichto  in 

fipruchprSii  leipzag  Brocl<l,aa..    XIV  u.  462  8.    6  M. 

InataS  d   im  .^^«'^'"«P'^-'^^ng  ^  d.  obersten 

Hrs^  nnfJ*  '.?^/"'l'«ratL  vertretenen  Königreiche  ä.  Und«-, 
""owsft  IJ.*^"^?E""  Mitwirknng  v,  V.  PogLclmigg,  F.  cZ- 
Äer  ^d   ^     .  ^  ^^«^«t*''-  Entscheidungen, 

&an|en  1884- 1886.    W.-Neustadt.    Wien,  üöVler  in  Komm. 
Ötte  d  ' 

miSisfhrA«  ö,^™^J"<^evor8teher  (Richter,  SehalM).  Eine  mte- 
AjwendMnA'*'"""«.^-  Amtsführung  die^;.  ßcamteVin 

Anleftnni  ?  ^<»«»«nden  Gesetze,  Verordnungen  etc.  Vollständ. 
nen  h«o  ^        Gemeindevorstehers  gesamte  FunJitionen.  »],  Auil., 

^'^S^f^n:  "i*"'';^"'^'^      preuss.  Vervvalti.ngs-R.    2.  Bd.    Das  Ver- 
»•itungs  R.   2.  Abt.   Berlin,  Heine.  IV  n.  8.  113-229.   3  H. 
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Parey,  K.,  d.  Rechtsgrundsätze  d.  kg],  preuss.  Ober-Verw.-Ger.  Nach 
d.  gedruckten  Entscheidungen  zusam mengestellt  u.  mit  Riicksiclit 
auf  d.  fortscbreit.  n.  auf  d.  neuen  Provinzen  ausgedehnte  Ver« 
waltungsgesetzgebung  erläutert.  I.  Ergänzung?bd.,  enlh.  d.  Kechts- 
grundsätze  aus  Bd.  XIII  u.  XIV,  nebst  einer  Nachlese  aus  Bd.  I 
bis  ZU  d.  Entscheidungen.    Ebd.   140  8.   2  M.  80  Pf. 

Prozesse  u.  Rechtsfälle.  Lindau,  P.,  interessante  Fälle  (Kriminal« 
Prozesse).    Breslau,  Scliottländer.    1888.   298  S.   4  M.  50  Pf. 

Pitaval,  d.  neue.  Eine  Sammlnng  d.  iateressanteaten  Krlminal- 
gMchichten  aller  Länder  ans  älterer  u.  neuerer  Zeit.  Bpfrriindet 
T.  J.  £.  Hitzig  u.  W.  Höring  (Wilib.  Alexis).  Fortgesetzt  v. 
A.  VoUert.  Haue  Serie.  21.  Bd.  Leipzig.  Broekhans.  X  u. 
827  S.   5  U. 

*Jacobi,  L.)  akademische  Praktika.  1.  Abt.  Privatrechtsfälle  d.  röm. 

u.  gemeinen  R.   Berlin,  Httller.   94  8.   1  M.  60  Pf. 
Repetitoriuni.   Rtpetitoriuni  d.  deutschen  Privat-R.  f.  Studierende 

u.  Prüfangskaadidaten.    Bearbeitet  nach  d.  gebräuchlichsten 

neuesten  Lehrbflehem     Schmidt.  2.  verb.  Anfl.  Leipzig,  Rose- 

berg    1888.   VHl  u.  170  S.    1  M.  80  Pf. 
*Zeitachrift  f.  deulechen  Zivilprozess.    Unter  llitwirkung  deutscher 

Rechtalehrer  n,  Praktiker  hrsg.      H.  Biueh      F.  Tierhana. 

Generalregister  su  Bd.  l-^X.  Berlin,  Hermann.   148  S.  8  IC. 


•Arndt,  A.,  allgemeines  Berggesetz  f.  d.  preuss.  Staaten.  2.  Stark 
verro.  u.  veränd.  Aufl.    Halle  a.  S.,  PfetTer.    477  S.    8  M. 

Das  Wtrk  ist  im  CBl.  IV,  8.  367  eingehend  ßekemizeichuot.  Das  dort 
öftsaL'tp  (;i\t  in  erhöhtem  MaHSP  für  die  neue  AuflaKO,  welche  um  100  Selten 
Vi  rni  hit  ist.  Die  Einleitung  gibt  wlo  früher  Geschichte  u.  Theorie,  der 
Kommentar  Timfasst  jetzt  8.  öb— 2^8,  9  Aulagea  bnngen  Auszüge  aua  der 
G.O  ,  den  Arbeiterver.^icherungBgeaetzen  etc.  In  Bezug  auf  die  KloBterinann- 
Si  he  AnsUht  betr.  .\ uHclehiuing  des  preiias.  Berggesetzes  auf  d&a  Reich  ver- 
tritt A.  unter  nähenn-  Begründung  der  Verbeuserungsbedfirftlgkclt  des  Ge- 
setzes die  <  ntgoßongeHetzte  AuffHsauag,  welclie  im  CBl.  IV  8.  898  aumAufl- 
di'uck  gelangte. 

*Späiug,  W.,  tranzös.  u.  engl,  Handels-R.  im  An^^-hluss  an  das  all- 
gemeine dentBche  Handelsgesetzb.  Berlin,  V  alilen.  1888.  VIll 
u.  538  S    8  M. 

Bentsches  Reich*  Kayser,  P.,  d.  gesamten  Reidusjustizgesetzc  u. 
d.  s&mtl.  f.  d.  Reich  u.  in  Preusseu  erlassenen  Äusl'ülirungs-  u. 
Ergänzungsgesetze,  Verordnungen,  Erlasse  u.  Verfiigungen,  nebst 
d.  Urteilen  d.  Reichsgerichts  u.  d.  endgültigen  Entscheidungen  d. 
Kammergerichts.  Mit  Anmerkungen,  ICostentabeilen  u.  Sach- 
register. 4.  verm.  u.  verb.  Aufl.  5.  u.  6.  (8chlu8B-)Lfff.  Berlin, 
UtUler.   XXXV  u.  S.  721— 115B.   7  M. 

GerichtskostengeBetz  n.  Gebührenordnungen  etc.  (Sydow).  '6.  Aufl. 
Berlin,  Guttentag.    V  u.  122  S.    80  Pf. 

Gesetz,  das,  betr,  d.  Fürsorge  f.  d.  Witwen  u.  Waisen  v.  Angehörigen 
d.  Reieheheeres  «.  d.  kaiserl.  Marine  v.  17.,  VI.  1887.  Mit  Aus- 
führungsbestimmungen.   Berlin,  Hamann.    52  S.    80  Pf. 

—  daa,  betr.  d.  Besteuerung  d.  Zuckers  v.  9.  VII.  1887.  Mit  au*« 
ftthrt.  TnhettsvenselehniB.   Ebd.   32  S.   50  Pf. 

Brannte,  ir  !  j  j.  etz-^ehung,  d.  gesamte.  Minden,  Schneider.  VI 
n.  lOÖ  S.  1  M.  Desgl.  v.  Keilwagen.  Berlin,  Puttkammer.  VIII 
292  n.  8  S.  5  M.  Zoeammenstellung  d.  wesentlichsten  Bestim- 
miingon  \    Blum.    Stuttgart.  Metzler,    3.5  g.    50  Pf. 

•R.8tr,G.B.  Nebßt  Nebengesetzen  (ßüdorflf).  14.  AuÜ.  Berlin.  Qntten- 
tag.  XXXII  u.  252  8.   1  M. 

PreuBsen.  Ausführungsgesetz,  preuss.,  zu  den  Reichajaetiweeetzen 
(Sydow).   2  Aufl.   Ebd.   XX  u.  811  8.   2  M. 
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OnmdbuebgesetB  (Fischer).   Ebd.  VI  n.  189  8.   1  H.  20  Pf. 

Reglement  über  d.  Bekleidung  u.  Lagerung  d.  Gefangenen  in  d.  Ge- 
fangaissen  d.  JasUsTerwaltang.   Berlin,  Decker.   2S  S.  SO  P£. 
R  ot e ri  n  g .  F.,  Polizeiübertretungen  n.  PoHseiTerordnangs-R.  Berlin^ 

Pienu  nrolh.     1888.    VIII  U.  121  S.     2  M. 

ÖoUauja,  d.  allgemeine  VetierinäriK>lizei  in  Preuseen.   Mit  Änmer* 

knngen^  übenIcbtHch  geordnet.  I^unowitz,  Sauer  ft  Co.  VII  n. 

172  S.    3  M.  50  Pf. 
Die  kgl.  Friedrich- Wilhelms -Universit&t  zu  Berlin.   Systemat.  Za- 

sammenstellang  d.  f.  dieselbe  bestehenden  gesetzl.^  statotar.  u. 

reglementar.  Bestimmungen.    Im  Auftrage  d.  Ministers  d.  geist 

lieben,  Unterrichts-  etc.  Angel^enheiten  bearb.  t.  d.  Universität« • 

karatorium  durch  dessen  Mitglied,  Universitätsrichter  Daude. 

Beriin,  Müller.    756  S.    10  M. 
Bifern.   Stern,  d.  Code  civil  mit  d.  Abänderungen  durch  Reicbs- 

a.  bayer.  Land  R.   2.  Abt.    Kaiserslautem,  Crusins.   8.  385  bis 

829.   2  M.  80  Pf. 
Oesterreich.   Kaserer,  J.,  österr.  Gesetze  u.  Materialien.  Mach 

amtl.  Quellen.   41.  Hft.    Wien,  Hölder.   4  M. 

Inhalt.   Die  Kot&ristaordnung  V.  25.jyil.  1871  mit  llslwtall«s  «Bf  T«>- 
&QlMstiag  d.  öiterr.  NoUrenvereUM  brag.   440  8. 


8.  Wichtige  aasländi&che  Werke. 

Devlin    R  T. ,  a  Treatiee  on  the  Law  of  Deeds.   Vol.  2.   3ÜL  u, 

982  S.    6aii  Fraucisco.    73  eh.  6  p. 
flfeenhood,  E.,  the  Doctrine  of  Public  Policy  in  the  Law  of  con- 

tracte  reduced  to  rules.  860  S  Chicago  1886.  6  doli.  50  ct. 
Griffith,  W.,  Rating  Gas  and  Wuier  Uudertakiüga,  and  the  Prac- 

tice  of  Parochial  and  County  Assessment   185  8.  The  Belea- 

tißc  Pablishing  Company,  Lim.    10  .«ih. 
Hamilton,  A.,  the  Interstate  Commerce  Law.    With  Annotations. 

Korthport,  Simpkin.    ed.  12  eh.  6  p.,  15  sb. 
Eine,  C.  C,  and  Nicholas,  W.  S.,  the  Agent's  Handbook  of  In- 
surance Law  (i  ire  Insurance).    95  S.    New^  York.    10  sh. 
Parnell,  J.,  Land  and  Honses:  The  Investor's  Guide  to  the  Purchase 

of  Freehold  and  Leasehold  Ground,  Rents,  Houses  and  JLand, 

and  varioiis  interests  connected  therewith.    4th  ed.   60  8.  Bf- 

finghani,  Wilson.    1  sh. 
Pierce,  B.  W.,  Outline  Analysis  of  Civil  QoTeroment  in  the  United 

States.    106  8.    Milan  tMo).    2  ah. 
Porter,  J.  B. ,  L  aws  of  Insurance:  Fire,  Life,  Accident  and  Gua- 

rantee.  By  W.  Feilden  Craies.  2nd  ed.  Stevens  and  Sons.  21  sh. 
Wood,  iL  G.,'the  Law  of  Fire  Insurance.  2  VoL  1419  8.  NewTork, 
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Mon&tllch  elD  Iloft  von  Jt^a  Boges.  —  Prei»  des  JafargMig«  12  Mark.  —  Zu  bezleheo 
durch  äue  Bacblumdlangen  und  PostaiwtalteQ. 


A.  Bespreohnngeii. 


I.  Allgemeines. 

Littoratur  über  die  juristische  Ausbildung. 

(Vgl.  Bd.  VI  S.  35B  u  S.  486.) 
2?")  Reuling,  W.    Zur  Reform  tier  jurigtisclicn  Stndien- 
ordnung.    Ein  Wort  zur  Einfülining  eines  püdngogiscli  rich- 
tigen Lehrplane«.  Leipzig,  Veit.  1887.  9  S.  40  PI.  23)Burck- 
hard.  Zur  Reform  der  jnristiseheii  Stadien.  Wien,  Mans.  1^. 
88  6.   1  M.  ao  Pf.   24)  Knuts«.   Desgl.  in  .Unsere  Zeit**. 
1888.  Heft  1.  8.  25-84. 
Durch  die  am  30./X.  v.  J.  seitens  der  preuss.  Ministerien 
eingesetzte  Kommission  für  die  juristische  Studienordnung  (Prä- 
sident:  Stölzel,  Mitglieder:  AlthofF,  Dembtn-g,  Gneist.  OoHscbmidt, 
Hensclike,  Sehriftfiihi'er:  Dr.  Sachse)  ist  die  vielerörterte  Frage 
von  Tifiicm  angeregt.    R.  (Anwalt  beim  Reichsgericht)  Nr.  22  be- 
tont, dass  es  nicht  auf  Verlängerung,  sondern  bessere  Ausnutzung 
der  Studienzeit  ankümmc  und  verlangt,  neben  Einfügung  prak- 
tiaeber  Hebungen  schon  in  den  ersten  Semestern,  eine  v6\\ig9 
Umdrehung  des  Lehrplans,  welcher  ein  Ueberbleibeel .  ans  alter 
Zeit  sei.  Anstatt  mit  Vorlesungen,  welche  «das  Oeföhl  einer 
Reisingen  Oede  herrormfen*,  soll  mit  dem  Öffentlichen  B.  be* 
gönnen  werden.    Der  natürliche  geistige  Entwickelungsgang  des 
Einzelnen  sei  dewelbe  wie  bei  den  Völkern,  das  Privat-R.  bilde  den 
Schlussstein ;  auch  sei  die  gegenwärtige  pnvatrechtliche  Vorbil- 
dung oft  weniger  Schule  als  Schädigung  staatsrechtlichen  Denkens. 
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Die  Schrift  von  B.  (Nr.  23)  bezieht  sich  wesentlich  nur 
auf  die  österr.  Ziistilnde  und  führt  für  diese  folgendes  aus:. 
1.  Die  Hebuni(  der  vorbnndenen  ITebelstii.rKlf  hut  /ii  l^eginnen 
mit  einer  Reform  der  Uymnasieu.  Das  „üeistespvoletariat*  ist 
von  den  Universitäten  fern  m  halten:  darum  auf  den  Gymna- 
sien ein  System  von  Semestraiprüfungen  und  einer  den  gesamten 
Lehrstolf  umfassenden  Schlussprüfung.  II.  Die  nötige  Reform 
der  juristischen  Stadien  selbst  bestellt  darin,  dass  imterbalb  der 
beisubehalteaden  4jährigeii  Stndienzdt  der  Lehrstoff  f&r  die  drei 
Staatsprüluiigeii  (die  rechtshistorisch«,  judisiellei  staatswissen- 
schaftUebe)  imd  diese  selbst  anders  verteilt  w^en.  Die  wst» 
8tndiengnippe  ist  durch  Ausscheidung  des  kanonischen  R.  su 
entlasten  und  auf  ein  Jahr  zusammenzuschieben,  und  zwar  so: 
1.  Semester:  Enzyklopädie  3  Stunden,  deutsches  R.  5  Stunden, 
r.  R.  Vorlesung  10,  Quellenlektüre  2  Stunden;  2.  Semestert 
deiit'^f'hes  R.  5  Stunden ,  r.  i^  Vorlesung  1^ ,  Quellenlekttire 
2  Stunden.  Nach  Ablauf  dieses  Jahres  Staatsprüfung.  Durch 
diese  Einrichtung  wird  der  Student  gezwungen,  gleich  die  ersten 
beiden  Semester  zum  Studium  zu  benutzen.  Dann  folgen  zwei 
Studienjahre  für  die  „jadiziellen  Fächer",  wobei  auch  österr» 
Bechtsgeschichte  zu  behandeln  wäre.  Dann  wieder  Prüfung.  So 
bleibt  das  vierte  Jahr  tni  f&r  Ssterr.  Staats*  und  VerwaltungS'B.^ 
Staatskixofaen-B.,  Volkswirtschaftslehre ,  Finanswisseuschaft,  Ge> 
schichte  der  Beohtsphilosophie.  Nach  diesem  vierten  Jahr  dritte 
Staatspräfung.  Der  praktische  Torbereitungsdienst  ist  anders 
zu  ordnen;  insbesondere  müsste  ein  geeigneter,  praktisch  ge- 
schulter Richter  damit  betraut  werden,  durch  einen  Lehrkur» 
praktischer  Uebungen  die  jungen  Juristen  planmttBsig  in  die 
Praxis  einzuführen. 

K.  (Nr.  24)  will  1.  eine  Reform  der  Studien  nur  aus  der 
Initiative  der  Studenten  heraus,  und  zwar  durch  ein  sich  über 
alle  Universitäten  hinziehendes  Netz  von  akademischen  Studien- 
vereinen, die  unter  amtlicher  Aufsicht  und  Obhut  stehen  und 
staatlich  dotiert  werden.  2.  Der  akademische  Lehrgang  soll 
durch  den  neuen  Zivilkodex  nicht  geändert  werden;  das  Studium 
des  letsteren  soll  geschehen  durch  die  Teztex^fese,  eine  knrse- 
Einleitungsvorlesung  und  Spezialvorlesungen  über  einxelne  Trile. 
Zum  Schluss  erklärt  sich  K.  gegen  die  neuerdings  von  B.  (Nr.  22) 
empfohlene  Aenderung  in  »It  r  Reihenfolge  der  Vorlesungen. 

22}  Y.  Kirchenheim.   23)  u.  24)  Zitelmann. 


Heuling,  Burckhard,  Kuntze  -  Lindner. 
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H.  Bechtsgeschichte. 

Z  l^l.  V^m.geHehto  hineingeführt  wordc-* 

.Th  ™^  ^rfrf"«"»'!'"  Werkes  geworden.   Je  t,efer 

.   und  von  Grond  am,  mq  «rffc^en  ma«e.   L W«k 

We    s„o  die  Ergebnisse  «iner  eig..«.  fJZ^  J^ 
Aroh  ven  emer  grossen  Reihe  von  Staaten  UBdSttdl:  i.  d« 
i  Buche  seines  Werkes  (St  l<iq    ^^n9^  u      •  ^  VT 
4«  Verf  ^i.         u    1  bespricht  nnd  badinibt 

Wb  Z  u-  "  ^"™''f''-^l't-  Rechtsquellen  d« 
•™»e  TOUattndige,  die  ältesten  Ui  künden 

«*v''°,^l"'''  ^"'-'^"«''ung  über  die  Verne,  deren 

den  rn  tl  'r'^^*":  .T"  *~We.  »nd  daher  uur  fflr 
BiM       .  «««l't.sgeschichte  d«  ItA.  Vertraute,  TeBttadKoke. 

B.ld  von  dem  Entstehen  und  Werden  d»  V«n.  entadT^ 
K.  ,oi!  ""'»f  »<=l">"g  selbst  beginnt  in  dem  1.  Boeh.  (8.  1 

«akid  ,  7'^'*!''"""  '  P™«™"atten  und  der  F™- 
JTOkund  g  ledert  sich  „,  se.hs  Hauptabschnitte,  deren  I.  die 
^^ftchaften  m,  Bistum  Münster  in  15  Unterabschnitten  ort- 

büC^.  %  »^«'«'•»'•»«'■aften  im  westföl.  Teile  de,  Er^- 
dieTe  »  »«-18«)!  m  beh«.delt  in  7  Unterabschnitte,, 

»le  l.re,grafsch.ften  im  Birtom  Paderborn  (8. 186-1651:  IV  m 
^ünterabscbmtten  die  Frdgr.ftd.alte.  im  Birtnm  Omabrflolc 
(VIb„--is„;  V.  betrift  da«  B!.tam  Minden  fS.  187-194), 

ist  d.r  Preistühlen  ausserhalb  Westfalen«  nnd  Enaem«  «- 
mdmet  (S.  Das  2.  Buch  (S.  199-303)  SSw 

"eh  mit  de,,  liechtsquellen.    In  dem  3.,  4.  und  5.  Buche  wiU 

»emerecht  selbst  in  seiner .  geschichtlichen  Entwickelnng 
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und  inneren  Oestaltang  zur  D^rstellimg  gebracht.  Das  3.  Buch 
(S.  303 — 409),  die  Freigerichte,  handelt,  nachdem  im  ersten  Ab- 
schnitte die  ursprüngliche  Bedeutung  des  Wortes  Veme  einer 
sprachlichen  T'ntersuchung  von  Privatdozent  Dr.  iostes  unter- 
zogen worden,  insbesondere  von  der  Entstehuno;  der  Freigraf- 
schaften, der  Bezeichnungen  für  Rieht und  Gericht,  dem  Königs- 
banne ,  dem  Herzogtum ,  den  Gerichtsherren  und  Freigrafen, 
dem  Eigengut  und  Freigut,  den  Freien  und  den  Schöffen,  Ge- 
richtsbarkeit und  Gericht.  Das  4.  Buch  (8,  410  —  528)  erörtert 
die  Statthalterschaft  der  Kölnischen  Erzbischöfe  über  die  Verne* 
gniehte,  das  YerhldtoiB  derselben  zu  Bdeh  und  Königtum,  die 
Landfrieden  in  ihrer  Bedeninng  für  die  Vemegerichte,  die  Be* 
Bchülnkung  derselben  auf  Westfolen,  die  Sage  von  Karl  dem 
Grossen  und  Papst  Leo  als  den  angeblichen  Stiftern  der  Veme- 
gmchte,  die  „vemewrogigen*  Punkte,  die  Heimliehkeit  des  Ge-  ^ 
richts,  die  Freigrafen  and  die  Stuhlherren,  die  Freischöffen,  die 
Entwickelung  der  Vemegerichtsbarkeit  nach  Zeit  und  Raum 
und  die  Abwehr  gegen  das  immer  weitere  Umsichgreifen  der- 
selben. Das  5.  Buch  endlich  (S.  529 — 626),  der  auch  für  den 
Juristen  inti  iessantere  Teil,  behandelt  das  Gerichtsverfahren: 
Ursprunff  und  Inhalt  der  Gerichtsbarkeit,  handhafte  That  und 
Kechtsverweigerung,  das  echte,  offne  und  heimliche  Ding,  die 
Zuständigkeit  über  die  Personen,  die  Klage  um  Geldschuld. 
Pflichten  und  Bedhte  der  SehOffen,  Anklage  und  Vorladung, 
An&ahme,  Frist  und  Berafong,  UeberfOhrung  und  Reinigung, 
die  Vervemnng  und  ihr  Vollzog,  die  Wied^insetanng,  Bussen 
und  Geiichtslcosten,  Missstftude  und  Missbräuche.  Den  Schluss 
des  Werkes  macht  ein  Verzeichnis  der  Freigrafen  und  ein  OrtS' 
und  Personenverzeichnis.  Das  Ergebnis  der  Forschungen  L.'s 
ist  ein  von  den  bisherigen  sehr  abweichendes.  Wenn  auch 
eine  Wurz.el  der  Veme  in  sehr  frühe  Zeiten  hinabreicht,  so  sind 
die  Vemegerichte  doch  nur  das  spilte  Erzeugnis  missverstandener 
überlebter  "Rechtsverhältnisse  und  willkürlicher,  aber  glücklich 
durchgeführter  Rechtsanmassung.  Selbst  die  oft  ausgesprochene 
Ansicht,  sie  seien  in  furchtbaren  Zeiten  ein  zwar  furchtbares, 
aber  heOsaues  Mittel  gegen  GewalüSiat  gewesen,  kann  höchstem 
in  engster  Beschränkung  gelten.  Gerade  der  Mftchtige  und 
'Eeiche  fand  stets  Mittel  und  Wege ,  etwa  gegen  ihn  ergangene 
Sprüche  durcb  andere  Freistühle  vemiehten  zu  lassen,  und  was 
"halfen  alle  Ui-teile,  wenn  sie  nicht  vollzorren  wurden?  Binselne 
^kannte  Fälle,  wo  wirklich  Verzweifelte  Hilfe  suchten,  führten 
M  keinem  Ergebnis.   Selbst  in  ihrei-  Heimat  trugen  diese  Oe- 
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lidite  nichts  dam  bei,  die  trostlosen  Ziutinde  zu  bessern;  nie 
war  es  dort  wie  im  ganzen  übrigen  Deutschland  mit  der  öifent* 
liehen  Ordnung  und  Sicherheit  schlechter  bestellt,  als  zur  Blüte- 
zeit der  Verne.  Sie  bot  im  Gegenteil  manchem  Lump  Gelegen- 
heit, ehrliche  Leute  in  Bedrilngnis  und  Unkosten  zu  stürzen. 
Sie  klarte  und  besserte  nicht  das  Recht,  .sondern  sip  vermehrte 
nur  noch  die  herrschende  Verwirrung.  Bödenbeck. 

Kompillan,  A.,  Mages  t.  Die  Justizverwaltung  in  Tirol 
und  Vorarlberg  in  den  letsten  100  Jahren.  Inns- 
bruck, Wagner.   1887.  V  u.  247  B.   4  M. 

Im  Sommer  1887  fand  die  Verlegung  der  Amtsth&tigkeit 
der  Justizbehörden  in  Innsbruck  in  das  daselbst  neu  errichtete 
Justi^ebäude  statt;  als  Festsohrift  «ur  BröfTnung  wurde  vor- 
liegende Schrift  verfasst.  Zum  Ausgangspunkt  nimmt  der  Verf. 
die  Beform  der  Justizgesetzgebung  in  Tirol  und  Vorarlberg 
unter  Kaiser  Joseph,  welcher  die  bereits  von  Maria  Theresia 
empfohlenen  Arbeiten  zur  Durchführung  brachte.  Die  Periode 
1782 — 18iJ'>  l  üdet  einen  ersten  Abschnitt,  es  wird  eine  Ueber- 
sicht  f^egeben  über  die  Verhiiltaiiise  der  Gerichtsorganisation 
und  die  venschiedeneu  Statutarrechte,  an  welche  sich  die  josepbi^ 
nischen  Beformeu  anschliesseu.  Der  zweite  Abschnitt,  umfassend 
die  Jahre  1806 — 1814,  erörtert  den  Einflusa  der  Fremdberr- 
scbaft,  sowohl  der  bayrischen  wie  der  italienischen;  es  wird  der 
Jnhali  und  ümfang  der  gesetzgeberisdieii  Tb&tigkeit  derselben 
im  dnselnen  verzeichnet  Hierauf  folgt  die  Darstdlung  der  Ver- 
hältnisse seit  der  Wiedervereinigung  der  Länder  mit  Oesterreich 
bis  1850.  Das  Hauptgewicht  liegt  hier  in  dem  Wegfall  (der 
ITeimsajyung)  der  Patrimonialgerichte.  Im  Anschluss  an  stati- 
stisches Material  in  der  Zivil-  und  Strafrechtspflege  macht  der 
Verf.  auf  die  Unterschiede  zwischen  Nord-  und  Südtirol  auf- 
merksam. Im  weiteren  verfolgt  der  Verf.  die  Gesetzgebung 
hinsichtlich  der  Gerichtsorganisation  seit  1S50  bis  zur  Gegen- 
wart; ihre  Bedeutung  beleuchtet  er  wiederum  durch  Beigabe 
statistisoben  Matwials.  In  einm  lotsten  Abschnitt  werden 
»leehtlichc  Eigentümlichkeiten  von  Tirol  und  Vorarlberg"  er- 
örtert. Dieselben  scbliessen  steh  an  bereits  in  den  früheren 
Abschnitten  Berührtes  an;  sie  sind  für  die  Bechtsgesohichte 
wie  für  die  Gesetzgebungspolitik  von  besonderem  Interesse;  so 
die  Mitteilungen  über  die  Vorschriften  für  Grundzerstüekelung, 
über  Erbleihe  und  Rentenverhältnisse  (censi,  livelli),  über  Alpen- 
genosse uschaften  etc.  Wir  nennen  es,  Yom  nationalökonomischeu 
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Standpunkte  aus  betrachtet,  einen  glücklicdien  Unutand,  der 
wohl  in  Verbindung  mit  den  Grrundzerstüekolun^snormen  eine  Erb- 
folrreordnuujT  in  Bauerngütern,  wenn  auch  in  , patriarchalischer 
Form"  erhalten  hat,  welche  eine  Kealtcilung  des  Hofes  ver- 
hindert. —  In  Tirol  und  Vorarlberg  sind  bis  jetzt  alle  An- 
läufe gescheitelt  zur  Einführung  der  ,  i^aiHltaieln  und  Grund- 
bücher*, wie  solche  in  den  übrigen  Kroniandern  üesterreiohb 
zu  Recht  bestehen  für  die  Formen  des  Immobiliarverkehrs. 
Die  Landatilnde  lialten  mit  guten  Gründen  f»t  an  dem  Verfadi' 
buichsyetemi  wie  es  sieh  im  Lande  selbst  entwickelt  hat.  Das 
»Ver&chbucli'';  bwsarksweise  geitthrt,  ist  eine  Sammlung  von  Ur- 
kunden ftber  dingliehe  Becbte  an  den  resi^  Liegensebaften. 

Die  Stelliing  des  Oberlandesgericbtes  in  Innsbmck  als  oberstes 
Revisionsgeriobt  für  das  Fürstentum  Liechtenstein  wird  be- 
sprochen, femer  gibt  der  Verf.  ein  Verzeichnis  der  Präsidenten 
der  tirol.-vorarlberg.  Gerichtshöfe  und  der  Räte  IL  Instanz 
seit  1815  mit  biosrraphischen  Notizen,  endlieh  ein  Verzeichnis 
der  Gerichte  in  Tirol  vor  1805,  sowie  im  Jahre  1817. 

V.  Saiis. 

Sedier,  T.  A.  Corpus  constitntionum  Daniae.  Forord- 
ninger,  Becesser  og  andre  kongelige  Breve,  Danmarks 
LoYgivning  vedkommende.  1558—1660.  Udgivne  red. 
1.  Binds  1.  Hsefte.  Kjobenham,  Klein.  1887.  160  S.  (Ter- 
ansehlagt  auf  120  Bogen  zam  Preise  von  20  5r.  |iro  Bogen.) 

Dttrch  die  Liangriffnahme  der  mit  vorliegendem  Hefte  be- 
ginnenden Sammlang  von  Verordnungen  und  Erlassen  dänischer 
Könige  aus  der  Zeit  von  1558—1660  hat  der  Heransgeber  seinen 

Verdiensten  um  die  Geschichte  des  dän.  R.  ein  neues  hinzu- 
gefügt.   Wie   es   nach   den    Mittpilunpfen    der  Sabskriptions- 
einladun^  scheint      die  mit  dem  Schlu«'^!iett  7Aim  ersten  Bande 
zu   erwartende   Einleituu.L'^  dürfte  darüber  sicheren  Aut'sehluss 
bringen  — ,  war  für  die  Wahl  des  bekannten  Koldinger  Rezesses 
Christian  III.  aU  Ausgangspunktes  der  Sammlung  dessen  Be- 
siehung SU  Christian  V.  Danske  Lov  bestimmend.   Das  1.  Heft 
der  Sammlung  enthftlt,  obwohl  nur  den  Zdtraum  von  ^  Jahren 
umspannend,  nicht  weniger  als  77  Nummern,  von  denen  freilieh 
über  60  nur  im  Auszug'e  mitgeteilt  sind.  Unter  den  vollständig 
abgedruckten   sind    ausser   dem  Koldinger  Rezess  besonders 
Friedrichs  IT.  Ilandfeste  von  1559,  ferner  die  dem  Admiral  Her- 
lof  Trolle  im  Jahre  1561  erteilten  Öchittsartikel  tind  endlich 
Friedrichs  IL  See*B.  von  1561  zu  nennen.    Die  ihnen  allen 
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Tom  Haransj^ber  Yorwugesehiekten  Emleituiig«n  enthalten  wert- 
volle  Beitrüge  sar  Oesehiohte  der  din.  Beditaquellea.  Ins- 
besondere  bildet  die  ansflihrlicbe  Brörtenmg,  welche  (S.  110  bis 
122)  dem  See-ß.  von  1561  vorangeht,  eine  genaue  DanteUiug 
^er  Entstehungsgeschichte  desselben,  zwar  im  Ansehlnsa  an 
Pardessus'  in  der  Litteratur  fast  gar  nicht  beachtete  Unter- 
sncbung,  jedoch  o-leichzeitig  unter  Richtigstellung  derselben  in 
nicht  unerheblichen  Punktc^n.    Auch  die  zu  den  einzelnen  He- 
mmungen der  mitgeteilten  Verordnungen  cjej^ebencn  kurzen 
'Jwllennachweisungen  und  Noten  enthalten  wichtiges  Material- 
•die  einen  störenden  Druckfehler  (JydskeLov  I  50,  statt  J.  L.  I  52) 
unfweisende  Anmerkung  2  auf  S.  25,  hätte  ihren  Flatx  wohl 
«chon  bei  Art.  16  des  Rezesses  (S.  17)  finden  sollen.  Der 
^il^tigen  Behandlung  der  Texte  hat  der  Herausgeber  sein 
Augenmerk  Torzfiglich  und  mit  bestem  Erfolge  zugewendet 

M.  Pappenheim  (Breslau). 


m.  Privatrecht. 

Beniburg,  H.  Pandekten,  in.  Bd.  Berlin,  Müller.  1887. 
867  8.  (Vgl.C.Bl.VI,  247.)  7  M.  50  Pf.,  vollst.  28  M.  «0  Pf. 
Das  im  Jahre  1884  mit  dem  »sten  Band  erschienene  Werk 
wt,  nachdem  1886  der  zweite  gefolgt,  im  Jahre  1887  mit  dem 

<^as  Familien-  und  Erb-R.  enthaltenden  dritten  Band  zum  Ab- 

scbiuss   gebracht.    Auf  das  Familien-R.    entfallen  92  Seiten, 
'^er  Rest  (S.  93—359)  ist  der  Darstellung  des  Erb-R.  in  6  Ab- 
^^chnitten  gewidmet.    Abschnitt  I  (S.  93—120):  die  allgemeinen 
Lehren  (Wesen  des  Erb-R.,  Voraussetzungen  der  Erbfolge,  zur 
"öeschichte  des  Erb-R.);  Abschnitt  II,  der  umfassendste  (S.  120  bis 
•*W):  die  einseitigen  letztwilligan  Verfügungen  in  8  Kapiteln: 
Begriff  und  allgemeine  Grundsatze,  die  Formen,  allgemeine 
wnndsätze,  die  Erbeseinsetsung  (mit  Auwachsungs-R.,  die  Vei- 
«aaehtnisse,  wobei  auoh,  obgleich  sie  nicht  einseitige  Ver- 
fugungen sind ,  die  Schenkungen  auf  den  Todesfall),  der  üni- 
versalfideikommiss;  Abschnitt  III  (S.  254  bis  259):  die  Brbter- 
träge;   Abschnitt  IV '  (S.  259-280):  die  Intestaterbfolge  (mit 
•der  Kollation);  Abschnitt  V  (S.  286-313):  das  Noterben-R. ; 
Abschnitt  VI  (S.  313— a59j  der  Eintritt  des  Erbfalles,  enthaltend 
die  Lehren  von  den  Scbutzmassregeln  zu  gunsten  der  Erb- 
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interessenten,  von  dem  Erwerb  der  Erbscbait,  von  der  Ueber- 
txagun^  der  Delstiou  und  der  Veräusserung  der  Erbschaft,  sowie 
von  den  WirkuDpfen  des  Erbschaftserwerbs. 

Es  ist  dieser  kurzen  Inbaltsaiifi^aV>e  nichts  beizufügen,  als 
dass  das  über  die  beiden  ersten  Bünde  Gesagte  (vgl.  C.Bi.  Bd.  III,^ 
S.  445,  Bd.  VI,  S.  247)  dufeh  diesen  dritten  voll  bestätigt 
wird.  Bnrckhard. 

Cxyhlarz,  K.  v.  Die  Eigentumserwerbsarten  des  Pan- 

dektentitels  de  aequirendo  rerum  dominio  41,  1. 

Glücks  Pandektenkommentar.    Serie  der  Bücher  41,  42. 

Teil  1.  Erlangen,  Palm  &  Enke.  1887.  628  S.  12  M.  80  Pf. 
Der  Verf.  behandelt  in  diesem  ersten  Band  die  Einteilung 
der  Eij^entiimserwcrbsarten  in  zivile  und  naturelle  und  in  ori- 
ginäre und  derivative;  dann  die  Okkupation,  den  Schutzerwerb ,^ 
die  Spezifikation,  den  Fruchterwerb  des  Eigentümers,  des  Usu- 
fmktuars,  des  Pächters,  des  bonae  fidei  possessor.  dfis  Emphy- 
teuteu;  tndlich  den  Ei-werb  von  Mineralien  und  jb  ossilien.  Der 
Verf.  befindet  sich  vielfach  in  Uebeieiastiminung  mit  den  herr- 
schenden Anscfaamingen,  und  es  erscheint  deshalb  angezeigt,  im 
folgenden  nur  einsdnes  liervorsuheben. 

In  der  Lebre  von  der  Okkupation  vifird  eingehend  die  von 
Witebter  und  Wendt  angestellte  Theorie,  da^  auch  das  r.  Bl 
ein  Jagdi'echt  kenne,  besprochen.  Der  Verf.  spricht  sich,  wie 
die  Mehrzahl  der  Schriftsteller,  die  sich  über  diese  Frage  ge- 
äussert,  gegen  diese  Annahme  aus.  Die  wilden  Tiere  sind  res 
nullius  und  k(5nnen  von  jedem  okkupiert  werden:  trotzdem  gibt 
es  aber  kein  R.  der  freien  Birsch ,  da  der  Gmndeigentüraer 
jedem,  also  auch  dem  .liigcr,  das  Betreten  seines  Grundstücks 
verbieten  kann.  Die  Klagen,  auf  die  der  Eigentümer  7,ur  Durch- 
f&hrung  seines  Prohibitions-ii.  verwiesen  ist  —  actio  injuriarum,. 
negatoria,  interdictnm  uti  possidetis  —  erscheinen  jedoch  nicht  als 
ausreichend,  so  dass  der  Hauptschutz  des  Grundeigentümers  in 
der  Selbsthilfe  besteht  Dass  der  Jagdertrag  als  zu  den  Prüchten 
gehörig  bezeichnet  wird,  hat  nur  die  praktische  Bedeutung,  dass 
derselbe  bei  einem  Ususfruktus  an  einem  zur  Jagd  bestimmten 
Grundstück  dem  Usufruktuar  zugesprochen  werden  soll. 

Wenn  die  moderne  Auffassung  im  Gegensatz  zur  rÖm, 
das  Jagd-K.  als  Ausfluss  des  Grundeigentums  betrachtet,  so 
ist  das  nur  dann  haltbar,  wenn  man  das  Wild  zugleich  als 
Zubehör  oder  Bestandteil  des  Grundstücks  ansiebt.  Eine  kon- 
sequente Durchführung  dieses  Gedanken  würde  dazu  führen,  dea 
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Jagderwerb  nicht  mehr  unter  den  Gesicfatsponkt  der  Okku- 
pation,  sondern  nur  unter  den  des  Fraohterwerbs  zü  anbsutniereo^ 
Diese  Konsequenz  darf  aber  nicht  gezogen  werden,  da  die 
modernen  Ja^rdgesetze  nur  das  Subjekt  des  Jagd-B.,  mcht  den 
inneren  Gebalt  desselben  ändern  wollten. 

Der  Wildt-rer  wird  heutzutage  nicht  Eioeutürner  des  er- 
legten Wildes,  dasselbe  bleibt  herrenlos.  Der  Jagdberechtigte 
kann  vom  Wilderer  Ersatz  wegen  V(^ilet/.nng  seines  R.  fordern. 
Dieser  Brsateanspruch  schUesst  daa  Ii.  ant  Auslieferung  des 
erlegten  Wildes  in  sich,  wodnreh  der  Jagd  berechtigte  in  die 
L^e  kommt  die  Okkupation  Tomehmen  zn  können. 

In  bezug  auf  die  Wirkung  der  Dereliktion  war  ein  Sehulen- 
streit  zwischen  Sabinianem  und  Prokulejanem  vorhanden.  Die 
mcht  durchgedrungene  Ansicht  der  Prokulejaner  ging  dahin, 
dass  die  Dereliktion  nicht  als  ein  einseitiger  selbstftndiger  Rechte- 
akt,  Sündern  lediglich  als  ein  Stück  des  zweiseitigen  Rechtsakte» 
der  Tradition,  als  eine  an  die  Menschheit  gerichtete  Traditions- 
offerte aufzufassen  sei,  die  bis  zur  Besitzer^n-eifung  eines  Dritten 
»nrückgezogen  werden  kann.  Von  besonderer  Bedeutung  bei 
der  Behandlung  des  Problenas  war  die  Dereliktion  von  Skfaven, 
namentlich  die  Frage,  wie  weit  sich  die  Noxalhaftung  zu  er- 
sticken habe. 

Nachdem  der  Verf.  in  der  Lehre  von  der  Spezifikation  die 
aabmian.  und  prokulqan.  Anfhssung  eingehend  dargelegt  hat, 
^eigt  er ,  daas  die  zur  Herrschaft  gelangte  media  sententia  der 
Hauptsache  nach  auf  sabinian.  Grundlage  steht.  Dieselbe  geht 
aus  von  dem  Satz:  quod  ex  re  nostra  fit,  nostrum  est  Soweit 
das  StoflTeifrentum  der  neuen  Spezies  gegenftber  noch  praktische 
Bedeutung  hat,  wird  es  gewahrt.  Nur  wenn  im  Fall  der  Nicht- 
reduzierbar  keit  das  ursprüngliche  Eicrentumsobjekt  doch  nicht 
wahr  zurückgegeben  werdea  kann,  sondern  nur  noch  ein  Sur- 
Wgat  oder  eine  An  Entschädigung  zu  erlangen  ist,  dann  soll 
das  prokulejan.  Prinzip,  Eigentumserwerb  des  Spezifikanten,  zur 
Anwendung  kommen. 

Am  meisten  weicht  der  Verf.  von  den  bisher  ▼orhandenen 
Ansichten  in  der  Lehre  vom  Fmehterwerb  des  bonae  fidei 
possessor  ab.  Nach  dem  Stand  der  QueUen  muas  i^tig^nomTyim 
werden,  dass  der  bonae  fidei  possessor  Eigentümer  der  Frfichte 
wird  und  obUgatorisch  verpflichtet  ist,  die  fructus  extantea 
herauszugeben.  Für  diese  Bestimmung  fehlt  es  aber  an  inneren 
Gründen.  Wenn  Ihering  zur  Begründung  auf  die  Bedürfnisse 
des  Verkehrs  und  auf  die  Forderung,  dass  die  Früchte  aas  der 
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Hand  des  Produzenten  frei  in  den  Verkehr  treten,  verweist,  so 
ist  das  deshalb  uicht  ausreichend,  weil  man  von  dieser  Auf- 
fassunfir  aus  den  Eijjfentumserwerb  von  der  bona  fides  des  Er- 
werbers, nicht  von  der  bona  fides  des  Produzenten  hätte  abtuuigig 
machen  müssen.  Der  Eigen  tu  mserwerb  iät  für  den  bonae  fidei 
poflsettor  wertlos  in  besag  auf  di«  fructus  extantM  und  auf 
die  Tenehrten  Frachte,  er  hat  Bedeutunj;  nur  für  den  Fall  der 
entgeltlichen  Verftosserang ,  da  das  Fmehteigentom  hier  die 
STiktionspflioht  ausschliesst.  Es  ist  aber  nicht  wahrscheinlich, 
dass  man  zu  einem  so  komplizierten  und  schwerfälligen  Apparat 
wie  dem  Sigentumserwerb  an  den  Früchten  mit  obUgatorlscher 
Restitutionspflicht  gegriffen  habe,  um  einen  so  beschrankten 
2weck  zu  erreichen. 

Die  Unmöcrliehkeit,  die  Sätze  des  justinian.  R.  als  inner- 
lich begründet  darzustellen,  führt  zu  der  Annahme,  dass  die 
röm.  Juristen  dem  bonae  fidei  iiossessor  die  Früchte  schlechthin 
und  definitiv  zugewiesen  haben  und  dass  die  Restitutionspflicht 
der  nicht  konsumierten  Früelite  erst  später  als  materielle  Be- 
schränkung dem  Eigentumservverb  auü^ehangt  wurde,  welche 
Aenderung  denn  in  Interpolationen  fast  aller  einschlägigen  Stellen 
ihren  Ausdruck  fand. 

F&r  diese  Annahme  spricht  die  Beschaffenheit  der  betreffen- 
den Stellen,  sowie  die  Parallele  mit  dem  Erwerb  des  redlichen 
BeAtsers  durch  8klaven,  welcher  ebenfalls  ein  definitiver  ist. 

O.  Bümelin. 

Bolze,  A.  Die  Praxis  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen. 
4.  Bd.  Lcip/.ig,  Hroekhaus.  1887.  XIV  u.  464  R.  6  M. 
Her  4.  Bd.  <,'b'icbt  seinen  Vorgängern,  welche  in  dem  C.Bl.  V 
b.  224,  225,  4ö7  und  Vi  S.  438  besprochen  worden  sind;  er 
gibt  den  iahalt  der  Entscheidungen  des  liüchsten  Gerichts  unter 
1586  Kümmern  wieder.  Anlage  und  Ausführun<^  des  Werkes 
haben  dch  nbht  gelindert  Ein  ausführliches  SachrcK  ibter  schliesst 
den  Band.  Achilles. 

8ti08S,  E.  Das  österr.  Genossenschaftsrecht.  Wien, 
Perles.  1887.  X  u.  267  S,  5  M.  60  Pf. 
Das  vorliegende  Buch  gibt  eine  Barstellung  des  in  Oester- 
reich geltenden  Genossenschafts-R.  unter  Berücksichtigung  der 
ausländischen  (insbesondere  der  deutschen,  französ.  und  engl.)  ' 
Gesetzgebung  und  zerfällt  nach  einer  kurzen  Einleitung  in 
neun  Abschnitte.    In  der  Einleitung  wird  I.  der  Begriff  des 
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GenoB8eii8cliafte*R.  und  die  Artea  der  gesetsEliehen  R^j^long 
desselben  im  allgemeineii;  II.  die  heimisohe^  and  auslttndischen 

Quellen  des  Genossenschafts-R.  (von  Oestermch,  Deatselilaiid, 
England,  Frankreich,  Belgien,  der  Schweiz,  Ungarn,  Bosnien  und 
der  Herze^Towina,  Italien),  IIL  die  Litteratur  des  Genossen' 

schafts-R.  besprochen. 

Abschnitt  I  erörtert  daun  den  Becrrirt'  und  die  Arten  der 
Erwerbs-  und  Wirt  Schaftsgenossenschaften,  Abschnittt  II  die  Er- 
richtung der  Ervverbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  Ab- 
schnitt III  die  rechtliche  Natur  derselben,  Abschnitt  IV  den 
Umfang  ihrer  RechtsiUhigkeit ,  Abschnitt  V  die  Lehre  von  der 
Hitgliedseliaft.,  Abschnitt  VI  die  OlKanisaMon  der  Erwerbs»  und 
Wii-tsebaftagenossenschaften,  Abschnitt  Vn  ihre  AuflOsnng,  Ab- 
schnitt VIII  die  liiquidation  der  Genossenschaft,  Abschnitt  IX 
das  ümlagever&hren.  —  In  Oesterreidi  beraht  das  Genossen- 
sohaflswesen  auf  dem  Gesetze  vom  9.  April  1878  (Nr.  70  B.G.BI.). 
Dieses  Gesetz  ist  ein  direktes  Zwangsgesetz  im  Gegensatze  snm 
deutschen  Gesetze,  welches  fakultativ  ist.  Bisher  gab  es  nur 
einige  kunie,  in  Zeitschriften  zerstreute  Aufslitze  über  das  österr. 
Genossenschaftswesen,  so  dass  die  vorliegende  Arbeit  die  erste 
monographische  Darstellung  desselben  ist.    W.  Fuchs  (Wien). 

BiBilop,  J.  P.  Gommentaries  on  the  Law  of  Gontracts 
npon  a  new  and  Condensed  method.  Chicago 
Flood  &  Co.  1887.  XIT  n.  782  S.  6  Dollar. 
Seit  B.  im  Jahre  1852  sein  erstes  Werk  ,0n  Marriage  and 
Divoroe"  veröffentlichte,  ist  er  einer  der  finusfatbaxsten  und  be- 
liebtesten Bechtsschriftsteller  Amerikas  geworden.  Dass  auch 
nnter  den  europftischen  Juristen  seine  Leistungen  anerkannt 
werden,  beweist  u.  a.  der  Umstand,  dass  die  Berner  Juristen- 
fakultät dem  Verf.  den  Titel  eines  Doktor  jur.  utr.  verliehen 
hat.  Von  dem  Werke,  welches  in  neuer  Bearbeitung  vorliegt, 
erschien  1878  eine  1.  Auflage,  welche  im  C.Bl.  III,  145  angezeigt 
wurde.  Die  neue  Auflage  ist  keine  bloss  vermehrte  nnd  ▼er- 
besserte,  sondern  eine  ganz  neue  Bearbeitung,  welche  nch  va. 
dem  früheren  Boche  ▼erhftU  wie  die  Ansffthmng  snm  Grandriss. 
Der  allgemeine  Titel  «Law  of  Gontracts*  kBnnte  leickt  an  der  An- 
nahme verleiten,  es  handle  sich  um  eine  vollständige  Bearbeitong 
des  Vertrags-E.,  wie  z.  B.  diejenige  von  Addison,  allein  dem 
ist  nicht  also,  sondern  wie  in  den  Werken  von  Wharton,  Pol- 
lock und  Anson,  so  wird  auch  hier  nur  der  sogen,  allgemeine 
Teil  erörtert,  wahrend  die  einzelneu  Verträge  der  monographi- 
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sehen  Darstellung  überlassen  bleiben.    Von  den  Arbeiten  Whar- 
tons,  PoUocks  unterscheidet  sich  diejenige  Iis'  sehr  wesentlich. 
Wilhrend  die  beiden  ersteren  eine  vollstilndige,  wissenschaftliche 
Bearbeitung  der  allgeiueinfn  Lehren  des  Obli(,ratianen-R.  liefern, 
mit  steter  Rüclisicht  auf  das  r.  R.,  fremde  (resetz!?ebiin^en  und 
die  vorhandene  Litteratur,  sucht  dagegen  1>.  das  Ii.  darzustellen 
welches  gegenwärtig  in  Amerika  gilt  und  von  den  amerikan. 
Qerichtsböfen  angewendet  wird,  ohne  Btteksieht  auf  aadete  als 
amonkan.  Quellen.   Wir  finden  daher  bei  ihm  weder  aus* 
ftthrliche  Begründungen  seiner  .  eigenen  Ansichten,  noch  Be^ 
rufongen  auf  fremdes,  namentlich  r.  B.  Bechtshistorische  und 
wissoudiaitliche  Untersuchungen  werden  gans  Uxn  g^alten 
und  selbst  die  amwikan.  Litteratur  nur  ausnahmsweise  berück- 
sichtigt.   Wharton  z,  B.  wird  ganz  ignoriert.    Die  ganze  Dar- 
stellung ruht  daher  ausschliesslich  auf  amerikan.  Grund  und 
Boden ;  auf  diesem  aber  ist  sie  breit  und  solid  aufgeführt  wie 
keine  andere.  Die  bisherigen  Urteile  —  ea.  20  000  an  der  Zahl  — 
werden  nicht  nur  vollständig,  sondern  auch  sehr  gewissenhaft 
benutzt  und  verarbeitet.   Aus  diesen  Urteilen,  die  B.  sorgfältig 
zusammenstellt  und  miteinander  vergleicht,  leitet  er  das  E. 
ab,  welches  als  geltendes  anzuerkennen  ist ;  und  wenn  auch  ein 
Resultat  mit  seiner  eigenen  Auffossang  nicht  oder  nicht  völlig 
ttberanstimmt,  so  anerkennt  er  einen  konsequent  von  den  Ge- 
richten festgehaltenen  Bechtssats  doch  als  dem  |K)sitiTen  B. 
erworben  an  nach  der  Begel  stare  decasis.  Indem  er  die  entr 
scheidenden  Bichter  selber  reden  llsst,  um  sodann  ihre  Bntr 
Scheidungen  auf  ihren  wahren  Wert  su  prüfen,  erleichtert  er 
dem  spateren  Hichtcr  seine  Aufgabe  und  trägt  zu  Verbreitung 
übereinstimmender  Ansifbfpii   und  somit  einer  gleicbmässigen 
Rechtssprechung  wesentlich  bei.    Als  „folly"  bezeichnet  es  B., 
seine  eigenen  Urteile  und  Auffassungen  in  ein©  Darstellung 
des  geltenden  R.  zu  verflechten,  statt  die  „reasonings  of  the 
law*  aufsusuchen.    In  möglichst  knapper  Form  und  dessen- 
ungeachtet so  ▼ollsttodig  wie  möglich  sucht  B.  unter  Ver- 
meidung jeder  Wiederholung  dieses  B.  festsostellen,  und  so  ge- 
drangt ist  dei*  Ausdruck,  dass  man  oft  unwillkürlich  sur  An- 
nahme sich  neigt,  er  habe  des  Guten  zu  viel  gethan  und  eine 
etwas  breitere  Darstellung  würde  ihr  zum  Vorteil  gereieht  haben. 
Was  uns  geboten  wird,  ist  gleichsam  ein  Extrakt  aus  den  Rechta- 
aussprüchen  der  bewährtesten  Richter  und  Juristen,  welche  auch 
für  die  Zukunft  die  Richtschnur  für  die  Entscheidungen  bil- 
den sollen.  König. 
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Entwurf  des  ungar.  Erb-R.,  verfasst  und  auf  Grund 

der  im  Jastizministerium  gepflogenen  Beratungen 
umgearbpifpf  von  St.  Teleszkj.  Im  Auftrage  des 
kgl.  Ungar.  Ju^tizministpriums  übersetzt  von  Th.  Kern. 
2  Lfgn.  Budapest  (Druck  von  Legrddy)  1887.  142  S. 
Mit  diesem  Entwürfe,  welcher  seit  der  Uebersetxung  neuer- 
dings vom  Verf.  revidiert  worden ,  und  dessen  Verhandlung  in 
der  Jostizkommission  des  Abgeordnetenhauses  bereits  im  Zuge 
Utf  soll  der  Anfang  der  Herstellunfi^  der  einseinen  Stöcke  eines 
nngar.  ZiTilgesetsbuches  gemadit  werden.  Der  Terf.  des« 
selbai,  derzeit  Staatssekretftr  im  Jostisministerium,  ist  einer  der 
herTomg^dsfcen  unter  Am  nngar.  Juristen,  welche  mit  beson- 
derem Eifer  der  Angabe  obliegm»  den  Aufschwung  des  ungar. 
Bechtslebens  durch  umfassende  gesetzgeberische  Schöpfungen  su 
fördern.  Die  überaus  günstige  Aufnahme  der  Gesetzesvorlage 
durch  die  öffentliche  Meinung  lässt  mit  Zuversicht  gewärtigen, 
dass  dieselbe  noch  im  Laufe  des  Jahres  Geset^p-^kraft  erlangen 
und  schon  im  Jahre  1889  unter  Vermittelung  eines  besonderen 
Einfiihrungsgeset'/es  ins  Leben  treten  dürfte.  Zunächst  soll  sich 
diesem  Stücke  das  Obligationen*R.  anschliessen,  dessen  Reierat- 
entwnrf,  zumeist  auf  Qmnd  des  Dresdener  Entwurfes,  demn&cbst 
im  JuBtiaministerium  in  Beratung  gezogen  wird.  AUenfolls 
batte  nnt«:  aQen  Teilen  des 'ZiYilgesetabncbes  der  vorliegende 
die  meisten  Bedraken  zu  überwinden.  Das  Beleb  der  Stefans* 
kröne  zerfiKllt,  mit  Ausserachtlsflsung  Kroatiens,  welches  im 
(allgemeinen)  Privat-R.  und  im  Kriminal-R.  Autonomie  besitzt, 
in  zwei  Privatrechtsgebiete,  deren  materielle  Verschiedenheit 
vorzüglich  mit  bozug  auf  die  gesetzliche  Erbfolgeordnung, 
was  doch  hierzulande  an  Wichtigkeit  obenansteht,  ins  Auge 
springt.  Das  Mutterland  huldigt  dr>m  sogen,  nngar,  Erbrechts- 
system, wahrend  im  siebenbürg.  Landesteile  das  üsterr.  bürger- 
liche Gesetzbuch  seit  1853  in  Geltung  steht.  Ersteres  ist  ein 
historisehes  Gefüge  mehrerer  Institute,  deren  Grundzfige  aus 
dem  frftheren  A'ntisittttssyBtem  herr&hren,  wie  sich  dasselbe  auf 
Gmnd  der  Anordnungen  der  AnjoukSnige  (14.  Jahrhundert) 
und  des  tripartitiscben  Beehtshuches  (Anfang  des  16.  Jahrhun- 
derts) entwickelte,  und  sich  vorzüglich  in  dem  mittelalter- 
lichen Rückfalls-R.  (paterna  paternis,  materna  maternis)  ab- 
spiegeln. Nachdem  dieses  System  von  dei-  Tndexkurialkon- 
feren/,  fli^Pil)  mittels  mehrfacher  EinschranKungen  mit  den 
Rechtsideen  des  freien  Verfügungs  - R.  und  der  bürgerlichen 
Rechtsgleichheit  in  leidlichen  Einklang  gebracht  worden,  hat 
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sich  über  die  Frage,  ob  es  weiter  fort/Aibilden,  be/w.  in  Sieben« 
bürgen  wiederherzxistellen  sei,  eine  ziemlirh  umfangreiche  Lit- 
teratur  entsponnen,  welche,  durch  Pi  eislragen  seitens  der  ungar. 
Akademie  der  Wissenschaften  vielfach  begün!5tigt,  an  rechts- 
philosophischer Kritik  und  Vergleichung  der  verschiedenen  Erb- 
systeme manches  aufzuweisen  hat.  I«  Verfechtung  des  histo- 
rischen Standpunktes  wurde  n.  a.  geltend  gemacht,  dua  das 
Bflekfolls-B.  das  eigoatlicb  PrimSre,  menschlich  Biehtige  sei,  und 
dass  die  diesbesfigliohen  franzSs.  Contomes  nicht  eigentlich  sach- 
lichen Erwfigangoi,  sondern  allgemeinen  politischen  Strömungen 
(%alit^  des  hienst)  gewichen  suen;  dass  demselben  einzelne  Schrift* 
stdler,  insbesondere  Laurent,  noch  immer  den  Vorzug  geben; 
dass  sogar  die  röm.  Kaiser  eine  diesbezügliche  Einsohwenkung 
versuchten  (L.  4  0.  Tb.  de  mat.  bon.) ;  femer  dass  die  deutsche 
Rechtsentwickelung  viel  7.u  sehr  römisch  sei,  um  als  Ausdruck 
des  christlich-modernen  Kechtsgeliihles  in  dieser  Sache  zur  Richt- 
schnur genommen  wf^rden  zu  sollen.  So  wird  allseitig  als  fest- 
stehend angenommen,  dass  das  lebendige  Rechtsgefühl  des  Volkes 
mit  demselben  innerlich  verwachsen  ist,  was  sich  insbesondere 
während  der  Geltungsperiode  des  österr.  Gosetzbuclies  in  Ungarn 
(1853—1861)  schlagend  erwiesen  hatte.  Femer  ist  es  kaum  zu 
▼erkennen«  dass  angesichts  der  fachgemSss  ausgeführten  Vonfige 
des  historisehen  Systems  —  tiefef  e  Eausalitftt  und  Konsequenz 
des  Erhganges,  weniger  Herumspringen  des  Vermögens  insbe- 
sondere bei  Verkettm^fMi  rasch  aufeinander  f(dgender  Todes- 
fälle, Vereinfachung  der  Erbesauseinandersetzung,  wo  das  Ahnen- 
gut  in  natura  (wie  vorzüglich  nach  Minderjährigen)  vorhanden 
u.  s.  w.  —  die  Gunst  der  öffentlichen  Meinung  fiir  den  Ent- 
wurf weniger  auf  innere  ripfrpngrlinde ,  als  vielmehr  auf  das 
allgemein  vorherrschende  politische  Gefühl  zurückzuführen  ist, 
welches  darin  gipfelt,  dass  sieb  das  Land  im  Interesse  des  ra- 
scheren Kulturfortschrittes  überhaupt  der  eigenartigen  histori- 
sdien  Isonomie  zu  entziehen  und  den  moderneu  Staat  womög- 
lichst  auf  abstrakt -universelloi  Grandlagen  nach  westliehem, 
insbesondere  deutechon  Mustw  aufzubauen  habe.  Es  steOt  sieh 
demnach  auch  der  vorliegende  Entwurf  im  ganzen  als  «ne 
Nachbildung  bezw.  tJebertragung  deutscher  Eodifikationsw^ke, 
hauptsächlich  des  sächs.  Gesetzbuches  und  des  mit  diesem,  wie 
bewnsst,  vielfach  identischen  Fr.  Mommsenschen  Entwurfes  dar, 
durchweg  aber  mit  vielen  wohlüberlegten  Abweichungen. 

Der  Entwurf  zerfillit  in  5  Abteilungen.   I.  Abt.  Allgemeine 
Bestimmungen,  §§.  1—9.    Anfall  der  Erbschaft,  Leben  beaw. 
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Entwurf  eines  nngnr.  Erb-R.  18S 

>  iii[ifangcnsoin  des  Erben  (zur  Zeit  des  Anfalls),  Erbfähigkeit, 
jrUnwürdigkeit.   Der  Ausdruck  Erb-R.  (im  subjektiven  Sinne)  soll 
hier,  wie  eine  Anmerkung'  des  üebei-setzers  andeutet,  Fi  bsi  Haft, 
Vermächtnis  und   Pflichtteil „mit   einem  Worte  das  Erb-R. 
im  weiteren  Sinne"  bezeichnen,  was  ein  gewagter  Begrifi'  ist, 
indem  z.  B.  die  BejEfünstigung  cond.  impl.  c.  zwar  Erbfolge 
in  diesem  sonderbar  weiten  Sinne  ist,  ohne  ein  Erb-K.  (zur 
zwangsweisen  Verwirklichung)  zu  enthalten.   IL  Abt.  Die  gesetz- 
Kehe  Erbfolge,  §§.  10—61.   1.  Kap.  Allgemeine  Bestimmungen» 
Si.  10^14.  VoranssetKiuij^  der  gesetslicben  Erbfolge,  mehrfaelie 
VerwandtBchaft,  Wegfall  der  Verviclitenden,  Ausschlagenden  u.  s.  w. 
2.  Kap.  Die  gesvtzlicbe  Erbfolge  der  Verwandten,  §§.  15—82.  Der 
eigentlichen  Erbefolgeordnung  sind,  wi^  im  sftchs.  Gesetzbuch  und 
bei  Mommsen,  allgemeine  Bestimmungen  vorangestellt,  welche 
laut  der  jüngsten  Revision  die  Ueberschrift  führen:  ,Von  der 
gesetzlichen  Erbverbindung  der  Verwandten  \    E«  bandelt  sich 
hierum  die  gesetzliche  Erbberechtigung  der  Vrr  v;  mlten  in  ab- 
stracto.   Materiell  lediglieh  da!?selbe  wiesäebs.  O-set/buch  2016 
bis  2025,  2044—2048.  Muninisen  22—28,  jedoch  in  einer  ganz 
selbständigen  Zuäammentassung ,   welche,  obwohl  gedrängter, 
dabei  jedoch,  wie  es  scheint,  genauer  ist  als  joie  —  so  spricht 
n.  a.  silchs.  Gesetabuoh  §.  2022  Nr.  3,  ferner  §.  2024  ungenau 
von  ehelichen  Abkömmlingen,  wo  es  doch  gewiss  audi  die  nn- 
ehelichen  Kinder  einer  ehelichen  Tochter  des  Bruders,  besw.  des 
ehelich  gesprochenen  Sohnes  im  Auge  hat.    Dann  folgt  Kap.  2: 
»Von  der  Erbfolgeordnung  der  Verwandten".    Dieselbe  enthält 
5  Klassen,  ohne  dies  hervorzuheben,  was  wobl  der  ITebersicht- 
lichkeit  nicht  forderlich  ist.    In  der  1.  Kl.  gelangen  die  Ab- 
kömmlinge des  Erblassers  zur  Erbfol^'e.     Die  2.  Kl.  bilden 
die  Eltern  und  deren  Nachkommen.     In  der  3.  kommen  die 
Grosseltern  und  deren  Nachiiüniirien.    iu  der  4.  Kl.  die  ent- 
fernten Voreltern  allein.   Die  5  Kl.  schliesst  mit  den  ferneren 
Seitenverwandten.    Die  2.  und  8.  Kl.  befolgen  die  parental- 
reprUsentatiTe  Ordnung,  welche  auch  heutantage  —  im  Ver- 
mOchtnis  als  Ganzem  mit  Ausschluss  des  Ahnengntes  als  gesetz- 
lichen Legates  zu  gunsten  der  betreffenden  Linie  —  als  Richt- 
schnur gilt.    In  der  4.  Kl.  entscheidet  Gradesnähe,  sonst  Kopf- 
teilung.   In  der  5.  ebenfalls,  demnach  reingradual  und  nicht 
parental-gradual,  jedoch  mit  PiT-mtalabgrenzung  (beider  7.  Pa- 
reniel,  Nachkommen  der  Eltern  der  i  ritavi,  mkl),  was  wohl  In- 
konsequenz ist,  indem  hierdurch  die  zu  den  weiteren  Parenteln 
gehörigen,  obwohl  dem  Grade  nach  nttheren  Verwandten  ausge- 
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schlössen  sind .  während  die  m(>p:lichpr\veise  dem  Grade  nacb 
entt'eruteren  iit  den  näheren  Faronteln  beieclitigt  sind.  3.  Kap. 
Die  gesetzliche  Erbfolge  der  Khecratten,  'Vi— 99.  Neben  den 
Verwandten  1.  Kl.  erbt  mit  der  Ehegatte  als  Nutzniesser  zur  '/a» 
zu  'j8,  V<  nach  Anzahl  der  Kinderstämnie.  Neben  der  2.  KL 
gelangt  der  Ehegatte  zu  ',2 ,  neben  der  8.  KL.  zu.  ^j»  zur  Erb' 
Schaft  und  bekommt  ausserdem  die  Haaseinriehtung  u.  s.  w.  im 
voraus.  Der  4.  und.  5.  Kl.  gebt  er  vor.  Nach  bisherigem  R. 
hat  die  Witwe  das  sogen,  jus  viduale  (Nutuiiessung  am  ganzen 
VermSgen,  jedoch  mit  vieleriei  BesdiTttoknogra) ,  während  die 
successio  conjugalis  nach  dem  Voranschlag  (Vermögen  als  Ganzem 
mit  Abzug  des  Ahnengiitcs)  der  Verwandtenerbfolge,  WO  keine 
Kinder  sind,  vorangeht,  indem  schon  das  Tripart.  aussprach, 
dass  dir  Ehehftlfte  carnis  unione  plus  quam  frater  esse  reputa- 
tur.  worauf  si(;h  der  tief  ethische  Kechtssatz  aufbaute,  dass  die 
Errurij;enscliaft,  als  der  Persijnlichkeit  des  Erblassers  anklebend, 
proximitate  anioris  dem  iiatteii  mfalle,  wogegen  die  Ahnenerb- 
schaft von  der  betreffenden  Linie  als  Kindeserbteil  nach  dem 
gemeinsamen  Vorfahren  erworben  wird.  4.  Kap.  Die  ausser- 
ordentliche Erbfolge  der  ausserehelich  geborenen  Kinder  und 
deren  Nachkommen ,  40—45.  Es  handelt  sich  um  die  en* 
fants  reconnus.  Sie  erben  bloss»  wenn  keine  sonstigen  Nach* 
kommen,  kein  Ehegatte,  keine  Eltern  (im  engsten  Sinne)  vor- 
handen sind.  >reben  der  2.  Kl.  erhalten  sie  die  '|t,  nach  der 
3.  KL  *l»  der  Erbschaft.  Die  4.  und  5.  Kl.  »chliessen  sie  aus. 
Sogar  Tncestuosi   und    Adulterini    sind    nicht  ausgenommen. 

5.  Kaji.  Anrechnnnir  auf  den  fjesetzlichen  Erbteil,  §§.  4G  —  5r». 
Anreebnungsgegenstände  taxativ.  .Sonstiizf  Zuwendungen  bei 
sehriftluher  AusbedinLiuni^  der  Anrechnung.  Zum  Erlass  der 
Anrechnung  wird  sogar  volle  Beweiskraft  der  Urkunde  erfordert. 
Bei  Nichtabkömmlingen  schriftliche  Uebernabme  der  Anrech- 
nung. Durehgehends  Idealkollation.  In  der  jüngsten  Revinon 
wurde  insbesondere  die  Berecbnungsart  mit  bezug  auf  die  Aus- 
glwebung  von  Enkdn  nttker  bestimmt.  Mehrfach  sagt  man, 
das  ganze  Kapitel  sei  aus  dem  Gesicditapunkte  des  MerlSndisehen 
Bechtsgefühls ,  welches  in  manchen  Dingen  an.  mehr  Latitüde 
in  der  Reehtsregel  gewöhnt  ist,  an  Schärfe  zu  weit  gegriflfen. 

6.  Kap.  Der  Verzicht  auf  die  Erbschaft,  §§.  56—61.  Erb- 
verzieht  durch  Vertragsabschluss  zwischen  dem  Erblasse)-  und 
Verzichtenden.   Dazu  üftentliche  Urkunde.    III.  Abt.  Pflichtteil, 

62—108.  Ein  R.  auf  den  Pflichtteil  haben  die  Abkömmlinge 
<V«  der  Int.  p.),  Vater  und  Mutter  ('/s  der  Int.  p.)  und  der 
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Ehef^atte  (nach  Verschiedenheit  der  konkarri6renden  gesetzlichen 
Erben  die  cranze  Int.  p.,  bezw.  deren  ^'2  und  ' :) ).  Der  Pflicht- 
teil gebülnt  in  Wn-^  ntid  nicht  in  natura;  es  haben  aber  die 
Erben .  laut  der  jüngsten  Revision,  Option  für  die  letztere  Art 
der  Befriedigung.  Enterbung  aus  taxativ  festgestellten  (offen- 
siven j  Ursachen,  ausserdem  ex  bona  mente.  Mit  auäuehmeuder 
^rgfalt  ist  das  Institut  der  Inoff.  don.  und  insbesondere  dessen 
Verhätiiu  zu  den  non  eonferendis  (compntandis)  geregelt,  ein 
Problem,  welehcs,  wie  bekannt,  sehon  vor  Novelle  92  «nftanclite. 
ISnBcliränlEung^des  Pflichtietlansprachs  insbesondere  in  bezug 
auf  fideikommissairisohe  Substitatiou.  Das  Kind  bat  gegen  Be- 
schwerung der  ganzen  Int.  p.  zu  gunsten  seiner  Abkunft  kein 
R.  auf  den  freien  Ptiichtteii.  Der  Gi-undsatz  vivus  non  repre- 
sentatur  (östeiT.  Gesetzbuch)  ist  auch  hier  aufgegeben,  übrigens 
«ehon  in  der  neuesten  Rechtssprechung.  Es  ist  zu  bemerken,  dass 
-das  Püichtteilinstitut  ins  ungar.  Rechtsleben  bereits  durch  die 
Judexknrialbeschlüsse  Eingang  gefunden  hat.  IV.  Abt.  Erbfolge 
auf  Grund  von  Verfügungen  des  Erblassers,  §§.  1Ü9 — 373.  Hier 
werden  geregelt  Form,  dann  Inhalt  der  Testamente,  dabei  £rb- 
«insetsung,  Bedingung,  Zeitbestimmung,  vulgare  und  fideikom- 
missarisdie  Substitution,  das  Vermüclitnis ,  femer  Erbvertrag, 
Bchenknng  von  Todes  wegen.  Nacherbseliaft  (wie  die  fideikommissa- 
rische  Substitution  richtig  genannt  wird)  gilt  nur  f&r  den  ersten 
Grad  des  Erwerbes  auch  unter  Zeitgenossen  und  ohne  Büek- 
sicht  auf  die  Art  des  Vermögens.  Im  Kreise  der  Nachkommen, 
Eltern  und  Geschwister  u.  s.  w.  des  Testierenden  ist  aber,  laut  der 
jüng,sten  Revision,  die  Nacherbfolge  ohne  jedwede  Einschränkung 
des  Grades  halber  gültig.  Eine  starke  Beugung  des  Prinzips, 
welche  ihre  Rechtfertigung  in  der  Rücksichtnahme  auf  den 
Wegiaii  der  bisherigen  gesetzlichen  Erbfolge  finden  soll,  indem 
dieser  allseitig  ein  Entgegenwirken  gegen  die  Zerforöckelung  des 
Familienvermögens  zugemutet  wird.  Es  ist  aber  su  bemerken, 
daes  die  jetdge  Erbfolgeordnung  diese  ihre  Wirkung  dnnsh  den 
Komplex  ihrer  (das  TormQgen  an  den  Stamm  surüekleitenden) 
Bestimmungen  ohne  Antastung  des  freien  Verfügungs  -  R.  der 
Erbschaftsbesitzer  im  Durch schnittSwege  ausübt,  während  die 
Nacherbfolge  in  dem  Bereiche,  wo  sie  stattfindet,  den  freien 
Vermögensverkehr  unterbindet.  Das  Verniarlitnis  anlangend, 
gilt  unmittelbarer  Uebergang  der  Spezies  (leg.  per  vindic,  jedoch 
auch  ohne  Antretung  seitens  des  iJescii werten)  sowohl  bei  Sachen 
(Eigentunis-Il.)  als  Ii.  als  Regel.  Erb-  (Einsetzungs-  und  Ver^ 
miehtnis-)  Vertrage  gelten  swisehen  Ehe-  und  Brautleuten.  V.  Abt. 

Cestnn»Uti  für  BeditiwiMeiuduft.  VU.  Bud. '  1^ 
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Erwerb  der  Erbschaft,  des  Vermächtnisses  und  damit  verbundene 
Rechtsverhältnisse,  §§.  374—494.  Additionssystem  gegenüber  dem 
bisherigen  ipso  iure  Uebergang  mit  Entschlagungs-R.  Haftung 
des  Erben  bis  zum  Betrage  der  Erbschaft  auch  ohne  Inventar, 
was  nicht  nur  mit  dem  sächs.  Gesetzbuch,  sondern  auch  mit 
dem  bisherigen  R.  übereinstimmt.  Der  Entwurf  schliesst  mit 
der  Regelung  des  Anspruches  des  Staates  auf  erblose  Verlassen- 
schaften. 

Obwohl  der  Entwurf  kein  Produkt  historisch -kontinuier- 
licher Rechtsentwickelung  und  überhaupt  viel  mehr  Juristen-R. 
als  Volks-R.  ist,  wird  derselbe  aber  entschieden  viele  Lücken 
des  heutigen  Rechtszustandes  ausfüllen  und  manche  Zweifel  bei- 
legen, und  dürfte  er  demnach,  wenn  auch  nicht  aus  dem  Gesichts- 
punkte  eigener  Rechtsbildungskraft,  doch  gewiss  im  Interesse 
der  Rechtssicherheit  als  ein  Fortschritt  des  Landes  zu  erachten 
sein.  Zsögöd  (Klausenburg). 


IV.  Handelsrecht. 

Petersen  und  Pechmann.    Kommentar  zum  allgemeinen 
deutschen  Handelsgesetzbuch.  Hrsg.  von  S.  Puchelt. 
3,  infolge  der  neuen  Reichsjustizgesetze  vielfach  umge- 
arbeitete Auflage.    Supplement  enthaltend:  Gesetz,  betr. 
die  Kommanditgesellschaften  auf  Aktien  und  die  Aktien- 
gesellschaften vom  18./Vn.  1884.    Erläutert  durch  J.  Pe- 
tersen und  W.  V.  Pechmann.    1.  Lfg.    Leipzig,  Ross- 
berg.   1887.    96  S.    1  M.  60  Pf. 
Der  beliebte  Kommentar,  den  Puchelt  zum  Handelsgesetz- 
buch geliefert,  erlebte  im  Jahre  1885  eine  3.  Auflage,  im  näm- 
lichen Jahre  (Februar)  aber  starb  Puchelt,  so  dass  es  nicht 
möglich  war,  den  Kommentar  hinsichtlich  des  Aktien- R.  von 
Puchelts  eigener  Hand  ergänzt  zu  sehen.    Im  Geiste  des  ver- 
storbenen Kommentators  sind  nun  P.  und  P.  vor  die  Bresche 
getreten.    Das  vorliegende  1.  Heft  des  Supplements  lässt  darauf 
schliessen,  dass  die  Ergänzung  ziemlich  umfangreich  werden  und 
den  stattlichen  Band  füllen  wird;  denn  obwohl  Vorwort  und 
Einleitung,  sowie  eine  Zusammenstellung  des  geltenden  Textes 
mit  dem        i-ünglichen  und  dem  durch  die  Aktiennovelle  vom 
11.  VT  roänderteu  Textß  nicht  beigegeben  sind,  vielmehr 

er^"  t  t/,ten  Liefening  ausgegeben  werden,  ist  die  Er- 
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uterung,  die  das  Heft  bis  S.  90  bietet,  nur  bis  Art.  180  b  vor- 
pfeschritten ,  also  nun  a\if  18  Artikel  ausgedehnt.  In  der  Me- 
thode schliessen  sich  die  Heransf^eber  wesentlich  ihrem  Vor- 
gänger an.  Bei  der  Natiir  und  Neuheit  des  kommentierten 
Gesetzes  ist  es  bet^reiflieh ,  dass  litterarische  Notizen  und  dok- 
trinelle Erörterungen  das  üebergewicht  haben  vor  Mitteilung 
oborstrichterlicher  Prl^udikate.  Scharf  ist  au  vielen  Stellen  die 
Polemik  der  Herausgeber  namentlich  gegen  V.  Bings  Kommentar 
ni  der  Aktiennovelle  vom  18./VIL  1884  (O.Bl.  Y,  874). 

Gareis. 

SjH^ing,  W.  Französ.  und  engl.  Handcis-R.  im  A  n- 
schluss  an  das  allgemeine  deutsche  Handelsgeset£- 
buch.    Berlin,  Vahlen.    1888.    538  S.    8  M. 

Der  Umstand,  dass  das  franzfls.  und  engl.  Handels-R.  nicht 
in  der  geschlossenen  Geset/esform  kodifiziert  ist,  wie  das  im 
deutschen  Handelsgesetzbuch  der  Fall,  hat  dem  Verf.  die  An- 
regung gegeben,  die  fremden  R.  im  Anschluss  an  das  deutsche 
Gesetz  darzustellen  und  i^war,  soweit  möglich,  unter  Mitteilung 
der  franzSa.  und  engl.  Gesetze,  dann  auf  Grand  reehtswissen- 
schaftlicher  Werke»  welche  8  verzeichnet  sind.  Den  einzelnen 
Artikeln  des  Handel^esetshiiches  (mit  Ansscblnss  des  Buches  V) 
sind  in  dieser  Weise  die  Beohtssätze  angeschlosBen ,  welche, 
nach  den  fleissigen  Ermittelungen  des  Verf.,  in  Frankreich  und 
England  Anerkennung  gefunden  haben.  Die  Schwierigkeit  der 
Arbeit  namentlich  für  das  engl.  R.  ist  einleuchtend,  und  werden 
Einzelheiten  später  Besserung  und  Aenderung  erfahren  können. 
Das  Buch  ist  nicht  nur  benutzbar  bei  Beurteilung  von  Rechts- 
verhältnissen nach  fremden  R.,  sondern  auch  anregend  für  eine 
wissenschaftliche  Thiitigkeit  der  Rechtsvergleichung. 

Keyssner. 

Bictionnaire  de  la  propriätä  industrielle,  artistique 

et  litteraire  par  Pouillet,  Martin  St. -Leon  et 
H.  Pataille.  Paris»  Boiisaeau.  1887.  2  vol.  590  u.  525  S. 
30  fr, 

Die  von  Pataille  1855  begründeten  und  seither  bis  zum 
33.  Bande  fortgeführten  ,  Annales  de  la  proitriute  industrielle, 
artistique  pt  littöraire"  sind  zu  einer  so  umfangreichen  Sammlung 
angewachsen,  dass  sie  in  Privatbibliotheken  sich  nur  selten  liaJeu 
und  auch  in  ötfentlichen  Bibliotheken  oft  genug  vergeblich  ge- 
saeht  werden.   Abgesehen  hiervon  ist  auch  das  Auffinden  ein* 
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zelnei  Entscheidungen  oder  das  Aufsuchen  sämtlicher  Ent- 
scheidungen über  eine  bestimmte  Frage  wegen  des  (grossen  Um- 
l'anges  der  Sainmlun</  erschwert  und  jedenfalls  mit  einem  erheb- 
lichen Aul  wand  von  Zeit  verbunden.  Schon  Pataille  hatte  daher 
den  Plan  gefasst,  durch  Anlage  eines  umfassenden  Repertoriuras 
die  Benutzung  und  Verwertung  der  Annales  zu  erleichtern,  und 
was  er  selbst  nicht  m^r  auszufahren  vermoobte,  wurde  nun 
nach  seiuom  Tode  durdi  semen  laugjährigen  Hitarbeiter  Poofllet 
in-  Verbindung  mit  Martin  St.>Läon  und  dem  Sohne  des  Be- 
gründers ausigefähri.  Das  soeben  ersdiienoiie  Dictionnure  be- 
handelt in  i^phabetiseher  Reihenfolge  sämtliche  in  Betracht 
kommenden  Gegenstände  mit  Anf&brung  aller  in  den  Annales 
veröffentlichten  gerichtlichen  Entscheidungen  und  einer  kurzen 
Uebersicht  der  Theorie  bei  den  wichtigeren  Artikeln  unter  Hin- 
weisung auf  die  franz.  Fachlitteratur.  In  einem  Anhange  werden 
die  Formen  mitgeteilt,  welche  im  gerichtlichen  Verfahren  bei 
Beschlagnahme  zur  Anwendung  kommen,  und  in  chronologischer 
Aui'einanderfolge  die  sämtlichen  in  den  Annales  veröffentlichten 
Entscheidungen,  Da  endlich  das  Dictiounaire  aui  1.  Januar  1886 
abgeschlossen  wurde,  so  wurde  ihm  das  alphabetische  Ver- 
zeichnis dar  Annales  von  1886  noch  beigegeben,  wodurch  es  in 
Wirldicfakeit  bis  auf  1.  Januar  1887  fortgeführt  wurde.  Durch 
dieses  Bqpertorium  werden  die  Annales,  wekihe  eine  beinahe 
unerschöpfliche  Fundgrube  für  die  Theorie  und  Praxis  des  sogen, 
geistigen  Eigentums  bilden,  dem  Benutzer  wieder  bedeutend 
naher  gerückt.  KOnig. 


V.  (ierichtöveriassung  und  Zivilprozesä. 

Selmddt,  E.  Die  gerichtliche  Zwangsvollstreckung  in 
Preussen  unter  Ausschluss  der  Zwangsvoll- 
streckung in  das  unbewegliche  Vermögen.  Hand- 
buch   Uli  Studium  und  praktischen  Gebrauch.  Breslau, 

Kern.    XXIV  u.  294  S.    5  M. 

Die  Zwangsvollstreckung  und  die  Sichorungsmittel  derselben 
—  der  Arrest  und  die  einstweilige  Verfügung  —  sind  vielleicht 
die  schwierigsten  Abschnitte  rVr  Z.Pr.O.,  und  doch  sind  mit  der 
praktischen  Handhabung  derselben  vorzugsweise  Organe  der 
Justizptlege  betraut,  bei  denen  nach  ihrer  Stellung  und  ihrem 
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Lebennlter  nicfat  gerade  die  grOsste  Bechtserfahmng  voraus- 
gesetzt werden  kann.   Dem  Amtsrichter,  dem  Gerichtsschreiber 

und  dem  Gerichtsvollzieher  und  allen,  welche  diese  Aemter  er- 
strehen,  wird  daher  das  vorliegende  Buch,  das  nicht  ein  ge- 
lehrt-es  Werk,  sondern  ein  Handbuch  zum  Studium  und  prak- 
tischen Gebrauche  sein  will,  gute  Dienste  leisten.  Und  wenn 
dasselbe  auch  mchf  nlle  wissenscbat'tlichen  St reitlVageu  erörtert, 
so  werden  diese  litamten  doch  alle  Frageu,  die  die  Praxis  an  sie 
stellt,  beantwortet  tinden.  S.  cribt  in  einer  Einleitung  (YIl— XVI) 
mnächst  einen  knappen,  aber  iür  das  Verständnis  der  Z,Pr.O. 
T511ig  ausreichenden  Ueberbllck  über  die  bistonsche  Entwicke- 
luDg  der  gericbtlichen  ZwaogSToUstreckung  and  bestimmt 
dann  seine  Aufgabe  —  die  geriebtlicbe  ZwangsroUstreckung  in 
Prenssen  in  ibrer  gegenwttrtigen  Gestalt  —  n&her.  Bei  der 
Ausführung  dieser  Aufgabe  bat  sieb  Verf.  an  das  System  der 
Z.Pr.O,»  deren  acbtes  Bneb  er  seinem  Werke  angehängt  hat,  an- 
geseblossen  und  beginnt  demgemSss  im  ersten  Titel  (S.  1—60)  mit 
den  materiellen  und  formellen  Voraussetzungen  der  Zwani^svoll- 
streckung  (Schuldtitel,  Rechtskraft,  Vollstreckbarkeitserkliirung, 
Vollstreckungsurteil,  vollstreckl)are  Ausfertigung);  der  /weite 
Titel  (S.  73—205)  handelt  von  d(M'  Ausführung  der  Zwangs- 
vollstreckung fstaatliche  Organe  derselben,  Rechte  und  Pflichten 
der  Gerichtsvolkieher,  Beschwerden  der  Beteiligten,  Einspiüche 
dritter  Personen,  Einstellung,  die  einzelnen  Arten  der  Zwangs- 
vollstreckung [Pfltodnng,  Form  derselben,  Veransserang  der 
Pfiuidstüßke,  Zwangsverfahren  in  Forderungen  u.  s.  w.],  Vei^ 
teüungSTerfaitren,  Zwangsverfahren  zur  Erwirkung  der  Heraus- 
gabe von  Sachen,  von  Handlungen  und  Unterlassungen  und  zur 
Erzwingung  des  Offenbai-ungseides).  Der  -/weite  Titel  des  Werkes 
betrifft  sodann  den  Arrest  und  die  einstweili;zen  Verfügungen 
(S.  2(15—240).  Selbstverständlich  sind  bei  der  IJi.'arbeiiung  des 
reichen  Stoffes  nicht  bloss  alle  einschlägigen  Ausfübrungsgesetze, 
-Verordnungen  und  -vertiigungeu  vollständig  berücksichtigt,  son- 
dern auch  die  Wis.senscbatt  und  die  Rechtssprechung  des  Beicbs- 
gmefats  haben  die  gebührende  Beachtung  gefunden. 

Bödenbeck. 

Bichter,  0.  Die  Zwan gs v ol Ist rec ku n g  in  Grunds t  ii c k e 
nach  dem  preuss.  Gesetz  vom  IS./VTI.  1883  in  Theorie 
und  Praxis.  Berlin,  iMiiller.  1887.  XII  u.  626  S.  10  M. 
Der  Verf.  hat  sieb  hier  ebenso  wie  in  seinem  Werke  über 

das  Konkursverfahren  (C.B1.  IV  S.  255 j  das  Ziel  gesetzt,  vor- 
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zugsw^  der  Praxis  zu  dienen,  dem  praktiachen  Biditer  als 

Nachscblagebach  zur  TTand  zu  sein ,  den  anderen  beteiligten 
Kreisen  aber  ein  Bild  des  gesamten  Verfahrens  bei  Zwangs- 
versteigerungen und  Zwangsverwaltnngm  za  bieten.  Aus  diesem 
Gründe  bat  er  für  seine  Beurbeitunor  des  Zwan^svollstreckungs- 
rechtes  nicht  die  bisher  übliche  Form  ciiics  Kommentars  des 
Gesetzes  vomjl3.|  VII.  1883,  sondern  die  Form  einer  systematischen 
Darstellung^  gewählt.  Der  praktische  Gesichtspunkt  tritt  auch 
darin  liervor,  dass  das  Verfahren  durch  Mitteilung  von  Bei- 
bpieleii  (Formularen)  veranschaulicht  wird.  Die  umfangreiche 
Litterator,  wdohe  der  Verf.  sorgfUltig  und  selbständig  benntst 
hat,  ist  in  den  Noten  nachgewiesen.  Das  Werk  zerfilllt  in  fünf 
Teile:  I.  Allgemeine  Bestimmungen.  II.  Eintragung  in  das 
Gmndbneh,  IIL  Zwangsversteigemng,  IV.  Zwangsrerwaltung, 
V.  ZwangSTersteigerong  und  Zwangsverwaltung  in  besonderen 
FttUen.  In  einem  Anhange  ist  das  Gesetz  vom  13./VII.  1883  mit  den 
Ansfilhrungs Verfügungen  und  dem  Kostengesetze  vom  18./VII.  1883 
zum  Abdrucke  gelangt.  Das  Buch  behandelt  seinen  Gegenstand 
ebenso  klar  und  verständlich  wie  übersichtlich  und  erschöpfend. 

Achilles. 


VL  Stratrechtswissenschaft. 

Glaser,  6.  Zureohnungsffthigkeit,  Willensfreiheitt  Ge- 
wissen und  Strafe,  Theoretisches  und  Praktisches. 
Leipzig  und  Wien,  ToepUts  &  Deutieke.   1887.   94  S. 

2  M.  50  Pf. 

Der  Verf.  ist  entschiedener  Determinist  und  zieht  mit  Ent- 
schlossenheit die  Konsequenzen  dieses  Standpunktes  in  Hinsicht 
auf  Zurt.'cbnung  und  ?^tral'e.  Nach  ihm  gibt  es  drei  Arten  von 
Zurechnung:  1.  die  Zurechnung  zur  That,  das  einfache  Urteil, 
dass  jemaud  der  Vollbringer  einer  Handlung  sei ;  2.  die  Zu- 
rechnung zu  Moral  und  Hecht ,  d.  h.  das  Urteil,  dass  jemand 
der  moralische  oder'unmomlttche,  rechtliche  oder  widerrecht- 
liche Vollbringer  dner  That  sei;  8.  die  Zurechnung  zur  Schuld 
im  Sinne  der  Verantwortlichkeit  för  die  That,  d.  h.  das  Urteü, 
dass  der  unmoralische,  widerreditliche  Vollbringer  einer  That 
für  diese  verantwortlich  sei.  Da?  erste  Urteil  treffe  jeden 
Thäter,  das  zweite  jenen,  bei  dem  Kenntnis  der  anerkannten 
Bechts-  und  Moralgesetze  vorausgesetat  werde,  das  dritte  jenen, 
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^on  dem  {gemäss  allgemeiner  Annahme,  dank  der  Willensfrei- 
heit das  Vermögen,  der  Reclitseinsicht  gemHss  zu  handeln,  voraus- 
gesetzt weidp.    Von  seinem  Standpiuikto  aus  kann  Verf.  das 
letzterwäbute  Urteil  als  berechtigt  nicht  anerkennen.   Strafe  ist 
ihm  ursprünglich  eine  Form  reiner  atfektartiger  Abwehrreaktion 
des  Einzelneu  oder  des  Staates  gegen  Interessenschädigungen 
^fieitens  Diitier.   Die  Bestrafung  eiues  Menschen  lasse  sich  nicht 
•ans  dem  Charakter  und  Handd&  dieses  Hensdieii  an  sieh  be* 
gründen.  Die  Thatsache  der  ZorechnungsfUhiglceit  bilde  wohl 
*die  Vorbedingong  zu  reeht^pemBssem  sozialen  Handeln,  mache 
^iber  solches  nicht  an  sieh  su  einem  notwendigen.  Dieses  sei 
nm-  dann  der  Fall,  wenn  die  Höhe  der  Gewissensentwickelnng 
-ein  Handeln  nach  den  Grundsätsen  des  Becbts  verlange. 

Der  Verf.  leitet  das  Gewissen,  welches  er  als  «das  die  Eic- 
«iieht  in  die  VoUbringtmg  einer  guten  oder  einer  unrechten  That 
hef,deitende  Gefühl  der  Zufriedenheit  oder  der  Pein"  definiert, 
aus  dem  Mitgefühl  ab.  Jenes  Gefühl  der  Zufriedenheit  oder 
der  Pein,  welches  die  subjektive  Belohnung ,  beziehentlich  die 
Strafe  des  Thäters  sei,  sei  kein  dem  Menschen  augeboreues, 
sondern  erst  allmählich  gewordenes,  anerzogenes.  Die  Fähigkeit 
der  Erkennung  von  recht  und  nnredit  sei  noch  keineswegä  ge- 
ttngend,  nm  ein  recbtnUtosig  geartetes  Wollen  zu  begründen, 
hierzQ  fahre  erst  die  Kraft  des  Gewissens. 

Die  Strafe  als  Rache  und  Sithne  sei  affektartige  Triebhand- 
lung und  riohte  sich  auf  Vergangenes;  als  Mittel  zur  Verhütung 
künftiger  InteressenscbSdigungen  sei  sie  ein  zweckbewusster,  ver- 
nünftiger Willensakt  und  richte   sich  auf  Zukünftiges.  Als 
Strafakt  an   sich  könne  die  Strafe    ihren  Zw.eek  (Schut?.  des 
Sta  ates  und  des  Einzelnen  vor  unberechtigten  luleressenschädi- 
guncjcn )  nur  in  unvollkommener  und  unsicherer  Weise  erreichen 
und  verfehle  denselben  bei  verbrecherischem  Charakter  stets  da, 
^o  auf  ein  Kichteintreten  gez&blt  werde.  Das  durch  Bestrafung 
gewünschte  Ziel  erreiche  die  Gesellschaft  nur  dann  yollstlndig, 
wenn  es  ihr  gelinge,  ihre  Glieder  beim  Eintritt  in  das  bürgo-- 
liche  Leben  mit  einem  solchen  Masse  von  Gewissenskraft  zu 
"versehen,  dass  ihnen  ein  Handeln  nach  den  Normen  des  Rechts 
künftighin  aus  eigenem  Antriebe  möglich  sei.    Hierzu  bedürfe 
•es  einer  entsprechenden  Ei-ziehuns'  im  weitesten  Sinne  des  Woj-tes 
von  KiiKllifit  an.    Da  der  Staat  rechtsgemässes  Handein  von 
seinen  Angehörigen  verlange,  liege  es  in  seiner  Pflicht,  die  Jugend- 
hildung  in  dem  Masse  zu  fördern,  dass  seinen  Bürgern  vermöge 
ihrer  CharakterbilduüM  die  Kraft  innewohnen  werde,  alle  Thateu 
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zu  unterlassen,  welche  als  die  staatlichen  und  individueUett 
Interessen  nnreehtmassigerweise  sohttdigend  anerkannt  «leion. 

Bünger. 

Rohland,  W.  v.  Die  stralbaie  Unterlassung.  1.  Abt.: 
Die  Theorien  über  die  Kansalitöt  beim  KommissiYdelikt 
durch  Unterlassiing.  Dorpat  n.  Leipzig,  Hinriehs.  1887.. 
122  S.  4  M. 

Der  Verf.  hat  sich  die  Angabe  gestellt,  die  Lehre  von  der 
Kausalität  in  dw  Unterlassung,  an  derm  Begründung  eine  Beihe- 
namhafter  Kriminalisten  durch  schar&innige  Konstruktionsirer' 
suche  sich  versucht  habra,  einer  Beyision  von  Grund  aus  zu 
unterziehen.  Den  ersten  Vorwurf  s^er  Arbeit  v<»röfiiBntlichte 
der  Verf.  in  seiner  "Rede  über  das  Kommissivdelikt  durch  Unter- 
lassung (C.Bl.  IV,  342),  Nunmehr  liegt  der  erste,  kritische 
Teil  der  ausgeführten  Arbeit  vor.  Die  Aufstellung  des  Problems 
ist  ein  Verdienst  dentscher  Rechtswissenschaft,  welche  dip  ein- 
gehende Behandlung'  desselben  nur  noch  mit  der  russ.  teilt, 
während  die  iVaiixüs.,  engl,  und  italien.  Jurisprudenz  das  ProMem 
kaum  streift  und  die  Kausalität  durch  Unterlassung  meist  still- 
schweigend annimmt. 

Die  Dogmengeschiehte  der  Unterlassung  beginnt,  wie  der- 
Verf.  in  der  Einleitung  (§.  1  S.  1—5)  ausführt,  eist  am  An^ 
fang  dieses  Jahrhunderts.  Die  Kansalit&t  der  Unterlassung  selbst 
galt  damals  noch  als  nnbestrittenes  Dogma,  und  nur  über  die- 
Voraussetzungen,  unter  denen  es  zu  einem  Unterlassungsver'- 
brechen  komme,  gingen  die  Meinungen  auseinander.    Zwei  An- 
sichten standen  sich  dabei  gegenüber,  namentlich  im  Hinblick 
auf  die  Frage  nach  der  Strafbarkeit  der  unterlassenen  Ver- 
hinderung.   Die  eine,  von  Ötübel  vertretene,  nahm  eine  all- 
gemeine Pflicht  zur  Verhinderung  an  ,  wahrend  die  andere  von 
Feuerbach  aufgestellte,  dieselbe  auf  die  FiÜle  hesehränkte,  wo 
ein  besonderer  Rechtsgrund   zum  Thätigwerden  veriitlichtete.. 
Indem  Feuerbacb  so  die  Pflichtwidrigkeit  der  Unterlassung  in 
den  Vordergrund  stellte,  bereitete  er  den  Boden  t&t  die  Ent* 
stehung  des  Problems;  denn  es  musste  jetzt  sich  die  Frage  er- 
heben: vermag  die  Pfliditwidrigkeit  seines  Verhaltens  den  Untere 
lasser  zum  Urheber  des  Erfolges  zu  stempeln?  An  diesem  Punkte 
setzte  nun  die  ganze  neuere  Entwickelung  ein,  indem  Luden 
darauf  hinwies,  dass  der  Kausalzusammenhang  doch  nicht  durch 
die  Pflichtwidrigkeit  oder  Nichtptlichtwidrigkeit  eines  Verhaltens 
bestimmt  werden  könne,  und  somit  auch  beim  Unterlassungsver- 
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Robland,  ÜnterlaaBaiig. 

brechen  die  Kausalität  im  EinklaDg  mit  den  allgemeinen  Grund- 
sätzen übpr  den  Kausalzusammenhang  stehen  müsse.  Da  nun 

nach  diesem  immer  nur  ein  Geschehen,  eine  Thäti^rkeit  üreache 
sein  kann,  niemals  ein  Nicht^eschehen,  eine  ünthiitigkeit ,  so 
^  stami  soit  Luden  die  Theorie  vor  der  Aufgabe,  beim  Kommissiv- 

djlkt  durch  Unterlassung  ein  positives  Element,  eine  Tbittig- 
Wlt  aufeudeckeu ,  welcher  die  Verursadiuni?  des  Erfolges  zu- 
«flsohrieben  werden  könnte.  Zur  Lösung  dieser  Frage  sind  ver- 
«hiedene  Wege  eingesehlagen  worden,  welche  der  Verf.  folgender- 
massen  eharakterisiert 

I  Man  suchte  zunitcbst  das  Pi-oblem  dadurch  zu  lösen, 
da«  man  darauf  au^g,  in  dem  Verhalten  des  UnterUssers 
eine  mit  seiner  Unterlassung  in  Verbindung  stehende  positive 
Handlung  nachzuweisen,  welche  sich  als  Setsen  zum  Erfolg 
hinstrebender  Bedingungen  darstellt.    Diese  Handlung  finde1> 
Luden  fS.  2),  da  der  Mensch  niemals  unthiitig  gedacht  werden 
könne  und  der  ünt erlasser  somit,  während  er  das  eine  unter- 
lässt,  stets  ptwas  anderes  thue,  in  dieser  neben  der  Unter- 
l^suüg    einbergehenden    Thäti^kpit,    in    dem  Andershandelu. 
Weit  bedeutender  ist  eine  zweite  An-^icht,  welche,  von  Krug 
J^rttudet  und  von  Glaser  und  Merkel  ausgebildet,  längere 
Z«t  die  Wissenschaft  beherrscht  hat       3-5).    Diese  Ansicht 
eibliekt  die  Ursache  des  Erfolges  in  einem  der  Unterlassung 
zeitlich  vorausgegangenen,  positiven  Thun  des  Unterlassers, 
welches  den  Charakter  geßüirlichen  Handelns  ixigt   Dem  nahe- 
hegenden Einwand,  dass  bei  einer  solchen  Auffassung  die  Ver- 
schuldung  des  Ünterlassers  seiner  verursachenden  Thätigkeit  «eit^ 
heb  erst  naeljfolge,  suchen  Glaser  und  Merkel  auf  verschiedene 
Weise  zu  begegnen.    Ersterer  ist  bemüht,  das  normale  zeitliche 
Verhältnis  von  Schuld  und  Kausalität  dadurch  herzustellen,  dass 
er  das  gesamte  Verhalten  des  Unterlassers  von  dem  ersten  Aui^en- 
blioke  an,  wo  er  zu  dem  Objekt  der  Verletzung  in  eine  that- 
gliche  Besdehnng  trat,  künstlich  zu  einem  einheitlichen  stempelt, 
«e  vorausgegangene  gefthrliebe  Thätigkeit  also  gleichsam  zur 
Zeit  der  eintretenden  Schuld  noch  gegenwärtig  sein  Iftsst  Letz- 
terer sucht  die  Schwierigkeit  dadurch  sn  beseitigen,  da«s  er  es 
unternimmt,  eine  bei  Vornahme  jener  geföhrlichen  Thätigkeit 
bereits  gegebene  eventuelle  Schuld  zu  konstruieren.  Die  Glaser- 
Merkelsehe  Lehre  stellt  sich  vom  Standpunkt  des  Naturkausalis- 
mus  aus  als  dio  einzig  folgerichtige  dar,  führt  aber,  wift  der 
Verf.  darlegt,  in  der  Tliat  zur  Anerkennung  einer  der  Verur- 
sachung nachfolgenden  Schuld.   So  berechtigt  im  ganaen  diese 
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aufzufinden,  hat  einige  Schriftsteller  v^anlasst,  eine  Veiantr 
wortlichkeit  für  Unterlassungen,  trotz  mangdnder  Kausalität 
tlerselben  zu  konstTnicren:  Hertz  imd  Hrehorowicz  (§.  13). 
Diese  Bemühungen  führen,  wie  der  Verf.  darlegt,  teils  zu  einer 
Hückkehr  zu  der  Glaserschen  Theorie,  teils  zur  Annahme  einer 
Strafbarkeit  auf  Grund  eines  dem  Kausalzusammenhange  „ana- 
logen" Verhältnisses,  bleiben  also  gleichfalls  resultatlos. 

IV.  In  jüngster  Zeit  hat  sich  endlich  eine  Richtung  Bahn 
gebrochen,  welche,  gestützt  auf  die  Aosföhrungeii  der  Phikh 
sophen  S ig  wart  und  Windelband,  der  UnierlasBang  selbst 
Kansatität  zuschreibt:  Wächter,  Hugo  Meyer,  t.  Sehwarze, 
Schütze,  in  eingehender  Ausführung  Ofner  und  Haupt  (§.  14). 
Dieser  Auffassung  schliesst  sich  auch  der  Verf.  an  und  spricht 
sich  dahin  aus,  dass  die  Theorie  wieder  an  den  noch  bis  zu 
Feuerbach  eingenommenen  Standpunkt  anknüpfen,  und  der 
negativen  Handlung  der  Unterlassung,  gleich  der  positiven  Hand- 
lung im  Rechtssinne  Kausalität  zuerkennen  müsse;  wenn  dies 
auf  Grund  einer  ^felüuterten  Erkenntnis  ijeschShe ,  so  werde 
dadurch  ein  dauei-nder  und  gesicherter  Besitzstand  verl)ürgt. 

J.  £ngelmann. 

Botering,  F.  Polizeiilbertretungen  und  Polizeiyerord* 
nungs-R.   Berlin,  Stemenroth.   1888.   121  S.   2  M. 

Die  ▼orhandmen  grossen  Kommentare  des  deutsdien  Reichs» 
Strafgesetzbuches  behandehn  bekanntlich  den  letzten  29.  Abschnitt 
desselben  etwas  stiefinütterlich.  Freilich  ist  Ton  der  bevorstehen- 
den 3.  Auflage  des  Olshausen sehen  Kommentars  zu  erwarten^ 
dass  er  sich  des  Abschnittes  „Uebertretungen"  mit  derselben 
Gründlichkeit  annehmen  v^nrd,  durch  welche  jenes  Werk  sich  im 
übrigen  auszeichnet.  Inzwischen  ist  jene  Auflage  noch  nicht 
erschienen  und  diese  für  den  Praktiker  sehr  fühlbare  Lücke  bis- 
her nicht  ausgefüllt.  Die  vorliegende  Arbeit  .kommentiert  den 
gedachten  Abschnitt  des  Keichbätratgesetzbuches  auf  85  S.  ein- 
gehend. Yoraufgeschickt  ist  ein  systematischer  „Aiigemeiner 
Teil",  welcher  auf  81  8.  die  Schuld  im  allgemeinen,  die  geführ- 
liehe  Handlung,  die  Fahrlftssigkeit  und  das  Polizeirerordnungs- 
R.  bespricht.  Bünger. 
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VIL  Kirckenreclit. 

Homer,  Ch.  DU  kircbliche  Rechtslage  bei  konstatierter 
Geisteskrankheit  des  Papstes.  (Grünhuts  Zeitschr.  f. 

Privat-  u.  öffentl.  R.  Bd.  XIV  S.  386—409.) 
Weder  die  Gesetzfjebung  noch  die  Wissenschaft  hat  sieh 

bis  jetzt  mit  der  Frage  beschäftigt,  was  geschieht,  wenn  der 
Irrsinn  eines  Papstes  feststeht.  Da  bei  solcher  'Rechts- 
unsicherheit ein  Sturm  losbrechen  kann ,  welcher  den  ganzen 
kirchlichen  Bau  erbeben  machte,  so  liillt  es  dei-  Verf.  für  f?e- 
raten,  auf  die  Lücke  hinzuweisen  und  ihre  Ausfüllung  in  Be- 
dacht zu  nehmen.  Zu  diesem  Zwecke  wird  nachgewiesen:  1.  dass 
Geisteskraakheit  des  Papstes  kein  Erlöschungsgrund  seines 
Amte«  ist;  2«  dass  sie  ebensowenig  eine  Unterlage  snr  fiSnrich* 
tnng  einer Btellvertretung  oder  Regentschaft  (Koa^jatorie) 
bietet;  3.  dass  aber  aoeh  von  Amtsentsetsnng  hier  keine 
Rede  sem  kann.  Eine  Absetsnng  des  Papstes  sei  heute  aber- 
haupt  unmöglich,  weil  kein  aburteilender  Gerichtshof  mehr  vor- 
handen. Noch  zur  Zeit  der  Dekretalengesetzgebung  habe  zwar 
eine  Strafgewalt  des  Konzils  über  häretische  und  schismatische 
Päpste  gegolten :  nachdem  sich  aber  der  Episkopalismus  auf 
den  Reformkonzilieu  überstürzt,  sei  in  Trient  (nicht  erst  durch 
das  Vatikanuin)  die  päpstliche  Gewalt  als  eine  suprema  potestas 
im  Smne  der  Souveränität  proklamiert  und  damit  die  Frage  von 
der  8nperiorität  des  Konzils  yerneint  worden.  Seitdem  hange 
die  Gültigkeit  aller  konziliarischen  BeschlnssfiMSong  nicht  bloss 
von  einer  hinzukommenden  pttpstliohen  Sanktion,  sondern  von 
dner  vonmsgegangenen  positiven  Teünabme  des  Papstes  an  der 
Peststellung  des  Inhalts  ab,  was  die  Möglichkeit  einer  Absetzung 
anssehliesst.  Auch  der  geisteskranke  Papst  bleibe  also  Träger 
der  Primatialgerechtsame.  Aber  was  er  in  Ausübung  dieser 
R.  thut ,  sei  nichtig.  Um  solcher  Kombination  mit  Erfolg  zu 
begegnen,  bleibe  nur  übri*^,  den  konstatierten  Irrsinn  zum  be- 
sonderen Erlöschungsgrund  rles  päpstlichen  Amtes  zu  machen. 
DieK 

onstatierung  würde  am  angemessensten  durch  da.s  Kardinals- 
kollegium mittels  '•i'r.  Majorität  zu  erfolgen  haben.  Hübler. 

Markovic,  P.  O.  L<  parrocchie  francescane  in  Dalmazia. 
Zara,  tipogr.  Kat  Krv.    1885.    140  S. 
Auf  Grund  der  Foröchungen  von  Batinic,  Fabianicb,  Far- 
lati,  Klaic,  Lulic,  Miklosic,  iUcki,  Theiner  und  Wadingus  be- 
handelt die  Einleitung  die  Geschichte  der  Pranziskanerprovinz 
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Bosnien ,  aus  welcher  1464  die  Republik  Ragusa  und  auf  de» 
apostolischen  Visitators  Antrodacqua  Vorschlag  1735  ,  wegen  des 
schwierigen  Orcnzverkehrs"  (  Nord-  und  Mittel-j  Dalmatien  aus- 
geschieden wurden ;  auf  dem  Kapitel  vax  Narbona  waren  vor 
1260  bereits  8  Kustodien  vertreten.     Teil  T  entwickelt  unter 
Bezug  auf  22  italien.  und  3  slaw.  Urkunden  aus  dem  Kloster- 
archive Sinj  die  Ordenstbätigkeit  („Missione")  der  ,zudi  hl.  Er- 
löser" benannten  Provinz  Dalmatien,  deren  Klöster  S.  Martino 
im  Bistam  Lesina,  Almissa,  Imoschi,  S.  Croce,  Zaostrog  und 
Macanca  im  ehemaligen  Bistum  Macarsoa,  Karin  im  ehemaligen 
Bistam  Nona,  Visovae  im  ehemaligen  BiBtam  Scardona,  Knin 
nnd  Sebenieo  im  Bistnm  Sebenioo  und  endlieh  Süsq  und  Spalato 
im  Erzbistum  Spalato  im  Jahre  1774  bereite  88  Pfarreien,  wo* 
von  9  im  ehemaligen  Bistum  Trau,  verwalteten.    Die  Einver- 
leibung der  Pfarrpfründen  und  Kirchen  in  diese  Franziskaner- 
klöster und  das  (aussehliessliche)  R.  derselben  zu  Sammhingen, 
mittels  welcher  sie  die  Kirchen  und  Wohnungen  herstellten  und 
unterhielten  (S.  82  ff.),  ward  seitens  Venedigs  (1671—1736,  S.  35, 
95,  102),  Frankreichs  und  Oesterreichs,  der  Päpste  (1322—1444, 
8.  32,  51,  95j,  auch  der  Landesbischöfe  stets  anerkannt;  selbst 
Mohammed  II.  duldete  keine  anderen  Geistlichen.  Den  Bischöfen 
verblieb  nur  die  Bestätigung  der  seitens  des  Gnardians  zufolge 
der  Bolle  ,Ad  ezeqnendnm'  Tom  l./XI.  1567  in  jederzeit  wider- 
mflieber  Weise  ernannten  Pfarrer  nnd  ihre  Ueberwacbxmg.  Teiin 
begründfit  g^genUber  Saint- Amour  (Kraus,  Eirebengcflchiohter 
3.  Aufl ,  S.  409  und  456)  die  Vereinbarlidikeit  der  Seelsoige  mit 
dem  Klosterleben  insbesondere  aus  Barbosa,  Bouix,  Engel,  Fer- 
raris, Nardi,  Reiffenstuel  und  Suarez,  sowie  der  Bulle  „Auctorem 
fidei",  die  Zulässigkeit  der  Pfan-eiein Verleihungen  in  Klöster  (Bulle 
l./XI.  1567  S.  63  und  81),  endlich  die  vollstllndiLre  Inkorporation 
fraglicher  Pfarreien  in  die  Fran/.iskanerklöster  und  die  hieraus 
aktenmässig  sich  ergebenden  ReehtsverhiUtnisse.     Den  Schluss 
der  ebenso  übersichtlichen  als  erschüptenden  Abhandlung,  die 
8.  84  auch  einoi  sutrdFenden  Vergleich  mit  der  früheren  Uis* 
sionsseelsorge  in  Holland  »nflicbt,  bildet  das  Inhaltsyenseiohnis. 
Da  in  Oesteneicb,  Bayern  etc.  noch  ähnliche  Klosterpiarreien  be- 
stehen, so  hat  die  Sdirift  auch  einen  praktischen  Wert.  Geigel. 

Ssrtorius,  C.    Die  religiöse  Erziehung  der  Kinder  aus 
gemischten  Ehen  nach  bayer.  R.    NOrdlingen,  Beck. 

1887.    TV  u.  92  R.    1  M.  5ü  Pf. 
Die  aus  einer  Inauguraldissertation  erwachsene  Schrift  be- 
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handelt  ein  TielumstriUenes  Problem  des  bayer.  Staatskirehen-B. 
Sedes  materiae  ist  die  2.  Beilage  mm  Tit.  4  §.  9  der  bay«r*  Ver* 
ftssangsurknnde  vom  26./V.  1818  (Kap.  3  %%.  12—23).  Diese  wird 

im  I.  Abschnitt  (V erfassungarecbtlicbe  Grundlagen)  kurz  präzisiert. 
Der  II.  Abschnitt  (Administrative  Praxis  von  1818—1879)  bringt 
unter  5  Nummern  die  wichtigsten  —  nicht  selten  erstaunlichen  — 
Entscheidungen  des  MinisteriuTtis  des  Innern,  welches  bis  1879  für 
Streitigkeiten  auf  dem  Gebiete  dei'  i-eligiösen  Kindererziehuug  die 
höchste  Instanz  gebildet  hatte.    Daran  schliesst  sich  im  III.  Ab- 
schnitt die  Rechtssprechung  des  Verwaltungsgerichtshofes,  der  seit 
1879  an  die  Steile  der  früheren  Ministerialentschliessung  getreten 
ist.  Er  hat  fast  in  allen  prinzipiellen  Funkten  die  Auffassung  des 
Ministeriams  Terlassen  und  neue,  korrekte,  der  Paritlit  wie  den 
Absichten  des  Gesetsgebers  entsprechende  Grundsätze  aufgestellt. 
Danach  ist  die  Verabredang  der  Eltern  flber  die  Eonfession  der 
Kinder  ansschliessUdi  in  der  Form  eines  Ehevertrags  reehtS' 
wirksam.  Dem  R.  des  Gewalthabers  entspricht  eine  Pflicht  zur 
religiösen  Erziehung  in  der  Vertrags-  oder  gesetzmässig  ange* 
ordneten  Konfession.    Nach  dem  Tode  der  Eltern  ist  jede  Ver- 
fügung  der   Erziehungsberechtigten    über  die   Konfession  der 
Kinder  unzulässig.    Die  rechtswidrige  Aufnahme  in  eine  andere 
Kirche  zerstört  weder  das  K.  noch  die  Pflicht  des  Gewalthabers, 
die  Kinder  in  dem  Glauben  der  zuständigen  Kirche  zu  erziehen. 
In  einem  IV,  Abschnitt  (Kritik  und  Resultate)  prüft  der  Verf. 
die  Ei  gcbnisse,  zn  welchen  Praxis  und  Reditsprechung  gelangt 
sind.  Zu  diesem  Zweck  stellt  er  znn&cbst  die  Bechtsgmndtftse 
ittr  die  religiöse  Eiziehong  der  Kinder  aus  ungemischter  Ehe  dar 
und  entwidcelt  dem  g^entLber  die  Besonderheit  der  religiösen  Er- 
ziehung in  gemischter  Ehe.   Auf  der  so  gewonnenen  Basis  wird 
schliesslich  das  durch  die  Beteiligung  der  Kirche  modifizierte  elter- 
liche Vertrags-R.  und  die  Erziehung  der  Kinder  aus  gemisehtpr  Ehe 
nach  dem  Tode  des  einen  Eiternteils  bestimmt.  Hübler. 


Yin.  Kolonialrecht. 

Simon,  H.  V*   Deutsche  Kolonialaktiengesellschaften. 
Rechtliehe  Erörterungen  und  Vorschlage.  (Goldschmtdts 
»Zeitscbrüt  für  Handels-R*  Bd.  XXXIV.  77  S.) 
Zu  den  bereits  frtther  erwähnten  Schriften  über  Kolonial- 
gesellschaften von  Esser  und  Bing  (CJBL  VI,  21;  VII,  82)  ist 
nun  die  in  der  Uebersdirift  genannte  neue  Abhandlung  hinzu- 
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srekoinmen.    Der  Verf.  ffibt  7Ainilclist  einen  Ueberblick  über  die 
Verfassung   in  1  »eutscliland  Ix'strlipncler  Kolonialgesf  11  Schäften, 
und  zwar  sowohl  solcht-r  (Tcsellschatteu,  welchp  in  der  Form  der 
Aktiengesellschaften  auftraten,  als  auch  derjenigen,  welche  als 
Koriioratioitm  nach  den  Vorschriften  des  A.  L,R.  gebildet  wur- 
den.   Bei  dieser  Gelegenheit  geht  der  Verf.  auf  die  Entwicke- 
lungsphasen  des  deutsch-ostafrikaniflchen  Unternebmens  genauer 
ein  und  untersucht  ferner,  ob  nieht  die  in  der  Form  der  land- 
rechtlichen  Korporationen  aufketenden  Kolonialgeseilschaften  in 
Wirklichkeit  nnzulftssige,  weil  im  Widerspruche  mit  dem  be- 
treffenden Reiehsgesetze  entstandene  Aktiengesellsdiaften  seien. 
D(r  Verf.  bejaht  diese  Frage,  findet  in  dieser  Thatsache  einen 
Beweis  dafür,  dass  die  Bestimmungen  des  Aktiengesetzes  fär 
Kolonialgesellschaften  nicht  ausreichend  sind,  und  spricht  sich 
dahpr  fiir  ein  baldiges  Eingreifen  der  Reichsgesetzgebung  aus, 
das  auch  um  deswillen  geboten  sei,  weil  die  als  landrechtHche 
Korporationen  gebildeten  Kolonialgeseilschaften,  welche  ihre  for- 
melle Kechtspersönlichkcit  vom  jn-euss.  Staate  ableiten,  materiell 
aber  vom  Reiche  getragen  werden,  sich  in  einer  unnatürlichen 
ZwittersteUong  befunden.    Im  II.  Abschnitt  wird  sodann  der 
ÜBsersche  Vorschlag  zur  Bildung  von  Gesellschaften  mit  be- 
schickter Haftbarkeit  kritisch  besprochen,  und  im  m.  Abschnitt 
macht  der  Verf.  selbst  Vorschläge  zu  einer  .reich^esetzltchoi 
Regelung  der  Kolonialaktiengesellschaft*.   Er  fordert  in  dieser 
Beziehung,  dass  die  strengen  und  kasuistischen  Vorschriften  über 
Gründnng  und  Verwaltung  der  Aktiengesellschaften  fallen  ge- 
lassen, aber  bezüglich  solcher  Gesellschaften  staatliche  Genehmi- 
gung nnd  Aufsicht  eintrete.    Nach  den  Vorschlägen  des  Verf. 
sollen  (lemgemäss  (fesellschaften,  welche  den  Gewerbebetrieb  oder 
f?OTistigt'  Unternehmungen  in  deutschen  Schutzgebieten  oder  in 
anderen  aussereurop.  Ländern  bezwecken,   nicht  den  Bestim- 
mungen des  Handelsgesetzbuches  über  die  Aktiengesellschaften 
unterliegen,  sofern  sie  als  «ttberseeische  Aktiengesellsehaflen* 
begründet  werden.   Als  solche  sollen  sie  zu  ihrer  Errichtung 
der  Genehmigung  durch  kaiserl.  Entschliessung  bedürfen;  ihre 
GeschaftsfOhrnng  und  Verwaltung  soll  der  Aufsicht  des  Reichs- 
kanzlers unterliegen.  Im  Anschluss  an  diese  Vorschläge  untersucht 
Verf.  dann,  wie  auf  Grundlage  derartiger  gesetalicher  Vorschriften 
der  Inhalt  der  Statuten  solcher  Gesellschaften  zu  gestalten,  das 
GeseUschaft>kapit  al  anfznbringMn  und  die  Verfassung  und  Ver- 
waltung im  einzelnen  zu  bestimmen  wäre.  v.  Stengel. 


Digiti/ea 


ZcitschriftenübeiechÄu.  2OI 

B.  Zeitscilriftenüberscilaü. 

Neue  Zeitschriften; 
m  Mannheim.  Verlar.   Ilprlir7w if"        f  Rechteanwalt 
DüTelTrnf  q^i  ^"^r-^^  .^^I       ^l.  jeden  Monats.    Verlar  • 

"^"»tnl;/ Ab1"'l^Jf  ""a^^  f.  «echtwOlrtta.  vm.  0«. 
lUtWl».gen4.  r.r.i„.  ,  '«.«»fciohte'irÄaSf,.  B.d.. 

Ä  V  fK?"™";?  d- Jo-tsche«  R.  XXXI.  6.   R„.m„,  z 
Jj«nre  V.  d.  Korporation.   Sc  iultze   Art  129      um  iL 

W  ffSnüC ^?ff. .  •    Rechtsverhältnisse  (L  JNach- 

Beerirf       ^.  ,  Meyer,  z.  Verständigong  «her  d. 

Hasenpfiug.  z.  Anfechtung  erla^r  Befri^di^une  au^ 'Ä 
Ä««izÄ"T"^ri«-»^"^^^  ^-  an  Briefen.^  ^ 

^etc  rL1?"\^^^^^^  Hergen  hahn,Eheschiies8ung8. 

Pleuer^       'm"^^"*^-'       ' ' ^     ^-         Armenwieen  besp^.^v. 

^  edruun;  tfüi;ioÄni' 

Oesterr.  Gerlchtgwltnng.    XXXVIII.  47.    Gertscher   z  Exeku 
be?  Pr'?.'  h^-   48.  Objektives  Strafverfahren  in  ^"st'tn 
Ä.  öchmid,  §c,.  4ö3^        d.  öslcrr.  Str.Pr.O.  50.  52.  Pitreich 
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Jurist.  Blätter.    XVI.  48.  Ausmessung  d.  Paichtteils  in  beaug  auf 
d.  geseUl.  FiucUtgeineinschatts-R.  d.   überlebendeii  «n»»«^* 
sehen  Ehegatten.    Mayer,  zur  V erleid iguug  d.  Jur>'.    49.  50- 
Mei.^se!^   I'rinrität  d.  Exekutionskosten.  50.  51.  Hoegel,  strat- 
lechU.  Behandlung  d.  Trunkenheit.  52.  Benedikt,  a.  Sichemnp 
d.  Grundeigentums  gegen  Bergschäden. 
Oesterr.  Centfalblatt  f.  d.  jorist.  Praxis.    V.  12    Horner,  a. 
Entwnri  d.  Bergrechtsnovelle.    Beibelt:  C.Bl.  f.  Verwaltangs- 
praxls.    VI.  12.    J Oll 68,  Itochtsprechung  d.  Verwaltung»- 
«'erichisliiiiV?  in  Stenersachen. 
Zeitschr.  f.  Berg-E.   XXIX.  1.   Leuthoid,  d.  Freiberger  Berg- 
werksverfassttng  im  U.  JÄhrh.  v.Bohr,  BergpolweiTerordnung 
,1   Dii.r    1    iint^  zu  Hallo  betr.  Briquettesl'abriken. 
Jabrb.  1.  NatiouaiökoBomie  u.  SUtistik.  N.  F.  Bd.  XVI.  1.  {b.  50 

bis  75).  Gareia,  d.  Frage  d.  Revision  d.  Patentgeaeteea. 
Reeht09el4»erd  Magaxfjn.    VlI.  l.    Polenaar,  ontwerp  eener  wet 
op  hfl  tnillisseuient  Ac.    Geer  van  Jutpbaas,  de  öakseii- 
binegel  in  uns  vadeiland.    Itteiduui.  strafen  ciTilrechteiyke 
verandwoordelijkheid  van  technici  bij  de  uitvoeririg  van  werken. 
l)r;i  miird.  reviie  des  travmix  legislatifs  de«  Cbambrefi  Iransaisea 
eu  uiatiere  civile  commeiciale  et  penale. 
Law  Quarterlf  Review.  iV.  Nr.  13.  O'Connor  Morris,  the  land 
System  Ol"  Irelnnd.    MiüiIuimL  fnc  bealitude  of  Seisin.  Mon- 
tague.  the  law  oi  Mettiemtiii  ;iud  reraoval.    Marsden,  oom- 
puLsory  pilotage.    Fortessue  Brickdale,  regisiration  of  title 
in  Fiiivsia     II  Stephan.>  evidence  in  criminal  casea  of  siinüar 
but  uncüuuecied  acta.  ,  .  i 

Anerican  law  Review.  1887.  ^'r.  The  System  of  Tnal  by  Jury. 
Tl>p  Dit-soiitiiig  Opinion.s  of  .Mr.  -lustice  DaiMil.  Eflfeet  Ol  tüe 
Aösiguui-b  Fraud  upon  an  AssigumeiiL  lui  tlie  Benefit  of  Cre- 
ditorfi.  ,  , ,      ,  . 

Harward  Law  Keview  (vgl.  VL  389).  1.  2-5.  I.aiifrdell.  a  bnei 
ßurvey  of  Euuily  Jurisprudence.  Thayer,  legal  lender,  btim- 
son,  Trust«.  Gi-eeley,  what  ia  the  Pest  of  a  Regulation  of 
Foreign  or  International  commerce?  (»riiniell,  Subscquent 
Fayments  ander  llesuUing  Trusts.  M.  Muriru  ,  Chandelor 
Lopa«.  Keener,  Recovery  of  Money  Faid  under  Mu^iaU*  oi 
Fact.  C  h  a  m  b  e  r  1  a  i  n  .  Osbnrn  v.  The  Bank  of  the  ü.  bt. 
Lilien ihal,  Frivity  of  Conlrait.  Lowell,  the  Reaponsibilities 
of  American  Lawyew.  .  ^  ,. 

Rente  generale  dn  droit  etc.  \I.  6.  Sold.m.  Tunion  internatio- 
nale pour  la  protection  des  oeuvres  litteraires  et  artistiques, 
commentnire  de  ia  Convention  de  Berne  du  9  Sept.  1886.  Seit- 
her (iurh  Iv.  ScparatabdrueU  erschienen.    Du  cnntlit  de  lois  en 
niaiiiK  (!  ;si.~Liice.    Kerallaiu,  a  propoB  de  la  Democratie. 
Revue  Judiciairc  (öuisse).   IV.  Nr.  23  u.  24.  Importance  des  mo- 
tifs  du  legislateur  dans  rinterpretation  de  Inis,    fDiege  Zeitschntt 
enthalt  ?elV,siündige  Abhandlungen  aus  dem  Obligationen-B.  u. 
wichiigeiv  Urteile  des  Bundesgerichte«,  der  kantonalen  Gerichte- 
höfe,  sowie  deutscher  u.  französ.  Gerichtshöfe.) 
Anuales  de  la  Propri^t^  etc.    XXXII.   (Teilt  lip  legislativen  Er- 
scheinungen der  verschiedenen  Länder  u.  die  Konventionen  mit, 
welche  anm  Sehutae  de»  ütterar.-kttnstlerischen  u.  gewerblichen 
Eigentumes  abgeschlossen  worden  sind    -owie  alle  wichtigeren 
gerichilichcn  Entscheidungen  der  franaus.  tjerichtahöfe,  welch« 
daa  sogen,  geistige  Eigentum,  den  Erfindung»-  u.  Harkenschata 
znm  Gegenstand  liaben.) 


Zeitschriftenüberschau. 


RM1l«il  P^rlodiqiie  des  Assorances.  5.  Jahrg.  Derselbe  enthält 
neben  wichtig-«'ren  Entscheid ungi-n  der  l'ranzö?.  Oeriolitf  über 
streitige  Fragen  der  See-,  Feuer-,  Lebens-  a.  Uniallversiclierung, 
AufiAtze  von  Lefort  über  die  holländ.  (iesetzgebnng^  Uber  Du* 

'■.tllvri  sichernng-,  do^polben  Stndirn  über  Lebonsversiclierung  etc. 

Le  Monitenr  des  Assurauees.  XIX.  (Bisher  von  A.  Thoniereau 
redigiert.    Mit  l./I.  1888  ging  die  Kedaktiou  auf  Warnier  über.) 

ArehiTio  grlnrldleo.  XXXtX.  4.  Cutttri^  detle  recenti  discussionl 

pal  iiK  todo  neUo  studio  del  Dirllto  civile  itnliauo.  TAmasBia.f 
i  celeies;.    Cogliolo,  un  caso  di  colfia  nquiliana. 

II  diritto  eommerciale.  V.  6.  Bolaft'lo,  della  oinologazione  del 
cuncordato.  V  idari,  ufifiaio  del  tribunak  -^ii .  1  nrt.  91  d.  cod. 
d.  comm.  Modena,  ancora  degli  estratti  dei  libri  di  commercio. 
India  del  vol.  V. 

Zeltselir.  f.  4«iitecli«B  ZiTlIprviesB*  XI.  4.  Bolgiano,  z.  Lelin» 

V.  d.  Gewissensvertretnng.  Schrutka-Rechf  enstanim  .  noch 
ein  Wort  über  d.  Kostenkautionspllicbt  d.  österr.  (Jnterthaneu 
im  Deutseh«»  Refehe.  Marcus,  ist  das  im  %.  109  Abs.  2  d. 
Z.Pr.O.  geibrdi  it>  Zeugnis  d.  Obrigkeit  für  d.  Richter  hei  Be- 
willigung d.  Aruieit-K.  bindend?  Kurn,  über  d.  Zulaasigkeit  d. 
Pf&ndmig  einer  Forderung  d.  Schuldners  an  d.  Vollstreckungs- 
gläubiger. Kolller.  über  d.  Vertrag •  '  in  wtdchpn  drr  Gläubiger 
verspricht,  keinen  Konkurs  zu  beantragen,  u.  deren  Gültigkeit. 
Kttl ernenn,  z.  Reform  d.  amtsgerichtl.  Zlvilproaesses. 

Zeitschr.  f.  Gerichtsvollzieher.    I.  24.   Schönfeld,  d.  Einfluss 

d.  Gleichzeitigkeit  inneihall)  der  Zwangsvollstreckung  in  d.  be- 
weg!, koi  perl.  Vermögen  aiil  Bezug  auf  d.  Vorgehen  d.  Gerichts- 

ArchlT  f.  Sträf-R.  XXXV.  3.  VV.  H.,  z.  Fragestellung  b.  Schwur- 
gericht.  See  fei  d,  z.  Kritik  d.  Sclmurgerichte. 

Zeltsehr«  f.  Strafroebtswlssenscliaft.  VIII.  1.  Aschrott,  t.  Re- 
form d.  deutschen  Strafen-  u.  Gellngoiewesena.   Franlt,  s.  Oe- 

heimmitte)  frage. 

ROTVO  4et  deiix  nondos.   15./X1.  1887.  Beanssise,  Rechtsschutx 

d.  Ehre  ffordeil  v'iv.e  bes.  Jury  d'honneur). 

Blätter  f.  Clefängnisknnde.  XXII.  S  u.  4.  Ueber  31uditikatlon  d. 
IsoHerhaft.  Arbeilsbetrieb  in  d.  österr.  Strafanstalt«fn.  Die  6e- 
'•'Mgnisse  Holland-. 

Yereinsheft  d.  Nordwestdeutitchen  Vereins  f.  Gefäiiguiswesen. 
Nr.  17.  Empfiehlt  sich,  abgesehen  v.  d.  Festungshaft,  eine  Ver- 
einfachung' d.  Systeni.s  d.  Freiheitsstrafen  d.  R.Str.G.B.  u.  in 
welcher  Weise  hat  dieselbe  eventuell  zu  geschehen?  Was  kann 
noch  geschÄen,  damit  d.  geistl.  Pflege  d.  Gel'angenen  ii.  Ent- 
lassenen ning:lichst  unterstützt  u.  gclViidei  f  \^erde?  Blunk,  hani- 
burg.  Erziehungs-  u.  Besserungsanötalt  Ohl.'?dorr.  Fö bring, 
üebersieht  über  d.  bisher  in  Deutschland  erlassenen  Zwangs- 
erziehungsgesetie.  6.  Meyer,  Uber  Geisteskranke  in  Straf- 
anstalten. 

Friedreichs  Blftttor  f.  gerichtliche  Medizin  etc.  1888.  1.  Hft. 
Zaggl,  Kindistölunrr  oder  Kindsmord  '  Landern  f,  ein  Fall  v. 
Bruch  d.  Kehlkopfes  als  Folge  einer  K«Miierverlelzung.  Korn- 
feld, Geburt  eines  lebenden  Kindes  in  einen  Eimer. 

Anmalen  d.  Deutschen  Reichs.  1888.  Nr.  1.  K  ohler.  VorfaK- 
sungsänderung  während  d.  Regentschaft.  Fuld,  d.  Zeugnis- 
verweigerung  d.  Reichstagsraitglieder  wegen  einer  in  Ausübung 
ihres  Berufs  gethanen  Aeusserung. 


204    CentralbUtt  für  Recbtswissenschaft  (1888).  VIL  Bftu<l.  5.  HeO. 

Archiv  f.  Post  n.  Telegraphle.  1887.  24.  Gesetzwidrige  Beförde- 
rnng  v.  Brieren  zwischen  grösseren  Städten  a.  deren  Vororten. 

AroliiT  f.  Eisenbahnwesen.  1888.  1.  Hft.  Das  russ.  Enteignnngs- 
gesetz.  Kommiinalhestf^nerang  d.  Eisenbahnen  (Urteil  d.  Ob«r> 
Verw.Ger.  v.  2Ö./X.  1887). 

Rem«  de  droit  intonuitioul.  XIX.  5.  Rolin.,  la  selence  4t  la 

conscience  du  droit.  Nys,  noies  in^dites  de  Bentham.  Ny?, 
les  manuscrits  de  sir  Julias  Caesar.  Lorimer^  la  qucstion  du 
d^rmement  et  les  difficaltös  qiiVlle  sonlive  au  point  de  vne 
du  droit  international.  Kama  r  o  w  ;5  k  i .  quelques  röHexions  sur 
les  armemeutJ)  croissants  de  l'Europe.  Rolin- Jaequemynt»« 
de  la  Utt^ture  juridiqae  actoeUe  de  TEspagne  et  de  quelques- 
«nes  des  ses  prodnctions  les  plns  r£centes  (S.  489— 528^^0  Nm.>. 


C  Neue  Eraehemungen 

Vom  5.  Dezember  bis  15.  Januar  1888  erscUieoea  oder  bei  der 
Redaktion  eingegangen  (letztere  mit  *  bezelehnet). 

1.  Deutsche  Bücher  und  Broachüren. 

'Adam,  A.  E. .  Joli.  Jakob  Moser  als  wiirttenib.  LandschaftskOOStt- 
lent  1751—1771.   Stuttgart,  KoUlhaminer.    160  S.    3  M. 

*Affolter,  A.,  «nr  Lehre  vom  Rechtsgeschäft.  Solothnrn,  Jent. 
54  S.    1  M. 

Buischi,  J.,  Requisit  d.  Vitalität  f.  d.  Beginn  d.  rersönlichkeit. 
Zürich,  Sehttlthess.   141  ß.  2  M.  40  Pf. 

Bend  ixen,  Fr.,  d.  Kiessbrauch  an  einem  Herde  nach  r.  R.  Inaug.- 
^l^g-    Leipzig.   üöttiDgen,  Vaudenhoeck  &  Ruprecht.   31  S. 

Conrat^  M. .  d.  Pandekten  n.  Institutionenauszug  d.  brit.  Dekre- 
talenaammlung,  Quelle  d.  Ivo.  Berlin,  Weidmann.  21  S.  1  M. 
20  Pf. 

•Dem bürg,  H. ,  Pandekten.  3.  Bd.  Berlin,  Httller.  XI  «.  367  S. 

7  M.  50  Pf. 

Eger,  G.,  Handb.  d.  preass.  Eisenbahn-R.   4.  Lltr.   Breslau,  Kern. 

S.  280-  384.    ä  2  M. 
Festgabe  zum  Doktorjubiläum  Plancks  in  München.   Ueberreicht  v. 

d.  rechts-  n.  staatswissenschaftl.  FakoMt  tn  Strassburff.  Strass- 

burg.  Triil.iu  r.    ?,  M.  .50  Pf. 

TiT  ^"»S*-  SchuUze,  v.d.pro*eMu»i.Zeitbe«tliiinnmg«n,  inab.  d.  Fjristat. 
III  «.  SS  8.  Nisten,  d.  Eiial«haiig.  8.  SS-llS. 

Fleisrhraann.  0.,  deniscliep  Vagabunden-  u.  Verbrechertum  im 

19.  Jahrli.    Barmen,  Klein.    IV  u.  205  ö.    2  M,  §0  Pf. 
Grad  e  n  %M  i  z ,  0. ,  Interpolationen  in  d.  Pandekten.   Krit.  Studien. 

ßerha,  Weidmann.    IX  u.  240  .S.    (j  M. 
*üorslii,  A.  V..  d.  Geschäitsführung  u.  Vertretung  d.  oft'enen  üandels- 

gesellsehafi.    Wien,  Hanz.    1888.   156  S.  8  M. 
Hancke,  E.,  I^egcntschaft  u.  Stellvertretung  d.  Landesherru  nach 

deutschem  Staats  R.  Diss.   Breslau,  Kohn  &  Hancke.   70  S. 
Hennen,  ein  Hezenproaess  ansd.  Dmgegend  v.  Trier  aus  d.  J.  1572. 

Em  Beitrag  2  Kulturgeschichte  d.  Mosellaades.    St.  Wendel. 

üflsseldorf,  Selbstverlag  d.  Verf.    24  S.    1  M.  50  Pf. 
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*"*'l^^*IIiu'*^'"v'^'^i-'  «  Ehescbließsungs-  u.  Ehescheidungs-R.,  dar- 
stellt nach  d.  B«ehtflpreehttiijr  d.  deutschen  ReicbsgericUts 
(Ans  „Magazin  f  d   deutsche  fi.  d.  Gegenwart«)  HÄinow 
Heiwing.    VI  u.  133  fi.    2  M.  »"»«r, 

Hue  d«Grais,  Handbuch  d.  Verlas8ui)e  u.  Verwaltung  in  Preussen 
1:  m  T^fu         *•   ^'  Springet   1888.  XII 

*Jonge,  M  de,  d  UnÜbertrag barlieit  d.  Retourbiliets.  freibarg, 

jtioiii.    2b  S.    50  Pf. 

*Koehne,  C,  d.  Geschlechtsverbindungen  d.  Unfreien  im  Iränk  R 
I  M  20  pf"^^''"^^'""^*"  ^^"-^   ße^-lin^  Koebner.    1888.  35  si 
•SaJkowski,  C.  Lehrbuch  d.  Institutionen  u.  d.  Geschichte  d.  röm 

YvT?^  i  Gebrauch.   5.  Aufl.   Leipzig,  Taucbnita. 

AAII  u.  554  S.  . 

•Schmidt- Sc harff,  A.  d.  Warenpapier  b.8ee.  u.  BinneRtraneport. 
Frankfurt,  Knauer.   65  S.   2  M.  *^ 

Staatelexikon.  Hreg.  v.  d.  Göires-Gesellscliatt  z.  Pilege  d.  Wissen- 
«chaft  im  katlinl.  Deutschland.  (In  3  Bdn.  v.  je  9—10  Hftn  ) 
1.  Hft.   Freibuxg,  Herder.    1.  ßd.  TV  u.  S.  1-  ItJO.  1  51.  50  Pi". 

*t  SUatelextkon  i»  d.ntscher  Sprache.    n,»a  Haupt Lrewich- 
J  •  ^1,*''**  f  om  1 8  c  Ii  - k  a  t  h  ü  U  8  c h 0  n  Prinzipien  durohttefülirte  Krt 
ort«rung  der  OvnvMagen  vom  R..  Staat  etc.  gelegt.  b««uiirw  &rt 

*\Vahle,  2-H..  d.  Begriff  Berg  R.*  im  objektiven  Sinne.  Freibere, 

Ora«  A  Gerlach.  88  8.   2  U. 
lorxi   Ph,  Lehrbuch  d.  Kirchen-K.   (Bd.  III  d.  Handbibl.  d.  öffmtl. 
R.)  Stuttgar^  Enke.   1888.  .SCVll  u.  534  S.  9  M.,  geb.  10  M. 

S.  AvsgalieB  ron  GeBeteen,  EntoebeMmigeii  etc. 

Bibliatheca  juridicn.  Systemat.  Verieichnis  d.  neueren  n.  gebräuch- 
licheren, auf  d.  Gebiete  d.  Staats-  n.  Rechtswisscnsdia ft  erschie- 
?r»*^o  ^®'^''^'"*^^iei,  Kompendien,  Gesetebücher,  Kommentare'etc. 
ix  u  63  S^'  'l^^p'^"'*^®*®''-  I^eip^Jg,  Rossberg.  1888. 

*Crela,  A.,  Exuiuinatorium  d.  preuss.  Land-R.  Zur  Vorbereitung  auf 
d  junst.  Staatsexamen,  inabes.  a.  Selbetstadium,  nach  d.  Eehr- 
nCichern  v.  Dernburg,  Förster  u.  Schmidt  bearb.  I  T]  2  neu 
dnrchgeseh.  u.  verb.  Aufl.  Berlin,  Reymann.  1888.  YH  u. 
-M>  S.  4  M. 

Entscheidungen  d.  preu.«P.  Ober-Verw.Ger.  Register  zu  d.  ersten 
14  Banden.    Berlin,  Heymann.    284  S.    5  M. 

—  d.  hamborg.  Gerichte  belr.  Ünfallversicherung etc.  llambure.  (iraefe. 
IV  u.  L57  S.  2 

~  d  ösierr.  k.  k.  oberüteii  Gerichtshofes  in  Zivilaachen.    1.  ßd. 

2.  Aiifl.   Wien,  Manz.  340  8.  4  M. 
üinanzentscheidu.igen  in  Bayern  (Burkhard).    Warabnrg,  StaheL 

VIII  u.  930  Ö.    12  M. 
öenzmer,  d.  Thätigkeit  d.  Polizei  in  fiti-afsn^hen  auf  Grund  d, 

Reichs justizgesetze  u.  d.  preuss.  R..  f.  Poli/r-iveruallor  u.  Poliaei- 
beamte  dargest.    2.  Ann.    Keilin.  Gntlentag.    7-5  S.    60  Pf, 

^*^*"^^*^-^Terminkalender  f.  Elsass-Lotiinngen.  Stra.ssbiiry.  Schultz. 

Koch,  Formularbuch  u.  Notariats-R.  für  d,  A.  L.R.    9.  Aufl.  y. 
H.  Jastrow.   Berlin,  Guttentag.   XXIV  u.  659  S.   10  M. 
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Prozesse  u.  Rec1it?rälle.  Ebrenbt  leidignngsprozesp  r\.  Gynin.-Prof. 
Karl  Riedel  in  Waldluite»  a.  d.  Tli.  gegen  d.  Keidisratsabgeord- 
neten  Georg  Kitter  v.  Schönerer,  verhandelt  r.  d.  Schwurgerichte 
in  Krems  nm  17.  n.  18.,  VT.  1887.  (Wortgetreu  iinveränd.  Wieder- 
gabe d.  stenoginpi).  AnJzeichiiunf^en.)  Wien,  Kubasta  &  Voigt. 
103  S.    80  PI-. 

Verhandlung»'!!  d.  Genentljj-node  d.  evangcl.-yn-otcstant.  Landeskirche 

Badens.    Karlsruhe,  Reiff.    V  u.  4til  S.    4  M. 
—  d.  10.  Synode  d.  Altkatholiken  d.  Deutschen  Reiches«  gek.  au 

Bonn  am  1./VL  1887.  Amtl.  Ausg.   Bonn,  Neusser  in  Komm. 

79  S.   2  M. 

Das  gesamte  prenss.'dentsclie  Gesefxgebungematerial  (Grotefend). 

1887  :v  r  i  iv  S.  129— 416.  Diisseldorf,  Schwann.  4  M.  50  Pf. 
(iroleleudb  Kommentar  zur  preuss.-deutschen  Gesetzsammlung^ 
2.  Awt^.  6.-16.  Lfg.   Bbd.   83  H.  25  Pr. 

Bentsches  Reich.  Grundzüge  z.  Alters-  n.  Iijvalidonvitsiohprung 
d.  Arbeiter,  nebst  e.  Dcnkschr.  Berlin,  Heymann.  44  S.  Pf. 

Dasselbe.  Amtl.  Ausg.  Berlin,  Pnttbamroer   Ntthlbreeht.  236.  60  Pf. 

Unfallvcrsichernng  d.  Seeleute  p\c.  (Gniei?).    Giessen.  Roth.    40  Pf.. 

Entwurf  eines  Weingesetzes.    Berlin,  Heyuiann.    17  S.    1  M. 

Gewerbeordnung  (Berjgrer).   8.  Aufl.   Berlin,  Glitten  tag.   IM.  25  Pf. 

Branntw oiii.-uuci gcst't/..    Dresden,  Teich.    \'1I  ii,  11.5  S.    1  M, 

Dosselbe  (Boll  u.  Zippel).    Berlin  u,  Leipzig.  Weigel.   3  M. 

Gesetzgebung  i)eir.  d.  Gesundheitswesen  im  Deutschen  Reich  f.  Be« 
hörden.  Aciv.te.  Aimtlir kern. Gewerbetreibende  (Goesch «.Karsten). 
Berlin,  Guttcntag.   i\  u.  24iB  S.    1  M.  60  Pf. 

Relefeflaild.  Ausführun^sgesetze  zn  den  Reichsjustizgesetzen  etc. 
2.  Auil,    Strassburg,  Trübner.    V  n.  415  S.    .'»  M. 

Freussen.  "^Gesetz  v.  d.A'.  1872  nebst  Grund buchordnung  (Bendix). 
Breslan,  Koebner.   VI  «.  177  S.   2  M.  50  Pf. 

Grundbuchnrdnung  (Menzen).    Bonn,  Haustein.    96  S.    1  M. 

^Baupolizei  im  Gebiete  d.  A.  L.R.  (Bochmann).  Berlin,  Heine.  VI 
u.  120  S.    1  M.  60  Pf. 

Baupolizeiordnunff  f.  Berliri  ^ .  15./I.  1887.  ITachtr&ge.  Berlin,  Poly- 
techn.  Buch  band  In'.   30  Pi. 

Prenss.  Verwaltungigesetze  f.  d.  Rheinprovinz  (Woj'na).  Trier.  Linta» 
Vn  11.  :57(;  S.    7  M. 

Daude,  P.,  d.  königl.  Friedlich -Wilhclnis-Universität  zu  Berlin, 
flystemat.  Znsammenstellung  d.  f.  dieselbe  bestellenden  gesetzl., 
statatar.  n.  reglementar.  Bestimmungen.  Im  Anftr.  d.  Ministers 
d.  geistl.,  Unterrichts-  u.  Medizinalangelegenheiten  bearb.  v.  d. 
üniyersitätskuratorinm  durch  dessen  Mitglied  T).  Berlin.  Müller. 
VIII  u.  7.56  S.    10  M. 

Klemm,  H.,  Instruktion  z.  prakt.  Handhabung  der  d.  Forst-  u.  Jagd- 
schntz  betr.  Gesetze  n.  Verordnungen  mit  besond.  Berücksicht. 
der  in  d.  Prov.  Sachsen  geltenden  Bestimmungen.  Hrsg.  als 
Preisscbrift  v.  AUg.  Deutschen  Jagdschutzverein,  Sektion  Prov. 
Sachsen.  Halle,  Pfeffer.  155  S.  1  M.  20  Pf. 
FisLhcroiL^esetz,  d..  f.  d.  prenss.  Stnat  v.  30./V.  1874  mit  d.  Abände- 
rungen d.  Gesetzes  v.  :{0./lII.  1880  u.  d.  Verordnung  betr.  d. 
Ansfühmng  d.  Pischcreigesetzes  in  d.  Prov.  Schleswig-Holstein 
V.  8./VIII.  1887.  Schleswig,  Bergas.  1888.  :i2  S.  25  Pf. 
Bayern.  »Gesetz  v.  8./VI1I.  1878,  d.  lirrichtung  eines  Verwaltungs- 
gerichlshofes  n.  d,  Verfahren  in  Verwallungsrechtssachen  betr., 
erläutert  v.  W.  Krnls.  II.  Nachtrag,  enth.  d.  .seit  l./X.  1879  durch 
d.  Gesetzgebung  oder  nach  d.  Rechtsprechung  d.  Verwaltungs- 
geriehtahofes  ete.  veranlassten  Ergänzungen  n.  Aendemngen. 
Erlangen,  Palro  4k  Enke.  V  u.  S.  285-492.  3  M .  80  Pf. 
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Bayen.  üeseUe  Xilll,  j-jo.    Bamberg,  Bochuer.   8.  489-768. 

einem  aiphabet.  S  ach  refftet^  Za^^^ 

srngebung^Ue.  b.gemhmn  Aenderangen]  "Säi^  f  *S:mS: 

m^Tn  18^«  T  M  ^•»'««^»P«"«'^«^«  (VVutkH).  üoiha,  Äiene- 
4>esterre^ch.^  UeseU  vom  10./VJ.  1887  (Ka*erer).  Wien,  Hölder. 
Volkssdmlgewt^  etc.  (ßnrckhard).   Wien,  Man..  XVIII  n.  585  S. 

Bkzek    2(!T^  P?-  ^«'-^^'''ührung  aufgetragen.  Freiwaldau, 

^S.'-  x\'ft"^"^  ^i'U^'S,  V"  '""^'^ 

^""d"eiee;tl"Hl'IlT"'''"^  ^887,  enth.  ausser 

KoSkm^v;!;''''^''^^'';''*'  "rt**-  Öee-R.,  sowie  d. 

Ä     «^^^^^^^      "      ^'f  ^i^ProteasverrahrenlnHandelssaclieu 

7„rT"  '^"^  *^'"f  i«"äg.  besonderen  Gesetzen  v.  prakt.  Bedentnng. 
n.  ^^•'•1'"*»«'»  in»  Dentache  flbera.  von  C.  v.  Boro. 

tuma>.    Hukaiest.  Degenmann.    478  S.   4  31.  80  PC 

1878*'^.^^^^^^  ^"^     ^       2.  SHn.mlung 

T^^.^*'*®*""<^^      dentech).   Freibuig.  Herder.  4M 
Acta  «anctae  sed»  XX.   12  faae.  Regenaburg,  Pnatet   12  M. 

Wichtige  aii9lSndi8che  Werke. 

112  8?  tah^'t         (l»*»«»d)  Act,  1887.   Gill  (Dublin).  Gill. 

^""l370  S^'  40  Tu        ''"^  ^^^'^ 

XVJ^n  American Trade-mark  Caaea.  Baltimore. 

'     anri""  p]  r ^>"V"ons  and  Common  Fielda;  or:  The  Histonr 
in  wiiJ  ^^"^'^  Kflating  f  .  Commons  and  Eiiclosur« 

Test.i^npn^r?!''-    ^*™*>"«Jge  VVarehou.e.    188  S.    10  sh.  (>  p. 

YopL    ^^rV'^'^är-  A  Selection  o(  WilLs  iVom  the  Eegistrj-  at 
J^orU.   Vol.  5.    WJiittaker.  358  8.   18  all. 
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OoQtagne,  J.  P.  fi.,  manael  des  ezpertise»  m6dicales,  en  matiire 

criminelle,  h  l'usage  des  magietrats  instructeun  et  de»  Officier* 
de  police  judiciaire.   Storck.   3  l'r. 
Gresson,  usages  et  rigles  de  la  profession  d*avociit.  Jarisprudence^ 

Ordonnances.    Decrets  et  lois.    2  vol.    l.tir       ,  t  Forcel.  15  fir. 
Daerooq,  Tb«,  etudes  de  droit  public.   Guillaumin.   7  l'r. 
-»  Stades  d'histoire  finanei^re  et  mon^taire.   Gdillaumin.  7  fr. 

Hoblet,  E,  ("ode  piatique  df  chemins  ruraux.    Commentaire  de  la 
loi  du  20  aoüt  1881  relative  au  code  rurai.  Chevalier-Uarescq. 
Nonrriflson,  P.,  TonTrier  et  les  acddents.  Larose  et  Poreel.  1  fr., 

Renault,  Ch..  hisloirt-  des  gr^ves.    Guillaumin.    3  fr.  50  c(. 

Sentupery.)  L.,  manael  pratique  d'admiuistration  ä  l'usage  des  pre- 
fectures,  sous-prefectures,  mairies  et  administration  publiques, 
des  fonctionnane.s  de  toue  ordres,  des  postulants  aux  emplois 
administratifs  et  des  simples  parüculiers.  2  vol.  Pedone- 
Lauriel.    18  fr. 

As  coli,  A..,  le  ürigini  deU*  ipoteca  e  l'iiiterdetto  Satviano.  Livorao» 

169  S.   5  1. 

Caroncini,  G...  tarne  e  diritti  comunali:  raccolta  di  disposizioni  dl 
giurippnidenzR  e  di  modelli  di  regolamenti preceduta  da  unO- 
studio  6ui  tributi  comunali.    Roma.    255  S.   5  1. 

Ciabnrri,  F.,  elementi  di  filoeofia  del  diritto  ad  vso  dei  üeei.  Bene* 
▼ento.   333  S.   2  1.  50  ct. 

Cimbali^  £. ,  della  capacitä  di  contrattare  secondo  11  codice  civile 
e  di  oommereio.  Torino.  338  8.   6  1. 

Gatti,  L.,  rapsodie  tenrico  pratiche  sni  eonoigli  di  famiglia  e  di  tn< 
tela.    Genova.    26a  S.    5  1. 

Gori,  A.,  trattato  delle  tasse  di  registro.  4a  ed.  Firenxe.  379  S. 
6  1.  50  ct. 

La  Rosa,  S.,  il  contumace  nel  giudizio  civile  Catania.  367  H.  4  1. 
Maffioli,  D.,  diritti  e  doveri  dd  eittadino,  oolla  spiegasiotte  deilo- 

Statuto.    5a  ediz.    Milano.    194  S.    1  1.  50  ct. 
Marone,  Y.,  le  associazioni  poUliche  nei  governi  parlamentari. 

Kapoli.  81  8.  1  1. 
Facifici-Mazzoni,  E..  istitutionzi  di  diritto  civile  italiano.  Vol.  V. 

Parte  speciale  (.£>elle  obbligazioui).  3a  ed.  Firenze.  522  S.  9  1. 
Ponehain,  G.,  la  teoria  e  la  pratica  della  rieonvenaiooe  nel  diritto 

e  nella  proced.  civ.,  oon  pref.  del  prof.  T.  Sdaloja.  Landano.. 

231  8.  4  1. 

Tartafari,  A.,  della  acqtdaizione  e  della  perdita  del  possesso.  Vöhl. 

Milano.    630  S.    10  1 
Todaro  Deila  Gallia,  A.,  i  diritti  del  coniuge  aaperstite:  III  (I 

diritti  del  coniuge  superstite  aeoondo  il  diritto  delle  dAverso  na- 

noni).  Torino.  106  8.  5  1. 


itworOldwr  BatektMrt  Dr.     Klrobeabefa  Ib  BelMbesg. 
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Vn.  Bd.  '  März-April  1888.  '  Nr.  6,7. 


Momatch  «In  Btoft  Ton  21f«  BoRen.      i  ri  \a  den  Jahrgangs  19  Mark.  —  Al 
daxdi  alle  Buckbaaaiuug«n  und  i'oaUniitaltan. 

A.  Bespreclmiigen. 

(HMlidnick  dM  folgmäen  Artikela  untersagt;  Nachdruok  einsdiMir  Talto  aar  ntt 

Quellenangabe  gestattet.) 

Entwurf 

eines 

fiteerllclißii  GfisfitzMclißs  t  das  Deiilsclß  M± 

Erste  Lesong. 

Ausgearbeitet  durch  die  voa  dem  Bundesrate  berufene 

Kommissioii. 

Berlin  u.  Leipzig. 
Verlag  von  J.  Gattenteg  (D.  CoUin). 
1S88» 

XVI  u.  020  S.    Preis  3  M. 

Für  die  richtige  Würdigung  des  E.  ist  die  Entstebun<;»s- 
geschichte  desselben  nicht  ohne  Bedeutung.  In  dieser  Hin- 
sicht liegen  uns  einige  Nachrichten  vor,  welche  wir  zur  Orientie- 
rung der  Leser  des  C.Bl.  hier  folgen  lassen: 

Erklärung  der  Abkftrsnngen  (anaser  den  bekannten  E.V., 
H.G.B.,  Str.G.B.,  Z.Pr.O.  etc.):  B.G.B.  =  btirgerl.  Gesetzbuch,  B.R.  =s 
bürgerl.R..  E.  =  Kntwurr.  Kinf.G.  —  Einführungsgesetz,  G.G.  =  Giiter- 
gemeinschait,  G.R.  =  Geh.  Rat,  G.Ü.J.R.  =  Geh.  Oberjustizrat,  O.L.- 
6.R.«  Oberlandesgerichtsrat,  E.0,H.<7.  =  Rdchaoberhandelflgwiclit 
O«otnlbl«tt  Ar  BMlitivtaMDMbaft  VIL  B«i«.  17 
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Das  seit  langer  Zeit  in  unseiora  Volke  lebendige  Streben 
nacli  einem  einheitlichen  bürgerlichen  B.  hatte  in  der  Errich- 
tung des  Deutschen  Reiches  wsnB  Nahrung,  aber  nicht  sogleich 
die  volle  gesetzliche  Anerkennting  gefunden.  Erst  durch  das 
Gesetz,  betr.  die  Abänderung  der  Nr.  13  des  Art.  4  der  R.V., 
vom  20.|Xir.  1873  wurde  die  gemeinsame  Gesetzgebung  über 
das  gesamte  bürgeiiiche  K.  der  Zuständigkeit  des  Kelches 
unterstellt.  Um  den  Gedanken  der  Kodifikation ,  der  in  der 
Konsequenz  dieses  Gesetzes  lag,  zu  verwirklichen,  beschloss  der 
Btindesrat,  ,funf  angesehene  deutsche  Juristen  zu  bwufen  mit 
der  Aufgabe,  ttber  Flau  und  Methode,  naeh  welehen  bei  Auf-> 
Stellung  des  E.  mes  deutschen  6.6.B.  zu  ▼«rfahren  sei,  gutacht> 
Hebe  Vorseblttge  su  maehen".  Grewfihlt  wurden:  1.  Golds  oh  midt, 
Bat  bei  dem  B.O.H.G.  in  Leipog;  2.  y,  Sohelling,  Prttsident 
des  AppelLGer.  in  Halberstadt;  3.  v.  Neumayr,  Präsident  des 
Oberappell.Ger.  in  München ;  4.  v.  "Weber,  Präsident  des  Ober- 
appell.Ger.  in  Dresden;  5.  v.  Kübel,  Direktor  bei  dem  Ober- 
tribunal in  Stuttgart.  Diese  Kommission  erledigte  unter  dem 
Vorsitze  des  Präsidenten  (jetzigen  Staatssekretärs  im  Reicbs- 
justizamte)  v.  Schell ing  ihre  Aufgabe  in  14  Sitzungen.  Die 
Ergebnisse  ihrer  Beratungen  legte  sie  in  einem  dem  Bundesrate 
am  ir».jil\\  1874  erstatteten  Gutachten  nieder.  Die  Hauptpunkte, 
über  welche  das  Gutachten  sich  verbreitete,  waren  folgende:  Be- 
schränkung der  Aufgabe  auf  das  ZitU^R.  und  nSbere  Bestimmung 
des  TJmfanges  der  Aufgabe,  abgesehen  von  jener  Beschmlcnng,  Be-  • 
Stimmung  des  su  verarbeitenden  Stoffes;  Verarbeitung  und  ESn- 
teilung  dieses Stoffias;  Metliodeder  Bedaktion ;  Revision  des  Handels- 
R. ;  geschäftliche  Bebandlung  der  ganzen  Aufgabe.  Der  letzte  Funkt 
war  von  hervorragender  Bedeutung.  Die  Kommission  erklärte 
sich  gegen  die  Ausarbeitung  desE.  durch  einen  Rechtsgelehrt^n, 
weil  es  7.n  gewagt  sein  würde,  die  grosse  nationale  Aufgabe  auf 
die  Fähigkeit,  die  Arbeitskraft  und  das  Leben  eines  einzigen 
Mannes  zu  stellen.  Auch  entschied  sie  sich  gegen  die  Verteilung 
der  Arbeit  unter  mehrere  voneinander  unabhängige  Redaktoren. 
Als  derjenige  Weg,  der  allein  die  sichere  Aussicht  auf  Erreichung 
des  Zieles  in  nicht  xu  ferner  Zeit  erOffiiete,  wurde  die  Verbin- 
dung von  Einzelarbeit  und  Thfttigkeit  einer  Mehrheit  von  Sach- 
verständigen bezeichnet.  Hierauf  gründete  sich  der  Vorschlag, 
eine  aus  praktischen  und  theoretischen  Juristen  zu  bildend» 
Kommission  mit  der  Herstellung  des  E.  zu  betrauen.  Das  zu 
erstrebende  Ziel  wurde  möglichst  hoch  gesteckt.  Es  sollte  ,eine 
feste  gemeinschaftliche  Grundlage  des  deutschen  bürgerlichen  B. 
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gewonnen  werden,  bergestdlt  in  deijenigen  VoUkommenheit, 

welche  dem  Masse  der  in  der  Kation  vorhandenen  rechts- 
schöpferisch en  Kraffc  entspricht  und  so  vor  alsbaldiger  Aenderong 
bewahrt".  Diesem  Ziele  gegenüber  ontersagte  es  sieh  von  vorn- 
herein, dem  künftigen  (i.B.  oder  einem  Haupttcilc  desselben 
eines  der  innerlialb  des  Deutseben  Reiches  bestehenden  ö.B.  oder 
einen  der  für  einen  oder  mehrere  Einzelstaaten  ausgearbeiteten 
Gesetzentwürfe  unmittelbar  zu  Grunde  /u  legen.  Vielmehr  sollte 
nach  dem  Gutachten  ein  neuer  E.  auf  der  Grundlage  des  gelten- 
den B.,  wie  dasselbe  durch  Gesetzgebung,  Praxis  und  Wissen- 
sebaft  sioh  entwickelt  hfttfce,  unter  mOgliolister  Yersöltniing  der 
xwiiehea  dem  gemeinen,  dem  preuss.  und  dem  fintnaöe.  B.  be- 
stehenden Gegens&tze  angestellt  werden.  Zn  dem  Ende  wnrdo 
die  BesteUung  von  fttnf  Bedaktoren  ans  den  Hit0ied<»n  der  sn 
bildenden  Kommission  für  erforderlich  erklttrt.  Die  Bedaktoren, 
deren  jedem  ein  bestimmtes  Rechtsgebiet  zu  übertragen  wäre, 
sollten  wahrend  ihrer  Arbeit  sich  miteinander  verständigen  und 
einen  gegenseitigen  Gedankenaustausch  nnterhalten.  Der  Ge- 
samikomniissiou  aber  sollte  diR  Möglichkeit  der  Kontrolle  und 
der  Ausgleichung  von  Diö'erenzen  gewahrt  bleiben  und  der  vor- 
läufige wie  der  endgültige  Abschluss  der  Arbeit  obliegen.  Jeder 
Redaktor  sollte  zu  dem  Zwecke  über  die  Prinzipien,  welche  den 
vtm  ihm  za  bearbeitenden  Teil  behetrsiAen,  snr  geeignet«!  Zdt 
die  Yorentscheidung  der  Kommission  einholen.  Die  Teilentwfirfe 
sollten,  so  wie  sie  eingingen,  von  der  Kommission  beraten  und 
festgestellt  werden.  Zur  Zosammenfligang  des  Ganzen  eto.  war 
die  BesteUung  oines  Haoptreferenten  in  Aussicht  genommen. 
Endlich  war  vorgesehen,  dass  der  St.  des  G.B.  nach  seiner  Voll- 
endung mit  Motiven  den  Bundesregierungen  mitzuteilen  und 
durch  den  Druck  zu  veröffentlichen ,  auf  Grund  der  zu  gewär- 
tigenden Bedenken  und  Abänderungsvorschläge  einer  zweiten 
Lesung  von  der  Kommission  /u  unterziehen  und  liiernäcbst  der 
revidierte  E.  mit  Motiven  dem  Bundesrate  zu  überreichen  sei*). 

Der  Bundesrat  erteilte  in  der  fötsong  vom  22.|TL  1874 
den  in  dem  Ghitaditaa  enthaltenen  Ansichten  nnd  VorscbUgen 
im  allgemeinen  seine  BilHgnng.  IMe  Zahl  der  Mitglieder,  ans 


*)  n&heres  enthllt  der  hier  benntste  Anftats  »Die  Ansarbeitnng 
des  Entworfes  eines  bürgerlichen  Oeaetibaefaei  ftr  das  Deutsche 
Reich",  abgcdniclvt  in  der  besonderen  Beilage  zum  Deutschen  Reichs- 
anzeiger  vom  13./I.  1877,  sowie  die  vom  Reiohsjustizamt  herrührende, 
dem  Entwurf  voraufgeschickte  Vorrede. 
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welchen  die  Kommissiott  zu  bestehen  hätte,  setzte  er  auf  elf  fest. 
Als  Sitz  der  Kommission  wurde  Berlin  bestimmt.  Zu  Mitgliedern 
derselben  wurden  von  dem  Bundesrate  gewählt:  1.  Pape,  Prä- 
sident des  R.O.H.Cr,  Kaiserl.  Wirkl.  G.R.;  2.  Derscheid,  Rat 
bei  dem  Appell. Ger.  in  Colmar  (jetzt  Reichsgerichtsrat);  3.  Jobow, 
Obertribunalrat.  (jetzt  Kammergerichtsrat)  in  Berlin,  G.O.J.R. ; 
4.  Kurl  bäum  IL,  vortragender  Rat  im  Justizministerium  zu 
Berlin,  ür.O.J.R. ;  5.  Planck,  Appellationsgerichtsrat  in  Celle 
(jetzt  Geh.  J.K.);  6*  ▼*  Sclimitti  tfinisteriabat  in  Münoben 
(jetast  Fraddeiit  des  O.L.G.  in  Nflrnberg);  7.  v.  Both,  Piro- 
fessor  d.  R.  ia  Müncben;  8.  t.  Weber  (s.  o.),  E.  sttchs.  Wirkl. 
Q.B.;  9.  Y.  Kttbel  (s.  o*);  10.  Gebhard,  Miniateriabrat  in 
Earlsrnhe;  11.  t.  Windscheid,  Professor  d.  B.  in  Heidelberg 
(jetzt  in  Leipzig),  G.E.  Den  VorsitK  tLbertmg  der  Reichskanzler 
dem  Präsidenten  Pape. 

Die  Kommission  trat  am  17./IX.  1874  in  Berlin  zusammen, 
um  ihre  Geschäftsordnung  festzustellen  und  andere  für  die  Kr- 
ledi^ung  ihrer  Aufgabe  erforderliche  Beschlüsse  zu  fassen.  Zu 
Itedaktoren  wurden  bestimmt;  1.  Gebhard  für  den  Allgemeinen 
Teil;  2.  v.  Kübel  für  das  R.  der  Schnldverhültnisse;  3.  Johow 
für  das  Sacheu-R.;  4,  Planck  für  das  Pamilien-R. ;  5.  v-  Schmitt 
für  das  £rb>B.  Den  Bedaktoren  worden  Hilfsarbeiter  zugeordnet; 
als  solche  sind  thätig  gewesen:  Nevbaner,  O.L.G.B.  in  Hamm, 
rom  September  1874  bis  jetzt;  Achilles,  O.L.G.R.in  Celle,  vom 
Oktober  1874  bis  jetst;  Börner,  Landgerichtsdirektor  in  Dres- 
den, desgleichen;  Strack  mann,  O.L.G.B.  in  Kiel,  vom  Juli  1877 
bis  jetzt;  v.  Liebe,  O.L.GJK.  in  Brannsebweig,  desgleichen; 
Bge,  Landgerichtsrat  in  Stuttgart,  vom  Dezember  1879  bis  jetzt; 
Braun,  Obergerichtsrat  in  Celle  (jetzt  Oberkonsistorialrat  in 
Berlin),  vom  Oktober  1874  bi.s  Tuli  1877;  Vogel,  Landgerichts- 
rat in  Darmstadt,  G.J.R. ,  vom  November  1874  bis  zu  seinem 
im  Dezember  1883  erfolgten  Tode;  Martini,  J.R.  in  Schwerin, 
vom  Februar  1875  bis  Oktober  1877. 

Die  Arbdt  der  Redaktoren,  welche  sich  in  regelmässig 
wiederkehrenden  Konferenzen  miteinander  berieten,  war  nach 
dem  Zwecke,  welchem  sie  diente,  eine  ausserordentlich  schwie- 
rige nnd  zeitranbende.  Viel  Zeit  und  Mfthe  erforderte  schon 
die  Ermittelung  des  geltenden  B.,  eine  Au%abe,  zu  deren  Lö- 
sung wiederholt  die  Mitwirkung  der  Landesregierungen  in  An> 
sprach  genommen  werden  musste.  Und  nun  erst  die  Sichtung 
des  massenhaft(Mi  Materials,  aus  welchem  die  tauglichen  Bau- 
steine herauszutiuden  und  zu  einem  neuen  Werke  zusammenzu- 
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fügen  waren.  Biese  Thfttigkeit  erlitt  noch  dadurch  nicht  un- 
erhebliche Unterbreehnngen ,  dass  die  Gesaintkoioimsaion  all« 
jfthrlich  SU  mehrwöchigen  Süsnngen  sich  vereinigte,  um  gewisse 

grundlegende  Prinzipien  7n  beraten.  Die  Beratungen  erfolgten 
auf  Grund  motivierter  Vorschläge,  deren  Herstellung  jedem  Re- 
daktor geraume  Zeit  kostete. 

Im  Herbst  1881  endlich  waren  die  Teileutwürfe  so  weit 
gediehen,  dass  sie  der  Prüfnnfr  und  Entscheidung  der  Gesarat- 
kommission unterbreitet  werden  konnten.  Der  E.  des  Erb-R. 
war  berdta  1879,  der  K  ä»  Familien-R.  1880  fertig  gestellt. 
Der  E.  des  K.  der  Schnldverhältnisse  war  dagegen  unTollendet 
geblieben,  weil  der  Bedaktor  in  eine  schwere  Krankheit  Ter» 
fallen  war,  welche  am  5,|I.  1884  seinen  Tod  herbeiführte.  Die 
fehlenden  Stttcke  dieses  E.  wurden  ans  dem  Dresdener  E.  ein«» 
Gesetzes  über  Schuldverhältnisse  ergänzt.  Das  Material,  welches 
die  Redaktoren  mit  ihren  Hilfsarbeitern  beschafft  hatten,  ist  in 
nicht  zahlreichen  Exemplaren  hauptsächlich  zum  Gebrauche  für 
die  Kommission  gedruckt  worden;  es  füllt  19  Foliobände. 

Die  Kommission  hatte  sich  bereits  im  Jahre  1874  für  ein 
System  entschieden,  nach  welchem  da^i  künftige  G.B.  aus  fünf 
Büchern  zu  bestehen  hätte:  Allgemeiner  Teil;  R.  der  Schuld- 
Terhältnisse;  Sachen-R.;  Familien-R.;  £rb-R.  In  dieser  Beihen> 
folg«  sind  die  Teflentwürfe  der  Redaktoren  beraten  worden. 
Die  Schwierigkeiten,  welche  bei  den  Beratungen  heryortraten, 
waren  nicht  leicht  zu  ftberwinden.  Bei  aller  Mühe  und  Sorg^ 
falt,  welche  die  Bedaktoren  auf  die  Ausarbeitung  nnd  Formu- 
lierung Ihrer  Vorschläge  verwendet  hatten ,  konnten  doch  ihre 
Arbeiten  die  Individualität  der  Verf.  nicht  verleugnen,  so  dass 
die  Teil-E. ,  miteinander  vergrlichen ,  in  Form  und  Inhalt  die 
grössten  Verschiedenheiten  zeigten.  Dieser  Umstand  erschwerte 
die  Aufgabe  der  Kommission  ungemein.  Von  der  Bestellung 
eines  Gener alreierenten  zur  Herstellung  der  notwendigen  Har- 
mouie  wurde  gleichwohl  Abstand  genommen.  Vielmehr  wurde 
ein  Bedaktionsansscbiue  gebildet,  welcher  aus  dem  Vorsitsenden 
der  Kommission,  dem  Prtsidentw  t.  Weber  und  dem  betr^enden 
Bedaktor  bestand.  Der  Vorsitsende  stellte  die  von  der  Eom- 
mission  beschlossenen  Vorschriften  in  formulierten  Gesetzespara- 
graphen 7usammen.  Diese  , vorläufige  Zusammenstellung"  wurde 
allen  Mitgliedern  der  Kommission  mitgeteilt.  Der  Ans.qchuss 
prüfte  dann  die  erhobenen  Ausstellungen  und  Gegenvorschläge 
und  setzte  nach  mündlicher  Beratung  den  Wortlaut  der  Para- 
graphen fest.    Jeder  auf  diese  Weise  hergestellte  neue  Teil-E. 
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wurde  einer  KarbprtLfung  durch  die  Kommission  selbst  unter- 
zogen und  im  Fortgange  der  Beratungen ,  sol)ald  ein  Beschluss 
die  Aenderung,  Ergänzung  oder  Aufhebung  eines  früheren  Be- 
schlusses niitig  machte,  ohne  Verzug  berichtitrf.  Nachdem  das 
geschilderte  Verfahren  in  Ansehung  aller  timt  T<  il  E.  abge- 
schlossen war,  lag  der  ,  Entwurf  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches 
für  das  Deutsche  Reich  i^Eiste  Beratung)"  vor.  Eine  zweite 
Beratung  hat  die  Kommission  am  30./IX.  1887  begonnen  und 
im  Besember  beendet.  Ans  'dieser  Beratung  ist  der  jetst  im 
Bncbhandel  ersebienene  B.  hervorgegangen. 

Die  Kommission  hat  Tom  1881  bis  80./XII.  1887,  mit 
4en  4nzeb  die  Erholung  der  Mitglieder  im  Sommer  bedingten 
ünterbreohungen,  in  der  Regel  wöchentlich  3  Sitzungen,  über 
deren  jede  von  einem  Hilfsarbeiter  ein  Protokoll  aa%enommen 
wurde,  und  daneben  eine  4.  Sitzung  vorzugsweise  zum  Zwecke 
der  Verlesung  und  Feststellung  der  Protokolle  gehalten.  Die 
Protokolle,  734  an  der  Zahl,  sind  nicht  gedruckt,  sondern  nur 
in  einer  geringen  Anzahl  von  Exemplaren  metallographiert  wor- 
den ;  sie  umfassen  12  314  Foiioseiten.  Sie  geben  die  Anträge  der  Mit- 
glieder, die  gefassten  Beschlüsse  und  zugleich  deren  Begründung 
vollständig  wieder.  Diese  Protokolle  enthalten  somit  die  authen- 
tischen Motive  der  Kommission.  Auf  Anordnung  desVorsltsenden  in- 
dessen  haben  die  Hil&arbeiter  den  sum  Teile  unter  Anleitung  der 
Bedalctoren,  auf  Grund  der  Protokolle  und  d&e  Vorarbeiten  noch 
besondeis  begründet.  Diese  Begründung  wird  ebenfalls  durch  den 
Druck  verOifentlicht*).  Ihre  Besprechung  im  CBL  bleibt  vorbehalten. 

Im  Laufe  der  Beratungen  hat  sich  die  Zahl  der  Kom- 
missionsmitglieder auf  neun  vermindert.  Windscheid  ist  bereits 
im  Oktober  1888  ausgeschieden,  weil  er  seine  Lehrthötigkert  in 
Leipzig  nicht  länger  unterbrechen  konnte.  An  Stelle  des  ver- 
storbenen V.  Kübel  ist' im  Marz  1884  Prof.  v.  Mandry  in  Tü- 
bingen als  Mitglied  der  Kommission  eingetreten.  Der  Präsident 
V.  Webei-  ist  am  S.flL  1888  gestorben. 

Mancher  Leser  des  £.  wird  in  demselben  die  Regelung  der 
einem  oder  der  anderen  an  sich  dem  B.B.  angehOrigen  Materie 
vermissen.  Die  Uebergehung  ist  teils  auf  Gründe  des  Systemes, 
teils  auf  Bücksichten,  welche  aus  der  Beschaffenheit  des  über- 
gangenen Gegenstandes  sich  ergeben ,  zurückzuführen.  Aui^e- 
schieden  sind  alle  Verfahrensvorschriften,  soweit  moht  besondere 
Gründe  ihre  Aufnahme  erheischten,  ferner  entsprechend  den 

*)  Vgl.  hierüber  unten  die  Anm.  vat  S.  286. 
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Beschlüssen  des  Bundesrates  gewisse  Rechtsmaterien,  welche  eng 
mit  dem  öffentlichen  R,  zusammenhängen,  bezw.  aus  überwiegend 
polizeilichen  Gesichtspunkten  zu  regeln  sind,  einige  Rechtsinsti- 
tute, welche  nur  in  einzelnen  Staaten  oder  Teilen  eines  Staates 
bestehen ,  zur  Einführung  in  andere  Gebiete  aber  sich  nicht 
eignen,  und  endlich  solche  Institute,  welche  nach  der  geschicht- 
lichen Entwickelung  dem  Absterben  verfallen  sind;  es  sind 
namentlich  ausgeschieden:  das  Berg-R.,  das  Enteignungs-R.,  das 
Agrar-R.,  das  Wasser-R.,  das  Fischerei-R.,  das  Jagd-R.,  das  Porst- 
R.,  das  R.  der  Stammgüter  und  der  Familienfideikommisse,  das 
Lehn-R.,  das  Erbzins-R.  etc. 

Bei  Aufstellung  des  E.  ist  davon  ausgegangen,  dass  es,  um 
den  Gedanken  der  Herstellung  eines  einheitlichen  B.R.  für  das 
Deutsche  Reich  möglichst  zu  verwirklichen ,  erforderlich  sein 
werde,  neben  dem  B.G.B,  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  noch 
besonders  zu  erlassen  eine  Grundbuchordnung,  ein  Gesetz,  betref- 
fend die  Zwangsvollstreckung  in  das  unbewegliche  Vermögen, 
und  ein  das  Verfahren  in  nicht  streitigen  Angelegenheiten  des 
Familien-R.  und  des  Erb-R.  innerhalb  gewisser  Grenzen  regelndes 
Gesetz.  Weiter  ist  auf  Grund  der  Beschlüsse  des  Bundesrates 
vorausgesetzt,  dass  die  Revision  der  Wechselordnung,  des  H.G.B, 
und  einiger  anderer  Reichsgesetze  geboten  erscheinen  werde. 

In  Ansehung  des  Verhältnisses  des  G.B.  zu  dem  bisherigen 
B.R.  enthält  der  E.  selbst  keine  Vorschriften ;  die  erforderlichen 
Vorschriften  sind  vielmehr  dem  Ei  nführungsge setz  vorbehalten. 
Bas  letztere  wird,  wie  der  in  die  Oeffentlichkeit  gelangte  Bericht 
ergibt,  mit  welchem  der  E.  dem  Reichskanzler  überreicht  ist, 
den  Grundsatz  enthalten,  dass  die  reichsrechtlichen  Vorschriften, 
soweit  sie  nicht  durch  das  G.B.  oder  das  Einf.-G.  aufgehoben 
oder  geändert  werden,  in  Kraft  bleiben,  die  landesrechtlichen  Vor- 
schriften dagegen  insoweit  ausser  Kraft  treten,  als  nicht  ihr  Fort- 
bestehen bestimmt  wird.  Hiernach  wird  das  Einf.-G.,  abgesehen 
von  den  eigentlichen  Uebergangsbestimmungen,  eine  Reihe  von 
Vorschriften  bringen,  durch  welche  ältere  reichsrechtliche  Normen 
geändert  oder  aufgehoben  werden,  sowie  eine  zweite  Reihe  von 
Vorschriften  aufnehmen,  welche  Auskunft  darüber  geben,  inwie- 
fern das  gegenüber  dem  Landes-R.  zur  Geltung  gelangende  Prinzip 
der  Kodifikation  in  Beziehung  auf  gewisse  Materien  im  allge- 
meinen oder  innerhalb  gewisser  Schranken  oder  auch  in  Beziehung 
auf  gewisse  Einzelheiten  Ausnahmen  unterliege.  Der  E.  des 
Einf.-G.  wird  gegenwärtig  von  der  Kommission  beraten. 

Die  wichtigsten  Grundsätze,  welche  in  dem  E.  des  G.B.  zum 
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Ausdrucke  gelangt  sind,  werden  sich  aus  den  nachstehenden  Mit- 
teilongen  über  den  Inhalt  der  einzelnen  Bücher  ergeben. 

I.  Buch.  Allgemeiner  Teil. 

(§.  1-205.) 

Dw  Allgememe  Teil  zerfällt  in  elf  Abschnitte,  von  denen 
der  Yierte  (Eechtsgeschäfte)  10  Titel  pnOvilt.    Der  erste  Ab- 
schnitt, mit  der  Ueberschrift  „Keeiilbiiomen",  beschränkt 
sich  auf  zwei  Bestimmungen.    Die  eine  davon  betrifft  die  Ge- 
setzes- und  Kechtsanalogie  und  bestimmt,  dass  in  Ermangelung 
gesetzlicher  Regelung  die  Vorschriften  für  .rechtsahnliche  Ver- 
hältnisse" und  in  Ermangelung  solcher  Vorschriften  die  AUS  dem 
Geiste  der  Rechtsordnung  sich  ergebenden  OnrndsMae  masagebeod 
seien  (§.  1);  die  andere  tritt,  im  AnschliMse  an  die  neueren 
Gesetzgebungen,  dem  Gewohnheite-E,  entgegen-  Gewohnheiten 
sollen  nnr  insoweit  noch  die  Kraft  von  RechtssÄtien  erlangen 
können,  als  das  Gesetz  auf  Gewohnheite-B.  verweist  (§.  2).  Im 
E.  finden  sich  solche  Verweisungen  nicht.  Keine  Bestimmungen  sind 
sn^enommen  über  die  zeitliche  und  räumliche  Herrschaft  der 
Bechtsnormen.    Nach  dem  oben  erwähnten  Berichte  bat  die 
Kommission  die  für  die  räumliche  Herrschaft  der  Rechtsnormen, 
das  sogen,  internationale  Privat-K.,  massgebenden  Grundsätze 
beraten  und  festgestellt,  eine  Entscheidung  aber  darüber,  ob  die 
betreffenden  Vorschriften  in  das  B.O.B.  aufzunehmen  seien,  wegen 
der  dabei  zugleich  in  Betracht  kommenden  politischen  Erwägung«! 
nicht  getroffen.  Nach  dem  gedachten  Berichte  ist  femer  tther  die 
zeitliche  Herrschaft  der  Gesetse  geschwiegen  worden,  weil  in  dieser 
Ifinsieht  jedes  Gesetz  aus  sieh  selbst  anssnlegen  sei  und  für  das 
G.B.  das  Erforderliche  im  Einf.-G.  bestimmt  w^den  würde. 

Der  zwe  ite  Abschnitt,  betreffend  die  Personen,  bebandelt 
im  1.  Titel  Beginn  und  Ende  der  Becksfehigkeit.  Der  Gmnd- 
gcdanke  ist,  dass  jeder  Mensch  ohne  Bfteksicht  auf  seine  Indi- 
ridnalitftt  rechtsf&hig  ist.  Die  BechtsflOiigkeit  des  Menschen  he 
ginnt  nach  §.  8  mit  der  Gteburt  und  endigt  mit  dem  Tode. 
Lebensfilbigkeit  des  neugebornen  Kindes  bildet  somit  keine  Vor- 
anssetEung  der  Bechtsfähigkeit.  Den  Anforderungen  der  neueren 
medizinischen  Wissenschaft  ist  ferner  darin  Rechnung  getragen, 
dass  über  Monstrum  und  Zwitter  nichts  bestimmt  iJ^t.  Ebenso 
findet  sich  nicht  die  in  ihrer  Allgemeinheit  sicherlich  unrichtige 
Parömie  nasciturus  pro  jam  nato  habetur,  quotiens  etc.  (vergl. 
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im  einzelnen  §.  728  Abs.  1  Satz  2,  §.  1758  Abs.  1,  1867 
Abs.  2  Nr.  2,  1964  Abs.  2,  2026,  2154  d^s  F  i.  Eine 
Lebensvermutung  für  den  Fall,  dass  über  das  Leoen  oder  ilen 
Tod  einer  Person  Ungewissheit  besteht,  ist  in  4  nur  in  be- 
schränktem Umfauge  auigestellt.    Eingehende  Ivegeluiig  hat  im 

2.  ^tel  die  Todeserklärnng  gefunden,  die  den  Sieg  über  das 
fran3E5B.'reditiiclie  YerscliolIeDbeitsverfaliren  davongetragen  hat. 

Die  Todeeerklftmng  erstrecirt  und  besebrKnkt  sieh  auf 
Deutsehe.  Die  Frist,  welche  veratrichen  sein  mnss,  betrilgt  der 
Begel  nach  zehn  Jahre.  Die  TodeserklBrung  erfolgt  im  Auf- 
gebotsvcvfahrf  n  durch  Urteil.  Die  einschlagenden  824  bis 
836  der  Z.Pr.O.  haben  duwh  die  §§.  11  bis  19,  23,  24  des  E. 
wesentliche  Ergänzungen  erfahren.  Das  Urteil  ist  konstitutiv  und 
begriindet  die  Vermutung,  dass  der  Verschollene  den  Zeitpunkt 
der  Erlassung  der  Todeserklärung  nicht  überlebt  habe ;  in  An- 
sehung der  Beerbung  des  Verschollenen  wird  jedoch  vermutet, 
dass  derselbe  in  diesem  Zeitpunkte  gestorben  sei  (?!.  21).  Die 
Vermutung  weicht  dem  Beweise  des  Gegentheiles  (§.  198).  Die 
Wirkung  der  Todeserklärung  erstreckt  sieh  nicht  bloss  auf  das 
yermögensrechtlicbe  (Gebiet.  Der  zurückgebliebene  gutgläubige 
IShegatte  kann  nach  der  Todeserklärung,  ohne  dass  ein  besonderes 
ehegerichtliches  Verfahren  eintritt,  sich  wieder  verheiraten, 
und  mit  der  Wiederverheiratung  wird,  falls  der  für  tot  Erklärte 
noch  leben  sollte ,  die  mit  diesem  bestehende  Ehe  gelöst  (vgl. 
unten  S.  265).  Die  Kriegs-  und  Seeverschollenheit  ist  besonders  ge- 
ordnet (§§.  7,  8,  20);  die  letztere  im  wesentlichen  im  An- 
schlüsse an  das  prouss.  Gesetz  vom  24.  Febrnar  1851.  Der 

3.  Titel  , Altersstufen.  Eatnmndigung'  (§.  25  bis  29)  setzt  in 
§.  25  die  Dauer  des  Kindesalters  auf  die  Zeit  bis  mm  zurück- 
gelegten 7.,  die  Dauer  der  Minderjährigkeit  auf  die  Zeit  bis 
sum  surückgelegten  21.  Lebeni^ahre  fest.  Für  volljährig  er- 
klärt  kann  ein  Mindeij&hriger  werden,  wmn  er  das  18.  Lebens* 
jähr  zurückgelegt  hat.  Die  VolUfthrigkdtserklitrung  erfolgt  durcJi 
das  Vonnundschaftsgericht  (§§.  26,  27).  Entmündigt  können 
werden  Personen,  welche  des  Vernunftgebrauches  beraubt  sind 
(§,  28),  und  Verschwender  (§.  29).  Aus  dem  4.  Titel  „Ver- 
wandtschaft, Schwrigerscbaft"  (S§.  30  bis  33j  ist  hervorzuheben, 
dass  (§.  31)  der  Grad  der  Verwandtschaft  sich  nach  röm.  Be- 
rechnungsart  (computatio  civilis)  bestimmt,  sodann  dass  durch 
uneheliche  Abstammung,  von  Ausnahmebestimmungen  abgesehen, 
ein  Verwandtschaftsverhältnis  nur  zwischen  dem  unehelichen  Kinde 
sowie  dessen  Abkömmlingen  einerseits  und  der  Mutter  des  Kindes 
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sowie  deren  Verwandten  andererseits  begiündet  wird  (§.  30 
Abs.  3,  vergl.  §§.  1568  f.).  Der  5.  Titel  , Wohnsitz"  bestimmt 
in  §.  34  (§•  36),  wie  der  Wohnsitz  begründet  und  aufgehoben 
wird ,  regelt  in  §.  35  den  Wohnsitz  der  Strafjgefangenen  Ulid 
ihnen  gleichstehender  Personen  und  verallgemeinert  im  Übrigen 
in  der  Hauptsache  die  §§.  14—17  der  Z.Pr.O. 

Der  dritte  Abschnitt  (§§.  41-68)  enfbttlt  die  Vorschriften 
über  juristische  Personen,  die  in  Körperschaften  und  Stiftungen 
zerlegt  sind.   Die  Entstebnng  einer  Körperschaft  richtet  ffloh 
ebenso  wie  das  Aufhören  einer  solchen  in  Ermangelung  reichs- 
gesetzlicher besonderer  Vorschriften  nach  Landes-B.  (§•  42). 
Die  Vertretungsmacht  des  Vorstandes  kann  durch  die  Verfassung 
der  Körperschaft  (§.  43)  mit  Rechtswirkung  gegen  Dritte  be- 
schränkt werden  (§.  44  Abs.  1,  4).    Die  Körperschaft  haftet 
für  den  Ersatz  des  Schadens,  welchen  der  Vorstand  oder  em 
Mitglied  desselben  durch  eine  in  Ausübung  seiner  Vertretungs- 
macht begangene  widerrechtliche  Handlung  einem  Dritten  zu* 
geftigt  hat,  sowie  für  den  Ersatz  des  Schadens,  der  bei  BrfaUung 
eines  Scbuldverhältnisses  durch  den  Vorstand  Tcrschuldet  worden 
ist  (§§.  46,  224  Abs.  2).   In  den  inneren  Angelegenheiten  ist 
der  Wüle  der  Mitglieder  der  Körperschaft  massgebend  und  hat 
nach  diesem  Willen  auch  der  Vorstand  bei  seiner  Geschäfte* 
fahrung  sich  su  richten  (§.  48  Abs.  1).  Die  sogen.  General- 
versammlung ist  demnach  das  oberste  Vertretungsorgan  einer 
Körperschaft.   Erlischt  die  Körperschaft,  so  fällt  das  Vermögen 
der  Kegel  nach  an  denjenigen,  der  in  der  Verfassung  als  Be- 
zugsberechtigter bestimmt  ist.    Sind  die  Mitglieder  bezugsbe- 
rechtigt, so  hat  Liquidation  (§§.  50  -57)  einzutreten;  in  den 
ührigeti  Fällen  vollzieht  dei-  Uebergaug  sich  nach  den  Vorschriften 
über  die  in  Ermangelung  anderer  Erben  dem  Fiskus  anfallenden 
Erbschaften  (§.  49  ;  vergl.  §.  1974).   Stiftungen  hönnen  durch 
Rechtsgeschäfte  unter  Lebenden  wie  durch  Verfügung  von  Todes 
wegen  errichtet  werden.   Das  StiftungsgesohUft  unter  Lebenden 
ist  als  einseitiges  anerkannt  und  der  gerichtlichen  oder  nota- 
riellen Form  unterworfen  (gg.  58,  69).  Den  Landesgesetaen  ist 
daneben  unbenommen,  für  die  Entstehung  einer  Stiftung  noch 
weitere  Erfordernisse  aufzustellen,  insbesondere  die  Entstehung 
an  die  staatliche  Genehmigung  zu  knüpfen;  soweit  solche  Ge- 
setze bereits  bestehen,  bleiben  sie  in  Kraft  (§.  62).    Ein  un- 
mittelbarer Vermögensübergang  auf  die  Stiftung  findet,  soweit 
ein  solcher  nicht  schon  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zulässig 
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ist,  nicbt  statt  f§  58).  Die  Verfassung  der  Stiftung  wird,  so- 
weit dies  niclit  auf  Reichs-  oder  Landesgesetz  beruht,  durch  den 
Willen  des  Stifters  bestimmt  (§.  60). 

Der  vierte  Abschnitt  befasst  sich  mit  den  allgemeinen 
Vorwhriften  über  das  Rechtsgeschäft.  Eine  Begriffsbesti  mmuiig 
fiir  .let&teFe8  ist  nicht  gegeben.  An  der  Hand  der  Einzelbestim- 
mnngen  vird  man  in  der  Annahme  nicht  irre  gehen,  dass  unter 
Bechtegeachäft  vevstanden  wird  eine  PjriTatwillenserklftmng,  ge. 
lichtet  auf  die  Hervorbringang  eines  rechtlichen  Erfolges,  welcher 
nach  der  Bechtsordnung  deshalb  eintritt,  weil  er  gewollt  ist, 
T>pr  Tit.   1    behandelt  die  Geschäftsfähigkeit  (§§.  64-71). 
Allgemeine  Vorschriften   über  Handlungsfähigkeit  finden  8i<^ 
nicht;  die  Deliktsmhigkeit  nnd  die  Fähigkeit  zur  Verletzung 
obligatorischer  Verpflichtungen  sind  besonders  nnd  /um  Teil  ab- 
weichend von  der  Geschäftsfähigkeit  geregelt  (§§.  7u8,  709,  224 
Abs.  1).    Geschäftsunfähig  .sind  Personen  im  Kindesalter  (unter 
7  Jahren)  sowie  Personen,  welche  des  Vernunftgebrauches  beraubt 
smd,  und  zwar  diese,  wenn  sie  entmündigt  sind,  nicht  bloss  für 
die  Dauer  jenes  Zustandes,  sondern  fUr  die  Dauer  der  Ent- 
mündigung (§.  64  Abs.  1 ,  2).    In  der  Gesch&ftsfühigkeit  be- 
sdirftnkt  sind  MindeijBhrige  im  Alter  von  über  7  Jahren,  ent- 
mündigte Verschwender,  Personen,  welche  des  TOrmundschalk- 
lichen  Schutzes  für  bedürftig  erklttrt  sind,  sowie  Personen,  über 
welche  infolge  eines  gegen  sie  vorliegenden  Antrages  auf  Ent- 
mündigung eine  vorläufige  Vormundschaft  angeordnet  ist  (§•  6ö 
Abs.  1,  §§.  70,  71).   Willenserklärungen  Geschäftsunfähiger  sind 
nichtig.    In  der  Geschäftsfähigkeit  lipsi'h'änkte  Personen  nehmen 
liecht.sgeschäfte  ,   durch  welche  sie  lediglich  R.  erwerben ,  oder 
lediglich  von  V^erbindlichkeiten  befreit  werden,  gültig  vor.  Zur 
Vornahme  von  Rechtsgeschäften  anderer  Art  bedürfen  sie  der 
ISnwilligung  des  gesetslichen  Verfaretors.  Fehlt  dieses  Erfordsrais, 
so  ist  das  einseitige  Bechisgesehttft  nichtig,  der  V^rag  zwar 
gültig,  die  Wirksamkeit  desselben  aber  von  der  Genehmigung 
des  Vertreters,  hww.  der  Person  selbst,  sofern  sie  inzwischen 
geschäftsfähig  geworden  ist,  abhitagig  (§.  64  Abs.  3,  §  65).  Die 
erteilte  Genehmigung  wirkt  zurück,  unbeschadet  der  Höchte, 
welche  Dritte  durch  Verfügungen  des  Genehmigenden  oder  im 
Wege  einer  gegen    die  in   der   Geschäftsfähigkeit  beschränkte 
Person   erwirkten  Zwangsvollstreckung  oder  Arrestvoilziehung 
•n  dem  Gegenstande  des  Kechtsgeschäftes  erlangt  haben  (§.  127 
Abs.  4).  Besonders  vorgesehen  sind  die  Falle,  dass  eine  in  der 
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GeschäftsfUhigkeit  beschränkte  Person  ein  Erwerbsgeschäft  selb- 
stttndig  betreibt  (§.  67)  oder  den  Unterhalt  durch  Eingehung 
von  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnissen  sich  verdient  (§  68),  sowie 
der  Fall,  dass  einer  solciien  Person  Taschengeld  oder  sonstige 
Vermögenswerte  7Air  freien  oder  zu  einer  bestimmten  Vei  Fügung 
überwiesen  sind  (%.  ti9).  Gefallen  ist  die  Sonderstellung  der 
Studierenden,  soweit  eine  solche  noch  bestand.  Gibt  ein  Minder- 
jähriger sich  fölseblidi  f&r  volljährig  od&e  fHx  duroh  den  Ver< 
treter  erinttchtigt  aus,  so  greifen,  infolge  des  Schweigens  des 
Entwurfes,  lediglich  die  allgemeinen  Grandstttze  Plats.  In  dem 

2.  Tit.  .Willenserhlaning*  (§§.  72—76)  ist  von  einer  Begrifb- 
bestimmung  hinsichfUeh  der  ausdrüddichen  und  der  stilN 
schweigenden  Willenserklärung  abgesehen,  dagegen  die  Frage, 
wann  eine  Willenserklärung  unter  Abwesenden  als  abgegeben 
an/nsehen  ist,  eingehend  geregelt  (§.  74).    Die  Aufnahrae  des 

3.  Tit.  „Vertragschliessung"  (§§.  77—90)  in  den  Allgemeinen 
Teil  zeigt,  dass  Tuan  sich  der  Erkenntnis  von  der  auf  alle 
Teile  sich  erstreckenden  Bedeutung  des  Vertrages  nicht  ver- 
schlossen hat.  In  der  Gestaltung  der  Grundsätze  über  die 
Offerte  80—89)  ist  das  Vorbild  des  H.G.B,  mit  seinen 
praktisch  bewährten  Bestimmungen  unverkennbar.  Der  Zeit* 
punkt  des  Vertragsabschlusses  ist,  unter  Vermeidung  jeder 
Miktion,  auf  die  Zeit  der  Annahme  des  Vertragsantrages  ge- 
stellt (§.  87).  Bei  einer  Versteigerung  soll  nach  §.  90  im 
Zweifel  angenommen  werden,  dass  der  Bieter,  nicht  der  Ver* 
steigerer,  der  Offerent  ist.  Der  4.  Tit.  „Form  der  Eechtsge- 
schäfte"  (§§.  91-94)  stellt  in  §.  91  A!)s.  1  die  Formfreiheit  der 
Rechtsgcschiifte  als  Kegel  auf,  Ist  durch  Gesetz  eine  besondere 
Form  vorgeschrieben,  so  ist  das  "RechtsgeschUft  im  Falle  des 
Mangels  der  Form  nichtig,  sofern  nicht  ein  anderes  bestimmt 
ist.  Das  Gleiche  gilt  im  Zweifel  im  Falle  des  Mangels  einer 
durch  Eechtsgeschäft  bestimmten  Form  (§.  31  Abs.  2).  Von  be- 
sonderer Bedeutung  ist  die  Formvorschrift  für  den  Vertrag, 
durch  welchen  jemand  sich  snr  üebertragung  des  ISgentums 
au  einem  Grundst&ck  yer{tfüchtet  (§.  351).  Der  5.  Tii  Willens- 
mftngel'  (§§.  95 — 104)  hat  das  sogen.  Willenad<^ma  sur  Grund- 
lage, modifiziert  aber  dasselbe  nicht  unwesentlich.  Den  Fällen, 
in  welchen  der  Erklärende  der  Nichttibereinstimmung  des  wirk- 
lichen Willens  mit  dem  erklärten  Willen  sich  bewusst  ist 
(§§.  95,  97),  sind  gegenübergestellt  die  Fälle,  in  welehen  der  Er- 
klärende dieses  Bewusstsein  nicht  hat,  mithin  im  Irrtume  ist, 
(§§.  98,  99)  j  hinsichtlich  der  ersteren  ist  wieder  geschieden,  je 
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nachdem  der  ErklKrende  den  anderen  Teil  tftnsohen  woUte  (§.  95, 
HentalreserTation ,  böser  Sehers)  oder  nidit  tftuschen  wollte 
{|.  97,  Sehers  ohne  bSse  Nebenabnulit  etc);  danebtti  ist  in  §.  96 

das  Scheingescblift  geregelt.  Mentalreeervation  wird  nicht  be- 
achtet, es  sei  denn,  dass  der  andere  Teil  den  Willensmangol 
gekannt  hat  (§.95).  Das  Scheingeschäft  ist  nichtig  (§.  96) ;  eine 
nicht  unwesentliche  Einschränkung  der  Nichti^i^keit  tritt  jedoch 
auf  dem  Gebiete  des  Grund buchverkehres  ein  (§.  832).  Hat  der 
Erklärende  von  der  Nichtübei-einstimmuns;  des  Willens  und  der 
ijikiaruiig  Kenntnis  gehabt,  aber  nicht  zu  täuschen  beabsichtigt, 
so  ist  die  Willenserklärung  nichtig,  es  müsste  denn  den  Er- 
klftrendoa  der  Yortnirf  grober  Fabrlftwigkeit  treffen;  solchen* 
falls  ist  die  Willenserklllrung  gültig,  sofern  der  andere  T«l, 
soweit  ^n  solcher  vorhanden  ist»  den  WillensmanRel  weder  ge> 
kannt  hat  noch  btttte  kennen  müssen;  bei  einer  Fabrl&SBigkeit, 
die  keine  grobe  ist,  haftet  der  Erklttrende  unter  der  letzteren 
Voraussetzung  für  das  negative  Interesse  (§,  97).  Für  den  Fall 
der  infolge  Irrtums  vorhandenen  Nichtübereinstimmung  zwischen 
Wille  und  Erklärung  wird  «wischen  wesentlichem  und  unwesent- 
liclu'm  irrtume  geschieden,  der  unwesentliche  Irrtum  als  unbe- 
achtlich behandelt  und  im  übrigen  au  die  grobe  und  geringe 
Fahrlässigkeit  des  Erklärenden  die  gleiche  Folge  wie  in  dem 
vorerwähnten  Falle  geknüpft  (§§.  98,  99).  Des  Irrtumes  über 
Eigenschaften  ist  nicht  gedacht;  er  wird  demgemttss  der  Regel 
nach,  wenn  nicht  immer,  als  Irrtum  in  den  Beweggründen 
{%.  102)  auf  die  Gflltilgkeit  des  Recbtsgeschäftes  ohne  Bünflnsa 
sein,  unbeschadet  selbetverstKndlich  der  etwaigen  sonstigen  Becbts- 
behelfe  auf  Grand  der  Gewährleistungspflicht  etc.  üebrigens 
finden  die  vorstehend  entwickelten  Grundsätae  anf  die  Ehe- 
schliessung keine  Anwendung;  bei  derselben  wird  nur  dem  Irr- 
tume iu  einer  bestimmten  Richtung  und  nur  insofern  Beachtung 
zu  teil,  als  er  die  Ehe  nicht  nichtig,  sondern  anfechtbar  macht 
(vgl.  unten  S.  249).  Ingleichen  kommt,  von  der  in  ^8  ent- 
haltenen Beugung  abgesehen,  das  Willensdogma  rein  zur  An- 
wendung bei  den  letztwilligen  Verfttgungen  (§.  1779).  Zu  den 
Willensmftngeln  gehört  auch  das  Beeinflnsstsein  durch  widerrecht- 
liche Drobnng  oder  durch  Betrag.  Wer  durch  eine  soldie  Drohung 
zur  Abgabe  einer  Willenserklärung  bestimmt  worden  ist,  kann  die 
Willenserklärung  anfechten,  gleichviel  von  wem  die  Drohung  aus- 
gegangen ist.  Bei  dem  Betrüge  ist  die  Anfechtbarkeit  dann  aus- 
geschlossen, wenn  der  Betrug  von  einem  Dritten  ausging,  die 
Willenserklärung  einen  Empfänger  hat  und  der  Empfänger  den 
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Betrug  nicht  kannte,  seine  Nichtkrantnis  auch  nicht  auf  Fahrllssig- 
keit  berabte  (§.  108).  Die  unter  PriÜclnaiv&iat  (§.  104)  gestellte  An* 

fechtung  hat  die  zu  §.  112  näher  zu  berührende  Folge.  Unter  den 
die  unerlaubten  Rechtsgeschäfte  betrefifenden  Vorschriften  des 
6.  'J'it.  tritt  diejenige  des  §.  106  besonders  hervor,  nach  welcher 
jedes  KechtsgeschUft,  dessen  Inhalt  gegen  die  guten  Sitten  oder 
die  öö'ontliclie  Ordnung  verstösst,  nichtig  Ist.  Der  §.  107  ist 
Veräusserungsverboten  gewidmet.  Der  7.  Tit.  „Ungültigkeit  der 
Rechtsgeschäfte"  (§§.  108— lU)  erläutert  in  §g.  Iu8  u.  112  die 
Begriffe  dor  Nichtigkeit  und  Anfechtbarkeit,  von  welchen  der 
E.  ausgeht.  Das  anfechtbare  Rechtsgeschäft  wird  im  Falle 
der  Anfachtmig  in  Ansehung  der  gewollten  rechtlichen  Wirkungen 
80  behandelt,  als  ob  es  nicht  vox^enommen  worden  wMre,  vor^ 
behaltlich  abwachender  Sonderbestimmungen  (vgl.  §.  1277).  Die 
Anfechtung,  welche  durch  eine  von  dem  Anfechtungsherechtigten 
g^l^Mittber  dem  Anfechtungi^egnar  absugehmde  WilloaserklBrung 
erfolgt  (§.  113),  bewirkt  sonach,  dass  rückwihts  die  Folgen  der 
Nichtigkeit  eintreten.  Diese  Wirkung  findet  aber  notwendig  eine 
Schranke  und  zugleich  eine  wesentliche  Abminderung  in  den  Vor- 
schriften über  den  Erwerb  im  Vertrauen  auf  das  Grundbuch  sowie 
über  den  Erwerb  beweglicher  Sachen  im  guten  Glauben.  Die 
sogen,  obligatorische  Anfechtbarkeit,  welche  nur  einen  im  Wege 
der  Klage  oder  der  Einrede  gellend  zu  machenden  Ausgleichungs- 
anspruch gewährt,  ist  dem  E.  fremd.  Der  8.  Tit.  „  Vertretung 
und  Volhnaeht«  (§§.  115—126)  bandelt  in  §§.  115-117  von  der 
Vertretung  im  allgemeinen,  in  §§.  118 — 122  von  der  YoUniBchtS' 
erteilung  und  der  Vertretung  auf  Grund  einer  Vollmacht,  in 
§§.  123 — 126  von  der  Vertretung  ohne  Vertretungsmacht.  Den 
Ausgangspunkt  bildet  die  grundsätzliche  ZulSssigkeit  der  Ver- 
tretung im  Willen;  der  Vertretene  wird  unmittelbar  berechtigt 
und  verpflichtet  (§§.  115,  116).  Die  Vollmachtserteilung  ist  als 
selbständiges  einseitiges  Rechtsgeschäft  von  dem  Auftrage  los- 
gelöst. Die  Vollmachtserteilung  unterliegt  in  unverzichtbarer 
Weise  dem  Widerrute;  im  übrigen  finden,  sofern  nicht  der  Rechts- 
grund ein  anderes  ergibt,  auf  das  Erlöschen  derselben  die  Vor- 
schriften fiber  das  Erlöschen  des  Auftrages  entsprechende  An* 
weudung  (§.  119).  Hat  der  Vollmachtgeber  die  Bevollmächtigung 
durch  bMondeie  Mitteilung  oder  durch  Öffentliche  Bekanntmachung 
Drittein  kundgegeben,  so  gilt  die  Kundgebung  im  orateren  Falle 
gegenüber  den  besonders  benachrichtigten  Dritten,  im  letater^i 
Falle  gegenüber  jedem  Dritten,  welcher  mit  dem  Bevollmächtigten 
in  Verkehr  getreten  ist,  als  selbständige  BeTollmachtigung  (§.  120 
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Abs*  1).  Das  Gleiche  ist  der  Fall,  wenn  der  BeToUrnächtigte 
zum  Kaohweise  der  Bevolfanäehtigang  dne  VollmaoiitBnrkfuide 
erhalten  und  diese  dem  Dritten  Tortreltgt  bat  (§.  121  Abs.  1). 
Die  Annahme  einer  selbständigen  Bevolliniicbtigung  gegenüber 
den  Dritten  in  diesen  Fällen  schliesst  in  sich,  dass  Willensmängel, 
welche  bei  der  ursprünglichen  Vollmachtserteilung  unterlaufen, 
ebensowenig  wie  derselben  etwa  gegebene  Einschränkungen  dem 
nichtunterrichteteii  Dritten  gegenüber  in  Betracht  kommen. 

Bei  der  Vertretung  ohne  Vertretungsmacht  ist  zwischen  einsei- 
tigen Rechtsgeschäften  und  Verträgen  geschieden.  Ein  einseitiges 
Bechtsgeschäft  kann  ohne  Vertretungsmacht  für  einen  Andern  nicht 
irirksam  yorgenommen  werden,  es  müsste  denn  derjenige,  welchem 
gegenüber  es  Torgenomroen  wird,  damit  einverstanden  sein  (§.  126). 
Der  ohne  Vertretangsmaoht  fOr  einen  Andern  geschlossene  Ver^ 
trag  ist  in  seiner  Wirksamkeit  abhängig  von  der  Genehmigung 
des  Vertretenen.  Die  Genehmigung  wirkt  rückwärts;  es  werden 
jedoch  Rechte  dadurch  nicht  berührt ,  welche  Dritte  vor  der  Ge- 
nehmigung durch  Verfügungen  des  Genehmigenden  oder  im  Wege 
einer  gegen  diesen  erwirkten  Zwangsvollstreckung  oder  Arrest- 
voHziehung  an  dem  Gegenstande  dos  Recbtsgeschilftes  erworben 
haben  f§§.  123,  127  Abs.  4).  Hat  der  andere  Vertragschliessende 
Kenntnis  von  dem  Mangel  der  Vertretungsmacht  nicht  gehabt, 
80  steht  ihm,  solange  die  Genehmigung  nicht  erteilt  ist,  der 
Backtritt  offen  (%,  124);  er  kann  ausserdem,  wenn  die  Oeneh* 
migung  verweigert  wird,  von  dem  als  Vertreter  Aufgetretenen 
Erfüllung  oder  Schadensersatz  wegen  Nicbterfällung  beanspruchen 
($.  12&).  Der  9.  Tit.  »Einwilligung  und  Genehmigung"  (§.  X27) 
stellt  die  Grundsätze  zusammen,  welche  für  die  Rechtsgeschäfte 
der  Einwilligung  und  Genehmigung  die  Regel  bilden.  Der 
10.  Tit.  (§§.  128  bis  143)  bcfasst  sieh  mit  der  , Bedingung 
und  Befri.stung".  Allgemeine  Yorscbriften  über  die  Voraus- 
betiuug,  Auflage,  Zweckbestimmung  finden  sich  nicht.  Ebenso 
ist  keine  Begritisbestimmung  der  rechtsgeschäftlichen  Bedingung 
—  nur  diese  steht  in  Frage  —  gegeben.  Anlangend  das  Wesen 
der  auflösenden  Bedingung,  so  wird  den  §§.  139,  196  au  ent- 
nehmen sein,  dass,  wenn  auch  die  Scheidung  des  auflösend  be- 
dingten BechtBgesobäftes  in  eine  unbedingte  Hauptwillenserkift' 
ruug  und  eine  auf  die  Wiederaufhebung  der  Wirkungen  dieser 
gerichtete  aufschiebend  bedingte  Nebenwillenserkläruog  nicht 
geradezu  abgelehnt  ist»  doch  jedenfalls  das  Verhältnis  dieser  bei- 
den Willenserkbh-UTigen  zu  einander  als  ein  dergestalt  untrenn- 
bares aufgefaset  ist,  dass  die  eine  ohne  die  andere  nicht  besteben 
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Der  elfte  Abschnitt  (§§.  199—205)  befasst  sich  mit  der 
BidlfirheitsleiBtung,  sow»t  dne  Verpflichtung  zu  solcher  aut- 
erlegi;  ist. 


II.  Buch.   Recht  der  Schuldverhältnisse. 

(§.  206—777.) 

Das  swdts  Bach  ,B.  der  SehaldTerbSltnisBe*  (Obligationen-B.) 
enfbftlt  vier  Abschnitte:  Allgemeines,  Ohl.  ex  contractn  (§.  842 
bis  703  in  20  Titeln),  Obl.  ez  delicto  und  ScbuldverbKltniase 
ans  anderen  Gründen. 

Der  erste  Abschnitt  gibt  die  Ivechtänormen  für  alle  Schuld- 
Verhältnisse  im  AllgimeiBai.  Die  Begrifflibestimmung  des 
Schnldverbttltnisses  und  die  Entsdieidiing  der  daran  sich  hnft* 
pfenden  Streitfragen  sind  der  WisBensehafb  überlassen.  Das 
Scb^dverbftltnis  erzeugt  lediglich  obligatorische  Bechtsbesiehun- 
gen,  den  persönlichen  Anspruch  des  Gläubigers,  die  entsprechende 
persönliche  Vf  rl  t  dlichkeit  des  Schuldners.  Begel  ist  die  Klag* 
harkeit  des  Scbuldverhältnisses ;  der  E.  kennt  nur  einige  wenige 
FLlUe  einer  unvollkommenen  Obligation.  Der  Grundsatz,  dass 
aus  der  E*hik,  dem  Natur-R.  oder  aus  dem  allgemeinen  Pechts- 
bewusstsein  eine  unvollkommene  Obligation  (Naturalobligation) 
herzuleiten  sei,  ist  nicht  anerkannt. 

Der  1.  Titel  beschäftigt  sich  mit  dem  Gegenstande  der 
Scbnldverhiltnisse,  welcher  (nur)  ein  Thnn  (Geben)  oder  Unter- 
lassen (Dulden)  sein  kann:  die  Leistung.  Bin  vermSgensreehtp 
liebes  Interesse  gehOrt  nicht  zum  Wesm  des  Seholdverbftltnisses. 
Die  Wirksamkeit  desselben  kann  auch  damit  allein  nicht  Ix  kämpft 
werden,  dass  der  Glftubiger  kein  anderes  scbutzwürdiges  Inter- 
esse an  der  Leistung  habe  (§.  206).  Wegen  Verletzung  eines 
derartin^en  obligatorischen  R.  durch  den  Schuldner  ist  jedoch 
der  Anspruch  auf  Entschädigung  versagt  f§.  221).  In  §§.  207-228 
sind  aligeineine  V orscbriiteu  über  Scbuldverliitltnisse  mit  beson- 
ders geeigen schaiteter  Leistung  gegeben.  Zunächst  über  die 
Altemativobligation  wesentlich  im  Anschlass  an  das  gemeine  B. 
Wahlberechtigt  im  Zweifel  der  Schuldner;  Vollzug  der  Wahl 
durch  BrkUkrung  gegenüber  dem  anderen  Teil;  besondere  Für- 
sorge für  den  Fall  des  Verzuges,  durch  welchen  allein  das 
Wahl-B.  nicht  verloren  geht;  Konientrationsprinsip  bei  anilUig- 
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lieber  Unmöglichkeit  und  zufälligem  Unmöglichwerden  einer  der 
mehreren  Leistungen.  Sodann  über  Schnldverhältnisse  auf  Lei* 
stuug  einer  nur  der  Crattung  nach  bestimmten  Sache.  Sehnlciner 
hat  eine  Sache  Ton  mittlerer  Art  und  Güte  auasuwahlen;  die 
Auswahl  ist  unwidemiflich  ToUzogen,  wenn  die  Leistung  durch 
üebe^he  der  auagewtthlten  Sache  bewirkt  ist  (ErfaUungstheorie) 
oder,  sofern  schon  in  einem  früheren  Zdtininlite  die  Gefahr  auf 
den  GlSubiger  übergebt  (z.  6.  im  Falle  des  Verzuges  des  Gläu* 
bigers),  mit  dem  Eintritt«  dieses  Zeitpunktes  (§§.  213,  2U,  257). 
Ueber  Geldschuld,  Höhe  der  Zinsen  etc.  (5  Proz.)  §.  215—217.  üeber 
Schadensersatz  §§.  217 — 223:  Als  solcher  ist  sowohl  im  Falle 
der  Verletzung  bestehender  obligatorischer  VerpÜichtung  als  im 
Falle  des  Deliktes  ohne  Rückbicht  auf  Art  und  Mass  der  Schuld 
oder  des  zu  vertretenden  Umstandes  das  volle  Interesse  (erlittene 
VermögeüseiDbusse  und  entgangener  Gewinn)  zu  ersetzen;  zu- 
nächst ist  der  frühere  Zustand  herzustellen  und  soweit  di^e 
Herstellung  nicht  mOglich  oder  zur  Entschttdigung  nicht  aus* 
reichend  ist,  die  letstere  in  Geld  au  bewirken.  Wegen  eines 
anderen  als  eines  Yexmögenssdiadens  kann  eine  Entscbftdignng 
nur  in  gewissen,  vom  Gesetze  bestimmten  FiUen  gefordert  wwden 
(§.  221).  Bei  Scbadensersatsleistnng  für  den  Verlust  einer  Sache 
oder  eines  R.  durch  den  Ersatzpflichtigen  gehen  auf  den  letzteren 
mit  der  Ersatzleistung  die  dem  Entschädigten  gegen  Dritte  in 
Ansehung  des  Gegenstandes  zustehenden  Ansprüche  über. 

Per  2.  Titel  „Inhalt  der  Schuldverhältnisse"  bestimmt 
die  Haftung  des  Schuldners  in  Ansehung  der  Erfüllung  (regel- 
mässig wegen  vorsätzlicher  und  fahrlässiger  Nichterfüllung),  ins- 
besondere für  Verschulden  seines  gesetzlichen  Vertreters  und 
der  Hilfspersonen,  Ausschluss  der  Verantwortlichkeit  des  Schuld' 
ners  durch  dieselben  Momente,  wie  bei  Delikten  (mangelnder 
Yemunfbsgebrauch ,  Kindesalter  eto.)>  persönliche  Leistung  und 
Bewirknng  der  Leistung  durch  einen  Dritten;  Teilleistung, 
Ort  der  Leistung,  Zeit  derselben,  öne  Zeitbestimmung  im 
Zweifel  zu  Gunsten  des  Schuldners  I.  §§.  224—232 ;  über  das 
Zurückbehaltungs  R.  (nur  obligatorisch)  II.  §§.  233—236 ;  über 
die  Unmöglichkeit  der  Leistung  und  Folgen  der  Nichtleistung 
III.  §§.  237  —  244:  Bebuldner  wird  durch  den  Eintritt  objektiver, 
von  ihm  nicht  zu  vertretender  Unmöglichkeit,  im  Falle  subjek- 
tiven Unvermögens  nur  bei  Spcziesleistung  befreit;  entschuld- 
barer Irrtum  des  Schuldners  in  Ansehung  des  Schuldverbält- 
nisses  ist  ein  Exkulpationsgrund;  Gläubiger  kann  auch  bei  von 
dem  Schuldner  zu  v^retender  teil  weiser  Unmöglichkeit  dar 
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Leistung,  wenn  der  möglich  gebliebene  Teil  der  Leistung  für 
ihn  kein  Interesse  hat,  untei*  Ablehnung  dieses  Teiles  Schadens- 
ersatz wegen  Nichterfüllung  der  ganzen  Verbindlichkeit  verlan- 
gen ;  R.  dos  Gläubisrers,  nach  rechtskrüftiger  Verurteilung  des 
Schuldners  diesem  vaw  Leistung  eine  angemessene  Frist  zu 
setzen  und  nach  deren  fruchtlosem  Ablauf  unter  Absehen  von 
der  Zwangsvollstreckung  das  Interesse  zu  fordern  f§.  243) ;  Be- 
stimmung über  die  Wirkung  der  Rechtshängigkeit  des  Ansp;  uches 
auf  Herausgabe  eines  .in  sich  b^timmten  Gegenstandes"  (species). 
Es  folgen  die  Vorsobriften  Aber  die  mora  debitoris  (IV.  gg.  245 
bis  258)  und  die  mora  creditoria;  letztere  tritt  ein  ohne  Bück- 
sieht  auf  ein  Verschulden  des  Gläubigers  (V.  §§.  254—262). 

Der  8.  Titel  «Erloschen  der  SchnldTerhaltaisse*  handelt 
▼on  der  Erfüllung  einschliesslich  der  datio  in  solutnm,  Hinter- 
legung, Aufrechnung,  Erlass,  Vereinigung,  Tod  des  Gläubigers 
oder  des  Schuldners.  Tn  Ansehung  der  datio  in  solutuni  ist  im 
Falle  der  ÜGbornahme  einer  neuen  Verbindlichkeit  seitens  des 
Schuldners  durch  Vertrag  mit  dem  Gläubiger  die  Vermutung 
gegen  die  Absicht  der  Uebernahme  an  Erfüllungsstatt  aufge- 
stellt (§.  264).  Die  Aufrechnung  erfolgt  durch  eine  von  dem 
einen  Gläubiger  gegenüber  dem  andren  Gläubiger  abzugebende 
WUlenserUftrung  (einseitiges  Beohtsgeschttft).  Bis  dahin  sind  die 
beiderseitigen  Forderungen  von  der  EompensationsfUiigkeit  und 
-befognis  unbertthrt  Die  Wirkung  der  erfolgten  Aufrechnung 
(Erlöschen  der  Forderungen  in  dem  sieh  deckenden  Betrage)  wird 
auf  den  Zeitpunkt  zm-ückbezogen,  in  welchem  sie  als  zur  Aufrech- 
nung geeignet  sich  gegenüber  geir^n  sind  (§§.  281  Ü*.).  Der 
Erlassvertrag  und  das  negative  vertragsmässige  Anerkenntnis 
(§.  290)  sind  Yoräusserungsverträge  (sogen,  dingliche  Verträge) 
und  deshalb  abstrakte,  in  Ansehung  ihrer  Gültigkeit  und  Wirk- 
samkeit von  ihrer  causa  unabhängige  Rechtsgeschäfte  und  anfecht- 
bar nur  nach  den  Grundsätzen  über  Kuckforderung  einer  Leistung  I 
wegen  ungerechtfertigter  Bereicherung  (Kondiktion).  Das  streng 
durcfagefllhrte  Prinzip  der  UnabhKngigkeit  des  dinglichen  Bechts- 
geschaltes  (Erfllllungqgeschttftes,  Leistung)  Ton  der  obligatori- 
schen causa  tritt  hier  zum  ersten  Male  ausdrttcklich  auf.  Beide 
Vei-träge  sind  formfreL  Ein  vom  Schuldner  nicht  angenommener 
Verzicht  des  Gläubigers  auf  die  Forderung  ist  unverbindlich. 

Der  4.  Titel  regelt  die  Sondernachfolge  in  Forderung  und 
Schuld.    Hinsichtlich  der  Zession  (Uebertragung  der  Forderung, 

293  —  313)  ist  der  Grundsatz  der  Sondernachfolge  anerkannt 
und  streng  durchgeführt.  Die  Uebertragung  beruht  auf  Vertrag 
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zwischen  dem  bisherigen  und  dem  neuen  Gläobiger  (Abtretung, 
abstrakter  Verausserungsvertrag) ,  unmittelbar  auf  Gesetz  oder 
auf  gerichtlicher  Anordnung  (Ueberweisiing  im  Wege  der  Zwangs- 
vollstreckung);  ein  die  II  Übertragung  unmittelbar  bewirkendos 
konstitutives  Urteil  ist  nicht  anerkannt.  Denun/iation  oder  Be- 
sitzergreifung der  l'orderunsr  seitens  des  neuen  Gläubigers  ist 
nicht  erforderlich.  Das  Prinxip  erheischte  besondere  Vorselirifteo 
zu  Gunsten  des  fftitgläubigen,  d.  h.  die  üebertragung  noch  nicht 
kennenden  Schuldners.  Die  Schuldüberaabme  g§.  (314— 319j  er- 
folgt durch  Vertrag  zwischen  dem  Gläubiger  und  dem  Schuld- 
ttbemehmer  oder  dnroh  Vertrag  zwischen  dem  bisherigen  Schuldner 
und  dem  Schnldübernehmer,  letzterenfalls  mit  und  n&dh  Ge- 
nebmigong  des  Glftabigers.  Sie  ist  gleichfalls  VerftnsBerongs- 
gesohäft  und  bewirkt  Sondernadhfolge  in  die  Sohnld:  der  bis> 
herige  Sobnldner  hört  auf  Schuldner  zu  sein ,  der  Uebemehmer 
tritt  an  swne  Stelle.  Besonders  geregelt  ist  die  sogen.  £rf&l* 
lungsühemSihme:  im  Zweifel  wird  für  letztere  veirmutet;  ebenso 
die  bei  einem  Kaufvertrage  getroffene  Vereinbarung,  dass  der 
Käufer  eine  ])ersönliche  Verbindlichkeit  des  Verkäufers  in  An- 
rechnung auf  den  Kaufpreis  zu  übernehmen  habe:  es  ist  solchen- 
falU  Schuldübernahme  als  vereinbart  an/.usehen,  jedoch  ohne 
Verpflichtung  des  Käufers  zur  Verschaffung  der  Genehmigung 
des  Gläubigers;  er  haftet  dem  Verkäufer  nur  dafür,  dass  dieser 
vom  G^biger  nieht  in  Anspruch  genommen  wird  (§.  318). 
Eine  besondere  Vorschrift  ist  gegeben  für  den  Fall,  wenn  Jemand 
durch  Vertrag  das  ganze  (gegenwärtige)  Vermögen  eines  Anderen 
übernimmt,  über  die  Haftung  des  Üebernehmers  gegenüber  den 
Gläubigern  des  letzteren  (§.  319). 

Der  5.  Titel  gibt  die  Normen  über  Schuldverhältnisse  mit 
einer  Mehrheit  von  Gläubigern  oder  Schuldnern.  Regel  ist 
solchenfalls  bei  Teilbarkeit  der  Leistung:  nomina  ipso  jure  divisa 
(und  /.war  in  dubio  ZU  gleichen  Teilen).  Die  Regel  giit  auch 
beim  Eintritt  der  Erben  in  die  Forderung  oder  Schuld  (§.  320). 
Eingehend  ist  das  Gcsamlschuldverhältnis  geregelt,  wenn  bei  dem 
Vorhandensein  mehrerer  Gläubiger  jeder  derselben  die  ganze 
Leistung  zu  fordern  berechtigt  oder  bd  dem  Vorhandensein 
mehrerer  Schuldner  jeder  Schuldner  die  ganze  Leistung  zu  be* 
wirken  yerpflichtet  ist,  die  Leistong  aber  nur  einmal  zu  ge* 
schehen  hat  (§§.  321^28).  Es  spricht  keine  Vermutung  für 
ein  solches  Verhältnis;  gesetzlich  ist  ein  Gesamtschuldverhältnis 
begründet  bei  deliktmässiger  Haftung  mehrerer  Personen  für 
Schadensersatz.  Die  Regelung  ist  erfolgt  auf  einheitlicher  Basis, 
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ohne  Untersehoidun«^  zwischen  Korrealobligatiouen  und  Solidar- 
obligationen (im  einzelnen:  jus  variandi  des  Gläubigers  gegen- 
über den  Gesamtschuldnern;  Bestimmung  der  Wirkung  des  Ver- 
sehuldens  eines  Gesamtschnldners  oder  eines  Gesamtgläubigers, 
der  Kündigung  oder  Mahnung  des  Anbietens  der  Leistung,  des 
zvriselien  einem  Geeamtgl&abiger  und  dem  Schuldner  oder  %m- 
sehen  dem  GUnbigw  und  einem  Gesamtschuldner  ergangenen 
reehtskrttfdgen  Urteiles;  Wirkung  der  Uebertragung  d«r  Forde- 
rung von  Seiten  eines  Gesamtglliubigers ,  Wirkung  der  in  dear 
Person  eines  Gesamtgläabigen  oder  eines  Gesamtschuldners  ein- 
getretenen Erlöschungsgrundes  der  Forderung;  Regress-  und 
Ausgleichungspflicht).  Hieran  schliesscn  sieb  Vorschriften  über 
^^chuldverhiiltnis.se  auf  eine  unteilbare  Lcislunir  im  Falle  des 
Vorhandenseins  mehrerer  Gläubiger,  bezw.  Schuldner  339 
bis  341j. 

Der  zweite  Abschnitt  enthalt  im  1.  Titel  allgemeine 
Vorschriften  für  SelmldyerliUtBisse  aus  Bechtsgesehfifteii 
unter  Lebenden «  in  19  weiteren  Titeln  die  Yorscbriften  f&r 
einselne  Bechtsgescbafte.  1.  Titel:  Abgelehnt  ist  grundstttsliob 
das  Dogma  .voa  der  rechtsverbindlichen  Kraft  des  mit  dem  Ver< 
pflichtungswillen ,  aber  nicht  vertragsmässig  hingegebenen  Ver* 
Sprechens.  Das  einseitige  Versprechen  ist  nur  ausnahmsweise  in 
den  pfesetzlich  bestimmten  Fällen  verbindlich  (§§.  343,  344). 
Unter  der  llebersdirift  „Oerrenstand  der  Verträge'  (§§.  344—358) 
folgen  die  Vorschriften  über  das  Erfordernis  der  Bestimmtheit  der 
Leistung,  ferner  über^ie  Nichtigkeit  eines  Vertrages,  welcher  auf 
eine  unmögliche,  gesetzlich  verbotene  oder  gegen  die  guten  Sitten 
▼erstosswde  Leistung  gerichtet  ist.  Der  Yertragschliessende, 
welcher  die  Unmöglichkeit  oder  die  Yerbotswidrigkeit  der  Leistung 
kannte,  haftet  dem  anderen  for  das  negative  Interesse.  Nichtig 
ist  jeder  über  die  Erbschaft  eines  wenn  auch  unbestinnnton 
Dritten  vor  dem  Tode  des  Erblassers  geschlossene  Vertrag,  nichtig 
der  Vertrag,  durch  welchen  Jemand  sein  künftiges  Vermögen 
einem  Anderen  zn  übertragen  oder  den  Niessbrauch  daran  zu 
bestellen  sich  verpflichtet;  der  entsprechende  Vertrag  üb*  i  das 
^gegenwärtige  Vermögen  bedarf  der  gerichtlichen  oder  nolaricllen 
Form.  Der  gleichen  Form  bedarf  der  Vertrag,  durch  welchen 
Jemand  zur  Uebertragung  des  Eigentumes  an  nnem  Chrnndstücke 
sich  verpflichtet;  d^  ohne  Beobachtung  der  Form  geschlossene 
Vertrag  erlangt  durch  die  Auflassung  und  die  Eintragung  des 
Erwerbers  in  das  Grundbuch  nach  seinem  ganzen  Inhalte  Gültig* 
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keit.    Unbeschadet  der  reichsgesetzlichen  Vorschriften  über  den 
Wuclicr  ist  die  Zinsfreiheit  anerkannt:  nur  die  im  voraus  ge- 
troffene Abrede,  dass  fällig  werdende  Zinsen  iui  Falle  der  Nicht- 
zahlung wieder  Zinsen  tragen  sollen,  ist  nichtig.    Der  Unter- 
abschnitt , Inhalt  der  Schuldverhältnisse  auü  Vertrügen"  (§§.359 
bis  869)  stellt  an  die  Spitze  den  Qiundsatz:  Die  aus  einem  Ver- 
trage fliessenden  Verpflichtungen  sind  durch  die  Bftoksieht  auf 
Trene  und  Glauben  behemclit.  Wegen  Kiebterfüllung  des  Ver* 
träges  von  einer  Seite  ist  der  andere  Teil  nicht  berechtigt  mm 
einseitigen  Rücktritt ,  wenn  nicht  durch  Gesetz  oder  Bechts- 
gesch&ft  ein  Anderes  bestimmt  ist.  Es  folgen  die  Vorscbriften 
über  das  Fixgeschäft,  über  den  gegenseitigen  Vertrag;  Regel 
Verpflichtung  zur  Erfüllung  Zug  um  Zug;  Zulttssigkeit  der  Klage 
auf  Verurteilung  zur  Erfüllung  Zug  um  Zug,  sowie  der  Klage 
des  in  concreto  vorleistungsptiicliligen  Teiles  auf  Verurteilung 
des  in  Annahmeverzuir   gekommenen    anderen  Teiles   zu  der 
diesem    obliegenden    Li  istung    nach   Empfang    der  demselben 
gebührenden  Leistimg ,  mit  entsprechender  Bestimmung  für  die 
Zwangsvollstreckung;  exceptio  non  impleti  und  non  rite  impleti 
contractus.    Bestimmung  über  die  l^agung  der  Gefahr  bei 
dem  gegenseitigen  Vertrage:  Der  infolge  eingetretener  ünmSg* 
lichkeit  der  Ldstung  beireite  Schuldner  hat  kein  B.  auf  die 
Gegenleistung»  im  Falle  teilweiser  ünmdglichkeit  der  Gl&ubiger 
das  E.  verhältnismässiger  Hinderung  der  Gegenleistung  (§§.  368^ 
§,  463).    Wird  die  Leistung  infolge  eines  von  dem  Glttubiger 
zu  vertretenden  Umstandes  oder  nach  Eintritt  des  Verzuges  des 
GlUubigcrs  unmöglich,  so  behält  der  Schuldner  das  K.  auf  die 
(regenleistuQg,   abzüglich  des  Wertes   der    vom  Schuldner  er- 
sparten Aufwendungen  und  zatretfendenfalls  des  Erwerbes,  welchen 
der  Schuldner  infolge  Freiwerdung  seines  Arbeitsvermögens  durch 
anderweite  Verwertung  desselben  gemacht  oder  zu  machen  bös- 
willig unterlassen  hat.  Schliesslich  ist  für  den  Fall,  dass  die 
Leistung  aus  einem  gegenseitigen  Vertrage  infolge  eines  Tom 
Schuldner  zu  Tertretenden  Umstandes  unmbglieh  geworden  ist, 
dem  Gläubiger  das  B.  beigelegt,  anstatt  der  Geltendmachung 
des  Schadensersatzes  wegen  NichteritUlung  Tom  Vertrage  znrtlck- 
zutreten  (Wirkung  die  gleiche,  wie  bei  Ausübung  des  vorbehal- 
tencn  Kücktritts  K.);  das  gleiche  R.  hat  solchenfalls  der  Glttubiger 
bei  Eintritt  teilweiser  Unmöglichkeit,  wenn  der  nicht  unmöglich 
gewordent;  Teil  für  ihn  kein  Interesse  hat ,  so\vi<'   wenn  die 
Leistung  infolge  des  Verzuges  des  Schuldners  für  ihn  kein  Inter- 
esse hat.  Die  Vorschriften  über  Gewährleistung  des  veräusserten 
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R.  und  wegen  Mängel  der  veräusserton  Sache  (abgesehen  von 
aansheren)  basieren  wesentlich  auf  gemeinrechtlichen  Prinzipien 
We  (§§  870-380)  beruhen  auf  dem  Rechtsver^ehaffung!-" 
prinap,  modifiziert  durch  de«  Grundsatz,  dass  der  Erwerber 
Sehadensersate  wegen  Nichterfüllung  regelmässig  erst  fordern 
T^'iJ^^'       »«*ten  »18  mit  Erfolg  geltend  gemacht 
anzoGehen  ist.   Beeondere  Bestimmungen  in  Ansehung  der  Ver- 
TlT^  r'""  Forderungen  (§§.  298-800)  und  der  Schenkung 
ii'V-   In  Ansehung  der  MSngelgewtthrpfliclit  (8§.  881—898- 
besondere  Vorschrift  für  die  Schenkung  in  §.  444)  ist  bei  Ver' 
äussernng  einer  nur  der  Gattung  nach  bestimmten  Sache  dem 
i^in^rber  ausser  dem  R.  der  Wandelung  und  der  Minderung 
auch  das  R.  beigeleprt ,  die  Lieferung  einer  mangelfreien  Sache 
an  Stelle  der  mangelhaften  zu  fordern.   Die  Wirkung  der  Wande- 
lung bestimmt  sich  nach  den  Vorscbrilten  über  den  RücktriU 
▼Om  Vertrage  (s.  u.).    Die  anschliessenden  Vorscbriffr^n  über 
MtogelgewÖir  heim  Handel  mit  Haustieren,  d.  h.  Pferden.  E.eln 
/fi«  ^  Maultieren,  Bindvieh,  öchafen  und  Schweineu 

m-        411)  folgen  dem  deutschreehtlidiea  Prinzip:  Haftung 
je  nur  für  bestimmte  8<>gen.  Hauptmüngel  innerhalb  der  be- 
stimmten Gewährfrist;  .nur  Wandelung,  nicht  Minderung«.  Bs 
tolgen  die  Voi-schriften  über  das  »Versprechen  der  Leistung  an 
emen  Dritten«  (pactum  in  favorem  tertii.  §§.  412-416):  wenn 
in  einem  Yerhnge  von  dem  einen  Vertragschlie.ssenden  eine 
iieistung  an  einen  Dritten  ver.sproehen  wird,  erwirbt  der  Dritte 
Aierdurcb  unmittelbar  den  Anspruch  auf  die  Leistung  gegen 
aen  Versprechenden,  sofern  nach  dem  Vertrage  diese  Berechti- 
gnng  des  Dritten  gewollt  ist;  auch  der  Promissar  kann  die  Be- 
Wirkung  der  Leistung  an  den  Dritten  verlangen,  wenn  nicht  ein 
Anderes  bedungen  ist.  Der  Dritte  kann  durch  ErUärung  gegen- 
über dem  Promittenten  das  Porderungs-R.  znrackweisen ,  mit 
rückwirkender  Kraft.  Des  weiteren  folgen  die  Vorschriften  Über 
Daraufgabe  (VII.  §§.  417-419).  Konvenldcmalstrafe  (§§.420  bis 
425)  und  über  den  (vorbehaltenen)  Rücktritt  vom  Vertrage 
(§§.  420^486).    Der  Rücktritt  vollzieht  sich  durch  Erklltning 
des  Berechtigten  gegenüber  dem  anderen  Teile  unwiderruflich, 
mit  der  Rechtswirkung,  dass  die  Vertragsehliessenden  unterein- 
ander (obligatorisch)  so  berechtigt  und  verpflichtet  sind,  wie 
wenn  der  Vertrag  nicht  geschlossen  worden  wäre;  selbständige 
^nrede  aus  dem  Bücktritt  gegen  Inanspruchnahme  aus  dem 
Vertrage. 

Die  besonders  normierten  Schuldverhiltnisse  aus  Rechtsge- 
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Schäften  sind  die  folgenden:  Tit.  2  Schenkurij,'  437—452). 
In  Ansehung  der  Form  sind  die  7.we\  selbständigen  Vorschriften 
j^egelien :  Der  Vertrag,  durch  wclcheii  Jemaud  sich  verpflichtet, 
einem  Andern  etwas  schenkungsweise  m  leisten,  ist  nur  p^ültig, 
wenn  das  Versprechen  in  gerichtlicher  oder  iiotai-icUer  Form  er- 
klärt ist  (Annahme  formfrei).   Die  durch  V«rftnssemng,  d.  h. 
äurtk  Absehloss  des  entspreehenden  dinglichen  Vertrages  voll« 
sogeue  Sehenkung  (nicht  die  behufs  ErfGtUung  des  wegen 
Fonnmangels  nichtigen  Versprechens  bewirkte  Ldstang)  ist  audi 
ohne  Beobachtung  der  Form  gültig.  Tit  8  Darlehen  (§g.  458 
bis  458).  Tit  4  Kauf  (§§.  459—469).  Der  VerUufer  trSgt  die 
Gefahr  sowie  die  Lasten  des  Verkauften  bis  zur  Uebergabe  an 
den  Käufer;  1>is  dahin  gehören  dem  Verkäufer  die  Nutznngeq. 
Diese  Wirkungen  treten  bei  dem  Verkaufe  eines  Grundstückes, 
wenn  dio  Eintragung  des  Eigentumsübergangos  in  das  Grund- 
buch vor  der  Uebergabe  erfolgt,  schon  mit  dem  Zeitpunkte  der 
Eintragung  ein.    Wenn  der  Verkäufer  die  verkaufte  Sache  auf 
Verlangen  des  Käufers  an  einen  audcreu  Ort  als  denjenigen  ver- 
sendet, an  welchem  dieselbe  nach  dem  Vertrage  zu  übergeben 
ist,  trägt  der  Eftufer  die  Gefahr  von  dem  Zeitpunkte  an,  in 
weldiem  dw  Verkaufer  die  Sache  der  sur  Aosf&hrung  des  Trans- 
portes bestimmten  Person  ausgeliefert  bat  Kauf  nach  Probe 
oder  Muster  (g.  470);  Kauf  auf  Besicht  oder  Probe  (§§.  471 
bis  473);  Kauf  mit  Vorbehalt  eines  besseren  Gebotes  (§9.  474, 
475);  Vorbehalt  des  Wiederkaufes  (§§.  476-480) ;  obligatorisches 
Vorkaufsrecht  (§§.  481—487:  ein  gesetzliches  Vorkaufsrecht  nicht 
statuiert).  Erbschaftskauf  (§§.  488— 501) :  Vertrag,  dessen  Gegen- 
stand die  VerSussorung  einer  dem  Verkilufer  angefallenen  Erb- 
schaft oder  die  WeiterveränsserTTig  einer  veräusserten  Erbschaft 
ist.  Die  Vertragschliessenden  werden  untereinander  (obligatorisch) 
so  berechtigt  und  verpflichtet,  wie  wenn  nicht  der  Veikiiufer, 
sondern  der  Käufer  Erbe  geworden  wäre.    Tausch  (§.  502). 
Tit  5  Miete  und  Pacht  (§§.  503—548).  Es  gilt  der  Grundsatz 
»Kauf  bricht  Miete* ;  das  Mietrecht  (an  Grundstücken)  ist  nicht 
eintragungsf^g.  Wenn  bei  Vermietung  eines  Grundstückes  nach 
Ueberlassung  desselben  an  den  Mieter  das  Bigoitum  an  dem 
Grundstücke  von  dem  Vermieter  auf  einen  Dritten  übertragen 
wird,  so  ist  der  Dritte  verpflichtet,  den  vertragsmässigen  Ge- 
brauch des  Grundstückes  durch  den  Mieter,  sowie  die  Vornahme 
der  dem  Vermieter  gegen  den  Mieter  obliegenden  Handlungen 
(z.  B.  Reparaturen)  noch  .so  lange  zu  gestatten,  bis  nach  der 
Aufforderung  des  Dritten  an  den  Mieter  zur  Käumung  die  ge- 
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setzliche  Kündigungsfrist,  event.  die  küraere  Tertragsmässige 
Kündigangsfrist  verstrichen  ist :  auf  die  Räumimgsauff orderung 
hin  kann  Mieter  von  dem  Vertrage  sofort  für  die  Zukunft 
zurücktreten.  Entsprechende  Vorsorge  für  den  Mieter  ist  ge- 
troften,  wenn  ein  "Dritter  ein  anderes  den  vertragsmässigen  Ge- 
brauch des  Gruauctückes  durch  den  Mieter  ausschliessendes  R, 
dureh  ein  Rechtsgeschäft  des  Vermieters  erworben  bat.  Ffir  die 
Miete  überhaupt  ist  weiter  bestimmt:  wenn  der  Dritte,  welcher 
durch  Becfatsgeschilft  des  Vermieters  ein  den  Terkragsmtasigen 
Gebrauch  des  Mieters  avnchliessendes  R.  an  der  Sache  erwirbt, 
dem  Vermieter  sich  TertragsrnSssig  yerpflichtet  hat,  für  die 
spUtere  Mieiadt  die  Verpflichtungen  des  Vermieters  gegenüber 
dem  Mieter  zu  erfüllen,  so  gilt  dies  als  Versprechen  zu  Gunsten 
des  Mieters  (§§.  412 — 416)  dergestalt,  dass  die  unmittelbare  Be- 
rechtigung des  Mieters  gegenüber  dem  Dritten  und  die  Ent- 
stehung dieses  R.  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  der  Dritte 
das  R.  erworben  hat,  als  gewollt  aiv/.usehen  ist.  Tit.  (>  G  e  b  r  a  u  e  h  s- 
leihe  (5;^;.  5  i9— 558).  Tit.  7  Dienst  vertrag  und  Werkvertrag; 
MUklervertrag  (§§.  559—580).  Tit.  8  Auslobung  (§§.  581-584: 
der  Auslohende  wird  durch  sein  einseitiges,  öffentlich  bekannt 
gemachtes  Versprechen  verpflichtet).  Tit.  9  Auftrag  (§$.  585 
his  604),  Tit.  10  Anweisung  (§§.  605-618).  Tit.  11  Hinter- 
legungsvertrag  (§§.  614^625).  Tit.  12  Einbringung  von  Sachen 
l'ei  Gastwirten  (§g.  626,  627).  Tit.  13  Gesellschaft  e§§.  ö28  bis 
648),  konstruiert  auf  gemeinrechtlicher  Basis  (societas).  Es 
kann  aber  bei  einem  Gesellschaftsvertrage  zum  Zwecke  der  Be- 
treibung eines  Erwerbspeschüftes  von  den  Gesellschaftern  die 
Anwendbarkeit  dr-r  für  die  otfene  Handelsgesellschaft  geltenden 
Vorschriften  vereinbart  werden;  solchenfalls  werden  alle  auf  die 
oüeue  Handelsgesellschaft  sich  beziehenden  Vorschriften  anwend- 
bar. Tit.  14  Leibreute  660—663).  Tit.  15  Spiel  und  Wette 
(begründen  kein  Schuldverhaltnis,  §§.  664,  666).  Tit.  16  Ver- 
gleich (8§,  666,  667).  Tit  17  Bürgschaft  (§§.668— 680).  Tit.  18 
Verpfiindungsvertrag  (§§.  681 , 682).  Tit.  19  SchuldTer spr ec h en 
(§§.  688,684).  Das Tcrtragsmlssige  abstrakte  Schuldversprecben 
(Vereprechen  einer  Leistung  oder  Anerkenntnis  der  Verpflichtung 
zu  einer  Leistung)  ist  nur  gültig,  wenn  das  Schuldversprechen 
von  dem  Schuldner  in  schriftlicher  Form  erteilt  ist.  Die  An- 
lechtung  des  Scbuldversprechens  findet  statt  nach  Kondiktions- 
grundsätzen. Die  Kondiktionslage  erzeugt  eine  selbsUlndige, 
unverjährbare  Einrede.  Condictio  indebiti  ist  begründet,  wenn 
die  Urkunde  lediglich  in  der  irrtümlichen  Voraussetsung,  dass 
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eine  Verbindlichkeit  zu  der  versprochenen  Leistung  oder  tlie  an- 
erkannte Verbindlichkeit  bestehe,  erteilt  ist.  Tit.  20  Schuld- 
verschreibungen auf  Inhaber  (§§.685—703).  Verpflichtung 

des  Ausstellers  durch  sein  einseitiges,  in  der  Schuldverschreibung 
enthaltenes  Versprechen  ;  Erlöschen  der  Verj^tlicbtung  durch  Ab- 
lauf von  Präklusivfristen;  materielles  Aufi^ebotsrecht ;  Umschrei- 
bung auf  den  Namen  eines  bestimmten  Berechtigten  findet  nur 
durch  den  Aussteller  statt.  Schuldverschreibungen  auf  Bezah- 
lung einer  bestimmten  Geldsumme  an  den  Inhaber  dürfen  nur 
mit  Staatsgenehmigung  ausgestellt  und  in  Verkehr  gebracht 
werden* 

Nach  dieser  üebersicht  und  manche  in  den  modernen  G.B. 
behandelten  rechtsgeschttftlichen  SohnldTerhXltnisse  in  dem  E. 
nicht  geregelti  teils  ans  besonderen  Gründen,  tdls  im  Hinblick 

auf  den  Gnindsatz  der  Vertragsfreiheit,  wonach  die  Parteien 
ihre  Verkehrsbeaiehungen  nach  ihrem  Ermessen  mit  obligatori- 
scher Wirkung  unter  sich  bestimme  können,  soweit  nicht  ab- 
solute Vorschriften  entgegenstehen. 

Der  dritte  Abschnitt  enthält  allgemeine  Rechtsnormen 
über  Schuldverhjiltniss©  aus  unerlaubten  Handlungen  und 
speziell  über  einzelne  unerlaubte  Handlungen.  Prinzipiell  ist 
bestimmt:  Wer  dnrdi  eine  ans  Vorsatz  oder  Fahrlässigkeit  be- 
gangene widerrechtliche  Handlang  (Thnn  oder  Unterlassen)  einem 
Anderen  einen  Schaden  safBigt,  dessen  Entstehung  er  Toraas> 
gesehen  hat  oder  voranssefaen  mnsste,  ist  dem.  Anderen  zum  Er- 
sätze des  durch  die  Handlung  rerursachten  Sehadens  yerpflichtet, 
ohne  Unterschied,  ob  der  Umfang  des  Schadens  vorauszusehen 
war  oder  nicht  (§§.  704—737).  Hat  Jemand  aber  aus  Vorsatz 
oder  Pahrhlssigkeit  durch  eine  widerrechtliche  Handlung  das 
(subjektive)  Ii.  eines  Anderen  verletzt  (z.  B.  Leben,  Körper,  Ge- 
sundheit, Freiheit,  Ehre),  so  ist  er  den  durch  die  Rechtsverletzung 
dem  Anderen  verursachten  Schaden  diesem  zu  ersetzen  verpflichtet, 
auch  wenn  die  Entstehung  des  Schadens  nicht  vorauszusehen 
war.  Als  widerreehtUeh  gilt  auch  die  kraft  der  allgemeinen 
Freiheit  an  sich  erlaubte  Handlung,  wenn  sie  dnem  Anderen 
zum  Schaden  gereicht  und  ihre  Vornahme  gegen  die  guten 
Sitten  verstÖBSt.  Gründe  der  Ausschliessung  der  Haftung  u.  A.: 
entschuldbarer  Irrtum  über  Erlaubtheit  der  Handlung;  man- 
gelnder Vernunftgibrauch,  wofern  der  Zustand  nicht  durch  selbst« 
verschuldete  Betrunkenheit  herbeigeführt  war ;  Kindesalter;  wer 
nach  zurückgelegtem  7.,  vor  vollendetem  18,  Ijebensjahr  eine 
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onerl&ubte  Handlung  begdit,  ist  för  den  entstandenen  Schaden 
nidht  verantwortlicbi  wenn  er  bei  Begdinng  die  znr  Erkenntnis 
der  Verantwortlichkeit  erforderiiehe  ISnsicht  nicht  besass.  Be- 
sondere Vorschriften  sind  gegeboi  fiLr  Tötung,  EOrperTerletanng, 

Freiheitsentziehutig,  Beschädigung  durch  Herauswerfen,  Axa- 
giesspn,  Herabfallen  von  Sachen,  Beschädigung  durch  Tiere,  Be- 
schädigung infolge  fehlerhafter  Beschaffenheit  eines  GcbSudes  etc., 
Verletzung  der  Amtspflicht.  Im  Falle  der  Körperverlot/ung  und  { 
Freiheitsentzieliung,  sowie  einer  Frau,  gegen  welche  durch  Voll- 
ziehung des  Beischlafes  eine  der  im  R.Str.G.B.  §§.  176,  177, 
179,  182  bezeichaeteu  Haudlungeu  begangen  int,  kann  auch 
w^en  eines  ander»  als  eines  YermSgeniHichadeiui  nach  frdem 
Ermessen  eine  billige  Ikitaobädigung  zugesprochen  werden. 


1 


Der  vierte  Abschnitt  enlMlt  die  Vorsohrifben  über 
einzelne  SehvldTerhältnisse  ^«s  anderen  OrÜndea*'.  Tit.  1. 

Bereicherung,  d.  h.  Rückforderung  einer  Leistung  wegen  ungerecht- 
fertigter Bereicherung  (§§.  737—748),  a)  Leistung  einer  Nicht- 
schuld (condictio  indebiti) :  Nicht  der  Rückfordernde  hat  den 
Irrtum  über  den  Bestand  der  Verbindlichkeit,  sondern  der  Em- 
pfänger die  Kenntnis  des  Leistenden  vom  Nichtbestand  der 
Schuld  zu  beweisen,  b)  Nichteintritt  des  bei  einer  Leistung 
vorau^esetzten  künftigen  Ereignisses  oder  rechtlichen  Erfolges 
(condioäo  ob  causam),  c)  Wegfall  des  Beehtsgrondes  ein«r  Leistung 
(cond.  ob  causam  finitam).  d)  Verwerflicher  Empfang  (cond.  ob 
turpem  causam),  e)  Sonstiges  grandioses  Haben  (cond.  sine  cansa). 
Xäne  besondere  Klage  aus  nütslicher  Verwendung  oder  actio  de 
in  rem  vei  so  gibt  es  daneben  nicht. 

Tit.  2.  Geschäftsführung  ohne  Auftrag  (§§.  749-761): 
subjektives  Prinzip  massgebend  für  Frage,  ob  das  negotium  utiliter 
geführt  worden,  jedoch  mit  Vermutung,  dass  der  Geschäftsberr 
gebilligt  haben  würde,  was  ein  ordentlicher  Hausvater  für  ange- 
messen hätte  erachten  müssen.  Die  Vorschriften  über  negotiorum  \ 
gestio  finden  keine  Anwendung,  wenn  Jemand  in  der  Meinung, 
sein  eigenes  Geschäft  za  besorgen,  handelte,  sowie  wenn  Jemand 
ein  fremdes  Geschftft  in  rechtswidriger  Absiebt  als  eigenes  be- 
handelt Ersterenfalls  haben  GescbfiftsfOhrer  und  Geschftftsharr 
gegen  einander  die  condictio  sine  causa,  im  sweiten  Falle  haftet 
der  Geschäftsführer  nach  üeliktsgrundsätzen.  Ii 

Tit.  3.  Gemeinschaft  (communio  incidens  §§.  762-^773). 
Eine  Vereinbarung  über  Ausschluss  der  Anflipbung  der  Gemein- 
schaft wirkt  jedenfalls  nicht  über  dreissig  Jahre;  jede  derartige 
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Verabredung  tritt  in  Ermangelung  anderer  Vereinbarung  mit  dem 
Tode  eines  Teilhabers  ausser  Kraft ;  eine  solche  ist  auch  im  Falle 
des  Konkurses  über  das  Vermögen  eines  Teilhabers  für  den 
Eonkarsverwalter  nicht  bindend.  Kein  konstitntiyes  Teilnngsr 
urteil;  die  Aufhebung  der  Gemeinsdiafb  erfolgt,  wenn  der  ge> 
meioBchaftliche  Gegenstand  ohne  Minderung  seines  Wertes  in  so 
viele  gleichartige  Teile  sieh  zerlegen  tttsst,  dass  jeder  Teilhaber 
ednen  seinem  Anteil  entsprechenden  Teil  erhalten  kann,  sowie 
unter  entsprechender  Yoraussetanng,  wenn  mehrere  gleichartige 
und  gleichwertige  Gegenstände  gemeinschaftlich  sind,  durch 
Teilung  in  Natur,  sonst  durch  Verkauf  und  Teilung  des  Er- 
löses. Jeder  Teilhaber,  welcher  gegen  einen  andern  einen  in  der 
Gemeinschaft  sieb  gründenden  Anspruch  liat ,  kann  verlangen,, 
dass  die  Forderung  bei  der  Aufhebung  der  Gemeinschaft  aus 
dem  Anteile  des  Schuldners  an  dem  gemeinscbattliehen  Gegen- 
stände berechtigt  werde.  Tit.  4.  Vorlegung  (ExhibitionspÜicht, 
Edition  von  Urkunden,  §§.  774—776)  und  Offenbarung  (Mani- 
festationseid,  §.  777). 

Die  actio  PauHana  ist«  als  in  den  Bereich  der  Spezialge- 
setagebnng,  bezw.  der  Konkursordnung  gehörig,  von  der  Regelung 
durch  das  B.0.B.  ausgeschieden. 


in.  Buch.  Sachenrecht. 

(§.  778-1226.) 

Das  Sachenrecht  zerfällt  in  neun  Abschnitte:  Allgemeine 
Vorschriften ;  Besitz  und  lubabung ;  AUgem.  Vorschriften  über 
H.  an  Omndstttcken ;  Eigentum  ;  Vorkaufb-R.  an  Grundstücken  ^ 
Erbbau-B.;  Dienstbarkeiten;  Reallasten;  Pfand-B.  und  Grund- 
schuld.  Der  Inhalt  der  einzelnen  Abschnitte  und  bezw.  der  Tttri» 
aus  welchem  der  vierte,  der  siebente  und  der  nennte  Absduitt 
besteht,  liisst  Folgendes  unschwer  erkennen:  1.  Die  Zahl  der 
dinglichen  E.  ist  eine  geschlossene;  die  Belastung  einer  Sache 
oder  eines  K.  an  einer  solchen  mit  einem  dinglichen  R.  ist  nur 
insoweit  freigegeben,  als  das  Gesetz  die  Belastung  für  zulässig 
erklärt  (§§.  St52,  961,  966,  !t80,  1021,  1044,  1051,  1062,  1125, 
1135,  1145,  1206).  2.  Bas  Saclieii-ll.  ist  unabhängig  von  dem 
R.  der  Schuld verhiiltuisse  autgefasst.  Die  sachen rechtlichen 
Gesehllfte  sind  lediglich  nach  ihren  eigenen  Zwecken  geordnet; 
namentlich  ist  dar  dingliche  Vertrag  streng  geschieden  Yon  dem 
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874  962  988,  lOll.  1087,  1106,  1112,  U3C,  lu  '  im  iZ,' 
Der  Gro»toa  d«  V.rt,.grfteihrit  gilt       das  Saoh    E  ^ 

welches  die  Grandstiiclce  und  dia  u.  »^1  "  wnuwoncliM, 
stücke  bestehenden  ß.  oaeh,^ 

dw.^'i™!»'""'-'"  Sachen  und  awh- 

kör»«H.rV  ■^»^'■t-egriff  wird  nur  auf 

Trn  /«  V  angewendet  (§.  778).  X)och  finden  die  auf 

«Joh.  ,»  BUtt  in,  a»«adb»d,.«hdten  können,  entenrechende 

werden  d,e  yertretb«:«,  «.  779)  „ad  di.  «rtrwchbaren  be- 
sond.  s  horvorgehoben  (§.  780).   UnbewnfHd..  8«h«.  ri.d  dta 

&  u„  s  ucke  (§.  781  Abs.  1).    Der  d«  MnhemZ 

Gn^ndbuc^es  gc-wonnen  (§.  787,.    Bezfigllcb  der  BM^MU, 
»ni«r  bacbe  weiden  die  wesentlichen  (SS.  782-  784  78fi1 

«>ti»<m  fl^!.  7'       ^   gegfnubprgestollt.    An  den 

««MMl  findet  ein  von  der  Sache  im  Ganzen  abcasonde,  tcs  R 
(8  782).  Wdter  werden  Be,,t,™,o„„;e„  u  "^as 
ZuMiörwhUt».  gegeben  (§.  789-791),  di,  Begriffe  .Früchte' 
und  Nutenng«'  UugwWlt  (§.  792,  7Ü3>  m,d  die  GrundsBtze 
tu.  d  e  Ause.Dand«»rtmng  mg«,  d«  FMchte  »wie  der  Lasten 
Ve  nfl  f Ber«htigte,  h»w. 

f    .  ■  v  i'-  ä«»  di«a*g«i. 

eines  dinglich  Bereobtigten  zur  Verfügung  über  daa  B.  dnrob 
^tsgeschWt  mit  Wirkung  gegen  Dritt,  nicht  aai«Mddo«a. 
"«den  kann  (§.  796). 

In  dem  zweiten  Abschnitte,  Besitz  inid  Jnhabimi', 
«•"m  »«*  nrei  Tale  mtnwheiden,  von  welchen  der  eine  mit 
Oer  Erwetbnng  nnd  dem  Terloite  de«  BMitKs  sich  befasst,  der 
andere  den  poamagoiiseheD  Scfanti  mm  Gegenstände  hat.  Di, 
ui  dem  ersten  Teile  enthaltenen  Yorgdlriften  (§8.  797—818) 
aienen  dasn,  die  Toraassetzong  des  Beeitut  btnutelleo,  an 
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welche  die  Normen  des  Tiertoi  Absehnittee  Uber  Tertragsmftssige 
Eigentomsilbertragung,  Enitsiing,  Frochterwerbi  Tindikation  etc. 
anknüpfen.  Unter  Besite  verstellt  E.  die  Inbabong  einer 
Sache  mit  dem  Willen  des  Inhabers,  die  Sache  als  die  seinige 
SU  haben  (§.  797).  Der  blosse  Inhaber  vertritt  den  Besitzer  in 
der  Ausübung  der  thatsächlichen  Gewalt.  Die  Vorschrifteu, 
welche  den  siweiten  Teil  bilden  (§§.  814 — 824),  gevrtthren  den 
possessorischen  Scbuiz  dem  Inhaber  als  solchem,  und  zwar  auch 
gegeniiV)er  dem  Besitzer,  gleichviel  ob  eine  bewegliche  Sache  oder 
ein  Grundstück  Gegenstand  der  Inhabung  ist.  Der  Begrili  der 
Inhabung  (der  thatsächlichen  Gewalt  über  die  Sache)  wird  ge- 
setzlich nicht  näher  bestimmt.  Die  Erörterung  der  Frage  nach 
dem  Ii.  jur  Inhabung  und  die  Geltendmachung  von  Schadens- 
ansprüchen ist  im  Possessorium  ausgeschlossen.  Auf  diesen  Teil 
folgt  noch  eine  Yorschrifi;,  durch  wdche  za  Gunsten  desjenigen, 
dem  eine  Sadie  ans  dem  Besitze  gekommen  oder  ehrend  des- 
selben besflihttdigt  ist,  eune  Beehtsrermutung  for  die  hierdurcb 
ihm  zugefögte  Yermögensremiinderung  und  deren  Umfang  ge- 
setzt wird  (g.  825). 

Der  dritte  Abschnitt,  Rechte  an  Grundstueken,  enthalt 

die  allgemeinen  Vorschriften  des  Grundbuch-R. ,  soweit  nicht 
dessen  Gestaltung  als  dem  Verfahren  angehörig  der  Grundbuch- 
ordnung vorbehalten  ist.  An  die  S2)itze  gestellt  sind  zwei  Sätze, 
welche  dem  Gedanken  Ausdruck  geben,  dass  die  Richtigkeit  des 
Grundbuchinhalte.s  zu  vermuten  ist  S2G — 827).  Sodann  wird 
das  materielle  Konsensprinzip  (Prinzip  des  dinglichen  Vertrages) 
und  das  Eintragungsprinzip  zur  Geltung  gebracht  (§§.  828—836). 
Die  Regel  ist:  Zur  reobtsgeschttftlichen  Erwerbung  eines  R.  an 
einem  Grundstücke  ist  Vertrag  und  Eintragung  in  das  Grund- 
buch erforderlich  (§.  828  Abs.  1).  Der  Vertrag  ist  abstrakter 
Natur  (§.  829);  er  muss  die  Erklärung  des  eingetragenen  Be- 
rechtigten, dass  derselbe  die  Eintragung  der  ßechtsänderung 
bewillige,  und  die  Annahmeerklärung  des  anderen  Teiles  ent- 
halten b2S  Abs.  2).  Das  Eintragungs-  und  Konsensprinzip, 
welches  hier  für  die  Fülle  der  Begründung,  dei-  Uebertragung 
und  der  Belastung  geregelt  ist,  wird  in  den  folgenden  Abschnitten 
auch  auf  die  Authebung  der  eingetragenen  R.  mittels  Rechts- 
geschftftes  angewendet.  Die  Aufhebung  wird,  von  der  Hypothdc 
und  der  Grundschuld  abgesehen,  durch  die  einseitige  Verzichtr 
erklarung  des  Berechtigten  gegenüber  besw.  yor  dem  Grundbuch- 
amte und,  wenn  auf  das  lägentum  yerucbtet  wird,  durch  die 
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Eintragung  der  Erklärung,  wenn  auf  ein  anderes  R.  verzichtet 
wird,  durch  Löschung  desselben  im  Grundbuche  bewirkt  (§§  872, 
960,  977,  1015,  1048,  1061).  Die  Verzichterklärung  unterliegt 
im  allgemeinen  den  Bestimmnnpien,  welche  in  den  §§.  829  —  833 
für  die  Eintragungsbewilligung  gegeben  sind  (J?.  834).  Hierbei 
sei  zugleich  darauf  hingewiesen,  dass  die  Einseitigkeit  des  Ver- 
zichtes auch  für  die  Aufhebung  von  B.  an  beweglichen  Sachen 
gilt  und  dass  der  Verziclit  auf  den  Niessbrauch  und  das  Pfand-R. 
in  seiner  Wirksamkeit  von  einer  Rückgabe  der  Sache  an  den 
Eigeutttmer  niobt  abhängig  ist  (§.  1016  Abs.  2,  g.  1189).  Bnrcb 
die  Verdnigung  des  Eigentames  und  eines  anderen  B.  an  einan 
GmndstiLeke  in  deirselben  Person  wird  dieses  B.  niclit  ange- 
hoben (§.  835). 

Ein  weiteres  Grundprinzip  des  E.  ist  der  Grundsatz  der 
Publizität  (im  materiellen  Sinne),  des  öflfentlichen  Glaubens  des 
Grundbuches  (§§.  837-839).  Vermöge  dieses  Prinzipes  gilt  bei 
dem  durch  Rechtsgeschäft  oder  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
oder  des  Arrestes  sich  vollziehenden  Erwerbe  eines  R.  an  einem 
Grundstücke  oder  einem  eingetragenen  R.  zu  (iunsten  des  Er- 
werbers der  Inhalt  des  Grundbuches  als  richtig,  ein  aus  dem 
Buche  nicht  ersieh tliches  Verausserungsverbot  im  Sinne  des  §  107 
als  nioht  bestehend,  sofern  nicht  der  Erwerber  die  Tbatsaeben 
gekannt  hat,  ans  welchen  sich  die  Unrichtigkeit  des  Buches  oder 
das  Yerftnsserungs verbot  ergibt  (§.  887).  Bas  Prinzip  schützt 
auch  die  Bechtsgesch&fle,  welche  von  oder  gegenüber  dem  Ein- 
getragenen vorgenommen  werden  (§.  838).  Der  Verletzte  hat 
einen  Anspruch  nur  gegen  den  unrichtig  Eingetragenen  (§.  839). 

Die  Rangordnung  mehrerer  gegen  den  Eigentümer  oder 
dessen  Rechts  Vorgänger  eingetragenen  R.  bestimmt  sich  nach  dem 
Datum,  bezw.  der  Reihenfolge  der  Eintragungen  (§.  840).  Das 
bestehende  Rangverhilltnis  kann  nur  durch  einen  Vertrag,  welcher 
von  denjeuigt  n ,  für  deren  R.  der  Rang  geändert  werden  soU, 
den  etwaigen  Zwischenberechtigien  und  dem  Eigentümer  des 
Grundstückes  zu  sohliessen  ist,  und  durch  Eintragung  geändert 
werden  (§.  841).  Der  Eigentümer  kann  bei  der  Belastang  des 
Grundstückes  dem  jeweiligen  Eigentümer  die  Befcignis  Torbehalten, 
sp&ter  ein  B.  mit  dem  Bange  vor  dieser  Belastung  eintragen 
voL  lassen  (§.  812) 

Ist  das  Grundbuch  unrichtig,  so  steht  dem  dinglich  Be- 
rechtigten, welcher  durch  die  unrichtige  Eintragung  oder  Löschung 
beeintriichtigt  ist,  ein  Ansjjruch  auf  Richtigstellung  des  Buches 
gegen  den  Gegenbeteiligten  zu  (§.  843).  Zum  Schutze  dieses 
OMrtMiMatt  ite  »tdtbnnammauSt.  TIL  Bud.  19 
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Anspruches  kann  ciiio  Vormerkung  in  das  Qrandbucli  eii^etragdn 
werden  (§§.  844,  845),  Eine  Vormerkung  zum  Schutze  persön- 
licher Ansprüche  auf  Eintra<]fUTig  findet  nicht  statt. 

Die  Vtrjabiung  von  Ansprüchen,  welche  sich  in  vorgemerkten 
oder  eingetragenen  K.  gründen,  ist  im  allgemeinen  ausgeschlossen. 
Die  Ansprüche  auf  Schadensersatz  oder  auf  Ruckstände  wieder- 
kehrender Leistungen  sind  verjährbar  (§.  847). 

Der  vierte  Abscbnitt  regelt  in  fttnf  Titeln  daa  Eigem- 
tvnk  Li  dem  1.  Titel,  Inhalt  und  Begrenzung  des  Eigentomes, 
werden  die  Befognisse  des  Eigentümers  dem  Eigentamsb^riffe 
entsprechend  hervorgehoben  (§.  848),  der  Umfang  des  Grund* 
eigemtames  bestimmt  (§.  849)  und  das  sogen.  Nadibar-B.,  soweit 
letzteres  nicht  aus  Küeksicht  auf  Bedürfiiisse  rein  lokaler  Natur 
der  Landesgesetzgebnng  vorbehalten  ist  (§.  866),  geregelt 
(8§.  850—865). 

Der  2.  Titel  betrifft  den  Erwerb  des  Eigentumes  an 
(rrundstücken  nml  rvr.ir  zuerst  den  rechtsgeschäftlichen  Erwerb, 
bezüglich  dessen  zu  lienierken  ist,  dass  der  Eigentumsübertragungs- 
vertrag (die  Auflassung)  vor  dem  Grund buehanite  geschlossen 
werden  niuss  (§.  868),  sodauu  den  Erwerb  durch  Zueignung 
(§.  872)  nnd  im  Wsge  des  Aufgebotes  (§.  873).  Die  Ersitzung 
von  Grundeigentum  ist  als  unvernnbar  mit  dem  Grundbueh- 
systeme  bezw.  als  entbehrlich  unterdrttekt.  Die  übrigen  Erwerbs- 
arten bleiben,  soweit  sie  nicht  anderen  Teilen  des  G.B.  (Familien*B.r 
Erb-B.)  angehören  oder  in  den  Bereit  besonderer  Beiehsgesetze 
(Zwangsversteigerung)  fallen ,  der  Begelung  durch  die  Landes- 
gesetzgebung nach  näherer  Bestimmung  des  Einf.-G.  vorbehalten. 

Tn  dem  3.  Titel  wird  der  Erwerb  des  Eigentumes  an  be- 
weglichen Sachen  behandelt.  Die  einzelnen  Abteilungen  sind 
überschrieben:  T.  TTebertragung  durch  Rechtsgeschäft  (§.  874 — 880). 
Erfordert  wird  ein  auf  die  Rechtsänderung  gerichteter  abstrakter 
Vertrag  unter  Uebergabe  der  Sache  (ä.  b74).  Bezüglich  des  Er- 
werbes von  einem  Kichtberechtigten  schliesst  der  E.  im  wesent- 
lichen an  die  7oraohrilben  des  H.G.B.  sich  an.  Doch  besieht 
nach  den  Besümmungen  üb^  den  Eigentnmsanspmch  die  Modi- 
fikation, dass  der  gutgläubige  Erwerber  gestohlener  oder  ver- 
lorener Sachen  einen  Lösungsanspruch  auf  Preisersatz  gegen  den 
vindizierenden  Eigentümer  hat.  II.  Ersitzung  f?^.  881—889), 
Die  Ersitzungsfrist  beträgt  zehn  Jahre.  III.  Verbindung,  Ver- 
mischung, Verarbeitung  (§§.  890—897).  IV,  Erwerb  des  Eigen- 
tumes an  Erzeugnissen  und  ähnlichen  Bestandteilen  einer  Sache 
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(SS.  688—902).  Der  redliche  Bedtxer  erwirbt  die  Fruchte  mit 
der  Trennnog.   V.  Zueignung  (§§.  903—909).   YI.  Gefundene 

Sachen  (§§.  910-928). 

In  dem  4.  Titel  wird  der  Eicrentiimsanspruch  nach  seinen 
verschiedenen  Richtnnp;en  geordnet  (§?;.  929 — 945).  Der  E.  geht 
davon  aus,  dass  das  Eigentum  wie  jedes  absolute  K.  in  sich  den 
Anspruch  auf  Herstellung  des  dem  Rechtsinbalte  entsprechenden 
Zustandes,  hier  des  Besitzstandes,  trägt  und  dass  derjenige, 
welcher  einer  solchen  Herstellung  durch  sein  Verhalten  im  Wege 
steht,  zur  notwendigen  Mitwirkung  bei  dersdben  verpflichtet  ist. 
Bei  den  Bechten  an  Sachen  ist  dieser  (rein  dingliche)  Anspruch 
der  Veijahnmg  nicht,  wie  nach  g.  154  Abs.  2  der  ähnliche 
&mUieiu«ohtliche  Anspruch,  entsogm.  Nebm  den  rein  dinglichen 
Anspruch  stellen  sich  die  Ansprache,  welche  aus  dem  rechts- 
Adrigen  Verhalten  des  unredlichen  Besitzers  oder  des  Prozess- 
besitzers sich  entwickeln.  Für  diese  Ansprüche,  welche  an  sich 
der  Beurteilung  nach  den  Vorschriften  über  Verbindlichkeiten 
aus  unerlaubten  Handlungen  oder  aus  ungerechtfertigter  Be- 
reicherung unterliegen  würden,  wird  es  nicht  lediglich  bei  den 
aus  diesen  Vorschriften  sich  ergebenden  Konsequenzen  belassen, 
sondern  werden  Besonderheiten  bestimmt  (iig.  931  ff.).  Fahr- 
lässige Unkenntnis  des  Besitzers  über  den  Mangel  in  seinem  B. 
macht  nicht  haftbar.-  THac  unredliche  und  der  Froaessbeeitzer 
werden  Teipflichtet,  für  die  Sache  und  deren  Natsbarmachung 
SU  sorgMi.  Sehliemlicb  wird  eine  publicianisehe  selbstftndige 
Becbtsposition  des  gutglftubigen  Erwerbers  einer  beweglidien 
Sache  bestimmt  (§.  945) ;  von  besonderer  Wichtigkeit  ist  die  aus 
der  Natur  dieser  Position  sich  ergebende  Folge,  dass  gegen  den 
Anspruch  eine  Einwendung  nur  einer  relativ  gleichwertigen 
Recht.sposition  entnommen  werden  kann ,  mithin  die  Berufung 
auf  das  Eigentum  eines  Dritten  ausgeschlossen  ist. 

Der  5.  Titel  regelt  das  Miteigentum  f§.  946--951)  im  An- 
schlüsse an  die  Vorschriften  über  die  üemeinschaft  762  bis 
778).  Vorausgesetzt  ist  Miteigentum  nach  Bruchteil».  Auf 
das  Miteigentum  ohne  BruchtheUe  bezieht  dieser  Titel  sich  nicht 
(vergl.  §§.  1844,  1897,  1417). 

In  dem  ftlnften  Abschnitte  wird  das  YorkaullBieolit 

an  Grundstü(;ken  als  ein  eigenes  dingliches  ß.  zugelassen  und 
normiert  (§§.  952— 960) ;  es  kann  nicht  bloss  för  eine  bestimmte 
Person,  sondern  auch  für  den  jeweiligen  Eigentümer  eines  be- 
stimmten Grundstückes,  und  zwar  nicht  nur  auf  den  nächsten 
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Pall,  sondern  auch  auf  die  folgenden  Fälle  des  Verkaufes  be- 
gründet werden. 

Der  sechstf  Abschnitt  handelt  von  dem  Erbbauree&tO 
(§§.  961 — 965),  der  Superfizies  des  bisberigen  B.  Das  Erbbau- 
recht gehört  zn  den  Berechtigungen,  welche  nach  §.  781  Abs.  2 
den  für  Grundstücke  geltenden  Vorschriften  unterliegen.  Ein 
Stock  werkseigentom  ist  nicht  anerkannt. 

Der  siebente  Abschnitt  enthält  in  drei  Titeln  das  ß.  der 
Dienstbarkeiten  (Servituten).  In  dem  1.  Titel  werden  die 
Granddiensibarkeiteii  geordnet  (§§.  966—979).  'Eme  solehe 
Dienstbarkeit  kann,  wie  jedes  andere  B.  an  einem  Gmndsttleke, 
auf  rechtsgescb&ftliohem  Wege  nnr  duvoh  Eintragang  entstdie», 
Ihren  Inhalt  empftngt  die  einzelne  Dienstbarkeit  dnreli  die 
PriTatantonomie.  Nftbere  Bestimmnngen  über  den  Inhalt  dieser 
B.p  mit  Unterscheidung  einzelner  Arten  derselben,  werden  nicht 
gegeben.  Der  Ausübungszustand  einer  in  das  Grundbuch  ein* 
getragenen  Grunddienstbarkeit  wird  possessorisch  geschützt  (§.979). 

Der  2.  Titel  enthält  die  Vorschriften  über  den  Niessbranch 
in  drei  Abteilungen:  I.  I^iessbrauch  an  Sachen  (§§.  980 — 1020). 
II.  Niessbrauch  an  K.  (§§.  1021—1037).  HI.  Niessbrauch  an 
einem  Vermögen  (§§.  1038—1043). 

Der  Sachniessbrauch  ist  für  das  System  der  normale  Fall. 
Die  Dauer  deg^  seinem  Inhalte  nach  gesetzlich  bestunmten  B. 
(§§.  984  fr.)  ist  an  die  Person  des  Berechtigten  gebunden  (9. 1014). 
Znr  B^ründung  des  Niessbranehes  durch  Bechtc^eschftft  ist  bei 
beweglichen  Sachen  Vertrag  tind  Uebergabe  der  Sache  erfordere 
lieh  {%.  988).  Die  Befagnisse  des  Niessbranebers  sind  gegenüber 
dem  Eigentümer  begrenzt  dnreh  eine  Legalobligation,  welche 
den  Niessbraucher  insbesondere  snr  soi^filltigon  Behandlung  der 
Sache  und  zur  Hückgewähr  derselben  verpflichtet  f§§.  991  ff.). 
Der  Niessbrauch  ist  verilusserlich ;  doch  bleibt  der  Verüusserer 
dem  Eigentümer  persönlich  haftbar  (§§.  1011 — 1013),  und  auf 
die  Bauer  des  R.  ist  die  Veräusserung  ohne  Einfluss  (§.  1014). 
Eine  KautionspÜicht  des  Niessbrauchers  wuu  nur  durch  ein  die 
B.  des  lägentümers  gefUhrdendes  Verhalten  begründet  (§.  1005). 
Der  Niessbrauch  an  yerbranohbaren  Sachen  ist  so  gestaltet,  dass 
der  Niessbraucher  von  Tomheretn  Eigentum  an  denselben  er- 
wirbt und  zum  Wertersatse  verpflichtet  wird  (§§.  1018—1020). 

Für  den  Niessbrauch  an  T?.  gelten  im  Allgemeinen  dieselben 
Gmudeätze  wie  für  den  Saehnieesbrauch,  soweit  nicht  die  Natur 
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des  Gegenstandes  eine  abweichende  Behandlnng  nStig  macht 
(§.  1021).  IKe  besonderen  Vorschriften  des  E.  lassen  die  B^el 

erkennen,  dass  die  Befugnis  zur  Verfugung  über  das  dem  Niess- 
braucbe  unterliegende  R.  insoweit,  als  die  einseitige  Verfügung 
des  einen  Teiles  die  Besorgnis  einer  Benacbteiligrunfj  des  anderen 
begründen  würde,  nur  von  beiden  fPiminsam  ausgeübt  werden 
kann  1024,  1033  ff.).  Bei  dem  Niessbrauche  an  einer  Forde- 
rung, welche  keine  Zinsen  trftpt,  bat  der  Niessbrauclier  das  R., 
dieselbe  ohne  Zustiininung  des  Gläubigers  einzuzieben  (§.  1028). 
Tritt  durch  die  Ausübung  des  R.  an  dessen  Stelle  ein  anderer 
Gegenstand,  so  gilt  Surrogation  (§.  1029).  Bei  dem  Nieasbraache 
an  einem  Vermögen  besteht  das  B»  des  Hiessbrauchers  an  den 
einzelnen  G^nstSnden,  aus  welchen  dassslbe  sich  znsammen- 
setzt  (§.  1088).  Besonderheiten  ergeben  sich  daraus,  dass  die 
Aktiva  als  mit  den  Passiven  belastet  zu  denken  sind  (§§.  1089  iL). 

Der  3.  Titel  beschäftigt  sich  mit  den  besohrftnkten  persön- 
lichen Dienstbarkeiten  (§§.  1044—1050). 

In  dem  achten  Abschnitte  werden  die  ReaUasten  ge« 
regelt  (§§.  1051—1061),  wobei     bemerken  ist,  dass  das  Einf.G. 

eine  Bestimmung  enthalten  Wird,  nach  welcher  die  das  Institat 
ablehnenden  oder  «nschrttnkenden  Laadesgesetze  unberührt  bleiben. 

Der  neunte  Abschnitt  ftthrt  die  Ueberschrift  ^taML 
Omndsdndd^;  er  gliedert  «ich  in  vier  Titel.  In  dem 
1.  Titel  wird  das  Pfand-B.  au  Gmndst&cken  (die  Hypothek)  ge- 
ordnet (§§.  1062 — 1184).  Die  Hypothek  bezweckt,  eine  bestimmte 
Forderung  sicher  zvl  stellen  (§8*  ^^^2,  1^64  ff.).  Daneben  hat 
sie  den  Zweck,  Gegenstand  des  Verkehres  zu  sein.  Vermöge 
dieses  Zweckes  wobnt  ihr  die  Fähigkeit  bei,  die  Bedürfnisse  des 
Realkredites  /u  befriedigen,  dem  Grundbesitze  die  nötigen  Kapita- 
lien ^-nzutühreri.  In  dem  grössten  Teile  Deutschlands  ist  die 
Landesgesetzgebung  bestrebt  gewesen,  die  Hypothek  Verkehrs- 
fähig  zu  gestalten.  Von  diesem  Bestreben  haben  auch  die  Verf. 
des  E.  sich  leiten  lassen.  Die  Hypothek  wird  demnach  zanSchst 
unter  Ber&ckriehtigung  des  Verkehrsbedlirfnisses  (§§.  1062—1124), 
sodann  als  blosse  Sichemngshypothek  ({|§.  1125—1134)  normiert. 
Den  Beteiligten  steht  es  im  Falle  der  EonventionaUiypothek  frei, 
die  eine  oder  die  andere  Form  zu  wählen.  Eine  gesetzliche  Hy- 
pothek findet  ebensowenig  statt  wie  eine  Generslbypothek.  Die 
Hypothek  des  E.  kann  nur  durch  Eintragung  in  das  Grundbuch 
zur  Entstehung  gelangen  (§§.  828,  10G2,  1125,  1130  Abs.  2,  1132 
Abs.  2).   Das  Spezialitätsprinzip  wird  sowohl  in  Beziehung  auf 
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die  Forderang  (§§.  1064,  1125,  1129),  als  auch  in  Beziehung  anf 
die  für  die  Forderung  haftenden  Gegenstände  (§§.  1067  ff.)  durch- 
geführt.   Von  den  Ansprüchen,  welche  die  Hypothek  erzeugt, 
sind  diejenigen,  welche  im  Falle  einer  Verschlechterung  t^es  Grund- 
stückes Platz  greifen  (§§.  1072—1074),  und  der  Anspruch  des 
Gläubigers  auf  Befriedigung  aus  dem  Grundstücke  (§§.  1075  ff.) 
ausführlich  geregelt.    Der  Anspruch  auf  Bcfriedigunf,'  gelit  auf 
Beitreibung  der  Forderung  aus  dem  Grundstücke  und  den  mit 
demselben  haftenden  Gegenständen ;  die  Beitreibuiig  geschieht  im 
Wege   dar  ZwangSTerstdgerung  und  der  Zwaugsverwaltung 
(g.  1075).  ünter  den  weiteren  Bestimmungen  ist  besonders  her^ 
▼orzuheben,  dass  zum  Schutze  dieses  Anspruches  die  fOr  die 
Ricditiglc^t  des  Grundbuehinlialtes  streitende  Vermutung  und  dtat 
Öffentliche  Glaube  des  Grundbuches  auf  die  Forderung  au^edehnt 
yrird  (§.  1083),  so  zwar,  da»  Einwendungen ,  für  welche  eine 
Vormerkung  nicht  eingetragen  ist,  nur  in  beschränkter  Weise 
zulässig  sind  f§S.  1084,  1085).  Die  Uebertragung  (§§.  1086-1090) 
ist  so  gestaltet,  dass  die  Hypothek  mit  der  übertragenen  For- 
deiTing  auf  den  neuen  Gläubiger  übergeht,  die  Uebertragung  der 
Forderung  aber  nur  durch  Eintragung  ^'§.  828)  bewirkt  werden 
kann.    Bezüglich  der  Zinsenrückstando  "iitid  Kosten  gilt  das  Ein- 
tragungsprinzip nicht   (§.  1090).    Was  uiidlicb  die  Auiliebung 
der  Hypothek  anlangt,  so  wird  für  den  Fall  des  Verzichtes  (ab- 
weichend von  dem  bn  dem  drittm  Abschnitte  erwähnten  Prinzip) 
Vertrag  und  Löschung  erfordert  (§.  1091).   Im  übrigen  erlisdit 
dieHypotiiek  mit  der  Forderung,  für  welche  sie  bestellt  ist  (§.1092), 
Von  dieser  Regel  besteht  aber  die  wichtige  Ausna-hme  dar  Eigen« 
tümerhypothek  (§§.  1094—1101).    Die  Eigentümerhypothek  ist 
nach  dem  £.  ein  selbständiges  Hecht;  die  Forderung  erlischt, 
wenn  der  Eigentümer,  der  zugleich  der  Sehuklner  ist,  den  Gläu- 
biger befriedigt,  oder  wenn  Forderung  und  Schuld  in  seiner  Person 
sieb  vereinigen.    Die  Hypothek  kann  aucli  im  Wege  des  Auf- 
gebotsverfahrens  zur  Löschung  gebracht,  oder  von  dem  Eigen- 
tümer erworben  werden        1103  — 1105 j.   Das  hypothekarische 
Rechtsverhältnis  nimmt  zum  Teil  eine  andere  Gestalt  an,  wenn 
die  Betheilig len  Aber  die  Hypothek  einen  Hypothekoabrief  Ton 
der  BuehbehOrde  bilden  lassen  (§§.  1106—1124).    Die  haupt- 
silehliehsten  Besonderheiten  der  Briefhypothek  bestehen  darin, 
dass  bei  der  Uebertragung  der  Hypothekenforderung  die  üeber- 
gabe  des  Briefes  an  den  Erwerber  die  Eintragung  in  das  (Grund- 
buch vertritt  (§§.  1112,  1113)  und  dass  der  Briefinhaber,  wenn 
er  sein  Becht  als  Gl&ubiger  durch  eine  zusammenhängende  Reihe 
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von  Urkunden  auf  den  eingetragenen  Gläubiger  zurückführt,  bei 

einer  von  ibm  oder  gegen  ihn  V)e\virkten  TJebertragong  ab  ein- 
getragener  Gläubiger  anzusehen  ist  (§.  1114). 

Die  Sicherungshypothek  unterscheidet  sich  von  der  bisher 
behandelten  Form  begriffsmüssig  dadurch,  dass  bei  ihr  die  For- 
derung nicht  unter  dem  Schutze  steht,  welchen  der  E.  den  ding- 
lichen Rechten  durch  die  Rechtsvermutung  für  die  Richtigkeit 
des  Onradbuchinlialtes  (§§.  826,  827)  und  durch  den  0lfonfiUe]ie& 
Glauben  des  Buches  (§§.  837,  838)  gewSbrt  (§.  1125).  Der  Ge- 
brauch Ton  Einwendungen,  weltdie  die  Forderung  betreffen,  gegen 
den  Anspruch  ans  der  Hypothek  ist  nidit  beschrttnkt.  Die  hi' 
stitute  des  Hypothekenbriefes  und  der  Eigentfimerhypothek  greifen 
nicht  Platz  (§§.  1127,  1128).  Die  Sicherungshypothek  deckt  ins- 
besondere die  Fälle  der  Kautionshypothek  (§.  1129),  sowie  der 
Zwangs-(Jiir!iz!al-)Hypot,l-iok  und  dpr  Arrosthypnthek  1130  ff.). 
Dio  letztere  dient  demselben  Zwecke  wie  die  Vormerkung,  welche 
nach  einigen  Landesgesetzen  /ur  Sicherung  einer  (xelti forder ung 
im  Wege  der  Arrestvollziebung  eingetragen  werden  kann.  Die 
Umwandlung  einer  Sicherungshypothek  in  tine  gewöhnliche  Hy- 
pothek ist  zulässig  (§.  1134). 

Die  Grundschuld,  welche  der  2.  Titel  regelt,  gewährt  das 
Recht  auf  Beitreibung  einer  bestimmten  Summe  aus  dem  Grund- 
stflcke,  auf  welchem  sie  haftet  (§.  1135).  Sie  unterscheidet  sich 
ihrem  Wesen  nach  dadurch  Ton  der  Hypothek,  dass  sie  eine 
Forderung  nirht  zur  Voi  anssetzung  hat.  Im  übrigen  finden  die 
Vorschriften  über  die  Briefhypothek  auf  sie  entsprechende  An- 
wendung, soweit  nicht  ans  den  §§.  1137—1144  sich  ein  Anderes 
ergibt  (§.  1136).  Unter  den  Besonderheiten,  welche  hier  bestimmt 
werden,  ist  namentlich  hervorzuheben,  das.s  die  Grrundschnld 
auch  für-  den  Eigentümer  des  Grundstückes  begründet  werden 
kann  (§.  1142).  Schliesslich  wird  die  Umwandlung  der  Grund- 
«chuld  in  eine  Hypotihek  und  der  Hypothek  in  dne  Gmndschuld 
vorgesehen  (§.  1144). 

In  dem  3.  Titel  (§§.  1145-^1205)  wird  das  Pfand-B.  an  be- 
weglichenSachen(Faustpfand-R.) abgehandelt.  Die  akzessorische 
Natur  dieses  R.  ist  Jurchgeführt  (§§.  1145,  1190,  1192—1194). 
Zur  rechtsgeschäftlichen  Begründung  desselben  wird  Vertrag  und 
Üebergabe  der  Sache  erfordert;  constitutum  posses.sorium  i<?t 
ausgeschlossen  (§.  1147).  Umfang  und  Inhalt  des  11.  sind  selb- 
ständig, wenn  auch  zum  Teil  im  Einklänge  mit  den  Vorschriften 
über  die  Hypothek,  normiert  (§§.  1148  ff,).  In  Ansehung  der 
Sorge  für  die  Aufbewahrung  der  Sache  und  in  Ansehung  der 
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Rückgewährpflicht  steht  der  Pfandgläiibiger  in  einem  Legal- 
schuldverhältnisse zu  dem  Eigentümer  (§§.  1156,  1157  etc. ).  Die 
Realisifining  des  Pfandes  erfolgt,  soweit  nicht  der  Gläubiger  aus 
den  Früchten  zu  befriedigen  ist  (§.  1154),  durch  den  Verkauf 
der  Sache  (§.  1105).  Der  Verkauf  kann,  wenn  ein  vollstreck- 
barer Titel  vorliegt,  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung  bewirkt 
werden  (§.  1169).  Sonst  ist  die  Regel  die,  dass  der  Verkauf 
im  Wege  der  Tersteigemiig  durch  einm  Gerichtsvolhdeber  oder 
daen  anderen  su  YerBteigerangen  befugten  Beamten  oder  Sff«Di> 
lidi  aogestellt«!  Auktionator  vorzunehmen  ist  (§1. 1170—1188). 
lüt  der  Uebertragung  der  Forderung  g^t  das  Pfand-K  auf  ä&n 
Erwerber  über  (§§.  1186—1188).  Das  Pfandrecht  an  einem 
Schliffe,  welches  in  das  Schiffsregister  eingetragen  ist,  folgt  seinMi 
eigenen  Regeln  (§§.  1196—1205). 

Der  4.  Tit«l  enthält  die  Vorschriften  über  das  Pfand- 11.  an 
Rechten  (§§.  1206 — 1226),  Soweit  die.selben  etwas  Besonderes  nicht 
festsetzen,  finden  die  Bestimmungen  über  das  Faustpfaud-B.  ent- 
sprechende Anwendung  (§.  1206j.  Unter  den  Besonderheiten 
ist  namentlich  die  herzorzuheben ,  dass  der  Gläubiger  seine  Be- 
friedigung aus  dem  ihm  verpftodeten  sofern  nicht  etwas 
Anderes  yereinbart  ist,  nur  im  Wege  der  ZwangSTOllstreckung 
verlangen  kann  (§.  1215).  Zwisohen  dem  Pfandgl&ubiger  und 
dem  Berechtigten  besteht,  ähnlich  wie  beim  Biessbrauohe,  eine 
Legalobligation  (§§.  1213.  1217  ff.).  Das  Pfand-R.  an  einem 
Inhaberpapier  ist  Faustpfand-R.  Hat  das  Papier  einen  Börsen- 
preis oder  Marktpreis ,  so  ist  freihändiger  Verkauf  zum  Tages- 
kurse nicht  auBgessdilosseu  (§.  1226). 


IV.  Buch.  Familienrecht. 

(§.  1227—1748).  ' 

Das  FamjHMirecht  aerföUt  in  drei  Abschnitte  Ehe,  Ver- 
wandtschaft, Vormundschaft,  der  erste  Abschnitt  in  5  Titel: 
Eingehung  der  Ehe,  Wirkungen  der  Ehe,  EheTertrfige,  eherecht^ 

liches  Eegister,  Auflösung  der  Ehe. 

Der  erste  Abschnitt  (Ehe)  Tit.  1  beginnt  mit  den  Vor- 
schriften über  das  Verlöbnis  (§§.  1227—1230).  Durch  das 
Verlöbnis  wird  eine  Verbindlichkeit  der  Verlobten  zur  Schliessung 
der  Ehe  nieht  begründet.  Dagegen  ist  für  den  Fall  des  Bftek- 
trittes  vom  Verlttbnisse  unter  gewissen  Voraussetzungen  in  be- 
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Bchräiiktom  Umfange  einer  Verpflichtung  znm  Scbadenersatse 
anerkannt. 

Die  Vorscliriften  d^r  §§.  1231—1244  über  die  Ehcbinder- 
nisse,  sowie  die  Vorschriltin  der  1245  —  1249  über  die  Ehe- 
schliessung lehnen  sich  an  das  K.G.  v.  6.fIT.  187.5  au.  Die 
eiuzeinen  Abweichungen  des  E.  von  diesem  Gesetze  sind  haupt- 
sächlich durch  den  Zusammenhang  mit  anderen  Vorschriften  des 
namaitlidi  mit  den  Vorsehrifben  de8  Vormundachafta-R.,  her^ 
▼orgerafen. 

Anlangend  die  üngfiltigkeit  der  Ehe  (§§.  1250—1271), 
unterscheidet  der  l!,  im  Anaobliuee  an  den  tdlgemeinen  Teil 
(§§.  108  ff.)  zwischen  nichtigf>n  und  anfechtbaren  Ehen.  Im  ein- 
zelnen weic  hen  jedoch  die  Vorschriften  über  die  Nichtigkeit  und 
Anfechtbarkeit  der  Ehe  von  jenen  allgemeinen  Griindsiltzen  erheb- 
lich ab.  Als  Nichtigkeitsgründe  sind  anerkannt:  Verstoss  gegen 
gewisse,  genau  angegebene  Fornivorsrhviften;  Geschüftsunfiihig- 
keit  eines  der  Kheschliessendeu  zur  Zeit  der  Eheschliessung;  Ver- 
stoss gegen  das  Verbot  der  Bigamie ;  gegen  das  Eheverbot  wegen 
Vorwandtschafl  (mit  Anmahme  der  AdqptiTvervandtsehaft)  od«* 
SohwSgersehaft  (§.  1250).  Beruht  die  Nichtigkeit  der  Ehe  auf 
einem  Formmangel  bei  der  Eheeohliessung,  bo  bedarf  es,  um 
die  Nichtigkdt  geltend  machen  zu  kOnnra,  einer  richterlicheD 
Nichtigkeitserklärung  nicht  (§.  1252,  Abs.  2).  Beruht  dagegen 
die  Nichtigkeit  der  Ehe  auf  einem  anderen  Grunde,  so  kann  sie 
erst  dann  geltend  gemacht  werden,  wenn  die  Ehe  aufgelöst  oder 
für  ungültig  erklärt  ist  r§.  1252:  vgl.  jedocli  daneben  die  in 
der  Anm.  1  zu  §§.  1250  ft'.  unter  III  mitgeteilte,  zur  Aufnahme 
in  das  Eini.G.  bestimmte  Ergänzung  des  §.  139  der  Z.P.O.).  Das 
B. ,  die  Nichtigkeitsklage  zu  erheben,  ist,  ausser  dem  Staats- 
anwälte und  den  Eh^atten  auch  einem  Dritten  beigelegt,  wenn 
demselben  im  Falle  der  Kiehtigkeit  der  Ehe  ein  Anspruch  zu- 
steht oder  im  Falle  der  Gültigkeit  derselben  eine  Verbindlichkeit 
obliegt.  Verstösst  die  Ehe  gegen  das  Verbot  der  Bigamie,  so 
steht  die  Nichtigkeitsklage  auch  demjenigen  zu,  mit  welchem  die 
frühere  Ehe  geschlossen  war  f^.  1253).  Eine  Heilung  der  Nichtig- 
keit ist,  abgesehen  von  dem  Falle  der  Nichtigkeit  der  Ehe  wegen 
Geschäftsunfähigkeit  eines  der  Eheschliessenden  (§.  1251),  dem  E. 
unbekannt. 

Die  Anfechtungsgründe  sind:  widerrechtliche  Drohung;  Be- 
trug; Mangel  der  üebereinstimmung  des  wirklichen  Willens  mit 
dem  erklärten  Willen,  wenn  der  Erklärende  entweder  den  Willen, 
überhaupt  eine  Ehe  zu  schliessen,  oder  den  Willoi,  eine  Ehe 
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mit  dem  anderfin  ToLle  ro  idiliesBeii,  nicht  gehabt  hat  und  in 
beiden  Fällen  jener  Mangel  auf  dnem  Irrturae  des  Erkl&renden 

beruhte;  Eheuninündigkeit;  Mangel  der  Einwilligung  des  gesetz- 
lichen Ver^eters.  Als  Betrug  soll  es  insbesondere  behandelt 
werden ,  wenn  einem  der  Eheschliessenden  von  dem  anderen 
Teile  solche  persfünlicbe  Verhältnisse  oder  Eigenschaften  des  letz- 
teren vi.'rbehlt  siud,  welche  ihn  bei  verständiger  Würdigung  des 
Zweckes  der  Ehe  von  der  Eheschliessung  abhalten  mussten  und 
von  wclcüen  zugleich  vorauszusehen  war,  dass  sie  ihn,  wenn  er 
äie  gekannt  hätte,  YOn  d^  IBieschliessuug  abgehalten  haben 
würden  (g.  1259).  Das  Anfechtungs-H.  steht  nnr  dem  Ehegatten 
m.,  in  dessen  Person  der  Anfeohtongsgrand  begrOndet  ist,  nnd 
erlischt  dnroh  Auflösung  der  Ehe,  es  sei  denn,  dass  die  Auf- 
lösung dnrch  deu  Tod  des  zur  Anfechtung  nicht  berechtigten 
Ehegatten  erfolgt  ist  (§.  1262),  ferner  durch  Genehmigung  der 
Ehe  (§.  1263)  und  durch  Zeitablauf.  Die  Anfechtung  erfolgt, 
so  lange  die  Ehe  nicht  aufgelöst  ist,  durch  Erhebmng  der  An- 
fechten gsklapie.  Die  Anfechtung  bewirkt,  dass  die  Ehe  als  nicht 
geschlossen  angesehen  wird.  Ist  die  Anfechtung  durch  Erhebung 
der  Anfechtungsklage  erfolgt,  so  kann  jene  Wirkung  jedoch  so 
lange  incideuter  nicht  geltend  gemacht  werden,  bis  die  Ehe  auf* 
gelöst  oder  för  ungültig  erklärt  ist  (§.  1260).  Die  aus  der  Un- 
gültigkeit der  Ehe  sich  ergehenden  Folgen  treten  in  Ansehung 
der  Eh^atten  ohne  Bücksieht  darauf  ein ,  ob  die  lebsteren  in 
gutem  Glanben  waren  oder  nicht.  Eine  Modifikation  erleidet 
dieser  Grundsatz  jedoch  in  ycrmögensrechtlicher  Beziehung  (mit 
Ausnahme  des  Erb-B.)  zu  Gunsten  der  gutgl&ubigen  Ehegatten 
iregenüber  dem  anderen  Ehegatten ,  wenn  dieser  die  Ungültig- 
keit bei  der  Eheschliessung  gekannt  bat  (§§.  1258,  1270). 

Der  2.,  von  den  Wirkungen  der  Ehe  handelnde  Titel 
enthält  I.  §§.  1272—1282  die  allgemeinen,  ohne  Rücksicht  auf 
die  Art  des  zwischen  den  Ehegatten  bestehenden  Güterstandes  mass- 
gebenden Vorschriften.  Dieselben  regdn  die  persönlichen  Rechts* 
besiehungen  der  Ehegatten  aneinander  einschliofislich  dergegenseiti' 
gen  Unterhalt^flicht,  sowie  die  praesnmtio  Muciana.  Anlangend 
insbesondere  die  persönlichen  Rechtsbeziehungen  der  Ehegatten 
zu  einander,  so  ist  als  leitendes  Prinzip  der  Satz  an  die  Spitze 
gestellt,  dass  die  Ehegatten  untereinander  zur  ehelichen  Lebens- 
gemeinschaft berechtigt  und  verpflichtet  sind  (§.  1272).  Inner- 
halb der  aus  diesem  Prinzipe  sich  ergebenden  Grenzen  steht  dem 
Ehemann  die  Entscheidung  in  allen  das  gemeinschaftliche  ehe- 
liche Leben  betr^^den  Angelegenheiten  zu  (§.  1273).  Die 
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Ehefrau  ist,  tmbesohadet  dieses  dem.  Ehemann  sostehendea  B., 

berechtigt  und  verpflichtet,  dem  cremeinschaftlichcn  Hauswesen 
vorzustehen  (§.  1275).  Innerhalb  des  häuslichen  Wirkungskreises 
ist  sie  den  Ehemann  zu  rertreten  berechtigt  (§.  1278).  Wegen 
Nichterfüllung  dpr  aus  der  ehelichen  (rempinschaft  sich  ergeben- 
den Pflicbtea  kann  auf  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  «r*^- 
klagt  werden ;  doch  sind  Zwangsvollstreckungsmassregeln  zu 
diesem  Zwecke  ausgeschlossen  (§.  1276  nebst  Anm.).  Die  Kicht- 
befolgung  des  ürteiles  kaun  aber  zar  Soheidiing  wegen  bdsUdier 
Verlassung  führen  (§.  141S). 

Yorscbriften,  welohe  Sehenknngen  unter  IShegatten  oder 
Interzesnonen  der  ^efraa  sn  Gunsten  des  Ehemannes  Terbiet^i 
oder  beschrtülken,  sind  nicht  aufgenommen. 

Die  Ehefrau  als  solche  ist  in  der  GeschUftsföhigkeit  nicht 
beschränkt.  Auch  das  eheliclie  Güter- R.  ist  auf  die  Geschäfts- 
fähigkeit derselben  ohne  Einfluss.  Zum  Schutze  der  dem  Ehe- 
manue  auf  Grund  des  ehelieheu  Güter-R.  zugestandenen  U.  ist 
jedoch  das  Verfligungs-R.  der  Ehefrau  beschränkt  (§.  1300  ff., 
§.  1352  Abs.  2,  §.  1862  Nr.  1,  §.  1417,  §.  1423  Abs.  2  Kr.  8, 
§.  1431  Abs.  1).  Dem  Interesse  des  Ehemannes»  dass  die  Ehe- 
frau sieh  den  ans  der  ehelicben  Gemeinschaft  fär  sie  ^gebenden 
Pflichten  nicht  durch  die  üebernahme  der  Yerpfliehtnng  zu  einer 
in  Person  rat  bewirkenden  Leistung  entzithe,  ist  dadurch  Rech- 
nung getragen,  daSS  derartige  von  der  Ehefrau  ohne  Einwilli- 
gung des  Ehemannes  geschlossene  Rechtsgeschüftc  nach  näherer 
Bestimmung  des  §.  1277  der  Anfechtung  von  Seiten  des  Ehe- 
mannes unterliegen. 

Die  §§.  1283-  1332  [11)  regeln  unter  7  Nummern  (Ehegut  und 
Vorbehaltsgut,  Nutzuiessung,  Beschränkung  der  Bhafrau,  Verbind* 
liebkeiten  derselben,  Verwaltung,  Vertretung  des  Ehemannes,  Be> 
endigung)  das  gesetzliehe  eheliche  GUter-B.  Dasselbe  ist 
auf  der  Grundlage  des  Systems  der  sogen.  Verwaltungsgemein- 
Schaft  einheitlich  für  das  ganze  Gebiet  des  Deutschen  Reichs  ge- 
ordnet. Den  Ehegatten  steht  es  jedoch  frei,  durch  Ehevertrag, 
sei  es  vor  oder  nach  Eingehung  der  Ehe,  den  Güterstand  in  an- 
derer Art  zu  ordnen;  der  Vertragsfreiheit  ist  insofern  eine 
Schranke  gezogen,  als  der  eheliche  Güterstaud  in  dem  Ehever- 
trage nicht  durch  Bezugnahme  auf  ein  nicht  mehr  geltendes  oder 
auf  ein  ausliludiscbes  Gesetz  bestimmt  werden  kann  (§§.  1338, 
1834).  Die  §§.  1336,  1887  betreffen  die  Wirksamkeit  der  Ver- 
öffentlichung des  Eherertraga. 

Neben  dem  gesetxlichen  ehelichen  Gttter-B.  sind  als  Ter- 
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tragsmassige  Güterstände  ausfäbrlieh  geregelt:  Trennung  der 
Gfiter  (§§.  1338—1340) ;  angemeinc  G.G.  einschliesslich  der  fort- 
gesetzten G.G.  (§§.  1341 — 1409);  Errungenschaftsgemeinschaft 
(§§.  1410—1430) ;  Gemeinschaft  des  hewegliehen  Vermögens  und 

der  Errungenschaft  (§§.  1431  —  1434). 

Die  Griindziige  des  gesetzlichen  ehelichen  Güter-B.  sind  die 
folgenden : 

Das  Vermögen,  welches  die  Ehefrau  zar  Zeit  die  Ebcschlies- 
srnig  hat  oder  während  der  Ehe  erwirht,  unterliegt,  soweit  nudit 
das  Gesete  ein  Anderes  bestimmt,  der  Nutsniessimg  und  Yer- 
valtnng  des  Ehemannes.  Dieses  Vennögen  der  Ehefrau  bezäehnet 
der  E.  technisch  als  «Ehegut*,  das  von  der  ehelichen  Nuts- 
niessang  und  Verwaltung  ausgeschlossene  Vermögen  als  »Vor^ 
beh  altsgut*.  Beachtenswerth  ist,  dass  »u  dem  Vorbehaltsgute 
insbesondere  auch  die  Gegenstände  gehöroo,  welche  die  Ehefrau 
durch  ihre  Arbeit  (soweit  diese  nicht  in  hiluslichen  Arbeiten  be- 
steht oder  als  Hilfeleistung  im  Gewerbe  des  Ehemannes  sich  dar- 
stellt) oder  durch  den  selbständigen  betrieb  eines  Erwerbsge- 
gesühäftös  erwirbt.  Für  das  Vorbehaltsgut  ist  im  weiten  Umfange 
das  Surrogationsprinzip  anerkannt.  In  Ansehung  des  Vor- 
behaltsgutes hat  die  Ehefrau  durchaus  dieselbe  Stellung,  wie 
wenn  sie  unverheiratet  wttre  (§§.  1288^1291).  Auf  die  dem 
Ehemanne  an  dem  13iegate  zustdiende  Nutaniessnng  (eheliche 
Nutzniessnng)  finden  die  Yorsehiiften  aber  den  Niessbrauch  An« 
Wendung,  soweit  nicht  aus  dem  Gesetze  ein  Anderes  sich  ergibt. 
Der  dingliche  Charakter  der  ehelichen  Nutzniessung  erleidet  aber 
eine  erhebliche  Abschwilchung  durch  die  Vorschi-Ift ,  dass  ein 
Gegenstand  der  ehelichen  Nutzniessung  nur  so  lange  unterliegt, 
als  er  zum  Ehegute  gehört.  Eine  Haftung  der  Ehetrau  für  die 
Schulden  des  Ehemannes  mit  der  Substanz  des  Ehegutes  findet 
lOßhi  statt.  Wie  die  eheliche  Nutzniessung  dem  Ehemanne  auf 
der  einen  Seite  ein  eigenes  B.  auf  die  Nutzungen  des  läaegutes 
gewtiirt,  so  begrOndet  sie  andererseits  für  denselben  gegenüber 
der  Ehefrau  dieYarpflichtnng,  solche  im  einzelnen  nfther  bezeichnete 
Ausgaben,  welche  ein  ordentlicher  Hausvater  aus  den  Einkünften 
seines  Vermögens  zu  bestreiten  pfl^,  insoweit  zu  tragen,  als 
dieselben  den  Betrag  der  Nutzungen  nicht  übersteigen  (§§.  1292 
bis  1299). 

Von  der  ehelichen  Nutzniessung  innerlich  verschieden,  aber 
im  engen  Zusammenhange  mit  derselben  stehend ,  ist  die  ehe- 
liche Verwaltung  des  Ehegutes,  welche  den  Ehemann  berechtigt 
nnd  verpflichtet»  für  die  ordnnngsm&ssige  Verwaltung  der  Sub- 
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stanz  des  Ehegntes  Sorge  zu  tragen.  Insoweit  hat  der  Ehemann 
gegenüber  der  Ehefrau  die  Stellung  eines  Beauftragten.  Da- 
gegen ist  er,  von  einigen  Ausnahmen  abgesehen,  kraft  der  ehe- 
lichen Verwaltung  nicht  bprochtiüft,  die  Ehefrau  nach  aussen  hin 
im  rechtstreschäftlichen  Verkehre  oder  in  Rechtstreitigkeiten  zu 
vertreten;  vielmehr  bedarf  er  dazu  einer  V^oUmacht  der  Ehefrau. 
Er  kann  aber,  wenn  ein  Rechtsgeschäft  oder  die  Führung  eines 
Bechtstreites  zum  Zwecke  der  ordnungsmässigen  Verwaltung  des 
Ehegutes  erforderiich  wird,  von  der  Ehefrau  yerlangen,  das»  ^diese 
das  Gemshftft  mit  seiner  Einwilligung  yornehme,  &lls  sie  es  nicht 
voniehti  ihm  Vollmacht  au  ertheilen.  Ebensowenig  wie  im 
Namen  der  Ehefrau  kann  der  Ehemann  im  eigenen  Namen 
kraft  der  ehelichen  Verwaltung  über  die  Substanz  des  Ehegut^, 
insbesondere  auch  nicht  Uber  die  Mohilien,  verfügen.  Dem  Ver- 
waltunffs-R.  dos  Ehemannes  entspricht  dessen  Verwaltnnprspflicht. 
Vermöge  der  letzteren  kann,  wenn  ein  Rechtsgeschäft  oder  die 
Führung  eines  Rechtstreites  zum  Zwecke  der  ordnungsmässigen 
Verwaltung  des  Ehegut^s  erforderlich  wird,  auch  die  Ehefrau  von 
dem  Ehemanne  verlangen,  dass  dieser  nach  ihrer  Wahl  entweder 
als  ihr  Beyollnütohtigtcr  das  Qesehttft  Tomehme  oder  in  dessen 
Vornahme  durch  sie  selbst  einwilUge  (§§.  1317--1825). 

Anlangend  die  Verbindlichkeiten  der  Ehefrau,  so  unterscheidet 
derE.  swisehen  Ehegutsrcrbindlichkeiten,  d.  h.  solchen  Verbind* 
liebkeiten,  wegen  welcher  die  Gläubiger  der  Ehefrau  die  Befrie- 
digung aucb  ans  dem  Ehegut«  ohne  Rücksicht  auf  die  eheliche 
Nutzniessung  und  Verwaltung  verlangen  können ,  und  solchen 
Verhiudlichkeiten  der  Ehefrau,  welche  nicht  Ehegutsverbindlich- 
keiten  sind.  Die  Regel  ist,  dass  alle  Verbindlichkeiten  der  Ehe- 
frau Ehegutsverbindlichkeiten  sind.  Eine  Ausnahme  machen 
namentHcb  die  Verbindlichkattti  der  Ehefrau  ans  Bechtsgesdififtsn 
und  Urteilen,  welche  nach  den  Vorschriften  Uber  die  Beschränkung 
des  Verf&gnngS'K  der  Ehefrau  in  Ansehung  des  Ehegutes  gegen- 
ftber  dem  Bhemanne  unwirksam  sind  (§§.  1311—1816). 

Grundsätzlich  fallen  die  Ehegutsverbindlichkeiten  auch  im 
Verhältnisse  der  Ehegatten  zu  einander  dem  Ehegute,  nur  aus- 
nahmsweise dem  Vorbehaltsgute  zur  Last.  Auf  Grund  dieser 
Unterscheidung  ist,  wenn  eine  dem  Ehegute  zur  Last  fallende 
Verbindlichkeit  aus  dem  Vorbehaltsgute  oder  umgekehrt  eine 
dem  letzteren  zur  Last  fallende  Verbindlichkeit  aus  dem  Ehegute 
getilgt  ist,  eine  An^leicbungspflicht  swischen  den  beiden  Ver- 
mogensmassen  bestimmt  (§.  1816). 

Die  eheliche  Nutsniessung  und  Verwaltung  wird,  abgesehen 
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von  der  AufldsuDg  der  Ehe  und  einem  die  Beendigung  beBtam- 
menden  Slhevertrage,  durch  Konkurs  üLer  das  Vermögen  des 
Ebemannt's  und  mit  der  Erlassung  des  Urteiles  beendigt,  durch 
welches  der  Ehemann  für  tot  erklärt  wird.  Ausserdem  ist  die 
Ehefrau  berechtigt,  die  Aufhebung  der  eheliehen  Nutzuies^ung 
und  Verwaltung  zu  verlangen  ,  wenn  der  Ehemaun  die  ihm  in 
Ansehung  der  ehelichen  Nutzniessung  und  Verwaltung  obliegen- 
den Verptlichtuugeu  oder  die  Verptiichtung  verletzt  hat,  der 
Ehefrau  und  den  gemeinflohafUiolifliL  Abkömmlingen  den  Unter- 
halt  an  gewähren,  und  in  beiden  etilen  wie  erhebliche  6eflihr> 
dvng  der  R.  der  ESiefrau  besw.  der  Abkömmlinge  an  besorgMi 
ist,  femer,  wenn  ein  Abweeenheitspfleger  för  den  Ehemann  be* 
stellt  and  eine  Aussieht  auf  baldige  Aufhebung  der  Pflegschaft 
nicht  vorhanden  ist,  oder  wenn  der  Ehemann  entmündigt  oder 
nach  Massgabe  des  §.  1727  (wegen  gewisser  Gebrechen)  des  vor- 
mundschaftlichen  Schutzes  für  bedürftig  esklärt  ist.  Wird  die 
Entmündigung,  Bevormundung  oder  Ptlegsrhnft  später  wieder 
aufgehoben,  so  kann  der  Ehemann  jedoch  die  Wiederherstellung 
der  ehelichen  Nutauiessung  und  Verwaltung  verlangen.  Dasselbe 
gilt,  wenn  der  für  tot  erklärte  Ehemann  noch  lebt,  Ist  die 
eheliche  Nutzniessung  und  Verwaltung  beendigt,  so  tritt,  sofern 
nudit  die  Beendigung  durch  die  Auflösung  der  Ehe  oder  durch 
Ehevertrag  herbeig^hrt  ist,  unter  den  Ehegatten  Trennung  der 
Gfiter  nadi  Massgabe  der  den  yertragsrntosigen  G&terstand  der 
Qatertrennung  regelnden  Vorschriften  ein  r§§.  1327—1332). 

Die  Gestaltung  des  gesetalichen  ehelichen  Güter*R.  zeigt  in 
den  Grund'zügen  wie  auch  im  Einzelnen  unverkennbar  das  Be- 
streben, der  Ehefrau  die  Substanz  des  Eher'-nff^c;  ^lnitilicbst  zu 
sichern  und  zu  dem  Ende  die  H.  des  Ehemannes  in  Ansehung 
des  Ehegutes  zu  beschränken,  die  R.  der  Ehefrau  zu  erweitern. 
Auf  der  anderen  Seite  sind  der  Ehefrau  solche  Sicherungsmittel, 
welche  das  Interesse  der  Gl&ubiger  des  Ehemannes  su  ge&hrden 
geeignet  sind,  insbesondere  ein  Pfand-B.  oder  ein  Tttä  zu  einem 
solche,  oder  dasB.  auf  Sicherheitsleistung  bei  VermÖgensrer&U 
des  «Ehemannes  versagt  (vgl.  §.  1295). 

Tit.  3  behandelt  die  EhevertrAge,  durch  welche  der 
^gesetzliche  Güterstand"  geändert  oder  ausgeschlossen  werden 
kann,  zunächst 

1.  die  allgemeinen  Grundsiltze,  sodann 

II.  die  Trennung  der  Güter,  welche  darin  besteht,  dass  die 
eheliche  Nuizniessung  und  Verwaltung  ohne  Bestimmung  eines 
anderen  Güterstandes  ausgeaehloesen  ist.  Als  positive  Wirkung 
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yerbindet  der  E.  indessen  mit  dem  in  Rede  stehenden  Güter- 
stände  (in  Ermangelung  einer  entgegenstehenden  Vereinbarung) 
die  Verpflichtung  der  Ehefrau,  dem  Ehemanne  aus  den  Ein- 
künften ihres  Vermögens  und  dem  Ertra^re  pines  von  ihr  selb- 
ständig betriebenen  Erwerbsgcschäftes  zur  Bpstri  itunp  des  Unter- 
haltes beider  Ehegatten  sowie  der  geuieinscbaftlicheu  Abkömm- 
linge einen  angemessenen  Beitrag  zu  leisten.  Ausserdem  ist, 
wenn  die  Ehefrau  dem  Ehemanne  die  Verwaltung  ihres  Vermögens 
oder  eines  Teiles  desselben  überlassen  bat,  dem  Ebemanne  in 
Ermaagelnng  einer  anderoi  Bestimmimg  der  She&au,  mit  einer 
gewissen  Modifikation,  das  B.  eingeritaimt,  die  Einkünfte  des  ihin 
ZOT  Yorwaltang  ftberlassenen  Vermögens  nacb  freiem  Ermessen 
za  verwenden  {§§.  1388—1340). 

ni.  Der  vertragsmässige  Güterstand  der  allgemeinen 
G.G.  ist  auf  der  Grundlage  des  sogen,  deutschrechtlichen  Mit- 
eigentums als  Gemeinschaft  zur  gesamten  TIand  «geordnet.  Das 
Vermögen,  welches  der  Ehemann,  und  das  Vermöi^'en,  welches 
die  Ehefrau  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  allgemeinen  G.G.  hat 
oder  während  derselben  erwirbt ,  wird ,  ohne  dass  es  einer  be- 
sonderen üebertragung  bedarf,  za  einem  beiden  Ehegatten  ge- 
meinsebaftlidi  gehörenden  Y«rm5gen  (Geaan^tgnt)  vereinigt  (§§. 
Id42,  1348).  Die  hierza  gehörenden  Gegenstftnde  stehen  den 
Ehegatten  nicht  naeh  Bmebteilen  zu;  dieser  Anteil  kann  nicht 
veräussert  oder  belastet  werden  und  ist  auch  der  Zwangsvoll- 
streckung nicht  unterworfen. 

Das  Prinirip,  dass  alles  Vermögen  des  einen  und  des  ande- 
ren Ehegatten  genieinschaftlich  wird,  ist  durchbrochen  durch 
die  Zulassung  von  Vorbehalts-  und  Soudergut  sowohl  auf  Seiten 
des  Ehemannes  als  der  Ehefrau.  Das  Vorbehaltsgut  ist  von  dem 
Gesamtgute  vollständig  ausgeseblossMi ;  das  Sondergut  ist  von 
dem  Gesamtgnte  zwar  ebenfalls  ausgesehlossen,  jedoch  der  Ver- 
waltung für  Rechnung  desselben  nach  Massgabe  der  Vorschriften 
über  das  Verhältnis  des  Sondergntes  znm  Gesamtgute  bei  der 
Errungenschaftsgemeinschaft       1411  Abs.  2)  unterworfen. 

Währen  1  ^  s  Bpytehrns  *ler  G.G.  unterliegt  das  Gesamtgut 
auschliesslich  der  Verwaltung  des  Ehemannes;  er  ist  jedoch  nicht 
berechtigt,  im  Namen  der  Ehefrau  ein  Rechtsgeschäft,  vorzuneh- 
men oder  einen  Rechtstreit  zu  führen.  Üeberhaupt  wird  die 
Ehefrau  durch  die  Verwaltungshandlungen  des  Ehemannes  weder 
gegenüber  einem  Dritten  noch  gegenüber  dem  Ebemanne  pei-sön- 
lich  verpflichtet.  Auch  schon  während  bestehender  G.G.  kommt 
'das  Prinzip  der  gesamten  Hand  insofern  zur  Geltung»  als  ein 
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Baditsgeschftft  des  Ehemannds,  durofa  wdches  das  Gasamtgut  int 
Ganzen  oder  ein  Bracbteil  desselben  oder  ein  zu  dem  Gesamt* 

gute  gehörendes  GrnndsitldE  veränssert  od&e  belastet  oder  die 
Verpflichtung  zu  dner  solchen  Verftnsserong  oder  Belastung 

bej^ründet  wird,  nur  wirksam  ist,  wenn  die  Ehefrau  in  die  Yor-' 
'  nähme  des  Recht.ss'e.schilfles  eingewillifjt  hat  oder  dasselbe  ^'cueh- 

I  migt.   In  gleicher  Weise  ist  der  Ehemann  iu  der  Vornalinie  von 

Schenkungen  ans  dem  Gesamtgute  besclnänkt,  es  sei  denn,  dass 
}  es  sich  um  Schenkungen  handelt,  welche  durch  eine  sittliche 

Pflicht  oder  die  auf  den  Anstand  zu  nehmende  Bftcksielit  gerecht- 
]  fertigt  werden  (§§.  1352,  18(8).  Ansnalunsweise  ist  aneb  die 

i  Ehefrau  über  das  Gesamtgut  zu  verf&gen  bereebtigt.  Es  g^t 

;  dieSf  abgeeeben  ron  dem  B.  der  Ehefrau,  den  I3iemann  inner» 

/  halb  des  bäuslieben  Wirkungskreises  zu  vertreten  (§.  1278), 


il 


namentlich  dann,  wenn  die  Ehefrau  mit  Einwilligung  des  Ehe- 
A  mannes  ein  Erwerbsgeschäft  selbständig  betreibt  oder  wenn  der 

Ehemann  wecren   Abwesenheit  oder  Krankheit  zur  Vornahme 
eines  l^echtsgeschäftes  oder  zur  Führung  eines  Rechtstreites  ausser 
Stande  und  Gefahr  im  Verzuge  ist  (§§.  1854—1358). 
,  Für  die  Art  der  Verwaltung  des  Gesanittjutes  ist  der  Ehe- 

;'  mann  der  Ehefrau  nicht  verantwortlich;  doch  ist  er  wegen  einer 

<  Veiitnderung  des  Gesamtgutes,  welche  von  ihm  in  der  Abikdit» 

die  Ehefrau  zu  benachteiligen,  bewirkt  ist,  oder  welche  das  Ge- 
samtgut durch  ein  nach  den  oben  bezeichneten  Yorschriften 
unwirksames  BechtsgeschBft  des  Ehemannes  erlitte  bat,  zu  dem 
Gesamtgutc  bei  Auflösung  der  G.G.  Ersatz  zu  leisten  verpflichtet 
(§§.  1364,  1869).  Alle  Verbindlichkeiten  der  Ehe>^ntT  n  sind 
Gesamtraitsverbindlichkeiten  d.  h.  solche,  wegen  welcher  die  Glüu- 
biger  die  Befriedirruna  auch  aus  dem  Gesamtgute  verlancren 
,  können,  mit  gewissen  Ausnahmen  hinsichtlich  solcher  Verbind- 

I  lichkeiten  der  Ehefrau,    welche  erst  nach   Eintritt    der  G.G. 

j  entstanden  sind.    Für  die  Verbindlichkeiten  der  Ehefrau,  welche 

Geeamtgutsverbindlichkeitoi  sind,  haftet  der  Ehemann  persdnlich, 
wftbrend  eine  persönliche  Haftung  der  Ehefrau  für  die  Yerbind- 
licbkeiten  des  Ehemannes  auf  Grund  der  G.G.  nicht  besteht 
j  (§§.  1359—1363). 

Wird  über  das  Vermögen  des  Ehemannes  der  Konkurs  eröff- 
net, so  gehört  das  Gesamtgut  zur  Konkursmasse;  der  Ehefrau 
steht  iu  Ansehung  des  Gesamtgutes  nicht  das  R.  auf  Ausein- 
andersetzung oder  Absonderung  zu.  Andererseits  wird  durch 
den  Konkurs  über  das  Vermögen  der  Ehefrau  das  Gesamtgut 
nicht  berührt  (§.  1861).    Die  Gesaiutgutsverbindlichkeiten  fallen 
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als  Regel  aueli  im  VerhUtoine  derlSi^atten  za  eiiiand«r  dem 
Oesamtgate  mt  Last»  ansnaBrnsweise  jedoch  dengenigeo  Ehe* 
gatten,  in  dessen  Peisoii  nie  entstanden  sind.  Znr  letsteren  Axt 
geboren  z.  B.  Torbindliehkeiten  aus  einer  vithrend  des  Bestehens 
der  6.Ö.  TOn  einem  der  Ehegatten  begangmen  nnerlanbten 
Handlung. 

Die  G.G.  wird  aufgelöst  sowohl  mit  der  Anflnsnng  der  Ehe 
als  auch  durch  einen  die  Auflösuncr  bestimmenden  Ehevertrag. 
Ausserdem  kann  die  Ehefrau  in  gewissen  Füllen  fBesorgnis  einer 
erheblichen  Gerährdung  der  R.  der  Ehefrau  bezw.  der  gemein- 
sehaftUcben  Abkömmlinge)  die  Auflösung  der  G.G.  verlangen. 
Der  Eonkors  Aber  das  Vermögen  des  Ehemannes  als  solcher  ist 
anf  die  Fortdauer  der  G-.G.  ohne  Einflnss.  Erfolgt  die  Auf- 
lösung der  6.0.  auf  Verlangen  der  Ehefran  durch  Urtttl,  so 
tritt  Trennung  der  Güter  ein.  Anf  Antrag  der  Ehefrau  mnss 
jedoch  in  dem  Urteil  bestimmt  werden ,  dass  der  gesetaUche 
Gtlterstand  eintrete  (§§.  1371,  1372,  1381). 

Nach  Auflösung  der  G.G.  kann  jeder  Ehegatte  die  Aus- 
einandersetzung weger  des  Gpsamigutes  verlangen ;  das  letztere 
behHlt  bis  zur  erfolgten  Auseinan  lersetzung  seinen  bisherigen 
Charakter  bei,  jedoch  mit  der  Modifikation,  dass  bis  dahin  die 
beiden  Ehegatten  nur  gemeinschaftlich  berechtigt  sind,  das  Ge- 
samtgat  zu  yerwalten,  und  dass  der  AnteA  eines  ^begatten  an 
dem  Oesamtgute  sn  Gunsten  der  Qlttubiger  dieses  Ehegatten  der 
Zwangsvollstreckung  unterworfen  ist  Wird  Ober  das  Vermögen 
eines  der  Ehegatten  nach  Auflösung  der  G.G.  und  vor  der  Aus- 
einandersetzung der  Konkurs  eröffnet,  so  gehört  der  Anteil 
dieses  Ehegatten  an  dem  Gesamtgute  zur  Konkursmasse;  die 
Vorschriften  der  §§.  14,  44  der  K.O.  finden  Anwendung  (§§,  1873 
bis  1376). 

Bei  der  Auseinandersetzung  werden  zunächst  alle  Gesamt^ 
gutsverbindlichkeiten  aus  dem  Gesamtgute  berichtigt  (§.  1377 
Abs.  1).  Wie  aus  den  S§.  1867,  1376  sich  ergibt«  kann  jedoch 
keiner  der  Ehegatten  verlangen,  dass  diese  Berichtigung  sich 
auch  auf  solche  Gesamtgutsverbindlichkeiten  erstrecke,  welche 
im  Verhältnisse  der  Ehegatten  zu  einander  ihnen  selbst  zur  Last 
fallen.  Was  von  dem  Gesami^fute  nach  Berichtigung  der  bezeich- 
neten Verbindlichkeiten  übrig  bleibt,  wird  unter  die  Ehegatten 
zu  gleichen  'IVilen  geteilt.  Reicht  <la?  Gesamtgut  zur  Berichti- 
gung derjenigen  Gesamtverbindlicbkeiten,  welche  im  Verhältnisse 
der  Ehegatten  zu  einander  dem  Gesamtgute  zur  Last  fallen, 
nicht  aus,  so  hat  allein  der  Ehemann  die  ESnbuBse  zu  tragen. 
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Wird  dift  Ehe  durch  den  Tod  eines  d«r  Ehegatten  anfge- 
löit)  80  gehdrt  der  Anteil  des  Tcrstorbenen  Gatten  an  dem  Ge- 
Bamtgnte  zom  Nachlasse  dieses  Ehegatten.  Ist  ein  gemeinschaft* 

lieber  Abkömmling  nicht  vorhanden,  so  wird  der  verstorbene 
Gatte  in  derselben  Weise  beerbt,  wie  er  beerbt  sein  würde, 
wenn  zwischen  den  Ehegatten  G.G.  nicht  bestanden  hätte.  Hat 
dajregen  der  Yerstorbene  einen  oder  niphrcre  gemeinschaftliche 
Abkömmlinge  hiatcriassen ,  so  tritt  eine  besondere  güterge- 
mc'inschaftliche  Erbfolge  ein,  sofern  nicht  die  letztere  von 
den  Ehegatten  durch  Ehevertrag  ausgeschlossen  ist.   Auf  Grund 
dieser  gütergemeinschaftlicheu  Erbfolge,  welcher  mit  gewissen 
Ifodifikationeo.  der  Charakter  einer  auf  ErbeinsetKongsvertrag 
berahenden  Erbfolge  beigelegt  ist,  wird  der  überlebende  Ehe- 
gatte, wenn  neben  den  gemeinschaftlichen  Abkömmlingen  ein 
'einseitiger  Abkömmling  des  verstorbenen  Ehegatten  nicht  vor- 
handen ist,  als  Allein  erbe,  wenn  ein  oder  mehrere  einseitige 
Abkömmlinge  vorbanden  sind,  insoweit  als  Erbe  des  verstorbenen 
Ehegatten  berufen,  als  er  und  die  gemeinschaftlichen  Abkömm- 
linge bei  der  Voransset^ting,  dass  G.G.  zwischen  den  Ehegatten 
nicht  bestanden  hätte,  als  gesetzliche  Erben  würden  berufen 
werden.    Dieses  gütergenieinschaftliche  Erb-K,  ist  jedoch  nicht 
Selbstzweck,  sondern  nur  ein  Duiehgang  zur  fortgesetzten  G.G. 
im  engeren  Sinne ;  zugleich  mit  der  gütergemeinschaftlichen  Erb- 
folge treten  die  gemeinschaftlicben  Abkdmmlinge  kraft  des  6e* 
setses  mit  draa  ttbrnrlebenden  Ehegatten  in  das  Rechts  verb  Kit  nie 
der  fortgesetsten  G.G.   Die  daraus  für  nie  sich  ergebenden 
R.  treten  an  die  Stelle  des  gesetslidien  Erb-B. ;  von  diesem  Ge- 
sichtspunkte aus  ist  das  Verhältnis  im  einzelneu  materiell  ge- 
staltet.  Die  Konstruktion  der  fortgesetzten  G.G.  auf  der  Grund- 
lage des  AUeinerb-R.  des  überlebenden  Ehegatten  liezweckt  die 
Haftung  für  die  Verbindlichkeiten  des  verstorbenen  Ehegatten 
bei  der  fortgesetzten  G.G.  in  einer  einfachen  und  den  allgemeinen 
erbrechtlicheu  Grundsätzen  sich  anschliessenden  Weise  /<u  regeln, 
insbescmdere  auf  diesem  Wege  die  Abkömmlinge  gegen  die  persön- 
liche Haftung  für  jene  Verbindlichkeiten  zu  schütsen  (§§.  1882 
bis  1895). 

Kraft  der  fortgesetzten  G.G.  wird  zwischen  dem  flberlebenden 

Ehegatten  und  den  anteilsberechtigten  gemeinschaftlichen  Ab- 
kömmlingen eine  ähnliche  Rechtsgenuinschaft   begründet,  wie 

durch  die  cheHche  G.G.  zwischen  den  Ehegatten.  Gesamtgut  der 
iortgesetzten  G.G.  ist  das  Vermögen  ,  welches  der  überlebende 
Ehegatte  zur  Zeit  des  Eintrittes  der  fortgesetzten  G.G.  bat,  ins- 
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besondere  4as  zur  Zeit  des  Todes  des  verstorbenen  Eh^atUo 
TOrhandene  G«8aint|^t,  soweit  es  der  überlebende  Sbegatie  «r^ 

bält,  sowie  das  Vermögen,  welches  der  überlebende  Ehegatte 
während  des  Bestehens  der  fortgesetzten  G.G.  erwirbt;  doch  sind 
gewisse,  dem  überlebenden  Ehegatten  gehörende  Gegenstände  als 
Sonder-  bezw.  Vorbehaltsgiit  derselben  von  dem  Gesamtgute  aus- 
geschlossen. Das  Vermögen,  welches  ein  gemeinschaftlicher  Ab- 
kömmling zur  Zeit  des  Todes  des  verstorbenen  Ehegatten  hat 
oder  später  erwirbt,  gehört  nicht  zu  dem  Gesamtgute  der  fort- 
gesetzten G.G.  (§.  139Ü,  1897  Abs.  1).  In  Ansehmig  des  Ge- 
samtgates bät'der  tlbwlebende  JSiegatte  im  aUgemeinen  dieselbe 
reditliebe  Stellungt  wie  der  IShemann  in  Ansehung  des  ebeüehen 
Geeamtgates»  während  die  anteilsbereditigten  Abkömmlinge  im 
wesentlichem  die  der  Ehefrau  bei  der  ehelichen  G.G.  zugewiesane 
Stellung  einnehmen  (§§.  1399—1402).  Die  Anteile  der  Abkömm- 
linge an  dem  Gesamtgute  sind  nicht  nur  unveräusserlich,  sondern 
auch  unvererblich.  Stirbt  ein  Abkömmling  während  des  Bestehens 
der  fortgesetzten  G.G.,  so  faHt  sein  Anteil  an  diejenigen  seiner 
Abkömmlinge,  welche  denselben  erhalten  würden,  wenn  der  Ehe- 
gatte, durch  dessen  Tod  die  fortgesetzte  G.G.  herbeigeführt  ist, 
aur  Zeit  des  Todes  des  Abkömmliageö  gestorben  wäre,  in  Ermange- 
lung soldierAbkOmmlinge  aber  an  die&brigen  antailsberechtigten 
Abkömmlinge  und,  wenn  auch  solche  nicht  vorhanden  sind,  an 
den  gftteigemeinscbafUicben  Erben  (S.  1397  Abs.  2). 

Unter  den  GrQnden,  aus  welchen  die  fortgesetrte  O.O.  auf- 
gelöst wird,  ist  der  wichtigste  die  Schliessung  einer  neuen  Ehe 
von  Seiten  des  überlebenden  Ehegatten.  Das  Institut  der  Ein- 
kindschaft ist  dem  E.  unbekannt.  Der  überlebende  Ehegatte 
kann  ferner  jederzeit  durch  einseitige  Erklärung  die  Auflösung 
der  fortgesetzten  O.G.  herbeiiuhren.  Andererseits  können  die 
Abkömmlinge  die  Auflösung  der  fortgebetzten  G.G.  ans  ähnlichen 
Gründen  verlangen,  wie  die  Ehefrau  die  Aufhebung  der  ehelidien 
G.G.  (§§.  1403—1405).  Das  nach  Auflösung  der  fortgesetxten 
G.G.  eintretende  BecfatsverhSltnis  ist  in  lUinlieher  Weise  gestaltet, 
wie  das  BeehtsverhSltnis  nach  Auflösung  der  ehelichen  G.G.. 
Was  bei  der  Auseinandersetzung  wegen  des  Gesamtgutes  von 
dem  letzteren  nach  Berichtigung  der  Gesamtgutsverbindlich- 
keiten übrig  bleibt,  wird  unter  den  überlebenden  Ehegatten  und 
die  anteilsberechtigten  Abkömmlinge  in  der  Weise  geteilt,  dass 
die  ersteren  die  eine  Hälfte,  die  letzteren  die  andere  Hälfte  er- 
halten. Der  überlebende  Ehegatte  ist,  abgesehen  Ton  den  Fällen, 
f  in  welchen  die  Auflösung  der  fortgesetzten  G.G.  auf  Antrag 
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eines  Abkömmlinges  erfolgt,  berechtigt,  bei  der  Ansemancler- 
setzong  das  ganae  Gesamtgiit,  oder  einzelne  Teile  desselben  gegen 
Srsata  des  durch  Schätzung  zu  ermittelnden  gegenwKrtigen 

Wertes  au  ttbernehmen.  Reicht  das  Gesamtprut  zur  Berichtigung 
der  Gesamtgutsyerbindlichlceiten  nicht  aus,  so  hat  der  ttberlebende 
Ehegatte  den  Ausfall  zu  traj^en.  Die  Abkömmlinge  sind  wegen 
jener  Verbindlichkeiten  weder  gegenüber  den  GUlubigern  noch 
gegenüber  dem  überlelipnden  Ehegatten  verhaftet  (§§.  1406,  14U7). 

Mehrere  anteilsbereohtigte  Abkömmlinge  teilen  die  ihnen 
zufallende  Hälfte  des  Gesamtgutes  der  fortgesetzten  G.G.  unter 
sich  nach  dem  Verhältnisse  der  Anteile,  zu  welchen  sie,  wenn  der 
▼erstorbene  Ehegatte  erst  anr  Zeit  der  AnflOsong  der  fortgesetzten 
G.G.  gestorben  w&re,  als  dessen  gesetzliche  Ihrben  berufen  sdu 
würden  (§.  1408).  Die  Ehegatten  sind  nur  in  beschrftnktent 
Umfange  durch  letatwillige  Verfngnng  in  die  gesetzlich  den  Ab* 
kömralingen  kraft  d  i  f- rtgesetzten  G.G.  zustehenden  R-  einzu- 
greifen befugt.  Der  überlebende  Ehegatte  ist  überhaupt  nicht 
berechtigt  zu  Verfügungen  von  Todes  wegen ,  welche  jene  R., 
insbesondere  in  Aiisohung  der  Auseinandersetzung,  berühren 
(§§.  1389-"  1391,  UOy). 

IV.  Der  vertragsmässige  Güterstand  der  Errungensehafts- 
gemeinscbaft  (§§.  1410 — 1480)  ist,  soviel  das  Rechtsverhältnis 
der  Sondergflter  betrifft,  im  Anschlüsse  an  die  Vorsdiriften  des 
gesetzlichen  beliehen  GfLtw-B.  über  das  Ehegut,  soviel  das  Bedits- 
▼erhaltnis  des  Gesamtgutes,  insbesondere  auch  die  Verwaltung 
desselben  und  die  Verantwortlichkeit  des  Ehemannes,  betrifft,  im 
Anschlüsse  an  die  Vorschriften  der  allgemeinen  G.G.  über  das  Ge- 
samtgut  geregelt  (§§.  1417,  1424).  Gesamtgut  wird  bei  der 
Errungenschaftsgemeinschaft  das  Vermögen,  weiches  der  Ehemann, 
und  das  Vermögen,  welches  die  Ehefrau  wahrend  des  Bestehens 
der  Errungenschaftsgemeinschaft  erwirbt,  soweit  nicht  das  Gesetz 
ein  Anderes  bestimmt.  Das  nicht  zu  dem  Gesamtofutf  «gehörende 
Vermögen  sowohl  des  einen  als  des  anderen  Ehegatten  wird, 
soweit  dasselbe  nicht  Vorbehaltsgut  ist,  für  Becbnung  des  Oer 
samtgates  in  der  Weise  verwaltet,  dass  die  Nutzungen  zu  dem 
Gesamtgute  in  demselben  üm&nge  gehören ,  in  welchem  bei 
dem  gesetzlichen  ehelichen  Güterstande  die  Nutsungen  des  Ehe* 
gutes  dem  T^'b^mr-nn  gehören  (Sondergut).  Inwieweit  ausser  dem 
einem  Ehegatten  bei  Eintritt  der  Errungenscbaft^emeinsehaft 
zustehenden  Vermögen  dasjenige  Vermögen  eines  Ehegatten, 
welches  er  während  des  Bestehens  der  Errungenschaftsgeraein- 
schaft  erwirbt,  in  Abweichung  von  der  bezeichneten  formellen  . 
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Regel  Sondergut  dieses  Ehegatten  wird ,  ist  unter  Berücksich- 
tigung des  materiellen  Zweckes  der  Krruncrenschaftsgemeinschaft, 
nach  welchem  nur  die  Nutzungen  von  dem  beiderseitigen  Ver- 
mögen der  Ehegatten  und  das  durch  ihre  Arbeit  Erworbene  ge- 
meinschaftlich werden  soll,  genau  bestimmt.  Hervorzuheben  ist, 
dass  der  E.  bd  den  Sondergütera  in  wdfceroii  Um&nge  das 
Som^atioosprump  anerkannt  hal  LisbeBondere  sind  nicht  die- 
jenigen  O^enstttnde  Sondergnt  eines  Ehegatten,  welche  derselbe 
durch  solche  Bechtegesoh&fte  erwirbt,  welche  anf  sein  Sondergnt 
sich  beziehen,  es  sei  denn,  dass  die  G^nstände  durch  den  Be- 
trieb eines  Erwerbsgescbäftes  erworben  werden  oder  zu  den 
Nntmngen  des  Sondergutes  gehöi-en  (§§.  1411—1416). 

Wie  bei  der  allgemeinen  G.G.  sind  auch  hier  alle  Verbind- 
lichkeiten des  Ehemannes,  auch  die  vor  Eintritt  der  Errungen- 
schaftsgemeinschaft  enthtandencn ,  Gesamtgutsverbindlichkeiten. 
Dagegen  kommt  diese  Eigenschaft  den  vor  EiiiuiLL  der  Errungen- 
schaftsgemeinschaft entstandenen  Yeibindlichkäten  der  EheAran 
flberhanpt  nicht,  den  nach  jenem  Zeitpunkte  entstandenoi  Ver* 
bindUchkeiten  derselben  nur  in  bestimmt  bezeichneten  FttUen  sn, 
insbesondere  dann,  wenn  dieselben  aus  Bechtsgeschifben  hartthren, 
in  deren  Yornahme  der  Ehemann  eingewilligt  oder  welche  er 
genehmigt  hat,  oder  aus  solchen  Bechtsgeschilften ,  welche  der 
von  dem  Ehemanne  der  Ehefrau  gestattete  selbständige  Betrieb 
eines  Erwerbsgescbäftes  mit  sich  bringt.  Für  die  Verbindlichkeiten 
der  Ehefrau,  welche  Gesamtgutsverbindlichkeiten  sind,  haftet  der 
Ehemann  persönlich.  Dagegen  liegt  der  Ehefrau  eine  gleiche  Haf- 
tung für  die  Verbindlicbkeiteo  des  Ehemannes  nicht  ob  (§.  1423). 

Auch  im  YerhÜtuisBe  der  Ehegatten  m,  einander  fallen 
die  GesamtgntSTwbindliohkeiten  grundsfttzlich  dem  Gesamtgnte 
zur  Last;  indessen  ist  dieser  Qrondsatz,  entsprechend  dem  be- 
schrankten Zwecke  der  Emmgenschaftsgemeinschaft ,  nach  wel- 
chem im  wesentlichen  nur  der  eheliche  Aufwand  sowie  die  Er- 
haltungskosten  und  Lasten  der  Sondergüter  aus  dem  Gesamt- 
gute bestritten  werden  sollen,  hier  in  weit  ausgedehnterem  Masse, 
als  bei  der  allgemeinen  Gütei-gemeinschatt ,  durchbrochen.  Ins- 
besondere fallen  die  vor  dem  Eintritte  der  Errungenschafts- 
gemeinschaft entstandenen  Verbindlichkeiten  des  Ehemannes  im 
Verhliltnisse  der  Ehegatten  zu  einander  ausnahmlos  dem  Ehe- 
manne  zur  Last  (§§.  1426,  1427). 

Auf' die  Auflösung  der  Errungenscfaaftsgemeinscfaaft  finden 
die  Vorschriften  über  Auf  lösnngder  allgemeinen  G.G.  entsprechende 
Anwendung;  doch  erfolgt  die  Auflösung  der  Errungenschafts^ 
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gemeinschaft  auch  im  Falle  des  Konkurses  über  das  Termögeo 
des  Ehemannes  sowie  dann ,  wenn  der  letztere  für  tot  '^rklllrt 
wird.  Ausserdem  kann  die  Ehefrau  die  Auflösung  der  Errungen- 
schaftsj^'emeinscbaft  in  allen  den  Fällen  verlangen ,  in  welchen 
sie  die  Aufhebung  der  ehelichen  Nutzniessung  und  Verwal- 
tung 'm  verlangen  berechtigt  ist.  Ist  die  Auflösung  infolge 
des  Konkurses  über  das  Vermögen  des  Ehonuines  eingetreten, 
m  steht  der  £Sbe£raa  bis  znr  Beendigung  des  Konknrses  der  An» 
spfradi  auf  Wiederhentellnng  der  EmmgeBSchaftsgemeinscbaft 
zn.  AndeTScsdte  kann  auch  der  Ehemann  nach  Has^abe  der 
Vorschrifteii  des  gesetzlichen  ehelichen  G&terreohtes  in  den 
entsprechenden  Fällen  die  Wiederherstcllting  der  Ecmngen* 
scbaftsgemeinschaft  erlangen  (§§.  1429,  1430). 

Heieht  bei  der  Auseinandersetzung  wfgen  des  Oesamtgutes 
das  letztere  zur  Tilgung  der  dem  Gesamtgute  zur  Last  fallenden 
Gesamtgutsverbiudlichkeiten  nicht  aus,  so  hat ,  wie  bei  der  all- 
gemeinen G.G.,  der  Ehemann  allein  die  Eiubusse  zu  tragen.  Auch 
den  Gesamtgutgläubigern  gegenüber  ist  die  Ehefrau  auf  Grund 
der  KruDgenschaftsgemeinschaft  nach  der  Auflösung  ebemo- 
wenig  wie  wlhrend  des  Bestehens  derselben  persönlich  verhaftet 
(§.  1429  Abs.  1,  §.  1880). 

Nachwirkungen  der  Errnngensehaft^gemeinsohaft  im  Falle 
der  Auflösung  derselben  durch  den  Tod  eines  der  Ehegatten 
m  Gunsten  des  ttberlebenden  Ehegatten  sind  dem  E.  unbe- 
kannt. 

V.  Die  Gemeinschaft  des  bevreglichen  Vermögens 
und  der  Errungenschaft  behandelt  der  E.  als  eine 
allgemeine  G.G.  mit  der  Massgabc ,  dass  das  unbewegliche 
Vermögen,  welches  ein  Ehegatte  bei  Eintritt  der  Gemeinschaft 
hat  oder  während  des  Bestehens  derselben  durch  Erbfolge  oder 
durch  ywnilchtnis  oder  durch  Uehei-tragung  mit-  Bückneht  auf 
ein  kftnf%es  Erbredit  oder  durch  Schenkung  erwirbt,  Sonder- 
gut dieses  ISiegatten  ist.  Welche  Gegenstande  unbewegliches 
Vermögen  in  diesem  Sinne  sind,  ist  speziell  bestimmt.  Da  die 
Vorschriften  des  E.  über  die  allgemeine  G.G.  auch  den  Fall  ein- 
gehend regeln,  in  welchem  Vermögensstücke  eines  Ehegatten 
als  Sondergut  von  dem  Gesarntgute  ausgeschlossen  sind,  so  be- 
schräukt  der  E.  sich  neben  der  grundsätzlichen  Vorschrift,  dass  die 
für  die  allgemeine  eheliche  G.G.  geltenden  Vorschriften  auf  die 
hier  in  B«de  stehende  Gemeinschaft  Anwendung  finden,  nur  auf 
wenige  besondere  Bestinunungeii.^  Unter  diesm  ist  die  wichtigste, 
dass  dieToTSchriften  über  die  gütergemeinschaftliche  Erbfolge  und 
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die  mit  der  letzteren  verbundene  fortgesetzte  G.G.  auf  den  hier 
fraglichen  Güterstand  keine  Anwendung  finden  (§§.  1431 — 1434). 

Der  4.  Titel  .Eherechtlicbes  Register*  enthalt  die 
Vorschriften  Uber  die  Art  und  Weise  der  Verttffentlichang  einer 

auf  die  vermRgensrechtUchen  Verhältnisse  der  Ehegatten  sich  be- 
ziehenden Thateache  in  den  Fällen,  in  welchen  das  Gesets  die 

Veröffeutlichung  zar  Wirksamkeit  einer  Thatsache,  z.  B.  eines 
Ehevertrags,  gegen  Dritte  erfordert.  Die  VeröfFentlichung  erfolgt 
durch  Eintragung  in  ein  für  solche  Eintragungen  bestimmtes, 
von  jedem  Amtsgerichte  zu  führendes  Register.  Jede  Eintragung 
ist  voa  dem  Amtsgerichte  unverzüglich  öffentlich  bekannt  zu 
machen  (§§.  1485-1439). 

Der  5.  Titel  handelt  von  der  Auflösung  der  Ehe.  Die 
Auflösung  der  Ehe  vor  dem  Tode  eines  der  Ehegatten  kann  nur 
durch  gerichtliches  Urteil  (Scheidung)  oder  infolge  Todeserklärung 
erfolgen.  Bie^Scheidnng  ttt  nur  in  dtaa.  im  Qesetse  bestimmten 
Fällen  KalBsaig;  Ehescheidung  kraft  landesherrlicbeirMaehtTollkom' 
menheit  ist  beseitigt.  Auf  bestandige  Trennung  der  Ehegatten 
von  Tisch  und  Bett  kann  nicht  erkannt  werden.  Auch  die  zeit' 
weilige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  als  selbständiges  Tnstitat 
neben  und  als  Ersatz  der  Scheidung  bat  der  E.  nicht  zugelassen. 
Nur  in  Verbindung  mit  einem  relativen  Scheidungsgrunde  oder 
im  Wege  der  einstweiligen  Verfügung  kann  anf  zeitweilige 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  erkannt  werden  (§§.  1440,  1444, 
1462).  Das  Scheiduags-R.  des  E.  beruht  auf  dem  Grundsatite, 
dass  ein  Ehegatte  die  Scheidung  nur  wegen  eines  dem  anderen 
Ehegatten  zur  Last  fallenden  schweren  Verschuldens  rerlangen 
kann.  Es  ist  daher  insbesondere  die  Sehcidnng  auf  Grund  gegen- 
seitiger Einwilligung,  wegen  Geisteekrankheit  oder  wegen  körper- 
licher Gebrechen  eines  Ehegatten  als  solcher  ausgeschlossen.  Die 
von  dem  E.  zugelassenen  Scheidungsgrilnde  sind  teils  absolute, 
teils  relative.  Auf  Grund  eines  relativen  Scheidungsgrundes 
kann  die  Scheidung  nur  verlangt  werden,  wenn  ein  Ehegatte 
durch  die  ihm  zur  Last  fallende  Handlung  im  konkreten  Falle 
eine  so  tiefe  Zerrüttung  des  ehelichen  Verhältnisses  verschuldet 
hat,  dass  dem  klagenden  Ehegatten  die  Fortsetzung  der  Ehe 
nicht  zugemutet  werden  kann,  w&brend  bei  den  absoluten 
Scheidungsgrftnden  eine  solche  konkrete  Mfung  der  Wirkung 
des  betreffimden  Scheidungsgrundes  auf  das  eheliche  Verhältnis 
unzulässig  ist.  Als  absolute  Scheidungsgründe  sind  nur  aner- 
kannt: Ehebruch  und  die  in  den  §§.  171,  175  des  B.6tr.G.B. 
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bezeichneten  strafbareu  iiaadlungen:  Lebensnachstellung,  bös- 
liche Verlassung.  Die  relativen  Scheiduugsgründe  sind  nicht 
spezialisiert,  sondern  auf  ein  allgemeines  Prinzip  zorückgefäbxt: 
Venchuldung  eines  Ehegatten  durch  sebwere  Verletmng  der  ihm 
gegen  den  anderen  £hegatten  obliegenden  ehelidhen  Pflichten 
oder  dnroh  ehrloses  oder  nnaitüidies  Verhalten. 

Als  Beispiele  sind  herTOrgehoben:  schwere  Ifissbandlnng 
sowie  ein  nach  Schliessung  der  Ehe  begangenes  entehrendes  Ver- 
brechen oder  Vergehen.  Auf  Grund  eines  relativen  ScheidongS- 
grnndes  kann  indessen  regelmässig  zunächst  nur  die  Trennung 
von  Tisch  und  Bett,  die  sofortige  Scheidung  nur  dann  verlangt 
werden,  wenn  nach  den  üinstilnden  des  Falles  die  Aussicht  auf 
Herstellung  des  ehelichen  Verhältnisses  ausgeschlossen  ist..  Die 
in  dem  Urteile  zu  bestimmende  Zeit  der  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  kann  auf  länger  als  zwei  Jahre  nicht  bestimmt  wer- 
den. Das  Trennnngsnrtdl  bat  die  Natnr  eines  bedingten  Seh«- 
dongsurteüs.  Nach  Ablauf  der  bestimmten  Trennungsseit  kann 
der  Eh^atte,  welcher  das  Trennungsnrteil  erwirkt  hat,  auf 
Grund  des  letsterenj  jedodi  nur  im  W^e  einer  neuen  Klage, 
die  Scheidung  verlangen.  Dieses  R.  erlischt  aber,  wenn  er  von 
demselben  keinen  Gebrauch  gemacht  hat  und  auf  eine  nach  Ablauf 
der  bestimmten  Trennungszeit  von  Seiten  des  anderen  Ehegatten 
erhobene  Klage  auf  Herstellung  des  ehelichen  Leb^tr^  zu  dieser 
Herstellung  rechtskräftig  verurteilt  worden  ist  (v;§.  1441  — 1445). 

Das  IL  eines  Ehegatten,  die  Scheidung  oder  die  Trennung 
Ton  Tisch  und  Bett  zu  verlangen,  wird  in  keinem  Falle  dadurch 
ausgeschlossen,  dass  ihm  gegenUber  auch  dem  andern  Ehegatten 
ein  solches  R.  zusteht.  Das  Kompensationsprinzip  hat  der  E. 
abgelehnt.  Dagegen  wird  das  B.  auf  Scheidung  oder  auf  Tren« 
nung  von  Tisch  und  Bett,  abgesehen  yon  der  Vorschrift  des 
§.  576  der  Z.P.O.  (vgl.  die  neue  Fassung  desselben  in  der  Anm.  1 
7,u  §§.  1250  ff.  unter  II ,  5) ,  durch  Verzeihung  von  Seiten  des 
berechtigten  Ehegatten  sowie  durdi  Zeitablanf  ausgeschlossen 
(§§.  1446,  1447). 

Anlangend  die  Wirkungen  der  Scheidung  auf  die  Vermögens- 
verhältnisse der  Ehegatten,  so  hat  der  E.  für  den  Fall  der 
Scheidnng  weder  bm  dem  gesetzlichen  Güterstande  noch  bei 
dem  TertragsmSssigen  Güterstande  besondere  Grandsatie  wegen 
der  Auseinandersetsong  des  beiderseitigen  Vermögens  angestellt* 
Auch  Ehescheidungsstrafen  sind  dem  E.  unbekannt;  doch  ist  der 
allein  für  den  schuldigen  Teil  erklärte  Ehegatte  Terpflichtet»  dem 
anderen  Ehegatten,  wenn  und  solange  dieser  w^en  Vermägeas' 
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losigkeit  und  Erwerbsuntuliifjkeit  sich  selbst  zu  unterhalten  nicht 
im  Stande  ist,  den  Unterhalt  zu  gewühieii.  Diese  Unterhalts- 
pflicht erlischt,  wenn  der  bereehtigte  Ehegatte  eine  neue  Ehe 
schliettt  (§.  1454). 

Die  Sorge  flir  die  Petson  der  gemeinsehaftliehen  ^nder 
steht,  solange  beide  Ehegatten  leben,  wenn  nur  ein  Ehegatte 
für  den  schuldigen  Teil  erklärt  ist,  dem  anderen  Ehegatten, 
wenn  beide  Ehegatten  für  den  schuldigen  Teil  erklärt  sind,  in 
Ansehung  der  Töchter  der  Mutter,  in  Ansehung  der  Söhne  bis 
zum  zurückgelef^ten  6.  Lebensjahre  dor  Mutter,  für  die  späteren 
Lebensjahre  dem  Vater  zu.  Das  Vornmndschaftsgericht  kann  je- 
doch eine  audeie  Anordnung  treÖen,  wenn  dies  durch  besonder« 
Umstände  im  Inteiesse  der  Kinder  geboten  erscheint.  Im  übrigen 
werden  die  aus  der  elterlichen  Gewalt  sich  ergebenden  R.  eines 
Ehegatten  diiroh  die  Scheidiuig  nicht  berOhrt  (§.  1456,  1457). 

Für  den  Fall,  dass  anf  Trennung  von  Tisch  und  Bett  er- 
kannt oder  die  Trennung  för  die  Bauer  des  Bechtstreites  im 
Wege  einstweiliger  Verfügung  angeordnet  ist,  sind  in  den 
$g.  1459—1463  nähere,  das  Verhältnis  der  Ehegatten  xu  einander 
und  zu  den  Kindern  regelnde  Vorschriften  gegeben. 

Hinsichtlich  des  Einflusses  der  Todeserklärung  auf  dir» 
Ehe  bestimmt  der  E.,  dass,  wenn  nach  der  Todeserklärung  eines 
Ehegatten  der  andere  Ehegatte  eine  neue  Ehe  schlies-st  —  was 
auf  Grund  der  Todeserklärung  als  solcher  zulässig  ist  (§.  1235)  — , 
der  für  tot  erklärte  Ehegatte  aber  noch  am  Leben  ist,  mit 
Schliessung  der  neuen  Ehe  die  swischen  dem  für  tot  erklärten 
Eh^atten  und  dem  anderen  Ehegatten  bestehende  Ehe  aufge« 
lOst  wird,  es  sei  denn,  dass  der  letztere  bei  der  Eheschliessung 
weiss,  dass  zu  dieser  Zeit  der  für  tot  erklärte  Ehegatte  noch 
lebt  oder  dass  die  neue  Ehe  ans  einem  anderen  Grunde  nichtig 
ist  C§§.  1464,  1465). 

An  die  Wiederverheiratung  eines  Ehegatten  sind,  abgesehen 
von  dem  Einflüsse  derselben  auf  das  Verhältnis  zu  den  Vor- 
kiudern  und  auf  die  fortgesetzte  Gütergemeinschaft  (vgl.  §§.  1548, 
1660,  1558,  §.  1623  Abs.  8,  §.  1734,  §.  1408  Nr.  2,  §§.  1404, 
1242),  besondere  Nachteile  nicht  geknüpft. 

Der  zweite  Absehn  itt,TerwandtschAft,  beginnt  im  I.Titel 
mit  den  Vorschriften  über  die  eheliche  Abstammung  (§§.  1466 
bis  1479).  Ein  eheliches  Kind  ist  nicht  nur  dasjenige,  welches 
die  Ehefrau  wilhrend  der  Ehe  von  dem  Ehemanne  empfangen  hat, 
sondern  auch  dasjenige,  welches  die  Ehefrau  vor  Schliessung 
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der  Ehe  von  dem  Ebcmanne  empfangen  und  nach  Schliessung  der 
Ehe  geboren  hat  (§.  1466).  Die  Vermutung,  dass  das  von  der 
Ehetrau  geborene  Kind  von  dem  Ebemanue  erzeugt  sei,  wird 
aber  nicht  schon  darcb  die  Geburt  wfihrend  der  Ehe,  sondern 
nur  dadurch  begrftndeti  dass  die  gesetzlidi  näher  bestimmte 
Empfftngnisseit  ganz  oder  zum  Teil  in  die  Zeit  wHhrend  der  Ehe 
mit.  Wenn  jedoch  der  EäiMnann  gestorbm  ist,  ohne  die  Ehe- 
lichkeit eines  nach  Sebliessnng  dar  Ehe  von  der  ISieiraa  ge- 
borenen Kindes  angefochten  zn  haben,  ^t  die  beseiebnete  Ver- 
mutung ohne  Rücksiebt  darauf,  ob  die  Empföngniszeit  in  die 
Zeit  wahrend  der  Ehe  fällt  oder  nicht  (§§.  1466—1470).  Die 
Unehelicbkeit  eines  von  der  Ehefrau  wührend  der  Ehe  oder 
innerhalb  300  Tagen  nach  Auflösung  der  Ehe  geborenen  Kindes 
kann  nur  geltend  gemacht  werden,  wenn  der  Ehemann  entweder 
die  Ehelicbkeit  angefochten  hat  oder,  ohne  das  Ii.  der  Anfech- 
tung verloren  zu  haben,  gestorben  ist.  Das  B.  des  Ehemannes, 
die  Ehdichkeit  anzufechten,  erliseht  durch  ausdrückliche  Äner^ 
kennnng  des  Kindes,  durch  Zeitablauf,  sowie  durch  Zurflcknahme 
der  Anfechtungsklage,  Die  Anfechtung  der  Ehelicbkeit  ist  im 
einzelnen  nach  Analogie  der  Yorschriften  über  die  Anfechtnng 
geregelt  (§§.  1471-1477). 

Der  2.  Titel  enthält  die  Vorschriften  über  die  Unterhalts- 
pflicht der  Verwandten.  Eine  gegenseitige  Unterhaltspflicht 
ist  zwischen  Verwandten  in  c'^rader  Linie  sowie  zwischen  Ge- 
scbwistern  anerkannt.  Die  letzteren  haben  jedoch  gegeneinander 
nur  eiaeu  Anspruch  auf  (Jewilhrung  des  notdürftigen  Unterhaltes. 
Die  Unterhaltspflicht  der  Eltern  gegenüber  ihren  minderjährigen 
unverheirateten  Kindern  ist  eine  in  Tcrsohiedenen  Bichtungen 
intensivere,  als  die  gewöhnliche  Unterhaltspflicht.  Audi  jene 
Unterhaltspflicht  ist  indessen  nicht  als  ein  Ausfluss  der  elter^ 
liehen  Gewalt  oder  als  eine  auf  der  elterlichen  ISutzniessung 
ruhende  Last,  sondern  als  Ausfluss  der  Verwandtschaft  gestaltet, 
wenngleich  bei  der  Art  der  Regdung  auch  die  elterliche  Nutznies- 
sung  berücksichtigt  ist. 

Der  3.  Titel  handelt,  von  den;  R  e  c  h  t  s  v  e  r  h  ä  1 1  n  i  s  s  e 
zwischen  Eltern  und  ehelichen  Kindern  (§§.  1497 
bis  1561).  Unter  den  allgemeinen  Vorschriften  sind  besonders 
bemerkenswert  die  Vorschriften  über  die  Ausstattung. 
Eine  Bechtspflicht  zur  Ausstattung  ist  nicht  anerkannt.  Wird 
aber  einem  Kinde  wegen  dessm  Verheiratung  oder  Erridi- 
tung  eines  eigenen  Hausstandes  von  dem  Vater  oder  der  Hut^ 
ter  eine  den  Umstünden  des  Falles  entsprechende  Ausstattung 
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Die  elterliche  Gewalt  behandelt  der  E.  grundsätzlich  als 
eme  vomundachaftliche  Schutzgewait,  welche,  wi.  die  Alters- 
yomnndsdwft  „it  derVoU^^  eud.gt.  Auch 

l'TfT.'l  ^"^^  ^^'^  Vormundschaft  nach- 
gebildet; doch  hat  der  Inhaber  der  elterKchen  (kwalt  eine  er- 
hebhch  freiere  SteUnng,  ab  derVormmid.  Insbesondere  ist  adne 

Vertretungsmacht  v^eit  weniger  beschränkt  nnd  findet  eine  forir 
aufendo  Atifsicht  durch  das  Vormundschaftsgericht  nicht  statt 
iJas  letztere  ist  jedoch  in  erheblichen  Fällen  mm  Schutee  des 
Interesses  des  Kindes  einzuschreiten  und  dem  Inhaber  der  elter- 
lichen Gewalt  die  Vermögensverwaltung  bezw.  die  elterliche  Ge- 
walt überhaupt,  jedoch  mit  Ausnahme  der  elterlichen  Nutznies- 
»nng,  au  entsiehen  befugt  (§§.  1501-1515,  1Ö44-1553). 

Mit  der  elterlichen  Gewalt  ist  neben  der  Pflicht  und  dem 
Ä.,  sowohl  für  die  Person  als  fSir  des  Vermögen  des  Kindes 
zu  sorgen,  das  R.  der  Nntsniessung  an  dem  Vermögen  des 
Kmdes  begründet.    Auf  diese  elterliche  Nntsoiessung  finden 
mit  gewissen  Abweichungen  die  Vorschriften  Über  den  Niess- 
brauch  Anwendung.  Eine  wichtige  Modifikation  dieser  Vorschriften 
ist  insbesondere  die  Vorschrift,  dass  ein  Gegenstand  der  elter^ 
liehen  Nutzniessung  nur  so  lange  unterliegt,  als  er  zu  dem  Ver- 
mögen  des  Kindes  gehört.    Ferner  finden    anf  die  elterliche 
Nnteniessung  an  verbrauchbaren  Sachen,  vorbehaltlich  gewisser 
Ausnahmen,  die  Vorschriften  über  den  sogen,  uneigentlicben 
xfiessbrauch  keine  Anwendung  und  begründet  die  elterliche  Nutz- 
niessung  in  Ausehnnir  der  m  dem  Vermfigen  des  Kindes  gehören- 
den Forderungen,  Aktien  auf  Inhaber,  Ornndachulden  und  SSgen- 
tumerhypothekou  und  ein  R.  auf  fiesiehung  der  Früchte.  Eine 
besondere  Regelung  hat  die  elterliche  Nutzniessung  an  einem  su 
dem  Vermögen  des  Kindes  gehörenden  Erwerbsgeschäfte  erfahren. 
Gewisse  Gegenstände  sind  als  freies  Vermögen  der  elterUchen 
Nutzmessung  gänzlich  entzogen  151(5_i537y 

Eme  erbebliche  Neuerung  gegenüber  den  in  den  meisten  Ge- 
bieten bestehenden  R.  ist  die  Anerkennung  ein(r  der  elter- 
lichen Gewalt  des  Vaters  grnnds&tzUch  gleichgestellten  t..lterlichen 
Gewalt  der  Mutter.  Die  elterliche  Gewalt  der  letzteren  tritt 
regelmässig  erst  nach  dem  Tode  des  Vaters  ein;  sie  schHesst  die 
Anordnung  einer  Vormundschaft  über  das  mindeijfthrige  Kind 
aus.  Das  Vormundschaftsgericht  hat  jedoch  der  Mutter,  welcher 
die  elterliche  Gewalt  zusteht,  auf  Anordnung  des  Vaters  oder 
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auf  Antrag  der  Mutter,  in  gewissen  Fälluu  auch  von  Amts  vvegeu 
einen  Beistand  zu  bestellen.  Der  Beistand  hat  innerhalb  seines 
Wirkungskreises  die  Mutter  in  Ausübnng  der  eiterliehen  Gewalt 
zu  nnterstfttzen  nnd  ku  fiberwaohen:  bei  der  Vornahme  itewiaser 
Beebtsgesehftfte  ist  die  Mutter  ausserdem  an  die  Gendunigung 
des  Beistandes  gebunden  (§S.  1538—1548).  Die  elferiiche  Ge- 
walt der  Mutter  wird  insbesondere  auch  dadurch  beendigt,  dass 
die  Mutter  eine  neue  Ehe  schliesst;  doch  behält  sie  in  einem 
solchen  Falle  die  Pflicht  und  das  R.  der  thatsächlichen  Sorge 
für  die  Person  des  Kindes,  insbesondere  die  Erziehungs^^ewalt, 
jedoch  mit  der  Massgabe,  dass  der  Vormund  des  Kindes  in  An- 
sehung jener  Sorge  die  Stellung  eines  Beistandes  hat  (j?.  löSS), 

Während  des  Bestehens  der  Ehe  hat  die  Mutter  neben  dem 
Vater  nur  die  Pflicht  und  das  R.  der  Sorge  für  die  Person 
in  dem  eben  beseudmeten  Umfange;  im  Falle  einer  Meinungs* 
venchiedenheit  zwischen  dem  Vater  nnd  der  Mutter  entscheidet 
der  Vater  (§.  1506).  Buht  jedoch  die  elterliche  Gewalt  des 
Vaters  in  den  im  Gesetze  näher  b^ichneten  Fsllen,  so  tritt  in 
dar  Regel  schon  wlihrend  des  Bestehens  der  Ehe  an  die  Stelle 
der  ruhenden  elterlichen  Gewalt  des  Vaters  die  elterliche  Ge- 
walt  der  Miitter,  jedoch  mit  Ausnahme  der  dem  Vater  ver- 
bleibenden elterlichen  Xutzniessung        1554 — 1556). 

In  welchem  religiösen  Bekenntnisse  das  Kind  zu  erziehen 
ist,  bestimmt  sich  nach  den  Landesgesetzen  (§.  1508). 

Der  4.  Tit.  regelt  das  liecbtsverhüUnis  der  Kinder 
ans  ungültigen  Ehen  (§§.  1562—1567).  Der  E.  behandelt 
diese  Kinder»  ohne  Bucksicht  darauf,  ob  die  Ehegatten  in  gutem 
Glauben  waren  oder  nicht,  insoweit  als  eheliche  Kinder,  als  sie 
bei  Voraussetaung  der  Gültigkeit  der  Ehe  eheliche  Kinder  sein 
würden.  Der  gute  Glauben  bezw.  da  bOse  Glanben  der  Ehe- 
gatten ist  nur  auf  ihre  R.  gegenüber  den  Kindern  von  Ein- 
flni5s.  Wenn  jedoch  bei  der  Eheschliessung  die  Ungültigkeit 
der  Ehe  beiden  Ehegatten  bekannt  war  oder  ihre  Unkenntnis 
auf  grober  Fahrlässigkeit  beruhte ,  gelten  die  Verwandten  des 
Vaters  nicht  als  Verwandte  des  Kindes. 

Das  Rechtsverhältnis  der  unehelichen  Kinder 
(Tit.  5  §§.  1568—1578)  ist  gmndsitKlich  in  der  Art  geregelt, 
dass  das  unehliche  Kind  in  die  Familie  der  Mutter,  nicht  aber  in 
die  des  Vaters  tritt.  Zwischen  dem  nnehelichen  Kinde  sowie 
dessen  Abkömmlingen  einerseits  und  der  Mutter  des  Kindes 
sowie  deren  Verwandten  andererseits  bestehen  dieselben  B.  und 
Verbindlichkeiten,  wie  wenn  das  Kind  ein  eheliches  wttre,  so- 
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weit  nielit  du  Geaets  eine  Ausnahme  macht.   D«r  Mutter  steht 

die  elterliche  Gewalt  über  das  Kind  nicht  zu;  doch  hat  sie  die 
Pflicht  und  das  R.  der  thatslichlichen  Sorge  für  die  Person  des 
Kindfts  unter  der  Aufsicht  des  Vormundes  des  letzteren. 

Zu  dem  Vater  tntt  das  uneheliche  Kind,  abgesehen  von  dena 
durch  uneheliche  Verwandtschaft  begründeten  Ehehindernisse 
(§.  1236),  in  eine  verwandtschaftliche  und  familien rechtliche  Be- 
ziehung nur  insofern,  als  der  Vater  des  unehelichen  Kindes 
TOr  der  Mutter  und  den  sonstigen  Verwandten  des  Kindes  ver- 
pflichtet ist,  demselhen  his  snr  Zorftcklegung  des  14.  Lebens- 
jahres den  notdürftigen  Unterhalt  zu  gewfthren.  Als  Vater  des 
nnehelichen  Kindes  gilt  deijenige,  welcher  mit  der  Matter  inner- 
halb der  gesetclich  bestimmten  Emi^ngnisseifc  den  Bdeehaf  toU- 
zogen  hat,  es  sei  denn,  dass  innerhalb  dieser  Zeit  auch  von  einem 
Anderen  der  Beischlaf  mit  der  Mutter  des  Kindes  vollzogen  ist. 
Die  ünterhaltsverpflichtnng  des  unehelichen  Vaters  geht  auf 
dessen  Erben  über. 

Für  die  nneheliche  Mutter  wird  durch  Beischlaf  als  solchen 
oder  durch  Schwängerung  ein  Deflorationsanspruch  nicht  begrün- 
dety  auch  dann  nicht,  wenn  sie  verführt  worden  ist.  Soweit  die 
Vollziehung  des  Beischlafes  taeh  ihr  gegenüber  nach  MasQgabe 
der  allgemeinen  Grundsätze  als  ein  Ddikt  darstellt,  finden  die 
Vorschriften  Aber  Schadensersats  aus  unerlaubten  Handlungen 
Anwendung  (vgl.  §.  728  Abs.  2).  Wegen  der  Kosten  der  Ent- 
bindung und  wegen  der  Kosten  des  Unterhaltes  während  der 
ersten  sechs  Wochen  nach  der  Geburt  des  unehelichen  Kindes 
ist  jedoch  der  uneheliche  Vater  unbedingt  der  Mutter  des 
Kindes  innerhalb  der  Grenzen  der  Notdurft  Ersatz  zu  leisten 
verpflichtet. 

Das  frauzösischrechtliche  Institut  der  Anerkennung  eines 
unehelichen  Kindes  hat  der  E.  nicht  au^wommen.  Die 
Brautkinder  sind  den  übrigen  nnehelichen  Kindern  in  allen 
Beziehungen  gleichgestellt. 

Der  6.  Titel  (S|.  1579—1600)  handelt  von  der  Legitima- 
tion unehelicher  Kinder.  Die  Legitimation  erfolgt  durch 
Ehelichkeitserklärung.  Die  Legitimation  durch  Ehelichkeitser- 
klärung kann  nnr  auf  Antrag  des  Vaters  durch  eine  Verfügung 
der  Staatsgewalt  erfolgen;  sie  ist  Gnadensache.  Das  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimierte  Kind  erlangt  von  dei-  Zeit  der 
Schliessung  der  Ehe  zwischen  seinem  Vater  und  seiner  Mutter 
und  unbescbvftnkt  die  reditliobe  Stellung  eines  ehelichen  Kindes, 
das  durch  Ehelichkeitserldirung  legitimierte  Kind  erlangt  mit 
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gewissen  Besdirftnlniiigeii  die  rechütelie  Stellimg  eines  ehelicheit 
Kindes  seines  Vattf  s.  Sie  Wirkungen  dieser  letzteren  Legitimar 
tion  erstarken  sich  in  Gemässheit  jenes  Grandsatzes  auch  auf  die 
Abkömmlinge  des  Kindes,  nicht  dagegen  —  in  Abweichung  von 
jenem  Grundsatze  —  auf  die  Verwandten  des  Vaters.  Im  einzelnen 
lehnen  sich  die  Vorschriften  über  die  Le^timation  durch  Ehe- 
lichkeitserklliruTig  vielfach  an  die  Vorschriften  über  die  An« 
nähme  an  KindesHt.att  an. 

Annahme  an  Kindesstatt,  von  welcher  Arten  nicht 
unterschieden  werden,  ist  im  7.  Titel  (§§.  1601—1631)  geregelt. 
Dnrch  die  Annahme  an  Kindesstatt,  welche  einen  swiscben  dem 
Annehmenden  und  d«n  Ansnnehmenden  zu  sohliessenden  Ver- 
trag erfordert,  erlangt  der  Angenommene  mit  gewissen  Modifi- 
kationen die  rechtliche  Stdlung  eines  ehelidien  Kindes  des  An- 
nehmenden.  Die  Wirkungen  derselben  erstrecken  sich  auch  auf 
die  Abkömmlinge  des  Angenommenen,  auf  einen  zur  Zeit  dar 
Schliessung  des  Annahmevertrages  schon  voihandenen  Abkömm- 
ling und  dessen  später  »eborcne  Abk(3mmHnge  jedoch  nur 
dann,  wenn  der  Vertrag  zugleich  mit  dem  ersteren  geschlossen 
ist.  Zwischen  dem  Ancrenommenen  und  dessen  Abkömmlingen 
einerseits  und  den  \  er  wandten  des  Angenommenen  andererseits 
wird  durch  die  Annahme  an  Kindesstatt  ein  bürgerliches  Verwandt- 
sdiaftsverhaltnis  nicht  begründet 

Zur  Wirksamkeit  des  AnnslimeTtartrages,  sowie  des  Vertrages, 
durch  welchen  das  dnrch  die  Annahme  an  Kindesstatt  begrün- 
dete Yerhttltnis  aufgehoben  wird,  ist  erforderlich,  dass  die  Be- 
stätigung des  Vertrages  durch  das  zustttndige  Gericht  hinzutritt. 
Die  Bestätigung  ist  jedoch  nur  dann  zu  versagen ,  wenn  ein 
gesetzliches  Erfordernis  der  Annahme  an  Kindosstatt  oder  des 
auf  die  Aufhebung  gerichteten  Vertrages  mangelt.  Die  Pfleg- 
kindschaft ist  dem  E.  als  familienrechtliches  Institut  unljekannt. 

Der  8.  Titel:  aFeststell ung  familieniechtlicher Ver- 
hältnisse", beschränkt  sich  auf  Vorschriften  über  den  subjektiven 
Umfung  der  Rechtfikraft  des  auf  gewisse  Familienstandsklagen 
erlassenen  Urteües  (§.  1682).  Jene  Vorschriften  stdien  in  einem 
gewinen  Znsammenhange  mit  den  in  der  Anm.  zu  §.  1476  mit* 
geteilten,  zur  Aufnahme  in  das  Einf.G.  bestimmten  Ergänzungen 
der  Z.P.O. ,  die  das  Offizialprinzip  nach  Massgabe  der  Vorschrif- 
ten über  das  Verfahren  in  Ehesachen  auf  solche  Klagen  ausdehnen, 
welche  dii>  Feststellung  gewisser  anderer  familieurecbtlicher  Ver- 
hültuisse  zum  Gegenstände  haben.  Der  E.  geht  grnndsUt/lich 
davon  aus,  dass  das  auf  solche  Feststelluugsklagen  sowie  das 
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in  Eheiacheii  erkssen«  Urteil  fttr  und  gegen  Alle  wirkt  (vgl. 
§g.  1256,  1269,  1271,  1477). 

Der  dritte  Abschnitt  des  Familien-R.  enthält  dfts Vormund* 
Schafts-R.  Der  1.  Titel  handelt  von  der  Vormundscbaft  üb«: 
Minderjährige,  der  2.  von  der  über  "Volljährige,  der  3.  von  der 
Pflegschaft.  Das  Voriuundschafts-K.  des  E.  scbliesst  sich  in  den 
grundlegenden  Fragen  durchaus  an  die  preuss.  Vorm. Ordnung 
V.  5.  Juli  187 ü  au.  Auch  bei  der  Ausgestaltung  im  einzelnen 
hat  dieselbe  dem  II.  mm  Vorbüde  gedient;  doch  sind  durch  den 
Zusammenhang  des  Vörm.'R.  mit  anderen  Teilen  des  G.B.,  na- 
mentlich mit  den  YorscbTÜten  des  allg.  Teiles  Über  die  Gesch&fU- 
ftfaigkeit  sowie  mit  den  Vorschriften  Uber  die  eiterliebe  Qewalt, 
insbesondere  über  die  elterliche  Gewalt  der  Mutter,  vielfache 
Abweichungen  von  der  ^renss.  V.O.  hervorgerufen.  Andere 
Abweichungen  beruhen  auf  dem  Bestreben,  den  Gefahren,  welche 
mit  dem  auch  von  dem  E.  festgehaltenen  Grundsatze  der  Selb- 
ständigkeit des  Vormundes  und  der  Unbeschränktheit  seiner 
Vertretungsmacht  in  gewissem  Masse  für  das  Vermögen  des 
Mundei;,  verbunden  sind,  durch  geeignete  Yorschrifteu  tuunkcbsi 
XU  begegnen,  ohne  andererseits  die  mit  jenem  Prinzipe  verbun- 
denen Vorteile  au&ngeben.  Von  besonderer  Wichtigkeit  ist  in 
dieser  Einsicht  die  Vorsdirift,  dass  dw  Vormund,  in  Ermange- 
lung einer  anderwdtigen  Anordnung  des  Vormnndschafltsgeriohtes, 
die  auf  Inhaber  lautenden  Schuldverschreibungen  nml  Aktien 
des  Mündels,  mit  Ausnahme  der  Zinsscheine,  Renteukoupons, 
Gewiunanteilscheine  und  der  Erneuerungsscheine,  bei  der  Reichs- 
bank  oder  bei  einer  anderen  dazu  durch  die  Landesgesetze 
für  geeignet  erklärten  Stelle  mit  der  Bestimmung  hinterlegen 
oder,  sofern  es  zulässig  ist,  auf  den  Namen  des  Mündels  mit 
der  Bestimmung  umschreiben  lassen  soll,  dass  zur  Erhaltung  der 
hinterlegten  Papiere  some  zur  Ersetzung  der  umgeschrieben«! 
Papiere  durch  Inhaberpapiere  und  zur  Erhebung  der  letzteren 
die  Genehmigung  de«  Vormundsehaftsgerichtes  erforderlich  ist 
Bas  Vormundsohaftsgericht  kann  ausserdem  anordnen,  daSS  auch 
andere  Wertpapiere,  mit  Binschluss  der  Hypothekenbriefe  und 
Grundschuldbriefe,  sowie  Kostbarkeiten  des  Mündels  in  der  vor- 
her bezeichneten  Weise  zu  hinterlegen  seien.  Ist  nach  Massgabe 
dieser  Vorschriften  eine  Hinterlegung  oder  Umschreibung  er- 
folgt, so  kann  der  Vormund  über  die  betreffenden  Vermögens- 
gegenstände ohne  Genehmigung  des  Vormundschafli^erichts  weder 
dinglich  noch  obligatorisch  verfugen  (§§.  1670,  1671).  Auch 
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im  übrigen  sind  in  dem  E.  gegentLber  der  preuss.  V.O.  die 
F&lle,  in  welchen  rar  Wiricsamkeit  eines  Ton  dem  Tormnnde, 
oder  Ten  dem  Mtüsdel  mit  EinvilUgnng  des  Vormundes  vorge- 
nommenen Beelitsgeschttftee  die  Genehmigung  des  Vormundschafhs- 
gericbtes  bezw.  des  Gegenvormundes  erforderlich  istt  nicht  on' 
erheblich  verringert.  Namentlich  ist,  von  gewissen  Ausnahmen 
abgesehen,  zu  jedpm  Eechtsgeschtlfte,  durch  welches  ein  Anspruch, 
mit  Einschlnss  der  Hypotheken,  Grundscbulden  und  Wertpapiere, 
veräussert  oder  belastet  oder  die  Verpflichtung  zu  einer  derar- 
tigen Veräusseruug  oder  Belastung  begründet  wird,  soweit  es  dazu 
nicht  nach  besonderen  Vorschriften  der  Genehmigung  des  Vor- 
mandsoliaft^i^'ichtes  bedarf,  die  Grenehmigung  des  Gegenvormun- 
des erforderlich.  Ist  ein  Gegenvormund  nicht  bestellt,  so  tritt 
an  die  Stelle  der  Oenehmigang  des  GegenvormnndeB  die  Geneh- 
migung des  Vormnndschaltsgerichtes  (§§.  1669,  1674). 

Eine  freiere  Stellung  nimmt  der  Vormund  in  den  Fällen 
der  sogen,  befreiten  Vormundschaft  ein;  doch  sind  die  Befrünngen 
nicht  in  dem  Umfange  anerkannt,  wie  dies  nach  der  prenss. 
V.O.  der  Fall  ist  (§§.  1690—1695,  1733,  1745). 

Das  Vornuindschaftsgericht  ist  nicht  befugt,  in  Zweckmässig- 
keitsfragen  dem  Vormunde  bindende  Anweisungen  zu  erteilen; 
nur  gegen  Pflichtwidrigkeiteu  des  Vormundes  bat  dasselbe  durch 
geeignete  Gebote  imd  Verbote  einzuschreiten  (§.  1684). 

Hervonuheben  ist  noch,  dass  dem  E.  —  abweichend  von 
der  preuss.  V.O.  —  eine  gesetzliche  Vormundschaft,  insbesondo« 
auch  der  Eltern  aber  ihre  vollj&hrigen  Kinder,  unbekannt  ist. 
Als  Vormünder  sind  aber  bei  der  Vormundschaft  über  Voll- 
jährige in  erster  Linie  der  Vater  des  Mündels,  in  zweiter  Linie 
die  eheliche  Mutter  des  Mündels  berufen.  Dieselben  nehmen 
ausserdem  al«  Vormünder  ihres  volljährigen  Kindes  eine  freiere 
Stellung  ein  (§§.  1729,  1733). 

Die  Pflegschaft  ist  ihrem  Wesen  nach  eh en falls  als  Vor- 
mundschaft aufgefasst.  Auf  dieselbe  ändeu,  soweit  nicht  das 
GeseiK  ein  Anderes  bestimmt,  die  auf  die  Vormundsdiafb  sich 
begehenden  Vorschriften  entsprechende  Anwendung,  ohne  ünter' 
schied,  an  welcher  Stelle  des  G.B.  sie  sich  finden.  Wo  das  Ge- 
sets  von  ^Vormund*  oder  .Vormundschaft*  redet,  ist  darunter 
in  Ermangelung  einer  entgegenstehenden  Vorschrift  auch  der 
,Pfle<;rpr''  bezw.  die  , Pflegschaft"  verstanden.  Von  der  Vor- 
mundschatl  unterscheidet  die  Pflegschaft  sich  beiTrifTHch  nur  da- 
durch ,  dass  die  Befugnisse  des  Pflegers  sich  immer  nur  auf 
einzelne  Angelegenheiten  oder  einen  bestimmten  Kreis  von  An- 
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gelegenheiUn  besdnAnken,  während  Pfliclit  und  B.  des  Vor- 
mundes im  Zweifel  die  allgemeine  Fürsorge  für  die  Person  und 
das  YermSsIto  des  Mündels  nmfassra.  Diesen  begrifflicdien  Untere 
eeluede  entspreohend  behandelt  der  E.  —  im  Gegwisatse  zur 
preoss.  V.O.  —  insbesondere  aodi  die  vorraundschaftlicbe  Fttx^ 
sorge  für  den  Abwesenden,  da  sie  gmndsätzlicb  keine  allgemeine 
ist,  sondern  nur  anf  die  Vermögensangelegenheiten  des  Abwesen- 
den sich  bezieht,  nicht  als  Vormundschaft,  sondern  als  Pflegschaft. 

Eine  Pfiegscbaft  kann  angeordnet  werden  in  allen  Fällen, 
in  welchen  die  Voraiissetzxingen  der  elterlichen  v,  alt  oder  der 
Vormundschaft  gegehen  sind,  geeigneteufalls  kaim  auch  ein 
Pfl^er  bestellt  werden,  wenn  für  bestimmte  Angelegenheiten 
das  Bedürihis  eines  besonderen  Sebatses  benrortritt,  weil  die 
Fürsorge  des  fobabers  der  elterliehen  Gewalt  oder  des  Vormundes 
aus  einem  that^chlicben  oder  rechtlicbeu  Grunde  nicht  eintretm 
kann.  Daneben  ist  in  einer  Reibe  anderer  FXlle,  in  welobem 
ein  Gmnd  zur  Anordnung  einer  Vormundschaft  ermangelt,  die 
Zulässigkeit  der  Anordnung  einer  Pflegschaft  positiv  bestimmt, 
über  diese  speziellen  Fälle  hinaus  unzulässig.  Eine  allgemeine 
Klausel,  wie  sie  in  der  preuss.  V.O.  sich  findet,  ist  in  den  E. 
nicht  aufgenommen.  Statt  dessen  ist  gegenüber  der  preuss«  V.O. 
die  Zahl  der  besonderen  Fälle  erweitert. 


V.  Buch.  BSrbrecht. 

(§.  1749-2164.) 

Das  Erb-R.  zerfällt  in  sechs  Abschnitte  mit  folgenden  üeber- 
Schriften:  Allgemeine  Vorschriften  ;  Ivetztwillige  Verfügung;  Ver- 
fügung von  Todes  wegen  durch  Vertrag;  Gesetaliche  Erbfolge; 
Erbverzicht;  EechtssteUung  des  £rben. 

Der  erste  nur  aus  vier  Paragraphen  bestehende  Abschnitt 
enthalt  aHgemeine  Vorschriften,  ans  denen  die  Begriffsbestim- 
mungen von  Erbe,  Erbschaft,  Ei  bfall,  Erbteil,  Erbeinsetzung  und 
gesetzliche  Erbfolge  zu  entnehmen  sind. 

Der  zweite  Abschnift,  welcher  in  sieben  Titel  eingeteilt 
ist,  bezieht  sich  auf  die  lotztwilli^re  Verfügung  oder  das  Testa- 
ment, d.  h.  die  einseitige  widerrufliche  Verfiigung  von  Todes 
wegen.  Unter  letztwilliger  Verfügung  oder  Testament  wird  nicht 
«ne  mit  Notwendigkeit  die  Erbfolge  in  den  gesamten  Naehlaas 
Oe&tcalUfttt  fOr  BedhUwliMOSditft  TO.  BuniL   .  21 
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r^elnde  Dispoeition,  sondern  jede  Verfügung  Terstanden,  durch 
welche  nn  Erbe  eingesetzt,  eine  durch  das  GeseU  berufene  Per« 
Bon  von  der  I^bsehiit  ausgeschlossen,  ein  VermSchtnls  oder  eine 
Auflage  angeordnet  wird  etc. 

Den  juristischen  Personen  wird  (§.  1759)  volle  passive 
Testamentsfähigkeit,  den  snr  Zeit  des  Erbfalles  noch  nicht  em* 
pfimgen^  Personen  wird  eine  solche  Fähigkeit  soweit  zugestanden, 
dass  dieselben  als  'N'acherben  eingesetzt  und  mit  einem  Vermächt- 
nisse bedacht  werden  können  (i;.  1758).  Daneben  wird  in  dem 
1.,  „Allgemeine Vorschriften"  übersclniebenen  Titel  vornehmlich 
eine  grössere  Anzahl  von  Anslegiinc^sregeln  für  letztwillige  Ver- 
fügungen gebracht,  ein  Verfahren,  welches  mit  der  besonderen 
Natur  der  letztwilligen  Verfügungen  im  Zusammenbange  steht, 
und  wird  in  §.  1779  die  Darchfllbrung  des  rein^  Will^sdog- 
mas  ohne  die  hei  Becht^gescbSiten  unter  Lebenden  stattfindende 
Durchbrechung  dieses  Dogmas  angeordnet.  Ferner  wird  die  An- 
fechtung letztwilliger  Verfügungen  in  weiterem  ümfange,  als 
nach  den  Vorschriften  des  Allgemeinen  Teiles  sich  ^geben  würde, 
zugelassen.  Nicht  nur  die  Beeinflussung  von  aussen  durch  Be- 
trug oder  Drohung,  sondern  auch  die  Beeinflnssnng  von  innen 
durch  Irrtum  oder  unrichtige  Voraussetzung  findet  Berück- 
sichtigung. 

Besondere  Arten  der  letztwilligen  Verfügungen  sind  die 
letztwilligen  Zuwendungen  (Erbeinsetzung,  Vermächtnis)  im  Unter- 
sdhiede  von  den  Yerfügungen,  welche  eine  Entziehung  (z.  B.  des 
Pflichtteiles)  oder  anderweit  nicht  auf  Zuwendung  gerichtete  An- 
ordnungen bezwecken,  wie  Auflage,  Ernennung  eines  Testaments- 
vollstreckers etc. 

Im  2.  Titel  wird  die  letztwillige  Erbeinsetxung  behandelt, 
welche  die  Zuwendung  des  Vermrjgon.s  als  Ganzes  oder  eines 
Bruchteiles  dieses  Vermögens  hetritft.  Xach  Beseitigung  der  . 
Regel  nemo  pro  parte  etc.  werden  der  Anwachsuüg  Grenzen 
gezogen.  Dieselbe  kommt  nur  noch  in  Frage,  wenn  und  soweit 
sie  dem  Willen  des  Erblassers  entspricht  (§§.  1797—1799).  Die 
letzten  Paragraphen  des  zweiten  Titels  handeln  von  der  Ersatz- 
berufong  für  den  Fall,  dass  die  Erbeinretzung  unwirksam  ist  j 
oder  wird.  Hierbei  ist  die  Wirkung  der  Ausschlagung  und  der 
Erbunwürdigkeit  (§§.  2042,  2048),  dass  der  Anfall  der  Erbschalt 
als  nicht  erfolgt  gilt,  zu  berücksichtigen. 

Der  3.  Titel  behandelt  die  Einsetzung  eines  Nach  erben.  Die 
Nacherbeinsetzung  des  E.  l'dsst  den  ziinilch?;!  berufenen  Vorerben 
eine  Zeitlang  unter  Autgebung  des  Satzes  semel  heres  Semper 
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beres  Erbe  spin  und  alsdann  den  Voierben  durch  den  Nacherben 
als  Erben  dos  Erblassers  abgelöst  werden.  Die  Schwierigkeit 
liegt  in  der  Begrenzung  der  B.  des  Yorerben,  damit  dieser,  soweit 
«rforderlichi  über  die  Erbseliaft  verfttgeii  ab»  dcNjh  dem  B.  des 
Naoherben  keinen  Eintrag  thun  könne.  Der  E.  bringt  eine 
r  eingeboide  Begelnng  der  B.  des  Yorerben,  ans  welcher  besond«» 

hervorgehoben  zu  werden  verdient,  dass  nach  $.  1815  der  Yor- 
erbe  im  allgemeinen  dem  Nacherben  gegenüber  in  Bhnlicber 
Weise  beschränkt  sein  solle,  wie  ein  Niessbraucher  gegenOber 
demjpnig'en,  dessen  Sache  oder  R.  dem  Niessbrauche  unterliegen, 
und  dass  der  Vorerbe  zu  allen  Verfügungen  ,  welche  zur  ord- 
nungsmassigen Verwaltung  der  der  Nacherbfolge  unterliegenden 
Gegenstilnde  erforderlich  sind,  nach  §.  1823  berechtigt  sein  solle, 
dass  mithin  die  Wirksamkeit  der  die  B.  des  Nacherhen  berüh- 
renden Yerfögungen  des  Yorerben  von  äet  Entscheidiing  Aber 
die  Frage,  was  im  Yerwaltangsinieresse  erforderlich  war,  ab* 
hangt.  Bemerkoiswert  ist  andi,  dass  nach  §.  18S0  die  gegen 
den  Yorerben  ergangenen  Urt«le  gegenüber  dem  Nacherben  wirk- 
sam sein  sollen.  Den  volkswirtschaftlichen  Bedenken  gegen  die 
fideikommissarische  Substitution  wird  dadurch  entgegengetreten, 
dass  die  Nacherbfolge  nur  einmal,  und  dreissig  Jahre  nach  dem 
Erbfalle,  —  es  sei  denn,  dass  der  Vorerbe  noch  lebt,  —  nicht  mehr 
soll  eintreten  können  (§§.  1812,  181^5).  Die  Haftung  des  Nach- 
erben gegenüber  den  Erbschaftsglänbigern  nach  Alassgabe  der 
Yorschriftcn  über  das  Inventarrecht  etc.  wird  so  bestimmt,  als 
w&m  der  Nacherbfall  für  den  Naoherben  der  Erbfall  wäre 
(§.  1885).  Sowohl  Yorerbe  als  Nacherbe  haben  hiemadi  ein 
selbständiges  biTentarreeht. 

Der  4.  Titel  handelt  vom  Yermächtnis.  Die  Anordnung 
eines  Yermächtnisses  bringt  nur  obligatorische  Wirkungen  für 
den  Beschwerten  hervor  und  zwar  auch  dann,  wenn  über  einen 
dem  Beschwerten  zufallenden  individuellen  Gegenstand,  welcher 
dem  Erblasser  gehörte,  verfügt  ist.  Das  bedingte  V'erraächtnis 
wird  in  seiner  Wirksamkeit  in  ähnlicher  Weise  beschränkt,  wie 
die  Nacherbeinsetzung  (§.  1869  Abs.  1);  auch  die  Wirksamkeit 
des  YOTmiehtoisses  zu  Gunsten  einer  persona  incerta  wird  Be- 
BchrAnkungen  unterworfen  (§.  1869  Abs.  2).  Bei  Auflagen 
im  5.  Titel  —  handelt  es  sieh  vomdunlich  um  die  Bestimmung 
derjenigen,  welche  die  Erfüllung  der  Auflage  fordern  können. 
Indem  der  E.  die  Befugnis,  die  Erfüllung  der  Auflagen  m 
fordern,  auf  einen  grösseren  Kreis  von  Personen  ausdehnt  (§.  18ö8j, 
sichert  er  die  Vollziehung  der  Anordnung. 
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Bei  der  Bestimmung  der  E.  des  Testamentsvollstreckers 
—  im  6.  Titel  —  boten  sich  besondere  Schwierigkeiten ;  es  erschien 
bedenklich,  den  Erben  durch  den  Testamentsvollstrecker  gleich- 
sam wie  dnrefa  einen  fiduziar,  zu  verdiAngen  und  andererseits 
mllflsra  dem  YollBtreeker  die  B.  gegeben  werden,  welche  ec' 
forderlich  sind,  damit  er  sel1»titaidig  die  Völlsiehimg  der  An- 
(ffdnnngra  des  Erblassers  durchsetzen  kann.  Der  E.  entbtllt  eine 
eingehende  Regelung  dieser  K. ;  die  Liquidation  der  Erbschaft 
bleibt  Sache  des  Erben.  Die  Auseinandersetzung  der  Miterben 
liegt  dem  Vollstrecker  nur  ob,  soweit  die  Uebertragung  dieser 
Funktion  einer  besonderen  Anordnung  des  Erblassers  zu  ent* 
nehmen  ist  (§.  1898). 

Der  7.  Titel  betrifft  die  Errichtung  lotztwilliger  Ver- 
fügungen. Der  E.  kommt  dem  Bedürfiiisse  nach,  dass  das 
Verfahren  bei  Errichtung  letztwilliger  Verfügungen  ^nheitlich 
geregelt  werde.  In  den  §§.  1925—1981  wird  die  Testaments^ 
errichtnng  in  ausserordentlicher  erleichterter  Form  mit  he- 
sdirltnkter  zeitlicher  Wirksamkeit  zngelaasm. 

D^  ausdrückliche  oder  aus  der  Unvereinbarkeit  spftterer 
Verfügungen  sich  ergebende  Widerruf  wird  im  allgemeinen  selbst 
als  Testament  behandelt  (§.  1583,  1536). 

Der  dritte  Abschnitt  behandelt  die  Verfugung  von  Todes- 
wegen durch  Vertrag.  Der  E.  lässt  nicht  eine  jode  letztwillige 
Verfugung  auch  in  der  Gestalt  eines  Vertrages,  mit  Aufgebung 
der  Widerruf  lichkeit,  zu,  sondern  nur  die  Erbeinsetzung  und  das 
Vermächtnis.  Der  Vertrag  ist  unmittelbar  auf  die  HerTorbrin- 
gong  erbredlitlicher  Wirkungen  gerichtet  und  wird  deshalb  als 
ein  dinglicher,  nicht  als  ein  obligatoriseher  Yertrsg  behandelt. 
Einerseits  die  Vertragseigenschaft  und  andererseits  die  erbrecht- 
liche Natur  des  Rechtsgeschäftes  haben  zu  einer  Beihe  von  Be- 
stimmungen geführt,  welche  Besonderheiten  gegenüber  den  Vor- 
schriften über  Vertrage  und  gegenüber  den  Vorschriften  über 
letztwillige  Verfügungen  enthalten.  Die  nicht  unter  dem  Ver- 
tragswillen stehenden  kombinierten  Verfügungen  behalten  ihre 
Eigenschaften  als  letstwillige  Verfügungen. 

Die  Vorschriften  des  1.  Titels  des  vierten  Abschnittes 
über  die  ges6tslle1ie  Erbfolge  beruhen  auf  dem  Farentelsjsteme, 
im  Gegensatze  zu  dem  reinen  und  gemischten  Qradualsysteme, 
bei  welchem  zunftchst  die  Zahl  der  vom  Erben  zum  Erblasser 
hinführenden  Zeugungen  entscheidet  Die  erste  Parentel  oder  Linie 
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bilden  die  Abkömmlinge  des  Erblassers,  dann  kommen  die  Eltern 
des  Erblassers  mit  ihren  Abkömmlingen,  dann  die  Grosseltem 
des  Erblassers  mit  den  Abkömmlingen  und  so  weiter.  Entfern- 
tere Abkömmlinge  werden  durch  ihre  Aszendenten  ausgeschlossen 
und  toeten  nur  bei  W^^l  dümet  Assendenten  an  doren  Stelle. 
ESne  Abweichtuig  vom  reinen  Pareiiielfljstem  liegt  darin,  daas 
in  der  dritten  n.  a.  w.  Parantel  ein  fLberlebender  Gross- 
eltemteil  die  Abkömmlinge  Toirerstorbener  Ghrosselternieile  ana- 
schliesst,  nnd  dass,  wenn  sämtliche  Grosselternteile  gestorben 
sind,  der  Verwandtechaftsgrad  entscheidet.  In  §.  1970  wird  der 
Grundsatz  der  successio  ordinnm  ansgesprochen,  dass  ein  Ver- 
wandter der  vorgebenden  Linie  f^ie  Verwandten  der  nachfolgen- 
den Linie  ausschliesst.  Der  überlebende  Ehegatte  des  Erblassers 
erhält  neben  Abkömmlingen  desselben  ein  Vierteil  der  Erbschaft, 
neben  Verwandten  der  zweiten  Linie  oder  Grosselternteilen  die 
Hälfte  der  Erbsekaft  und  in  lärmangelnng  soloher  Erben  das  Ganze. 
Der  anaseUagende,  dixrch  letitwillige  YerfQgang  oder  Verncht 
ansgesokloBsene  oder  fär  erbnnwttrdig  erklärte  Intestaterbe  gilt 
als  vor  dem  Srblsaser  Terstorben.  Dem  Fiskus  wird  ein  even* 
tnelles  Erb-R.  gewährt. 

Das  Pflichtteils-ß.  —  2.  Tit.  —  gibt  den  Abkömmlingen, 
den  Elternteilen  und  dem  Ehegatten  einen  obligatorischen  An- 
spruch auf  die  Hälfte  des  Wertes  der  Intestaterbportion.  In  den 
Vorschriften  über  den  Auspnicb  anf  den  ausserordentlichen 
Pflichtteil  wird  der  Fall  berücksichtigt,  wenn  der  Erblasser  seine 
Hinterlassungspüicht  durch  Schenkungen  Terletst.  Der  Erbe 
haftet  nur,  wnm  er  mehr  erkalten,  als  ihm  ab  intestato  ankom- 
men wttrde;  im  andern  Falle  wird  äet  Anspruch  gegen  die  Be- 
schenkten  gogeben. 

Imfünften  A  bschnitte  wird  das  Institut  des  Erhverziclites 
anerkannt  und  geordnet.  Der  Erbverzicbt  ist  eine  die  Delation 
unmittelbar  ändernde  Verfügung  und  hat  daher  nicht  blos  obli- 
gatorische sondern  erbrechtliche  Wirkung.  Der  Verzicht  hat  in 
Eorm  des  Vertrages  üu  erfolgen;  er  ist  nur  zwischen  dem  Erb- 
lasser, und  dem  gesetzlichen  Erben  znltang. 

In  dem  1.  Titel  des  sechsten  Ahscknittes  (Rechts- 
stellung des  BrbeiB),  «Erwerb  der  Erbschaft*,  wird  das  Prinzip 
des  Erwerbes  yon  Bedits  wegen  mit  Anfall  der  Erbschaft  aufge- 
stellt und  im  einzelnen  durchgeführt.  Das  Ausschlagungsrecht 
schützt  den  Erben  gegen  die  ihm  durch  den  Anfall  der  Erh- 
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8ohaft  droh«ndai  Kftoliteile.  Angenommen  ist  die  Brbaehafl, 
welche  niebt  mehr  au^feschlagen  werden  kann. 

Im  Falle  der  Erbunwürdigkeit  —  2.  Titel  —  wird  dem 
Urteile,  welches  den  Erben  fttr  wbnnwflrdig  erklftrt,  unmittel- 

bare  erbrechtliche  Wirkung  beigelegt. 

Die  Vorschriften  des  3.  Titels:  »Wirkungen  des  Erbschafts- 
erwerbes,' betreffen  den  Uebergang  des  Vermögens  des  Erblassers 
auf  den  Erben;  die  Vorschriften  des  4.  Titels  sichern  die  insbeson- 
dere im  Interesse  des  abwesenden  oder  geschäftsunfähigeren  Erben 
notwendige  Fürsorge  des  Nachlassgerichtes.  Im  5.  Titel  wird 
das  Institut  des  Erb  Scheins  geregelt,  welches  bezweckt,  dritten 
Personen  die  Nachforschung,  wer  iiibe  sei,  zu  ersparen.  Der 
6.  l^tel  endlich  betrifft  den  Erbschaftsanspmoh.  Hierbei  ist  be- 
merkenswert, dass  man  überhaupt  Bestimmungen  über  die  An- 
sprüche des  Erben  ^  erforderlieh  erachtet  hat,  also  neben  den 
Singnlaransprüchen  einen  TTnirersalanspniGh  annimmt^  weldier 
gegenüber  einem  andren  Erbsohaftsprätendenten  dazu  dienen  soll, 
nadi  allen  Bicbtungen  den  dem  Erb-B.  entsprechenden  Znstand 
hinstellen. 

Der  7.  Titel  betrifft  das  Tnventar-H.    Der  E.  geht,  trotz 
des  Prinzipes  des  Erwerbes  der  Erbschaft  von  Rechts  wegen,  nicht 
davon   ans ,   dass  der  Erbe  nicht  mit  dem  eigenen  Vermögen, 
sondern  nur  mit  dem  Nachlasse  hafte.    Die  Vorschriften  über 
das  In7entar-B.  bringen  die  notwendige  Modifikation  der  Becfats- 
nachfolge  in  ffie  Aktiven  sowohl  wie  in  die  Passiven.  Die  Bechts» 
Stellung  des  Erben  in  Ansehung  der  Passiven  wird  durch  die 
Vorschriften  des  K  in  dinglicher  Weise  gegenüber  allen  Naoh- 
lassglftnbigern  bertthrt,  wenn  auch  die  Wirkungen  des  Inventar 
B.  gegenüber  einem  einzelnen  NachlasBgläubiger  im  konkreten 
Falle  sich  besonders  gestalten  können.    Die  Errichtung  des  In- 
ventares  ist  nicht  die  Voraussetzung  des  Tnventar-R.,  sondern  die 
Versäumnug  der  gehörigen  Errichtung  des  Inventars  ein  Grund 
für  das  Erlöschen  des  Inventar-R.    Auch  durch  Verzicht  kann 
das  luveutar-R.  wegfallen.  In  dem  Inventar-R.  findet  nicht  nur 
die  Eürsungseinrede  pro  viribus  hereditatis  bei  eigener  Liqui' 
dation,  sondern  auch  das  R.  dra  Erben,  dss  Konkursverfahren 
über  den  Nacfalass  herbeizuführen,  seinen  Grund.  Bas  B<  des 
61&nbigerau%ebotes,  welches  dem  Erben  nach  Annahme  der  Erb- 
schaft gewahrt  wird,  stellt  denselben  in  Ansehung  der  Verteilung 
der  Erbschaft  unter  die  Gläubiger,  welche  sich  gemeldet  haben, 
sicher.  Anderen  Gläubigem  haftet  der  Erbe  nur  mit  der  zeitigen 
Bereicherang. 
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Der  8.  Titel  (§.  2151—64)  betrifft  die  Auseinandersetzuag 
<ler  Miterben.  Die  hier  «rcgebenon  Vorschriften  sind  Ausnabme- 
vorsch l  itten  im  Vergleiche  mit  dem  regelmässigen  Kommunions-R. 
Als  Gegenstand  der  Gmueinseliaft  werden  die  einzelnen  Nachlass- 
gegenstSnde  angesehen  und  wird  daneben  ein  besonderes  Gemein* 
scbaftsverbSlinis  in  Ansehung  dar  Erbschaft  ate  eines  ganzen 
Vermögens  nicht  unterschieden.  Bei  dee  Anseinandersetonng 
kommen  Teilungsanordnung  und  insbesondere  TeilnngSTerbote 
des  Erblassers  als  eine  besondere  Art  von  letztwilligen,  selbstver» 
stÄndlich  nur  obligatorisch  wirkenden  Verfügungen  in  Betracht. 

Eine  Kollations-  oder  Ansgleichungspflicht  wird  nur  untei 
mehreren  ab  intestato  (nicht  ex  testamento)  berufeneu  Abkömm- 
lingen des  Erblassers  bestimmt.  Bedaktion. 


B.  ZeitsclirifteEüberscliau. 


Neue  Zeitschriften: 

Le  droit  d'Autear.    Amtliches  Organ  der  Union  Internat,  pour  la 

Srotection  des  Oeuvres  litteraires  etc.  KrscheiiiL  am  15.  jeden 
!onat9.  Bern,  Jent  &  Reinert.  5  fr.  (durch  die  Post  5  fr.  60  ct.) 
jährl.  (Nr.  1  entlialt  üebersicbt  über  d.  Organisation  d.  intern. 
Bureaus,  Vorgeschichte  d.  Vertrages  v.  9./IX.  1886,  Abdruck  des- 
selben, kleinere  Mitteilungen,  Bibliographie.) 
Cengnltore  ginridico  clylle  ed  ecclesiastieo«  Redaktion:  Graflsi. 
Sekretäre  der  Redaktion:  Sagnori,  SiWestroni,  Knrialbeanite. 
Adr.:  Buchhandlung  der  Propaganda  Fide.  Verlag:  Florenz, 
Ciardi,  Borgo  Albizi.  2mal  monatlich.  Jährl.  7  fr.  Will  ina- 
besond.  Quellonsammlung  f.  kirchl.  R.  sein.  Nr.  1  n.  2.  enth. 
u.  a.:  Gesetz,  v.  U/VII.  1887  (ZehntabschaiTung").  Kultusfonds- 
direklion  v.  21.i'XL  1887  u.  1^1.  1888  (Zuschüsse  für  Pfarrer). 
Entwarf  d.  Str.Q.B.  Kassationshof  Rom  betr.  Niesbranch  der 
Pfründeninhaber,  Gütereinzielmng  u.  s.  w.  Päpstl.  Kotariatg- 
ordnung  f.  d.  Vatikan  v.  24.yLX.  1887.  Kongregationserlasse  betr. 
Rentenumwandlang,  Patronak,  Bradenehaften  etc.  Abhandl.  1.  7 
Cod.  de  omni  agro  deaerto  (IIb.  XI  tit.  58)  n.  a.  w. 


Kouvelle  Rerne  historique  etc.  Xll.  1.  Wallon,  Laboulaye. 
Girard,  les  aetions  noxales.   Brataila^  dtade  aar  l'article  72 

des  Tipnges  de  Barcclone.  Rebouis,  cotitumes  de  Castel-Amon- 
reux  et  de  Saint  Pusiour  en  Agenais.  Fournier,  la  qucstion 
dea  faussee  D^cretales. 

Zeltschr.  f.  vergl.  Rechtsw.  VII.  3.  Kohler.  über  d.  R.  d. 
Australncger.  Ueber  d.  R.  d.  Papuas  auf  Neu-Guineau.  Ueber 
d.  R.  d.  Goaiiioiinndianer.  Dea  R.  d.  Armenier.  Ladenburg, 
internation.  Weclisel-R.  __„_ 

Altpreass.  Monatsschr.  N.  F.  {R.  Reicke  u.  E.  Wiehert.)  LZXjL 
7.  u.  8.  Fischer,  Theten  n.  Strafe  e.  Schwindlerin  in  Kdniga- 
berg  im  Jahre  1646. 
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Neaes  Lansitz*  Ma^aicin.  LXIIl.  2.  Korechelt,  d.  Strafen  d.  Vor- 
sefl  in  d.  Oberlftvsfti. 

Jvrist«  Zeitschr.  f.  El^ass-Lothrlng-en.  1887.  Grunewald,  Nach- 
bildnog  T.  Kunstwerken  durch  ein  anderes  Verfahren,  S.  220  bis 
224.  Rüder.»  VerteOvagsverrahreii  betr.  d.  unbewegl.  Vermögens» 
wenn  nur  ein  Gläubiger  eingetragen  ist  S.  304  f. 

Zeitschr.  f,  franz.  Zhil-R.  XVII.  Seng,  Entziehung  d.  elterl.  Ge- 
walt wegen  Missbraucha  S.  llo.  Frantz,  gesetzl.  Alimentation 
S.  126.  Johnen,  Wirkung  des  Zwangsverkaufs  S.  148,  Marken- 
schutz, Verjährung  S.  152.  I-olie,  C.  c.  2277  u.  2278  S.  336. 
Scherer,  Mietpiivileg  S.  525  u.  684.  XVIII.  Köhler,  Schen- 
kung oder  Gemeinschaftsklausel  S.  155,  Roppoi  t  des  dettee  8. 814. 
Wein  rieh,  Reichshaftpflichtgeset'/  §.  3  8.  163. 

Jurist.  Blätter.  XVll.  1.  2.  Ilellman n,  d.  chikanöse  Rechtsaus- 
übung u.  ihre  Bekämpfung  durch  die  Oesetzgebung.  Exner, 
über  Brinz.  1.  Jahressrhan.  3.  Hardt  1  jr.,  zur  Ausmessung  d. 
Pflichtteils.  4.  6.  Sedldcek,  d.  ölTentl.  Gut  im  Grundbuch. 
5.  Fleischer,  Pflichtteilsbemessung.  6.-9.  Finger,  d.  Züch- 
tienngs-R.  u.  dessen  Missbrauch.  6.  Jurist.  Gesellschaft  (.Bekker, 
Klassen  d.  Rechtsgeschäfte). 

Oesterr.  Gerichtszeitung.  XXXIX.  1.  J.  W.,  z.  Anwendung  d. 
Str.Pr.O.  2.  §.  4  d.  Exekutionsnovelle.  3.  Gern  er  th,  d.  sogen, 
höhere  Strafsatz  bei  Verbrechen.  4.  Welche  Behörde  ist  zur 
Ausstellung  v.  Armutszeugnissen  kompetent?  5.  Zur  Anwen» 
dung  d.  Str.Pr.O.  (Geldstrafen). 

Oesterr.  Centralblatt  f.  d.  Jurist.  Praxis.  VI.  1.  Geller,  Ein- 
fluss  neuer  Gesetze  auf  schwebende  Rechtsverhältnisse.  Schiefer, 
z.  Revision  d.  H.G.B.  2.  Kav5ic^  Zinsenlauf  der  auf  e.  Be- 
deckungskapital gewiesenen  Forderungen.  (Beihefl:  CHI.  f.  Ver- 
waltungspraxis. IV.  1.  Ulbrich,  Begriff  u.  Methode  d.  Ver- 
waltungs-R.    Gell   r   Freizügigkeit  u.  Anweisungs-R.) 

Zeitschr.  f.  sehivef/er.  R.  N.  F.  VII.  1.  Vischer,  d.  Rückgriff 
d.  Bürgen  nach  Tii  2  ^  Abschn.  IV:  d.  schweizer.  Obligationen-R. 

Hi*fner    über  d.  Verpfandung  grundversicherter  Forderungen. 

Themis.  1888.  T.  49.  Nr.  1.  Brenkelman,  de  urtikelen  8  en  18 
▼an  de  Wet  Tan  21  December  1861  (Staaisblad  Nr.  129).  Andri 

de  la  Porte,  nog  irt-  naar  aanleidin^^  van  artikel  37  2.  lid 
van  het  Wetboek  van  Strafrecht.  Hoogoliet,  heett  het  over- 
lijden  of  het  outslag  Tan  den  vf)ur^et  ten  gevolge  dat  de  toe- 
zinde  voogd  zijne  bediening  verliest?  Aaltensen,  het  presi- 
diaal  verlof,  lot  het  leggen  van  arrest  onder  daden.  Eyssell, 
du  angmiddelen  in  het  rekeningproccs:  artikel  772  BeehtSTOr^ 
dering.  Naber,  de  vindex  by  de  in  ine  vocatio.  He'ems- 
kerk,  de  Rykspeusionfondsen. 
TMikrlft  af  JnrMfska  fVnBlngen  i  Finiaii«.  XXHI.  4.  1887. 

Grotenfelt,  bidrag  tili  tnlkningen  ef.  §.  28  in  strafTlngen  för 
finskor  militären.  Gummerus^  säljäres  skyldighet  att  ansvara 
för  den  salda  varans  beskalfenhet.  F.,  landmftteiikomitens  be- 

tiinkundc. 

11  diritto  commorciale.  VI.  1.  Calamandrei,  degli  usi  mercantili 
contra  legem.  Olivieri,  il  viai  della  merce  vendnta  e  spe- 
dita  900.  l'arL  70  codice  di  comm.  Sacerdoti,  art.  790  cod. 

di  conmi. 

Zeitschr.  f.  GerichtsTollzieher.   II.  d.  Pollack,  Zustellung  e. 

Arrestbefehls  betr.  Anspruch  auf  Herausgabe  v.  Transportgütern 

Segen  d.  preuss.  Eisenbahnütikua.  4.  Voss,  einige  besünd.  Fälle 
.  Freigabe  u.  d.  RQckgabe  ft-dgegebener  POndangsgegenetSade. 
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Gerlchtssaal.  XL.  3.  4.  Medem,  d.  Problem  d.  Strafzumessung. 
Müller,  Auekandschaftung  u.  Verrat  v.  Staatsgeheimnissen. 
Reiffei,  noch  einmal  die  Oesamtstrafen.  Scherer,  d.  Code  d*in- 
struction  criminelle  u.  d.  Reiclis-U.  v.  Kirchenheim,  d.  Dt  'ikt 
f&higkeit  von  Verbandspersonen.  Sejdel,  d.  in  Bayern  geltende 
Dienststraf-R.  Majer,  x.  span.  Strafgesetsentwnrf.  Seefeld, 
aus  d.  österr.  Verbrecherstatistik. 

Archiv  f.  Straf-R.  XXXV.  4.  Wyszomirski,  Yorverlahren  u. 
Hauptverfahren.  Sperling,  Beitr.  s.  Reform  d.  Schwurgerichte. 
Durcliholz,  Betrachtungen  Ub.  Strafnbraessung.  Faid, deatsehe 
Kriminalstatistik  1885.   Sorot,  StralKumessung. 

Uuere  Zelt.    1888.    Fuld,  d.  neuesten  Angriffe  auf  d.  Straf- R. 

llrenAoteil.    1888.  5.    Ans  der  Strafrecht^pflege.    (Wie  Liszt  in 

in  seiner  Rektoratsredc  —  C.Bl.  VI,  89  ~-  erkennt  Verf.  li. 
gegenwartige  Ausbildung  d.  Juristen  f.  d.  Str.R.  nicht  iür  aua- 
reichend. Diejenigen,  welche  d.  rein  privatrechtl.  Schulung  d. 
Juristen  f.  d.  Beste  erachten,  seien  meist  solche,  die  selbst  im 
öffentl.  R.  nicht  mehr  als  die  Bihiimg  einer  „höheren  Tochter" 
besitzen.) 

Zeitschr.  f.  KIrchen-R.  XXII.  2.  Weiland,  d.  Konstantin.  Schen- 
kung. Mejer,  Nichtzugehörigkeit,  konfessionsverwand (er  Aus- 
länder zu  d.  inll&nd.  ian deskirchlich.  Gemeinschallcn.  ▼.  D5rn* 

berg,  §.  31b  d.  preuss.  Kirchenordnung. 

Ble  ijChristliche  Welt".    (.Leipzig,  Grunow.)    II.  6.  Prozess 

Thilmmet*  Wiemann. 
Archiv  f.  kathol.  Klrchon-R.   1888.  1.  Landaner,  Württemberg. 

GeseU  V.  24./V1.  1Ö87.    übrig  u.  Stiegel,  Geläute  kathol. 

Glocken  bei  protest.  Beerdigungen  in  Bayern.  Vering,  rechU. 

Natnr  d.  Inkorporation.  Schlichting,  galiz.  Volksschnlgesetz- 

gebung.    Renard,  österr.  Congruagesetz.   Entsch.  d.  Cougr.  d. 

Frop.  F.,  Cougr.  ritunm,  Congr.  condlii  etc. 
Btlnimen  a.  Maria  LrmIi*  1887.  9.  10.  Cathrein,  Privateigei> 

tum  u.  Natur-R. 

Bulletin  eecl.  de  Strashonrg.  (Le  Rons.)  1887.  IHe  Straasburger 
Diözesansynoden  v.  1345  6.  12—188  f.,  von  14S8  S.  152—211  f. 
tt.  1482  S.  266-292  f. 

Beme  d'AIsace.  (Paris,  Fisehbacher.)  1887.  Roy,  allgem.  Sehnl- 
pdicht  in  Mompelgard  u.  im  jelziijen  Frankreich  8.  438-'458. 
Rencker,  J'Al.sace  feudale  1632— 17'JO  S.  44—172. 

Roy.  cath.  d.  Alsace.  (.Rixheim,  Sutter.)  1887.  Ehemal.  Akademie 
Molsheim  S.  175-257.  Sacrilige  8. 129  f.  Tranformalare  S.  62. 

Brangel.  •  Protestant.  Kirchenbote.  (Strassbnrg.)  1887.  Neue 
kirchenpolit.  Gesetze  Frankreichs  S.  118.  Reform.  Kirche  Metz 
6.  116.  Gegenreformation  in  Sela  n.  s.  w.  S.  174  u.  355.  To« 
leranzedikt  1787  S.  285.  GemeiDdewabl  d.  Pfarrer  im  alten 
Straesburg  S.  380. 

Tie  «Mtl«iine.  1887.  Montet,  enseignement  religieux  &  Gi- 
n^ve  8.  97.  Organisation  financiöre  de  Figliae  röformte  syno- 
dale S.  184. 

Zeitschr.  f.  kathol.  Theologie.  1887.  3.4.  Blöher,  d.  geheimen 

Sunden  in  d.  altchristl.  Buasdis/4p>lin. 
Bonltore  del  Contenzioso.   1887-   Grassi,  assegni  sul  bilancio 

dello  stato  S.  106.    Espnlsione  dei  Qesniti  8.  118.    LegatI  a 

?copo  di  i)enefl(-enza  S.  168. 
Preuss.  YerwaltUDgsblatt.  (Berlin,  Heymann.)  IX.  19,  Entwurf 

einer  Kreisoidnung  etc.  für  8ehlcewig>HolsteiB. 
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Deutsche  Gomeindezeitang.  1887.  Nr.  52.  Die  rechtekundigea 
Bürgermeister  (bildet  Insofern  e.  Beitrag-  z.  Frage  d.  Reform  d. 
juribt.  Studium.^,  als  behauptet  wird,  d.  gegenwärtige  Ausbil- 
dung der  Juristen  macke  diefielbeu  uafähig  zur  Leitung  eines 
st&dt  Gemeinwesens). 

Dentsehe  Revne.  XIII.  1.  Lamezan,  das  R.  und  d.  Gesellschaft. 
Gessner,  Fortschritte  im  Völker-K.  Das  Uebermass  d.  Schrift» 
liehkeit  in  d.  Rechtsptlcge  n.  Verwaltung. 

Allg.  konseryative  Monatschrift.  XLTV.  9-12.  E.  A.  v.  Güler, 
Erinnerungen  aus  d.  2^1Iparlanient  (viel  neue  Mitteilungen,  auch 
V.  Staatsrecht!.  Interesse,  enthaltend). 

Das  Tnllcswohl.   T^PP    >i  6.  Böhmert,  Entmündigung  d.  Säufer. 

Der  russ.  Ctedaake  CHuskaja  Mysl).  188Ö.  9.  Filippow,  das  Ge- 
wohnheits-R.  d.  Volicea  als  histor.  Material. 

Der  Nordische  Bote  (Sscwerny  Westnik).  1SS7.  5.  G.  Szulgin, 
d.  Ausbildung  der  Leibeigenschart  in  Kleinrussland  im  17.  und 
16.  Jahrh.  7.  Filippow,  zeitgenössische  AofseiehnunffeB  d. 
Gewulmheits  R.  u.  ihre  charakteristischen  Eigentftmlichkeiten. 
12.  Fonomarew,  d.  alte  R. 

I>er  Bee1»ftc1iter  (Mabljndatel).  1887.  7.  Grebenszezikow^  das 
Institut  d.  „erwählten  Leute"  in  d.  müskauischen  Periode.  A  .  d. 
Stadt,  tt.  landscbafü.  Selbstverwaltung  in  d.  Augen  d.  Centi-al- 
gewalt.  18.  Unsere  Wahlcensi.  Grebensscsikow^  d.  Wissen- 
schaft]. Verirrungen  der  Kriminalpsychiater. 

Warsehauer  UniTersitätsnaehriehtea.  6.  Badsinski,  d.  Meineid. 

Der  Enropilsclie  Bote  (Westnik  Sewropf).   1887.   13.  Reüssier^ 

d.  Landprcmcinde  u.  ihre  jetzige  Lage. 

Der  rass*  Bote*  (Hrsg.  v.  Frau  Katkow.)  1887.  8.  Fuchs,  d.  Beform 
der  CJa8tls-)Refonn  von  1864. 

Jnristiseher  Bote  (Juridiezeski  Westnik),  Moskau  1887.  9.  Ale- 
xandrenko,  aus  d.  Geschichte  d.  en^L  Universitäten.  10.  Ta- 
rassow,  d.  Organisation  d.  Administrativjustiz.  Szcz egl o witow, 
d.  Prokurator  bei  d.  Voruntersuchung.  Osträkow,  d.  Abfassung 
V.  Anklagen  durch  d.  Prokureure  gegen  deren  Ueberzeugung. 
Hurowsew,  d.  schöpferische  Kraft  d.  Jarispradenz  (Kohlerj. 
Fuchs,  z.  Frage  über  d.  Bedeutung  d.  Expertise  im  Strnfprozcss. 
10.  Remdel,  d.  deutschen  Uei-ichte  im  baltischen  Grenzlande 
am  Vorabend  ihrer  Aufhebung.  11.  Liczkow,  z.  Frage  Aber 
d.  Gemeinde.  Obeinski,  d.  Initiative  d.  Gesellschaft  in  d.  Sphäre 
d.  Staates.  Stojanow,  z.  Frage  Uber  d.  Entstehung  d.  Institute 
des  Vermögens-  u.  Obligationen-R.  Drihl,  d.  Psychologie  d. 
Verbrechensfähigkeit.  Ssolowoi.  d.  staatl.  Schutz  d.  Arbeiter 
in  d.  Goldwäschereien.  Szcz e gl o  w  i to w,  d.  Abfassung  d.  Pro- 
tokolle in  Strafsachen.  Ssuworow,  d.  Verschiedenheit  kathoL 
n.  evangel.  Anffa-ssung  über  d.  Verliültnis  v.  Staat  ii.  Kirche  (nach 
Kolli).  Die  Statistik  d.  Gefangnis.se  in  Russland  iu  d.  Jahren 
18S;J-1885, 

Journal  f.  Privat-  u.  Straf-Il.  (Shurnal  ^r,-ashdau.skawo  i  ugolow- 
nawo  prawa).  St.  Ptbg.  1887.  7.  Gordon,  z.  Frage  über  Teil- 
nahme am  Verbrechen.  Lichaczew,  d.  Vertrag  Ritsdands  mit 
England.  Gorodiski,  Baokunterschleif.  8.  Grebenszcziko w, 
d.  Friedensgericht  in  Petersburg.  Mettel,  d.  Verfahren  in  Sachen 
betr.  Fälschung.  Mysz,  d.  Erb-R.  d.  Ausländer  in  Russland. 
Sliosberg,  d.  finnländische  Projekt  eines  Strafgeselsbuches* 
Smirlow,  d.  Bestätigung  U.  Testamente. 
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G.  Nene  ErschemimgeiL 

^""^  ^'-^  ^^^^  erschienen  oder  bei  der 

Redaktion  eingegangen  (JeUtere  mit  •  bezeichnet). 

1.  Deutsclie  Bücher  nud  BrosebOreD. 

*Enneceru8,       Rechtsgeschäft,  Bedingung  n.  Anfan^termin  I  Tl 
Grundlagen    Marburg,  Elwert.    304  S    6  M. 

'Gle^;n''R':t'^*?Ä  ^^^'"^^ 

^^'^Au/GrunJÄ  gemein,  preus..  Privat-R. 

5   Anfl            ^'  ^-  l           V.  M.  E.  Eccius.    3.  Bd. 

XVnt'577  S    1o''m'°  ^^"^""«'^             ^^r.  1887. 

*H^Jhenb^r*f"RT^^^  Hamburg,  Richter.  2     40  P£ 

Hergenrothcr,  Prinzipien  d.  Kirchen-R.    Programm  d.  LyzeumB' 
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April— Mai  1888. 


Wem,  das  deutsclie  Volk  an  der  Gruft  aanes  grossen 
Kaisers  WiUielmLj  welcher  am  9.  Hftrz  1888  ans  dieser  Zeit- 
liehkeit  abgerufen  wurde,  trauert,  und  wenn  die  schnell  ver 
breitete  Kunde  ▼om  Ableben  dieses  Herrschers  das  ganze 
Erdenrund  erfftUte,  so  wird  es  gestattet  und  geboten  sein, 
dass  auch  unser  Organ  bei  diesem  weltgeschichtlichen  Er- 
eignisse nicht  schweigt.  Gibt  es  nun  auch  im  Auslande 
so  manchen  Leser,  dem  nie  ein  anderes  deutsches  Blatt, 
als  das  unsere  au  Gesiebt  kommt,  so  ist  es  doch  nicht  un- 
sere Au%abe,  auf  die  politische  Bedeutung  der  Begiemng 
Wilhelms  X  einzngdien.  Wie  gewaltig  der  Gegensatz 
zwischen  dem  Beginn  d^  sechsiger  Jahre  und  der  heu- 
tigen Zeit,  das  ist  audi  in  fernen  Weltteilen  bekannt. 
Damals  als  König  Wilhdm  den  Thron  bestieg  (2.  Januar 
1861)  hiees  es  wohl  mit  Becht: 

Deutschland  aber  wo  li^  es»  ich  webe  das  Land  nidit  zu 

finden, 

Wo  das  gelehrte  beginnt.  hSrt  da«  poUtiache  auf. 

Heute  aber,  nachdem  der  Kaiser  entschlief^  der  fast  unser 
ganzes  Jahrhundwt  durchlebt  und  der  die  letzte  Hälfte  des 
selben  mit  seinen  Thaten  erfüllt  und  gestaltet  hat,  heute, 
wo  Segenswunsch  und  Heilruf  Friedrich  III.  entgegen- 
tönt, da  ist  Deutsdiland  als  eine  Weltmacht  anerkannt;  es 
ist  «n  Hort  des  Y5lkerfriedens,  und  seine  ideale  und  wissen- 
schaftliche Bedeutung  ist  getragen  und  gestfitst  durch  die 
politische  Macht. 

Wir  hier  wollen  nur  eine  Seite  der  Begiemng  des 
verblichenen  Kaisws,  welche  in  keinem  Berichte  der  Tages- 

CtatcalUtaitt  fSr  BA«htowl«i«M^ill.  TII.  Baad.  22 
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presse  gewürdigt  wurde,  hervorheben:  die  Bedeuttinj?  für  das 
Rechtsleben  des  deutschen  Volkes.  Wi:»bl  darf  man  sagen, 
dass  mit  dem  9.  Mürz  1888  eine  reiche  und  gewaltige  Epoche 
unserer  deutschenRechtsgeschichte  abgcscblossen  ist. 
Welch'  eine  Wandlung  zeigt  die  Gesetzgebung  der  letzten 
27  Jahre.  Eine  Rechtseinheit  ist  erreicht  wie  sie,  nach  den 
Worten  der  kaiserlichen  Thronrede  vom  22.  Dezember  1876, 
zu  keiner  Periode  unserer  Geschichte  bestand,  und  noch  gerade 
in  den  letzten  Tagen  der  ruhmreichen  und  weisheitsvollen  Re- 
gierung Kaiser  Wilhelms  I.  wurde  der  Entwurf  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuches  amtlich  versendet,  sodass  dieses  Werk  einst 
auf  Kaiser  Wilhelm  zurückgeführt  werden  kann,  wie  das  preuss. 
Land-R.  als  posthumus  des  grossen  Friedrich  II.  erschien.  Und 
abgesehen  von  diesen  die  Rechtseiuheit  begründenden  oder  vor- 
bereitenden Thaten,  abgesehen  von  der  Einheit  des  Verfassungs- 
lebens, des  Militiir-  und  des  Straf-  und  Prozess-R.  etc.  ist  in  der 
Regieningbzeit  Wilhelms  I.  fast  das  ganze  öffentliche  und  private 
R.  neu  geschaffen:  der  Einheit  der  Rc  ii  lisvei  fassnng  folgte  die 
Umbildung  des  Verwaltungs  R.,  die  Schaüuug  des  , Rechtsstaats*: 
das  evangelische  Kirchen-R.  erhielt  neue  Grundlagen,  und  ein 
Blick  auf  die  von  Wilhelm  I.  erlassenen  Gesetze  etc.  ergibt, 
wie  Staat  und  Kirche,  Wirtschaft lichps  und  Rechtsleben  ja  wie 
alle  Gebiete  mit  neuen  Ideen  erfülli  wurden. 

Wir  wollen  und  können  dies  nicht  ausführen :  unserm  Grund- 
satze, mit  wenig  Worten  viel  zu  sagen,  wollen  wii-  aueli  hier 
getreu  bleiben  und  glauben,  es  wird  unsern  Lesern  erwünscht 
sein,  die  Bestätigung  des  (Jesaglen  aus  der  folgenden  Ueborsicht 
der  preuss.  und  der  Reichsgesetzgebung  zu  eni  nehmen.  Wir  haben 
versucht  einige  Marksteine  in  der  Entwickeluug  des  deutschen 
Verfas;>ungs-  und  Rechtslebens  im  folgenden  /,u  verzeichnen.  Dies 
•wird  genügen;  denn  mehr  wie  je  gilt  von  der  durch  diese  Ta- 
bellen entrollten  gesetzgeberischen  Thätigkeit  unter  Wilhelm  L, 
dem  wsten  deutschen  Kaiser  deutscher  Nation,  das  Wort: 


FACTA  LOQVVNTVR. 


üeberaicht  der  GeseUgebung  unter  Wilhdn,  I.  gg^ 

7    1  V«*  ^*  J       AblnderuDg  der  Portotaxe. 
^   21  r         •  ^^'^^  Marinemi„isteriu..s. 
01  n  Grundsteuer. 
,    21.  G.  betr.  EiDfahrung  der  Gebaudesteuer. 

JuLi  2  ^  p '  ,  r  f  4w  Beditsweges. 

^-        ^^"^«"^»JT  Gewerbeordnnng. 

Gesetzbuch.  «»IMIMS- 

Juli  19.  Ucwerbesteuero-psptz. 

Okt    4.  Eeglement  .uA'erordaung  ttber  äi»  WMm 

oO.  Mai  1849. 

1862  Pebr  17  Si^r"'^?''         ^""^^"^  (^t^atsanz.  S.  2059). 

S         »«^«^«eglement  für  die  Eisenbahnen. 

Mto  19.  Brlass  an  das  Staatsminiaterium  über  die  Grund- 
I8ß9  M  •        n  »egierung  (Staateanz.  S.  503). 

18t>4  i^ebr.  1.  G.  betr.  Aufhebung  der  lex  Ana»ta.ianl 
»    15.  G.  betr.  Aktiengesellschaften. 
,    22.  V.  betr.  Verhütung  des  Znaammenatosses  YOn 

Schiften  auf  8ep. 

Mäw  26.  G  betr.  Rechtsverhältnisse  der  Schiffsmannschaft. 

OA  ^^■^^^"'"J^"      mehreren  Prorinaen. 

»    äO.  BfIms  betr.  Priseüieglement. 
Aug.  22.  Cl«afer  Konyention. 
»    30.  Friede  su  Wien. 

1865  April  10.  G.  betr.  Begelung  der  schles.  Zehntverfassung. 
JWai   1^.  Intel-nationaler  Telegraphenyertrag. 

Juni  24.  Berggesetz. 

„    2i'.  (i.  betr.  Konsulargerichtsbarkeit. 
Aug.  14.  Konveutiun  zu  Gastein. 
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Sept.  14.  ludemmtKtsgefletz. 

nJ.  To  ^•^®**'-'^®^"»^^f"»«V-Hannoveretc.initPreussen. 
Ukt.  18,  BrlasB  betr.  Ebfllhrnng  der  Wehrpflicht  in  den 

neuen  Provinzen. 

„    15.  Wahlgesetz  tür  den  Reichstag  des  nordd.  Bundes. 

Dez.  24.  G.  betr.  Vereinigung  Schleswig- Holsteins  mit 

Preussen. 
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1875  Pebr.l3.  R.G.  betr.  Naturalleistungen. 
n    17.  R.G.  betr.  GrossjÄhrigkeit. 

März  14.  Reichsbanko-escty'. 

jnai         ö.  betr.  Stolgebiihren. 

»    81.  G.  betr.  geistliche  Orden. 
Juni  18.  Aufliebung  der  V.U.  Art.  16,  16,  18 

•  20.  G.  betr.  Vermögeosverwaltung  der  katholischen 

Kircaengemeinden. 
»    29.  Provinsialordnimg. 
JuK    2.  Strassengesetz. 

.     3  G.  botr  die  Terwaltungsgeiiohtsliarkeit 

»      4.  (j.  betr.  die  Altkatholiken. 

•  5.  Vormundschaftäordnung. 

»      6.  G.  betr.  Schutzwaldungen. 

.    12.  G.  betr.  Geschäftsföhigkeit  Mindeijähriger. 

•  25.  V.  betr.  Viehseuchen. 

iQ.7i»  T****"       ^«»Ordnung  und  Wehrordnun^. 
1876  Jan.    9.  10.  11.  E.G.  betr.  geistiges  Urheber-R. 
»  20.  General^odalordnung. 
Febr.  26.  Strafgesetmorelle. 
Apa-Ü  7.  R.G.  betr.  Hilfskassen. 

n  ^    8.  R.G.  betr.  Gewerbeordnung. 
Juni   ;?  G.  botr.  die  evangeUsche  KirchenTerftegnag, 

n         G.  betr.  die  Vrn-einigung  Lauenburgs. 
Juli  26.  Zuständigkoitsgesetz. 
1Ä79  ^^^'^  jL.otsensicjaaIordnung. 

1877  Jan.  27.  CöriohtSTerfassungsgesetz. 
»   30.  ZiviJpraessordsiuig. 
Febr.  1.  Stnl^iosessoidniuig. 

>»    10.  Konkarsordniuig, 
Mttra  17.  Oes  t/  betr.  Zeugbaus  in  Berlin. 

n    19.  G.  betr.  Teilung  der  Provinz  freossen. 
Aprilll.  R.G.  betr.  den  Sitz  des  Reichsgerichts. 

Mai    2.  G.betr.LandesgeaetzgebunginElsass-Lotliringen. 

«    26.  Patcütgesetz. 

ie>»  ^*^'  Untersuchung  von  SeeunföUen 

1878  Febr.  27.  G.  betr.  Beblauskrankheit. 

Marz       ö.betr.BrriclitangderOb.Landes-u. Landgerichte. 

n    13.  G.  betr.  Unterbringung  verwahrloster  Kinder. 

,    17.  R.G.  betr.  StellTertretiuig  des  Selchskaiulen. 
April  15.  Forstdiebetablgesetz. 
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18  7S  April  24.  Aasführungsgesetz  zum  Ger. Verf.  6. 

JoBt  4.  vnd  OtB.  Ii,  BvtMW  bvtr.  StoUTvrtratoog  noA 
AniMira  dmelbcn. 

Juni  18.  Gerichtskostengesetz. 
,    94.  Gebfihrenordniing  f.  GerichtSToUzieber. 

,    30.  Desgl.  für  Zengen. 
JuH    1.  Rechtsanwaltsordnimg. 

,     17.  Gewerbeordnung. 
Aug'.    7.  Erlass  betr.  Geschäftskreis  der  Ministerien. 
Okt.  21.  Sozialistengesetz. 
Nov.  15.  Kirchengesetz  für  Posen. 

1879  März    4.  G.  betr.  Zwaugsvolktreckung. 

,    11.  G.  betr.  Befähigung  z.  bOfaeren  Verwaltungsdienst. 
.  y    14.  Hinterlegungsordnung. 

9    29.  Sebiedmaansordnung. 
April  2.  G.  betr.  Bildung  Ton  Waaaergenossensebaften. 

9     9.  G,  beb*.  Abttndenmg  der  DianplinargesetM. 
Miu  13.  G.  betr.  Brrichtung  v.  Laadesknlturrentenbanken. 

,    14.  Nahrungsmittelgesetz. 

,     29.  G.  betr.  Rechtsverhältnisse  der  Studierenden. 
Juni  21,  G.  betr.  Anfechtnii  j  von  Rechtshandlungen  etc. 
Juli    i.  R.G.  betr.  TerluMäun^  Elsass-Lothrmgens. 

,     10.  R.G.  Konsulargerichtsbarkeit. 

,     16.  R.G.  betr.  Tabakbesteuerung. 

»    23.  G.  betr.  Aenderung  der  Gewwbeordnung. 
Sept.  28.  V.  betr.  Bevision  in  Zivilprozesaen. 

1880  febr.  18.  G.  betr.  Verfahren  in  Auseinandersetzungssafihen. 

s    24.  6.  befar.  H9le-B.  in  Hannover. 
April  1.  Feld-  und  Porstpolizeigesetz. 
Mai    6.  R.G.  betr.  Aenderung  des  Militttrgesetaes. 

,    24.  Wuchergesetz. 

„     31.  R.G.  betr.  authentische  Erklärung  dos  So3uaI.Ge8. 
.Tuni  23.  R.G.  betr.  Aljwelir  von  Viehseuchen. 
Juli  14.  Kircbenpolitisches  Gesetz. 

ff    26.  G«  über  Organisation  der  allgemeinen  Lfandes- 
Terwaltung. 

,    27.  Evangelisdie  Traunngsordnnng. 

»    80.  EvangelisehflsEjrcbengesetsbetr.VerietKnngkireh- 
licher  Pflichten. 
Aug.   2.  G.  betr.  Verwaltungsgerichtsbarkeit. 
Nov.    3.  Konvention  betr.  Packetaustausch. 

1881  Febr.  2.  G.  betr.  Höfe-R.  für  Lauenburg. 
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188:  Ma«  10.  a  betr.  ßiass  der  Klassensteuer  etc. 
-    1 7.  G.  betr.  Pfandleihgewerbe. 

Mai  22.  R.G.  betr.  Küstenfriwlitfehrt 
.    23.  BG.  beü  Geschäftssprache  des  Landesaiuaohnsses 

iur  EL^ass-Lothringen. 
Ju»i  19./21.  R.(,  „rt, 

i..  -tteichssteinpelgesetz. 

*    20         ^t'  t'"'"""-^  ''''  ö^^erbeordnung. 

,oo«  2        '  "«Wauskonvention. 
1882  Febr.  18.  B.G.  betr.  Beru&totisük. 

In  l'^'         ^•"*^>''««  Zollanschluss. 
Apnl  30.  Landguterordnung  för  Wertfalen. 

'  of  l:         ^^^^^^^^"^  der  NordseefiBcherei. 
»    tJi.  iiirchenpolitisches  Ge«ete. 

1ABO  i""'  Zolltarif. 

1888  Mä.^  26.  G    betr.  Auftebung  der  untersten  Stufen  der 

KJassensteuer. 

»    19.  R,a.  betr.  Keichekriegshufen. 
Jttli    1.  E.G.  betr.  Gewerbeordnung. 

*  10.  Landgüterordnung  ftr  Brandenburg. 

»    JJ.  Kircbenpolitisches  Gesetz. 

,    18.  G.  betr.  Zwangsvollstreckung  m  das  unbeweg- 
hebe  Vermögen  (Subhastationsordnung), 

*  on     •  Staatsschuldbuch. 

Aug.   1.  G.  Uber  Zuständigkeit.  ^ 

*  .^^^  ifirche  in  Hannover 

.    20.  G,  betr.  BBftigmwe  derStrombauverwaltunggegen- 
über  den  Uftrbeflit«ern,  ****  *^ 

100.  Marineordnung, 
1884  Febr.2a.  G.  betr.  Höfe-R.  für  Hannover. 

März  12.  R.G.  betr.  Stimmzettel  für  Wahlen. 

über  Nordseefiftjherei. 
J«ai     3.  K.G.  betr.  Prisenprerichtsbarkeit. 
,  6.17.  Kreis-  und  Provinzialordnung  für  HannOTer. 
9    18.  B.G.  betr.  Zündhölzer. 


1 


Digitized  by  Google 


298   Beilage  z.  GealralblaU  Mr  Rechtswissenschaft.  Vn.  Bd.  8.  Heft. 

1884  Juni    1.  R.G.  betr.  Hilfskasseu. 

^      9.  R.G.  betr.  Sprengstoffe. 

„    18.  R.G.  betr.  Betrieb  des  Hufbeschlaggewerbes. 
Juli    6.  UnfUlTerstclieruigsgesetK. 

.    16.  B.G.  &ber  Feingehalt  der  Gold-  u.  Silberwaren. 

.   18.  AktiennoTeUe. 
Des.    8.  B.Q*  b^.  Gewerbeordnung. 

1885  Jan.  28.  R.G.  betr.  Aenderung  der  Krankenverneharang. 
M&rz  H.  G.  betr.  Vertretung  des  Fiskus. 

„    31.  R.G.  betr.  Aenderungen  des  Militärgeset/.es. 
April  6.  R.G.  betr.  Po<;tdampfschiffsverbindangenmit  über- 
seeischen Liindern. 
Mai    1'^.  R.G.  betr.  Steuervorgütung  für  Zucker, 
j,    20./24.  G.  über  Veräusserung,  ZusammeDleguug  etc. 

im  Gebiete  des  rhein.  R. 
,    22.  B.G.  betr.  Zolltarif. 

,    26.  B.G.  betr.  Schatz  des  Papiers  fttr  Beichskassen- 
scheine. 

»    28.  B.G.  betr.  Ausdehnung  der  ünlaU-  u.  Kranken- 

Versicherung. 
„    29.  R.G.  betr.  Reichsstempelabgaben. 
Juni  7.8,  Kreis-  nnd  Provinzialordnung  für  Hessen-Nass&u. 

Juli  27.  Kommuniilnotsteuergesctz. 

,     29.  G.  betr.  Spiel  in  ausserpreuss.  Lotterien. 

1886  März  15.  E.G.  betr.  Fürsorge  für  Beamte  etc.  bei  Betriebs- 

un&llen. 

.    17.  B.G.  betr.  BeebtsreirliiltnisBe  in  den  deutschen 

Sobutzgebieten  (Kolonialgttseti). 
,    17.  B.G.  betr.  §.  137  des  G.V.G. 
«    19.  G.  betr.  Kirchenverfaasung  der  evangeL  Kirche 

in  Kassel. 

,    28.  B.G.  betr.  Heranziehung  der  Militärpersonen  xu 

Gemeindpabgaben. 
Apnl21.  R.G.  betr.  Pensionen. 

„    23.  R.G.  betr.  Abänderung  der  (iewerbeorduung. 
,    26.  G.  beir.  Beförderung  der  deutscheu  Ansiede- 

lii]ig«R  in  Posen  etc. 
,    28.  B.G.  betr.  Anspruch  des  Statthalters  Ton  EIbrss- 

Lothringen. 
„    30.  R.G.  betr.  §.  809  der  Z.Pr.O, 
Mai    3.  B.G.  betr.  Unzulässigkeit  der  Pftindung  von  Bisen- 

babnfahrbetriebsmitteln. 
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1886  Mai    5.  B.G.  betr.  Unfall*  etc.  Vemchernng  in  Forste  und 

Landwirtschaft. 
,    21.  B.6.  betr.  Abfloderang  der  kirchenpolitiBeben 

Gesetze. 

Juni  24.  E.G.  betr.  Begründunn^  der  Herision  in  bürger- 
lichen Rechtsstreit  igkeiten. 
,    29.  G.  betr.  Geuieiudeabgaben  der  Militärpersonen. 

Juli  ol.  Kreis-  und  Provinualordnung  für  Westfalen. 

Sept.   9.  Vertrag  betr.  internationalen  Verband  zum  Schutz 
des  Urheber-Ii. 

1887  Jan.  26.  MilitirtranBportordnung. 

Febr.  IS.  V.  bete.  Vereidtgong  kathol.  BichOfe. 
MSrz  11.  B.G.  betr.  FriedenspriiseiLZBtSrke. 

„    30.  R.G.  betr.  Anleihe  für  strategische  Bahnen. 
April  23.  E.G.  betr.  Seminar  für  orientalische  Sprachen. 

B    29.  Kirchenpolitisches  Geset?.. 
Mai  25,  V.  betr.  ärztliche  Standesvertretung. 

,  ■  26.  G.  betr.  Volksschullaston. 

,     oO.  Kreisorduung  f.  d.  Eheinproviuz. 
Juni  1./8.  Provinzialordnuug  för  die  Bheinprovins. 

I    17.  B.O.  betr.  Fürsorge  für  Witven  etc.  der  HiUtörseto. 

n    25.  B.G.  betr.  Besteuerung  des  Branntweins. 

,    25.  B.O.  betr.  zinkhaltige  Gefttsse. 
Juli    7.  E.6.  betr.  Aendemng  des  Kolonialgesetzes. 

,      9.  E.G.  betr.  Besteuerung  des  Zuckers. 

,      9.  E.G.  betr.  Unfallversicherung  bei  Bauten. 

,    12.  E.G.  betr.  Kunstbutter  (Margarin). 

„     13.  E.G.  betr.  Unfallversicherung  der  Seeleute. 

1888  Febr.  11.  R.G.  betr.  Aenderungen  der  Wehrpflicht. 

„    il.  Militürtrausportorduung  (im  Frieden). 

„    20.  B.G.  betr.  Aufnahme  einer  Anleihe  f&r  Zwecke 
der  Verwaltung  des  Beichsheeres. 

,    27.  B.G.  betr.  Binföhrnng  der  Gewerbeordnung  in' 
ElssdS-Lothringen. 

I    28.  B.G.  betr.  Untei*stützung  der  Familien  einge- 
zogener Landwehrleiifc»  etc. 
März   5.  E.G.  betr.  Erlasfi  der  Witwen-  und  Waisengeld- 
beiträge. 

,      5.  Allerh.  Erlaas  betr.  Auiuabme  einer  Anleihe  nach 
Gesetz  vom  20.  Februar. 
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«Itt  HMt  tüh  2>;2  BüROu.  —  Preis  des  Jahrgangs  12  Mark.  < 
durch  »Ue  Badüiuidliiiigen  und  PoaUiutalteii. 


A.  BesprechiuigeiL 


I.  Allgemeines  und  Bechtsgeadiichte. 

Y«  Römie.    Ergänzungen  und  Erläuterungen  des  allge* 
meinen  Land-B. 

Bereits  bei  dem  Erscheinen  der  ersten  Lieferungen  dieses 
bedeutsamen  Werkes  ist  in  dieser  Zeitschrift  auf  dasselbe  bin- 
gewiesen  worden.  Zur  Zeit  liegm  der  1.,  2.  twd  4.  Band  toU« 
endet  und  vom  drittel  die  ersten  drei  Lieferungen  vor.  Die 
Art»  wie  der  Verf.  seine  Arbeit  eingerichtet  bat,  ist  sebon  Mher 
näher  dargelegt.  Wir  wollen  daher  nur  kurz  angeben,  dass  er 
ohne  Wiedergabe  des  Gesetsestextes  zu  den  einzelnen  Para* 
graphen  des  Land-R.  alles  zusammenträgt,  wodurch  entweder 
die  betr.  Vorschriften  aufgeli(ilirn,  bezw.  geändert,  oder  ihr  Sinn 
und  Verständnis  erläutert  und  erklärt  wird.  Nicht  bloss  die  dem 
Land-R.  folgende  Gesetzgebung,  sondern  auch  die  Wissenschaft 
und  die  Lidicatur  wird  iii  erschöpfender  Weise  verwertet.  Die 
wesmtlidisten  neueren  Gesetze  sind  in  ihrem  Wortlaut  sum  Ab* 
druck  gelangt.  Wenn  audi  Ober  kurz  oder  lang  ein  neues 
Deutsches  bürgerliches  Gesetzbuch  der  Arbeit  einen  gronen  Teil 
ihrer  praktischen  Brauchbarkeit  entziehen  wird,  so  wird  sie  doch 
nicht  bloss  für  die  in  Kraft  verbleibenden  preussiseh-partikular* 
rechtlichen  Materien  ihren  Wert  behalten ,  sondern  auch  ein 
bleibendem  Zeugnis  für  die  tiefe  Sachkenntnis  und  die  Schati'ens- 
kraft  des  Verf.  ablegen.  Meves. 
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Beauregard,  0.  Legislation  itaiienne.  Organisation  ju- 
diciaire  et  analyse  du  Oode  üivil.  Paris,  Pichon  1887. 
423  S.    6  fr. 

Auf  dem  Gebiete  des  intern atioiialen  Privat-R.  und  der 
vergleichenden  Rechtswissenschaft  herrscht  gegenwärtig  ein  reges 
Leben.  Jahr  für  Jahr  erscheinen  unter  der  Leitung  der  Soc. 
de  14g.  comp,  nicht  nur  Berichterstattungen  Aber  die  Gesetzge- 
bung aller  KnlturlSnder ,  sondern  andi  rnnsterglütige  Ueberset» 
snngen  analttndischer  Gesetzbücher,  und  unter  der  Leitung  Clnnets 
ist  das  Journal  du  droit  int.  das  bedeutendste  Organ  för  die 
Kenntnis  und  die  Pflege  des  internationaloi  Privat-B.  geworden. 
Dem  gleichen  Bestreben,  die  Kenntnis  auswärtigen  R.  in  wei- 
teren Kreisen  zu  verbreiten,  verdanken  wir  auch  die  Annales 
de  droit  commercial,  das  Werk  über  die  Faillites  von  Thaller, 
und  das  vorliegende.  B.  legt  seinen  Studien  das  italien.  Zivil- 
gesetzbuch 7,n  Grunde,  wie  Felix  Bing  den  seinigen  in  dem  so- 
eben erschieneueü  Buche  ,La  soeiete  anonyme  en  droit  italien" 
das  italien.  Handelsgesetzbuch.  Italien  hat  in  der  Zeit  von 
wenigen  Jahrzehnten  mxki  nur  die  politische  Einheit  omingen, 
sondern  eine  Zivil*  und  Handelsgesetzgebung  geschaffen,  welche 
die  hdchste  Anerkennung  verdienen.  Nicht  mit  Unrecht  wendet 
daher  B.  diesem  Lande  und  seinen  neuesten  Sohdpfungen 
seine  warme  Teilnahme  zu.  Sein  Buch  zerfällt  in  drei  Teile, 
von  denen  der  erste  einen  UeberbUck  über  die  Geschichte  des 
R.  und  der  Kodifikationen  in  Italien  enthillt  von  den  Zeiten 
der  Kölner  bis  zu  Erlassung  des  einheitlichen  Zivilgesetz- 
buches. Der  Verf.  schildert  die  zahlreichen  Koditikationsversuche, 
welche  im  Laufe  des  17.  u.  18.  .Jahrhunderts  in  Italien  stattgefunden 
haben,  die  vorübergehende  Einführung  des  Code  Napoleon  und 
die  Wiedereinführung  der  früheren  Gesetzbücher  in  den  verscbie' 
denen  italien.  Staaten.  Der  zweite  Teil  ist  der  Geriehtsorgani- 
sation  Italiens  gewidmet,  wahrend  der  dritte  eine  sorgfiLltige 
Analyse  des  Cod.  civile  italiano  enthllt.  Demselben  liegt  dei* 
Iranzös.  Code  civil  zu  Grunde;  die  vereinigten  Anstrengon- 
gen  aber  der  tüchtigsten  Köpfe  Italiens  liessen  dem  nationalen 
"Werke  alle  Verbesserungen  zu  srute  kommen ,  welche  sich  im 
Laufe  der  Zeit  als  notwendig  oder  zweckmässig  erwiesen  hatten. 
Dieselben  werden  von  B.  überall  hervorgehoben ,  so  dass  die 
Verschiedenheiten  beider  Gesetzbücher  überall  deutlich  zu  Tage 
treten.  Kfinig. 
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Post.  Afrikanische  Jnrispriidenz.  Ethnologiseh-juristische 
Beitrage  zur  Kenntnis  der  einbeiinischeu  R  Afrikaa.  2  Teile 
in  einem  Bande.  Oldenburg  u.  Lripzig,  Scbnlse.  1887. 
XVI  u.  480  u.  222  u.  XXX  S.    geh.  10  M. 

Aufgabe  des  Werkes  ist  es  nicbt ,  den  ungehenren  StoflF  zu 
erschöpfen,  sondern  eine  Unterlage  7a\  schafien,  auf  welcher  eine 
afrikanische  Jurisprudenz,  weiterbauen  kann.  Trotzdeni  Afrika 
da.s  bunteste  Gemisch  von  Völkern  verschiedenen  Stararaes  ent- 
hält, bieten  die  liechtssitteu  hinlüngliche  Gleichförmigkeit,  um 
in  systematischer  Anordniuag  dargestellt  zu  werdm.  Znsanuneii- 
stellang  des  auf  jedes  Volk  insbesondwe  Bezüglichen  wird  durch 
«n  umfangreiches  Begister  ermöglicht,  üeberall  reproduziert  der 
Vorf.  die  Quellenbelege  genau  in  ihrer  eigenen  oft  ungdenkigeii 
und  namentlich  unjuristischen  Fassung;  auf  diese  Weise  wird 
strenge  und  gerechte  Kontrole  des  Behaupteten  durchwegs  er- 
mttglicbt.  Kap.  T  behandelt  in  aller  Kürze,  wozu  die  Bürftigkeit 
des  StoÜes  nütigt,  die  11  e  ch  ts  quell  eii  —  Gesetze,  Gewohn- 
heiten ,  Präjudi/ien .  Willkür  und  Billigkeit  und  das  rezipierte 
fremde  R.  Kap.  II  unifasst  unter  dem  Titel:  „Die  allgemeinen 
Grundlagen  der  sozialen  Organisation",  fünf  Haupt* 
stücke:  1.  Die  geschleohtsgenossenschaftlidbe  Organisation  (Vw> 
wandtschafta^^stome,  Geschleohtsgenossenschaft).  2.  Die  gaugenoS' 
senschaftliche  Organisation  (Die  Palaven.  Der  Krieg).  8.  Die 
herrschaftliche  Organisation  (B.  der  Unfreien,  Häuptling  und 
Königtum).  4.  Gliederung  der  Bevölkerung  in  Klassen,  Kasten 
unrl  Stände.  5.  Die  Fremden.  Als  Teil  II  folgt  die  Darstellung 
der  Vertassungsforroen.  der  Regierung,  der  Justizverwaltung,  der 
Finanz-  und  Kriegsverfassung,  Teil  lU  das  Personen-R.  (Ge- 
burt, Pubertät,  Weiber,  Alte  und  Schwache),  Teil  IV  das  Fa- 
rn ilien-R.  (Arten  des  ehelichen  Zusammenlebens.  Entstehung 
der  ehelichen  Verhältnisse.  Die  ehelichen  V^Sltnisse  wtthrend 
ihres  Bestandes,  AuflSsong  der  ehelichen  Verhältnisse;  —  end- 
lich: Die  auBSorehelichen  Verhaltnisse). 

Der  2.  Band  enthMt  das  Brb-B.,  das  Bache-,  Buss-  und 
Straf-B.,  das  Prozess-R.,  sowie  das  Vermögens-R.  (1.  Kap.  Be- 
sitz-R.  an  beweglichen  Gütern.  Die  R.  an  Grund  und  Boden; 
2.  Kap.  Forderungs-R.  unter  specieller  Berücksichtigung  jedes 
einzelnen  Vortrages.)  Das  Werk  verarljoitet  eine  unglaubliche 
Menge  an  iMaterial,  überall  nach  den  in  den  frühereu  Werken 
des  Verf.  durchgeführten  Grundsätzen.  Die  Natur  der  Arbeit 
bringt  es  mit  sich,  dass  vieles  einen  fragmentarischen  Eindruck 
macht,  da  die  Nachriditen  über  verschiedene  Institutionen  nicht 
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von  gleicher  Genauigkeit  und  Reichhaltigkeit  sind.  Viel  Neues 
findet  sich  in  den  Abschnitten  über  Verwandtschaft,  Unfreiheit, 
sowie  im  zweiten  Teil  über  Verfassung  und  Verwaltung.  Die 
weitgehende  Gliederung  des  Stoffes  macht  ihn  für  spätere  ü'or- 
schnngen  besonders  brauchbar.  Auch  das  Straf-R.  ist,  der  über- 
l  wiegend   kriminalistischen  Natur    primitiven   R.  entsprechend, 

relativ  ausführlich  behandelt  (Bd,  II  S.  20 — 96).    Am  wenigsten 
bi«tet  d«r  Abschnitt  „  Vermöge os-B." ,  denen  dfirftige  Berfidnlohti* 
gung  bereits  SiisseirUöh  dnrdli  den  Umstand  anöUlt,  dass  ihm 
j  nieht  mehr  als  20  Seiten  gewidmet  sind.  Die  B.  an  Gnmd 

und  Boden  werden  S.  166—175  dargestellt  in  7  kurzen  Para- 
graphen. Auch  die  Darstellung  der  Forderongs^B.  ist  skinsenhaft. 
Beispielsweise  über  den  Kaufvertrag  wäre  mehr  und  genaueres 
Material  zu  finden  gewesen.  Auch  hier  wäre  der  Fall  des  Brautr 
kaufs  nicht  ohne  Nutzen  herbeigfizogen  worden. 

Wir  wollen  indes  an  dem  AVerke  nicht  mäkeln.  Das  ge- 
wünschte Bessere  soll  nicht  des  Guten  Feind  sein.  Au  der  rela- 
tiven Dürftigkeit  und  Kürze  der  einzelnen  Paragraphen  einer  Schrift, 
welche  über  700  Seiten  zählt,  keine  Phrasen  oder  sonstigen  Ballast 
enthielt,  wird  man  aieh  erst  des  ganzen  gewaltigen  Umfang 
der  gestellten  Angabe  in  ihrem  Uissyerhlltuis  zu  dem  noch 
ni^t  genügenden  Stoff  bewusst.  Der  letatMe  wird  sicher  mit 
steigender  Schnelligkeit  ergfinzt  werden.  Inzwisehen  würden 
wir  es  als  besonders  günstig  erachten,  wollte  der  Verfasser  die 
übrigen  Weltteile  in  derselben  Weise  wie  Afrika  behandeln. 
Sein  Werk  ist  für  spjitere  Forschungen  Orientierung.s-  und  in 
vielen  Fällen  Quellenwerk,  denn  die  grosse,  darin  verwertete 
Litteratur  ist  in  solcher  Vollständigkeit  nur  wenigen  Bevorzugten 
zugänglich.  Dargun. 

Koehme,  C.  DieGeschlechtsyerbindungen  der  Unfreien 
im  frftnk.  B.    (Ünteorsuchung  zur  deutschen  Staats-  u. 
Rechtsgeschichte,  herausgegeben  t  u  0.  Gierke,  Hft.  22). 
Breslau,  Koebner.  1888.    36  S.    1  M.  20  Pf. 
Die  Abhandlung  ist  ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Rechfcs- 
parömie:  ^Das  Kind  folgt  der  ärgern  Hand'  (schon  1.  Kib.:  gene- 
ratio  Semper  ad  iiiferiora  declinetur).  Der  Verf.  beschränkt  sich 
auf  Darstellung  des  fränk.  R.  im  merowingischen  und  karo- 
lingischeu  Reich,  benützt  hierbei  die  übrigen  Stammesreehte  nur 
aur  Vergleichung  und  zu  Analogieschlüssen.  An  die  Aufzählung 
und  Gestaltung  der  rechtlich  möglichen  Geechlechtsrerfoindungra 
dauernder  Art,  namentlich  zwischen  Frden  und  Unfreien  sdiliesst 
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sich  die  Erörterung  der  Rechtslage  der  diesen  GeBchleofatsrer^ 

Verbindungen  entsprossenen  Kinder.  Den  dem  genannteu 
Sprichwort  zu  Grunde  liegenden  Rechtsgedanken  sieht  der  Verfc 
r>.]^  Resultat  einer  Praxis  an,  welche  zunächst  im  Gegensat?:  7um 
geltenden  R.  von  der  Verkneehtung  des  freien  Eliegattcn  bei 
der  Verbindung  desselben  mit  einem  Unfreien  abgegangen 
war  (S.  23). 

Der  Yeff.  konstatiert  für  des  frftak.  B.  auch  den  Fall 
der  Kebeehe,  Minderebe  (Eeni  zur  1.  SaL:  honemo  [bonüuo] 
lower  8ort  of  marriage).  Im  YerhKltnis  zweier  Freioi  ist  es 
die  Ehe  ohne  Hundiom,  wBhrend  der  Name  Kebsehe  vielleidit 

richtiger  beschränkt  wird  auf  das  eheähnliche  Verhältnis  iiwieehen 
dem  Herrn  und  seiner  eigenen  Unfreien.  (Die  Untersuchung 
von  Julius  Ficker  in  den  Mitteilungen  für  Österreich.  Geschichts- 
forsch.  Ergänz. -Bd.  IT  S.  455—542  kf^nnt  der  Verf.  noch  nicht.) 
—  Ein  laps.  calami  tindet  sich  auf  S.  21  Z.  28,  vgl.  S.  19  N.  78. 

V.  Salis. 

Brofl,  B,  Bisegno  di  una  storia  letteraria  del  diritto 
romano  del  Medio  Eto  ai  tempi  nostri,  con  speciale 
riguardo  airitalia.  PadOTa,  Drucker  e  Senigaglia.  298. 

Die  oinge  Schrift  ist  die  Anteittsvorlesung  einer  Beihe  von 

Vorträgen  über  die  Litterargescbidste  des  r.  B.»  die  äex  Verf.  an 
der  Universität  von  Padua  hält. 

Nach  einigen  einleitenden  Betrachtungen  über  die  Bedeutung 
und  Verbreitung  des  juristischen  Sttidiiim.s  auf  Italien.  Universi- 
täten im  M.A,,  beklagt  der  Verf.  das  Fehlen  einer  Geschichte 
des  r.  R.,  wie  es  in  den  Büchern  dargestellt  und  den  Gerichts- 
höfen Italiens  vom  M.A.  bis  zur  Jetztzeit  gepflogen  wurde.  £r 
hetcmt  die  allgemeine  Wichtigkeit  dieser  Geachiehte,  da  das  r.  B. 
einen  der  Faktoren  italienischer  Kultur  bildet,  tuid  die  Littorar^ 
gesdhifdito  desselben  zugleich  den  ürq»mng  eines  Hauptteüs  des 
gegenwirtigeu  Studiums  der  Rechtswissenschaften  ausmacht.  Dem 
Verf.  entgeht  die  Schwierigkeit  solcher  geschichtlichen  Darstellung 
nicht.  Er  gibt  eine  allgemeine  Uebersicht  derselben  in  Perioden: 
1.  Die  vorbolognesische,  über  die  es  bedeutende,  besonders  deutsche 
Detailarbeiten  gibt.  2.  Die  bolognesische  (der  Glossatoren),  die 
scbou  von  Savigny  ins  hellste  Licht  gestellt  ist,  aber  doch  noch 
zu  besonderen  Untersuchungen  Raum  lässt.  3.  Die  der  Gommen- 
tatoren,  Ton  Aooursins  bis  Ende  des  15.  Jahrhunderts,  über  die 
die  Litteratnr  sp&rlicher  ist.  Noch  geringer  sind  die  Arbeiten 
für  die  Zeit  der  gelehrten  Juxiq»rudenz  (die  4.  Periode).  Folgt 
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dann  dte  Periode  des  natlirlidien  K.,  und  endliob  die  der  histo- 
rtachfiii  Sdiiile.  —  Den  Sdhlnss  der  mteressanten  Sehiift  bildet 

ein  Wort  über  die  Universität  Bologna  und  das  boTorstehende 
Jnbilftam  ihrer  Gründung,  das  im  Mai  d.  J,  gefeiert  wird. 

G.  Fusinato. 


II.  Privatreciit. 

Eoblery  J.  Zar  Lehre  Ton  den  Pertinenzen.  (Jahrbüoher 
fttr  Dogmatik  Bd.  26,  8.  1—184.) 

Die  rechtliehe  Bedeuiang  der  Pertinenzqaalillt  bnuht  darauf, 

dass  die  Zweckvarhindung  verschiedener  Sachen  im  Interesse  der 
Kultur  li^,  dass  eine  Aaflfisnng  einer  solchen  durch  Zweck- 
Verbindung^  geschaffenen  Organisation  und  eine  Zersplitterung 
der  durch  den  Zweck  verbundenen  Sachen  zugleich  den  Kultur- 
verband der  Sachen  löst  und  die  Erreichung  derjenigen  Kultur- 
zwecke hindert,  welchen  die  Sachen  in  ihrem  Zusammenhange 
dienen  sollen.  Nicht  die  Willkur  des  einzelneu  ,  sondern  allge- 
meine Knltarzwecke  sind  die  Schöpfer  der  Pertinenzprinzipien. 
Der  Charakter  der  Pertinenzqnalitttt  ist  daher  der  einer  Sachen- 
rechtlichen  Besiehnng  nod  die  Anschauung,  welche  alles  in  den 
wirkEchen  oder  prUsumtiven  Individualwillen  stellt,  ist  yerfehlt. 

Im  r.  R.  ist  der  Pertinenzbegriff  nur  unTOllständig  ent- 
wickelt, und  es  ist  namentlich  die  Unterscheidung  von  Sacbteilen 
und  Pertinenzen  nicht  scharf  durchgeführt  worden.  Diese  Schei- 
dung i<?t  aber  notwendig,  da  die  Theile  einer  Ssiche  keine  selb- 
ständigen Kechtsobjekte  sind ,  in  bezug  auf  dieselben  höchstens 
ein  Trennungs-  und  Repristin ations-R.  besteht,  wahrend  an  der 
Pertinenz  selbständige  Rechtsbeziehungen  bestehen  können.  In 
besag  auf  GebSnde  ist  zu  sagen,  dass  alle  Dinge  Teile  des  Hauses 
sind,  welche  mit  dem  Bauwerk  in  physisoheir  Terbindung  stehen 
und  dasu  dienen,  das  Haus  am  VMTollstBndigen ,  d.  h.  daiyenige 
SU  bieten,  was  snr  Bestimmung  des  Hauses  als  solchem  gehffrt. 
Ferner  ist  Teil  des  Hauses  da^enige,  was  zwar  nicht  dazu  nötig 
ist,  den  Begriff  des  Hauses  zu  vervollständigen  und  seinen 
Charakter  herzustellen ,  was  aber  mit  dem  Hause  in  eine  der 
Balltechnik  entsprechende  strenge  innige  Verbindung  tritt,  welche 
bewirkt,  dass  der  Gegenstand  mit  den  begriffsmässigen  Teilen 
dee  Hauses  ein  Ganzes  bildet.    Was  dagegen  nur  aufgestellt, 
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montiert,  angenagelt,  eingelassen  ist,  dm  ist,  sofera  es  aicht  den 
Begriff  des  Hauses  vervollständigt,  kein  Teil  des  Hauses,  sondern 
liöclistens  Fertinenz  desselben.  Ob  letzteres  der  Fall  ist,  hängt 
von  den  GnudsStzen  des  FerüneuZ'B.  ab. 

Die  Pertinenzqualit&t  entsteht  in  der  Begel  nur  dann,  wenn 
derjenige,  der  die  Verbindnng  bewirkt,  soglttdL  Eigentümer  der 
Hanpi*  und  Eigentümer  der  Hilftsadie  ist,  oder  wenn  er  Eigen- 
tümer der  Hauptsache  ist  und  bezüglich  der  Hil&sache  minde» 
stens  Besitz  hat  und  zwar  possessio  ad  usucapionem.  Die  Per- 
tin enzierung,  die  auch  durch  Stellvertreter  erfolgen  kann,  ist 
ein  Kechtsgeschäft,  sie  beriiht  auf  einem  Bestimmungsakte  des 
Hauptsacheneigentümers,  auf  seiner  durch  die  That  bewiesenen 
Erklärung,  dass  die  eine  Sache  der  anderen  dienen  solle. 

Die  Pertinenziening  unterwirft  die  Pertineuzsache  allen  den- 
jenigen rechtsändernden  Mftditen,  weleben  die  Hanptsache  unter- 
li^,  sofern  solidies  ohne  rechtswidrigen  Eingriff  in  das  etwa^  B. 
Dritter  geschehen  kann.  Eine  solche  Influens  findet  statt  betreflb 
der  Eigaitamsschicksale,  betreffii  des  Pfand-B.  and  des  jns  posses- 
sionis. Daas  jus  possessionis  an  der  Hauptsache  schafft  ein  jus  pos- 
sessionis auch  an  der  Fertinenz,  voraasgesetzt,  dass  dasselbe  nicht 
mit  dem  jus  possessionis  eines  Dritten  in  Widerspruch  steht. 

Eine  Hauptrelation,  in  welcher  der  durch  die  Pertinenziei-ung 
bewirkte  Zusammenhang  herbeigeführt  wiid,  ist  das  Hypofheken- 
K.  Die  Hypothek  an  der  Hauptsache  erstreckt  .sieh  auch  auf  die 
Pertinenzen,  und  dies  ist  von  besonderer  Bedentnng,  weil  nur 
noch  in  dieser  Verbindang  in  Zukunft  die  Mobilien  der  Hypothek 
filhig  sein  werden  und  nach  Vielen  B.  ist  es  bereits  heutzutage  so. 

Der  Pertinenzyerband  hört  auf,  sobald  der  wirtschaftliche 
Zusammenhang  zwischen  Pertinenz  und  Hauptsache  gelöst  wird, 
so  insbesondere,  wenn  die  Pertinenz  in  eine  Lage  kommt,  in  der 
es  ihr  unmöglich  ist,  die  entspreehcnde  Bestimmung  zu  erfüllen. 
Durch  diese  Lösung  des  Pertiueazverbiindes  wird  die  Pertinenz 
von  den  Schicksalen  der  Hauptsaciie  unabhängig,  so  dass,  was 
nunmehr  erfolgt,  die  Pertinenz  nicht  mehr  berührt.  Die  R-, 
welche  seither  an  der  Pertinenz,  wenn  auch  nur  kraft  ihres  per- 
tinenzialen  Zusammenhanges,  erworben  word^  sind,  bleiben  be- 
stehen, sofern  sie  bestdien  bleiben  können.  Letzteres  ist  für  das 
Hypotheken-B.  wichtig.  Denn  nach  modernem  B.  können  Mobi- 
lien als  solche,  sofern  sie  niißht  Pwtinenzen  sind,  nicht  Träger 
von  Hypotheken  sein,  und  es  können  deshalb  nach  Losung  des 
Pertinenzverbandes  auch  die  erworbenen  Hypotheken  an  ihnen 
nicht  fortbestehen. 
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Das  moderne  B.  hat,  was  das  r.  E.  nicht  gethan  hat,  den 

Pertinenzbßgriff  auf  das  instramentum  fundi,  das  instrumcntum 
aedium  und  das  instrumoDtum  industrioller  Etablissements  aus- 
zudehnen. Der  Verf.  führt  im  Detail  aus,  in  welcher  Weise  dies 
zu  geschehen  hat,  und  bespricht  ferner  die  Hauptfalle,  in  denen 
Pertiuenzeu  von  Mobilieu  augeuommeu  werden  konneu. 

Bümeliu. 

Scherer,  M.  u.  0.  Die  Viehgewftbrschaft  nach  dem  &di* 
lieisohen  Edikt  und  der  heutigen  Landesgesetz- 
gebuug  nebst  dem  Text  der  sämtlichen  in  Deutschland 
geltenden  Gesetze.    Im  Selbstverlage  der  Verf.    220  S. 

In  §.  1  ist  ein  Litteraturverzeichnis  gegeben.  In  §§.  2 — 16 
dürften  nach  der  Absicht  der  Verf.  die  materiell  rechtlichen 
Fragen  rar  Behandlung  gebracht  sein.  z.  B.  §.1:  .Warum  sind 
neben  den  Bestimmungen  über  Irrtum  und  Eviction  solche  über 
die  inhibitorischen,  d.  h.  die  wesentlichen  verborgenen  Mängel 
nötig?  §.  3:  Die  Viehgewährschaitsgesetze  und  das  H.G.B. 
§.  7^:  Die  Anpreisiuig  dar  Ware.  §.  16:  Welches  Recht  hat 
der  Biehter  anssaweinden?  HauptsSchliofa  ist  hier  das  germ.  R. 
und  das  rhein.  B.  ia^  Betracht  genommen.  §§.  erörtern 
,  Prozessuale  Bestimmnngen*,  wohin  wohl  auch  §.  4  an  rechnen. 
§.  27  (S.  88—218)  bringt  unter  25  Nummern  das  in  deutschen 
Staaten  geltende  Recht.  §  28  die  Gesetzgebung  des  Anslandes, 
nämlich  von  Oesterreich,  Schweiz,  Frankreich,  Italien. 

Keyssner. 

Cuthberteoiiy  F.  Test  of  Domicil.  London,  Stevens  Sb  Sons. 
82  S.  2  flh. 

In  dem  Fall  Udny  üdny  wurde  von  den  Lords  Eatberley, 
Ohebnsford  ^  Westbury  der  Sats  angestellt,  es  hestehe  ein 
wesentlicher  ünterscfaied  zwischen  einem  urqprftnglichen  und 
einem  «rworbenen  Domizil,  und  wenn  das  letztere  au^egehen 

werde,  so  werde  das  erstere  sofort  wieder  erworben.  C.  unter- 
wirft diese  Theorie  einer  Kritik  und  weist  nach,  dass  sie  in 
dieser  Allgemeinheit  nicht  richtig  sei,  Tind  dass  man  sich  zu 
Gunsten  derselben  mit  Unrecht  auf  Story  berufe.  Als  Resultat 
seiner  eigenen  Untersuchungen  stellt  C.  folgende  Sätze  auf: 
Werde  das  bisherige,  ursprüngliche  oder  erworbene  Domizil 
aufgegeben  mit  der  Absicht,  ein  neues  zu  erwerben,  so  bleibe 
das  alte  in  Geltung,  bis  das  neue  erworben  sei.  Werde  das  er- 
worbene Domizil  au^jegeben,  mit  der  Absicht,  ein  firftheres,  ur- 
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sprÜQgliches  oder  erworbenes  wieder  zu  erwerben,  so  lebe  dasselbe 
in  itinere  wieder  anf;  wenn  dagegen  das  bisherige  erworbene 
Domizil  aufgegeben,  obne  die  Absicht,  ein  neues  zu  erwerben, 
ao  lebe  das  ursprüngliche  Domizil  wieder  auf.  König. 

Llishy  M.  Married  Wonieii*s  Rights  and  liabilities  in 
connection  to  contracts,  Torts,  and  Trusts.  Lon- 
don, Stevens  &  Sons.    1887.    177  S. 

Wir  haben  IV,  98  das  Werk  des  Verf.  „The  law  of  Husband 
and  Wife'  angezeigt.  Das  neue,  kleinere  "Werk  bildet  eine  Er- 
gänzung desselben,  indem  darin  einige  besondere  Fragen  ausführ- 
licher und  eingebender  erörtert  werden,  als  dies  in  dein  allge- 
meineren Werke  naöglich  war.  Die  Haftbarkeit  des  Ehemannes 
für  Schulden  der  Ehefrau  und  für  Verpflichtungen  aus  unerlaubten 
Handlimgen,  sowie  die  selbständige  der  Ehefrau  mit  ihrem  eigenen 
Yevmßgeiif  war  eine  sebr  Terschiedene  tot  1870  und  unter  dm 
seither  wlassenen  Harried  Women's  Property  Acts  von  1B70, 
1874  und  1882.  Die  Feststellung  derselben,  je  naebdem  die 
Sohuld  oder  die  Verbindlichkeit  unter  diesem  oder  jenem  Gesetze 
entitanden  ist,  bildet  den  Inhalt  der  Abhandlung  L.'s  Dieselbe 
bandelt  in  6  Kapiteln:  1.  von  den  vorehelichen  Schulden; 
2.  Folgen  von  unerlaubten  Handlungen  und  Vertrauensbruch 
während  der  Dauer  der  Ehe;  Ü.  von  der  Vertragsfäbigkeit  der 
Weiber  vor  1888  und  seither;  4,  von  den  VerpHicbtungen  der 
Ehefrau  als  Ilaadelsfrau,  und  5.  als  Verwalterin  und  Testaments' 
ToUatrec&erin.  Das  6.  und  lebte  Kapitel  «ndlieli  handelt  von 
dem  B.  der  Olttubiger  auf  das  Sonderrermögen  der  Ehdkrau.  Da 
der  Ausdruck  des  Gesetzes  »in  respect  of  the  separate  property* 
zu  Tersohiedenen  Auslegungen  Anlass  gegeben  hat,  so  sind  denn 
selben  in  einem  ersten  Anfang  eine  eingehende  Erörterung  ge* 
widmet,  und  in  einem  zweiten  das  Gesetz  von  1882  selbst  in 
extenso  mitgeteilt.  Die  beiden  Schriften  L.'s  enthalten  wohl  die 
beste  Darstellung  der  vermögensrechtlichen  Verhaltnisse  der  Ehe- 
gatten nach  engl.  R.,  und  da  es  dem  Verf.  daran  gelegen  war, 
das  geltende  Ii.  darzustelltsn,  wie  es  in  den  Gerichtshöfen  zur 
Anwendung  kommt,  so  werden  oa.  400  richterliche  BSntscbeidungen 
cur  Unterstützung  der  aufgestellten  Stttze  herbeigezogen. 

EOnig. 
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IIL  Handelsrecht. 

BeyPr,  E.  Absoluter  und  dispositiver  Inhalt  derdeut- 
scheu  Wechselordnung.  (Zeitschrift  für  Handels-E. 
ßd.  XXXIV.    Heft  1-2.  1887.)    84  S. 

Die  Frage:  inwieweit  die  Weciiselordnung  ein  lex  cogens 
ist  und  andererseits:  inwieweit  abnorme  Privatwillenserklilningen 
im  W.-R.  Rechtswirkongen  erzielen  können,  ist  theoretisch 
wid  praktisch  hochinterrrasant;  ersteres,  wdl  ihre  Beantwortung 
«in  helles  Licht  auf  die  Frage  nach  d«r  ^atnr  des  Wechsels  und 
auf  die  systematische  Stellung  des  Wechsel-E.  wirft,  letzteres, 
wdl  der  Verkehr  mit  Wechseln  trotz  seiner  formalen  Besobaffen- 
heit  und  trotz  einer  relativ  sehr  weitreichenden  Gleichförmigkeit 
doch  mitunter  Accidentien  aufweist,  über  deren  Rechtsgültigkeit 
und  Tragweite  Parteien  und  Richter  sehr  im  Zweifel  sein  können. 
Begreiflicherweise  hat  sich  deshalb  atich  schon  das  Reiohsober- 
haiidelsgerichi  mit  der  hier  vor;mL'''^Htellten  Frrifjp  oft  und  ein- 
gehend beschäftigen  müssen.  Der  Verf.  erurteiL,  alle  darauf 
bezüglichen  Aeusserungen  der  Gerichte  und  der  Littcratur,  in- 
dem er  die  Frage  sowohl  in  bezug  auf  die  obligatorischen  und 
fakultativen  Voraussetzungen  der  WeehselTeri^chtiing  als  andi 
in  bezug  auf  die  Rechtsfolgen  der  WediselerldSrangen  beant* 
wortet.  In  dem  Abschnitt  über  die  rechtliche  Behandlung  der 
nicht  ausdrücklich  erlaubten  Klauseln  im  Wechsel  (S.  53 — 71) 
ist  besonders  die  Unhaltbarkeit  des  von  Hoffmann  im  Archir 
für  deutsches  Wechsel-R.  (IX  S.  306  p.)  aufgestellten  Prinzips,  dass 
wohl  eine  Reduktion  der  Wechselverpfliehtungen,  nicht  aber  eine 
VerschHrfung  derselben  durch  Klauseluvereinbarungen  möglich 
sei,  ausführlich  nachgewiesen.  Gareis. 

Schmidt-Schttrlf*  Das  Warenpapier  beim  See*  und  Bin- 
nen transport.  Frankfurt  a./M.,  Knauer.  1887.  628.  2  M. 
Unter  den  saohenrechtlichen  Wertpapieren  sind  die  Tran»* 
portpapiere,  Konnossement  und  Ladeschein,  die  wichtigsten.  Mit  der 

Frage,  welche  Bestimmungen  über  das  Konnossement  (Art.  644—663 
H.G.B.)  auch  auf  den  Ladeschein  (Art.  413 — 120  H.G.B.)  an- 
wendbarsind, in  welchen  Konnossement  und  Ladeschein  gleicli,  in 
"welchen  sie  verschieden  zu  beurteilen  sind,  beschäftigt  sich  vorlie- 
gende Abhandlung.  Dass  der  Ladeschein  höchstens  auf  der  Elbe 
und  im  polnischen  Getreidehandel  in  üebung  sei,  kann  nicht  znge- 
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geben  werden ;  er  spielt  auf  dem  liheine  gieiclilalis  eine  üolie,  und 
das  Urteil  des  ReicbsKerichts,  P.  TT.  Ziv.-S.,  v.  30  Sept.  1887  i.  S. 
Jakob  und  Dreyer  gg.  die  Manuheimer  Dampfschleppscliifiahrts- 
gesellschaft  und  Heins  und  Asbeuk  (II.  106/1887)  ist  in  dieser 
Richtimg  sehr  beMhtenswert.  —  In  dzei  Absdhnitten  irird  die 
Ausstellniig,  die  Uebertragung  und  dieEcfBUnng  der  Tranaport» 
papiere  erörtert.  Der  Verf.  zidit  folgendes  Ergebnis :  Li  betreff  der 
Ansetelliuig,  und  zwar  des  Zwecks,  dorArfc,  des  Geg^sta&deSi  sind  ' 
Konnossement  n.  Ladeschein  im  allgemeinen  den  gleichen  Becbts- 
sätzen  unterworfen;  in  betreff  der  obligatorischen  wie.  der  ding- 
lichen Wirkung  der  Uebertragung  herrscht  bei  beiden  vollkom- 
mene, teils  im  Gesetze  ausgedrückte,  teils  durch  Analogie  her- 
gestellte Gleichheit ;  in  betreff  der  Erfüllung  bestehe  ein  praktisch 
wichtiger  Unterschied,  indem  beim  Konnossement  eine  vollkommene 
Skripturobbgation  mit  allen  ihren  Konsequenzen  hergestellt  ist, 
dagegen  beim  Ladesohein  in  bwog  auf  die  so  widitige  Yertre- 
tong  der  Hauptpunkte  des  Empfangsb^enntnisses  nur  eine 
hinkende  Skriptorobligation  vorliegt,  die  Ladesdieinobligation 
nidit  in  yoUer  Eonseqaens  entwickelt  ist.  Da  in  fast  allen 
Punktm  eine  grosse  Verschiedenheit  der  Ansichten  herrscht,  wo* 
f&r  reiche  Nachweise  aus  Doktrin  und  Praxis  geliefert  werden, 
moss  hier  die  Anführung  des  Ergebnisses  genügen. 

Heinsheimer. 

IV.  Gerichtsveifassung  und  Zivilprozess. 

I'raiU.    Die   Allerhöchste  Verordnung,  betreffend 
die  Disciplin  des  Notariat'^    vom  17.  März  1886, 
nebst  <lön  da7Ai  erlassenen  Ausführungsverfügungen.  Strass- 
burg,  Schultz  &  Comp.  1887.  55  S.  1  M. 
Der  Herausgeber  hat  unter  dem   Titel  „Das  Notariat  in 
Elsa.ss-Lothringen"  die  auf  dassell)«  bezüglichen  Gesetze,  Verord- 
nungen und  Verfügungen  zusammengestellt  und  sodann  1886 
in  dem  Schiiftchen  „Zur  Beform  des  Notariats  in  EIsass-Loth- 
ringen"  den  Text  der  zum  Bahufe  dieser  Beform  ergangenen 
kaiserlichen  Verordnung  vom  17.  HSn  1886  mitgeteilt  Letzteres 
Sehriftchen  enthielt  eine  sehr  lesenswerte  Entwickelung  der  Ver- 
hältnisse, welche  zum  Erlass  der  fraglichen  Verordnung  geführt 
haben.    Jene  fHlheren  Arbeiten  sind  zur  Zeit  im  »C.-BL' 


Digitized  by  Google 


312   Centralblatt  für  RechtswiiiBaisehttft  (1888).  TU.  Bd.  8.  Heft. 

von  uns  angezeigt,  worden  '  V.  .  440).  Im  An<;chluss  an  die- 
selben gibt  die  vorliegende  Arbeit,  unter  Wiederholung  des 
Textes  der  Verordnung,  die  verscbiedi-nen  zur  Atistubrnn^  der- 
selben von  der  Oberätaatsanwaltscliatt  in  Kolmar,  be^^w.  von  dem 
kaiserlichen  Minisfeerinm  far  ElasarLothringen  edaBsenen  Yer* 
fügungen.  IHe  drei  Arbeiten  bilden  ihrem  Libalte  naoh  ein 
Gkmzes.  Formell  handelt  es  sieh  dabei  allerdings  nur  nm  den 
Bechtssnstand  in  Elsass-Lothringen;  materiell  aber  nm  Fragen» 
welche  för  das  Notariat  in  allen  Lindern  des  französischen 
B.  von  Bedeutung  sind.  Von  Jiudsten  aus  anderen  Rechtsgebie* 
ten,  insbesondere  dem  des  preuss.  Land-R. ,  wird  die  Bedeu- 
tung dieser  Fragen  bäufig  iinterscbat/i,  weil  die  thatsilcbliche 
Gestaltung  des  rheiniscben  Geld-  und  Hypotbeken Verkehrs,  des 
Versteigerungswesens  u.  s.  w.  ihnen  unbekannt  ist. 

V.  Cunj. 

Selmidt,  B.    Die  Elagftnderung.    Leipzig,  Dunker  & 
Hnmblot.   1888.   244  S.  5  M.  40  Pf. 

Die  Vorrede  besei<^net  als  Zweck  der  Untersndbimg:  .Die 
rechtlidie  Beziehung  der  Klagftnderung  zu  Klagerhebung,  Streii- 

einlassung  und  Urteil  zur  Anscbauung  zu  bringen.  „Demgemäss 
verfolgt  die  Abhandlung  in  ibrer  1.  Abteilung  ,die  Geschichte 
des  Klagänderungsverbots"  (S.  1 — 142),  welche  ausgehend  vom 
longobnrd.  F.  sich  zu  eindringlicher  dogmengeschichtliehcr  Dar- 
stellung der  ital.R.-Lehre  des  M.A.  unter  Berücksichtigung  der  Sta- 
tuten ital.  Städte  wendet,  sodann  die  verschiedenen  Auffassungen 
des  ital.  R.  in  deutsche  Theorie  und  Partikulargesetzgebung,  die 
Gestaltung  im  s&ehs.,  ehemals  gemeinen  R.,  sowie  in  neueren 
Partikulargesetzen  darstellt.  Die  2.  Abteilung  behandelt  .das 
KlagttndemngSTerbot  des  Bnehs^B."  znnSchst  in  drei  Kapiteln: 
Klagschrifb,  KlagSnderung  und  Beditskraft;  ein  4.  Kapitel  be* 
scbäftigt  sich  mit  der  Kasuistik  dieser  Lehren,  insbesondere  mit 
der  Identität  des  Streitgegenstandes  nach  Subjekt,  Objekt  und 
Umfang.  Wir  müssen  es  uns  versagen,  hier  den  mannigfachen 
Wandlungen  in  der  Auffassung  des  Klagftnderungsverbots  zu 
folgen  und  begnügen  uns.  das  Hauptergebnis  der  2.  Abteilung 
festzustellen:  Der  notwendige  Inhalt  der  Klagschrift  (der  An- 
spruch im  Sinne  des  §.  230  Z.P.Ü.)  ist  der  Streitgegenstand; 
unsulSssige  Klagändenang  ist  demnach  Änderung  des  Streitgegen- 
standes; Streitgegenstand  aber  ist  das,  wordber  Klüger  reefatekrftftige 
Entscheidung  haben  will.  Der  fragliehe  Begriff  ist  also  zu  be- 
stimmen nach  Mas^abe  des  für  die  Tragweite  der  Bechtskraft 
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geltoaden  Prinzips.  Zwiaehen  den  zwei  von  ihm  angenommenen  MOg^ 
lidikeiteii  beiBeBtimmnng  des  Q^netandes  derBeohtskraft:  das 
IL  selbst  oder  nur  die  Rechtsfrage,  ob  ein  bestimmter  Thatbe- 
stand  unter  einem  besttnunten  reohtlidben  Qesicht^rankte  den 
Slagantrag  reditfertige,  entscheidet  •  sich  Sch.  für  die  erstei« 
Alternative.  Streitgegenstand  ist  folglich  „das  durch  seinen  ma- 
teriellen Inhalt  individualisierte  subjektive  Privat-R."  (S.  171, 
172,  2040  Kleinfeller. 


y.  Strafrechtswissenschafb. 

Ssergejewski.  Die  Strafe  im  russ.  K.  des  17.  Jahrhunderts, 
(Nakasanije  w  ruskom  prawe  XVIL  weka.)  St.  Petersbarg. 

18.S8.    XII  n.  nOO  S. 

Der  Vert.  *T''1it  von  dem  Gedanken  aus,  dass,  obwohl  die 
Aufgabe  der  .surfenden  Gerechtigkeit  stets  unverändert  dieselbe 
bleibe,  dia  Strafmittel,  entsprechend  der  Verschiedenartigkeit  und 
der  steten  Veränderung  des  Volks-  und  Staatslebens,  einer  steten 
Verttndemng  unterlägen,  es  daher  ein  fttr  alle  Zeiten  und  Viak«r 
berechnetes  ideales  Strafensystem  nicht  geben  kOnne.  Jede  Epoche 
und  jeder  Staat  ordne  die  Straüm  in  seiner  Weise,  entsprechend 
den  vorhandenen  geistigen  und  materiellen  Krftften,  suche  dabei 
die  verschiedensten  Zwecke  zu  erreichen  und  stelle  je  nach  den 
Erfordernissen  der  realen  Verhältnisse  des  Lebens  bald  Vernich- 
tung, bald  Unschfidlichmachnng,  bald  Abschreckung,  bald  Bes- 
serung u.  s.  w.  des  Verbrochers  in  d^n  Vordergrund. 

Seine  Abhandlung  theilt  der  Verf.  in  zwei  Abteilungen.  In 
der  ersten  (S.  1 — 79)  behandelt  er  die  strafende  Tliutigkeit  und 
ihre  Au%abe  in  Buseland  im  17.  Jahrhundert.  Dieses  Jahrhun- 
dert werde  von  den  einen  (sc  den  Slawophilen)  als  goldenes  Zeit> 
alter  Busslands  gepriesen,  von  anderen,  darunter  Historiker  wie 
SaolowjewKostomarow  und  Publizist^  wie  Ditötin,  als  eine  Zeit 
des  Verfalles  Und  der  Auflösung,  moralischer  Verworfenheit  und 
Hoheit  geschildert.  Der  Verf.  konstatiert,  dass  die  ersteren  ganze 
Eeilien  positiver  Tliatsaclien  verschweigen ,  welche  von  letzteren 
mit  Recht  angeführt  werden.  Er  bestäti<^t  und  ergänzt  diese 
Thatsachen,  nur  zieht  er  aus  denselben  andere  Schlüsse  als  jene. 
Die  Häufigkeit  der  Verbrechen  und  Aufstände,  die  Grausamkeit 
der  Strafen,  die  MassenMnxichtungen  bringt  er  in  Zusammenhang 
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mit  der  Gronaitigkeit  der  der  damaligen  Zeit  gestellten  Angabe. 

£s  handelte  sich  um  feste  Begründung  des  Staates  und  den  Aus- 
bau der  Idee  zarischer  Alleinherrschaft.  Diese  Idee  habe  alles 
beherrscht.  Wer  mit  der  Ordnung  der  Dinge  unzufrieden  war, 
suchte  gewaltsam  auf  seine  Weise  einzugreifen;  unterlag  er,  so 
habe  er  instinktiv  gefühlt,  dass  er  dem  Staat  gegenüber  ein 
Nichts  sei  und  vernichtet  werden  müsse.  Daher  einerseits  die 
Vernichtung  jeder  Auflehnung,  die  Ströme  von  Blut,  die  Grau- 
samkeit der  Strafen  und  andererseits  die  Gleichgültigkeit  gt^gea 
Tod  und  Marter.  Der  Verf.  spriekt  anter  vielem  anderen  ans: 
Die  empörenden  Vorschriften  an  die  sibirisdien  Wojewoden,  die 
dortigen  Stammesfftrsten  dnrdi  Verspreehvngen  anznloekmi  und 
dann  anfeuhingen ,  habe  die  EKchening  der  Unterwerfung  cur 
Folge  gehabt  uod  »der  Erfolg  rechtfertige  alles".  Ausser  der 
Hauptursache,  welche  das  Strafensystem  bestimmte,  werden  auch 
andere  berücksichtigt,  z.  B.  die  Armut,  welche  die  Anwendung 
der  einfachsten  Mittel  vorschrieb:  Todes-  und  Körperstrafe. 

In  der  zweiten  Abteilung  werden  die  einzelnen  Strafraittel 
behandelt:  die  Todestrafe  (S.  83—130),  die  Körperstrafen  (S.  131 
bis  171),  die  Gefängnisstrafe  (S.  172—215),  dio  Verschickung 
<8.  216—257),  die  Vermjjgensstrafeu  (S.  258—276),  die  Ehren- 
stra&n  und  Entziehung  von  K.  (S.  277—286)  und  die  Kirchen' 
strafen  (S.  287—290). 

Das  Werk  ist  ein  wiehtiger  Beitrag  zur  ross.  R.-  und  Kultur- 
geschichte des  17.  Jahrhunderts.  Engelmann. 

Zucker,  A.  Aprise  und  Loial  en(i\iete.  Ein  Beitrag  zur 
Herstellung  der  historischeu  Basis  der  modernen  Vorunter- 
suchuug.  Wien,  Mauü.  1887.  VI  u.  159  S.  3  M. 
Die  vorliegende  Untersuchung  hat  tnm  Gegenstande  eine 
Revision  der  Ansichten,  insbesondere  der  herrschenden  Meinung, 
über  die  bdden  Hauptin^tute  d«  altfranz.  Inquigitionsprozeaws: 
die  aprise  und  enqudte  loial,  deren  Ursprung  und  gegenseitiges 
Verhältnis,  wie  dasselbe  in  den  Bechtsbttdiem  des  18.  Jahrhun- 
derts zum  Ausdruck  kommt.  Die  Schrift  serftllt  demgem&ss  in 
eine  Darstellung  der  bisherigen  Resultate  dtr  Forschung  (S.  6 
bis  71)  und  die  eigene  Untersuchung  (S.  75  f.);  die  Einleitung 
beschäftigt  sich  kurz  mit  der  Pragestellunf».  —  Bezüglich  des 
Ursprungs  beider  Institute  wird  der  Zusammenhang  derselben 
mit  der  franz.  inquisitio  in  den  Vordergrund  gestellt;  sie  sind 
meht  auf  das  kanonische,  sondern  auf  das  einheimische  Ii.  üurück- 
auftthr^.  Grundlage  der  aprise  ist  die  inq.  ex  officio;  die  enqu^ 
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ist  inq.  ex  consensu  partium,  welche  an  Stelle  der  Reinigung 
mittels  Zweikampfs  u.  s.  w.  tritt.  —  Das  Wesen  der  beiden 
Institute  charakterisirt  Verf.  dabin,  dass  aprise  das  amtliche 
Verfolgungs-R. ,  insbesondere  das  Verhaftungs-R.  (aprise  von 
prise,  nicht  appreudre),  enqu^ie  dagegen  das  Verteidigungsmittel, 
V  iosbesondere  zum  Zwecke  der  Enthaftung  bedeutet.   Das  Ver- 

liSliiuA  beider  Inatitote  stellt  sich  naeh  dem  Yerf.  folgendermasaen 
dar:  Die  aprise  ist  das  gegen  den  TerhaftetMi  VerdKcbtigeii  ohne 
weiteres  eintretende  HanptTarfahren  ex  officio,  innerhalb  dessen 
sich  der  Ver^UAtige  der  enqudte  unterwerfen  kann,  die  eben 
niehts  anderes  bedeute,  als  ein  Verhör  der  Entlastungszeugen. 

£.  UUmann. 


VI.  Kirchenrecht. 

GiOBfly  G.  Das  B.  an  der  Pfrttnde.  Zogleieh  ein  Beitrag  anr 
Ermittliing  des  Ursprungs  des  jus  ad  rem.  Gras,  Leosohner 
&  Lubensky.    1887.  XVI  u.  318  S.   8  M. 

Was  macht  das  Wesen  und  den  Inhalt  des  jus  in  re  aus, 
welches  dem  königlichen  Benefiziaten  an  der  Pfründe  gebührt? 
Diese  Frage  vrird  heute  vielfach  dadurch  gelöst,  dass  man  das 
beneficium  in  seine  einzelnen  Bestandteile  zerlegt  und  danach 
das  R.  des  Pfrüuduers  verschieden  bestimmt,  G.  wendet  sich 
unbedingt  gegen  solche  Spezialisierung.  Weil  die  Quellen 
▼on  einem  jus  in  ipso  beneficio  reden,  gelte  es,  den  allgemeinen 
Charakter  des  Benefiziatenverhältnisses  ÜBstsustellen.  Hierfür  aber 
könne  allein  das  kanonische  B.  entscheidend  sein.  Denn  die 
Disposition  über  das  bereits  Torhandene  Kirdienvennögen  bilde 
in  ganz  eminentem  Sinne  eine  der  staatlichen  Gesetzgebung  ent* 
sogene  innere  (!)  Angelegenheit  der  Kirche. 

Das  1.  Kapitel  zeigt  /.unrichst  an  der  Hand  der  geschicht- 
lichen Entwickelung,  dass  das  kirchliche  Benetizium  nichts  gemein 
hat  mit  den  beneficia  militaria  der  röm,  Ivaiserzeit,  den  mittel- 
alterlichen precariae  und  den  weltlichen  Benefizien  oder  Lehen. 
Die  kirchlichen  Benefizien,  wie  sie  noch  heute  bestehen,  sind  ans 
einem  Verhältnis  erwachsen,  weloheSj  unabhängig  von  jedem  be- 
stimmten Typus  des  Zivil-B.  überhaupt  und  des  r.  B.  insbeson- 
dere, auf  rein  kin^iohem  Grunde  entstanden  ist  und  bereits  im 
5.  Jahrhundert  ^ne  Coste  und  bleibende  Gestaltung  erlangt  hat. 
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—  Im  2.  Kapitel  wird  die  juristiselie  Konstruktion  erörtert, 
welche  das  Benefiziatenyerhältnis  bei  Gratian,  den  Glossatoren 
und  Kommentatoren  gefunden.  Welcber  massenhafte  Stoff  hier 
zu  bewältigen  war,  zeigen  die  vom  Verf.  mitgeteilten  zahlreichen 
Exzerpte  aus  Handschriften  und  älteren ,  schwer  zugänglichen 
Druckwerken.  Das  Erf^ebnis  ist  freilich  wenig  befriedigend. 
Dem  als  jus  in  re  gefassteii  plenum  jus  des  Benefiziaten  tritt 
seit  Durantis  ein  privatrechtliclies  jus  ad  rem  sc.  petendam  des 
Präsentierten  gegenüber.  Aber  die  neue  Terminologie  gewinnt 
keine  feste  Gestalt;  sie  beltttlt  im  Auf  und  l^eder  tou  unklaren 
Gedanken  einen  schwankenden  Inhalt:  Stabil  ist  nur  die  Auf- 
fassung des  jus  in  re  als  einer  Art  Ton  Eigentum  (dominium  Tel 
quau).  Aus  dem  jus  ad  rem  wird  dageg«i  eine  Position  rein 
öffentlichen  Charakters,  die  sich  lediglich  aaf  dem  administratiTen 
Wege  des  lecm-sus  ad  Superiorem  und  des  compelli  posse  per 
Superiorem  bewährt. 

Die  drei  letzten  Kapitel  sind  dem  geliendfin  R.  gewidmet. 
Vermöge  des  jus  in  re  (Kap.  3)  hat  der  Beneli/i;it  für  die  ,Ver- 
nu)gen Schäften"  ein  quasi  dominium,  d.  b.  eine  dem  Eigentums- 
K.  analoge  generelle,  privatrechtliche  Herrschaft.   Einen  wahren 
Eigentümer  im  Sinne  des  Zivil-B.  gibt  es  zu  Benefizialgutom 
überhaupt  nicht!  Sie  sind  lediglich  Objekt  des  jus  in  re,  und 
dessen  Subjekt  ist  immer  nur  der  Benefiziat  (S.  239,  254  f.).  — 
Andererseits  besteht  das  jus  ad  rem  (Kap.  4)  in  der  Befugnis, 
von  dem  zuständigen  Kirchenoberen  zu  verlangen,  dass  er  den 
zur  perfekten  Verleihung  des  beneficium  an  den  Berechtigten 
noch  erforderlichen  Akt  vornehme.   Diesw  Anspruch  begründet 
kein  Klage-R.,  sondern  lässt  sich  nur  im  Wege  der  Beschwerde 
verfolgen,  ist  aber  rechtlich  fundiert  und  unterscheidet  sich  da- 
durch von  der  Position   des  blossen  Supplikanten.    Aus  dem 
kanonischen  jus  ad  rem   hat  sich  dann  später  (entgegen  der 
Brünneckschen  Auffassung)  das  jus  ad  rem  der  Feudisten  und 
Bomanisten  entwickelt.  —  Der  rechtliehe  Charakter  des  Bene- 
fiziatenverhsltnisses  (Kap.  5)  schliesst  jede  Subsumtion  des  jus 
in  re  unter  die  jura  in  re  aus.   Es  bildet  vielmehr  eine  durch- 
aus eigenartige,  von  allen  sonstigen  Erzeugnissen  des  Rechtslebens 
durchaus  verschiedene  Schöpfung  der  kirchlichen  Reehtsbildung 
und  kann  nur  mit  dem  individuellen  Namen  ,Das  R.  an  der 
Pfründe"  bezeichnet  werden.  Hüb  1er. 
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Vn.  Staats-  und  Yerwaltungsrecht. 

Hancke,  E.  Regentschaft  und  Stellvertretung  des 
Landeslierru  nach  deutschem  Staats-K.  Breslau, 
Kolli»  &  Haucke.    1887.    X  u.  70  S.    1  M.  80  Pf. 

Wahrend  die  im  Jahr  1880  erschienene  Monographie  v.  Kirchen- 
heims über  die  Regentschaft  ihren  Stott"  den  R.  der  verschie- 
densten Völker  und  Zeiten  entnommen  hat,  beschränkt  sich  die 
vorliegende  Abhandlung  —  welcher  eine  unlängst  von  der  Bres- 
Uuer  juristischen  Fakultät  gekrönte  Fkdsaohrift  des  Verf.  zu 
Chnmde  liegt  —  durchaus  auf  das  deutsehe  Staat»-R  und  zwar, 
abgesehen  von  sehr  knappen  historischen  Bttckblicken,  auf  das 
gegenvi^rtig  geltende.  Li  der  Bdhandlung  des  G^nstandes  hat 
H.  Tor  allem  nach  prttsiser  juristischer  Fassung  und  Begründung 
seiner  Sfttze  gestrebt;  nur  selten  ist  er  auf  legislatorische  Ge- 
sichtspunkte eingegangen.  Die  beiden  Institute  der  Regentschaft 
und  der  Stellvertretung  im  engeren  Sinne  haben  eine  gesonderte 
Darstellung  (S.  1  -58  und  S.  58—70)  erlialten.  Die  ein>;chlä- 
gigen  Spe/.ialtVagen  sind  in  grosser  Vollständigkeit  erürtert.  Mehr- 
fech  ist  es  dem  Verf.  gelungen,  neue  theoretische  Gesichtspunkte 
ZU  eroffnen  oäeac  ffir  bisherige  Annahmen  eine  neue  Formulie- 
rung SU  gewinnen:  so  z.  B.  in  der  Analyse  des  l^riflb  der 
Regentschaft  (8.  4  f.);  in  der  Beantwortung  der  Fragen,  wann 
ttne  StellTertretong  durdb  Begentsohaft  zu  ersetzen  ist  (S.  60 
und  64} ,  und  ob  die  dem  Regenten  versagten  R.  einem  Stell- 
vertreter übertragen  werden  können  (S.  63 — 64).  Ein  besonderes 
aktuelles  Interesse  nimmt  die  Arbeit  insofern  in  Anspruch ,  als 
sie  die  wichtigen,  während  der  letzten  Jahrzehnte  in  deutschen 
Einzelstaaten  vorgekommenen  rälle  einer  Regentschaft  oder  Stell- 
vertretung (wie  die  bad.  Regentschaft  von  1852,  die  braun- 
schweig.  TOR  18Bi  bezw.  1885,  die  bayer.  von  1886,  die  Stell- 
vertretungen in  Freussen  1857/58  und  1878)  eingehenderer  jnristi> 
scher  Wttrdigung  untentogen  hat. 

Wenn  auch  einzelne  überscharfe  Deduktionen  des  Verf.  (wie 
z.  B.  die  Begründung  der  strafreohtliidian  Unverantwortlichkeit 
des  Regenten  S.  54 — 55)  Bedenken  erregen  werden,  so  ist  doch 
seine  Abhandlung  jedenfalls  eine  sehr  bemerkenswerte  Erstlings- 
leistung. Brie. 
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Hiiber,  F.  G.  Ausbau  und  Beform  des  KranlieiiTersiclie- 
rungsgesetses.  (Soziale  Zeitfragen  hrsgb*  von  1%.  MüUer. 
N.  F.  17.  Hefb.)  Minden,  Brnns.  1888.  71  u.  166  S. 
2  M.  50  Pf. 

H.s  Arbeit  verdient  uoLen  die  früher  angezeigte  von  Ifug^ 
dan  und  Freund  (C.Bl.  VI,  229)  gestellt  zu  werden,  wenn  es 
gilt,  die  Reformvorschläge  auf  dem  Gebiete  des  Krankenversiehe» 
rnngsgesetzes  aufzuzählen.  Während  jene  allerdings  mehr  un- 
mittelbar aus  der  Praxis  der  Ausführungsbehörde  schöpfen,  fuiu  t 
H.  vorwiegend  den  in  den  Berichten  der  Handelskammern  und 
verwandten  beratenden  Stellen  niedergelegten  StoflF  vor.  Dies 
geschieht  aber  ebenfalls  in  sehr  anschaulicher,  klarer  Weise  und 
80,  dass  der  Berichterstatter  wenigstens  seinen  Ausffthrungeu 
ntebts  Wesentliches  entgegensusetsen  wüsste.  H.  empfiehlti  nicht 
alles  Ton  der  Abtodwnng  des  Gesetzes  au  erwarten,  sondwn 
schon  auf  Qnmd  des  jetagen  B.  dem  Missbrauche  der  Kassen 
seitens  der  Simulanten  durch  schärfere  Kontrolle  und  Fixierung 
der  Kassenärzte  entgegenzuwirken.  Vom  Gesetzgeher  erhofft  er 
mit  Recht  künftige  Ausschliessung  der  freien  Hilfskassen  von 
der  Konkurrenz  mit  den  Ortskrankenkassen  und  Zulassung  freierer 
Bewegung  in  be/.ug  auf  die  Karenzzeit.  Von  speziell  juristischem 
Interesse  ist  das  5.  Kapitel  (S.  87  f.)  , Klarsteilung  kontroverser 
Punkte" ,  iusbesoadere  der  Ausleguugsfragen  bei  §§.  6  und  21 
des  Gesetzes.  Leuthold. 

Rechtskraft  und  Becbtsbruch  der  Ii  v-  und  es  th ländischen 
Privilegien.  Leipzig,  Duncker & Humblot.  1S87.  85  S.  2M. 

In  der  zu  kurzen  historischen  Einleitung  wird  vermisst  die 
Anführung  und  Benutzung  der  für  die  einschlagenden  Fragen 
wichtigsten  und  grundlegenden  .Livländischen  Antwort"  C.  Schir- 
rens, wo  in  scharfer  unangreifbarer  Deduktion,  die  auch  nach 
russ.  Reichsgesetüe  unveränderte  Rechtskraft  der  Laadesprivilegien 
liiT-  und  Eathlands,  sowie  die  wahre  Bedeutung  der  Majestäts- 
klausel und  der  bei  Begierungsantritten  erfolgtoi  Spezialbestäti* 
gungen,  berdts  nadigewiesen  ist.  Die  Torstdiende  Brosehftre 
enthalt  (S.  9-29)  unter  Abdruck  der  einschlagenden  QueUen- 
stellen  den  Nachweis  des  rechtlichen  Fortbestehens  d«  Ht-  und 
esthländischen  Landesprivilegien.  Sodann  —  nach  kurz  zusammen- 
fassender Charakterisierung  ihres  Inhalts:  Gewissensfreiheit,  luthe- 
rische Kirche,  deutsche  Kultur,  deutsche  Sprache,  deutsche  Schule, 
deutsches  K.  und  deutsiuhe  Verwaltung,  autonome  Selbstverwal- 
tung —  werden  die  gewaltsamen  Eingriffe  in  die  Gewissensfreiheit 
und  die  B.  der  Kirche  (S.  34—38),  die  Verdrängung  der  deutschen 
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Sprache  aus  Verwaltung  und  Schule  (S.  48 — 60),  die  Eingriffe 
in  die  Verfassung  und  Autonomie  (S.  60 — 69)  geschildert  — 
gescfaildeit,  mit  veldher  Willkür  vorgegangen,  die  Yerwaltung 
desorganisiart  und  die  Sehiile  geschädigt  wird.  Den  Schlius 
bildet  eine  Widerlegung  der  Sebeingrflnde  und  Interpretations> 
V  kniffe,  mit  denen  man  der  Willkür  und  Gewaltsamkeit  des  Yer* 

fahrens  eine  Bereehtigiing  zu  yerleihen  gesaebt  bat. 

Bedakti(»i. 


VIII.  Internatiouales  Eecht. 

HSlldr,  E.  Der  Ausgelieferte  yor  Öeriebt.  (Annalen  des 
Deutsehen  Betebs.  1887.  Nr.  8/9.  8.  565^606.) 

Die  Abbandhmg  bescbftftigt  sieb  mit  der  Frage,  ob  und  in- 
wieweit die  Gerichte  zur  ESntscbeidung  der  Str^lpunkte,  wricbe 

sich  aus  der  Auslieferung  und  aus  Anlass  derselben  ergeben,  SU- 
ständig  sind,  bezw.  ob  den  Gerichten  jede  Einmischung  abge- 
sprochen werden  müRsp,  weil  dipse  Fragen  iils  internationak' 
ganz  in  die  Sphäre  der  auswärtigen  Verwaltung  lallen.  Der 
Verf.  geht  bei  Beantwortung  dieser  Frage  von  dem  Grundsatze 
aus,  dass  nicht  bloss  die  in  einzelnen  Staaten  (Belgien,  Nieder- 
lande, England  u.  s.  w.)  geltenden  Auslieferungsgesetze,  sondern 
BXLt^  die  Auslieferungsverträge,  sofern  nur  die  staatsrechtlicben 
Toraussetzungen  bierzn  erfiült  sind,  objdctives  B.  enthalten  und 
daher  yom  Siebter  als  Bechtsquelle  benutzt  werden  können  und 
müsswi.  Auf  dieser  Grundli^e  wird  dann  untersucht,  wie  sieb 
die  Gerichte  zu  verhalten  haben.  1.  Wenn  die  Auslieferung^ 
selbst  als  materiell  oder  formell  widerrechtlich  und  ungesetzlich 
erscheint ,  oder  2.  wenn  zwar  die  Auslieferung  selbst  nicht  be- 
mLlngelt  wird  oder  bemängelt  werden  kann,  der  Angeklagte  aber 
behauptet,  da.ss  ihm  aus  ausdriieklichen  oder  stillschweigenden 
Bedingungen,  unter  welchen  dieselbe  gewährt  sei  (Auslieferungs- 
klausel),  B.  erwachsen  seien,  namentlieh  das  B.  wegen  keines 
anderen  Delikts,  als  wegen  dessen  die  Ansliefemng  erfolgte,  zur 
strafrechtlichen  Verantwortung  gezogen  zu  werden.  Bei  Beant- 
wortung dieser  Fragen,  welche  sieb  wieder  in  eine  Anzahl  von 
Ünterfragen  gliedern,  ist  nicht  bloss  das  deutsche  E.,  sondern  in 
weitem  Umfange  auch  auslttndisches  B.  berücksiditigt 

V,  StengeL 
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Soldan,  Gh.  L'CTnioa  internationale  ponr  la  protec- 
tion des  Oeuvres  litt^raires  et  artistiques. 
Commentaire  de  la  Convention  de  Berne  da  1886.  Paris, 

Thorin,  1888.    59  S. 

Nach  dreijährigen,  sorgfSltigen  Verhandlungen,  welche  je- 
■\veilen  im  Monat  Sejjtember  von  don  Abgoordueton  der  liauptsäch- 
liclisten  Kulturstuaten  Europas  und  Amerikas  iii  Beru  gehalten 
worden  sind,  ist  am  9,  IX.  1886  die  so  äusserst  wichtige 
und,  wie  wir  hoffen  wollen,  in  ihren  Folgen  segensreiche  inter- 
nationale Konventicm  mm,  Seluriim  des  Ürbeber-B.  an  sdixift' 
stellerisehen  und  künstlerischen  Werken  abgeschloesen  worden. 
Die  Staaten,  welche  untwseiehnet  haben,  idnd:  das  Deutsche  Beieh, 
Belgim,  Spanien,  Frankreich,  Grossbritannien  (mit  allen  seinen 
Kolonien),  die  Republik  Haiti,  Italien,  Liberia,  die  Schweiz  und 
Tunis.  Am  5.  IX.  1887  wurden  die  Ratifikationen  ausgetauscht. 
AUe  anderen  Staaten  sind  zum  Beitritt  eingeladen. 

Der  Verf.  obiger  Schrift  hatte  bei  den  Konferenzen  in 
Bern  als  Sekretllr  funktioniert;  zugleich  ist  er  in  der  Schweiz 
als  tüchtiger  Jurist  bekannt.  Daher  war  er  vollkommen  befähigt, 
auf  Grundlage  der  gepflogeneu  Verhandlungen  eine  getreue 
Analyse  der  einzelnen  Vertragsbestimmungen  zu  gehen.  Nachdem 
eine  kurze  historis<die  Einleitung  über  den  Ursprung  der  Union, 
welche  wesentlich  durch  die  Laitiative  der  »Association  Intsma- 
tionale  üttöraire  et  artistique*  hervorgerufen  wurde,  yoransge- 
gangen  trt,  wwden  anschliessend  an  die  einz^en  Aitikdi  he- 
handelt:  Zweck  and  Name  des  internationalen  Verbandes,  Natur, 
Wirkungen  und  Dauer  des  gewährten  Rechtsschutzes,  Schutz  der 
Verleger,  genaue  Auf/ählung  der  geschützten  Werke,  ausschliess- 
liches ücbersetzungsrecht,  Schutx  der  erlauliten  Uebersctzungeu, 
erlaubte  Entlehnungen  aus  fremden  Werken ,  spezielle  Bestim- 
iiiuugeu  mit  bezug  auf  dramatische,  musikalische  Werke,  Adapta- 
tionen (d.  h.  unerlaubte  Benutzungen  und  Umarbeitungen);  Fest- 
stellung der  Urheber-Eigenschaft,  Besohlagnahme  naohgedmckter 
oder  nachgeahmter  Werke;  den  Regierungen  rorbehaltene 
B.,  rückwirkende  Krafb  des  Vertrages  f&r  diejenigen  Werke, 
welche  in  ihrem  UrsprungslMid  noch  nicht  Gemeingut  geworden 
sind;  besondere  Vereinbarungen  unter  den  Vertragsstaaten,  in- 
ternationales Büreau,  Revision  des  Vertrages,  Beitritt  zu  dem- 
selben; Stellung  der  Kolonien;  Inkrafttreten  der  Union. 

AUe  diese  Materien  werden  kurz  erörtert  und  in  den  An- 
merkungen jeweileu  Bezug  genommen  auf  die  jetzt  bestebendcu 
Staatererträge  und  die  innere  Gesetzgebung  der  einzelnen  Länder. 
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Manche  Frage  hat  die  Konvention  absichtlich  ofien  gelassen 
oder  der  inneren  ( lesetzgebnng  der  einzelnen  Ltoder  «nhemge- 
I  ateUt,   Während  wieder   andere  Bestimmungen  unbedingt  biT 

<lendes  R  für  alle  Vertragsstaaten  enthalten.    Dies  hätte  zu- 
h  r^Ti.  hervorgehoben  werden  sollen.    Ebenso  ist 

r  dar  Absdmitt  über  die  rtckwirkende  Kraft  (Art.  U)  sehr  kurz- 

aber  da«  wm  der  Verfasser  sagt,  ist  durchaus  wichtig,  und 
^bt  ein  denthohes  Bild  vom  Sinn  wid  yon  der  Tragweite  der 

A.v,OreliL 


IX.  Hilfswissenschaften. 

KeOBUIMB,  Fr.J.    Di«  Steuer.    1.  Bd.    Die  Steuer  und 

V,*?  ^'™*^**^®  Interesse.  Leipzig,  Buncker  Hum- 
blot.  1887.  VI  u.  562  8.  6  M. 

Gegenüber  der  »realistisoheai-  Eiohtung,  welche  eine  Zeit- 
lang ,n  der  Volkswirtschaftslehre  nnd  der  FinanawissOTschaft 

herrschend  war,  und  welche  den  Schwerpunkt  in  hästorisehenimd 
.  statistischen  Untersuchungen  suchte,  gehört  N.,  wie  veischiedene 

seiner  Arbeiten,  namentlich  seine  Abhandlung  über  die  Grund- 
begriffe der  Volkswirtschaftslehre  in  Sehönbergs  Handbuch  der 
gohäschen  Oekonomie  beweisen,  zu  denjenigen,  welche  grosses 
Wwicht  daiauf  legen,  die  der  Volkswirtschaftslehre  und  der 
Änanzwissenschaft  *n  Grunde  liegenden  Begriffe  möglich«^,  ^enau 
lestanstellen  und  abzugrenzen.  Die  vorliegende  Schrift  enthält 
nun  sehr  eingehende  und  ausführliche  ünterauchungen  über  Be- 
gnff  und  Wesen  der  Steuer,  die  Gliederung  der  Staats-  und  Ge- 
memdeeinnahmen  und  den  Begriff  des  öffenüichen  Interesses 
emen  Begriff,  welcher  nicht  bloss  für  die  Steuerlehre  wichtig  ist» 
sondern  überhaupt   für  die  gesamte  Verwaltung  und  alle  Dis- 
ziplinen des  öüentlichen  R.  die  grösste  Bedeutung  hat.    Die  sehr 
ms  einzelne  gehenden  Untersuchungen  und  Erörterungen  gipfeln 
dann,  dass  N.  als  öffentliche  oder  Staats-,  bezw.  Gemeindeeinkünfte 
den  Inbegriff  der  nicht  in  persönUchen  Diensten  (Leistungen)  be- 
^henden  Güter  bezeichnet,  welche  zur  Deckung  des  eigentlichen 
Staats-  oder  Gemeindebedarfii  in  das  rechtliehe  Vermögen  des 
Staates  oder  der  Gemeinde  übergehen.   Eine  Sonderung  dieser 
Einnahmen  in  öffentliche  und  privatwirtschaftliehe,  oder  in  Öffent- 
liche und  privatrechtliche  hält  N.  nicht  für  angezeigt  und  durch- 

Oentralblatt  für  Kecht8wli»»ii«slMft.  VU.  Band.  2i 
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ffthrbar.  Unter  Zagrandeldgang  dra  B^pnft  .öffsiitlidies  Liter- 
6886*  gliedert  er  dieselben  einfach  in  1.  direkte  Steuern,  2.  in- 
direkte Steuern,  3.  Gebühren,  4.  Monopoleinkünfte  (welche  aus 
mit  besonderen  Vorrechten  des  Betriebs  ausgestatteten  ünter- 
nehmungen  hervorgehen,  soweit  sie  nicht  Gebühren  sind),  5.  die 
öfifentlichen  Unternehmenseinkünfte,  6.  die  Regaleinkünfte,  7.  die 
gemeinen  oder  allgemeinen  Erwerbseinnahmen ,  8.  die  Strafen, 
i^.  die  Zahlungen  der  öffentliclien  Verbände  aneinander,  Matri- 
kuiurbeitruge,  Kreisdotierungen  u.  s.  w.  Hervorzuheben  ist  dabei, 
dass  N.  bei  seinen  BegrifEsbestimmongen  der  direkten  und  indirdcten 
Steaem,  der  Geibttliren  u.  s.  w.  vielfnch  Ton  der  gewOhnliolien 
Auffassung  abweiekt,  dass  aber  seine  Gliederung  der  QffentUdien 
Einnahmen  auf  einem  festen  Priniipe  beruht  imd  mit  logisdier 
Folgerichtigkeit,  wenn  auch,  mit  möglichster  Berücksichtigung 
des  in  Theorie  und  Praxis  geltenden  Spraohgebrauehs  durchge- 
führt ist.  Y.  StengeL 


B.  ZeitsduiftentlberschaiL 


Nene  Zeitschrift: 

Zeitschr.  f.  schweber.  Straf-R.    Schweizer.  Centraiorgan  f.  Straf- 

R.,  Strafprozess ,  Gerichtsorganisation,  Strafvollzug,  Kriminal- 
polizei, gericlitliclie  Medizin  u,  Psychiatrie,  Kriminalstatistik  tt. 
Kriminalsoziologie.  Hrsg.  v.  C.  Stooss.  Basel,  Georg.  I.  1. 
S.  1—96.  Gretener,  t.  Fall  Hiirst.  Giiutier,  de  la  r^cidive 
(in  franzöe.  Sprache).  Hürbia,  d.  Erriciituug  v.  Besserungs- 
anstalten f.  jugendliche  Verbrecher  in  d.  Schweiz.  Guillaume, 
Tidentification  anthropom^trique.  Nekrolog  über  Carrara  von 
Teichmann.  Entscheidungen ,  litterar.  Anzeigen ,  Vermischtes, 
Stralgesetzgebung.  Anhang:  Abdruck  kantonalen  GesetiMi  6tC. 
insbes.  d.  Wacher  betreffend* 


PrenSfl.  Jahrbücher.  1888.  Febr.  Eccius,  Rechtsstudinm  n.  Prü- 
fungsordnung-.   März,    c  i  dschmidt.  desgl. 

Zeitschr,  d.  Savignjrstiftnng  etc.  Rom.  Abt.  Bd.  S.  H.  L  Zacharia 
y.  Ling-enthal,     d.  grieeh.  Bearbeitungen  d.  Oodex.  Krüger, 

über  d.  Verwendung  v.  Papyrus  u.  Pergament  f.  d.  Jurist.  Lit- 
teratur  der  Römer.  Chiapuelli,  neue  Bemerkungen  über  d. 
Pistoleser  Glosse  s.  Jusi.  Codex.  Sohirmer,  Replik  in  Sachen 
des  linum  testamenti  incinnm,  Krüger,  Bemerkungen  z.  Schir- 
mers Replik.  Gelb,  actio  fiduciae  u.  Realvertrag.  Schirm  er, 
d.  angebltehen  Interpolationen  bei  Scftvola.  Bxner,  d.  tmaginttre 
Gewalt  im  nltröm.  Besitzslörungsverfahren.  I  nf  1,  Kritisches 
u.  Exegetisches.  Zacharia,  aus  u.  zu  d.  Quellen  d.  r.  R.  Zum 
Wörtcrb\jche  d.  klaes.  Rechtswissenschnft  Qerm.  Abt.  Bd.  8. 
H.  2.  Bekker.  HugoBöldati  1833—1887.  v.  Brünneck ,  d. 
Leibeigenschaft  in  Ostpreussen.    Brunn  er,  d.  Reiterdienst  a. 
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d.  AnAoge  d.  Lehnweseos.  Hintze^  d.  österr.  Staatsrat  im  IG. 
tt.  17.  Jahrhundert.  Köhler^  z.  Geschichte  d.  exekutorischen 
Urkunde  in  Frankreich,  v,  Pf  1  ugk- Härtung,  d,  Thronfolge  im 
Langobardenreiche.  We  i  1  a  n  d  .  sächs.  Landfriede  aiu  der  Zeit 
Friedrichs  II.  u.  die  sog,  Treuga  Heinrici  regia. 

Jfthrbtlcher  f.  Do^matik  etc.  XIV.  3.-5.  Eisele,  Nichtigkeit  ob- 
lig&tor.  Vertrüge  (ygh  oben  S.  60).  Nachtrag.  Bahr,  z.  Be- 
y  sitslehre.   Goldschmidt,  Hanpt-  xt.  Nachbtirge,  Blitbürgen  etc. 

ünger,  Zession  u.  Aktivdelegution. 

Jurist.  fiUtter*  XVU.  10.  Schmidt,  d.  gesetzl,  Pf&nd-E.  d.  Ver> 
mfelera  nach  d.  Ges.  v.  lO./VI.  1887.  11.  12.  Benedikt,  Rechts- 
liiir<'.    1'-.,  !■>  i  n  il  i  i:  g .  d.  Kei;luszwang. 

Oesterr.  Gerictatszeitong.  XXXY.  1,  Zur  Anwendung  d.  Str.Pr.O. 
Der  8.  österr.  AdTokatentag  v.  d.  RonktirBOrdnung.  8.  Objek- 
tivea  l'rf ssverfahren  u.  Offizialverfolgnng  bei  Ehrenbeleidigungen. 

Rechtsgeleerd  Magazlja.  VIL  2.  Qrataua,  retentivrecht.  Moena, 
eigentttin  van  servitutswerken  8.  194 — ^290.    Beapreehung  von 

Goldschmi  ll^  RechlBStudium  etc.  v.  Conrat  (Cohn). 

Arthfvio  giuridlco.  XZXIX.  5.  u.  6.  Pacchioui,  actio  ex  apoasu. 
Brugi,  del  passo  neeessa^o  lec.  i)  dir.  roi».  Oogliolo,  le 
sorti  del  eanone  enfiteutico.  Salvioni,  statietii-a  nioderna. 
ViTante,  per  uu  codice  unico  deiia  obbligazioni.  Gabba, 
prolaaione  al  corao  d.  dir.  civ.  Gaatelbolognesi,  art.  994 
cod.  de  com.  Castori.  riv,  d.  giiirippnubiiza  penale.  Anhang. 
Pucci,  Cesarini,  Buonaraici,  Kedeu  Uber  Carrara. 

BlTlste  itall&Bft  per  1«  selflnff«  9inrMi«li4}.  IV.  8,  8.  Brugia 
l'ambitus  e  il  paries  comimnii-  nel  dir.  rom.  2.  Vivante,  il 
deposito  nei  magazzini  generali.  3.  Poiaccu,  appunti  sulle 
locacioni. 

BeTisto  g-enernl  de  legislaclon  (Madrid").  1887.  6.7.10.  Gestosa 
y  Acosta,  validez  de  las  preaas  maritimas.   8.  d.  10.  F.  Sil- 
'  vela^  Über  d.  jnriat.  Personen.  8.  9.  (S.  141—244.)  Sanehea 

de  Ocana,  estatisdica  criminal. 

Zeitschr.  f.  Gerichtsvollzieher.  Ii.  b.  Gruäahzgl.  bad.  Ministcrial- 
reskript,  betr.  Vornahme  von  Pfändungen  bei  Bediensteten  in 
Diensträumlichkeiten .  v.  lO./VII.  1887.  Schönfeld,  bedarf  im 
Gebiete  der  preuss.  Vormundschaftsordnung  v.  5./VII.  1875  d. 
Vormund  zur  Erteilung  d.  ZwangsvoUstreckungsauftrages  d.  Ge- 
nehmigung d  Geg-envormtindp?  überhaupt  oder  doch  im  Falle 
der  Beitreibung  v.  Kapitalien?  Pollack,  inwiefern  können  d. 
Gerichtsvollzieher  s.  Verhütung  d.  IntervMutionsproaesae  gagen 
Zwangsvollslrecknngen  beilragen? 

GerichtssaaL  XL.  5.  Hultzendurff,  d.  Strafandrohttiigen  im 
neuesten  Italien.  Strafgesetzentwurf.  Pfizer,  ne  bis  in  idem 
(Rechtsfain.    Roller,  §.  199  d.  Str.Pr.O. 

Zeitschr.  f.  d.  pes.  StrafrechtswissenRchaft.  VlIL  Heft.  2/S. 
V.  Liszt,  d.  Begriff  d,  Rechtsguts  im  8t rat  ß.  und  in  der  Enzy- 
klopädie d.  Rechtswiasenaehaft.  t.  Lilien thal,  d.  Wacher  auf 
d.  Lande.  Ziegner-Gnüchtel,  d.  ForatdiebstahL  Rieger, 
einige  irrenärztl.  Bemerkungen  über  die  ^trafrechtl.  Bedeutung 
d.  sogen.  Hypnotiamus.  Beurle,  einige  Ergebnisse  d.  österr. 
Kriminalstadstik . 

Friedreichs  Blätter  f.  gerichlL  Medizin  etc.  2.  Müller,  Be- 
wusstsein  u.  Bewusst^einsstorunffen.  Mair,  d.  mit  Uebertretung 
d.  Bemfapflichten  begangenen  flwirlässigen  Körperverletzungen  u. 
Tötungen  durch  Aerzte.  Jlayer,  d.  Lage  d.  Heftes  b.  Schreiben. 
Im  Auftrage  d.  Aerztekammer  v.  Mittelfranken  nach  d.  vorhan- 
denen Material  n.  nach  eigmen  ünterBnehungen  susammengeatdlt. 
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Nation.  V.  16.  Bar,  d.  Delikt  d.  ^groben  Uafugs''  (tritt  aas- 
dehnender Auslegung  d.  §.  300.  11  cotgegoi).  17.  Verlänge- 
rung d.  Wahlperioden,  Quinqaennftt.  18»  v.  Bar,  Btraf-R.  a. 

Sozialistengesetz. 

BeTQe  de  droit  interoational.  XIX.  6.  OliTecrona,  les  juifo  en 
Saide.  A.  RoHn,  Textradition.  Stocquart,  le  manage  en 
droit  international. 


G.  Neue  ErsckemungeiL 

Vom  1.  Üb  22.  Wkn  1888  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (letstere  mit  *  beaeiefanet). 

1.  Deattebe  WUt»  wtä  BrosASraB» 

*Böhin,  F.,  Handbneb  d.  RechtshllfeTerfahrens  im  Deutschen  Reiche 

u.  gegenüljer  dein  Auslände.  2.  Tl.:  Reclit.'-hiire  in  Strafsachen. 
Mit  Sachregister  f.  1.  u.  2.  Tl.  Erlangen,  Palm  &  Enke.  X  u. 
881  8.  5  H. 

Briistlein,  A.,  d.  Grundzüge  d.  Entwurfes  eines  eidgenöss.  B' frt  i 
bungs-  u.  Konkursgesetzes.    Eine  Streitschrift  als  Entgegnung 
anf  d.  Brosehttre  3.  H.  Bachmanns.   Basel.   Bern.,  Jenni.   51  8. 

1  M.  50  Pf. 

"^Falke,  üb.  gleichzeitige  ötaateangehörigkeit  in  mehreren  deutschen 
Bundesstaaten.   Leipzig,  Rossberg.   60  6.    1  M.  60  Ff. 

Falkner,  P. ,  d.  Arbeit  in  d.  Gefängnissen.  (Conrads  staatswissen- 
scbattl.  Abh.  V.  1.)  Jena,  Fischer.   VUI  u.  89  6.   2  U.  40  Pf. 

Freund,  R.,  d.  Oentralisation  d.  Ärbeiterversieherung  unter  besond. 
Beriicksiclit.  d.  „Grundzüge  z.  A'iei-  ii.  Invalidenversicherung 
d.  Arbeiter".    Eine  Skizze.    Berlin,  Heine.    III  u.  48  S.  60  Pf. 

Gedanken  zn  e.  allgem.  ReicharerBicherungsanstalt^  zoaaramengefaest 
in  10  Paragraphen  v.  e.  I>eatBchen.  Berlin.  Walther  A  Apolant 
8  6.  50  Pf. 

^Koehne.,  d.  Gesehlechteverbindangen  d.  Unfreien  im  friink.  R. 
(Gierkes  üntersmchangen  XXn.)  Breslan.  Koebner.  VIu.36S. 

1  M.  20  Pf. 

Lntoslawski,  W.,  Erhaltung  n.  Untergang  d.  StaatsverfasBungen 
nach  Plato,  Arist'    -    u.  «achiayeUi.  Breslan,  Koebner,  VIH 

u.  140  S.   2  M.  4Ü  PL 
Meili,  F.,  d.  Markenstraf-R.  auf  Grund  d.  eidgendee.  Markenechats^ 

gesetzes  so-v^ie  d.  vnn  d.  Schweiz  abgeschlossenen  Staatsverträge 
u.  d.  internal.  Konvention  v.  1883.   Bern,  Jenni.    1  M.  60  Pf. 

*Kapier8ky,  d.  Erbebücher  der  Stadt  Riga  1884—1579.  lUga, 
Kymmel.    LXXXIII  u.  515  S.    10  M. 

*Oesfeld,  M.  v.,  z. Frage d.  Regentschaft.  (Holtzendorffs Zeit-  u.  Streit- 
fragen.)   Hamburg,  Richter.    36  S.    1  M. 

Otto,  V.,  d.  R.  d.  Lelmgütfr  in  d.  Erblandcn  d.  Königr.  Sachsen* 
Leipzig,  Breitkopf  d:  Härtel.    V  u.  150  S.    4  M. 

*Randglo88en  zu  d.  Thümmelprozessen  v.  einem  idtprenu.  Jnriflten* 
Halle,  Strien.   20  S.    30  Pf. 

*Reinhold,  F.,  d.  Natur  d.  sogen.  Realkontrakte.  Wien,  Holder. 
32  S.    40  Pf. 

Kintelen,  V..  Zwangsversteigerung  u.  Zwangsverwaltung.  (Ges.  v. 
13./VII.  1883.)  Systemat.  dargestellt.  Paderborn.  Schöningh. 
Vm  n,  169  S.  2  M.  40  Pf. 
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Rodewahi.  K.,  z.  Interpretation  d.  L.  25  §.  17  Dig.  de  her.  pet.  5,3» 
Inaug.-Abb.   üelmstedt  1887.   Leipzig,  Kock.   30  S.    1  M. 

*Rohiand,  W.  v.,  d.  6«fohr  im  Straf-R.  2.  Auil.  Leipzig,  Hinrichs. 
1888.    114  S. 

Die  1.  Aufl.  (Festgchrift)  kam  nicht  in  d.  BucLhanJoI,  dioselbe  ist  jcdooh 
Dd.  VI  S.  CO  ftiigezelgt  ii   kann  hier  darauf  verwiosou  werden. 

Rüdiger,  d.  K.  d.  Versicher UDgsgesellachaften  auf  Gegenseitig- 
keit.  (Aaa  Ehrenzweigs  AsBekuraiicjahrbneh  9.  Jahrg^  Wien^ 

1S87.    Berlin,  Mittler     Sohn.    43  R.    1  M.  20  Pf. 

Sine  ira.  Der  sogen.  Sprachenkampf  in  Oesterreich.  Zürich,  Ver- 
lagsmagazin.   94  6.   1  H .  SO  Pf. 

Schol  U' nbcrger .  J.,  vergleichende  Daratcllungen  ans  dem  öfFentl. 
R.  d.  schweizer.  Kantone.  Die  schweizer.  Freiheits-R.  Zürich, 
Müller.   VI  n.  81  8.  2  H. 

*Schönfeld,  d.  Offenbarungseid  u.  d.  Haft  als  Massregeln  d.  Zwangs- 
vollstreckung nach  d.  Z.Pr.O.  Gnesen,  Bansch  Wnukov^sky. 
1  M . 

Stöhr,  K. ,  einige  Fragen  aus  d.  Reichsgesetz  betr.  d.  Unfall-  u. 
Krankeaversicherung  d.  in  land*  u.  l'orstwirtschaftl.  Betrieben 
lieachftftigten  Peraonen     5./V.  1888.   Altenbnrg,  Bonde.  38  S. 

'■^(^  pf. 

*ZefrIeder,  d,  schweizer.  Haftpüichtgesetzgebung.  Sjrstem.  dargest. 
Bern,  JennL  167  8.  3  fr.  60  et 


8.  livgaten  Ton  Ctosetien,  SiitMhelinBg«ii  «te. 

Anleitung  cor  Einrichtung  d.  Registratur  (Regiatraturplan)  nach  d. 
Selbst'verwaltungsgesetzen.  Für  d.  neuen  Verwaltungsbehörden 
(Provinsialrat ,  Provinzialausschuss Bezirkeausschuss,  Kreisaus- 
schuss,  Biirgermeiater&mter  u.  Amtsverb&nde).    Styrnm  vorm. 

Oberhausen.  Spn.irmann.    1  M. 
*Ergebnis3e  d.  Zivil  u.  Strafrechtspflege  etc.  v.  Bayern  1886.  München, 
Kaiser.    3  M. 

Keukamp^  E. .    d.  Staats-  u.  SelbstverwaUiin<;   r!    Ff  heinprovinz. 

System.  Darstelliing  d.  neuen  Verwaltungei- K.  u.  JÜieinprovinz. 

Kin  Wegw  :    1   z.  prakt.  Gebrauch  f.  Beliörden,  Studii'r<'nde  u. 

Privritt'.    Essen.  Bädeker.    X  u.  235  S.  mit  1  Tab.    4  M. 
Payer,  F.,  iieucö  K.  in  Württemberg,  z.  Orientierung  f.  Nichtrechta- 

gelehrte  im  Auszug  dargestellt.    Neu  ergänzte  Ausg.  d.  3.  um- 

gearb.  Aufl.   (In  8  Lfgn.)    1.-8  Lfg.    Stuttgart,  Schickliardt 

u.  Ebner.    XV  u.  144  S.    h  40  Pf. 
Sandl,  E.  L.  v.,  Petition  um  R.  (Art.  32  d.  Verfassung  f.  d.  preuss. 

Staat  V.  31.11.  1850)  an  d.  hohe  Haus  d.  Abgeordneten  z.  Berlin. 

Zürich,  Verlagamagaziu.    310  S.    3  M.  60  Pf. 
Ulm,  d.  kundige  8teu(  rreklamsnt.  9.  Aufl.  Leipzig,  Weigel.  VI 

u.  139  S.    1  M.  50  Pf. 
Yerwultungsorganisation,  d.  alte  etc.,  in  d.  Rheinprovins.  Styrum, 

Spa»nnann.  38  S.  50  Ff. 


Dentsches   Reich.     ReiL-hsmilitärgesetzgebung  in  neuer  FaHong. 

Kordlingen,  Beck.    VIU  u.  94  S.   80  Pf. 
Desgl.  (Reger).   Ansbach,  Brügcl.   1.  Lfg.   80  Pf. 
Mililärgesetz  v.   ll./ll.  1880.    Essen,  Bädekcr.    10  Pf.  Königsberg, 

Härtung.   20  Pf.    Leipzig,  Ruhl.   30  Pf.   (Uöinghaus.)  Berlin, 

Dammler.  80  Pf. 


826   CentralUatt  für  BeehtowiaflenBehaft  (1888).  Vn.  Bd.  8.  Heft 

Gesetz  betr.  Is'atnralleistungen  v.  1875  mit  Aenderungen  v.  21. /VI. 
1887.  ßerlin,  Mittler.  84  S.  Reichsgesetz  v.  21.A^I.  1887.  Ebd. 
10  Pf. 

Sunmlnng  d.  ReichsgeBetze  zivilrechtl.  InkaltB  v.  Sehling.  Leipsie, 

Veit.   583  S.    4  M. 
Prevssen.   Verf.  T.  9./XIL  1887  betr.  Gesch&ftaordnnng  d.  Gerielttl* 

Schreibereien.    Berlin.  Üecker.    20  Pf, 
Grundbuchgeeetze  etc.  (Bäsch).    Berlin,  Heine.    *2  M.  80  Pf. 

Henaen^  GeBets,  betr.  d.  Errichtung  letstwiUigcr  Verfügungen  in  d. 

Bezirke  d.  Oherlandesgerichts  zu  Frankfort  a.  H.  t,  2&JVl,  1886. 

BoDD^  Haustein.   IV  u.  123  S.   3  M. 
LandgemeindeordnuDg  f.  Westfalen  etc.  Elberfeld,  B&dek«r.  60  Pf. 

Polizeiverosdnnng,  betr.  d.  Verkehr  mit  frischer  Kuhmilch,  nebst 
Aiisf'iihrnngsanweisang.  Amtliche  Anag.  Berlin,  Hayn.  19  S. 

kart.  25  Pt. 

Verwaltunf^sordnung  f.  d.  Vermögen  d.  evaiigel.  Kirchengemeinden 
d.  Prov.  Westfalen.  (Aas  „Kirchl.  Amtsblatt  d.  kgl.  Konsisk  d. 
Prov.  Westfalen".)   Münster,  Brunn.   61  S.   1  M.  50  Pf. 

Gescb&ftsanweisung  f.  d.  Yollsiehnngsbeftniten  im  fiereieh«  d.  Ver- 
waltungen d.  direkten  u.  indirekten  Stenern  tosd  ll^Z.  1879. 
Berlin,  Decker.   52  S.   60  Pf. 

Ifirttnnberg.   Bfirgerhandbnch.  Stuttgart,  Hetzler.  16.  Anfl.  VI 

11.  186  S.   50  Pf. 

Verjährungsgesetz  v.  6./V.  1852  (Betz).  Tübingen,  Laupp.  2  M.  60  Pf. 

Geseta  betr.  Vertretung  d.  evangel.  Kirchengemeinden.  3.  Lfg.  Ell- 
wangen, Hess.    1.— 3.  Lfg.  4  M.  40  Pf. 

Hessen*  Verf.  z.  Ausf.  d.  Fischereiges.  Darmstadt,  Junghans.  10  Pf. 

SacliBen-Weimar.  Sammlung  v.  Gesetzen  etc.  f.  Eisenach.  Eisenach, 
I{iibclo.    1  M.  50  PI". 

Anhalt.  Gemeinde-,  Stadt-  u.  Dorl'ordnung.  Göthen,  Schettler. 
90  Pf. 

Oesterreich,  ünfallversicherungsgesetz  v.  28./XII.  1887.  Wien,  Hans. 

32  8.   40  Pf.  Desgl.  (Geller).   Wien,  Pereis.   71  S.   1  M. 
Oeaterr.  ReichsgCBetse.    TaaehenauBg.  Vr.  159 — 168.    Prag,  Mercy. 

1887.   6.  M.  64  Pf. 

Inhalt  Oesterrcji  h-  UeichsgeBetZö  nebst  Erläuea  U.  Verorduuugen. 
J»hrg.  1887.    2,~ß.  Hft.    S.  MO    534,  tI-4M  U.  17—88. 

Raccolta  dl  leggi  ed  ordinanze  della  monarcbia  auatriaea.  Innsbruck, 

Wagner.    1887.    1.  M.  20  Pf. 

Inhalt.  La  legge  del  10  Olugao  1887.  B.  L.  I.  N.  74  concei  ueDte  la 
modi&caztone,  rispettlvaraeDte  il  completamento  di  alcune  dispAsizloui  della 
procedura  In  materia  d'eaecuzione  per  l'esaztone  di  eredltl  pecuniarii.  Com- 
mentario  del  Consigllere  oniuiBteriale  Dr.  Emilio  Steinbacb.  Llbera  ver- 
Blone  dal  todesco  autorizzata  dall'  autorc  dl  Frocuratore  di  Stato  Matteo 
BoacaroUl,  agglunteTl  aloune  not«,  l'Ordinanza  mtniateriüe  e  quell»  del  Pre- 
aldto  d'Apello  in  Xunbraak  nlla  Meoudoiift  delU  l«gge.  114  B. 

Gesetze  f.  das  Königr.  Böhmen.  Tasehenansg.  Nr.  202—208.  Frag, 
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MoQfttllcliL  ein  Ueft  von  aljo  BoKen.  —  Preis  des  Jahrgangs  18  Mark.  —  Zu  beziehen 
durch  aue  Buchhandlangen  and  Poatftnstolton. 


A.  BesprecliungeiL 


Zum  Jubiläum  der  Universität  Bologna, 

1)  Bieel,  G.  I  primordidello  studio  di  Bologna.  Bologna» 

Bonia«noli  dair  Acqua.   1888.   2.  ed.   186  8.*) 

2)  GhiapjteUiy  L.  Lo  studio  Bologneae  nelle  sn«  origini 

e  nei  srxoi  rapporti  coUa  scienza  Fre^Irneriana. 

Pistoja,  Fratelli  Rracali.    1SS8.    165  S. 

3)  Fitting,  H.  Die  Anfänge  der  Kechtsschule  zu  Bologna. 

Berlin  und  Leipzig,  Guttenta<r.  IbSS.   VT  ii.  129  8.    3  M. 

4)  Denifle,  H.    Die  Statuten  der  J  ur  i  sten •  Ü  ni  v ersi tät 

vom  Jahre  1317 — 1437  und  deren  Verhültnis  zu 
jenen  Paduas,  Perugias,  Florenz'.  i^Arcliiv  1.  Litt. 
u.  Kircbengcsch.  d.  Mittelalters.  1887.  Freibarg,  Herder, 
m.  Bd.  S.  196-897.)  (S.  auch  unten  8;  878  a.  E.) 

*)  In  demselben  Bande  ist  S.  190  ff.  eine  Reihe  kleinerer  Ab- 
handlungen vereinigt,  welche  mit  dem  Haupttitel  des  Buchs  in  keinem 
Zusammenhang  stehen.  Wir  lieben  hervor:  Ercole  Gonzaga  auf  der 
üniTersit&t  Bologna  (S.  189  ff.);  Anfiloge  der  Sohnle  m  RaTenna 
(8.  901  ff.);  Pietro  di  Uattiolo  and  »eine  Chronik  von  Bologna 
(S.  259  ff.);  Priester  im  Käfig  (S.  281  ff.:  Mitteilungen  über  gran- 
sarae  miltelaltcrlichc  Strafen,  besonders  über  die  in  Bologna  gegen 
Priester  angewandte  KatigstralV);  Melancholische  Nächte  (S.  294  ff.: 
aus  den  Bericiiten  und  Betraciiluiigen  eines  Geistlichen  im  17.  Jahr» 
hand«t,  der  den  sam  Tode  Yerarteilten  den  letsten  Trost  spendeteX 
endlieh  Eine  arme  Märtyrerin  (S.  309  ff.)  betr.  Hexenglsaben  and 
Hexenprozpsse  in  Italien  während  des  18.  Jahrhunderts. 
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Die  üniyersitilt  Bologna  fei^  am  12./VI.  dieses  Jahres  ilir 
SOOjlbriges  Bestehen.    Nocli  mehr  als  das  Heidelberger  Fest 

nimmt  dieses  Ereignis  die  lebhafte  Teilnahme  der  ganzen  ge- 
bildeten Welt  in  Anspruch.  War  dooh.  Bologna  während  seiner 
mittelaltcrliclien  Blütezeit  der  V"ereini';fungspunkt  von  Studieren- 
den aller  Nationen.  Aufs  innii^'ste  aber  berührt  diese  Feier  die 
Vertreter  der  Rechtswissenschaft,  denn  die  Blüte  der  TTniversitHt 
Bologna  war  eine  Blüte  der  dortigen  Rechtsschule  und  der  Rechts- 
wissenschaft. Besonders  ei  freulich  mag  neben  der  Erinnerung 
an  eine  ruhmreiche  Vergangenheit  die  Beobachtung  sein,  dass 
das  Fest  in  ^ne  Zeit  nener  Blüte  der  italienischen  Bechtswisseo* 
sohaft  ftllt  Gleichwohl  wenden  sich  die  Blicke  unwillkürlich 
rückwärts  zur  üniTersitKt  Bologna  im  M.A.  Solche  Bfickblieke 
entiialten  die  ohen  genannten  Schriften«  (Vgl.  auch  C*B1.  V.  207.) 

Die  ersten  drei  Werke  haben  den  Zweck  gemeinsam,  die  Zeit 
der  An&nge  des  Kechtsstudiums  zu  Bologna  festzustellen  und 
Icommen  dabei,  teilweise  auf  verschiedenen  Wegen,  überein- 
stimmend zu  dem  Ergebnis,  dass  das  ßecbtsstudinm  in  Italien 
niemals  ganz  erloschen  sei  und  dass  besonders  seine  Anfänge  in 
Bologna  weit  über  Irnerius  zurückreichen. 

R.  untersucht  die  Frage  auf  Grund  von  teilweise  bisher 
nicht  herausgegebenen  Urkunden,  welche  S.  77 — 99  unter  An- 
gabe ihres  Fundortes  sowie  früherer  Drucke  verzeiebnet,  S.  101 
bis  186  abgedruckt  sind  (38  Stück).  Er  betont,  da  auch  die 
Wissenschaft  dem  Gesetze  der  Bntwiokelung  unterworfen  sei, 
dürfe  man  nicht  glauben,  dass  die  Schule  zu  Bologna  die  im 
12.  Jahrhundert  eneichte  Höhe  habe  gewinnen  können,  ohne  zu- 
zugeben, dass  das  Justinianische  R.  während  des  ganzen  M.A.  in 
der  Praxis  fortgelebt  habe  und  Gegenstand  des  Studiums  ge- 
wesen sei.  Jedenfalls  reiche  die  Pflege  des  R.  in  Bologna  viel 
weiter  hinauf,  als  mau  bisher  dachte;  vi(  ll(  icht  haben  die  Schulen 
zu  Pavia  und  Ravenna  die  Entwickelung  iu  Bologna  beeinflusst. 
Aus  der  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  sind  Spuren  juristischer 
Autoritttten  in  Bologna  nachwdsbar.  Den  von  Ficker,  aus  ge- 
druckten Büchern,  erbrachten  Belegen  fügt  B.  einige  weitere 
Kamen  aus  älteren  Urkunden  zu;  die  Zahl  det  Juristennamen 
steigt,  je  mehr  man  sich  dem  Ende  des  11.  Jahrhunderts  nähert 
(S.  38  ff.).  Ein  Teil  der  Juristen  wird  aus  der  Schule  des  Pepo 
hervorgegangen  sein,  mit  dessen  Person  und  Bedeutung  sich  R. 
unter  Würdigung  der  bisherigen  Litteratur  eingehend  beschäftigt. 
Entgegen  der  bis  in  die  neueste  Zeit  bestehenden  Anuabme, 
welche  P,*8  Wirken  um  das  Jahr  980  setzt,  gibt  er  die  zweite 
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Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  als  dessen  Wirkungszeit  an  was 
schon  zu  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nachgewiesenworden  aW 
in  Ver.osseubeit  geraten  war.  Nicht  erst  seit  ImeriuB,  sondern 
seit  P.  ist  die  Schule  zu  Bologna  eine  ständige.  I.  war  ursprünglich 
Lehrer  der  Grammatik  in  Bologna.  Auf  Grund  der  1:^  Vrkundm 
:    ,  ^^^^"^  ^' '  ^^"^^  vorkommt,  wird  seine  Gebuvtszeit 

TJl^^^  11.  Jahrhunderts,  der  Begi.n  semer  jmistischen 
Lehrthät^gkeit  um  1090.  sein  Tod  bald  nach  1125  angenommen, 
ansidithch  des  Alters  der  Bologneser  Schule  kommt  R.  zu  dem 
Schluss,  dass  das  Theodos.  Priyileg  (ürk.  Nr.  87)  gefälscht  sei. 
T^agegen  spreche  der  Umstand,  dass  Kaiser  Friedrich  1156  anerst 
der  Schule  von  Bologna  das  Privüeg  erteilte  und  dasselbe  erst 
später  auf  alle  Schulen  ausdehnte,  dafür,  dass  Bologna  die 
Älteste  Schule  sei. 

Ch.  schöpft  seine  Beweise  aus  der  miteelaUerlichen  juristischen 
Litteratur.  Der  1.  Teil  1.  Kapitel  erörtert  die  verschiedenen 
V  ^  Gründung  der  Schule  zu  Bologna,  welche 

toald  auf  Theodosius,  bald  auf  Karl  d.  Gr.  oder  Lothar  (825) 
bsld  auf  die  Markgrafin  Mathilde  oder  Heinrich  IV.  zurück- 
geführt wird,  und  sucht  den  mutmassHchen  Zusammenhang  der 
beiden  ersten  Erzählungen  mit  geschichtlichen  Thaisachen  nach- 
zuweisen.  Nach  Odofredns,  PiUius,  A20  und  der  Accnisischen 
Wosse  sei  anzunehmen,  dass  die  Schulen  zu  Rom,  Rayenna  und 
«ologna  sich  nach  einander  im  Primat  des  Rechtsunterrichts 
abgelöst  haben,  .so  dass  die  Blüte  der  späteren  8,.hule  begann 
Wtorend  die  früher  herrschende  noch  im  Zustande  des  Verfalls 
fortbestand.    Die  Ueberzeu.rrun?  der  älteren  Juristen  von  dem 
hohen  Alter  der  Schule  zu  Bologna  bestätigen  (2.  Kap.)  Zeucrni.se 
wissenschaftlicher  Bearbeitung  des  röm.  R.  in  Bologna  lanpc  Zeit 
vor  Imerius.  Die  Grammatikscbule  bestand  schon  zu  Anfang  des 
11.  Jahrhunderts,  die  Rechtsschule  jedenfalls  seit  Mitte  desselben. 
Im  3.  Kapitel  erwähnt  und  untersucht  Oh.  eine  Reihe  ron  Siglen, 
welche  meist  auf  ältere  Juristennamen  schUessen  lassen,  die  aber 
noch  ebenso  unbekannt  sind,  wie  die  Werke  ihrer  Träger.  Der 
2.  Teil  zeigt  den  Zusammenhang  zwischen  der  formellen  Behand- 
lung der  Quellen  in  der  iinerianischen  und  vorirnerianischen 
Periode.  Ferner  führt  Ch.  S.  98—104  in  ein«-  svnoptisnhcn  Zu- 
sammenstellung von  SteUen  aus  der  Accur.s.  OL  mit  den  ent- 
sprechenden Stellen  Älterer  GL  (IWer  Institutiüngl.,  Vatikan.  (M. 
«um  Brachylogns,  Pistojeser  Gl.  zum  Kodex)  auch  die  innere  üeber- 
emstiramung  der  GL  yor,  woraus  folge,  dass  viele  ftltere  GL  in 
die  Accursische  übernommen  wurden.   Auch  die  Beziehungen 
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zwischen  den  Schulen  zu  Bologna,  Pavia  und  Bavenna  werden 
an  der  Hand  jurlstisclit  r  Schriften  geschildert.  Die  Schhiss- 
betrachtung  weist  auf  das  Zusammentreffen  des  Wiederaufblühens 
der  Rechtswissenschaft  mit  dem  allgemeinen  Erwachen  wissen- 
schaftlichen Geistes  hin.  I.  war  ein  Zeit^^enosso  von  Abftlard, 
Von  Einfluss  war  auch  der  Streit  zwischen  i'upst  und  Kaiser, 
welche  beide  das  Bedürfnis  fühlten,  sich  mit  Männern  von  wissen- 
sduifUidiem  Ajmhen.  su  umgeben.  Du  penönliclie  VerdienBi» 
▼on  L  dürfe  deslialb  nicht  bestritten  werden.  Im  Anhang  wird 
ein  Bruchstück  einer  alten,  Termutlich  vorimenanisehen  61.  zum 
6.  Buch  des  Kodex  mitgeteilt. 

F.  widmet  mn  Budi  der  UniTerait&t  Bologna.  Nack  einer 
knrzen  Darlegung  der  vor  Savigny  herrschenden  Meinung  und 
der  von  diesem  selbst  aufgestellten  Lehre  weist  der  1.  Abschnitt 
an  zahlreichen  Beispielen  aus  der  mittelalterlichen  Litteratur 
nach,  dass  das  R.  zu  allen  Zeiten  des  M.A.  iu  den  Schulen  der 
artes  liberales  am  Ende  des  trivium  in  Verbindung  mit  der 
Rhetorik  gelehrt  wurde.  Der  Rechtsunterricht  beschränkte  sich 
hierbei  regelmBssig  auf  die  dnfaehsten  XÜemente;  doch  gab  es 
auch  Lehrer  füx  umfassendere  Studien.  Die  Beehtssehule  in  Born 
muss  schon  wegen  des  Bedfirfiiisses  der  Geistlichen  fortbestanden 
haben.  Hinsichtlich  ihres  Unterganges  sowie  der  Ifachfolgef  yon 
Ravenna  und  Bologna  kommt  F.  zu  demselben  Ergebnis  wie  Ch. 
Auch  an  andern  als  diesen  drei  Orten  mögen  Bechtsschulen  be« 
standen  haben  (z.  B.  Pavia);  in  Frankreich  sind  solche  zu  Lyon, 
Orleans,  seit  dem  11.  Jahrhundert  auch  zu  Toul,  Bce  und  Paris  be- 
kannt. Ferner  liefert  der  1.  Abschnitt  den  Beweis,  dass  während 
des  ganzen  M.A.  das  R.  wissenschaftliche  Behandlung  erfuhr  und 
eine  besondere  Rechtslitteratur  bestanden  hat.  Das  Auftreten 
der  Bologneser  Beehtssehule  fällt  sogar  in  üne  Zeit  grosser 
litterarischer  Regsamkeit.  Der  2.  Abschnitt,  welcher  die  An- 
fluge der  Bologneser  Becbtsschule  behandelt,  nimmt  swar  nach 
F/s  eigener  firklSrung  die  Schrift  Ton  R.  zur  Grundlage  (8. 77) 
lud  kommt  auch  im  wesentlichen  va  gleichen  Ergebnissen.  Jedoch 
verteidigt  F.  gegen  R.  die  Wahrscheinlichkeit  der  in  der  ürsperger 
Chronik  enthaltenen  Erztlhlung,  wonach  T.  durch  eine  Anf- 
fordei  uüg  der  Markgrähn  Mathilde  veranlasst  worden  sein  soll, 
sich  ausschliesslich  der  Rechtswissenschaft  zu  widmen.  Auch 
betont  F.,  dass  die  Rechtsschule  zu  Bologna  erst  seit  1158  gegen- 
über den  anderen  Teilen  der  Hochsdiule  in  den  Yordergrond 
trat.  Der  3.  Abschnitt  erlbrtert  eine  von  den  beiden  anderen 
Schriftstellern  nicht  berührte  Fragen  n&mlich  die  Ursachen  des 
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Erfolges  der  Bologneser  Rechtsschule,  welche  F.,  abgesehen  von 
den  örtlichen  Vorzügen  Bolognas,  darin  findet,  dass  diese  Schule 
das  reine  r.  R.  pflegte,  während  die  Lelircr  zu  Pavia  und  Ravenna 
!  teils  das  r.  R.  zur  Erklärung  und  Ergänzung  der  langobardi- 

l  sehen  Quellen  benützten,  teils  seine  Darstellung  mit  Sätzen  der 

I  verschiedenen  nacheinander  in  Italien  geltenden  Rechte  ver- 

mengten, teils  (Ravenna)  sogar  einer  naturreehtlichen  StrOmiug 
folgend  und  sich  als  Nachfolger  der  klassischen  rOm.  Juristen 
fUhlend  nach  Bficksichten  der  Billigkeit  und  Zweckmfisngkeit 
neue  Rechtssätze  aufstellten.  Zum  Sehluss  betont  F.  fthnlieh 
wie  et,  den  Zusammenhang  des  in  der  Rechtswissenschaft  be- 
wirkten Umschwungs  mit  der  seit  dem  12.  Jahrhundert  auf  allen 
Gebieten  des  geistigen  Lebens  bemerkbaren  Bewegung»  mit  dem 
Streben  nar;h  Rückkebr  zum  Altertum. 

D.  —  vatikanischer  Archivar  —  veröffentlirbt  die  Statuten  der 
Universität  Bologna  vom  Jahre  1317  nach  einer  in  der  Kapitels- 
bibliothek zu  Pressburg  befindlichen,  um  1347  entstandenen  Hand-  " 
Schrift,  welche  jedoch  nur  bis  sur  45.  Bubrik  reicht;  die  folgenden  -  : 
Bubriken  sind  aus  den  Statuten  vom  Jahre  1482  nach  der  Hand'^ . 
Schrift  Ton  1507  mitgeteilt.  Dem  Texte,  dessen  Anmerkungen  fort- 
iritbrend  auf  entqvrechende  I^Hen  besw.  Abwdchungen  der  Sta- 
tuten Ton  Padna,  Perugia  und  Florenz  verweisen,  ist  S.  196 — 253 
eine  systematische  Abhandlung  vorausgeschickt,  welche  1.  die  Be- 
schreibung der  Handschrift  von  1347  und  nähere  Angaben  über 
die  Statuten  von  1317  enthält.   Dieselben  sind  von  Job.  Andrea 
verfasst,  lii2ü  und  1336  mit  Zusätzen  versehen,  l-'U')  und  1347 
aber  einer  neuen  Redaktion  unterworfen  worden.   Ihr  Inhalt  ist 
Tttmutlich  zum  Teil  den  Siteren  Btatettm  TOn  1258  (nicht  er- 
halten) entnommen  und  bildete  andererseite  die  Grundlage  der 
spateren  Statuten  von  1482.   Es  wird  2.  das  Verhältnis  der 
Stetuten  vom  Jahre  1817  zu  denen  vom  Jahre  1432,  3.  und  4.  die 
Beziehung  der  Bologneser  Stetuten  zu  jenen  von  Perugia,  Florenz 
und  Padna  untersucht  und  gezeigt,  in  welcher  Weise  der  Inhalt 
der  letzteren  zur  Ausfüllung  der  Lücke  im  Bologneser  Statut  von 
1817  dienen  könne.  Der  letzte  (5.)  Abschnitt  behandelt  die  Be- 
deutung der  Puncta  taxata  oder  die  Ordnung  der  Vorlesungen 
an  der  üniverjjität  Bologna  zu  Ende  des  13.  und  im  14.  Jahr- 
hundert Als  Beilage  ist  S.  394  ff.  die  Vorrede  zu  den  Paduaner 
Stetuten:  de  origine  et  progressu  juris  scolastici  Faduani  mit- 
geteilt Klein  feller. 
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I,  Allgemeinem. 

Festgabe  svm  Doktorjubilttnm  des  Herrn  Geheimen« 
rate  und  Professors  Dr.  Joh.  JuU  WilK  v.  Planck 
von  der  Jaristenfakultttt  zu  Mflnclien  über- 
reicht. MlLnchen,  Kaiser.  1887.  467  8.  9  M.  (Vgl. 
unten  S.  353,  356.) 

Es  werden  hier  elf  Abhandlungen  ans  den  Tarsohiedensten 
Reehtsgebieten ,  dem  Staats-,  dem  bürgerlichen  B.,  dem  Zivil- 
Prozesse,  dem  Straf-R.,  recht^yeechichtlicben  xxnd  dogmatischen 

Inhalts  treboten,  Abliandlun^^en,  <35(>  natnrg'omäss  als  Gaben  G-e- 
k'hrter  au  eiiu'n  Gelehrten  zu  seinem  (Ttilebrtenjubiliium  vorzugs- 
weise die  Ergebnisse  gelehrter  Einzelforschunj^  darstellen  uud 
daher  z,  T.  wenigstens  nur  einen  engeren  Leserkreis  finden 

•*  1)  Seydel,  das  Budgetreoht  des  bayr.  Landtages 
»\ind  das  Verf assungsverständnis  von  1843. 

Verf.  behandelt  das  Hitwirlrangs^B.  des  Landtages  bei  Fest- 
stellung des  Staatshanshaltes.   An  die  Ausdehnung  dieses  B. 

knüpfen  sich  ja  fast  allj&hrlich  in  allen  Staaten  Streitfragen  an, 
und  mit  Becht  glaubt  daher  der  Verf.,  dass  zur  Lösung  dieser 
Streitfragen  die  Betrachtung  eines  Systems  manches  beitragen 
kann,  nach  welchem  das  Budget  auch  formell  kein  Gesetz  ist 
und  das  Schwergewicht  der  parlamentarischen  Mitwirkung  auf 
der  Steuerbewillignng  ruht.  In  Bayern  war  nun  unter  Ludwig  I. 
ein  tiefgehender  Kampf  zwischen  Regierung  und  Landtag  über 
die  Verwendung  der  Erübrigungen  und  über  die  staatsrechtlichen 
Folgen  entbrannt,  wdche  den  standisohen  B^hlflssen  beiFrttfung 
des  Ausgabenbudgets,  auf  Grund  dessen  die  Stenerbewüligung 
gesehieht,  beizumessen  seien,  insbesondere  ob  den  Ständen  die 
B^ugnis  zukomme,  die  Ausgabenansitze  des  Budgets  mit  binden- 
der Kraft  für  die  Regierung  zu  erniedrigen.  Verf.  stellt  nun 
die  Geschichte  dieses  Streites  dar,  erörtert  die  dabei  von  beiden 
Teilen  vertretenen  Ansichten  und  unterzieht  schliesslich  das  Vor- 
fassungsverstüüdnis  von  1843,  durch  welches  dieser  Kampf  bei- 
gelegt worden  ist,  seiner  Beurteilung.  Das  Ergebnis  der  letzteren 
ist,  dass  das  Verfassungsverstünduis  im  wesentiicheu  eine  richtige 
Eotwiekelnng  des  Budget^B.  der  bayr.  Yerfassungsurknude  enthalt. 

2)  y,  Siehearar,  Sekundogenitur  und  Primogenitur. 

Auch  diese  Arbnt  betrifft  zunächst  das  bayr.  Staatsrecht. 
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Sic  geht  ans  von  rlen  beideu  Fällen  der  bayr.  Vorfassungsurkunde, 
in  weicher  die  Krone  nicht  nach  Erstgeburts-R. ,  sondern  nach 
Zw eitgeburtSrR,  übergehen  soll,  und  gibt  dem  Verf.  Veranlassung, 
naehdem  er  an  erdicfateten  Beispielen  gezeigt,  wie  vennokelt  mäx 
jene  Fttlle  gestalten  können,  den  Begriff  «Zweitgebomer*  zn  nnter^ 
suchen.  Zur  Feststellung  dieses  B^riffi»  zieht  er  znnAchst  die 
Bestimmnngen  des  Eöniglieh  aflolis.  Hansgesetzes  über  Seknndo- 
genitnr  heran,  erlftutert  dann  die  Bechtsbegriffe  „Erstgeborner", 
.Zweitgebomer behandelt  ferner  , Begriff  und  Arten  derSekundo 
genitur"  und  beantwortet  endlich  in  den  „Pchlussfolgerungen* 
die  an  der  Ilan«]  jeiior  erdichteten  Beispiele  aufgeworfenen  Fragen. 

3)  Lotmar)  über  Plus  est  in  re  quam  in  existi- 
matione  und  Plus  est  in  opiuione  quam  in  veritate. 

Diese  beiden  Sätze  hielt  man  bisher  fast  unangefochten  für 
Eecbtsgrundslltze  über  das  WertTerhSltius  von  opinio  eder 
«xistimatio  zu  res  oder  veritas,  Sfttze,  die  inhaltlich  «atgegen- 
gesetzt  verschiedene  Oebiete  beherrschen  oder  verschiedene  Stand- 
punkte vertreten.  Auch  !Windscheid,  Pandekten  III  §.  597  Anm.  4 
sagt  nodt:  .Bei  der  Erbaehaftsantretung  gilt  also  der  Grundsatz: 
plus  est  in  opiuione  quam  in  veritate,  während  in  andern  Fällen 
nach  dem  umgekehrten  Grundsatze  verfahren  wird/  Und  welche 
Bedeutung  man  diesen  Rechtssiitzen  beilegte,  das  ergibt  sich  aus 
Bechmann,  Kauf  II,  21,  wo  der  Satz  „plus  est  in  re  quam  in 
«xistimalione"  als  Ausdruck  der  Erscheinung  bezeichnet  wird, 
dass,  wenn  die  objektiven  Voraussetzungen  eines  Bechtsakts  in 
ITfnurkUchkeit  bestehen,  sdne  Rechtsfolge  trotz  imger  Torstellung 
des  Handelnden  von  jenen  Voranssetzungen  Antritt.  Vwf.  tritt 
nun  dieser  Bedeutsamkeit  jenw  Sfttze  entgegen  und  sucht  ihnen 
eine  bescheidenere  Bolle  zuzuweisen,  indem  er  zunächst  ausfährt, 
dass  das  quellen mässige  Herrschaftsgebiet  beider  Sätze  sehr  gering- 
fügig ist,  und  dann,  von  der  ünwahrscheinlichkeit  der  Aufstel- 
lung einander  entgegengesetzter  Kechtsrpgelu  ausgehend .  unter- 
sucht, ob  denn  die  Thatsache  des  Vorhandenseins  jener  Regeln 
so  unzweifelhaft  ist.  Das  Ergebnis  der  Untersuchung  ist,  dass 
jene  Sütze  nicht  Bechtsregeln  darbieten,  sondern  Begründungen 
und  zwar  wie  so  oft  bei  den  Bfimem,  die  zwar  richtig  zu  ent- 
«eheiden  wnssten,  aber  in  der  Begründung  sich  oft  vergriffen, 
verfehlte  Begründungen  der  in  den  betreffenden  Quellenstellen 
getroffenen  Entscheidung«!,  so  datt  die  Vermutung  nahe  liegt, 
dass  diese  Begründungen  nicht  von  einem  Julian,  Paulus,  Ulpian 
herrühren,  sondern  Früchte  der  Schulweisheit  späterer  Geschlech- 
ter sind. 
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4)  Maurer»  die  Bechtsriclituiig  des  älteren  isl&n* 

discb  en  K. 

Verf.  behandelt  eine  der  wichtigsten  und  schwierigsten  auf 
die  Handhabung  der  gesetzgebenden  Gewalt  im  isUlndischen  Frei- 
staate bezüglicheu  Fragen,  die  nach  der  Uechtsricbtuog.  Die 
gesetzgebende  Gewalt  wurde  idbnlioh  im  isIttndMten  Freistaate 
TOn  der  tögrfttta  gehandhabt.  In  der  ThAtigkeit  dieser  Ver* 
sammlirag  sind  nun  swei  Arten  von  Beschlftssen  zu  nnterscheiden, 
solche  über  allgemeine  Becbtsregeln  und  die  VerwÜligungen  von 
Gnaden,  üeber  das  Verfahren,  welches  bei  den  Veduuidliuigen 
nnd  der  Bescblussfassung  der  lögrHta  einzuhalten  war,  bestimmt 
das  ältere  Rechtsbuch  „Lögr^ttu  pätte",  dass  bei  der  Verwilligung 
von  Gnaden  Einstimmigkeit  erforderlich  sei.  bei  der  Feststel- 
lung von  Kecbtsregeln  aber  die  Zustimmung  der  Mehrheit 
genüge.  Hier  ist  es  nun  streitig  geworden ,  ob  die  für  den 
letzten  Fall  gegebenen  Vorschriften  nur  dann  gelten ,  wenn  es 
sich  um  die  „Kichtung  des  Ivecbts"  (retta  lög  sin)  d.  h.  dessen 
Feststellung  im  Falle  des  Streits  über  den  Sinn  einer  Gesetses» 
stdle  handelt,  oder  auch  wenn  ein  neues  Geset»  erlassen  werden 
soll.  Diese  Streitfrage  erörtert  der  Yert  und  er  kommt ,  ins^ 
besondere  Finsen  gegenüber,  zu  dem  Ergebnis,  dass  mangels  einer 
ausdrücklichen  Entscheidung  des  Bechtsbuches  über  das  Verfahren 
beim  Erlass  neuer  Gesetze  und  bei  der  scharfen  Gegenüberstellung 
von  Feststellung  des  geltenden  R.  (at  rötta  lög)  und  Erlass  neuer 
Gesetze  (at  gera  nymaeli)  das  für  die  Feststellung  von  Rechts- 
regeln vorgesehiiebene  Verfahren  nur  für  die  Kiehtung  des  ß. 
zur  Auwendung  komme,  für  die  Erlassung  neuer  Gesetze,  vor 
der  mau  eine  gewisse  Scheu  hatte,  weil  man  das  Ii.  als  ein  im 
grosse  und  ganzen  gegebenes,  nur  klar  zu  stellendes  und  weiter 
aus  sich  selbst  heraus  zu  entwickelndes  betrachtete,  aber  die 
glnche  Begel  gegolten  habe  wie  für  die  VerwiUigung  von  Gnadein, 
so  dass  also  f&r  neue  Satzungen  Einstimmigkeit  der  Idgrätta 
gefordert  wurde. 

5)  y.  Brinz,  über  den  Einlassungs'zwang  im  r5m.  R. 

Verf.  geht  von  der  auctoritas  des  jurisdi/ierenden  Magi- 
strates aus  und  erprobt  zuerst,  dass  die  Notwendigkeit  des  Rechts- 
weges nichts  anderes  als  die  Notwendigkeit  magistratischer  Autori- 
tät zu  den  streitigen  und  exekutiven  Aktionen  sei.  „Wie  die 
Geltendmachung  der  R.  oder  die  Aktionen  überhaupt,  so  sind 
auch  einzelne  Teile  derselben  au  die  jurisdlktionelle  AntorilAt 
gebunden.*  Dies  führt  den  Verf.  auf  die  in  ius  yoeatio  und  er 
bdiandelt  nun  den  Einlassungszwang  im  rOm.  Prozesse.  Unter 
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Einlassuntrszwang,  eine  Voraussetzen <r  des  Ladungszwangs,  ver- 
steht Vert.  den  Zwang,  nicht  auf  den  Stroit,  sondern  allgemeiner 
sich  auf  die  k1':l<?orische  Aktion  einzulassen.  Tn  diesem  Sinne 
nimmt  Verf.  an ,  da.ss  ein  Einlassungszwang  nach  dem  System 
der  Legisaktioneu  und  des  Formularprozesse.s  in  der  That  be* 
Standen  habe,  und  beantwortet  schliesslich  noch  die  Fragen  nach 
dem  Zwecke  des  Einlassungsswanges,  sonem  Verhältnisse  zu  der 
yantoritfiren*  Siellnng  des  jurisdiderenden  Hagistrats  und 
211  dem  eremodicinm  und  seiner  Stellung  im  Systeme  der  B. 
nnd  Pflichten. 

6)  Seuffert,  zu  1.  57  D.  de  legati.s  I. 

Verf.  unterzieht  diese  nach  vielen  Bichtungen  hin  schwierige 
und  bestrittene  Digest enstelle  einer  fiingehenden  Erörterung.  Er 
behandelt  zunächst  den  über  die  VermUchtnisanordnung  bei  Kennt- 
nis des  Pfandnexu.s  sprechenden  Schlusssatz,  über  dessen  Text 
er  sich  zuvor  mit  Donellus,  Moniniseu  u.  .s.  \v.  au-seinandersetzt, 
dann  erläutert  er  den  Inhalt  des  Schlusssatzes  gegen  Mühlen- 
brach  und  Arndts;  besondere  Schwierigkeiten  bieten  hier  die 
Seblnssworte  der  1.  57.  Hierauf  geht  Verf.  auf  den  Pall  der 
Vermacbtttisanordnung  bei  Unkenntnis  des  Pfandnezos  über,  auf 
den  sich  der  mittlere  Teil  der  Stelle  bezieht.  Auch  dieser  bietet 
der  Auslegung  ungewöhnliche  Schwierigkeiten,  so  dass  man  va 
Texte.sänderungen ,  ja  zu  einer  Streichung  der  besonders  an.^itös' 
sigen  Worte  „vel  potest — alieno"  seine  Zuflucht  genommen  hat. 
Verf.  verwirtt  diese  Mittel  und  setzt  mit  Mühlenbruch  vor  vel 
(~  auch)  einen  Punkt.  Das  Ergebnis  fasst  Verf.  in  einer  Para- 
phrase der  1.  57  zusammen.  Sodann  vergleicht  Verf.  die  gefundene 
Auslegung  mit  §.  5  Inst,  de  legatis  2,  20,  der  denselben  Fall 
behandelt,  und  fährt  aus,  dass  seiner  Auslegung  der  1.  57  der 
i.  5  Inst.  dt.  nicht  entgegenstehe.  Scbliesslidi  werden  12  Einsei* 
punkte,  die  z.  T.  schon  vorher  berührt  waren,  besprochen  bezw. 
genauer  betrachtet. 

7)  Uellmann,  ilber  missio  in  possessionem  im  röm. 
und  heutigen  R. 

Die  Untersuchung  ist  der  Frage  gewidmet,  ob  die  dem  röm. 
R.  so  geläufige  Massregei  der  missio  in  possessionem  in  dem 
heute  geltenden  gemeinen  E.  noch  ein  Anwendungsgebiet  findet 
und  insbesondere,  ob  nicht  die  durch  die  Beichsgesetzgebung  auf 
dem  Qebiete  des  Zivilprozess-B.  herbeigefllhrten  VerUnderungen 
einen  Einfluss  auf  die  Qeltnng  der  missiones  i.  p.  ausgeübt  haben. 
Der  Verf.  stellt  daher  zunächst  die  rechtliche  Natur  der  m.  i.  p. 
fest  und  betraditet  zu  diesem  Zwecke  I.  die  für  die  m.  i.  p.  zu* 
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stibidigen  Organe  und  den  VoUmg  derselben,  II.  gibt  er  eine 
Uebersicht  der  AnwoadungsfilUe  der  m.  i.  p.  im  röm.  B.;  darnacli 
war  die  in.  i.  p.  ein  dnrcb  und  dnreli  prosesareohtliches 
Institat»  welches  mit  der  besonderen  GerichtSTerfassang  des  rOm. 
B.  auch  noch  im  Justin.  B.  aufs  engste  znaammenhing.  Nach- 
dem so  die  Grundlage  gewonnen,  wird  III.  die  obige  Frage  unier- 
sucht und  dahin  beantwortet,  dass,  da  röm.  Gerichtsverfassung 
und  Zivilprozess  nicht  rezipiert  worden,  die  m.  i.  p.  des  röm.  R.  sich 
schon  mit  dem  gemeinen  Prozessrechte  nicht  mehr  vertrn?,  jeden- 
falls im  Reifhszivilprozesse  keinen  Raum  mehr  findet;  es  bleibe 
daher  nur  übrig,  zu  prüfen,  mit  welchen  Mitteln  des  Keiehs- 
prozess-R.  die  den  m.  i.  p.  zu  Grunde  liegenden  materiell- 
rechtlichen  Ansprüche  verwirklicht  werden.  Dieser  Prüfung  gelten 
die  Bchlussseiten.  Mit  der  m.  i.  p.  fallt  aber  auch  das  pignus 
praetorium,  und  beide  müssen  daher  aufhören,  als  Institute  des 
geltenden  gemeinen  H-echtes  dargestellt  zu  werden. 

8)  KlelnfeUer,  deutscbePartikulargesetzgebnng  ftber 
Zirilprozess  seit  Beseption  der  fremden  B.  und  bia 
zum  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts. 

Verf.  befürchtet  für  seinen  Versuch,  dne  üebersicht  Über 
die  Entwickelung  der  Partikulargesetzgebung  auf  dem  Gebiete 
des  Ziiilprozesses  innerhalb  gewisser  unter  L  nSte  bezeichneter 
und  begründeter  Begrenzung  zu  geben  und  II.  die  allgemeinen 
Strömungen  der  partikulären  Prozessordnungen  in  ihrer  Haupte 
richtung  zu  charakterisieren,  insbesondere  die  zeitliche  und  räum- 
liche Ausdehnung  zu  veranschaulichen,  in  welcher  einerseits  das 
romanische,  andererseits  das  sächsische  Prozessrecht  zur  Herr- 
schaft gelangte,  für  diesen  Versuch  befürchtet  Verf.  von  prakti- 
scher Seite  den  Vorwurf  des  Anachronismus.  Mit  Unrecht. 
Grade  den  Praktikern ,  aus  deren  Reihen  vorzugsweise  gegen 
unser  Reichszivilprozessrecht  angestürmt  wird,  wird  in  dieser 
Arbeit  ein  Bild  von  Zustünden  entrollt,  denen  gegenüber  sich 
der  Praktiker  und  das  deutsche  Volk  mit  der  Reichszivilprozess- 
ordnung  recht  wohl  fühlen  muss. 

9)  BolgianOy  zur  Lehre  von  der  Gewissensver' 
tretung. 

Ist  es  Zufall,  dann  gewiss  ein  boshafter.  Unter  Nr.  7  wird 
ein  Institut  des  röm.  und  gemeinen  (?)  ZiTilprozessrB.  für  den 
heutigen  Reich  szivilprozess  als  unanwendbar  nachgewiesen,  Nr.  8 

schildert  die  Zerrissenheit  vergangener  Prozesszustände  und  hier 
wird  ein  Institut  aus  dieser  Vergangenheit,  das  die  Begründung 
der  Z.Pr.O.  aus  Besorgnis,  die  zahllosen  Kontroversen  früherer 
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Zeit  möchten  sonst  verewigt  werden,  zurückweist,  hier  wird  die 
Gewissensvertretung  für  den  Reicbszivilprozess  gerettet. 

Verf.  begründet  zunächst  seine  schon  frlUier  vertretene  Aa* 
sieht,  dass  die  Gewissensvertvetung  des  gemeinen  R.,  die,  wie  er 
auch  schon  anderwärts  nachgewiesen ,  kein  bf  vorderes  Rechts- 
institut, sondern  Gegenbeweis  ist,  wenn  auch  nicht  dem  Namen, 
so  doch  der  Sache  nach  in  die  E.Z.Pr.O.  aufgenommen  sei,  und 
stellt  sich  nun  die  Aufgabe,  die  alten  in  der  Z.Pr.O.  z.  T.  oflfenge- 
lassenen  Streitfragen  zur  Gtvvissensvertretung  zu  beantworten. 
Verf.  erörtert  demgemäss  die  Fragen,  1.  ob  Delat,  wenn  ibra  die 
GewissensTertretang  misslungen  war,  den  Rückgriff  zum  Schiedseid 
habe,  2.  ob  die  GtewissensTertretung  Hauptbeweis  oder  Gegen- 
beweis sei,  8.  ob  gegen  die  GewissensTertretmig  ein  G^enbeweis 
zulässig,  4.  ob  bei  unvollständig  gelungener  GewissensTertretang 
auf  einen  ricbterlichen  Sid  oder  auf  den  Schiedseid  nach  der 
hierüber  al^egebenm  Erklärung  zu  erkennen  sei,  5.  welcher 
Partei  in  diesem  Falle  der  richterliche  Eid  aufzulegen  sei. 

10)  Harburger,  die  Teilnahme  an  dem  Verbrechen 
aus  §159  K.St.G.B.  durch  Anstiftung  oder  Beihilfe. 

§.  159  bestraft  denjenigen,  der  es  unternimmt,  einen  andern 
zur  Begebung  eines  Meineides  zu  verleiten.  Schon  das  Wort 
„verleiten"  hat  Schwierigkeiten  gemacht,  besonders  aber  hat 
man  in  Theorie  und  Praxis  über  die  Bedeutung  des  „unter- 
nehmen'^ gestritten,  indem  man  demselben  bald  eine  engere,  bald 
eine  weitere  Bedeutung  zumass.  Die  letztere  Richtung  ging 
schliesslich  in  Urteilen  des  Reichsgerichts  (Entsch.  Bd.  III  S.  26, 
V,  S.  25'9,  VIII,  S.  864,  Rechtspr.  Bd.  71  S.  777)  so  weit,  dass, 
indem  man  die  BesobilnkuQg  des  ,  Unternehmens*  auf  Hand- 
•  lungen,  durch  welche  das  Vorhaben  unmittelbar  zur  Aus- 
führung gebracht  werden  sollte,  verwarf,  man  dmnter  vielmehr 
jede  Handlung  verstand,  welche  zur  Erreichung  des  Vorhabens 
vorgenommen  wurde,  also  auch,  wenn  jemand  einoi  andern  er- 
folglos aufforderte,  einen  Dritten  zum  Meineide  zu  verleiten. 
Es  wurde  also  der  erfolglose  , Versuch"  einer  „Anstiftung  zur 
Anstiftung"  zum  Meineide,  ja  schliesslich  der  misslungene  ent- 
fernte Versuch  einer  solchen  Anstiftung  aus  §.  159  H.Str.G.B. 
bestrat  t. 

Verf.  wendet  sieb  nun  gegen  dies«  weitumfassende  Aus- 
legung des  R.Ct.  und  seiner  zahlreichen  und  namhaften  Anhänger 
in  der  Wissenschaft  und  verteidigt  dagegen  seine  Ansicbt,  die 
die  Eigenschaft  des  Verbrechens  des  §.  159  als  einer  besonden 
gearteten  Strafibat  scharf  betont  un^  daber  in  FsUen,  wo  seine 
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Gegner  eine  Verleitang  zum  ICeineide  nach  §.  159  selbst  er- 
blicken, nar  eine  Anstifbong  (§.  48),  eine  Anffordemog  (§.  49a) 
oder  eine  Bdbilfe  (§.  49  Str.Q.B.)  xu  dem  Verbrechen  des  §.  159 
erkennt;  dadarch  wftrden  auch  die  sonst  mit  Becbt  dem  §.  159 

TOrgeworfenen  Hürten  vermieden. 

11)  Löwcnfeldy  Inästimabilität  und  Honoriernng 

der  artes  liberales  nach  r.  R. 

Kürzlich  wurde  ein  Rechtsanwalt,  der  seine  Praxis  znm 
Kauf  angeboten,  ehren  gerichtlich  von  der  Rechtsanwaltschaft 
ausgeschlossen ;  bei  den  Aer/ten  soll  es  ganz  allgemein  üblich 
sein,  ihre  Praxis  7.u  verkaufen:  an  dem  Verkauf  eines  kauf- 
männischen Geschäfts  oder  eines  Gewerbebetriebs  wird  dagegen 
niemand  Anstoss  nehmen.  Worin  lie^t  der  Grund  dieser  ver- 
schiedenen Stellung  der  Berufsarten  zum  Handelsverkehr?  Welche 
Stellung  gaben  die  llöuier  der  wissenschaftlichen  Berufsarbeit? 
Nur  ungeßlhr  kann  mit  diesen  Worten  der  reiche  Inhalt  der 
auch  für  die  Gegenwart  bedeutongSTOllen  Abhandlung  aDge^ 
deutet  werden.  Yerf.  stellt  in  der  ISinleitnng  zunSehst  den 
G^nsatz  der  wissenschaftlichen,  theorettsehen  und  praktischen 
BemÜBarbeit  als  der  artes  liberales  der  Börner  und  der  Lohn- 
arbeit fest  Pttr  die  erstere  gehört  es  nach  der  Auffassung  der 
Alten  sum  Wesen  derselben,  dass  sie  nicht  um  des  Erwerbs 
willen  betrieben  werde,  und  eine  etwa  doch  vorkommende  Ver^ 
mögenszu Wendung  ist  kein  Entgelt,  sondern  sie  soll  nur  die 
M<)glichkeit  gewähren,  der  wissenschaftlichen  Berufsarbeit  sich 
zu  widmen ;  sie  ist  also  Mittel  zum  Zwecke  der  Berufsübung, 
Umgekehrt  dagegen  ist  bei  den  oy>*^rfie  illiberales  die  Berufs- 
übung Mittel  zum  Zwecke  des  (  Gelderwerbes,  und  wenn  sie  einmal 
unentgeltlich  geleistet  werden .  so  beruht  die  ünentgeltlichkeit 
auf  persönlicher  Grundlage,  auf  zufälligen  Beziehungen  zwischen 
dem  Leistenden  und  dem  Empfänger  der  Leistung,  nicht  auf 
sachlicher  Grundlage.  Diesen  Unterschied  legt  Verf.  nun  unter  II. 
an  dner  Beihe  von  Fällen  (Dienst  in  Kirche,  Staat,  Gemeinde  etc.) 
dar  und  kommt  dann  unter  III.  zu  seiner  eigentlichen  Aufgabe, 
auf  dem  Gebiete  der  Wissenschaftspflege  (und  zwar  nur  der 
Philosophie,  der  Beohtswissenschaft»  der  Heilkunst  und  der  theo- 
retiscben  und  praktischen  [Feldmesser]  Geometrie)  das  Verhältnis 
zwisohen  Beruf  und  Berufseinkllnfton  im  röm.  Staats*  und  Bechts^ 
leben  zu  untersuchen  und  klarzulegen.  W&brend  es  nämlich  fÖr 
den  Priesterberuf,  die  Magistratur,  das  Richteramt  und  andere 
öffentliche  Berufe  feststeht,  dass  sie  sich  ihrem  Wesen  nach 
gegen  die  Entgeltung  der  Beruisleistang  überhaupt  ausscblies- 
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send  verhalten,  so  daBS  sie  wie  der  locatio-conductio ,  so  auch 
dem  mandatam  entzogen  sind,  ist  dies  för  den  Beruf  der  Wissen- 
schaftspflege von  alters  her  keineswegs  unbestritten.  Verf.  aber 

sucht  äcn  Nachweis  7.u  erbringen,  dass  auch  die  Wissenschafts- 
pflege  eine  ihrem  Zweck  und  Wesen  uach  entgeltungsunfähige 
Berufsart  sei,  und  nimmt  auch  für  (^'o  }ir>utige  Zeit,  wenn  sie 
auch  jede  Arbeit  frei  gemacht  und  jede  Arbeit  ehrt,  um  so  mehr 
für  die  berufsmässige  Wissenschaftspüege  den  Charakter  einer 
ars  liberalis  in  Anspruch.  Boedenbeck. 


II.  BeclitsgescMclite. 

Toigt,  M.  lieber  die  Bankiers,  die  Buchführung  und 
die  Litteralobligation  der  Römer.  (VII.  des  10.  Bandes 
der  Abhandlungen  der  philolog.-histor.  Klasse  der  k.  sächs. 
GHesellsch.  der  Wissensohaften.    S.  577.)  Leipzig, 

Hirzel.  1887. 

Der  gelehrte  Verf.  erörtert  hier  einen  Teil  des  r.  Bankier-R. 
In  §.  1  zeigt  er  im  Detail  den  Ge.schütt.sbetrieb  der  argentani, 
mit  denen  vom  /Vu.sgang  der  Republik  ab  die  nummularii  in  Kon- 
kurrenz traten.  Diese  wurden  offizielle  Münzprobierer ,  jene 
waren  früher  ausschlie.sslich  die  Bankiers. 

Das  Bankiergeschäft  zerfiel  in  Born  in  zwei  Haaptteile: 

1.  Das  Sortengescliftft:  Die  emtio  venditio  numinonim, 
wobei  der  Bankier  natfirlidi  eine  Provision  (coUabns  oder  col- 
lybus)  nahm.  Bei  diesem  Geschäfte  kamen  zwei  Speaialitftten 
Tor:  der  Ein-  und  Verkauf  fremder  Münzsorten  und  die  Um* 
wechslung  heimischer  Münzen. 

2.  Das  Kreditgeschäft  (einerseits  Darlehen,  Depots ii. s.  w., 
andererseits  das  „Ordregeschaft",  namentlich  Anweisungen,  TJeber- 
nahme  einer  Schuld  infolge  Ton  Delegation:  inransscriptio  a  per- 
sona in  personam). 

In  §.  2  werden  die  Geschäftsbücher  der  argentarii  erörtert. 
Während  der  gewöhnliche  Hausherr  einen  libellus  familiae  oder 
über  patrimonii  und  ein  Ziosbuch  (calendarii  liber)  führte,  hatte 
der  Bankier  folgende  Bücher: 

1.  Die  adyersaria  oder  ephemens:  unter  jener  merkwür- 
digen  Bezeichnung  ist  das  Journal  zu  verstdien,  das  offen  im 
Bureau  lag  (ad  vertere). 
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2.  Den  codex  oder  die  tabnlae  rationnm,  d,  h.  das  Haupt* 
baeb. 

8.  Den  codex  accepti  et  expensi:  daelatteralgescbuft^onrnal. 
Dieses  Bnch  hatte  die  Funktion,  die  Eingehung  und  Auflösung 
d^  Litteralkontrakte  darzustellen  (littexis  contrahere  und  litteris 
tollere  obligationem).  Von  diesem  Bucbe  waren  ursprünglich 
alle  Deliktsobligationen,  alle  Qnasikontrakte  und  die  Beal'und 
Konsensnalyerträge  ansgescblossen.  —  Nach  der  Anerkennung 
der  Konsensualobligationen  hatte  die  Eintragung  in  den  codex 
accepti  et  expensi  die  Bedeutung  einer  Wandlung  der  Obligation: 
so  entstand  dor  r.  Wcchs  el  rlur'-h  Eintragung  in  don  codex 
accepti  et  expensi  und  die  ursprüngliche  obligatio  (aus  Societät» 
Kauf,  Miete,  Delikt  u.  s.  w.)  verschwand. 

§.  3  führt  aus,  wie  die  Eintrüge  in  den  codex  accepti  et 
expensi  formuliert  wurden,  und  §.  4  zeigt  die  historische  Weiter- 
bildung und  Generalisierung  der  Litteralobligation. 

Die  Abhandlung  ist  ein  eleganter  und  mit  vollständiger 
Zusammenfassung  der  zerstreuten  Detaillitteratur  ausgearbeiteter 
Beitrag  zu  einem  Buche  über  das  r.  Handelsrecht,  das  immer 
noch  nicht  geschrieben  ist  und  das  eine  so  grosse  Lücke  in  der 
Litteratur  auszufüllen  berufen  wttre.  Meili. 

Krfig^er,  H.  Geschichte  der  capitis  deminutio.  I.Band, 
zugleich  eine  Neubearbeitung  des  Legisaktionen^B.  Breslau, 
Köbner.   1887,   409.  S.    10  M, 

Von  seinem  eigentlichen  Thema,  der  capitis  deminutio, 
handelt  der  Verfasser  nur  in  dem  ersten  Fünftel  des  bis  jetzt 
vorliegenden  ersten  Bandes  und  zwar  behandelt  er  hier  aus- 
schliesslich die  capitis  deminutio  minima,  von  der  er  annimmt, 
dass  sie  ursprünglich  die  einzige  Art  von  capitis  deminutio  ge- 
wesen sei.  Dieselbe  habe  bestanden  in  einer  Minderung  des 
Caput,  d.  h.  der  dem  römischen  Bürger  kraft  seiner  civitas  inne- 
wohnenden Fähigkeit,  liecbtssubjekt  nach  öffentlichem  sowohl 
wie  nach  Privat^B.  zu  sein.  Zu  einer  blossen  familiae  mutatto 
ohne  Schmierung  des  caput,  wie  sie  sich  im  Idasrischen  r.  B. 
darstellt,  müsse  die  capitis  deminutio  minima  erst  im  Laufe  der 
Zeit  umgewandelt  worden  sein.  (Dies  soll,  wie  es  scheint,  später 
im  2.  Band  nachgewieeen  werden.)  Die  TOle  der  capitis  demi* 
nutio  minima  sind  nach  Gaius  I.  162  im  klassischen  B.:  arro- 
gatio,  adoptio,  coemptio,  datio  in  mancipium.  Gemeinsam  ist 
allen  diesen  Vorgängen  mit  Ausnahme  der  arrogatio  der  Manci- 
pationsritua.    Das  Vorkommen  eines  Mancipationsakts  muss 
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daher  wohl  wesentliches  Merkmal  der  capitis  deminutio  minima 
nach  Ultestera  R.  gewesen  sein.  Die  Arrogation  ist  onter  diesen 

Begriff  von  den  klassischen  Juiisten  zu  einer  Zeit  gebracht 
worden,  in  der  man  das  ursprüngliche  Wesen  des  Instituts  nicht 
mehr  zu  erkennen  vermochte. 

Verf.  will  nun  beweisen,  dass  die  mancipatio  ein  Akt  ge- 
wesen sei,  durch  den  die  Rechtsfähigkeit  des  Manzipierten  be- 
rührt wurde,  kommt,  da  er  durch  dieselbe  durchweg  Eigentum 
entstehen  lassen  will,  zuiülchst  auf  den  Eigentumsbegriff  des 
ftltesten  R.,  von  da  auf  die  Vindikation  und  die  übrigen  Legis- 
aktionsformen ,  endlich  auch  noch  auf  die  Entstehung  der  Ver- 
trags* nnd  Deltktsobligationen  im  r.  R.  zu  sprechen.  Dabei 
wird  eine  grosse  Anzahl  im  einseinen  hier  nicht  aufführbarer 
Hypothesen  aufgestellt,  aas  deren  Zusammenfügung  sich  folgendes 
von  unseren  gewöhnlichen  Yorstellungen  bedeutend  abweichende 
Bild  ergibt 

Das  alte  Recht  kennt  nur  Sachenreehtsverhftltnisse  an 
Personen  und  Sachen  (erwBhnt  wird  nur  das  Eigentum).  Die 

Obligationen  sind  erst  später  infolge  der  Aufnahme  der  pere- 
grinischen,  d.  h.  allgemein  latinischen,  sponsio  in  das  jus  civile 

Romanorum  zur  Anerkennung  gelangt.    Insbesondere  hat  das 
nexum  keine  Obligation  erzeugt,  sondern  dasselbe  stellte  ein 
Tauschgeschäft  fbr,  bei  dem  der  eine  Teil  das  zugewogene  aes, 
der  andere  den  Uelderwerber  selbst  zu  Eigentum  und  zwar  ur- 
sprünglich zu  sofortigem  Eigentum  erwarb.  Ebenso  machte  das 
Delikt,  speziell  das  furtum,  den  Delinquenten  zum  Sklaven  des 
Besdhftdigten.  —  Das  älteste  Eigentum  ist  Besitzeigentum,  d.  h. 
es  setzt  thatsttchliches  Innehaben  der  Sache  voraus.    Die  Vindi- 
kation an  Fronen,  speziell  manus  injeetio  genannt,  dient  als 
anssergerichtlicher  wie  als  gerichtlicher  Akt  dazu,  sich  dieses 
Besikeigentum  zu  verschaffen.  Entsteht  durch  Kontravindikation 
Hitbesitzeigentum,  so  ist  eine  Entsdheidung  darüber  nötig,  wessen 
,nudum  jus**  ursprünglich  das  relativ  bessere  gewesen  sei.  Die 
Notwendigkeit  einer  solchen  Entscheidung  wird  konstatiert  durch 
den  gerichtlichen  Akt  des  festucam  imponere.  Darauf  folgt  die 
provocatio  sacramcnto,  an  welche  sich  in  ältester  republikanischer 
Zeit  ein  priesterliche.s  Urteil  über  die  beiden  vor  einem  Priester 
zu  leistenden  Eide  anschloss.   Dieses  Urteil  bildete  die  Basis  für 
das  Endurteil  des  Gerichtsmagistrats,  die  addictio.  Das  Zentum- 
viralgerichtsurteil,  das  nach  Beseitigung  der  Eide  an  die  Stelle 
des  priesterlichen  Urteils  getreten  ist,  spielt  die  Kolle  eines  Be- 
weisswischenurteils.   Die  verschiedenen  von  Gaius  aufgezählten 
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legis  actiones  sind  nicht  Terschiedene  Prosessarten ,  sondern 
Prozessakte,  welche  Amtlich  zu  dem  einen  UTSprünglichen 

Prozessverfahren  gehörten.  So  auch  die  condictio,  d.  h.  die 
Aaffordemng  an  den  Q^gner,  an  einem  bestimmten  Tag  wieder 
IM  erscheinen,  welehe  tou  der  lex  Silia  und  Calparnia  als  ein' 
zigae  der  alten  solennen  Prozessakte  aufrecht  erhalten  wurde. 
Die  pignoris  capio  ist  ursprünglich  ein  der  vindicatio  bezw. 
manus  injectio  entsprechonder  Eigentumserwerbsakt.  Die  legis 
actio  sacramento  in  personam  ist  wohl  eine  Erfindung  späterer 
Jiiri.sten  ,  wie  denn  überhaupt  der  Bericht  des  Gaiiis  auf  einer 
Verkeuuung  der  ursprünglich  zu  Grunde  liegenden  Verhältnisse 
beruht. 

Was  die  Methode  des  Verf.  betrifl't,  so  wird  zur  Ergänzung 
des  überaus  dürftigen  Quellenmaterials,  teilweise,  wie  aus  dem 
Obigen  ersichtlich,  auch  zur  Korrektur  desselben,  in  erster  Linie 
die  Etymologie  herangezogen,  üeber  die  Bedeutung  der  Worte 
Caput,  mancipium,  vindex,  fortum  n.  a.  finden  sich  ansf&hrliche 
Erörterungen.  M.  Bümelin  (Bonn). 


IIL  Bürgerliches  Recht. 

Motive  zu  dem  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buchs für  das  Deutsche  Reich.  Band  1.  Allgemeiner 
Teil.    Amtliche  Ausgabe.  Berlin  und  Leipzig,  J.  Gutten- 
tag  (D.  Collin).    1888.    395  S. 
Der  Eutwickelungsgang  des  Entwurfes  eines  bürgerlichen 
Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich,  welcher  sich  in  dem  Iftn* 
geren  Zusammenwirken  bew&hrter  Beehtskenn^r  abgespielt  hat, 
ist,  wie  oben  S.  214  bemerkt  wurde,  in  einem  umfangreichen 
Werke  von  12314  Folioseiten  protokollarisch  festgestellt  worden, 
welches  (»im  Hinblick  auf  den  Umfang")  mit  dem  Sehleier  des 
GeheimuisMB  verhüllt  bleiben  solL  Nur  «gedriingtere,  die  üeber^ 
sieht  und  Aufklärung  erleichternde  Motive"  sollen  in  5  Bänden 
veröffentlicht  werden.    , Einer  Prüfung  und  Genehmigung  der 
Gesamtkommission  haben  sie  nicht  unterlegen."    (Vorwort  zum 
Entwurf  S.  VI.)   Der  bisher  veröffentlichte  erste  Band  betrifft 
den  , allgemeinen  Teil". 

Das  neue  Werk  ist  der  Abschluss  mühevoller  Meinungs* 
Streitigkeiten;  daher  musste  auf  ihm  der  volle  Friede  innerer 
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Widersprucbslosigkeit  ruhen.  Deshalb  gestaltete  es  sich  gegen- 
über seiner  Quelle  zu  einer  durchaus  selbständigen  Schöpfung, 
welche  nicht  «die  volle  Becbenscbaft  über  die  Arbeit  der  Kom* 
mission'  zum  Ziele  nehmen  konnte  und  daher  nicht  das  ge- 
schichtliche Werden  des  Gesetzbuches  erklärt,  sondern  da^  Ge- 
wordene erläutert  und  rechtfertigt. 

Die  Ausführungen  der  Motive  beziehen  sich  vorwiegend  auf 
den  Inhalt  des  Gesetzbuches,  weniger  auf  seine  Form.  Die  vielfach 
eigenartige  Terminologie  des  Entwurfes  ist  nur  hier  und  da  er- 
läutert (z.  B.  S.  54,  67,  68,  78,  256,  308  und  sonst).  Dagegen 
hat  das  Streben  der  Kommission,  die  Eechtsprache  zu  verdeutschen, 
auch  in  den  Motiven  viel&eh  zu  neuen  teehnisehen  Begrifb- 
namen  geführt,  vgl.  z.  B.  das  nachgiebige  Oesets  (S.  17),  die 
Mündigsprechung  (S.  59),  die  künstlich  geschaffene  BecfatstrSgerin 
(8.  94),  das  wahlweise  Sohnldverbaltnis  (S.  139),  der  böse  Scherz 
(a  191),  der  beachtliche  Irrtum  (S.  197),  der  Selbstzngriff 
(S.  354),  die  Klageverbesserung  (8.  365),  die  zunächst  verbor- 
gene Bechtskraft  (S.  368)  u.  a.  m.   Ebensowenig  wie  die  Aus- 
drucksweise  ist  die  Anordnung  des  allgemeinen  Teiles  mit  seinen 
elf  Abschnitten  näher  begründet;  auch  hier  finden  sich  nur  ge- 
lpr,"'ntliche  Rechtfertigungen  von  Einzelheiten  (z.  B.  S.  223.  249 
unten  u.  s.).    Was  jedoch  den  Inhalt  des  Gesetzbuches  betrifft, 
so  erweisen  die  Motive,  dass  gegenüber  manchen  Neuerungs- 
wünschen eine  grosse  Entschiedenheit  im  Festhalten  an  über- 
lieferten und   bewährten  Bechtssätzen    obgewaltet   hat,  vgl. 
S.  248,  251,  279,  294  ,  314  ,  373,  vgl.  auch  die  Zurückweisung 
der  besonderen  Wünsche  der  Bienenzüchter  (S.  351)  und  einiger 
Handelskorporationen  (8.  299).    Neuschöpfungen  liegen  vor- 
wi<^nd  auf  dem  Gebiete  der  Formvorschriften  und  der  festen 
Zahlenbestimmnng  (vgl.  zur  Todeserklftmng  S.  33  ff.,  zur  Ver- 
jahrungslehre  S.  295  ff.),  vg).  auch  auf  8.  879  «ne  wichtige 
Zusammenstellung  aller  Vergünstigungen,  mit  denen  der  »red- 
liehe  Dritte",  das  Schosskind  der  modernen  Eechtsbildung,  aus- 
gestattet ist.    Von  der  Aufstellung  weitgreifender  allgemeiner 
Gesichtspunkte,  welche  als  eigenartige  Grundgedanken  des  Ge- 
setzeswerkes gelten  sollen,  wie  sie  die  Motive  zur  Z.Pr.O.  an  ihre 
Spitze  stellen,  ist  nicht  die  Kede,  auch  rein  rech t^>philosop bische 
Fragen  werden  grundsätzlich  umgangen  TS.  251,  vgl.  jedoch 
auch  z.  B.  8.  oTo).  So  Heg^t  denn  der  Schwerpunkt  des  Ganzen 
in  der  Begründung  der  getrofl'enen  Auswahl  unter  den  Gesetzes- 
bestimmungen und  den  Lehrmeinungen.  Hier  ist  die  Ge&hr  im 
OmtnlUatt  iOr  ReohtowlsseiuolimfL  VIL  Baad.  26 
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Stoffe  zu  erirniken  Termiddeii  und  die  langjährige  Qual  des 
Wählens  dem  Leser  verhttUt  worden.  Von  Vollständigkeit  ist 
von  vornherein  abgesehen  worden ,  selbst  die  deutschen  Gesets» 
bücfaer  vnd  die  Beichsgerlchtsentscheidiuigen  sind  nicht  nach 
ihrem  vollen  Inhalte  besprochen.  Ausserdentsche  Qesetzeswarke 
sind,  ausser  dem  code  eivile,  fast  ^r  nicht  erwähnt  (Eine  Aus- 
nahme s.  S.  4).  Auch  das  corpus  juris  civilis  ist  nur  spärlich 
angeführt  (vgl.  z.  B.  S.  28,  828,  845,  861).  Unter  den  juris- 
tischen Schriftstellern  ist  nur  Jhering  einmal  genannt  (S.  8); 
freilich  liest  der  Sachkenner  zwischen  den  Zeilen  eine  Reihe  un- 
sichtbarer Citate  (/..  B.  Windscheids  Actio  S.  291,  Hartraanns 
Obligatio  S.  278,  Eiseies  Exceptio  S.  359,  Graweins  Verjährung 
und  Befristung  S.  292  u.  a.  m.).  Tn  der  Abwäo^ng  der  ver- 
schiedenen Möglichkeiten  <^ibt  fjrundsStzlich  das  Gemeinwohl  bei 
dem  Streite  widerstrebender  Bedürfnisse  den  Ausschlag  (vgl. 
z.  B.  S.  291).  Der  sogen,  „innere  Grund"  (oftmals  nur  eine 
Tautologie)  ist  als  Eechtfertiguncrsmittel  verschmäht,  er  erscheint 
nur  einmal  (S.  309),  um  sofort  abgewiesen  zu  werden.  Uebrigens 
trugt  das  Werk  auch  dem  Streben,  dem  „logischen  Elemente  des 
Rechtes"  Genüge  zu  thun,  überall  Eechnung,  jedoch  mit  Znrftek- 
haltnng  (vgl.  S.  250  ,  869).  Eine  juristische  »Konstruktion* 
zum  gesetz^geberischen  Zvrecke  treffen  wir  nur  auf  S.  811,  theo- 
retische Postolate,  w^die  ohne  B&cksicht  auf  ihre  Gemeinnüteig- 
keit  Beachtung  beanspruchen,  nur  bei  dem  sogen.  «Willens- 
dogma*  (8.  189)  und  einem  ähnlichen  Gedanken,  welcher  die 
Duldung  BchikanOser  Bechtsausfibungen  rechtfertigen  soll  (S.  274). 
An  dieser  Stelle,  vrfe  auch  vielfach  sonst  (z.  B.  S.  82,  446,  347), 
wird  auch  dasjettige,  was  der  Gesetzgeber  weise  verschweigt,  in 
Erwähnung  gebracht.  In  einzelnen  Teilen  hat  man,  yiellei«  bt 
um  wertvolle  Materialien  nicht  völlig  verloren  gehen  zu  lassen, 
das  Werk  geradezu  zu  der  Begründung  nicht  vorhandener  Ge- 
setzestexte gestaltet  (vgl.  z.  B.  die  Ausführungen  über  Auto- 
nomie, lex  cogens  und  Rückwirkung  S.  10 — 24).  Hierher  gehört 
namentlich  eine  vollständige  Lehre  von  den  Rechtsbefugnissen, 
welche  sich  hinter  die  Rechtsgeschäftslehre  als  Anhang  versteckt 
(S.  271  ff.). 

Neben  dieser  Begründung  für  Pom,  Inhalt  und  Lücken 
des  Werks  stellen  sich  die  Motive  noch  das  fernere  Ziel,  das  su- 
künftige  Recht  an  diejenigen  Rechtssätse  anaulehnen,  welche 
später  mit  ihm  zusammenwirken  sollen.  Hier  machen  namentlich 
diejenigen  Rechtszweige  ihre  alten  Yerwandtschaftsrechte  geltend, 
welche  in  früheren  Zmten  aus  dem  Privat-R.  ausgeschieden 
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worden  sind,  insbeBondere  das  Haadels-E.  (ygl.  z.  B.  8.  104, 
113,  155,  225,  229,  234,  244,  300,  821)  und  noob  mehr  der 

Zivilprozess,  der  in  einzelnen  Bestininiungen,  wie  in  allgemeinen 
Lehren  (vgl.  namentlich  S.  357  ff.)  die  stärkste  Berücksich- 
tif]fnnor  findet.  So  ist  z.  B.  der  §.  231  Z.Pr.O.  nicht  weniger 
als  achtmal  citiert  (S.  217,  221,  255,  291,  295,  327,  359,  372). 
Zum  Reichsstrafn-osetzbuehe  vf^l.  S.  349  ff. 

Neh  en  dem  Reichs-R.  ist  auch  die  Wissenschaft  als  iinver- 
tilgbaro  Quelle  von  Rechtsgedanken,  welche  zur  erlUuterndea 
Eigänzung-  der  gesetzlichen  Vorschriften  dienen  sollen,  anerkannt 
(S.  15).  Mit  Recht  wird  die  Enthaltsauikcit  des  Entwurfes  in 
der  Aufstellung  von  Auslegungsregeln  gerühmt  (S.  265)  und 
Tielfaoh  werden  zweifelhafte  Fragen  der  späteren  Forschung  und 
PraxiB  oder  der  „Reditelogik"  (S.  374)  zur  Entscheidung  über^ 
lassen  (vgl.  s.  B.  8.  250,  333,  384  unten,  353,  365,  371).  Die 
Wissensohaft  wird  nm  so  mehr  Yeranlassnng  haben,  solchen 
ehrenToUen  Anr^^nngen  ta  entspredien,  als  die  Motive,  obwohl 
sie  den  «Vorwurf  nnnOtiger  Dentliehkeit*  (8.  217)  yermeiden, 
doch  durch  klare  Darstellung  und  Gedankenreichtum  dem  Juristen- 
stand einen  Beitrag  zur  Pandektenlehre  gewähren,  dessen  dauern- 
der wissenschaftlicher  Wert  Ton  seinem  praktischen  Zwecke  un- 
abhängig ist,  Leonhard. 

Pampaloni,  M.  II  futuro  codice  civile  germanico  e  il 
dlritto  romano.  Siena,  Lazzeri  1888,  51  S. 
Hauptzweck  der  Abhaadlun<T,  welche  dem  Verf.  am 
1887  zu  einem  Vortrag  bei  Gelegenheit  der  feierlichen  Eröffnung 
der  Studien  an  der  Universität  Siena  diente,  ist  die  Besprechung 
da:  mutmasslichen  Wirkungen  eines  gemwuen  deutschen  bürgerl. 
Oesetzbuchs  auf  die  Pflege  des  r.  B.  Der  Einleitong,  worin  P. 
äussert ,  dies  Gesetz  werde  der  Anfsng  vom  Ende  des  r.  R.  in 
Deutschland  sein  (8.  8),  folgt  eine  knrze,  aber  mit  umfasseuder 
Verwertung  der  deutschen  Literatur  geschriebene  Uebendcht  their 
die  EntwicUung  der  Rezeption  des  r.  R.  und  die  Hauptströmungen 
in  der  deutschen  Rechtswissenschaft.  Mit  bezug  auf  die  neuesten 
Schriftsteller  wird  ein  starkes  Hervortreten  der  praktischen  Ziele 
und  ein  erneuter  Angriff  auf  die  historische  Schule  beobachtet. 
Das  bürn-erl.  G.B.  werde  sich,  obfrleich  auf  rreschichtlieber  Grund- 
läge  ruhend,  nicht  wenig  vom  gemeinen  R.  entfernen.  Immerhin 
aber  werde  das  r.  R.  die  Stelle  einnehmen,  die  ihm  zukomme, 
wie  ihm  auch  in  der  juristischen  Ausbildung  ein  bedeutender 
Platz  gewahrt  bleibe,  denn  die  Schriftsteller  seien  «nmütig  in 


Digitized  by  Google 


34S    Ceutralbiatt  für  HechtswisBenBchalt  C188Sj.  VU.  iid.  d  Uett. 

der  üeberseugung  von  der  Notwendigkeit  tiefern  Sindringens 
in  das  r.  B.  Nor  dfiifte  die  Zweiteilung  in  Pandekten>R.  nnd 
deotsches  Privat'B.  lallen,  an  die  Stelle  der  Institationen  des 
r.  B.  aber  d&rften  Institationen  des  neaen  bttrgerL  B.  treten. 

Kleinfeiler. 

Endemann,  F.  Ueber  die  zivilrecbtliche  Wirkung  der 
Verbotsgesetze  nach  gemeinem  B.  Leipzig,  Faes. 
1887.    128  S.    3  M. 

Wenn  Kaiser  Theodosios  den  Satz  ausgesprochen  hat,  dass 
jedes  rerbotene  Rechtsgeschäft  ipso  jure  nichticr  sei,  so  ist  dies 
den  älteren  Gesetzen  gegenü'her  eine  Behauptung,  die  in  ihrer 
Allgemeinheit  falsch  ist.  Für  die  späteren  Verbotsgesetze  gibt 
der  Kaiser  eine  Vorschrift,  aber  die  folgenden  Gesetzgeber  haben 
sich  an  dieselbe  nicht  gekehrt.  In  der  Auslegung  der  Verbots- 
gesetze ist  deshalb  mit  dem  erwähnten  Gesetz  nichts  zu  machen, 
und  es  lässt  sich  auch  sonst  kein  allgemeines  Prinzip  aufstellen. 
Die  Wirkung  des  Verbots  kann  eine  sehr  verschiedene  sein ;  die 
Folgerang,  weil  das  Bechtsgeschäft  verboten,  ist  es  nichtig,  ist 
nicht  sntreffend,  es  iBsst  sich  vielmehr  ans  dem  Verbot  allein 
nichts  «Qtnehmoi.  Die  Wirkung  des  Verbots  kann  immw  nur 
unter  genauem  Eingehen  auf  den  Inhalt  des  Gesetaes  nnd  die 
Motive  des  Qesetsgebers  bestimmt  werden.  Hieraus  wird  erst 
esrhen-ahax,  welche  innere  materielle  Unerlaubtheit  die  Eigenschaft 
des  Bechtsgeschäfts  bildet  und  ob  dasselbe  derart  gegen  die 
Grundlagen  der  Rechtsordnung  verstösst,  dass  es  als  ausge* 
schlössen  und  rechtsunwirksam  zu  betrachten  ist. 

Die  Unmöglichkeit,  allgemeine  Regeln  auf  diesem  Gebiete 
aufzustellen,  legt  das  Bedürfnis,  die  Geset/.estecbnik  strenger  zu 
beachten  und  eine  feste  Termiuologit^ ,  der  sich  der  Wille  des 
Gesetzgebers  im  einzelnen  Fall  entnehmen  lässt,  einzuführen, 
besonders  nahe. 

G.  Rümelin. 

Useiier,  0.  Die  preuss.  Grandbachgesetzgebung.  Text* 
ausgäbe  mit  Einleitung,  Anmerkungen  und  Sachregister. 
Berlin  und  Leipzig,  Outtentag.  1887.  VI  und  182  S, 
1       20  Pf. 

Beudix.  Das  preuss.  Gesetz  über  den  Eigentumserwerb 
und  die  dingliche  Belastung  der  Grundstücke, 
Bergwerke  und  selb?;tändigen  Gerechtigkeiten  v. 
ö.jV.  1872,    Mit  Erläuterungen  nebst  der  preuss,  Grund- 
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bncbordnniig.  Breslau,  Koebner.  1888.  VI  n.  178  S. 
2  U.  50  Ff. 

Basehy  J.  Die  preuss.  Gnindbucbgesetze  nebst  Kosten- 
Q.  Stern pelgesetzen  mit  Anmerkiingen.  Handausgabe 
zum  praktischen  Oebrancli.  Berlin,  Heine.  1888.  VI  n. 
251  a   2  M.  80  Pf.,  geb.  8  3f.  25  Pf. 

Alle  Bücher  bringen  den  Text  des  Gesetzes  über  den  Eigen- 
tiunserwerb  eto.  und  der  €bnndbncbordnung  v.  5./V.  1872. 

Pischers  Arbeit  bSlt  sich  in  dem  Bahmen  des  Planes,  auf 
welchem  die  bekannte  Qattentagsohe  Sammlang  von  Textans- 
gaboi  prenss.  Gesetze  in  Taschenformat  bembt  Der  Grund* 
buchordnung  sohliesst  sich  der  Kostentarif  und  das  Stempelgesets 
Y.  5./y,  1872  mit  Tabellen  zur  Berechnung  der  Kosten  und  des 
Stempels  an.  Besonders  herTorzuheben  ist  die  Sorgfalt,  mit 
welcher  die  Aendernn^i^en  nachf^ewiesen  sind,  welche  die  Grund- 
bnchgesetze  bei  ihrer  Einführung  in  die  gem^nreehtlichen  Gs' 
bietsteile  Preussens  erfahren  haben. 

Betidix  hat  sich  eine  weiter  reichende  Aufgabe  gestellt;  er 
will  dem  Praktiker  das  zeitraubende  Nachsuchen  in  den  Ent- 
scheidungen des  Kammergerichtes  und  des  Reichsgerichtes  bezw. 
des  vormaligen  «Jbertribunals  sowie  in  den  Lt^hibücliern  von 
Dernburg  und  Förster- Eccius  ersparen  und  den  überwältigenden 
Stoff  unter  Trennung  des  Wesentlichen  vom  Unwehentliciieü  kurz 
und  übersichtlich  zusammenfassen.  Demgemäss  ist  das  Gesetz 
!iW  den  Eigentumservrerb  etc.  mit  einem  knappgehaltenen 
Kommentar  unter  Nachweisnng  der  gedachten  Entscheidungen 
und  unter  Einweisung  auf  die  korrespondierenden  Vorsehriffcea 
der  Gbrundbuchordnung  versehen.  Die  Grundbudhordnung  selbst 
ist  nicht  kommoitiert. 

Das  Bucli  von  Bäsch  verdankt  nach  dem  Vorworte  seine 
Entfiel  Ving  einem  Auftrage  des  Verlegers,  welcher  nack  seinen 
von  Juristen  ihm  mehrfach  bestätigten  Wahrnehmungen  an* 
nehmen  zu  müssen  glaubte,  dass  eine  zum  Handgebrauche  ge- 
eignete Ausgabe  der  in  dem  Titel  bezeichneten  Gesetze  v.  6./V. 
1872  fehle.  Um  dem  vorausgesetzten  Bedürfnisse  zu  genügen, 
werden  diese  Gesetze,  unter  Nachweisung  ihrer  Al);tnderuugen 
durch  neuere  Gesetze,  mit  Anmerkungen  mitgeteilt;  das  Gesetz 
über  den  Eigentumserwerb  etc.  ist  ausserdem  auch  ohne  Noten 
zum  Abdrucke  gelangt.  Den  hauptsBcbliohen  Inhalt  der  An- 
merkungen bilden  Bechtsgrundstttze  des  Beichsgeriohtes  und  des 
Eammergerichtes.  Achilles. 
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OMiüiOOd,  E.  The  Doctrine  of  Pablie  Policy  in  the 
Law  of  Contraets,  redueed  to  ruUs.  Chicago,  Gal- 
laghan  &  Co.  1886.  860  8. 

Am  &ber  8000  rioMerUchen  EntBciheidimgen  engliscber  und 
amerikanischer  Gerichte  abstrahiert  der  Yerf.  586  Begdo,  nach 
welchen  die  Gültigkeit  und  Verbindlichkeit  von  Verträgen  zu 
beurtpilon  ist,  welche  angeMich  go^en  die  öffentliche  Moral, 
das  öffentliche  Intci  ^^^s  '  oder  das  öffentliche  K.  Teratossen.  Es 
ist  oft  nicht  leicht,  die  Grenze  zu  ziehen  zwischen  erlanbten 
und  imr-rlanbten  Vertrügen,  und  je  nach  der  Gesetzgebung  eines 
Landes  kann  die  Entscheidung  aiich  eine  verschiedene  sein.  Die 
Sammlung  einer  möglichst  grossen  Anzahl  konkreter  Fälle  ist 
daher  ein  sehr  geeignetes  Mittel,  um  genau  iest/ustellen,  was 
mit  bezug  auf  solche  Fragen  in  einem  grossen  Kecbtspebiete 
Kcchtens  ist.    Eine  solche  wohlgeordnete  Sammlung  aus  dem 
Gebiete  des  amerikanischen  und  englischen  K.  liegt  hier  vor. 
Das  Buch  Greenhoods  serftUt  in  14  Abteilungen  folgendwi  In« 
halta:  1.  Allgemeine  Begeln  und  Ornndsätz»;  2.  Yertri^e  znr 
Förderung  unerlaubter  oder  nnsittUcher  Handlungen;  3.  Wett- 
nnd  Spielgesch&fte;  4.  5.  6.  7.  Vertrttge  und  Handinngen,  welche 
gegen  übernomniene  Verpflichtungen  oder  gc^n  Treue  und 
Glauben  verstoasen,  Bestechung,  Beeinflussung  der  Gerichte^ 
Forderung  von  Prozessen  etc.;  8.  u.  9.  VertrSge,  welche  die 
persönliche  Freiheit  berühren,  DienstverhttltniSBe  etc.  und  solche, 
welche  die  R.  der  Ehegatten  oder  Eltern  zum  Gegenstande  haben; 
10.  Vemcht  und  Aufgabe  von  Rechten  und  Vertrüge  zur  Be- 
schränkung der  Haftbarkeit  der  Frachtführer,  Telegraphengeseii- 
schaften,  Arbeitgeber  u.  s.  w.;  11.  u.  12.  Verträge,  welche  das 
öffentliche  R.  verle^^zen  oder  in  Umgehung  oder  Missachtung 
desselben  abgeschlossen  worden  sind,  z.  B.  mit  bezug  auf  Ver- 
einbarungen mit  dem  falliten  Schuldner,  letzte  Willensverord- 
nungen, Verkauf  von   Land,   ungesetzliche  Versicherung  etc.; 
13.  Einklagung  von  Vergütungen  für  persönliche  Dienstleistungen 
zweifelhafter  Art  bei  Wahlen,  Erlangung  von  Aemtern,  Heiraten, 
geschlechtliche  Beiwohnung  etc.,  endlich  14.  Vertrftge,  welche 
die  Freiheit  yon  Handel  und  Verkehr  besehrttnken.   Dieser  Ab- 
schnitt ist  namentlich  sehr  reichhaltig  (S.  604—770),  indem  er 
die  Vertrttge  zum  Gegenstande  hat,  wdche  Msenbahn-  und  andere 
Gesellschaften  miteinander  schliessen,    um  den  Verkehr  von 
anderen  Linien  ab  und  den  eigenen  znzuwend^  (Differential- 
tarife u.  s.  w.),  oder  welche  den  Zweck  haben,  ein  faktisches 
Monopol  zu  begründen;  ferner  die  Verträge,  wodurch  jemand 
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in  der  Ausübung  seines  Gewerbes  oder  Berufes  mit  Rücksicht  auf 
Ort  und  Zeit  beschränkt  wird,  indem  er  sich  verpflichtet,  einen 
bestimmten  Beruf  gar  nicht,  oder  nicht  an  einem  bestimmten 
Orte,  in  einem  bestimmten  Lande  oder  wilhrend  einer  bestimmten 
Zeit  auszuüben.  Greenhood  befol^rt  dabei  das  auch  von  Stephen, 
Dioey,  Pollock,  Lawson  und  anderen  eingeschlagene  Verfahren, 
indem  er  seiner  Arbeit  die  Form  eines  Gesotzbuches  gibt.  Die 
Rechtsnormen  werden  scharf  formuliert,  sodann  durch  zahlreiche 
Beispiele  illustriert  und  durch  Erläuterungen  kommentiert,  wobei 
aameatlich  in  allen  wichtigen  Fällen  die  Begründungen  der 
Bichter  ansföhrlicb  mitteilt  werden. 


lY.  Handelsrecht. 

Crareis,  C.  Die  Frage  d^r  Revision  des  Patentgesetzes. 
(Aus  den  Jahrbüchern  für  Nationalökonomie  und  Statistik 
hrsgb.  von  Professor  J.  Conrad,  N.  F.  Bd.  XVI.  S.  56—75.) 

Staub^  H.  Patentrechtliche  Erörterungen.  Berlin,  Hey* 
mann.    1888.    46  S.    60  Pf. 

Auf  Antratr  des  Reicbskan/Jers  fand  im  November  1886  eine 
Enquete  über  die  lievision  des  Patentgesetzes  statt,  welcher 
22  Fragen  mit  aDsfuhrliohen  Erläuterungen  zu  Grunde  lagen.  Die 
Ergebnisse  dieser  Enquete  werden  in  der  Torliegenden  Abband" 
long  Ton  Gt,  Ton  einem  sebr  znatindigen  Beurteiler  kritieeb  be- 
lencbtet,  unter  Anlebnung  an  die  von  Q,  und  Laulmheimer  in 
Buflcb,  ArcbiT,  Bd.  46  8.  73—104  geuiacbten  TorBcUSge.  üeber 
die  Definition  der  Erfindung,  namentliob  die  gewerbliche  Ver- 
wertbarkeit,  den  Ausführungsnachweis  und  das  Vormerkunga- 
verfahren,  die  Beschreibung  in  früheren  Druckschriften,  den 
sogen.  Erfindungsdiebstahl,  die  Abhängigkeitserkl'arung,  die  Unter- 
scheidung von  Stoffpatenten  und  Herstellungspatenten,  den  Schutz 
des  Erhnduügsbesit/.ers ,   die  Einführung  sogen.  Nützlichkeits- 
muster,  die  Frage  der  Versohilrfung  des  Vorprüfuugsverfabrens, 
die  Pateritgebühren,  die  Verschärfung  des  Reichsschutzes  und  die 
Orgauisatiousfrage,  ob  neben  dem  l^atentamte  ein  Patentgerichts- 
bof  zn  enriohten  sei,  sind  die  Ergebmsse  der  Enquete  in  Kürze 
geschildert  und  daran  die  teilweise  abweichenden  Ansiditen  des 
Verfassers  gereiht.  Derselbe  stellt  mit  Befriedigung  fest,  dass 
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Kwiscben  der  dem  Patentgesetze  vorangegangenen  Enqnete  vom 
August  1876  und  der  Enqnete  vom  Kovember  1886  ein  &8t 
nnglanblieber  Forteebritt  in  der  Kl&mng  der  Ansiebten  neb  voll' 

zogen  habe.  Auf  der  andern  Seite  babe  das  Patentgesetz  den 
berechtigten  Erwartungen  entsprochen,  und  die  Revision  desselben 
babe  au  seinem  wesentlichen  Bestände,  an  der  Grand  auf  fassung 
des  Patentes  und  an  den  Hauptvoranssetsnngen  seiner  Yerleibung 
■und  Wirksamkeit  nichts  o-eiinclert. 

Die  kleine  Schrift  von  St.  behandelt  als  Beitrag  zur  Enquete 
über  Abändernng  und  Verbesserung  dos  Patentgesetzes  4  Frarren. 
Zunächst  wird  eine  neue  Definition  der  „Erfindung"  gegeben: 
»Erfindung  ist  eine  auf  Grund  der  Kenntnis  der  Ursache  er- 
zeugte neue  Wirkung  der  Naturkrilfte."  Als  ^neu"  erscheint 
dasjenige  Ernndungsobjekt,  welches  bis  zur  Anmeldung  nicht 
in  öffentlichen  Druckschriften  so  beschrieben  oder  im  Inlande 
80  öffentlich  benntst  ist,  dan  eine  Nacbabmnng  duzeh  Sach- 
verstttndige  mOglicb  ist.  Ansserdem  vertritt  mit  der  neuesten 
AnfTassong  der  Verfasser  die  ex  tano>Wirkung  der  Patentnicbtig' 
Iceit,  nnter  Polemik  gegen  ttltere  ürteile.  Endlich  wird  bezfig- 
lieh  der  KoUision  der  Patente  die  Theorie  der  gemeinschaftlichoi 
Patentberechtignngen  aufgestellt;  das  'zweite  Patent  ist  demnach 
nicht  ipso  jure  nichtig,  sondern  wirksam,  und  bildet  mit  dem 
ersten  eine  gemeinschaftliche  Berechtigung ,  die  so  lange  dauert, 
bis  das  eine  Patent  für  nichtig  erklärt  ist. 

Heinsheimer. 

Jonge,  M.  de.  Die  Unübertragbar  keit  der  ßetourbillets. 
Freiburg,  Mohr.    1887.    26  S.    r>0  Pf. 

Die  vorliegende  kleine  Broschüre  (  W  iederabdruck  einer  zuerst 
im  Jahre  1885  in  der  „Deutschen  Justiz/.eitung*  erschienenen 
Abhandlung)  behandelt  eine  viel  umstrittene  Frage,  welche  von 
Jhering  zuerst  in  Flnss  gebracht  hatte  (seine  Erörterung  ist 
wörtlich  auf  S.  21—24  wiedergegeben).  Der  Verf.  gelangt  zu 
dem  Schlüsse,  daas  der  Verkauf  von  RetourbiUeten  eine  rechts- 
widrige,  d.  h.  ^ne  siTilrechtlich  unwirksame  und  strafbare  Hand* 
lung  darstelle.  Das  juristische  Baisonnement  des  Verf.  gipfelt 
in  dem  Satze,  dass  die  Dienstleistung  auf  Orund  der  Betour- 
billete  einem  einzigen  Subjekte  in  ihrer  Totalität  prllstiert 
werden  müsse  und  dass  sie  sich  nicht  in  einzelne  Stücke  zer- 
legen lasse.  Für  seine  Konklusion  konnte  der  Verf.  die  Autorität 
des  Reichsgerichts  anrufen.  Ein  Urteil  dieses  Gerichtshöfe  ist 
wörtlich  abgedruckt  (S.  25—26). 
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Der  Verf.  bat  die  sonstige  Litteratur»  die  Mali:  Bas 

Recht  der  modernai  Verkehrs-  und  Transportanstalten  (1888) 

S.  53  und  54  ztifäammenstellte,  nicht  benutzt.  Im  Vorbeigehen 
sei  hinzugefügt,  dass  die  schweizerische  Nordostbahngesellschaffc 
die  üebertragung  von  Retourbillets  gestattet:  im  Bahnhofe  in 
Zürich  befand  sich  eino  Zeit  lang  ein  Büreau,  das  sich  mit  dem 
Au-  und  Verkaufe  von  Betourbillets  beschäftigte.  Meili. 


V.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Festgabe  zum  Doktorjnbilftum  des  Herrn  Geb.'Bates 
Prof.  Dr.  Job.  JuLWilh.  t.  Pianok.  Ueberreieht  von 
der  rechta*  u.  staatswissensehafilicben  Faknltttt  zu  Strass- 
bürg.   Strassburg,  Trabner.   1887,   IV  n.  IIS  S,  (VgL 

S.  334,  356.) 

1)  Schultze:  Von  den  prozessnalisohen  Zeitbestimmungen, 
insbesondere  den  Fristen  (S.  1 — 82). 

2)  Nissen,  Adolf:  Die  Einziehung.    S.  83—113. 

Beide  Abhandlungen  befassen  sich  mit  Gegenständen,  welche 
trotz  ihrer  hohen  praktischen  Bedeutung  verhillt.nismässig  nur 
wenig  theoretisch  bearbeitet  sind,  und  lenken  die  Blicke  auf 
diese  seitwärts  von  der  allgemeinen  Heerstrasse  gelegenen  Punkte. 
Sch.  bestimmt  zunächst  den  begrifflichen  Gegensatz  von  Termin 
und  Frist  unter  Ablehnung  der  niditssagenden  Unierscbeidnng 
swiscben  Zeitpunkt  und  Zeitraum  mit  Bfloksteht  auf  das  Wesen 
da*  Prozessbandlnngen,  d<Hren  seitlieber  Begrenzung  sie  dienen: 
»Termine  sind  Zeitrttume  fOr  solche  Prozessfaandlungen,  welche 
ein  Zusammenwirken  ton  Gericht  und  Parteien  oder  auch  bezw. 
▼on  dritten  Personen  (z.  B.  Zeugen)  voraussetzen.  Fristen  sind 
ZeitrHume,  in  welchen  die  Parteien  einseitig  zu  handeln  haben." 
Termine  werden  bestimmt  für  mündliches,  Fristen  für  schrift- 
liches Handeln.  Das  Vorhandensein  dieses  Zusammenhangs  der 
beiden  Begriffe  mit  dem  Gegensatze  von  miindliclieni  und  schrift- 
lichem Verfahren  wird  kurz  auch  in  der  Gesciuchte  nachgewie-sen. 
In  Beschränkung  auf  den  Zivilprozess  bebandelt  Seh.  zunächst 
die  Termiusbestimniung  und  ihr  Verhältnis  zur  Parteiladung 
(S.  4 — 9),  um  den  übrigen  Teil  der  Abhandlung  den  Fristen  zu 
widmen,  welche  er  einteilt  in  1.  Zeitbestimmungen  für  die  Hand' 
Inngen  der  Geriditspersonen,  2.  Zeitbestimmungen  fOr  die  Partei- 


354    Centralblatt  lür  Rechtäwissenschalt  (18S8).  VII.  Bd.  9.  Heft. 
* 

handlangen  (ParteiMsten)  und  8.  ZeitrSnme,  welche  keinen  dieser 
beiden  Zwecke  haben  (S.  11).  Im  weiteren  sind  die  einzelnen 
Fristen,  in  diese  3  Gruppen  yerteilt,  bald  mehr,  bald  minder 
ansfilhrlicb  erörtert.  Hervorzuheben  ist  noch,  dass  Sch.  bei 
Teilung  der  Parteifristen  in  gesetdiche  und  richtwliche  fär 
massgebend  erklSrt,  ob  Gesetz  oäer  Richter  die  Dauer  der  Frist 
bestimmt  (S.  24  IT.).  Die  allgemeinen  Bestimmungen  der  Z.Pr.O. 
über  fristen  sind  nur  auf  Parteifristen  anwendbar.  Im  Zu- 
sammenhang mit  den  gesetzlichen  Parteifiristeu  ist  die  Frage, 
ob  Einspruch  vor  Urteilszustellung  eingelegt  werden  könne,  sehr 
eingehend  besprochen  und  bejahend  erledigt  (S.  36  ff.). 

N.  kommt  zu  folp^enden  Ergebnissen:  Die  Einziehung  ist 
nicht  Strafe  sondern  „endgültige  Wegnalime  einer  Sache  durch 
die  Verwaltungsbehörde"  (S.  90).  Indem  der  Richtrr  im  sogen, 
objektiven  Verfahren  auf  Einziehung  erkennt,  übt  er  nicht  bald 
poli/eiliehe,  bald  strafrechtliche,  bald  zivilrechtliche  Funktionen 
aus,  souderu  er  „stellt  vielmehr  nur  das  R.  der  Einziehung  fest." 
Vorschriften,  welche  den  Begriff  „Strafe"  voraussetzen,  sind  auf 
die  Einziehung  nicht  anzuwenden.  Aus  der  Chaiakterisierung 
erklftrt  sich  femer,  dass  audi  der  Zivüriditer  die  Sinziehung 
aussprechen  kann.  Die  Einziehung  f&hrt  nicht  begriffUch  dazu, 
die  eingezogenen  Sachen  in  das  Vermögen  des  Staates  zu  bringen; 
dieselben  können  auch  jedem  JESgentum  entzogen  werden.  Die 
Frage  des  Anfalls  von  Früchten  und  Mitteln  des  Verbrechens 
an  einen  neuen  Berechtigten  ist  zwar  auch  Tom  Strafrichter  zu 
erledigen,  aber  diese  Entscheidung  liegt  nicht  schon  in  der  Ein- 
ziehungserklämng.  Die  Einziehung  ist  ein  Institut  des  Ver- 
waltungs-R.,  der  Anfall  ein  Institut  des  Privat-R.  Für  die 
Frage,  in  welchem  Zeitpunkte  die  einzuziehenden  Sachen  dem 
Thäter  gehört  haben  müssen,  verweist  N.  (S.  100)  auf  das 
Landes-K.  Kleinfeiler. 


VI.  Stra&echtswissenscliaft. 

Ali]IL6na,  B.    La  premeditazione  in  rapporto  alla  psi- 
cologia,  al  diritto,  alla  legislazione  comparata* 
Turin,  Bocca.    XV  u.  286  S.  con  Diagramm!   8  l. 
Der  Titel  gibt  genau  den  Inhalt  dieses  W^kes  wieder, 
welches  von  einem  jungen  Kriminalisten  in  Oosenza  herrührt» 
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und  in  wissenschaftlichef  und  grundUcher  Weise  die  Frage  der 
praemeditatio  erörtert.  Nach  einer  gesdiichtUcben  Einleitung, 
in  welcher  Verf.  die  frühesten  gesetzgeberischen  Aenssernngm 
in  bezug  auf  die  «Ueberlegnng*  und  die  Differenraerong  der 

mit  üeberlegnng  begangenen  Delikte  Ton  den  allgemeinen  Delikts- 
begriffen darlegt,  wird  der  gegenwärtige  Stand  der  Frage  in 
Wissenschaft  und  Gesetzgebung  durch  Aufführung  der  meisten 
Schriftsteller  wie  sehr  vieler  eoropäiscber  und  amerikanischer 
Gesetze  gekcnnzeiebuet. 

Die  Hauptbedeutung  der  Arbeit  beruht  in  dem  grundlegen- 
den Teile  II(S.  79 — 236),  in  welchem  die  praemeditatio  auf  Grund 
der  emjMrischen  Psychologie  nach  der  Art  der  bestimmenden 
Motive,  dem  V erhältuis  von  Vorbedacht  und  Aflekt,  den  patho- 
logischen und  animalen  Zuständen  des  Verbrechers  (pazzia,  Hyp- 
notismus,  Trunkenheit)  geprüft  wird.  Der  Schlussabscfanitt  be- 
handelt die  Beziehungen  der  praemeditatio  sum  Irrtum,  zur 
Teilnahme  und  zu  anderen  und  qualifiziraenden  Thatumstttndtti. 

Die  Grundgedanken  des  W^kes  sind:  Erstes  Kriterium  bei 
den  Delikten  ist  dss  determiniwende  Motiv.  Vergleicht  man 
aber  zwei  durch  das  gleiche  Motiv  b^timmte  Delikte,  so  kann 
man  das  Element  der  praemeditatio  nicht  ganz  übersehen.  Ab* 
gesehen  von  Affekt  (der  übrigens  mit  Ueberlegung  konkurrieren 
kann)  muss  man  präsumieren,  dass  die  Delikte  mit  ruhigpr 
Ueberlegung  begangen  werden  und,  wie  es  in  einigen  Str.G.B. 
geschieht,  zwei  Arten  der  Ueberlegung  nach  der  grösseren  oder 
geringeren  Zwischenzeit  zwischen  Entschluss  und  That  annehmen. 
Dementsprechend  verschiedene  Strafen,  und  zwar  die  schwerere 
für  die  längere  Ueberlegung,  w<;il  hier  die  That  am  klarsten 
den  Charakter  des  Thiiters  darstellt,  und  dessen  Gefährlichkeit 
und  antisoziales  Streben  —  nach  der  positiTen  Schule  —  Haupt- 
massstab  der  Strafbarkeit  ist.  Deswegen  sollen  Bestimmungen 
ttber  praemeditatio  nidit  nur  wie  bisher  sieh  auf  Mord  imd 
Totschlag  besdehen,  sondern  auf  alle  Delikte,  weil  bei  allen,  unter 
Voraussetzung  gleichen  Motives,  das  uberlegte  Handeln  auf 
grSssere  GeflUirliehkeit  des  Thäters  schliessen  Itsst. 

Was  die  gesct/geborische  Behandlung  dieser  Frage  betrifft, 
so  billigt  Verf.  den  Weg  derjenigen  Gesetze  (u,  a.  auch  des 
neuesten  italien.  Entwurfs),  welche  keine  Begriffsbestimmung 
der  praemeditatio  geben,  vielmehr  dem  freien  Ermessen  des 
Kichters  überlassen,  festzustellen,  ob  und  in  welchem  Grade 
Ueberlegung  vorhanden  gewesen. 

Die  Arbeit  berechtigt  als  Erstlingsarbeit  zu  den  besten 
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Hoi&iimgen,  sie  beraht  auf  iiin&ngreioh«ii  Stadien  und  ist  mit 
Geist  gesehrieben.  Verf.  bekennt  sich  als  Anhftnger  der  sogen, 
positiven  Schule,  nach  welcher  das  psychologische  Stadium  des 
Verbrechers  das  juristische  Studium  des  Yerbrechens  nicht  aus- 
schliessen,  sondern  vorbereiten  soll. 

£.  Ferri 


Vn.  Kirchenrecht  (einschliesslich  Eherecht). 

Borditoldy  J.  Die  Bulle  TJnam  Sanctam,  ihre  wahre 
Bedeutung  und  Tragweite  für  Staat  und  Kirche. 
München,  Kaiser.   1887.   185  8.  2  M.  70  Pf. 

Die  Abhandlung  gehOrt  su  den  Festgaben  für  Planck  (vgl. 
oben  S.  384  u.  SS3),  konnte  aber  aus  Orfinden  des  Saumes  und 
der  Zeit  nicht  mit  den  übrigm  Aufstttsen  erscheinen.  Es  ist 
eine  selbständige  umfangreiche  Ifonographie  geworden,  die  swar 
nach  des  Verf.  bescheidenem  Nachwort  ,nicht  ersch5pfend*  sein 
will,  aber  trotzdem  einen  gründlichen  und  echt  wissenscbaftlicben 
Beitrag  in  der  massenhaften  Litteratnr  über  die  BuUe  U.  S.  bildet. 

Anknüpfend  an  das  Gutachten  der  Münchener  Juristen- 
fakultüt  von  1869  (abgedruckt  im  Erg.-Bd.  z.  Zeitschr.  f.  Kircben-B. 
1872  S.  313)  gibt  Verf.  zuerst  Wortlaut  der  Bulle  und  Ueber- 
setzung,  bei  letzterer  hinsichtlich  des  Schlusspassus  „porro  snb- 
esse*  etc.  abweichend.  Sodann  weist  er  den  Inhalt  nach  in 
10  Sätzen,  deren  Kern  ist:  der  Staat  ist  der  Kirche  absolut 
untergeordnet,  der  Papst  7,ur  Ein-  und  Absetzunir  von  Fürsten 
berechtigt.  Die  Erörterung'-  der  theologischen  Begründung  dieser 
Lehre,  welche  in  vielen  Bildern  (Seele,  Leib;  Sonne,  Mond; 
geistl.  u.  weltl.  Schwert)  ausgosprochen  und  übrigens  im  Bund- 
sehräben  Leos  XIH  ▼..  1*  Not.  1885  (S.  20}  erneuert  ist,  sowie 
die  Erwähnung  der  Gegner  dieser  Lehre  ^  führt  den  Verf.  auf 
die  interessante  Entstehungsgeschichte  der  BuUe  ü.  8.  (Philipp 
d.  Schöne,  Bonifas  Vlil.),  welche  unter  Anlehnung  an  Drumann 
(Bonifaz  VUL  1852)  gegeben  wird.  Nun  werden  einige  Tor- 
fragen geprüft,  erwiesen,  dass  der  Papst  Obergewalt  über  Frank- 
reich sich  auch  früher  beigelegt,  und  dass  das  Schreiben  „Deum 
time"  nicht  untergeschoben  sei,  sowie  die  Systeme  des  Kano- 
nisten  über  die  potestas  occlesiae  in  temporalia  skizziert.  Jetzt 
gelaugt  Verf.  zu  den  verschiedenen  Aufilegungeu :  er  beweist  die 
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Haltlosigkeit  der  sogen.  AbsebwSehmigsversaebe,  welche  die  ü.  S. 
ala  höchst  harmlos  hinstellen,  auch  des  Hartensschen  Versathes, 
und  zeigt  (B.  65—88),  dass  die  Bulle  darch  und  durch  dog- 
matisch, wie  dies  auch  bisher  meist  angenommen  wurde.  Li 

der  entscheidenden  Frage,  was  bedeutet  „omni  humanae  crea- 
turae",  erklärt  sich  B.  für  , menschliche  Schöpfung,  Obrigkeit* 
(LuÜier  übersetzt  Fetr.  II,  13  »Ordnung").  Nur  so  ist  die  U.  S. 
konsequent. 

Es  bleibt  die  Frao'e  übrig,  wie  verhält  sich  die  Bulle  U.  S. 
zur  TTnfplilbarkeitslehreV  Die  TJ.  S.  dogmatisiert  die  absolute 
Unterordnung  des  Staates.  Da  diese  Lehre  nicht  der  Christi 
entspricht,  so  erblickt  B.  (S.  113)  „keine  andere  niö<^licbe  Lösung' 
des  Streites,  als  dass  man  eben  die  ganze  Lehre  von  der  pap.st- 
licben  Unfehlbarkeit,  wie  sie  das  Vaticanum  tormuliert  hat,  von 
sich  abweist*.  Nur  eine  andere  Auf&ssiing  von  der  „Legitimität* 
der  Konzile  und  ihrw  BeschlfiBse  kann  zu  einem  befriedigender«i 
Yerhftltnis  zwischen  Staat  und  katholischer  Kirche  führen.  Der 
Schlussabsebnitt  gibt  dem  V^.  Gel^enheit,  sich  im  Anschluss 
an  Moulart  (0.B1.  I  8.  88),  Molitor  und  Manning  über  die 
«restaurierte*  katholische  Staats-  und  BechtswisBensohaft  zu 
äussern,  deren  Grundgedanke  ist:  Herrschaft  der  Kirche  über 
die  weltliche  Gewalt,  in  geistliehen  Dingen  direkt,  in  politischen 
indirekt.  Aus  dem  Streben,  Ton  dieser  Gewalt  Gebrauch  machen 
zu  können,  erklärt  sich  der  Ruf  nach  Auslieferung  der  Schule, 
Wiederherstellung  des  Kirchenstaates  otc.  (S.  131),  erkiHrt  sich 
der  Wunsch  nach  „einer  neuen  Ordnung  und  einer  neuen  katho- 
lischen Welt,  mit  einem  Worte  nach  einer  grossartigen  Revo- 
lution!" „Es  ist  uns  wohl  erlaubt,  dies  grosse  Ereignis  -  eine 
neue  Ordnung  auf  Ruinen  —  herbeizuwünschen",  sagt  Moulart 
(S.  38).  Auf  die  Gefahr,  die  aus  dieser  Lehre  sich  ergibt,  halt 
B.  sieh  fUr  verpflichtet,  als  Antfinlallibilist  immer  und  immer 
hinzuweisen.  Bedaktion. 

Coulon,  H,  et  FaiTre^  A.   1)  Manuel  et  Formulaire  du 

Divorce  et  de  la  Separation  de  Corps.  2rae.  ^d.  Paris, 
Marchai  et  Billard.   1887.  610  S.   6  fr.  50  ct.    2)  Juris- 
prudence  du  Divorce.    2me  ed.   Ebd.    5  fr. 
Nach  langen  parlamentarischen  Kämpfen  wurde  auf  den  An- 
trag Naqucts  nicht  als  ein  bicn,  sondern  als  ein  remede  die 
Ehescheidung   in  Frankreich  wieder  eingeführt.    Das  Wieder- 
einiührungsgest'lz  datiert  vom  27./Vn.  1884,  wllhrond  das  zu 
beobachtende  Verfahren  durch  das  Gesetz  vom  20.jIV.  18ö0  ge- 
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regelt  worden  ist.  Das  vorliegende  Manuel  hat  den  Zweck,  die 
DnrdifEIhniiig  dieser  Gesetze  und  das  allg^eiiie  Verstiindius  zn 
fordern.  Zu  dem  Behufe  werden  dietielben  Tollstftndig  ihrem 
Wortlaute  nach  abgedruckt  und  zu  jedem  Artikel  die  frühere 
Gesetzgebung  angemerkt  und  die  Ergebnisse  der  gesetzgeberischen 
Arbeiten  und  parlamentarischen  Verhandlungen  beigefügt,  üeber- 
dies  enthalt  das  Manuel  einen  erklSrenden  Kommentar  aber  beide 
Gesetze  mit  Anfahrung  der  wichtigsten  Entscheidungen  fran- 
zOnscher  und  auswärtiger  Gerichte;  den  Sehluss  bilden  yerschie- 
dene  PorrT  nlnre  fOr  die  Prozeasffthrang. 

In  dem  Kommentar  wird  nur  auf  die  Entscheidungen  ver- 
wiesen, da  aber  dieselben  Sammlungen  entnommen  sind,  welche 
nicht  jedermann  erreichbar  sind,  so  Hessen  die  Verf.  dem  Manuel 
einen  Ergto'zungsband  folgen,  welcher  unter  dem  Titel  ^Juris- 
prudence"  alle  diejenigen  Entscheidungen  in  extenso  enthält, 
welche  sich  auf  die  Ehescheidung  bezichen,  wogegen  diejenigen 
weggelassen  sind,  welche  die  Separation  de  corps  zum  Gegen- 
stände haben.  König. 


VIH.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

Asehehoug,  T.  H.    Das  Staatsrecht  der  vereinigten 

Königreiche  Schweden  und  Norwegen.  Ofarquardsens 
Handbuch  des  öflentlichen  R.  IV.  Bd.  II.  2.)  Ereiburg  i.  B., 
Mohr  fSiebeck).    1886.    XII  u.  208  a    7  M. 

Das  Handbuch  des  öflfentlichen  R.  nimmt  seinen  guten  Fort- 
gang und  lässt  in  seinem  Erscheinen  nicht  entfernt  die  Schwierig- 
keiten gewahr  werden,  mit  welchen  jedes  grössere  Unternehmen 
auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  R.  zu  kilmpfen  hat.  —  Der  vor- 
liegende Band  setzt  bich  die  Aufgalie,  uns  das  beziehunirsreichfe 
Gebiet  des  Staats-R.  der  vereinigten  Königreiche  der  skandi- 
navischen Halbinsel  zu  erschliessen,  und  wird  damit  in  der  That 
einem  Bedürfnis  gerecht,  das  in  jüngster  Zeit  um  so  dringender 
wnrde,  je  mehr  Nachrichten  uns  über  zahlreiche  Konflikte  zu- 
gingen, zu  welchen  das  eigenartige  Verfassungsrecht  der  beiden 
nordischen  Staaten  die  Veranlassung  za  geben  schien  (vgL 
C.B1.  I,  265). 

Im  I.  Abschnitt  löst  Verf.  mit  kundiger  Hand  die  vielfach 
in  einander  laufenden  Linien  der  Verfassungi^eschichte,  er  zeigt 
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uns,  wie  die  Sonderrechte  in  die  sogen,  ünion  eingezeichnet 
waren  nnd  wie  sie  rieh  erst  slbniUiIieh  nach  ebem  langwierigen 

AblOsungsprozess  frei  gestalten  und  jedem  der  beiden  Staattti 

vorerst  getrennt  und  dann  nach  der  Trennung  Norwegens  Ton 
Dttnemark  in  gnmdgesetzlicher  Verbindung  ein  selbstilndiges,  wenn 
auch  vielfach  verwandtes  öffentliches  R.  erwächst.  Den  durch 
die  Yereinignnr^  geschaffenen  Zustand,  die  Umrisse  der  gemein- 
samen Angelegenheiten,  die  wichtigen  Organe  der  Union:  König, 
Königtum  und  den  zasammengesetzten  Staatsrat  der  vereinigten 
Reiche  führt  uns  der  I.  Abschnitt  vor  unter  gelegeutlicher  Be- 
tonung der  reformbedürftigen  und  reformfähigen  Stellen  im 
Systeme  der  Union. 

Im  einzelnen  auf  das  B.  der  Sonderstaaten  übergehend  gibt 
Twf.  im  2.  Ahsehnitt  das  Staats^B.  Schwedens  in  guter  Ueber- 
fliohtlidikeit;  das  Verhältnis  der  Staatsangehörigen  im  recht- 
lichen Sinne  zu  den  im  thatsttchlichen  Sinne  des  Wortes  leidet 
in  der  Darstellung  unter  einer  gewissen  Unsicherheit  d«r  Ter- 
minologie.   Wenigstens  geht  aus  der  vom  Yerf.  skizzierten 
Becbtsls^e  des  Ausländers  in  Schweden  mit  voller  Deutlichkeit 
hervor,  dass  der  vom  Autor  an  die  Spitze  gestellte  Satz:  ,Naoh 
schwed.  R.  deckm  das  Unterthanen-  und  das  Staatsbürgerver^ 
httltnis  sich  gegenseitig  und  vollständig ,  so  dass  derjenige, 
welcher  schwed.  Medborgare,  Bürger  ist,  auch  immer  schwed. 
Untorthan  ist,  und  umgekehrt  —  entweder  ungenau  ist,  wenn 
hier  unter  der  Bezeichnung  ^.Cnterthan"  der  im  (lebiete  sich 
aufhaltende  Fremde  verstanden  wird;  oder  die  beiden  Termini 
drücken  ein  und  dasselbe  aus,  dann  unterscheidet  sich  das  schwed. 
in  nichts  von  dem  kontinentalen  Staatsbürger-R.,  welches  in 
jedem  de  jure,  nicht  bloss  de  facto  Angehörigen  des  Staates 
einen  Bürger  desselben  erblickt.  Ben  Prägen  des  Stfindewesens, 
des  Adels  und  seiner  organisierten  Vertretung  (AdelsmSte),  dem 
Fideikommiss^B.|  das  merkwürdigerweise  in  dem  einst  so  aristo* 
kratisch  gesinnten  schwed.  Gemeinwesen  zu  verschwinden  droht, 
wendet  A.  sein  besonderes  Augenmerk  zu  ebenso  wie  der  bis  in 
ihre  feinsten  inneren  Geti'iebe  hinein  beleuchteten  Verfassung 
und  Verwaltung  der  Cremeinde.    Hier  und  bei  Darstellung  des 
Gesetzgebungsapparates,  des  Wahl-R.,  der  Lehre  von  den  Ge- 
setzen und  dem  Veto  des  Kflnigs  gegenüber  anderen  Roicbstags- 
beschlüssen  als  Gesetzen,  stützen  sieli  die  Ausführungen  des 
Verf.  auf  das  sorgfältig  verwertete  bis  zur  neuesten  Zeit  reichende 
Gesetzes-  und  Ju'likatenmaterial.  , 

Es  ist  dem  Verf.  gelungen,  die  Eigenart,  die  von  der  land' 
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läuligen  Schablone  abweichende  Regierungsform  Schwedens  an 
den  ausschlaggebenden  Paukten  mit  juristischer  Präzision  und 
mit  Sorgfalt  für  die  notwendigen  Einselheiten  heratuzakehien, 
80  in  der  Behandlung  des  FinanstpS.,  des  Staatsdienerwesens,  der 
Gerichtsorganisation,  der  lIBnistenrerantwortlidikeit  und  der 
eigenartigen,  ans  seiner  weitreichenden  Kompetenz  fliessenden 
Yerantwortlicbkeit  des  bOcbsten  schwed.  Gerichtshofes. 

Wesentlich  im  gleidhen  Schema  bewegt  sieh  die  D&rstellung 
des  norweg.  StaatS'B.,  dem  der  8.  Abschnitt  des  umfangreichen 
Baches  gewidmet  ist.  Stoerk. 

Preux,  J.  La  questiou  dos  langues  et  Ics  conflits  de 
natioiialites  en  Autriche  sous  le  ministöre  du 
comte  Taaffe  (1879—1888).  Paris,  Pichon.  1888. 
40  S.    2  fr. 

Der  Verf.  —  Sekretärsadjunkt  unfl  "Ribliothekar  des  „comit« 
de  legislation  tjti'angere"  —  versucht  in  der  vorliegenden  Schrift 
eine  Darstellung  des  Nationalitätenstreites  in  Oesterreicli  seit 
dem  Amtsantritte  des  Ministeriums  Taaffe  (10.  Au<,mst  1879) 
bis  auf  die  neueste  Zeit  z\i  bieten.  Als  riiasen  dieses  Kampfes 
werden  insbesondere  hervorgehoben:  die  Prager  UniversitSts* 
frage  (S.  20,  21),  die  für  Böhmen  und  Mfthren  im  Jahre  1980 
erlassenen  Sprachverordnungen  und  die  diesfolls  im  Reicbsrate 
von  Wolfrum  eingebrachte  Interpellation  (S.  28);  der  Wurm- 
brandsohe Antn^,  betreffend  die  Vorlage  eines  Nationalitftten* 
gesetses  unter  gleichzeitiger  »Festhaltung*  des  Frinvips  der 
deutschen  Staatssprache  (S.  24);  der  Scharschmidsche  Sprachen- 
gesetzentwurf  vom  8./II.  1886  (S.  26—32);  die  Verhandlungen 
des  böhm.  Landtages  über  die  mit  der  Sprachenfrage  zusammen- 
hängende administrative  Teilung  des  Landes,  und  die  Abstim- 
mung des  grösseren  Teiles  der  deutschen  Landtagsabgeordn  eten 
(S.  33—35);  schliesslich  die  im  Herbste  des  Jahres  1887  durch 
einen  die  Mittelschulen  betretienden  Erlass  des  Unterrichts- 
ministers v.  Gautsch  eino-etreteneii  Komplikationen  (S.  36 — 38). 
In  einem  Anhange  werden  die  Leser  noch  über  die  zu  Beginn 
des  Jahres  1888  in  Böhmen  angeregten  Ausgleichsverhaudluugen 
informirt  (S.  89,  40).  Die  Darstellung  des  Verf.  ist  übersicht- 
lich und  klar;  derselben  ist  eine  beinah«  ebenso  lange  Einleitung 
(S.  1 — 18)  vorangeschiekt,  welche  die  sum  Verstibidnisse  des 
Gegenstandes  der  Schrift  notwendigen  statistischen  und  histori- 
schen :Mitteilungen  enthält.  In  diese  Einleitong  haben  sich 
einige  Ungenauigfceiten  eingeschlichen  (so  wird  8.  4  irrig  be- 
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liauptet,  daw  die  CeTdlkenmg  Triests  ansseliliesslieli  ans  Italic- 
nern  und  Deutsehen  bestehe;  S.  6  wird  infolge  eines  Drnck* 
fehlers  der  Prozentsatz  der  dentsehen  BevOlkening  in  Sohlesien 
mit  44,91  statt  48,91  angegeben ;  S.  10  wird  über  die  Ent* 
stehungsgeschichte  des  Art.  19  H.G.G.  über  die  allgemeinen  B. 
der  Staatsbahnen  eine  dorch  die  Gesetzesmaterialien  nicht  be- 
legte Mitteilung  gemacht;  ebendaselbst  ist  der  Wortlaut  des 
§.  6  'Ips  Reichsvolksschulgesetzes  vom  Jahre  1869  nicht  ganz 
korrekt  wiedergegeben),  die  jedoch  das  Interesse  an  der  vor- 
li^enden  Publikation  nicht  wesentlich  beeinträchtigen. 

Prazak. 

Bachmann,  J.  Die  Baupolizei  im  Gebiete  des  A.  L.R. 
unter  Berücksichtigung  der  neuesten  Gesetzgebung  und 
Eechtsprechuug  der  höchsten  preoss.  Gerichtshöfe  dargestelH 
Berlin,  J.  J.  Heine's  Verlag.  1887.  VI  n.  1208.  1 M.  60  Pf. 

Eine  Schrift  von  rein  praktischer  Tendenz,  jedoch  gründlich 
und  suTerlässig.  Die  Einleitung  behandelt  knrz  zu  allgemeiner 
Orientierung  Begriff,  Verwaltung  und  Befognis  der  Polizn  über- 
haupt, PoUseiverordnungen,  PoUsdrerfügungen  und  ihre  Anfe^di- 
tong,  Polisei^trafrerfttgungMi,  Baupolizei.  Li  Tit.  I  ist  der 
landrechtUohe  Stoff^  in  Tit.  II  das  Baufluchtliniengesetz,  Tit.  III 
das  EinscihlBgige  des  FcHntpolizeigesetBes,  Tit.  IV  das  Ansiede- 
lungsgesetz, Tit.  V  das  Gewerbe-R.  vorgeführt,  allenthalben  niit 
der  Rechtsprechung  des  Oberverwaltungsgerichts.  S.  11  heisst  es: 
,  Die  Polizei  Verordnung  will  ähnlich  dem  Strafgesetz  eine  Rechts- 
verletzung sühnen,"  was  doch  nur  die  eine,  entferntere  Auf- 
gabe der  Verordnung  kennzeichnet,  welche  viehn»>hr  in  erster 
Linie  materielles  E.  innerhalb  der  ihr  gesteckten  Grenzen  schaffen 
wüL  Leuthold. 


IX.  bitemationales  Recht. 

Gareis,  0.   Institutionen  des  Völker-B.    Glessen,  Eoth. 
1888.    Vn  n.  2Ö6  S.    4M.  80  Pf. 

Neben  dem  vor  kurzem  an  'lieser  Stelle  angezeigten  (Bd.  VII 
S.  115)  HoltzendorflFschen  Handbuch  des  Völker-R,,  welches  ein 
möglichst  detailliertes  Gesamtbild  des  in  rechtlichen  Formen 

CentnlbUtt  für  Bechtswlsaenaotaaft.   VXI.  Baod.  87 
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sieh  bewegenden  Staatenverkehrs  zu  geboi  bemüht  ist,  findet  die 
vorliegende  Schrift  eine  berecbtagte  Stelle,  die  sie  mit  Glück 
und  Qesehick  ausfüllt.  Sie  steht  dem  citierten  Handbach  nnd 
dessen  natnrgemBss  breiterar  Lehrmethode  viel  selbständiger 
nnd  kritischer  gegenüber,  als  etwa  das  Besohscke  Exzerpt  des 
Heffterschen  Lehrbuchs.  Umfassender  als  die  Hartmanuschen 
Institutionen,  ausführlicher  im  litterarischen  Apparat  und  in 
der  Anfahrang  des  Qaellenmaterials  als  die  Grundrisse  v.  Ken« 
manns ,  Renaults  u.  v.  a. ,  wird  dem  Buche  G.s  volle  Eignung 
ziierVannt  werden  müssen,  in  weitere  Kreise  Klarheit  über  die 
GrundbegriiTe        behandelten  Disziplin  yai  tracren. 

Nach  einer  anziehend  geschriebenen  nnd  knappen  Einleitung, 
welche  keinem  der  zu  Grunde  liegenden  rechtsphilosophischen 
Probleme  aus  dem  Wege  geht,  behandelt  Verf.  im  allgemeinea 
Teile  die  Subjekte  des  Volker -K.,  als  solche  bezeichnet  er  nur 
die  Staaten  in  allen  denkbaren  Erscheinungsformen  und  Ver- 
schiedenheiten, vorausgesetzt,  dass  dieselben  das  vom  Verf.  als 
vnerlftulieh  angewhene  konstitntiTe  Merkmal  der  Herrsehaft  b»- 
sitzen,  welches  darin  liegt,  dass  ein  solches  Oemeinwesen  als  sein 
Interesse  bezeichnen  kann  and  zum  Bechtsgnte  m  erheben  ver- 
mag, welches  Interesse  es  will,  und  zur  Verfolgung  dieses 
Interesses  alle  Mittel  rechtlich  anwenden  darf,  welche  es  tbat- 
sSchUeh  anwenden  kann  (Herrschafbsinteresse).  Dass  Y&ef,  die 
übrigen  konstitutiven  Merkmale,  soweit  sie  sich  auf  die  Körper- 
lichkeit des  Staates  beziehen  als  Objekte  des  Völker-B.  bezeich- 
net, ist  vielleicht  nur  durch  die  scharfe  Gegenüberptpllung  zu 
den  Subjekten  des  Völker-B.  prinzipiell  anfechtbar.  Im  3.  Ab- 
schnitte wird  die  Entstehung,  Aenderung  und  Aufhebung  völker- 
rechtlicher Befugnisse  auf  selbständigen  prinzipiellen  Unterlagen, 
die  sich  nutzbringend  erweitern  liessen,  ausgeführt.  Im  beson- 
deren Teil  gibt  Verf.  eine  gute  üebersicht  des  materiellen  Völker- 
iv.,  der  in  Uebung  stehenden  Kormeu  über  die  Grund- R.  der 
Staaten,  die  völkerrechtliche  Stellung  der  Staatshäupter,  die  inter- 
nationale Stellung  der  völkerrechtlichen  Magistraturen,  der  Staats' 
angehörigen;  eingehend  berücksichtigt  sind  die  in.  unserer  Zeit 
im  Interesse  des  internationalen  Verkehrs  ausgebildeten  Ver- 
waltnngseinrichtungen  zum  Schutze  der  Schiffahrt»  des  Handels, 
des  Gewerbe-,  Post-,  Telegraphenwesens*  u.  s.  w.  Der  Lehre  von 
den  völkerrechtlichen  Vertrugen  ist  das  2.  Buch  gewidmet,  wSh' 
rend  das  3.  und  letzte  dem  formellen  Völker-R.,  den  Bechts- 
gebräuchen  und  Bechtsnormen  im  Verfahren  zum  Schutze  strei- 
tiger internationaler  Interessen  eingehende  Ausführungen  gibt. 
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Zum  reichen  Inlialt  des  Bnofaes,  das  in  LitteratuTangaben, 
in  Aaregaagen  und  Hinweisungen  f&r  den  Stndierenden  dniclb 
ans  seiner  Aufgabe  gerecht  wird,  nimmt  sich  der  Anhang  mit 
sein^  Tier,  zudem  nicht  sehr  gÜLckUch  gew&hlten  Aktrastflcken, 
ziemlich  dürftig  aus.  Jeder  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag, 
jeder  Aualieferungs-  und  RechtahüfeTertrag  etc.  vermag  den 
vorgetragenen  völkerrechtlichen  Lehren  bessere  Fundierun  £^  zu 
geben  als  die  in  das  schwankende  Gebiet  der  hohen  Politik 
hineinragenden  Elaborate  des  Berliner  Kongresses  vom  Jahre 
1878  und  der  Berliner  Konferenz  vom  Jahre  1885.  Stoerk. 

Orelii,  A.  V.  Der  internationale  Schutz  des  Urheber-R. 
(Aus  den  , Deutschen  Zeit-  und  Streitfragen".  N.  F.  2.  Jahr- 
gang.   1—2.    1887.)   1  M. 

Der  Verf.  gewährt  hieiunit  einem  weiteren  Ltserkrtise  eiueu 
Einblick  in  die  geschichtliche  Entwickelung  des  national  und 
international  wichtigen  R.  und  prüft  die  einzeln«i  darauf  be- 
züglichen Fragen,  besonders  aber  gibt  er  auch  eine  Entwicke- 
lung der  Gesetzgebung  über  den  Nachdruck  vom  15.  Jahrhundert 
an  bis  auf  den  heutigen  Tag.  Schon  früher  (1884)  hatte  v.  0. 
,das  schweizer.  Bundesgeseta ,  betreffend  das  Urheber -B.  an 
Werken  der  Litteratur  und  Kunst  unter  Berücksichtigung  der 
bezüglichen  „Staatsverträge"  erläutert.  Da  der  auf  diesem  OtB' 
biete  so  sachkundige  Verf.  auch  als  Delegierter  der  Schweiz  an 
den  internationalen  Konferenzen  zum  Schutz  des  Urheber-R. 
Teil  p;enoTnmen,  so  sind  seine  bezüglichen  VerSffcmtlichnn.^en 
Theoretikern  und  Praktikern  gleich  wertvolL  Bulmerincq. 

Böhm,  Handbuch  des  Rechtshilfeverfahrens  im  Deut* 
sehen  Reich  und  gegenüber  dem  Ausland.  TL  Teil. 
Rechtshilfe  in  Strafsachen.  Erlangen,  Palm  Enke.  1888. 
(Vgl.  C.B1.  VI,  76.)    5  M. 

Dem  ersten  TeU,  welcher  bürgerliche  Bechtsstreitigkeit  und 
Eonkurssachen  betraf,  ist  der  zweite  Teil  schnell  gefolgt.  Hinein- 
gezogen in  den  Kreis  der  Erdrterung  sind  auch  die  besonderen 
Vorschriften  über  das  geistige  Eigentum,  Marken-,  Huster-, 
Firmen-  und  Patoatschutz,  die  internationalen  Schiffabrtssachen, 
Reblauskonvention,  Forst-,  Feld-,  Jagd-  und  Fischereifrevel,  das 
Zollkartell  mit  Oesterreich-Ungarn  und  endlich  der  Rechtshilfe- 
verkehr in  den  Konsulargerichtsbrairkcn  und  —  soweit  (^ies  bereits 
gcrcnffilt  ist  —  in  den  Schutzbezirken  des  Reichs.  Die  Darstellung 
geht  von  allgemeinen  Gesichtspunkten  aus,  von  denen  aus  die 
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Bechtshilfe  im  In-  und  Auslände  gemeinBam,  aber  in  getrennten 
Abschnitten  bebandelt  wird.  An  die  allgemeinen  Bestimmung«! 
(in  denen  von  dem  Verl  auch  die  Antr&ge  und  Ersochen  d«r 
Staatsanwaltschaft  geredmet  werden)  enthalt  den  eigentlidien 
Kern  der  Abteilung  II.  Hier  wird  die  Ortliche  ZustSndigknt 
der  Oeriohte,  Auslieferung,  Beweisaufitahme,  Zustellungen,  Voll- 
streckungen und  Abwesenheitsverfahren  behandelt.  Die  Arbeit 
des  Verf.  ist  eine  sehr  mühevolle,  insbesondere  soweit  das  Aus- 
land in  Betracht  kommt,  weil  abgesehen  von  d«i  yom  Reich 
geschlossenen  Verträgen  nur  sehr  wenige  allgemeine  für  das 
ganzeReich  geltende  Anordnungen  bestehen  (z.  B.  bezüglich  der 
Strafregister).  Der  Verf.  hat  sich  aber  nicht  bloss  auf  die  für 
ganz  Deutschland  geltenden  Normen,  oder  auf  einen  einzelnen 
Bundesstaat  beschränkt,  sondern  er  gibt  das  Material,  auch  so- 
weit es  partikularrechtlicher  Charakter  ist.  Die  in  Betracht 
kommenden  Fragen  werden  augegeben  und  an  sie  in  sehr  reich- 
haltiger Weise  die  Nachweise  aus  dem  Gesetzgebungs-  und  Ver- 
ordnungs-B.  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten  geknüpft.  Bei  dar 
Schwierigkeit  der  Materie  und  der  Zersplitterung  des  geltenden 
Stoib  bildet  das  Handbuch  ein  fllr  den  Praktiker  schwer  zu  ent- 
behrendes Hilftmittel,  obwohl  es  den  Stoff  nicht  überall  Toll- 
stündig  erschöpft.  Kays  er. 


B.  ZeitsclmfimitbersGhaiL 


Nene  Zeitschriften: 

BolletlDO  dell'  Istituto  di  diritto  romano.  Red. :  Scialuja.  Ver* 
lag;  L.  Pasqualucci.  Gratis  f.  d.  Mitglieder  d.  Instituts.  Abon- 
ncnientspreis  pro  Jahr  15  1.  1.  Heit  (64  S.  7  1.).  Scialoja, 
nuove  tavolette  cerate  pompeiane.  Li  hello  di  üeminio  Eutichete. 
Ferrini,  Qai  II,  51.  Fadda,  pactum  de  jurejnrando.  Boo' 
fante,  res  mancipi  o  res  mancipii. 

A.  Hartlebens  (toriehtsbibliothek.  Fortlaufende  Sammlung  ana- 
ffthrl.  u.  anthent.  Darstellungen  interessanter  u.  wichtiger  Pro- 
zesse  aller  Nationen,  aus  Gegenwart  u.  jüngster  Vergangenheit. 
Red.:  A.  v,  Horsetzky.  Verlag:  Wien,  Hartleben.  Halbmonatl. 
Hefte  &  3  Bgu.  50  Pl.  24  Hefte  12  M.  1.  Heft.  Prozees  Franken- 
stein-EaJinert.  Froseas  Däbeil-Töpfer.  Proseas  Wilion. 

Arehir  f.  soziale  Gesetzgebnnp  und  Statistik.  Yierteljahrsschr. 
Red.:  H.  Braun.  Verlag:  Tübingen,  Laupp.  Pro  Jahrg.  (4  Hefte) 
12  H.  I.  1.  Zur  Einf&hrang.  Platter,  d.  geplante  Altera-  u. 
Invalidenversiiliening  im  Deutschen  Reich.  Baernreither,  d. 
Statistik  über  Arbeitslose  in  England.    Pringsheim,  d.  ILage 
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d.  arbeitenden  Klassen  in  Holland.  Oldendorff,  d.  SäuglingB- 
eterblichkfit  in  ihrer  sozialen  Bedeutung.  Erismnnn,  d.  körper- 
liclie  Eutwickelung  d.  Arbeiterbevolkerung  in  Cenlralrussiand. 
Solialpolit.  Geaetagebung.  MisMllen.  Litteratnr. 
Dentsclies  Wochenblntt.  Tendenz:  Betonung  d.  Gemeinsamen  in 
d.  BestrebuDffen  d.  nationalen  Parteien.  Red.:  0.  Arendt.  Ver- 
lag: Berlin,  Walter  &  Apolant  Erscheint  jeden  Mittwoch.  Yiertel- 
jährl.  3  M.  Jurist.  Mitarbeiter  u.  a.:  Beutner.,  Dahn.,  Endemann 
(Berlin).  Assessor  Fuchs  (Berlin),  Hue  de  Grais,  Klöppel,  Koehne, 
Laband.)  Lilienthal,  Liszt,  Jlayer,  ilayr,  Münsterberg,  Rosin.  3. 
5.  Zedlitz,  Gesetzentwurf  betr.  Erleichterung  d.  Volksschul* 
lasten.  4.  Klöppel,  d.  Wirtschaft!  Bedeutung  d.  Entwurfs  eiae« 
bürgerl.  G.B.   6.  Koehne,  Reform  d.  Strafvollstreckung. 

SMien  i.  brandenbnrg.-prensB.  OeieUehtsfonehiiiig.  Mit  Unter- 

Stützung  d.  Ministeriums.  Zweck:  QuellenverölTentllchnng.  Ilalb- 
monatl.  Hefte  ä  20  Bogen.  Hrsg.:  Treitschke,  SchmoUer.  Red.: 
Koaer.   Verlag:  Leipzig,  Ouncker  &  Hnmblot 

BiUetlB«  dei  TravMx  i»  l'UniTentM  d«  Lyon«  KMigi  par  lea 

ProiVpseurs  des  Facultas.  Premiere  Ann^e  fasc.  1.  Lyon,  Storck. 
188S.  Bezweckt  ein  Bild  des  geistigen  Lebens  der  Ljoner  Uni- 
vereitftt  an  geben,  und  enthält  Arbeiten  ans  allen  FaknltUen« 
Eine  „Chronique"  bringt  Mitteilungen  über  die  Th&tigkeit  der 
Universitäten  d.  französ.  Schweiz  u.  Norditaliena. 


ZeitBchr.  f.  Geschichte  d.  Oberrhefns.  F.  III.  1.  Gothein, 
d.  Landstände  der  Pfalz.  2.  Gierke  (S.  129—172),  bad.  Stadt- 
Ii.  n.  Reformpl&ne  d.  15.  Jahrh.  (Über  mittdalterl.  Fanülien- 
güter-R.). 

HiBtor.  Taschenbuch*    6.  Folge.    7.  Jahrg.  Maurenbrecher,  Tri* 

denliner  Konzil. 

Zeitschr.  der  histor.  Gesellsch.  f.  d.  Provinz  Posen.  IIL  3. 
Wersclie,  d.  staatBrechtf.  VerhiUtnia  Polena  a.  Deutachen  Reich 

während  d.  M.A. 

KovTeUe  Revue  historiqne  de  droit  franfjais  etc.  XII.  2.  Beau- 
donin,  ia  participation  des  honmes  libres  au  jugement  dana  le 
droit  fran9.  Leouzon  le  Dnc,  la  regime  de  l'hospitalit^  chez 
lea  Burgandes.  Es  mein,  le  serment  promissoire  dans  le  dr. 
eanoniqne. 

BeitrSge  e.  Erlftnteramg  des  deutschen  R.  XXXll.  2.  u.  3.  Hen- 

rici,  Verpflichtung  d.  Arrestlegers  etc.  Fuld,  Autor-R.  an 
Briefen.  Meisner,  Jurist.  Katur  d.  Aniechtuogs-K.  Jecklinll, 
d.  landrechtL  Begriff  Gewahrsam.  Merfeld,  Kraftloserklärung 
V.  Wechselblanketts.  Bend  ix,  Legitimation  z,  Bewilligung  d. 
Umschreibung  einer  Vormerkung.  Pfizer,  Endurteii  u.  Zwischen- 
urteiL 

Jirist.  Blfttter.  XVII.  14.  17.  Stross,  Regiening.s vorläge  betr. 
d.  Summarverfahren.  14.  15.  Zi  telmann,  d.  Möglichkeit  eines 
V7elt-R.  (Vortragsreterat).  13.  16.  Anspmcb  nnehelfeher  Kinder 
auf  Versorgung.  18.  19  IT.  Eisler,  Ermlichtigungsdelikte  nach 
österr.  R.    18.  Jurist.  Studium.    Concurrence  deloyaie. 

OoBterr.  Goriehtszeituug.  XXXIX.  9.  10.  Objekt.  Pressverfahren. 
11.— 18.  Rosenblatt,  krit.  Bemerk.  «.  Bntacheidnngen  d.  Kass.- 
Hofes,  M.  Abhilfe  gegen  Verschleppung.  14.— 17.  Zur  Str.Pr.O. 
15.  PüLStr.Ü.B.  §.  446.   17.  Gernertb,  gerichÜ.  Verfolgung. 
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Oesterr.  C«iitralbl.  VL  3.  4.  Homer,  Rechtsfortbildung  (Bei- 
heft: C.Bl.  f.  Verwaltungsprax-:^  TV.  3./4.  J  oll  es,  Rechtsprechung 

d.  Verw.Ger.Hofes  in  Steuersacheo). 

Zeltschr.  f.  schweizer.  R.  XXIX.  N.  F.  VII.  2.  Siogmund,  d. 
Konkurs- u.  Wcchselfähif^keit  nach  d.  Entwürfe  d.  Bundesgesetzes 
über  Schiildl)etreibung  u.  Konkurs.  Teichmann,"  d.  ürkunden- 
falschung  uacU  d.  Strafgesetzen  des  Auslandes  u.  der  Schweiz. 
Rechtsquellen.  Uebersieht  u.  Anszfige  aus  d.  Reehtsquellen  d. 
Kts.  WaUis. 

Zeitschr.  f.  Handels-R.  XXXIV.  3.  n.  4.  Esser  II,  ller^tellnngs- 
preis  im  Sinne  d.  Art.  18öa  d.  U.G.U.  Schwalb,  Haltung  d. 
Kommanditisten.  Pappenheim,  d.  Proteststnnden  im  Sinne 

r\.   W  O, 

Aunales  de  droit  commercial.  1888.  Nr.  2.  G.  Cohn.,  Chronique 
de  l^slation  etc.  Allemagne.  (Sehr  vollständiger  Bericht  über 
Gesetzgebung.,  Wissenschaft  u.  Rec))tspreehiuig  auf  d.  Gebiete 

d.  deutschen  H-udels-R.  1886  u.  1887.) 

Zeitschr.  f.  Berg-ß.  XXIX.  2.  I  c h  o  q  ,  Begründung  d.  französ. 
Berggesetzentwurfes     25./V.  1886. 

Anaales  du  regime  des  eaux.  (Spesialseitsehr.  f.  d.  ges.  Wasser-R.) 
II.  1.  Fer n u d - Giraud ,  des  sourccs  ?npprimee8  completement 
ou  partiellement  ä  la  suite  de  travaux  d  intergt  priv^  ou  public 
et  d^xploiiation  des  Uines.  Urteile  u.  wasserrechtl.  Qesetse  etc. 
mit  kurzen  Erläuterungen. 

Law  Quarterly  Bevievi'.  IV.  14.  Lynll,  Olasson ,  Holtzendorff, 
Cogliolo,  S.  Henry  Maine.  L  u  r  i  ni  e  r  ,  tiie  story  of  the 
chair  of  public  law  in  the  university  ol'  Edinburgh,  Lentti, 
Gigot,  König,  public  meetinirs  and  public  order.  Carter, 
curiosities  of  copiright  law.  Pacchioni^  a  disputed  point  in 
the  lex  Aquilia.   Munro,  the  Canadian  Constitution. 

Harrard  Law  Beriew.  I.  7.  u.  8.  The  Anarchists'  Gase  before 
the  Supreme  Court  of  the  U.  St.  A  Creditors  Right  to  bis  Su- 
retys  Securities.  A  Brief  Survey  of  Equity  Jurisdiction.  The 
nature  of  a  Policy  of  Insurance  with  regard  to  its  Assignment 
(<ler  Artikel  lip/^pht  sich  nur  auf  See-  und  Feuerversicherung). 

American  Law  Eeriew.  1888.  2.  Some  Reflections  ou  the  Bar: 
its  Integrity  and  Independence.  The  Barden  of  Proof  in  Actione 
against  Carriers  and  otlier  Baillees.  American  Law  of  Strikes 
and  BoycoUs  as  Crimes.  Deed  of  one  Partner,  when  binds 
the  Firm.  Should  Appellate  Courts  Review  the  faots  in  aetions 
at  Law. 

The  English  hislorical  ReTiew«   1888.  9.  Prothero,  Gneist  on 

Ihe  English  Constitution. 

Journal  of  Jurisprndence  and  Scottlsh  law  Magazine»  XXXII. 

874.  The  historical  school  of  law,  Thibant  and  8avigny. 
The  Cape  law  Journal.  IV.  6.  Englands  Case  against  Home  Rule. 
ftlTleta  Itallana.    V.  1.    Bolaffio,  iiu.stioni  controverse  nel  giu- 

dizio  cambiario.    öciaioja,  fr.  14  §.  ä  Dig.  34,  1. 

Zeitscbr.  f.  deutschen  Zivilprozess.  XXL  1.  (Redaktion  fortan: 

Kammerger.R.  S  c  Ii  n  1 1  z  e  n  s  t  e  i  n  n.  O.L.Gcr.R.  Vier  haus  in 
Kassel.)  Auszug  aus  d.  Immediatberichte  d.  preuss.  Justizminist. 
Endemann,  Entwickeln ng  d.  Konkursverfahrens  bis  anr  Kon- 
kursordnung  von  1877.  Kohler,  Succession  in  d.  Protessver- 
hältnis. 
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Cterichtssnal.  XI..  6.  Fuld,  Bestrafung  d.  TnmkBUcht.  Bar,  De- 
likt d.  groben  Unfugs.  Buccellati.  Strafgesetzentwurf  (Zanar- 
delli)  f.  Italien.  Holtzendorff  (8. 459  -467),  über  Goldschmidt, 
Rechtsstudium  etc.  7.  Bar,  sweifelhalte  Betragsfälle.  Bari, 
Begriff  d.  Gefahr. 

ATOhlT  f.  Straf.R.  XXXV.  5.  Mayer,  Entwarf  efneB  Str.G.B.  t 
Italien  (Zanardelli  i.  M.  Rump,  strafrechtl.  Bedeutung  d.  animus 
injuriandi  u.  §.  193  d.  R.Slr.U.B.  Samter,  d.  Strafweaen,  ötraf- 
{nbalt  Q.  d.  Hauptfragen  d.  Praxis. 

Archiv  f.  kathol.  Kirohen-R.  1888.  2.  Schmitz,  zu  Kolumbans 
Klosterregel  u.  Bassbuch.  Schlichting,  d.  galiz.  Volksschnl- 
geeetzgebung. 

Lllizer  theologr.-prakt.  Qnartalschrift.  XLT.  1.  S.  108— 150.  Zahl- 
reiche Pastoralfälle  über  Taufe,  Ehe-U.,  Miiitarseelsorge  etc. 

HIstor.  Jahrb.  IX.  1.  Ehses,  d.  päpstl.  Dekretale  im  Scheidungs- 
prozesse Hfinriclis  VIII. 

Histor.-polit.  Blätter.  CI.  3.  Ruhland,  über  d.  Mitwirkungs-R. 
d.  Eiiizeliaiidiogti  bei  d.  Instruktion  d.  Bundesratsbevollmäch- 
Ugten.   5.  7.  Charakteristik  R.  Mohls. 

Deutsche  Gemeindezeitiin^.  XXYII.  15.  Ueber  d.  kirehl.  Fatronat« 
R.    16.  Das  neue  Genossenschaftsgeseta. 

Qreiisboteii.  XLVIL  17.  Oeffsntlfchkeit  d.  Gerichtsverhandlungen. 
18.  Das  juristische  Stadium  (verlangt  sehriftl.  Privatarbeiten  d. 
Studenten). 

Deutsche  Rnndschan.  XTV.  8.  378  (1888,  3).  A.  v.  d.  L.,  Aber  d. 
Ausbildung  d.  Justiz   u.  Verwaltungsbeamten  (im  Ansehlnss  an 

Kopse,  Cf)Vin,  Goldschmidt). 
Deutsche  Revue.   Xlll.  April.   Holtzendorff,  Rückblicke  auf  d. 
deutsch  - Iranzös.  Grenzstreiügkeiten  von  Pagny  u.  Schirmeck. 
(Mai.  K  0  Ii  1  e  r.  über  d.  Vcroneser  Malerschale.  I.)  Dessoir,  Ver- 
antworilichkeit  u.  Uypnotismus. 

BeTve  de  droit  international.  XX.  1.  Rolin-Jaequemyns,  les 

alliances  europeennes  au  point  de  vne  du  droit  international. 
Lammasch,  Situation  legale  de  l'extrade  vis-4-vi8  des  tribunaux 
de  TEtat  requdrant.  Rosakowski,  quelques  mots  sar  la  pro- 
cMure  de  1  extradition.  Nys,  Sir  Henry  Samner  Maine.  Brnsa, 
Francesco  Carrara. 


0.  ü^eue  ErsckeinungeiL 

Vom  28.  Mira  bis  9.  Mai  1888  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingftgangen  Qetstere  mit  *  beaeicbaet). 

1.  Bentsehe  Bttelier  und  Broaebttren. 

*Alexauder-Katz,  erläuternde  Anmerkungen  zu  d.  Voröchriften  d. 
Entwurfes  eines  bfirgerl.  G.B.  Berlin,  Vahlen.  I  u.  S.  1—100. 
2  M. 

Bayern,  d.  Königr.,  sein  Konkordat  v.  5./VI.  bis  2-l:./X.  18Ö7  u.  seine 
Konstitution  26./V.  1818,  unbefangene  histor.  polit.  Studien 
z.  Verständnis  u.  z.  W^ürdigung  d.  Pap-^tbripfes  Leos  XIIT.  v. 
22./X1I.  188Ö  an  d.  bayr.  Episkopat.  Pauerborn,  Schuningh. 
35  S.  60  Pf. 
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•Bindsch  edler,  C,  d.  amortisierbaren  Papiere  (Wertpapiere)  nach- 

d.  Bundesgesetz  über  d.  Obligationen-K..  Züricli,  Meyer  &  Zeller. 

1888.  144  S.   2  IV.  50  ct. 
Buchen  berger.,  A.,  Fischerei-R.  u.  Fiscbereipflcge  im  Grossherzogt. 

Baden.    Nach  amtl.  Quellen  dargestellt.  Tauberbischofsheioif 

Lang.   XU  Q.  159  8.  2  M. 
•Clesp,  A.,  d.  Wesen  d.  Straff     Horb,  Christian.    21  S.    60  Pf. 
*Dauben8peck,  ReferaL  Votum  u.  Urteil.  3.  Aufl.  Berlin,  Vahlen. 

Vm  n.  238  S.   8  M.  50  Pf.   (Vgl.  C.Bl.  III,  405;  V,  141.) 
DiBsertationen: 

Otten,  z.  Lehre  t.  d.  Konvaleszenz  d.  v.  Nichteigentümer  be- 
stellten Pfand-R.   45  S.    1  M. 

Pfyffer  v.  Wyhar,  Eoirealitat  u.  SoJidarit&t  n.  r.  B.  79  S. 
1  M.  60  Pf. 

Teichmüller,  d.  Bestechung  nach  d.  R.Str.G.B.  64  S.  IM. 
60  Pf. 

Tofohr,  über  d.  rückwirkende  Kraft  d.  erfüllten  Bedingnnpr. 
Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.  1887.  59  S.  1  M. 
20  Pf. 

Frey  er,  C,  d.  deutsche  Reichstag.  Seine  Geschichte,  Organisation, 
R.  u.  Pllichten.    2.  Aufl.    Berlin,  HennifT-    VIII  u.  221  S.  2  M. 

Gluth,  0..,  d.  Lelire  von  d.  Seibätverwaliung  im  Lichte  formaler 
Begrilbbestimmiing.  Prag>  Tempaky.  1887. 

•Goldfeld,  J.,  über  d.  hambnr(2;^.  chel.  Güter-R.  Nebst  einem  Anh., 
enth.  d.  Wortlaut  d.  wichtigsten  auf  dasselbe  bezügl.  hambarg. 
Gesetse.  Hamburg,  Richter.  V  u.  119  S.   2  M.  40  Pf. 

Hayen,  W..,  Oldenburg.  Kirchen-R.  Voxachiiftan  n.  Entscheidangen 
f.  d.  evangel.  luther.  Kirche  d.  Henogt.  Oldenburg.  Oldenburg, 
Schulze.    VIII  u.  448  Ö.    6  M. 

Heckscher,  M.,  Mängel  d.  8traf?erfohren8  u.  VorscbIKge  t.  Abhilfe. 
(Vorbereitung  d.  Hauptverhandlung.  Untersuchungsimrt.  Haupt- 
verhandlung,   Oeffentlichkeit.)    Berlin,  Steinitz.    38  S.    1  M. 

Helfert,  v,,  z.  Reform  d.  rechts-  u.  staatswissenschaltlichen  Studien 

an  d.  Österreich.  Universitäten.    (Aus  ^Oesterr.  Monatsschr.  f. 

christl.  Sozialreform"  etc.)    Wien,  Konegen.    68  S.    1  M. 
Hub  er,  £.,  System  u.  Geschichte  d.  schweizer.  Privat-R.   2.  Bd. 

Base],  Detloff.  1888. 
Janggen,  A.,  d.  Kompensation  nach  schweizer.  Obligattonen-It. 

2.  Ausg.   Bern,  Ualler.    144  S.   2  M.  40  Pf. 
Jahresbericht  d.  rhein.-westflU.  Geftngnisgesellsehafk  1886/87.  Dflflsel- 

dorf,  Voss.    141  S.    75  Pf. 
Kobner,  F.,  Lehrbuch  d.  deutschen  Straf-R.   München,  Buchhols 

u.  Wenier.  TIU  u.  184  S.  3  IT.  60  Pf. 
KÖnli^r^  V.,  Handbuch  d.  dentiehen  Konsnlarwesois.  Berlin,  Decker. 

12  M. 
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Inhalt.  2.  I.  Sief  c r  t  ,  Yersach  eines  Mordes  oder  Seibatmordes?  Er- 
würgen n.  Erdrosseln,  II.  Ortloff,  Verbrechensverübung  im  Traumwan» 
dein.  64  S.  1  H.  60  Pf.  3.  Ortloff,  strafbare  Fahrlässlgk«»  bei  Ans» 
Übung  der  Hellkonst. 

Philip pi.  F.,  d.  westfäl.  Femgericht  u.  seine  Skllimg  in  d.  deutscbeii 

Reciitegeschiclite.    Stettin,  Uerrcke  &  Lebeling.  20  S.   60  Pf. 
^rischl^  F.,  Advokatur  n.  Anwaltschaft  Hit  einem  Anhange:  Die 

FIlichten  d.  Advokaten  nach  MoUoi.  Berlin,  Futtkaaner  S  U Ahl- 

brecht.   496  S.   6  tf. 
'Piroberelationen,  ttber.   Eine  Mitteilung  ans  d.  Jnetisprflftingskom- 

mission.    Berlin,  Vahlen.    59  S.    1  M. 
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Znschreibnn^  snf  Testwmentsnamen.     Bin  Votnm.  Hamburg, 

Meissner.    125  S.    2  M. 
Bnlf,  F.,  d.  österr.  Strafprozesa,  unter  Berücksiebt,  d.  Rcchtsprechang 

d.  Kassationshofes  systematieeh  dargestellt  3.  dnrchgcseh.  Aufl. 

Wien  u.  Prag,  Tempsky.  Leipzig,  Freytag.  VIIT  u.  348  S.  5  H. 
Salis,  L.  R.  V.,  d.  Publikation  d.  tridentinischeu  R.  d.  Eheschliessnng. 

Basel,  Detloff.  1888. 
Sehönfeld,  d.  Offenbarungseid  u.  d.  Haft  als  Massregeln  d.  Zwangs- 

vollslrf^ckung,  nach  d.  Z.Pr.O.  dargestellt.   Qnesen,  Baensch  u. 

VVnukoweki.    64  S.  IM. 
*8taub,  H.,  patentreehtL  Erörternngen.  Berlin,  Heymann.  46  8. 

60  Pf. 

*Steffenhagen,  H.,  Handbach  d.  städt.  Verlassung  u.  Verwaltung 
in  Preiiasen.  Für  d.  prakt.  Gebrauch  bearb.  2.  Bd.  Die  Ver- 
waltung d.  Städte.    Berlin,  Heine.    IV  u.  820  S.    3  M.  80  Pf. 

*Stölzel,  A.,  Brandenburg- Preussens  Rechtsverwaltung  u.  Rechts- 
▼erfassong,  dargest.  im  Wirken  seiner  Landesfäieten  n.  obersten 
Jnstizbeamten.  Berlin,  YaUen.  1.  Bd.  LH  n.  448  S.  8.  Bd. 
774  8.   22  M. 

Wagner,  A.  F.,  fiber  dentsehes  n.  österr.  Waseer^R.  Freiberg i.  8., 

Graz  &  Gerlach.    44  S.  IM. 
*Wei8sl6r,  A.,  d.  preuss.  l^otariat  im  Gellungsgebiete  d.  A.  G.O. 

Berlin,  Vahlen.  X  n.  S88  S.  n.  1  Tabelle.  10  M. 
Winter  stein,  R.,  Begriff  d,  Kirche  im  kirchl.  Vermdgens-R.  Wien, 

Deuticke.   42  S.    1  M. 
Ziegner«Gnüchtel,  H.,  d.  Forstdiebstahl.  Darstellnngen  ans  d.  in 

Deutschland  geltenden  R.    (Aus  „Zeitschr.  f.  d.  ges.  StrafrechtS- 

wissenschal'ten'*.)  Berlin,  Guttentag.  IV  u.  93  8.   2  M. 


Öeffckm    F.  H. ,  politische  Federzeichnung^en.    2.  Anfl.  Berlin, 

Allgemeiner  Verein  f.  deutsche  Litteratur.  Vil  u.  ä75  S.  6  M. 
Pape,  R..  vom  alten  zum  neuen  Reich.   Die  polit.  Neugestaltong 

DeutscI  I,  1  's  u.  seine  Einigung  durch  PrensSM.  Leipzig»  Gmnow. 

XLL  u.  248  S.   3  M. 
'*Btftmmler,  R.,  prakt  Erwägungen  Über  d.  Grnndzüge  a.  Alters*  n. 

Invalidenversicherung  der  Arbeiter.   Berlin,  Heymann.   46  8. 

60  Pf. 

Btolp,  Lösung  d.  Wohnungsfrage  anf  genossenschaftl.  Wege.  Berlin, 
Rosenbaum  *  Hart  IT  u.  95  8.  1  M. 
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2.  Avsfaben  Ton  Oesetieiiy  Sntscheldmigeii  ete* 

Albrech A.,  d.  GescliäftsN ermittler  in  Grundstückskauf-,  Hypo- 
theken- u.  Heiratsallgelegenheiten  etc.  Hrsg.  t.  G.  Freudensteio. 
Eislebea,  Grttfenhan.  II  a.  68  8.  2  M. 

Bracken  ho  ft,  Entwurf  e.  DlcnstbDti  nordoung  f.  Hambai^«  Ham- 
burg, Richter.    IV  u.  76  S.    1  M.  20  Pf. 

*£niwurf  eines  Gesetzes  betr.  d.  Erwerbs-  u.  Wirtschaftsgenossen- 
Bchaften  nebst  Begründung.  Berlin,  Yahlen.   8  U. 

Fidler,  F.,  d.  Amtsrichter  in  Preussen.  1.  Bd.  1.  tt.  2.  Lfg.  Diinel- 

dorf,  Schwann.    XXIII  u.  48  S. 

•Greift,  M.,  Sachregister  zu  d.  Entwürfe  eines  biirgerl.  G.JB.  Berlin, 
Yahlen.  IV  a.  182  8.  2  K . 

'Handbuch  f.  d.  Deutsche  Reich  auf  d.  J.  1888.    Bearb.  im  Reichs» 

amte  d.  Innern.    Berlin,  Ueymann.    XXXll  u.  433  S.    5  M. 

Eulhfill  wlo  gewöhnlich  Verfaaäuug  u.  Pfi-Honalioii  der  Heli^iisbehörden. 
HauptsäcJilichste  Veränderungen:  Aufiwiirtlges  Amt  ;  dit?  pulitischu  Abteilung 
zählt  jetzt  nur  5  vortragende  R&te  Die  ZaJil  der  kalacrl.  Mtsstunen  ist  29 
geblicbHii,  die  Zahl  der  Botscbatton  t>.  Die  MtnisterreBldenturen  in  Chile 
und  Meiiko  sind  In  GesandtBchaften  umgewandelt  worden,  so  dasa  jetzt 
18  Gchaiidisi'baitcu  (gt-goii  it;  Im  Yorjahrö)  u.  :^  MiiiiHterreBldentnron  (gegen 
7)  vorhanden  sind.  Die  Zahl  der  Kouautarämter  beträgt  jetzt  tiiii  (gegen 
665),  daronter  82  Bernfakonsulate  (gegen  70)  und  zwar  23  Oeneralkonsnlate 
(gegen  17),  61  Konsulate  (gegen  47)  und  6  Vizekonsnlate.  Eine  neue  Rubrik 
enthält  das  Handbuch  unier  dem  Titel :  ,Wirkliche  Geheime  Räte"  (20  Namen). 
Belm  Relchaamt  den  Innern  erscheint  neu  im  Abschnitt  ^Retobsgesundheltä- 
amt*  die  ^Ständige  KummlHsiou  für  Bearbeitung  der  Phamakopöe*.  Die 
»PbysikaiiMli-tecluiiaclie  Beichaanstalt"  encheint  neu  $äa  Beeeoxt  des  Belebe- 
axata  dae  bmera. 

•Mnhlbrecht,  0.,  TIebersicht  d.  ges.  Staats-  u.  rechts wisseiischaffl. 
Litteratur  1887.    Berlin,  Puttkamer.    XXIX  n.  236  S.    (3  M. 

l:'aul,  R.,  über  d.  Kapitalanlage  in  Wertpapieren  n.  d.  neueste 
Gesetzgebung  über  d«  Aktienwesen.  Leipzig,  Weigel.  1  M. 
80  Pf. 

Prozesse,  Entscheidungen: 

Verhandlungen  d.  pfälz.  Schwurgerichts  in  Zweibrücken.  Frei- 
sprechung V.  A.  Gotthold  (Beschimpfung  d.  jüd.  Religion). 
21.-25.  Tausend.    Kaiserslautern,  Gotthold.    30  6.    50  Pf. 

Ehescheidungsprozess  Crawford  -  Düke.  Oeffentlich  verhandelt 
im  Justizpalast  zu  London.  Autoris.  deutsche  Ausg.  2.  AjiifL 
Amsterdam*  Hennings  di;  Keidel.  70  8.   75  Pf. 

Eish,  K.,  R(  chtsfälle  aus  d.  Geltungsgebiete  d,  französ.  R.  2.  Bd. 
Heidelberg.  Emmerling  &  Sohn.    III  n.  654  S.    9  M. 

Mugdan,  L.,  u.  Freund,  R.,  Entscheidungen  u,  Verlügungen  d.  Ge- 
werbedeputation d.  Magistrats  zu  Berlin  z.  Reichsgesetz  betr. 
d.  Krankenversicherung  d.  Arbeiter  v.  15./VL  1883.  2.  Heft. 
Berlin,  Guttentag.    ill  u.  üti  S.    1  M.  25  Pf. 

*Sternaa,  d.  Reiohstagsverhandlangen.  1.  Bd,  1.  Heft  Briangen, 
Deichert.    1  M.   (Handliche  Ausgabe.) 

Sternau,  Max,  d.  bayer.  Landtagsvcrhandlungen.  1.  Bd.  1.  Session 
1887/88.    1.  Heft.    Erlangen,  Deichert    IV  u.  92  S.    80  Pf. 

Statistik  d.  z.  Ressort  d.  kgl.  preuss.  Uinisterinms  d.  Innern  ^e^ 
hörenden  Straf-  u.  llelangenanstalten  pro  1./I7. 1888/87.  Berlin, 
V.  Decker.   IV  u.  2öÖ  ö.    15  M. 
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Statistik  ,  Ö8teiT     Hrsg.  v.  d   Statist.  Centralkommtesion.   15.  Bd. 
2.  Heft.    Wien,  Gerold.    1887.    2  M.  80  Pf. 

iDhalt.    Die  ErgebDlBse  den  EonkoraverfUtt«!»  In  deo  Im  Beiotisrat« 
vertreten«!  Könlgrelehea  u.  Ländern  Im  J.  STtb  lu  M  sT  ^*°^»** 


Grotcfend    Gesttzgebunf^smaterial.    Düsseldorf,  Schwann.  1887. 
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Desgl.  (1880).  Berlin,  Mecklenburg..  50  Pf. 

Strafprozessordnung  t,  Löwe.  5.  Aufl.  Berlin,  Oattentag.  XXIV 
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Beck.  VIII  u.  94  S.  80  Pf.  DiieseJdorf,  Bagel.  80  S.  50  Pf 
Berlin,  Heymann.  54  8.  n.  58  8.  Poramlare.  1  M.  Wie  haben 
sich  Ersatzreservisten  etc.  zu  verhalten.  Altenburg,  Bonde.  21  S. 
20  Pf.    Langensalza,  Wendt  «k  Kiauwel.    15  S.    15  Pf. 

Militixtraneportorduung  im  Frieden.  Berlin,  Heymann.  26  S.  80  Pf, 

Gewerbeordnung  (Kayser).    2.  Aufl.   Berlin,  Müller. 

Branntweinsteuergesetzfrebung.  Handbuch  v.  Boll  u.  Zippel.  Leipziir 
VVeigel.    8  M.  50  Pf.    v.  Keilwagen.    Berlin,  Puttkamer.  5M 
60  Pi     V.  üuttmann.   Breslau,  Kern.    XXXI  u.  214  S.  4M. 
Ausführungebestimmangen.  Berlin,  Heymann.  1  M.  40  Pf. 

XJnfallvei Sicherung,  Handbuch  d..r.  Sammlung  d.  Verordnungen 
Entsdieidunge^  et^.^Stupp).  2.  Jahrg.   München,  Frans.  Vin 

^^'^  (Haagen).  Staltgart,  Rieger.  40  S.   1  M. 

Desgl.  (Magdan).   Berlin,  Guttentag.    1  M.  25  Pf. 

Xlsan-Lottrliigeii.  Sammlung  v.  Gesetzen  etc.  12.  Bd.  Strass- 
bnrg,  Schultz.   XXII  u.  444  S.    10  M. 

Preussen.   Schiedmannsordnuug  (SiegfHedl.  Berlin,  Mecklenbnrv. 

1879.   42  S.   50  Pf.  •  ^  -b      j  ,  uu^. 

'^ormiindschaftsordnung  (Kurlbaum).    88.  Aufl.    Berlin,  Vahlen. 

*Hernurth,  L.,  u.  Noll,  F.,  Kommunalabgabengesetz.  Das  Gesetz 
betr.  Ergänzung  n.  Abilndemng  einiger  Bestimmungen  über  Er- 
hebung der  auf  d.  Einkommen  geleckten  direkten  Kommunal- 
abgaben V.  27./VI1.  1885,  nebst  d.  Gesetze,  betr.  üeberweisung 
von  Beträgen,  welche  aua  landwirtschafU.  Zollen  eingehen,  an 
d.  Kommunalverbändc,  v.  14./V.  1885,  erlantert.  3.AQfl.  Berlin. 
Heymann.    VIU  u.  235  Ö.   5  M. 

Die  I.  AnfUn  iMritakalflitlgt  die  neueren  Entsclieidimgen  des  R.a.  u. 
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■c4iton«n»)  Auflage  itit  Bd.  VI  s.  33  besprodum. 

Statut  f.  d.  hannovei-.  lau d Wirtschaft!.  Beruftgenoeseneehaft  Han> 

nover,  Meyer.    15  S.    25  Pf. 

Städteordnung^  f.  Westfalen.  Elberfeld,  Bädeker.  47  S.  60  Pf. 
Baupolizeiordnung  f.  Schleswig-Holstein.    Garding,  Lohr.    1  M. 

Jagdgesetze  (Kollmann).    Dflsseidorf,  Bagel.   VII  u.  141  S.    1  M. 

80  Pf. 

Polizeiverordauug  betr.  Schiffahrt  etc.  auf  d.  Rhein  u.  Main.  Wiea- 
baden,  Beehiold.  60  Pf. 
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Henle.    Nördlingen,  Beck.    XI  u.  585  S.    vollst.  10  M.  80  Pf. 

Anhalt.    StenergeseUe.  2.  Anll.   Köthen,  Schettler.   VI  a.  95  S. 

90  Pf. 

Hmmb*  Ges.  T.  1884  Aber  Erbaehafts-  u.  Sehenknngsstener  (Pfaff). 
Mainz^  Diemer.   X  u.  242  S.   3  M. 

Oesterreich.    Bürgerl.  G.B.  (Stubenrauch).    2.  Bd.    5.  Aufl.  (von 
Schuster  u.  Schreiber).    Wien,  Manz.    VITT  u.  954  S.    12  M. 

Gesetz  v.  10./VI.  1887  betr.  Exekution  (Stein bach).    ,3.  Aufl.  Ebd. 
VllI  n.  190  8.   IM.  20  Pf. 

Militärversorgung  d.  Untere ifiziere  etc.    Ebd.    32  S.    50  Pf. 

Oesterr.  Ges.  Heft  89  (Postsparkaaaen  betr.).   Staatsdrackerei.  V  u. 
65  8.  40  Ff. 

ünsarn«  Geaetsartikel  45  n.  47.  Bndaf>e8t,  Rath,  k  80  Pf. 
Kftrnthen«    Verordnung  betr.  Hintanhaltung  ansteckender  Krank« 

heilen.    1887  Nr.  9752.   30  Pf.   1888  Nr.  405.   6  Pf.  Klagen- 

fort,  Kleinmayr. 

Soliwels.  Uarkenetraf-R.  (Ueili).  Bern,  Jenni.  74  S.  60  Ff. 
Fabrikgesetz  ▼.  88./EU.  1877.  2.  Anfl.   Bern,  Schmidt  168  S.  1  M. 

25  Pf. 
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of  Judicature.    2nd  ed.    Stevens  and  Sons.    16  sh. 
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(imperial  Pariiament.)    170  S.   Sonnenschein.   1  sh. 

Gib  son,  J..,  the  Preliminary  Law  Examination  Course.  106  8.  Cor- 
nish.   3  sh. 

Harn,  G.  D..  Merchandise  Marks  Act,  1887.    Wilson.    1  sh. 
Lawrance,  G.  VV.,  Precedents  of  Deeds  of  Arrangement  between 
Debtors  and  Creditors.   8rd  ed.  Stevens  and  Sona.   7  sh.  6  p. 
Lowndes,  R^  Law  of  General  Average.  4thed.  Stevens  and  Sona. 

30  sh. 

Macnamar»,  W.  H.  Steer's  Parish  Law.  5th  ed.  SteyMis  and  Sona. 
18  sU. 
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M  'i'''  GovernmeDt  Year-Book:  A  Record  of  the  Forms 
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In  Vorbereitung: 

•««t?™"B^"'<w^"  reportcd  0*868.  Vol.«.    Edwards,  Uw  of  ez< 

o«iTl«rs  of  goods.    i  almera,  Company  preMdenta    Phlllimn r« 
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Ducam,  A.,  etude  sur  l'histoire  et  I'oiÄaniaatton  de  eommone 
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Ebel,  A.,  essai  sur  l'origine,  l'organisation  et  les  attribationa  ad- 
ministratives  de  la  Chambre  des  Monnaies. 

Fierny,  P.,  la  pr^vOte  de  itfontreail.  Essai  sar  Torganisation  ad- 
ministrative et  jndiciaire  au  XIV  siiele  (aimflich  an  der  Ecole 
des  Chartes). 

Gasquy,  P,,  Cic6rüD  jurisconsulte,  avec  une  table  des  orincipaux 

passages  relatifs  au  droit  eontenu  daaa  lea  oenvres  de  Cic^ron. 

304  S.    (Diss.  Aix.)    Paris,  Thorin. 
Langiois,  Ch.  V.,  de  monumentis  ad  priorem  curiae  legis  judiciariae 

hietonam  pertinentibna.  (Dias.  Paria.)  105  8.  Paris,  Hachette. 
Ijemonnier,  J.  H..  6tnde  historique  sur  la  condition  privöe  des  af- 

wanchis  aux  trois  premiers  »i^es  de  l'JSmnire  romain.  fDiss. 

Paria.)  828  S.  Paria,  Hachette. 

Beccuti,  il  diritto  di  visita  (Prei.sschrift).  23  S.  Alessandria,  Gazotti, 
üorciani,  dei  reati  di  rebellione  e  vioienza  pablica.  190  S.  Turin. 

Unlone.  ^ 
CrisafuUi  Lomonac,  1  figü  natorali.  Vm  u.  240  B,  Palermo, 

ßarravecchia. 

Innamorati,  F.,  i  nuovi  orizzonti  del  diritto  Renale  c  l  antica  scuola 
i  taiiana. 

Öebregondi-Ceriani,  i  matrimoni  dei  consanguinei  in  relanone 
all'  igiene  ed  al  codice  civile.    118  S.   Firenze,  Pellas. 

Veraiii,  le  iatitiudoni  del  dir.  rom.  400  8.  HapoH,  atabÜ.  dei 
ciassici. 

Fried!  an  der,  E.,  n.  Halagola,  C,  acta  nationia  Germanieae  nni- 

versitatis  Bononiensis  ex  archetypis  t  il  ilarü  Kalaveasiant  Be* 
rolini,  Reimer.    1887.  XXÜIX  u.  604  Ö. 
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SüMlsehe  Werke. 

(Mitgeteilt  von  Hrn.  Prof.  EngelmaDn  in  Dorpat.) 

Annenkow,  Versuch  eines  Kommentars  zur  Z.Pr.O.  Bd.  VI.  Friedens- 
richterordnung.  Vergleich.  Schiedsgericht.  StPtbg.  1887.  310  S. 

Opgt  komraentarlja  k  ui^tawy  gTMbduiskawo  BHudoprotlWOdCtWa.  Bd.  Tl. 
Htrowol  nataw.   Mirowaja  sdeUca.  Treetelski  »8 ad. 

—  yersneh  eines  Kommentare  snr  Z.Pr.O.    Bd.  I— IIL    2.  Anfl* 

St.  Ptbg.  1887. 

ßagalei,  die  Geschichte  der  Kolonisation  n.  die  Zustände  im  Stcppen- 
grenzlande  des  moskaaischen  Staates.   L    Moskau  1887.  014  S. 
Oczerki  1a  iHtorii  koionlsazii  I  Iqrta  sl^pnol  6kn3aif  nuMkovidnnro  go»- 

stidarstna.    I.  letorija  kolonisazii. 

Bobrowski,  Peter  d.  Gr.  als  Militärgesetageber.  St.  i'i.bg.  1887. 
66  S. 

Patr  Wellkl  Iwk  woimuj  nakonodAteL 
Csiriehin,  d.  Benachrichtigung  über  den  Protest  mangeU  Zahlung', 
Kasan  1887. 

iBweszczeaije  o  Proteste  w  ueplatesbe. 

IHe  natürl.  Grenzen  der  Völker  u.  Staaten.   Politisch- ökonomische 
üntersucliniig  zur  Frage  über  Kn>g  u.  Frieden.    St.  Ptbg.  1887. 
O  Jeatestwonoych  predeUcb  ixarodow  1  goMadarstw.  PoUtiko  ekoaomlo- 
aeAoJe  iMtedowMito  po  wogrccewe  o  wolne  i  nix«. 

Bichelmann,  Ohrestomatie  des  raea.  inlemalionalen  R.  Tl.  L  Kiew 
1887. 

Olirl«toiD*tlJa  »i^wo  mMhduiiarodiuiwo  pnwa. 

Georgiewski,  d'c  finanzielh'ii  Verhältnisse  des  Staates  u.  der  Eisen- 
bahngeselli^chaitea  in  Russlaad  u.  den  westearopiüschen  Staaten. 
8t.  Ptbg.  1887. 

FlDanHsn'» yjii  olnos^zenija  gossudarstwa  1  czastnych  ahelcBDOdOEOfllllliyAb 
obszczestw  w  KohbU  i  eapadiiojewropeiaktcb  gossudaratwacb. 

Landschftftesjahrbneh  ftfr  1884.  Heransge^.  von  der  Freien  Ökonom. 

Sn/  ,  tat  u.  red.  von  L.  Chodsko.  St.  Ptbg.  1887.  (Erscheint 
unregelmässig,  bisher  1876—1880  u.  tnthält  Mitteilungen  aller 
Art  über  die  Landschaftsinetitutionen,  die  Organe  der  fielbstver« 
waltiin-r  in  Russland  u.  ihre  Th&tigkeit. 

Senmkl  JeHltegodnik. 

Jarozki,  die  ökonou).  Verantwortlichkeit  der  Unternehmer.  1.  All* 
gemeiner  Teil.  Die  Verantwortlichkeit  der  Unternehmer  als 
tirundlage  einer  gesetzgeberischen  Regulierung  der  Arbeitgeber 
u.  Arbeiter.   St.  Ptbg.  1887. 

EkonomlexealuiJa  otmMweDBOrt  piedprtnliiuideleL  L  Osaat  olmend». 
OtwntstweiinoBt  predprlotnatelet  kak  oanovanQ«  aakonodatelnawo  xagalUo« 
waotja  utuoszeni  chonnjpw  1  raboczlch. 

Kaszkarew,  die  Sache  des  AdeL-^.    St.  Ptbg.  1888. 
Dworäiukojo  delo. 

Komarowski,  L.,  Uebersicbt  der  zeitgenös«.  Litteratur  des  inter- 
nationalen R.  Moskau  1887.  XLV  n.  854  S. 

Olisor  sowromennoi  llteratury  po  meshdtmaroAnomti  prawu. 
Konstantinowski,  die  russ.  Gesetzgebung  über  Geisteskranke. 
St.  Ptbg.  1887. 

Boakole  aakonodatolatiro  ob  nmaliazennyoli. 
Korknnow.,  Vorlesungpn  Ober  die  allgemeine  Theorie  des  R.  T.  I. 
8t.  Ptbg.  1887. 

Lokzii  po  obsczei  teorii  prawa. 

Eoatomarow,  d.  alten  Landestage.   St.  Ptbg.  1687. 
Btartanrje  aamaky«  aaotraiy. 
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Krasnoperow,  Perm  seit  der  Aufhebung  der  LeibeigeDSchaft. 

Perm  1887. 

Dw«tuttp&til«tlJ*  PeciMkswo  knjft  mo  mamem  olm«D7  krcpoBtDawo 

prava. 

Lasskow,  die  Landgemeinde  im  krimsehen  Chanal  Simferopol  1887. 

BelHkaja  obszczlna  w  krlmskom  channtwo. 
Lomnowski,  Anleitung  für   rriedensrichter   im    Zartum  Polen, 
Friedensrichterstrafgesetz,    Warschau  1887. 

Bukowodstwo  dl&  mlrowol  Juatizii  zaistw»  polakawo.    Ustav  o  naka» 
sanijach  nelagi^emych  mirowymi  ssudjami. 

Ljnblinski,  die  Wecbselordniuig  in  vergl.  Darstellung.  8t.  Ptbg. 

1887. 

Srawniteloy  uataw  o  wekselüch. 

Matwejewtiki^  Register  m  den  ersten  9  Bdn.  des  Cruss.)  K.O.B. 

St.  Ptbg.  1887, 

Alfawitny  akasatcl  k  perwym  9  tomam  Swoda  Sakonow  Rosb.  Imp. 

—  üebersicht  d.  Inhalts,  der  Ausgaben  u.  Fortsetzungen  dea  H.G.B. 
des  rnss.  Reichs.  St.  Plbg.  1887. 

Obaop  soodershanlja,  Isdaol,  prodolsbeni  flwodtt  Saionow  Roes.  Imp. 
Molczano wski.,  das  Zunfisystem  in  Preusseu  im  18.  Jahih.  u.  die 
Reform  (Itr  Zünfte  z,  Z.  Steins  u.  Nordenbergs.   Kiew  1887. 

Zechowaja  Bistoma  vr  Pruaall  XVIII  v.  i  refoma  Eochow  lal  Szteine  1 
Hardenberge. 

Mefedjew^  die  Perhorreszierung  der  Richter  im  Zivilprozesse.  2. Aufl. 
1,  Lfg.    Kasan  1887.    170  S, 

Ufltranenije  esudel  w  graebdanskom  proseMe. 

Nikitin,  die  .Juden  als  Ackerhauer.  Die  Lage  der  (Ackerbau-)  Ko- 
lonien, nach  Geschichte,  (iesetzgebung,  Verwaltung  u.  Gewohn- 
heiten von  der  Sntstebnng  bis  an  unseren  Tagen  1807—1887. 
8t.  Ptbg.  1887. 

7(nrT«l  mmledelzy.  IstortemBkoJe,  8akonodat«lnoje,  admfnlHlraUwiioj«  1 

bj'to'«  oje  poloshonlje  ^dIüiiI  so  •wreraciil  jlch  ■wosnlknciwenija  do  nas7leh  dnel, 

Nisselowicz,  beratende  Kollegien  für  Handels-  u.  Gewerbeangelegen- 
heiten  in  Rnssland.   St,  Ptbg.  1887. 

Torgowo  pramyszlennyja  ssoweszczatelenyja  aczresbdetiSja  w  Rosflil. 

Ssergejewski,  N.,  die  Strafe  im  russ.  R.  des  17.  Jahrb.  St.  Ptbg. 

1887.   XII  u.  300  8, 

HakuNBlJ«  w  nmAom  pmrno  XVII  wik». 


Uebersetzungen. 
Mechelin,  L.,  precis  du  droit  piibi--  du  6rand-Dach4  de  Finlande. 

Ordin,  MecheUn  Konatltuzlj»  Fialändll. 

Woleki,      les  jnift  en  Russie.  8t.  Ptbg.  1887.  188  8. 

Gesetze  nnd  Verordnangen  etc. 

Caernieaki^  prakt.  Anleitung  sur  Anwendung  des  Statuts  über  die 

Stempelsteuer. 

Frakticzoflkojo  rnkowodstwo  po  prlmezKmijn  ttstawa  ö  gerbowom  abore. 
Die  Bauerverordnnng  ergänzt  durch  spatere  (Jesetze  ii.  Verordnungen 
bis  zum  l./I.  1887  u.  Erläuterungen  aus  Entscheidungen  des  Se- 
nats u,  Zirkularen  des  Minist,  des  Inneren.  Zttsammengest.  von 

J.  Danilow.    Si.  Ptbg.  1SB7. 

Polosbealjo  o  asolakom  ssostojaoli  dopoloeun.  u.  h.  w. 

Die  PrlTatgesetse  (Bd.  X  T.  1)  des  R.G.B,  mit  Abänderungen  u.  Er- 

ginaun|Tpn  bis  zum  1.,'IX.  1S87.    Ciiarkow  1887. 

Sakouy  griuitadansklje  nwoda  cwkanow. 

Handbuch  der  Pflichten  der  Banergemeindeverwaltnngen  n.  Gerichte, 

8t.  Ptbg.  1887. 

Bvkowoditwo  oh  obiaanneitleli  wQlovtnrcih  pcmrlant  i  iradow. 
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Sammlnng  der  Regieraogsverordnungen  für  die  Kosakenheere,  Bd.^  ^ 
TL  2  TOm  yVU.  1886  bia  1^1.  1887.    St.  Ptbg.  1887. 

Sbomik  pttwlWMwniBrcb  ziqioziihdal  pokMMaJim  wctakm. 


4.  StatUüscIie  ITotit. 

Im  Jabre  1887  erscbienen  1369  deutsche,  «j29  fraozüs.,  549  engl.,  375  iUlien., 
181  niederländ. .  171  skaudiMT.,  71  «pan.  Werke  aa»  dem  Oeblet«  der  Keohta-  und 
StMtowiMensdiaft.  Die  Oeeamtziiia  der  XnoheliniBigeii  des  dratsöben  Bnehlundult 
betrog  1887  : 15  »72  (188« :  1«  SS3). 

Die  0«M»ntnild  der  (naliHni  Toltatftndlc  tob  «ui  saf|«Ki]wl«id  rMbte»  und 
•taetawtaeiiMittClUohM  BnAatanuMut  Mit  Beatalie&  de«  OeiitralbI«tts  (1881 
bl»  1887)  b«tri8t  m  nmden  Was:  «TtM  («sU.  dav.  Llttemtar),  uitd  awar  ItlOO 
detrtMdi«,  6700  frunfla..  8M8  anal.»  9800  ItaUeou,  1800  ntaderlliid.»  1080  akandlaaT., 
480  apaa. 


VerankwortUolMK  fieOaMeari  Dr.  v.  KirobanhalM  in  Baidalbayg. 
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für 

RECHTSWISSENSCHAFT 

herausgegeben  toh 

Dr.  V.  Eirchenheim^ 

Profmor  Jn  Heidelberg. 

"VII.  Bd/'!  JuÜ"  l¥8ä  ^r.  107" 

I  

VonafUell  eilt  Heft  von  2^^  Bogen.  —  Preis  des  Jatirganga  12  Mark.  —  Xu  beiidMO 

durch  alle  Bnchlmndluogea  uad  PostaaflUlten. 


A.  BespreclLimgea» 


I.  Allgemeines. 

Deutsches  Wörterbuch  v.  J.  Grimm  tu  W.  Grimm. 
Vm.  Bd.  2.  u.  3.  Lfg.  Sp.  364-  406  bezw.  442.  Artikel 
„Recht"  voa  Moritz  Heyne.  Leipzig,  Hiczel.  1886  n. 
1887.   4  M. 

Der  Verf.  geht  davon  aus,  dass  nhd.  R.  Substaiitiviei*un<? 
zu  dem  Adj.  R.  ist,  das  seinerseits  als  Partizip  gleich  lat.  rectus  zu 
einem  innerlialb  des  German,  ausgestorbenen  Verbalstamnie  (lat. 
regere)  gehört.  Ein  Neutr.  das  R.  kennen  die  westgerm.  Spra- 
chen, während  dem  Got.  das  Wort  fehlt  und  das  Nord,  daiür  ein 
maskulines  Wort  aufweist.  Innerhalb  der  im  Deutschen  anftre- 
tendra  fiedeutangen  untersdieidet  der  Ver£,  ausser  dem  juristtsehen 
Begriff  ewei  Entwickelongent  B.  als  sobjektiTer  und  als  objektiver 
Begriff.  L  B.  in  subjektiTem  Sinne  ist  1.  Stellang  innerkalb  der 
gesellsckaltlichen  Ordnung,  2.  der  daraus  resultierenden  Dienst- 
pflichten oder  Leistungen,  S.  die  mit  irgend  einer  gesellschaftr 
liehen  Stellung  verbundene  Habe,  Einkommen  oder  Einnahmen 
oder  4.  Befugnisse  und  Berechtigungen.  Die  Bedeutungen  1 — 3 
werden  durch  Belege  der  älteren  Litteratur  dokumentiert,  4.  durch 
modernere  Belege  erklärt.  IT.  R.  in  objektivem  Sinne  ist  1.  sitt- 
liche Norm,  2.  das  den  logischen  Funktionen  Gcmüsse,  3.  das 
Ordnungsmässige,  die  Ordnung  —  Bedeutungen,  von  welchen  1.  und 
2.  in  dem  ahd.  und  inhd.  Ikdcgniaterial  fehlt.  TIT.  R.  im  juri- 
stischen Sinne  der  Bechtsuorm  hat  sich  seit  den  ältesten  Zeiten 
Centralblfttt  fftr  Becibtswlneaaeliaft.  TIL  BMid.  28 
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auf  Grund  der  vorigen  Bedeutung  II  entwickelt.  1,  Als  gesetx- 
liche  Norm,  welehe  die  Stellung  des  Menschen  zum  Staat  naeh 
Massgabe  ihrer  Yerbindlichkeiten  regelt  (göttliches,  menschliches, 
natfirlichesy  geschriebenes  B.  n.  s.  w.);  2.  ron  der  Anwendung 
der  gesetzlichen  Norm  anf  d^  Einzelfall  (go^echte  Sache,  Fes^ 
Stellung  eines  Beebtsanspmches,  richterliche  Entscheidung  über^ 
hanpt,  geredite  Entscheidung  zu  Gunsten  einer  Partei);  die 
Bel^  sind  mdst  nhd.;  3.  Bechtsverfahren,  Beehtsstreit,  woför 
die  Bel^  der  alteren  Zeit  bei  weitem  überwiegen. 

Prof.  Klnge  (Jena). 


II.  Kechtsgeschichte. 

Wlassak,  M.,  Bömische  Prozessgesetze.  Ein  Beitrag  zur 
Qesdiichte  des  Fornralarrerfahrens.  1.  Abt.,  Leipzig, 
Dnncker  n.  Hnmbiot.   1888.  276  S.   6  M. 

Der  Plan  der  ganzen  Schrift  gdit  dahin,  die  Hauptgrund* 
stttze  des  Aebutisch-Jolischen  Prozess^B.  darzustellen.  Die  vor- 
liegende 1.  Abt  beschrKnkt  sich  auf  die  Ableitung  dieser  Grund- 
sätze aus  den  schon  bi^er  in  der  Litteratur  zu  diesem  Zweck 
verwendeten  Quellen.  Der  Terf.  glaubt  aber,  von  diesen  bnden 
wichtigsten  Zivilprozessordnungeu  der  BOmer  etwas  deutlichere 
Vorstellungen,  als  es  auf  Grund  die^  Materials  mQglich  ist, 
gewinnen  zu  kOnnen  durch  Hereinzioben  aller  derjenigen  Nach- 
richten, die  sich  auf  das  iudicium  legitimam  beziehen,  indem  er 
davon  ausgebt,  dass  die  Frage  nach  dem  neuen  Prozess-R.  der 
Lex  Aebutia  Julia  und  die  nach  dem  Wesen  des  iudicium  legi- 
timiTm  nicht  der  Sache,  sondern  nur  dem  Namen  nach  verschie- 
dene Fragen  si-ien.  Der  Nachweis  dieser  Behauptung  ist  der 
Zielpunkt  dieser  1.  Abt,,  der  2.  Abt.  wird  die  Aufgabe  zu^jewiesen, 
die  auf  das  iudicium  legitimum  he/.üglirhen  Nachrichten  als  ge- 
eignet zur  genaueren  iie^stimmung  des  Aebutisch-Julischen  Pro- 
zesses darzulegen.  —  Erst,  wenn  mau  sich  diese  am  Schluss 
stehende  Erklärung  vergegenwärtigt,  begreift  man,  in  welchem 
Zusammenhang  das  1.  Kapitel  mit  den  beiden  anderen  steht. 

Nach  einer  kurzen  Einleitung,  deren  Ergebnis  in  der  schon 
früher  Tom  Verf.  aufgestellten  Behauptung  gipfelt,  dass  nach 
röm.  Anschauung  der  Prtttor  hinter  der  lex  versdiwinde  und 
keineswegs  die  ganze  Jurisdiktion  desselben  auf  freie,  durch  Ge- 
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setze  nicht  gebundene  Amtsgewalt  sich  grflnde,  wird  die  oboi 
bezeichnete  Aufgabe  in  3  Kapiteln  zu  lösen  versucht. 

Kap,  I.  Das  iudicium  legitimum  (S.  18—57).  In  Bezug 
auf  die  Frage  über  Ursprung  und  Bedeutung  des  iudicium  legi- 
timum im  Gegensatz  zu  den  iudicia  imperio  continentia  bietet 
die  Litteratur  ein  Bild  der  Zerfahrenheit.  Nach  dem  Verf.  ist 
iudicium  legitimum  gesetzlicher  Prozess  vor  dem  gesetzlicbcn 
Richter,  entsprechend  der  legis  actio  als  modus  agendi,  legiti- 
mum darum  genannt,  weil  es  geregelt  ist  durch  eine  lex,  einerlei, 
welchen  Inhalts;  aber  niemals  bezeichnet  es  den  Legisaktioneu- 
prozess,  sondern  immer  nur  den  nach  Vorschrift  eines  Volki^ 
gesetzes  yom  Magistrat  dnreih  Schriftformel  instmierteii  Frozess: 
nur  im  anssergesetzlichen  Frozees  spielt  das  imperiom  eine  RoUe, 
wfthrend  beim  iadieiiim  legitimum  das  Gesetz  sdbst  und  nur 
durch  den  Mund  des  Magistrats  anordne,  dessen  Ihdividualwille 
f&r  nichts  zu  achten  ist  g^enfiber  dem  VolkswüleiL  in  der  lex. 
Unter  der  lex»  um  die  es  sich  hier  bandelt,  sind  nicht  gewisse 
Bestimmungen  staatsrechtlicher  Natur  zu  verstehen,  sondern  eine 
Gerichtsordnung,  und  zwar  die  Lex  Aebutia  und  die  Leges  Juliae. 

Kap.  II.  Das  Prozess  R.  der  Lex  Aebutia  (S.  58—166). 
Bekämpft  wird  die  Ansicht,  dass  die  Lex  Aebutia  die  alten  zivil - 
rechtlichen  Ansprüche  lediglich  der  thatsachlichen  Wirksamkeit 
boraul)t  nnd  Raum  für  einen  Prozess  des  ins  bonorarium  ge- 
währt habe  und  erst  durch  die  Leges  Juliae  die  prätorische  Ein- 
richtung zum  geset/lichen  Ordinarprozess  des  Kaiserreichs  erklärt 
sei.  Die  Lex  Aebutia,  älter  als  Cicero,  etwa  vom  Ende  des 
6.  oder  Anfang  des  7.  Jabrhundeits,  ist  das  bahnbrechende  Gesete 
und  bestimmt,  den  Prozess  im  Gericht  des  praetor  nrbanus  zu 
regeln ;  es  hat  nicht  bloss  destmieren  wollen,  die  yerba  ooncepta 
sind  durch  die  Lex  Aebutia  gesetzlieh  dngeiührt,  wenn  auch 
Eusdhke  recht  bat,  dass  dieselben  schon  vorher  im  Geridit  des 
pr.  peregr.  bekannt  waren;  sie  ist  die  Quelle  der  Ältesten  indida 
legitima.  Scbon  zu  Oiceros  Zeit  kommt  der  reine  Formular- 
prozess  zwischen  Bürgern  vor;  unbegründet  ist  Bekkers  Ansicht 
von  einem  Legisaktionenprozess  mit  Formeln,  beide  Prozessformen 
sind  unvereinbar:  bei  Cicero  ist  actio  die  gesetzliche  Spruch- 
formel, die  bis  zur  Lex  Aebutia  allein  actio  beisst,  iudicium 
hiiH-'fHTen  die  Schriftformel,  indem  der  Frätor,  zunächst  der  pr. 
peregr.,  durch  Ausfertigung  einer  Urkunde,  die  dann  selbst  iu- 
dicium genannt  wurde,  ohne  voraufgegangene  actio  ein  iudicium 
ernannte  und  instruierte.  Die  Lex  Aebutia  hat  alle  Ziyilklagen 
und  alle  modi  lege  agendi  aufgehoben,  insofern  als  die  Spruch- 
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formelii  und  sonstigcoi  Solmnitiltoii  nieht  melir  obligat  waren, 
wfthrend  die  Leges  Jnliae  die  ümwandltiDg  des  Prozess-B.  zum 
AbscUius  bringen,  indem  sie  mit  zwei  Ansnabmen  die  Legis» 
aktionen  ancb  als  fakultative  Prozessform  beseitigen  und  den 
schrifÜicben  yerba  concepta  die  Alleinherrscbaft  siebern.  Sdion 
vor  den  Leges  Jnliae  haben  in  Centnmviralsadien  die  Partien 
die  Wahl  zwisoben  legis  aetao  und  Schriftformel,  die  letztere 
bringt  die  Sache  notwendig  vor  den  imus  iudex:  die  Annahme 
der  aosschliessenden  Kompetenz  der  Centumvirn  in  irgend  wel- 
cher Streitsache  ist  unbegründet,  ebenso  wie  die  Voraussetzung 
der  Zusammengehörigkeit  des  Legisaktionenprozesses  und  der  Ju- 
dikation eines  der  Gerichtshöfe  ein  grandloses,  nur  aus  der  irrigen 
Ansicht  von  dem  höheren  Alter  der  ständigen  Gerichte  zu  er- 
klärendes Vorurteil  ist.  Die  Eniwickelung  itn  Verfahrenzwischen 
Bürgern  ist  die  gewesen:  ursprünglich  Alleinherrschaft  der  legis 
actio  und  des  unus  iudex  ohne  Unterschied  der  modi  agendi,  im 
Lauf  des  6.  Jahrh.  Begründung  des  Ceniuuiva  algerichts,  von  vorn- 
herein überall  nur  mit  konkurrierender  Gerichtsbarkeit;  durch 
Lex  Aebutia  in  Centumviralsaehen  die  Notwendigkeit  der  legis 
aetio  beseitigt,  sofern  die  Parteien  die  Entscheidung  eines  iudex 
anrufen  wollm,  aber  ancb  da»  wo  ttberbanpt  nur  das  Geriebt 
des  nnns  index  in  Frage  stand»  war  der  Aebutische  Prosess 
foknltatlT,  so  dass  bei  sämtlichen  Zivilklage  und  bei  fort- 
dauernder Anwendbarkeit  aller  modi  lege  agendi  die  Konkurrenz 
der  beiden  Prozessformen  bestand.  Die  Fortdauer  der  legis 
actio  war  gesichert  auf  dem  Gebiet  der  Centumviral-  und  Dezem- 
yiralsachen,  indem  es  feststehender  Grundsatz  war,  dass  an  diese 
Gerichtshöfe  der  Prozess  mittels  Schriftformel  nicht  gelangen 
konnte:  für  diese  Sachen  war  es  in  der  Praxis  thatsllchliche 
Regel,  dass,  wo  ein  Gerichtshof  das  Urteil  zu  fällen  hat.  mit 
legis  actio  sacramento,  wo  ein  Einzeirichter,  mit  formula  ge- 
klagt wurde. 

Kap.  III.,  Die  Juliseben  Gesetze  und  der  Prozess  nach  der 
stadtrQm.  Gerichtsordnung  des  Augustus  (S.  167 — 276),  handelt 
zunafshst  Ton  dem  Urheber  und  der  Zdt  der  Leges  Jnliae.  Dass 
die  eine  von  ihnen  die  lex  iudidomm  privatorum  Ton  Angnstns 
ist,  wird  allgemein  angenommen.  Die  andere  ist  nicht,  wie  viel* 
&ch  behauptet  wird,  die  lex  iudiciomm  pnblioorum,  sondern 
sie  ist  erlassen  für  die  answAriagoi  xttm.  Burgergemeinden,  bei 
denen  bis  in  die  Augusteische  Zeit  das  lege  sgere  nach  haupt- 
städtischem Muster  im  Gebrauch  war ;  auch  für  sie  mussten  die 
Spruchformeln  beseitigt  werden  durch  besonderes  Gesets,  da  eine 
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einheitliche  fiegelmig  des  Gerichtswesens  in  sämtlichen  Bflrger- 
gemeinden  schon  wegen  Abweichung  der  Gerichtsverfassungs- 
normon  nicht  möglich  war.  Die  beiden  Leges  Juliae  sind  also 
die  stadtrüm.  und  die  munizipale  Z.Pr.O.  des  Augustus.  —  Auf  • 
den  Inhalt  dieser  Gesetze,  die  beide  die  legis  actiones  auch  als 
fakultative  Prozessformen  aufheben  und  das  Wahl-R.  der  Lex 
Aebutia  beseitigen,  so  dass  die  verba  concepta,  mit  den  bekannten 
zwei  Ausnahmen,  die  obligate  Prozessform  sind,  geht  der  Verf. 
nicht  naher  ein.  Nur  von  dem  stadtröm.  Gesetz  hebt  er  zwei 
Normen  hervor:  einmal  (S,  202—205)  die  Bestimmung  in  betreff 
der  prorogatio  fori,  wonach  es  den  Bfirgem  in  Bom  frei  stand 
swiseben  dem  Geriebt  des  pr.  urb.  und  peregr.  im  Einverständ- 
nis zu  wttblen  (daraus  erklärt  sieb  Oai.  IV.  31.:  lege  agere 
sacr.  apud  praet.  urb.  Tel  peregr.}  t  sodann  die  Vorschrift  ftber 
das  Verfiabren,  speziell  die  Frage  nacb  der  Kompetenz  der 
CSentumviri  unter  den  Kaisem,  genauer,  ob  der  aus  den  Sdiriften 
Ciceros  ermittelte  Kreis  der  Centumviralsachen  durch  das  Gesetz 
eine  Aenderung  erfahren  hat  (S.  206 — 238),  und  weshalb  das 
Gesetz  die  legis  actio  wie  in  Centumviralsachen,  so  auch  beim 
damnnm  infectum  vorbehalten  hat  (S.  238  ff.).  Die  erstere  Frage 
wird  verneint:  die  Kompetenz  umfasst  nach  wie  vor  die  Vindi- 
kation der  Gewalt-R.  des  Eigentums,  der  Servituten  uud  der  Erb- 
schaft, wenn  auch  das  Gericht  gewöhnlich  nur  mit  der  Ent- 
scheidung erbschaftlicher  Proicesse  beschäftigt  ist,  aber  in  allen 
Sachen  haben  die  Centuravirn  auch  jetzt  noch  nur  konkurrierende 
Gerichtsbarkeit.  Was  die  zweite  Frage  betrifft,  so  sieht  der 
Verf.  den  Grund  darin,  dass  die  L  a.  damni  infeeti  zu  denjenigen 
Spruchformeln  gebOi^,  deren  Umwandlung  in  verba  concepta 
deshalb  nicht  zum  Ziel  gefOfart  hätte,  weil  letztere  nidit  geeignet 
gewesen  seien,  die  Funiction  der  ersteren  in  Tollem  Umfang  zu 
übemebmen;  die  1.  a.  damni  infeeti  habe  zu  keinem  der  5  modi 
lege  agendi  gebfirt,  sondern  sei  in  zwei  Teile  zerfallen:  eineiig 
aussergerichtlichen  Privataikt,  bestehend  in  einer  feierlicben  An- 
kündigung des  Bedrohten  an  den  Eigentümer,  um  diesen  zur 
Abwendung  der  Gefahr  erst  zu  verpflichten  (also  eine  operis 
veteris  nuntiatio!),  und  eine  Prozedur  in  iure,  in  weicher  die 
durch  jenen  Privatakt  begründete  actio  geltend  gemacht  wurde. 
Inwiefern  diesem  zivilen  Rechtsmittel  gegenüber  das  prätorische 
commodius  et  plenius  war,  sagt  der  Verf.  nicht. 

Bu  rekbar  d. 
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aufizug  der  britischen  Dekretaliensammlung, 
Quelle  des  Ivo.  Berlin,  Weidmann.   1887.  21  S. 

Der  in  der  Hauptsaelie  nur  Stellen  aus  dem  Digestnm 
vetns  ]ind  nur  eine  Stdle  aus  dem  Infortiatnm  und  Novum 
enthaltende  Pandektenaussug  ist  ausschliessliche  Pandekten- 
reohtsquelle  för  Ivos  Dekret  und  andere  französische  Kanonen* 
Sammlungen  gewesen.  Der  Beweis  dafür  ergibt  sich  aus  der 
Thatsache,  da^  in  letzteren  keine  Stelle  sich  findet,  die  nicht  in 
dem  Auszug  stünde,  und  dass  speziell  die  eine  Stelle  aus  dem 
Novum  gleichmässig  in  dem  Auszug  und  in  Ivos  Dekret  ent- 
halten ist.  Dass  letzteres  nicht  die  Quelle  des  ersteren  gewesen 
sein  kann,  erhellt  daraus,  dass  im  Aus/.ug  zusammenhängend 
nach  der  Legalordnung  exzerpiert  ist,  während  im  Dekrete  die 
Texte  über  das  ganze  Werk  zerstreut  sind.  Der  Auszug  ist  vor 
1115,  wahrscheinlich  in  Italien,  verfasst.  Hält  man  denselben 
mit  dem  im  Ashburnharaer  Rechtsbucb  vorhandenen  Auszug  aus 
dem  Nüvum  zusammen,  so  scheint  sich  zu  ergeben,  dass  man 
sich  zur  Zeit  der  ersten  Beschäftigung  mii  i'andekteu-H.  zu- 
nächst durdi  Auszüge  aus  dem  Stoff,  welchen  man  im  ganzen 
nicht  bewältigen  konnte,  zu  helfen  suchte. 

Dass  auch  der  Institutionenauszug  Ton  Ito  benutzt 
wurde,  scheint  dem  Verf.  wahrscheinlich,  obgleich  sich  im  Dekrete 
Texte  findoa,  welche  im  Auszug  fehlen,  also  aus  einer  anderen 
Quelle  herrühren  mussten.  If.  Bftmelin  (Bonn). 

Di©  Erbebücher  der  Ötadt  Riga  V  on  1384—1579.  Hrsgb. 
von  der  Gesellschaft  für  Geschichte  und  Altertumskunde 
der  Osteeprovinzeti  Russlands.  Bearbeitet  von  J.  G.  L.  Na- 
piersky.    Riga,  Kyjiiiiiel.    LXXX  u.  515  S.    10  M. 

Die  über  50  Jahre  bestehende  obeubezeichnete  Gesellschaft 
hat  hiermit  zwei  für  die  Rechtsgeschichte  der  vor  bald  700 
Jahren  im  fernen  Osten  von  Deutschen  gegründeten  Stadt  Riga, 
der  Hauptstadt  Livlands,  wichtige  Bechtsquellen  herausgegeben 
für  eine  300  resp.  500  Jahre  zurückliegende  Zeit.  Die  Bearbei- 
tung hat  aber  einer  der  hervorragendsten  Beohtshistoriker  der 
baltischen  Provinzen,  der  frühere  Batsherr  Bagss,  Leonhard 
Napiersky,  unternommen,  dn  Schüler  und  Mitarbeiter  des  hoch- 
verdienten Xestoi-s  auf  dem  Gebiet  des  baltischen  B.  und  seiner 
Geschichte:  Friedrich  Georg  von  Bunge. 

Die  vorliegenden  Erbebücher  bestehen  ihrem  Hauptinhalte 
nach  aus  Au&eichnungen  über  vor  dem  Rigasohen  Bat  statt- 
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gehabte  Auflassungen  von  Immobilien.  Zur  Erkenntnis  der  Be- 
deutung dieser  Bücher  für  das  städtische  Rechtsleben  handelt 
der  Bearbeiter  im  Eingange  yon  der  Auflassung  nach  ttlterem 
Bigasohen  Stadt'B.  (von  den  frühesten  Zeiten  der  Stadt  bis  um 
die  Mitte  des  17.  Jabrhanderts),  sodann  von  den  Erbebücbem 
als  historischen  Quellen,  yon  den  benatzten  Handsehriften  und  von 
den  bei  der  Bearbeitung  befolgten  Qrnndsfttzen.  Der  Verf.  prüft 
dazu  die  ältesten  BecbtsqueUen :  die  umgearbeiteten  Bigasehen 
Statuten,  die  Abweichungen  derselben  vom  Hamburger  B.,  spä- 
tere Willküren  und  anderweitige  Quellen  und  geht  dann  über, 
nach  Darlegung  des  Wesens  und  der  Voraussetzungen  der  Auf- 
lassung, zur  Erörterung  der  in  Frage  l  oTi^menden  Faktoren:  des 
zuständigen  Gerichtes ,  sowie  der  haudelndon  Personen ,  der 
Zeit  der  Vornahme  von  Auflassun<^en,  der  sogen,  offenen  Rechts- 
tage, der  Furmalien  und  Benrkundiiii<r  der  Auflassung  der 
Erbebücher  und  den  Verhiiltnisst  u  des  Landbuchs  zu  ihnen.  Es 
folgen  einige  den  Erbebüchern  entnommene  Bemerkungen.  Dem- 
nächst wird  die  Beisprache,  Gewährleistung  und  Bürgschaft  für 
die  Gewähr  besprochen  und  mit  den  Wirkungen  der  Auflassung 
abgesehlossen. 

Zur  Orientierung  dient  die  Mitteilung  des  Planes  der  Aus- 
gäbe  und  zur  Benufstung  dw  Brbebüdier  Personenregister  und 
Verzeichnisse  der  im  1.  Erbebuche  Torkommenden  mit  Bei-  und 
Familiennamen  Tersehoien  Vornamen  und  der  in  beiden  Erbe- 
bücbern  das  Prädikat  „dominus"  oder  »her*  f&hxenden  Personen, 
sowie  zwei  topographische  Register  zu  beiden  Büchern ,  zur 
Erläuterung  aber  ein  Wortverzeichnis.  Auch  für  die  deutsche 
Bechtsgeschichte  überhaupt  ist  in  vorliegendem  ein  wichtiges 
Quellenwerk  geboten.  A.  Bulmerinoq. 

Pupikofer,  J.  A.  Geschichte  der  alten  Grafschaft 
Thurgau  mit  Inbegriff  der  Landschaften  und 
Herrschaften  Syburg,  Thurgau,  Abtei  und  Stadt 
St.  Gallen,  Appenzell  und  Toggenburg  von  den 
ältesten  Zeiten  bis  zum  Uebergang  der  Landes- 
hoheit an  die  Eidgenossen.  Frauenfeld,  Huber.  1886. 
894  a   10  fr. 

P.'s  Geschichte  des  Thurgaus  erschien  zuerst  1828 — 1880 
in  2  Bttnden.  Seither  sammelte  Verl  unverdrossen  für  eine  neue 

Ausgabe,  deren  Fertigstellung  ihm  jedoch  nicht  vergOnnt  war. 
Bei  seinem  Anfang  der  achtziger  Jahre  erfolgten  Tod  war  nun 
ein  zwar  reichhaltiges,  aber  gänzlich  unfertiges  Mannskript  yor- 
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handen,  welchem  das  GltLck  zn  teil  wurde,  in  die  Hände  des 
Herrn  Bricklet  zu  fallen,  um  diejenige  Vollendung  zn  erhalten, 
welche  ihm  überhaupt  noch  zu  geben  möglich  war.  Es  sollte 
mit  der  Herausgabe  ofTenbar  weniger  der  Wissensehaft  ein  Dienst 
erwiesen  als'  das  Aiidenken  des  Verf.  geehrt  werden.  Für  uns 
hat  es  nur  insofern  Interesse,  als  die  Bedhtsgeschichte ,  nament- 
lich der  Ostschweiz  davon  Nutzen  ziehen  kann.  Für  die  Ge- 
schichte  der  Adelsgeschlechter,  der  geistlichen  Stiftungen  und 
einzelner  Staats-  und  Rechtsverhältnisse  bildet  das  hier  Gesammelte 
eine  Unterlage,  welche  nur  in  Einzelheiten  eine  Ernrltnznng 
und  Berichtigung  finden  mag.  Es  bezieht  sich  dies  nament- 
lich auf  die  Kapitel  8  und  9,  welche  von  dem  Burgadel  im 
Thurgau  und  von  den  Zustunden  der  Ritter7,ftit  handeln  und 
auf  einer  soliden  urkundlichen  Grundlage  beruhen.  König. 


III.  Privat-  und  Handelsrecht. 

Motive  zu  dem  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Geseta- 
buches  für  das  Deutsche  Reich.    Bd.  II.    R.  der 
Schuld  Verhältnisse.    Amtliche  Ausgabe.    Berlin  u.  Leipzig, 
Guttentag.   1888.   895  S.   4  M.  50  Pf.  (Vgl.  S.  344.) 
Das  Forderungs-R.  aus  Verträgen,  welches  den  Hauptgegen* 
stand  des  2.  Bds.  der  Motive  bildet,  ruht  auf  dem  Grundsätze 
der  Vertragsfreiheit,  welcher  nicht  bloss  anerkannt,  sondern  wieder- 
holt in  seinen  Folgen  vertreten  wird  (S.  31,  34,  195,  197  u.  snnst). 
Hier  muss  also  die  freie  Auslegungskuiist  herrschen  uml  der 
*Tesetzgeber  vermochte  fast  nur  ^nachgiebige"  Auslegungsregeln 
aufzustellen ,  welche  durchweg  auf  eine  Ergänzung  aus  der  Be- 
urteilung des  einzelnen  Falles  hinweisen.    So  zieht  sich  denn 
auch  duich  ihre  Motivierung  eine  unausgesetzte  Bezugnahme 
auf  die  Besonderheiten  etwaiger  Abreden,  die  Verkehrssitte  und 
die  sp&tere  Wissenschaft  und  Praxis  hindurch  (vgl.  S.  11,  27, 
34,  40,  58,  214,  813,  442,  450,  477,  511,  515,  527,  536,  557, 
569,  648,  682,  785,  745,  748,  837).   Grundlegende  oder  eigen- 
artige Bechisr^eln  sind  nur  in  geringer  Anzahl  angestellt  und 
freilich  eben  dadurch  um  so  beachtenswerter.   Dahin  gehören 
,Die  Unabhängigkeit  des  dinglichen  Geschäfts  Ton  der  Causa* 
3.  8),  die  »^rmilnngst-heorie"  (S.  12),  das  sogen.  »Snrrogations- 
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prinzip*  (S.  46),  das  weitgehende  Rücktritts-R.  hei  Verti  agslnuch 
(S.  52),  die  gleichartige  Behandlung  aller  Gesamtschuldverhält- 
nisse (S.  155),  das  „VcrschalTungsprinzip"  in  der  Entwehriings- 
lehre  (S.  218),  die  bloss  obligatorische  Wirkung  des  Kücktritts- 
R.  (S.  281),  die  Unterscheidung  des  Gehilfen  vom  Substituten 
{S.  533),  das  Prinzip  der  Einstimmigkeit  der  Gesellscbafter 
(S.  602)  und  die  Verallgemeinerung  der  sogen,  actio  funeraria 
(S.  865).  Bedenkt  man,  dass  auch  in  der  Lehre  der  Delikts- 
forderungen ein  unverkennbares  Streben  nach  Vereinfachung  und 
Verallgememenuig  waltet  (vgl.  726  ff.),  so  wird  man  den  grosBen 
Umfang  dieses  Bandes  nnr  dadurch  erklären  kOnnen,  dass  er  sieb 
nioht  bloss  bemttbtt  Zweifel  zn  lOsen,  sondern  auch  über  die  un- 
aufgelösten  Prägen,  welche  das  sehwankende  Bild  des  Yerkehrs* 
lebens  auf  allen  ednen  Funkten  erweckt,  eine  möglichst  voll- 
stKndige  Rechenschaft  abzulegen.  Dem  Beehtsforscher  der  Zukunft, 
namentlich  dem  Gesetzeskommentator  wird  dieser  Band  eine  reich- 
haltigeFundgmbe  wichtiger  und  notwendiger  Aufgaben  sein,  %velche 
uns  einen  ausserordentlichen  Umfang  der  späteren  Reichszivilrechts- 
litteratur  vorausahnen  lässt.  Nicht  nur  durch  fortlaufende  Citate 
lehnt  sich  dieser  "Band  an  die  Lehrbücher  von  Windscheid,  Dem- 
bürg  und  Eccius,  namentlich  an  Windscheids  Pandekten  an, 
sondern  auch  sein  Inhalt  erweckt  den  Eindruck,  als  ob  das 
Streben  an  Bewährtem  festzuhalten  die  Redaktionskommission  in 
den  meisten  Fragen  veranlasst  hat,  den  am  mindesten  bestrittenen 
Kern  der  gemeinschaftlichen  herrschenden  Lehren  dui'ch  die 
Madlt  des  Gesetzeswortes  zu  befeetigen.  Dass  dabei  vom  r.  B. 
viel&ch  abgewichen  ist,  vermag  den  erwllhnten  Gesamteindruck 
nicht  zu  zerstören.  Diese  Abweichungen  sind  in  ihrer  Mehrzahl 
Fortlaseungen.  Wer  bisher  im  Entwürfe  die  Novation  (8. 143), 
den  Trödelvertrag  (S.  516),  das  8.  C.  Macedoniamun  (S.  311),  den 
Hoffiiungakauf  (S.  820,  63S),  den  eisernen  Yiehvertrag  (S.  442), 
die  actio  quod  metus  causa  (8.  758),  die  operis  novi  nnntiatio 
und  das  interdictum  quod  vi  aut  clam  (S.  762),  die  cautio 
damni  infecti  (8.  764)  und  dergl.  mehr  vergeblich  gesucht  hat, 
ersieht  nunmehr  aus  den  Motiven,  dass  es  nicht  seine  Unacht- 
samkeit war,  welche  seine  Mühe  zu  einer  vergeblichen  machte. 
Andererseits  finden  sich  aber  auch  erhebliche  Abünderungen  des 
r.  R.  (S.  214,  318,  362,  424,  45(3,  497,  528,  571,  587,  646,  765, 
883),  welche  jedoch  bisweilen  durch  aequitas  (S.  587,  646),  in 
der  Regel  (z.  B.  S.  456)  durch  die  neuen  Anschauungen  und  Ver- 
l^tnisse  begründet  werden  (auch  von  unseren  MilitSrverhftlt^ 
niesen  ist  8.  463  die  Bede),  nur  selten  durch  besondere  deutsche 
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Eigentttmlichkeiten  (!li06,  718),  wie  Überhaopt  von  dem  alteren 
K  dentsehen  ß.  nicht  viel  die  Rede  ist  (8.  243,  244,  809),  zumal 

reebtsgescfaiclitlicbe  Begründungen  der  getroffenen  Entseheidungen 
vermieden  sind.  Auf  die  Wünsche  nichljjaTistiseher  Kreise  ist 
nnr  hier  und  da  Rücksicht  genommen.  Ans  den  Gedankenkreisen 
dos  neueren  Reiclib ind  viele  Anregungen  entnommen  (vgl. 
S.  140,  321,  327,  513,  547,  558,  597,  62l,  667,  794,  vgl.  an- 
dererseits aber  auch  S.  599,  604,  606  [zu  Art.  101],  626,  701), 
namentlich  auch  aus  denjenigen  des  prenss.  L.R.  (S.  163,  281, 
337,  405,  487,  576,  667,  742),  wMii<:,'er  aus  dem  franz.  H.  (S.  4t)6, 
488,  880)  und  dem  sonstigen  Partikular-K.  (S.  468).  Anderer- 
seits ist  aber  gegen  Bät/.e  des  preuss.  R.  raehrfaeh  mit  grcsser 
Entsciiiedenheit  Stellung  genominen  (v.^^l.  S.  130,  149,  199,  911, 
228,  231,  311,  353,  394,  408,  namentlich  S.  380  ff.  [„Kauf  bricht 
Miete"],  ferner  S.  717,  740,  vgl.  auch  wider  das  „ius  ad  rem' 
S.  5,  281,  384).  Trotzdem  kann  man  von  einer  eigentlichen 
romanistisehen  Tendenz  des  Werkes  nicht  sprechen,  wie  schon 
z.  B.  die  Behandlung  der  Inhaberpapiere  (S.  694  ff.)  und  nament- 
lich die  höchst  sp&rliehe  Erwähnung  des  corpus  iuris  civilis 
beweist. 

Für  die  Methode  der  Oesets^ebungsarbeiten  ist  Ton  Belang, 
daas  zu  wiederholten  Malen  praktische  Bücksichten  Tor  der  juristi* 
sehen  Konsequenz  oder  der  „starren  Bechtslogik*  bevorzugt  sind 
(vgl.  S,  131,  139,  487),  andererseits  sind  aber  auch  vielfach 
Bechtssfitze  aus  „juristischen  Konstruktionen"  und  Definitionen 
oder  aus  der  „Rechtslogik"  abgeleitet  (S.  228,  239,  304,  459, 
476,  498,  871).  Die  Fiktionsform  wird  wiederholt  angewendet 
(B.  53,  54,  109,  210),  an  anderen  Stellen  jedoch  verworfen 
OS.  462,  530,  533,  805,  811).  Terminologische  Autgaben  treten 
in  diesem  Bande  zurück  (vgl.  jedoch  S.  5,  368,  455,  650),  syste- 
matische Fragen  sind  last  gar  nicht  berührt.  Der  Grundsatz 
des  üblichen  Verfahrens,  wichtige  Ijehren,  welche  die  dinglichen 
Ansprüche  mitberühren,  lediglich  als  Teil  des  Forderungs-ß. 
zu  bebandeln,  ist  gelegentlich  angedeutet  (S.  119),  jedoch  nicht 
vermieden  worden.  Die  obligationes  quasi  ex  contractu  und 
quasi  ex  delicto  sind  ohne  eingehendere  Begründung  (S.  1»  745) 
zu  einet  einheitlichen  Klasse  zuBammengesehmolzen  worden. 

Durch  besondere  Ausführlichkeit  treten  die  Ausführungen 
über  die  Viehmängel  (S.  248 — 265,  namentlich  die  sogen.  „  Nacht- 
krankheiten"  S.  244)  und  über  die  Schadensersatzpflicht  bei 
sohuldhafter  Tödtung  (S.  766—792)  hervor. 

Auf  das  Beiohs-B.,  welches  bestehen  bleiben  soll,  ist  auch 
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in  diesem  IJaiide  vielfach  veiwioseu  (S.  2,  109,  278,  455,  746 
und  sonst),  naraentlicli  aucli  das  Reiobsprozess-R.  (vgl.  S.  43, 
•  48,  49.  53,  58,  84,  89,  91,  95,  105,  106,  111,  113,  120,  121, 
122,  138,  141,  192,  201,  219,  298,  398,  406,  407,428,  433,  470, 
494,  506,  549,  550,  551,  573,  590,  678,  695,  707,  711,  751,  757, 
847,  885,  886,  889,  892,  894,  895). 

Einzelne  gelegentliche  Bemerkungen  werden  durch  die  Stelle, 
Ton  welchen  sie  ausgehen,  eine  besondere  Beachtung  gewinnen.  So 
die  Prophezeiung  eines  Wiederaufechwonges  des  gesunkenen  ZinS' 
fnsses  (S.  16)  und  der  mehr&che  Hinwws  auf  die  Ziele  der  be- 
vorstellenden  Revision  der  Z.Pr.O.  (S.  127,  204,  692,  892)  und  des 
H.aB.  (a  197,  648).  Leonhard. 

Ureiff,  M.  Sachre<,nstor  zu  dem  Entwürfe  eines  bürger- 
lichen Gcset  zbuchs  für  das  Deutsche  Reich.  Berlin, 
Yahleii.    1838.    182  R.    2  M. 

Das  handliche  Nachschlagebüchlein  ist  zur  Zeit  das  einzige 
in  seiner  Art  und  schon  darum  unentbehrlich.  Es  urafasst  nicht 
bloss  die  Ausdrücke  des  G.Bs.,  sondern  webt  auch  bekannte  Ter- 
minologien der  Doktrin  hinein,  namentlich  unt^r  dem  Buchstaben 
C,  dessen  undeutscher  Charakter  eine  Aufnalime  lateinischer 
Wörter  besonders  nötig  erscheinen  Hess  (der  consensus  und  der 
correns  sind  freilich  trotzdem  fortgeblieben).  Auch  die  Auf« 
zühlnng  der  actiones  S.  3.  ist  sicherlich  von  der  BefGLrchtnng 
allzu  grosser  Weitschweifigkeit  beeinflusst,  und  unter  der  ylex* 
linden  wir  nur  die  lex  commissoria  und  awar  nur  diejenige  des 
Pfand-R.,  nicht  diejenige  des  Obligationen-B.  Am  Schlüsse  steht 
ein  Allogatenregister,  das  auch  die  Erwähnungen  derReichs-Z.Pr.O. 
in  dem  Entwürfe  aufzahlt,  d.  h.  nur  die  ausdrUckUcheD.  Immerhin 
wird  die  Juristen  weit  die  Ergebnisse  der  mühsamen  Arbeit  gern 
benutzen,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  hier  und  da  einmal  ver- 
geblich nachzuschlagen.  Leonhard. 

Bähr,  0.  Zur  Besitzlehre.  ( Jahi-bücher  für  Dograatik.  Bd.  26. 
8.  224—344.) 

Der  oft  aufgeworfeneu  Frage:  Warum  wird  der  Besitz  ge- 
schützt? kann  man  mit  Tollem  Beohte  die  Frage  gegenüberstellen: 
Warum  wird  das  Eigentum  gesehtttzt?  Und  bei  Beantwortung 
dieser  Frage  zeigt  sich,  dass  der  Besitz  die  letzte  Grundlage  des 
Eigentums  ist»  Die  Thatsache  der  Herrschaft  tragt  die  Eraft  in 
sich,  sich  mit  Hilfe  des  R.  zu  erhalten  und  wieder  zu  erzeugen. 
Sowohl  Eigentum  als  Besitz  werden  geschützt,  weil  man  erkannt 
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hat,  dass  e<5  ein  unab weisliches  zivilisatorisches  Bedürfnis  ist,  die 
L,'C',vonnene  individuelle  Herrschaft  an  der  Sachenwelt  aufrecht 
/.u.  eriialten.  Eigentum  und  BesiU-K.  sind  nur  verschiedene 
Rechtsformen  für  denselben  Zweck. 

Zwei  originäre  Eigentnmserwerbsarten,  Okkapation  und 
Usukapion  gründen  sich  direkt  anf  den  Besitx.  Die  Spesifikation 
berabt  auf  der  Okkupation  der  vom  AnferÜger  nengescliaffenen 
Saclie.  In  allen  anderen  Fällen  muss  ein  bereite  bestehendes 
Eigentum  als  Grundlage '  des  Eigentainserwerbes  nachgewiesen 
'  werden;  derselbe  fährt  deshalb  immer  wieder  auf  Okkupation 


oder  Veijlhrung  zurück.  So  l&sst  sich  die  Behauptung  aufstellen, 
\  dass  im  Eigentum  schliesslich  immer  nur  der  BeAtz  geschützt 

i  '  wird  und    s  prhellt  aus  der  Betrachtung  der  Eigentumserwerb«* 

I  ^  arten,  dass  die  besondere  Qualifikation  des  als  Eigentum  zu 

^  1  sebützenden  Besitzes  sehr  mannigfaltig  gestaltet  sein  kann. 

Tm  r.  E.  hat  der  Besitzbegriti'  und  der  Besitzschutz  eine 
{  eigentümliche  Ausbildung  erhalten  infolge  der  Thatsache,  dass 

,'  t  die  possessorischen  Interdikte  ihre  Entstehung  dem  Zweck  ver- 

'  *  danken,  die  Parteirollen  für  den  Eigenturasprozess  festzustellen. 

I  .  Heutzutage  nennen  wir  die  vollkommene  Beherrschung  einer 

i    *  Sache,  durch  die  wir  uns  berechtigt  fühlen,  Eingriffe  in  die  Sache, 

gleichsam  als  ob  diese  ein  Teil  unserer  Persünliclikeit  wäre,  mit 
eigener  physischer  Kraft  abzuwehren,  Besitz.  Dieser  reale  Besitz 
ist  d<»r  eigentliche,  unserem  heutigen  Beehtsbewnsstsein  ent- 
sprechende Begriff  des  Bentzes.  Savigny  hat  für  diesen  Besitz 
das  hftssliche  Wort  Detention  erfunden  und  gelehrt,  dass  die 
Betention  kein  Besitz  sei.  Hieraus  ist  die  Verwirrung  hervor- 
gegangen,  welche  bis  auf  den  heutigen  Tag  die  Besitzlehre  he- 
hwrscht. 

Der  reale  Besitz,  im  Gegensatz  zur  possessio,  wurde  schon 
im  klassischen  r.  R.  teilweise  geschützt,  und  zwar  durch  das 
interdictum  qaod  vi  aut  clam  und  durch  die  auf  Besitzschutz 
gerichtete  Funktion  der  hereditatis  petitio.  In  der  späteren 
Kaiserzeit  ist  man  im  Schutz  des  realen  Besitzes  weiter  gegangen, 
I '  i  so  dass  schon  in  jener  Zeit  diejenige  Bedeutung  des  Besitzes,  die 

unserem  heutigen  Rechtsbewusstsein  entspricht,  im  wesentlichen 
zur  reellen  Geltung  gekommen  ist.    Im  M.A.  ist  der  reale  Be- 
sitz dui'ch  den  Schutz,  welchen  die  actio  spoUi  gewährt,  zu  einem 
I  selhstandigen  Beebtsbegriff  von  hoehwiditiger  realer  Bedeutung 

geworden. 

\  l  Der  Schutz  des  Bealbesitzes. liegt  in  erster  Linie  in  dem  ß. 

der  Selbstverteidigung.  Gegen  Besitzentziehung  wendet  sich  die 
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Spolienklage,  während  bei  Besit/stürungen ,  die  übrigens  bei 
Mobilien  nicht  vorkommen  werden ,  das  interdictura  uti  possi- 
detis  das  gegebene  ßechtsmiUel  ist.  Einer  solchen  Besitz,störungs- 
kli^  darf  die  exoeptio  vitiosae  possessionis  ebensowenig  ent- 
gegengesetzt werden  wie  der  Spolienklage. 

Bas  B.  der  possessio  besteht  neben  dem  B.  des  Bealbesitaes 
fort  Befinden  sich  possessio  und  Bealbesitz  in  Tersehiedenen 
Hftnden,  so  tritt  ErsitKang  nur  für  den  possessor  ein,  w&hrend 
das  B.  der  SelbstTerteidignng  in  erster  Linie  den  Bealbesitzem 
zusteht.  Wird  der  Bealbesitzer  entsetzt  oder  übertragt  er  seinen 
Besitz  einem  dritten,  so  kann  sich  der  possessor  nicht  durch 
Selbsthilfe  den  Besitz  verschaffen,  sondern  er  muss  possessorische 
Klage  erheben.  Verweigert  der  Pächter  die  Rückgabe  des  ge- 
pachteten Grundstücks,  so  kann  ihn  der  Verpächter,  der  nicht 
Realbesitzer  ist,  nicht  eigenmächtig  heraustreiben,  sondern  ?iiuss 
ein  possessorisches  Rechtsmittel  erheben,  das  in  der  Begründung 
mit  der  Kontraktsklage  zusanmif>n fallen  wird. 

Der  Bcsit/.  an  otFenen  Grundstücken  wird  nach  heutiger 
Rechtsanschauung  durch  Einweisung  in  den  Besitz  übertragen 
und  diese  Besitzeinweisung  wird  sehr  häufig  schon  in  dem  Ver- 
äusserungsgeschäft  gefunden  werden  können.  Ein  realer  äusserer 
Vorgang  ist  nicht  erforderlich.  Wenn  die  rSm.  Juristen  einen 
solchen  verlangten,  so  mochte  hierbei  die  Erinnerung,  dass  die 
erste  Erwerbung  eines  Grundstücks  nur  durch  reale  Besitzer- 
greifung erfolgen  kOnne,  sowie  die  Schwierigkeit,  ein  willkürlich 
aas  Qrund  und  Boden  herausgeschnittenes  Stück  Land  genau 
zu  bezeichnen,  einen  unwillkürlichen  Einfluss  üben.  Diese  Lehre 
ist  aus  der  Entwickelung  des  röm.  Besifca-IL  wie  ein  Stück 
Eierschale  an  den  klassischen  Juristen  hängen  geblieben.  Die 
moderne  Jurisprudenz  schleppt  diese  Eierschale  nach  anderthalb 
Jahrtausenden  noch  mit  herum  und  gelangt  so  dazu,  von  ver- 
nünftigen Menschen  /a  verlangen,  dass  sie  auf  Türme  steigen, 
um  ihre  Geschäfte  zu  erledigen.  G.  Rümelin. 

Otto,  V.  Das  B.  der  Lehngüter  in  den  Erblanden  des 
Königreichs  Sachsen.    Leipzig,  Breitkopf  &  HftrteL 
1888.   VI  u.  150  S.  4  M. 
Bei  der  beschränkten  Anwendbarkeit  des  Lehn>B.  in  der 
Gegenwart  kann  es  vielleicht  gewagt  erseheinen,  dssselbe  zum 
G^enstande  einer  wissenschaftlichen  Bearbeitung  zu  machen. 
Indessen  berichtet  der  Verf.,  dass  das  sächs.  Lehn-R.  in  Sachsen 
zur  Zeit  noch  für  1  echtes  Lehen  und  für  68  unechte  Lehngüter, 
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sowie  für  6  Ijehnstäinnie  Geltung  bat.  Die  Kenntnis  dieseü  ß. 
aber  ist,  da  dasselbe  auf  der  Landesuniversität  schon  längst 
nicht  mehr  gelehrt  wird,  seine  Quellen  ohnehin  übervviogeud 
einer  weit  zurückliegenden  Vergangenheit  angehören,  nur  wenigen 
Juristen  eigen.  Den  Praktiker,  welelier  durch  smam  Beraf  ge- 
nötigt ist,  dieses  Qebiet  zu  betreten,  wird  dahisr  die  Yorliegende 
Arbat  eine  willkommene  Gabe  sein,  znmal  der  Verf.  bei  aller 
Wissenscbafbliobkeit,  mit  welcher  er  verittbrt,  docb  nur  das  wirk* 
lieh  praktische  R.  zur  Darstellung  bringt.  Das  Buch  wird  aneh 
für  die  prenss.  Gebietsteile,  in  welchen  das  sKchs.  Lehn-B.  gilt, 
[  i  nicht  ohne  Interesse  sein.  Achilles. 

I 

I  '  Uachenburg',  M.    Das  R.  der  Gewährleistung  beim  Tier- 

il   ;  handcl  auf  Grundlage  des  gemeinsamen  Gesetzes, 

I  die  Gewährleistung  bei  einigen  Alten  von  Haustieren  betr. 

\  ,  für  Baden  (23.|IV.  1859  bez.  IG.  VIIL  1882),  Württemberg 

■•  J  (26./XII.  1861)  und  HohenxoUern  (5.iVl.  1863)  und  unter 

•  ,t  vergleichender  Berücksichtigung  der  Nachbar-R.  Mann- 

1  heim,  Bensbeimer.    1888.    310  S.    6.  M. 

I|  -l  In   der  Einleitung  begründet  der  Verf.  die  Stellung  der 

|(  Lehre  von  den  heimlichen  Mängeln  im  System  als  einen  Teil  der 

Lehre  von  der  Bedeutung  des  Irrtums  bei  Vertrügen ;  es  wird 
eine  scharfe,  mit  guten  Belegen  versehene  Darlegung  d«r  Be- 
deutung des  Irrtums  gegeben.  Die  Grundlage  bilden  die  im 
Titel  genannten  und  S.  262  ff.  abgedruckten  Gesetze.  Verf.  hat 
sich  damit  sein  Gebiet  beschrttnkt;  es  ist  übrigens  auch  aus- 
giebig auf  andere  Bechagebiete  BiLcksicht  gmommen,  namentlich 
auf  die  S.  269—292  abgedruckten  Gesetze.  Am  Schluss  der  Ein- 
leitung heisst  es:  »In  erster  Linie  ist  von  den  kraft  Gesetzes, 
ohne  besondere  Abrede,  wesentlichen  Eigenschaften  und  deren 
Wirkungen  zu  handeln;  sie  bilden  den  Inhalt  des  erwähnten 
Gesetzes  und  danach  das  Hauptthema  der  Arbeit.  Daran 
schliessen  sich  die  Folgen  der  vertragsmässigeu  Festsetzung 
der  relevanten  Eigenschaften  und  endlich  die  Wirkungen  des 
Betruges."  Hiermit  ist  die  Anordnung  der  Arbeit  angegeben. 
Abteil.  I.  Die  geset/lichcn  Mängel  und  deren  Gewälnleistung. 
In  dem  Abschnitt  I  .Oosetzlicher  Ueberblick*  ist  S.  Ül  bemerkt, 
dass  die  deutschen  Laudesgeseizgebungen  sich  immer  mehr  den 
alten  deutsch-reehtlichen  Grrundsfttzen  nftherten;  diese  Beobachtung 
bewahrheitet  sich  in  dem  Entwurf  eines  bttrgerlichen  G.B.  fftr 
das  Deutsche  Reich  (§§.  899—411),  indem  der  Verkäufer  nur  fta 
bestimmte  Hauptmängel  haftet  und  der  Käufer  nur  die  Wände- 
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lung,  nicht  auch  die  Minderung  verlangen  kann.  Abschnitt  II 
behandelt  die  Voraussetznng^en  des  Wuhrschafts-R.  Abschnitt  III. 
Inhalt  des  Währschafts  R.,  Wandelklage,  sogen.  Miiideningsklage, 
Entschiidigungsansprucb.  Abschnitt  IV.  Der  Ausschluss  des  R.  der 
Währschaft.  Kap.  1.  Momeoie  beim  Vertragsabschluss.  Kap.  2. 
Momente  nach  dem  Vertragsabschluss.  Kap.  3.  Klagefrist  und  ihr 
Ablauf.  Abschnitt  V.  Die  Statutenkollision.  Abteil.  IL  Die 
besondere  Zusage.  Abtb.  III.  Der  Betrug.  Ein  Sachregister 
macht  den  Abschlosa.  Die  Fülle  des  Stoffes  ist,  wie  sich  ans 
voxstehenäer  Uebecsioht  ergibt,  wohlgeordnet  yorgegetrageu, 
winenschafUich  fortentwickelt  und  für  weitere  Bearheitang  and 
BenntKiing  hei  der  Rechtsprechvng  one  sichere  Grundlage  ge- 
geben. Auch  hat  Berichterstatter  das  Werk  mit  N^atsen  für  seine 
VortrSge  an  der  landwirtschaftlichen  Hochschule  in  Berlin  gelesen. 

Eeyssner. 

Wahle,  6.  H.     Der   Bpfi^riff  „Berg-R.*   in  objektivem 
Sinne.    Freiberg  i.  S.,  Graz  &  Gerlach.    Ö8  B.    2  M. 

Das  bürgerliche  G.B.  umfasst  bekanntlich  das  Berg-R. 
nicht  (vgl.  oben  J^.  215).  Das  schliesst  nicht  aus,  dass  seine 
Bestimmungen  für  das  Bergwesen  Anwendung  ünden,  und  be- 
deutet nur,  dass  der  Bergbau  in  bestin:mten  Hinsichten  neben 
den  allgemeinen  RechtssUtzen  besonderen  Regeln  unterworfen  ist. 
Der  Begriff  Bergbau  ist  dabei  nicht  im  technischen  Sinne,  als 
die  Aufsuchung  und  Gewinnung  aller  nutzbaren  Mineralien, 
sondern  im  juristischen  Sinne,  als  die  Atiftüohung,  Verleihnng 
und  Gewinnung  nur  derjenigen  Mineralien  anfznfass^,  welche 
Tom  Yerfögangs>B.  des  Gnmdeigentümers  ausgeschlossen  und 
iror  ihrer  Verleihung  öffentliche  Sachen  sind:  Nur  diese  sind 
dem  Mutungs-  und  Verleihungs-S.,  sowie  der  Bergwerksah- 
gahe  unterworfen;  nur  ffir  die  Gewinnung  dieser  ist  die  Ge- 
werkschaftsform gestattet,  und  nur  insoweit  greifen  in  der  Regel 
Platz  die  bergrechtliche  Grundabtretong  im  Zwangswege,  die 
Zuständigkeit  der  Bergpolizei,  im  Gegensatze  zu  der  allgemeinen 
Polizei ,  und  endlich  die  Knappsebaftspllichtigkeit  der  Arbeiter. 
Hiernach  begreift,  mau  unter  Berg-R.  den  Inbegriff  der  Rechts- 
regeln, welche  (insoweit  nicht  eine  ausnahmsweise  Ausdehnung 
erfolgt  ist)  nur  in  Anseluing  der  vom  Verfügungs-R.  des  Grund- 
eigentümers ausgeschiosseneu  Mineralien  gelten. 

Dies  längst  Feststehende  zur  Orientierung  vorausgeschickt, 
ist  über  den  Inhalt  des  W.sch«n  Werkes  trotos  vieler  interessanter 
Einzelheiten  im  grossen  und  ganzen  woiig  oder  nichts  anzu- 
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föhren.  W.  prüft  den  B^pnff  des  Berg*B.  logisch ,  historiseli 
und  nadi  A&n  positiven  Im  weitesten  logisdien  Sinne  Ter* 
steht  er  unter  Berg^B.  »die  Gesamtheit  aller  derjenigen  Be<ditS' 
Sätze,  welche  für  den  Bergbau  gelten',  wobei  er  übersehen  zu 
haben  scheint ,  dass  dies  nicht  mehr  und  nicht  weniger  ist  alit 
das  ganze  überhaupt  geltende  E.  Im  «igeren  Sinne  versteht  er 
unter  Berg-R.  den  Inbegriff  derjenigen  „besonderen  RechtssätäW, 
welche  sich  auf  den  Bergbau  beziehen".  Dass  diese  besonderen 
Rechtssätze  (im  allgemeinen)  nur  die  vom  Verfiignngs-R.  des 
Grundeigentümers  ausgesdilossenen  Mineralien  betreü'en,  entgeht 
W.  nicht.  Arndt  (Halle). 

Zeerlfideir)  A.     Die  schweizerische  Haftpflichtgesetz* 
gebung.   Bern,  Jenni.   1888.   166  8.   8  fr,  60  ct. 

Die  Schweiz  besitzt  vier  Spezialgesetze  über  die  Haftpfliclit, 
von  denen  drei  schon  bestanden,  als  das  Obligationenrecht  in 
Kraft  trat  (1./I.  1883).  Ein  weiteres  Gesetz  wurde  am  26./iy. 
1887  erlassen.  Diese  vier  Gesetze  sind  in  der  vorliegenden 
Schrift  von  Z.  (im  Anhange  S.  143  fL)  abgedruckt.  Das  erste 
Oesetz  bezieht  sich  auf  die  Haftpflicht  der  Eisenbahn«  und  Dampf* 
schiflfnntemehmungen  bei  Tötungen  und  Verletzungen  (l./Vn. 

1876)  ,  es  ist  eine  Nachbildung  des  bekannten  deutschen  Beiöhs* 
g^tzes  mit  BeschriLnkung  auf  die  oben  oitiorten  Verkehrsanstalten. 
Das  zweite  Gesetz  betrifft  die  Arbeit  in  den  Fabriken  (23.|III. 

1877)  ,  es  beschäftigt  sich  namentlich  mit  den  öffentlich-recht- 
lichen Fragen,  indem  es  die  Massregeln  feststellt,  welche  der 
Fabrikberr  im  Interesse  der  Integrität  der  Arbeiter  zu  ergreifen 
hat;  es  regelt  die  Arbeitszeit,  die  Verwendung  von  Frauen  und 
Kindern  in  der  Fabrik  u.  s.  w.  Daneben  setzt  es  die  mass- 
gebenden  Prinzipien  fest,  welcbo  bezüglich  der  privatreebtlichen 
Haftpflicht  gelten  sollen,  freilich  nur,  solange  nicht  ein  Buudes- 
gesctz  das  Detail  anordnet.  Das  hier  vorgesehene  (dritte)  Bundes- 
gesetji  wurde  am  25./VI.  1881  erlassen.  Darin  sind  die  privat- 
rechtlichen  Fragen  Uber  die  Haftpflicht  des  Fabrikherm  voll- 
ständig geordnet  Das  Cnlpaprinzip  ist  zwar  darin  verlassen, 
allein  die  Haftpflicht  «maximiert*,  d.  b.  nach  einem  Shnlichen 
Vorgange  der  englischen  Gesetzgebung  Issam  die  Haftpflicht  weder 
den  sechsfachen  Jahresverdienst  noch  6000  IV.  übersteigen. 
Freilich  findet  diese  Begrenzung  keine  Anwendung,  wenn  die  Ver- 
letzung oder  Tötung  durch  eine  strafrechtlich  verfolgbare  Hand- 
lung von  Seite  des  Betriebsunternehmers  herbeigeführt  worden  ist. 

Das  vierte  Gesetz  von  1887  dehnt  diese  Haftpflicht  des 
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Fabrikherru  auf  einen  grossen  Kiois  von  Ueweruen  und  Unter- 
nehmungen aus,  7..  B.  auf  das  Baugewerbe,  die  Fuhriialterei,  den 
Schiftsverkebr,  die  Fiösseiei,  die  Aufstellung  und  Reparatur  von 
Telephon-  und  Telegraphenleitungeu ,  den  Eisenbahn-,  Tunnel-, 
Straisen- ,  Brtteken-,  Wasser-  und  Brunnenbau,  die  Ausbeutung 
Tou  &orgv«rkeii|  Steinbiüelien  und  Graben. 

Alle  diese  Spezialgesetze  sind  hier  zum  Gegenstände  einer 
Monographie  gemacht  and  die  ganze  Haterie,  insbesondeie  anoh 
das  Verhältnis '  der  Terschieden«!  Gesetze  zu  einander  erOrtert. 
Das  Buch  liefert  zunächst  eine  Gesehichte  dar  Hafl^fliehtgesetfr 
gebung  in  der  Schweiz.  Ss  zerfällt  sodann  in  9  Kapitel.  Bs 
wild  die  Haftpflicht  im  gewöhnlichen  bflrgerlicben  Leben  (nach 
Obligationen-ß.)  erörtert  (1.  Kap.).  Hernach  werden  die  Voraus- 
setzungen der  Haftpflicht  aus  Eisenbahn-  und  Dampfscbiffbetrieb 
behandelt  (II.  Kap.),  ferner  diejenigen  des  Fabrikunternehmens 
(III.  Kap.),  die  Subjekte  der  Haftpflicht  (IV.  Kap.).  Die  Rege- 
lung der  Beweislast  und  die  Befreiiingsgründe  bilden  den  Gegen- 
stand des  V.  und  VI.  Kap.  Im  Vil.  Kap.  wird  die  Art  und 
Höhe  der  Entsebildignng  behandelt,  und  im  VIIT.  und  XI.  Kap. 
gelangen  die  pro/-essualiscben  Fragen  und  die  Beschränkungen 
der  Vertragsfreibeit  /.ur  Diskussion. 

Das  Buch  gibt  eine  gute  üebersicht  des  Rechtszustandes, 
wie  er  in  det  Äihweis  durch  jene  vier  Gesetze  geordnet  ist  ~ 
wahrscheinlich  freilich  nur  interimistiseb;  denn  die  Zwangsver* 
sidieruDg,  jener  grossartige  sozialpolitische  Vormarsch  des 
Deutschen  Beiches»  meldet  sich  auch  in  der  Schweiz,  und  es  ist 
nur  eine  Frage  der  Zeit,  wann  dieses  Institut  auch  hier  Eingang 
findet  Meili 


lY.  Gerichtsverfassung  imd  Zivilprozess. 

Bassoir  und  KtbitaeL    Beiträge  zur  Erläuterung  des 
de ut sehen  B.   XXXI.  Jahrg. 

Unter  Bekämpfung  der  Entscheidung  des  Beichgeriehts 
Bd.  Xm.  Nr.  83  verteidigt  Pfizer  »die  Folge  der  nicht  ord- 
nungsgemässen Ladung*  (S.  10^7),  eine  neue,  mehr  auf  Po- 
stulate  der  (,wenu  auch  nicht  for  den  Bureaukraten,  die  gesetz- 
knndigen  Schreiber,  so  doch  f&r  den  Bichter,  der  auf  den  Namen 
eines  Juristeii  Anspruch  macht,  massgebenden*)  materiellen 
Cmtnablatt  f&x  Bechtowlits«iwcli»n.  TU.  Buid.  29 
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Gerechtigkeit  als  auf  das  formelle  B.  gegründete  Lebre.  Hier* 
nach  hat  das  Gericht,  aach  w«iii  der  Beklagte  die  mangelhafte 
Klagznatellimg  ansdrücldich  rügt  und  Zurflckweisong  der  Klage 
wegen  mangelnder  ProzessTOraiusetznng  beantragt»  aber  auf 
Verlangen  des  Richters  eventaell  sieh  nur  Hanptsaebe  einUtest, 
den  Mangel  der  Klagerhebung  nicht  mehr  zn  berücksichtigen, 
sondeiii  materiell  zu  entscheiden,  und  ganz  dasselbe  soll  un- 
geachtet der  Bestimmung  des  §.  241  auch  gelten,  wenn  der 
Beklagte  ausdrücklich  die  unzulässige  Klagänderung  rügt  und 
sich  nur  eventuell  auf  die  geänderte  Klage  einlässt;  denn  dies 
ist  eine  Forderung  „der  juristischen  Ethik"  (S.  38).  Von  der- 
selben Auffassung  aus  gelangt  der  Verf.  S.  29  zu  der  Behaup- 
tung, das  Gericht  sei  berechtigt,  auch  wenn  der  Beklagte  die 
Einrede  der  Unzuständigkeit  vorgeschützt  und  sich  nur  eventuell 
aut  die  Klage  eingelassen  hat ,  die  Klage  ohne  Entscheidung 
über  die  proüesshindenide  Einrede  als  materiell  unbegründet, 
bezw.  durch  eine  materielle  Einrede  elidiert  abzuweisen,  d^n 
dem  Beklsgten  ist  offenbar  mit  der  definitiTen  Abweisnng  der 
^lage  besser  gedient,  als  mit  einem  die  ünsnstandigkeit  des 
Gerichts  ans£q[>reohend6n  UrteiL* 

Marcus  beechSftigt  sich  mit  der  ans  der  Novelle  yom 
30.|IV.  1886  za  S*  809  der  Z.Pr.O.  erwachsenen  Streitfrage,  ob  die 
VoUziehnng  des  Arrests  vor  Zustellung  des  Befehls  ein  suspensiv 
bedingtes  Pfandrecht  erzeugt,  welches  erst  durch  die  nachfol- 
gende Znsteilung  endgültige  Wirksamkeit  erlangt ,  oder  ob  die 
Unterlassung  der  Zustellung  innerhalb  der  Frist  als  Resolutiv- 
bedingung mrkt,  und  entscheidet  sich  für  letzteres,  jedoch  der- 
gestalt, dass  mit  Eintritt  der  Ilesolutivl»edingung  der  Arrest- 
gegenstand nicht  von  selbst  frei  wird,  sondern  erst  eine  richterliche 
Aufhebung  stattzufinden  hat,  aber  nicht  nach  §.  685  der  Z.Pr.O. 
(da  die  ArrestvoUziehung  ohne  Zustellung  nicht  mehr  als  form- 
widrig angesehen  werden  kann),  sondern  durch  Widerspruchs- 
klage nach  §.  806  vor  dem  Arrestgericht. 

Gerlach  erörtert  die  grosse  Unbilligkeit,  welche  —  na* 
mentlich  bn  der  Barechnung  der  Gerichtikostea  und  der  An* 
waltsgebfihren  —  aus  §.  6  der  Z.Fr.O.  erwachse,  sofern  hier- 
nach der  Streitwert  durch  den  Wert  der  Sache,  nicht  durch  dss 
Interesse  der  Streitenden  bestimmt  und  bei  Ansprüchen  aus 
zweiseitigen  Rechtsverhältnissen  der  Betrag  der  Gegenleistung 
nicht  abgerechnet  und  allgemein  die  auf  der  im  Streit  begriffenen 
Sache  ruhenden  Lasten  bei  Feststellung  des  Sachwerts  nicht  in 
Abzug  gebracht  werden.. 
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Obgleich  der  zweite  Zivilseuat  des  Reichsgerichts  neuerdings 
in  einer  rheinischen  Sache  durch  Urteil  vom  12.fV.  1886  (E. 
Bd.  XVI  S.  372)  die  von  uns  im  V.  Bd.  des  C.Bl.  S.  363  besprochene 
Ansicht  von  Petersen  über  die  Behandlung  der  Kompen- 
sation sein  rede  nach  §§.  136*11.  274  der  Z.Pr.O.  beinahe  verbo 
tenns  adoptiert  bat,  so  stOflst  doch  diese  nur  seheiDbar  einfache, 
in  y^klicbkeit  aber  zn  grossen  Anomalien  fELbrende  Ansicht 
fortgesetzt  auf  neue  Gegner  und  dflrfte  durch  vorgenannte  Ent- 
scheidung die  Frage  ihrer  Erledigung  kaum  j^er  gebracht  sein. 
Ausser  Planck  (Lehrb.  I  S.  263,  272  f.)  verteidigen  jetzt  gleich- 
zeitig und  voneinander  unabhängig  Schollmeyer,  «DieBeohts- 
hllngigkeit  der  zum  Zweck  der  Aufrechnung  geltend  gemachten 
Gegenforderung"  (S.  222— 248),  und  Wex,  ,Die  Verhandlung  in 
getrennten  Prozessen"  (S.  248—276),  ersterer  unter  Festhaltung 
an  seinen  früheren  Ausführungen,  den  Grundsatz  der  Rechts- 
hängigkeit der  zur  Kompensation  geltend  gemachten  Gegen- 
forderung. Beide  Erörterungen  treiben,  wenn  auch  von  ver- 
schiedenen Ausgangspunkten,  in  der  Kritik  der  Petersenschen 
Auffassung  und  damit  auch  der  neuesten  Entscheidung  des 
Beichsgerichts  im  wesentlichen  zusammen.  Dass  hierbei  Scholl- 
meyer die  von  ihm  früher  in  seiner  Monographie,  wenn  auch 
nur  als  theoretische  Beigabe  aufgestellte  Lehre  von  der  unent- 
wickelten Widerklage  nicht  weiter  aufrecht  erhttlt,  kSnnen  wir 
nur  billigen,  da  hierdurch  der  Kernpunkt  der  ganzen  Eontro- 
verse  —  die  Bechtshftngii^eit  der  Kompensationseinrede  —  ver- 
deck!; und  zu  Angriffen  Anlass  gegeben  wurde,  weldie  nicht  die 
Grundlagen  seiner  Ausfahrongen,  sondern  nur  jenen  Konstruk- 
tionsversuch  treffen  könnten. 

Nach  Wex  soll,  wenn  das  Urteil  zu  Gunsten  der  Klagforderung 
ergangen  ist,  unter  Beibehalt  der  bisherigfln  Parteirollen  über 
die  anhrin(ä<T  frobliebene.  wenn  auch  getrennte  Einrede  als  solche 
von  dem  Gericht  weiter  verhandelt  und,  wenn  dieselbe  für  be- 
gründet erklärt  wird,  das  Urteil  dahin  gefasst  werden,  dass  der 
Beklagte  berechtigt  sei,  mit,  seiner  Gegenforderung  gegen  die 
dem  Kläger  durch  das  frühere  Urteil  zugesprochene  Forderung 
auizuxechnen. 

Hahn  führt  vom  Standpunkt  des  gemeinen  und  des  preuss. 
E.  unter  Widerlegung  der  abweichenden  Entscheidung  des 
Beichsgerichts  (Bd.  X  a  288  ff.)  den  Nachweis,  dass  ,der  Auf- 
trag des  Gerichtsvollziehers  zur  Zwangsvollstreckung  ein  Ifandat" 
sei,  eine  Auffassung,  welche  bekanntlich  neuesten s  auch  das 
Beichflgericht  in  dem  Plenarbeschluss  vom  lO./VL  1886  nach 
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preass.  B.  —  unter  Yerwerfung  der  bloss  sabndittren  Haftung  als 
Staatsbeamter  —  för  die  richtige  erklärt  bat. 

Im  4.^6.  Heft  «it wickelt  Köhler  im  weiteren  Verlauf 
seiner  Abhandlung  über  prozessreohtliohe  VertrSge  die  Natur 
dieser  Vertrage  als  selbständige,  unabhängig  von  den  damit  ver^ 
bundenen  zivilrechtlichen  Vertrügen  zu  beurteilende  Rechtsge- 
schäfte, erOrtert  dann  die  Einwirkung  des  Wechsels  der  Gesets- 
gebung  und  die  Anwendung  des  internationalen  H  auf  solche 
Verträge,  ferner  die  Rechtsnormen,  welche  für  dieselben  gelten 
und  deren  Ergänzung,  nicht  durch  das  Landes-R.  sondern  durch 
die  allgomcinen  Prinzipien  des  Reichs-R.,  endlich  den  Uebergang 
dieser  Verträge  aaf  die  Universal-  und  Singularnachfolger.  Die 
Lclire  \om  Schiedsvertrag  erscheint  hiebei  vielfach  unter  neuen 
für  die  rechtliche  Beurteilung  wichtigen  Gesichtspunkten  und 
erführt  eine  wesentliche  Bereicherung  durch  die  Ergebnisse  der 
franzüs. ,  Italien,  und  engl.  Jurisprudenz.  Teterseu  verteidigt 
gegen  die  jüngsten  Angriffe  Ton  Schollmeyer  und  Wex  nochmals 
seine  --  bis  jetit  nur  Tom  IL  und  HL  Senat  des  Beieh^feriohts 
adoptierte  —  Theorie  dw  Kompensationseinrede,  nicht  ohne 
schliesslich  bei  der  Zweifelhaftigkeit  dieser  Frage  den  am  Worte 
des  Gesetzes  (§.  186  ,  254,  274  ,  491  der  Z.Pr.O.)  festhaltenden 
Gegnern  gegenüber  an  die  freie  ftber  kümmerliche  Wortinter« 
pretation  glflcklich  erhebende  Secbtspreehung  der  Gerichte  zu 
appellieren, 

Pfizer  will  im  Gegensatz  zu  einer  auch  von  anderer  Seite 
beanstandeten  These  des  Reichsgerichts  (E.  B.  X.  N.  134)  die 
Ansprüche  auf  Ersatz  der  Koston  für  Zeitversäumnisse  dem 
Kostenieststeliungsverfahren  unterwerfen,  da  zwischen  bereits  er- 
wachsenen Kosten  und  entgangenem  Gewinn  zwar  ein  wirtschaft- 
licher, aber  kein  greifbarer  rechtlicher  Unterschied  bestehe,  die 
Z.Pr.O.  vielmehr  nur  zwischen  notwendigen  und  nicht  notwen- 
digen Kosten  als  direkte  Folgen  des  Prozesses  unterscheide. 
Haas  erörtert  drei  Spezialfragen  in  Beziehung  auf  das  Verfahren 
bm  Kostenfeststellung  an.  Hergenhahn  erklärt  sich  im  Gegen- 
satat  zu  einer  Entscheidung  des  Oberlandesgerichts  Kassel  gegen 
die  Zulässigkeit  der  Pfändung  und  Deberweisung  einer  Forde- 
rung,  welche  dem  Schuldner  gegen  den  die  Zwangsvollstreckung 
betreibenden  Gläubiger  selbst  zusteht.  Die  neueste  Entschddung 
des  Reichsgerichts  vom  ll./XI.  1887  (Jurist.  Wochenschr.  von 
1888  S.  14) ,  welche  unter  eingehender  Begründung  eine  solche 
Pfilndung  gestattet,  lag  dem  Verf.  hiebei  noch  nicht  vor.  Marens 
bekämpft  die  vom  Reichsgericht  in  drei  Entscheidungen  festgehal- 
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tene  Ansicht,  nach  welcher,  vrcnn  während  der  Ehe  ein  Wechsel 
des  Ehedomizils  stattfindet,  die  Ehescheidungsgründe  wegen  der 
absolut  bindenden  Natur  der  die  Ehescheidung  regelnden  Normen 
ausschliessUcli  nach  der  lex  fori  beurteilt  werden  sollen,  indem 
er  mit  Grund  geltend  maeht,  dass  der  Grundsatz,  womach  auf 
jedes  Rechtsverhältnis  da.s  E.  des  Gebiets  anzuwenden  ist,  welchem 
das  Verhältnis  angehört,  auch  auf  Rechtsverhältnisse  von  sittlich- 
religiöser  Natur  Anwendung  finden  müsse,  zumal  bei  Kollision 
der  Bechtsnormen  innerhalb  desselben  Staats.   Er  kommt  hier- 
nach zu  dem  Besaltat,  dass  die  lex  fori  »war  dann  Anwendung 
finde,  wenn  die  Ehescheidung  sich  anf  ein  sastHndUches  Verhält- 
nis, nicht  aber  «mf  eine  einzelne  sehnldbafl»  Handlung  gründe, 
wogegen,  wenn  letzteres  der  Fall,  die  Präge,  ob  die  Handlang 
einen  Scheidungagrund  bilde,  nach  dem  R.  desjenigen  Orts  zn 
beurteilen  sei,  an  welchem  die  Ehegatten  zur  Zeit  dieser  Hand- 
lang ihr  Ehedomizil  hatten. 

Gegen  die  Ausführungen  Koffka's  —  vgl.  oben  S.  26  —  ver- 
tritt H.  Mejer  kurz  und  treflfend  die  Notwendigkeit  der  Durch- 
führung des  Mündlichkeitprinzips  auch  in  Beziehung  auf  Zeugen- 
verhörprotokolle  und  auf  die  Darstelluncr  des  Prozessstoffes  I.  In- 
stanz vor  dem  Berufungsrichter,  ganz  in  üebereinstimmun^  mit 
den  bekannten  Entscheidungen  des  Reichsgerichtes,  Gaupp. 

Me^or,  H.  Anleitung  zar  Prozesspraxis  nach  derZ.Pr.O. 
in  Beispielen  an  Bechtsfttllen.  2.  gSnzlich  omgear- 
beitete  Aufl.  Berlin,  Vahlen.   1888.  Xn  u.  415  8.   6  M. 

M.S  ProsesspraziB  ist  schon  seit  9  Jaliren  bekannt.  Das 
damals  erscheinende  Werk  sollte  den  Richter,  den  bereits  ausge- 
bildeten Juristen  in  die  neue  Ordnung  einführen  helfen;  die 
jetzt  erscheinende  neue  Auflage  dagegen  dient  Tomehmlich  dem 

jungen  Juristen;  ihm  soll  das  Verfahren  durch  Vorführung 
praktischer  Fälle  veranschaulicht,  dadurch  der  Inhalt  des  Ge- 
setzes verstündlich  und  seinem  Gedächtnisse  eingeprägt  werden. 
Wie  sehr  das  Buch  auch  dem  älteren  Praktiker  nützen  wird, 
das  mag  jeder,  zumal  der  in  einem  einsamen  Stadtchen  waltende 
Amtsrichter  selbst  prüfen,  der  sich  selbst  unbewusst  vieles  aus 
dem  früheren  Prozessverfahren  in  die  neue  Zeit  mit  herüber- 
genommen hat.  Der  veränderte  Zweck  des  Buchs  hat  eine 
TQllige  Umarbeitung  der  ersten  Auflage  zur  Folge  gehabt,  nicht 
nur  im  einzelnen  infolge  der  gewaltigen  Entwickelung  der  Prozess- 
wissenscbafb,  sondern  auch  in  der  Anordnung  des  Stoffes  und  in 
der  Wahl  der  vorgeführten  Becbtsfttlle,  so  dass  die  neue  Auflege 
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mit  Recht  als  ein  fast  neues  Werk  bezeichnet  wird.  Nach  einer 
Binleitmig  fiber  die  GnudsKize  der  Z.Pr.0.  wird  ein  Bechtsstreit 
im  Anwaltsproseas  der  wirklicbm  Pra^  entnommen  nod,  nach 
Beicfasbaftpflichtgesets  zu  bearteilen,  dargestellt.  Er  beginnt 
mit  dem  Gesuch  am  Bewilligung  des  Armeorechts  und  endet, 
nachdem  er  durch  alle  die  Instanten  durcfagefabrt  und  in  die 
Beraftingsinstanz  surlLckverwiesen  worden,  mit  dem  Kostenfest' 
setsangsverfabren,  dem  sich  noch  eine  Thatbestandsberiditigang 
anschliesst  (S.  6—1%).  Es  wird  darauf  noch  ein  zweiter  Rechts- 
streit im  Anwaltsproze^,  in  dem  allerlei  Zwischenßllle  (Sicherung 
des  Beweises,  Ablehnimg  eines  Richters,  Sicherheitsleistung, 
Unterbrechung  und  Aufnahme  des  Verfahrens  u.  s.  w.)  behandelt 
werden,  vorgeführt  und  darauf  ein  Rechtsstreit  im  Parteiprozess 
gebracht  (S.  126—147—177).  Daran  schliesst  sich  die  Erörterung 
einzelner  Prozessfragen  ('insl>esondere  Streitgenossenschaft ,  Be- 
teiligung Dritter  am  Rechtsstreite,  T^nzustäudigkeitserklärung, 
Teile  und  Zwischenurteile)  an  Beispielen  (S.  177—218)  und  es 
folgt  nun  das  Versiiumnisverfahren,  gleichfalls  an  Beispielen  für 
alle  denkbaren  Fälle  erörtert  (S.  218—248).  Verf.  hält  darauf 
die  Reihenfolge  der  Z.Pr.O.  selbst  ein  und  bringt  Beispiele  für 
die  im  4.  bis  10  Buch  derselben  behandelten  Materien  (S.  249 
bis  400).  Im  »Sehluss*  wird  das  Fdnzip  der  Mündlichkeit  des 
Verfahrens  gegen  seine  Widersacher,  namentlich  Bäbr  verteidigt 
und  henrorgehoben,  welche  Anforderungen  es  an  'Bicbter  und 
Bechtsanwälte  stellt.  Ein  alpbabetiscbes  Sachregister  ermöglicht 
die  Verwendung  des  Buches  auch  zum  Nachschlagen  für  Zweifels- 
Wie,  Boedenbeck. 

Sehönfeld.  Das  V  er  teil  ungs  verfahren  innerhalb  der 
Zwangsvollstreckung  in  das  bewegliche  Vermögen 
wegen  Geldforderungen.  Berlin,  Siemenroth.  1887. 
IV  u.  54  S.    1  M.  20  Pf. 

In  der  Einleitung  wird  der  Grund,  bezw.  die  Notwendigkeit 
des  VerteiluDgsverfahrens  und  die  Stellung  desselben  im  Gefüge 
der  ZwangsvolLstreckung  in  das  bewegliche  Vermögeu  erörtert. 
Die  weitere  Darstellung  besteht  in  einer  Erliluterung  der  Vor- 
schriften der  Z.Pr.0.  §§.  758—768,  welche  als  Ueberschriften 
den  einzelnen  Abschnitten  Torgedruckt  sind.  Die  Arbeit^  welche 
der  Thatagkelt  des  Praktikers  ihre  Entstehung  rerdankt,  soll  der 
Praxis  zu  Hilfe  kommen;  sie  ist  mit  Verständnis  und  Geschick 
geschrieben.  Achilles. 
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V.  Btrairechtswisseuschaffc. 

Oless,  A.    Ueber  das  Weseu  der  Strafe.    Horb,  Christian, 
21  S.  60  Pf. 

Der  kleine  Vortrag  bringt  eine  übersichtliche  und  gemein* 
▼erstftndlicbe  £rl&ntening  der  Strafe,  indem  er  sich  an  das  Laien- 
pnblikam  wendet,  ab«r  auch  den  Faohmftnnem  Literesse  abzu- 
gewinnen hofft.  Der  Vortragende  wendet  sich  gegen  die  abso- 
luten Theorien,  auf  welche  das  Wort  Qoethes  Anwondnng  finde; 
„Eben  wo  Begriffe  fehlen,  da  stellt  ein  Wort  tm  rechten  Zeit 
'  sich  ein*,  ebenso  aber  auch  gegen  die  einseitige  und  ausschliess* 
liehe  BetoDung  eines  der  Zwecke  der  Strafe.  Die  Strafe  könne 
verschiedene  Zwecke  verfolgen.  Erster  Zweck  derselben  sei  die 
Unsthädlichmachung  des  Verbrechers.  Ausserdem  bezwecke  sie 
die  Abschreckung  vor  dem  Begehen  des  Verbrechens.  Als  dritter, 
mehr  unt**rgeordneter,  mittelbarer  und  supplirender  Zweck  komme 
die  15ebseruug  des  Verbrechens  in  Betracht,  welcher  der  Strafe 
eine  modifizierende  liichtuug  gebe.  Mit  diesen  Zwecken  harmoniere 
am  besten  die  Freiheitsstrafe,  neben  welcher  Geldstrafe  und 
Verweis  iu  Anwendung  zu  bringen  seien.  Mit  sehr  scharfen 
Worten  glaubt  der  Vortragende  Dr.  Mittelstidts:  »Gegen  die 
Freiheitsstrafen*  angreifen  und  Terurteilen  su  müssen.  Er  schliesst 
mit  dem  Aussprechen  der  Hoffnung,  dass  das  unserem  Strafrecht 
wie  der  Praxis  desselben  innewohnende  Prinzip  der  Humanit&t 
solange  fortschreiten  werde*  bis  es  die  ihm  natttrlichen  Grenzen 
erreidit  haben  werde.  Bflnger. 

Prozess  Thümmel'Wiemann  betr.  die  Broschüre  „Rh ein, 
Richter  und  rüm.  Priester"  vor  der  Strafkammer  zu 
Elberfeld,  dem  Reichsgericht  und  der  Strafkammer 
zu  Kassel  im  Jahre  1887  und  1888.    Genaue  steno- 
graphische Aufnahme  der ,  Westdeutschen  Zeitung".  Barmen, 
Wiemann.    1887  und  1888.   818  S.,  besw.  86  S.,  beaw. 
817  S.   1  Iff.  50  Pf.,  bezw.  50  Pf.,  be«w.  2  M. 
Der  Staatsanwalt  Pinoff  eröffnete  seine  Anklagerede  yor 
der  Strafkammer  zu  Elberfeld  mit  dem  Ausdruck  der  Ver- 
wunderung darüber,  dasB  der  Prosess  Thümmel  die  Öffentliche 
Meinung  so  auf  das  AeuBserste  bewege,  denn  es  handle  sich  nur 
um  ein  Vergehen  g^en  das  «gemeine  Strafrecht'.  («Gemein* 
ist  hier,  wie  für  die  Tbusende  ron  Hlchl^iuristen  bemerkt  sei, 
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die  den  VerluadlimgeB  beigewolmt  oder  dieselben  gelesen  baben, 
im  Sinne  von  ^aUgemein"  und  nicbt  etwa,  wozu  jeder  Nicht- 
jurist nfifj:en  wird,  unter  Beziehung  auf  das  Wort  »Vergehen* 
in  dem  Sinne  von  , niedrig  —  verwerflich"  zu  verstehen.)  Nun, 
dieser  Verwunderung  steht  jedenfalls  die  Tbatsache  gp.f^enüber, 
dass  der  Prozess  Thümmel  weithin  durch  ganz  Deutsclihind  die 
tiefgehendste  Erregung  hervorgerufen  hat:    die   Berichte  der 
Tagesblätter,  der  wissenschaftlichen  Zeitschriften,  die  Fülle  der 
erschienenen  Streitschriften  über  den  Prozess  und  zu  den  darin 
behandelten  Fragen  —  wie  Nippold,  die  Thümmelscheu  üeligions- 
prozesse  vom  kircheapolitischeu  und  kirciienrechtlichen  Stand- 
punkt beleuchtet.    Halle,  Strien.    1888.    1.  Heft  80  Pf.,  2.  Heft 
1  M.,  ferner  ,  Randglossen  zu  den  Thümmelprozessen  von  einem 
altpreussischen  Juristen.   Halle,  Strien.  1888.  20  S.  80  Pf.  — 
geben  daför  Zeugnis.  Aber  die  Verwunderung  erscheint  auch 
nicht  gerechtfertigt;  denn  wenn  es  sich  in  diesen  ProMssen  audi 
zunächst  um  ein  Vergehen  gegen  §.  166  des  8tr.6.6.s  handelt, 
so  steht  doch  damit  zugleich  die  Präge  zur  Entscheidung,  inner- 
halb welcher  Grenzen  tin  evangelischer  Ohrist,  ein  evangelischer 
Pfarrer  berechtigt  ist,  zur  Vertndigung  seines  evangelischen 
Standpunktes  —  und  d.  h.  nach  der  Meinung  des  evangelischen 
Christen  des  Evangeliums  selbst  —  den  Katholizismus  öffentlich 
in  Wort  und  Schrifb  zu  kritisieren.  Diese  Grenzen  sind  natürlich 
schwer  zu  ziehen,  und  schon  werden  daher  Stimmen  laut,  so 
auch  in  den  eben  erwähnten  „Randglossen",  den  §.  166  des 
Str.G.B.s  unter  Umständen  ganz  aufzuheben. 

Wer  sich  nun  über  den  Gegenstand  des  Thümmelprozesses 
gründlich  unterrichten  will,  der  ündet,  wie  vor  Gericht  selbst 
einmal  ausdrücklich  anerkannt  worden  ist,  in  der  oben  genannten 
stenographischen  Aulnahnie  der  , Westdeutschen  Zeitung*  eine 
wortgetreue  Wiedergabe  derVerhandlungen  vor  dem  Landgerichte 
zu  Elberfeld,  dem  Reichsgerichte  und  demLandesgerichte  zu  Kassel. 
Aber  nicht  nur  mit  der  in  diesem  Prozesse  gegen  Thftmmel  an- 
hängigen Stra&ache,  die  sich  auf  Thümmels  Streitschrift  »Bhein. 
Richter  und  r6m.  Priester"  bezieht,  wird  der  Leser  bekannt, 
sondern  dureh  die  vor  dem  Landgericht  Kassel  erfolgte  wörtliche 
Vorlesung  der  vorher  gegen  Thürnel  ergangenen  Urteile  der 
Landgerichte  zu  Cleve,  zu  Düsseldorf,  zu  Elberfeld  —  dieses 
erste  Elberfelder  Urteil  vom  ll./VHI.  1886  hat  Thümmels  obige 
Streitschrift  hervorgerufen  —  und  der  Urteile  des  Reichsgerichtes 
sowie  verschiedener  gegen  Thümmel  gerichteter  Artikel  der  röm.- 
katholischen  Presse  und  seiner  Erwiderungen  darauf  erhält  der 
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Leser  auch  Kenntnis  von  der  bis  in  das  Jahr  1882  zurück- 
reichenden Vorgeschichte  des  jetzt  schwebenden  Prozesses.  Näher 
auf  den  Inhalt  der  Gerichtsverhandlungen  einzugehen ,  ist  hier 
nicht  der  Ort;  nur  ein  sieh  jedem  Leser  aufdrängender  Unter- 
schied zwischen  den  Verhandlungen  in  Elberfeld  und  in  Kassel, 
die  sich  doch  mit  demselben  Gegenstande  befassen,  sei  auch  hier 
hervorgehoben,  ein  Unterschied,  den  ein  Jurist  (Klasing)  im 
,Dab«iiii*  Nr.  22  mit  den  Wortm  andeutet,  dass  die  Luft, 
welche  den  Kasseler  Gerichtssaal  durchwehte,  dem  Angeklagten 
das  Atmen  nicht  verwehrte.  In  der  That,  aus  den  Elherfelder 
Vwhandlnngen  begreift  man  die  Erbitterung  ThÜmmels  gegen 
die  Juristen  überhaupt  und  seine  Elberfelder  Richter  im  besonderen. 
Um  also  die  gesamte  Sachlage  richtig  würdigen  su  k&inen,  mnss 
man  sowohl  die  Verbandlungen  in  Elberfeld  als  die  in  Kassel  lesen. 

Von  den  vielen  Schriften  über  die  Thümmelprozesse  sei 
endlich  nur  auf  die  bereits  erwähnten  „Randglossen"  besonders 
hingewiesen,  die  den  Juristen  vielleicht  deshalb  mehr  angehen, 
weil  sie  von  einem  Juristen  herrühren.  Es  genügt ,  daraus 
7wei  Punkte  hervorzuheben.  Der  Verf.  bezeichnet  die  Benen- 
nung „ Papstanwalt "  für  die  bei  den  beiden  Elberfelder  Ver- 
handlungen thätig  gewesenen  Staatsanwälte  als  zutreffend,  durch 
deren  Keden  die  Autorität"  der  Staatsanwaltschaft  bisher  am 
meisten  erschüttert  worden  sei,  und  er  billt  den  „katholischen 
Juristen  verein"  in  Mainz  für  gefahrbringend,  so  dass  zu  er- 
warten sei,  die  Staatsregiemng  werde  diesen  Verein,  dem  kein 
Jnstizbeamter  angehören  dürfte,  scharf  im  Auge  bdialten. 

Boedenbeck. 


YI.  Staats-  und  Verwaltongsrecht. 

Oesfeld,  M.  v.    Zur  Frage  der  Regentschaft  bei  eintre- 
tender Herrschaftsunfähigkeit  des  regierenden 
Monarchen    nach    deutschem  Verfassungsrecht. 
(Deutsche  Zeit-  und  Streitfragen,  brsgb.  v.  F.  T.  Holtzen- 
dorü\   N.  F.   2.  Jahrg.,  Heft  13.)    Hamburg,  Richter. 
1887.  36  8.  1  M. 
Die  kleine  Schrift  scheint  zunächst  durch  die  gegenwartigen 
bayer.  Verbttltnisse  herrorgemfen  zu  sein.   Hauptsächlich  be> 
schttftigt  sich  dieselbe  mit  der  Frage,  in  welchen  FaUen,  abge- 
sehen Ton  der  Minderjährigkeit  des  Herrschers,  eine  Beg^itschaft 
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eintreten  soll.  Sehr  entschieden  erklärt  sich  der  Verf.  de  lege 
ferenda  für  die  Successionsunfäliigkeit  deä  Thronfolgers  und  sogar 
für  die  Absetzung  des  Herrsebers  wegen  unheilbarer  Regierungs- 
nnfShi^Eeit.  Die  Beviaioa  der  mangelhafleiL  Bestimmungen  der 
deatseben  Landesverfassangen  Aber  Erbfolgeföhigkeit  imd  Begentp 
Schaft  soll  das  Beieh  in  üebereinstimmung  mit  den  Organen  der 
Einzelstaaten  in  die  Hand  nehmen.  Vor  allem  aber  soll  eine 
reicbsgesetzliebe  Begelang  der  Frage  der  «Begentschaft  jEUr  das 
Deutsche  Beieh'  unentbehrlidi  sein,  da  der  Verf.  mit  B.  r.  Hohl 
und  L.  T.  BGnne  annimmt,  dass  die  Bestimmungen  der  prenas. 
Verfassung  über  die  Regentschaft  für  die  Ausübung  der  kaiser- 
lichen R.  keine  oder  nur  eine  zweifelhafte  Geltung  haben. 

Wissenschaftlicher  Wert  kommt  der  Abhandlang  nicht  zn. 
Die  Ausführungen  des  Verf. 's  sind  vielfach  ungenan,  der  Aus- 
druck zuweilen  kaum  verständlich.  Brie. 

Karminski,  F.    Zur  Kodifikation  des  österr.  Staats- 
bürgerschafts-R.  Wien,  Man/..  1887.  124  S.  2  M.  40 Pf. 

Die  g-ründlicben  Umänderungen,  welche  das  Staats-R.  Oester- 
reichs durch  das  Ausscheiden  aus  dem  deutschen  Bunde,  durch 
deu  Ausgleich  und  die  Herstellung  eines  selbständigen  König- 
reichs Ungarn  und  endlich  durch  die  Aufrichtung  der  VerflASSung 
Ton  1867  eriahren  hat,  haben  merkwürdigerweise  bis  zu  dieser 
Stande  keine  ins  einzelne  gebende  gesetzlichere  Beform  des  B. 
der  Staatsangehörigkeit  nach  sieb  gezogen.  Die  in  den  Staats- 
grandgesetzen in  gro^n  Zflgen  angedeutete  Kengestaltang  dieses 
wichtigen  Verfassung^  und  verwaltungsxechtlichen  Institntes  wird 
aber  nicht  länger  verzögert  werden  können,  da  der  gegenwärtige 
Zustand  bereits  vielfach  zu  Widersprüchen  und  Unsicherheit  in 
Rechtsprechung  und  Verwaltung  geführt  hat.  Die  vorliegende 
Schrift  gewahrt  einen  klaren  Einblick  in  die  bestehenden  Normen, 
in  ihre  Lücken  und  Antinomien  und  bildet  darum  einen  wert- 
vollen Beitrag  für  die  Darstellunf?  dieser  bedeutsamen  Materie, 
de  lege  lata  ebenso  wie  de  lege  ferenda.  Sie  handelt  in  ziem- 
licher Ausführlichkeit  unter  Berücksichtigung  der  einschlägigen 
Litteratur,  nach  einer  knappen  Einleitung  von  der  (38terr.  Staats- 
bürgerschaft überhaupt,  von  ihrem  Erwerbe  und  Verluste,  von 
den  Geblihren  für  die  Ein-  und  Auswanderungsurkunden ;  sie 
laset  den  Um&ng  der  derogierten  Gesetze  erkennen  und  charak- 
terisiert in  zutreffender  Weise  den  amtlichen  Wirkungskreis  der 
sum  Vollzüge  des  Staatsbttrgersehaftfigesetzes  b«rafen«i  Behörde. 

Stoerk. 
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Steflenhagen,  H.  Handbuch  der  städtischen  Verfassung 
und  Verwaltung.  Bd.  1.  Die  Verfassung?  der Stüdte.  VIII 
und  817  S.,  Bd.  II.  Die  Verwaltung  der  Städte.  IV  und 
320  S.    Berlin,  Heine.    1888.    7  M.  60  Pf. 

Wie  der  Verf.  in  der  Vorrede  hervorhebt,  beabsichtigte  der- 
selbe das  städtische  Verfassungs-  und  Verwaltungs  R.  in  einem 
leicht  verstsindliehen  und  übersichtlichen  Systeme  mit  möcrlichster 
Anlehnung  au  die  aus  den  Städteordnungen  sich  ergebende  Dis- 
position unter  eingehender  Berücksichtigung  der  die  StUdteord- 
nungcn  vielfach  ergäuzcuden  oder  abändernden,  bezw.  auf  die- 
selben sich  bezieheadea  Verwaltungsgesetze  und  sonstigen 
Bestimmungen  ror  DaTStelluug  zu  bringen,  um  namentlich  den 
ehrenamtlioli  fungierenden  st&dtiaehen  Beamten  die  erforderliche 
Anleitung  und  Aufklärung  zu  gewtthreu.  Diese  Zwecke  wird  die 
Schrifb,  welche  sdhetTerstftndlich  von  eingehenden  theoretischen 
Untersuchungen  abneht,  auch  erfüllen,  2amal  der  Verf.  bemüht 
war,  möglichst  das  gesamte,  auf  einen  Punkt  bezttgliche  Material 
an  gesetzlichen  Vorschriften,  Verordnungen  u.  s.  w.  ausf&hrlich 
mitzuteilen.  Der  1.  Bd.  enthält  zunächst  in  einem  allgemeinen 
Teile  (S.  1—52)  eine  kurze  Propädeotik  zur  Einffthrnng  in  die 
Materie  des  R.  der  städtischen  Verfassung  und  Verwaltung,  wie 
z.  B.  eine  kurze  geschichtliche  Entwickelung  des  Stiidtewesens, 
Darlegung  des  Geltungsbereichs  der  wichtigsten  Städteordnungen, 
Erörterung  des  Einflusseis  der  ueuesten  Verwaltungsreformgesetze 
auf  das  ^Studt-R."  n.s.  w.  Von  dem  speziellen  Teile  befinden  sich 
noch  Buch  I  und  II  im  1.  Bd.  Das  1.  Buch  behandelt  die 
Grundlagen  der  städtischen  Verfassung  und  Verwaltung  (Stadt^ 
bezirk,  Stadtgemeinde,  Bürgerschaft  und  Qemeindeabgabenpfllch- 
tige) ;  das  2.  Buch  hat  stum  Gegenstand  die  GemeindcTMretung 
(StadtTerordnetenTersammlung  u.  s.  w.)»  den  Oemdnderorstand 
(Mf^strat)  und  die  städtische  Verfassung  in  Stftdten  ohne  koUe- 
gialiscben  Gemeindevorstand.  Bd.  II  nmfasst  das  'S.  Buch,  .Die 
Verwaltung  der  Städte  in  organisatorischer  Beziehung",  welches 
die  Geschäftsführung  des  Magistrats  und  des BürgermeisterSt  die 
Thätigkeit  der  städtischen  Unterbehörden  und  die  Kommunal- 
beamten zum  Gegenstand  hat,  das  4.  Buch  ,Die  Verwaltung 
der  Städte  iu  finanzieller  Beziehung'",  welches  von  der  Vermögens- 
verwaltung im  allgemeinen  und  von  dem  (xemeindesteuerwesen 
im  besonderen  handelt,  und  das  5.  Buch  ,  welches  die  Oberauf- 
sicht des  Staates  über  die  Stadtverwaltung  in  ausführlicher  Weise 
erörtert.  T.  Stengel. 
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StiSoUBler,  B.  Prakiisclie  Erwü^^ungen  über  die  Grund* 
Züge  der  Alters-  und  InvalidesTer Sicherung  der 
Arbeiter.  Berlin,  Heymann.  46  &  60  Ff. 
Verf.,  aeit  16  Jahren  im  Gebiete  der  Bentenversiehernng 
thatag  und  Direktor  der  preuss.  Bentenyersiehenuigsaiistalt,  sowie 
der  Kaiser  Wilhelms >^[»ende  mit  ansammen  93000  Vemdher- 
ten,  legt  einsehneidende  Bedenken  gegen  die  am  17.  Kovember 
vorigen  Jahres  veröffentlichten  ^Gmndzüge"  dar.  Das  Haupt- 
ergebnis seiner  sehr  beachtenswerten,  weil  auf  genauester  Sach-» 
kenntnis  beruhenden,  Erörterungen  gipfelt  in  dem  Vorschlage, 
die  geplante  Verschmelzung  der  Invaliden-  und  Altersrente 
aufzuireben ,  den  Versieheningszwang  nur  auf  die  kranken- 
versichcrungspfliebtigftü  Personen  zu  beschränken ,  anstatt  der 
ünfallberufsgenossenschaften  das  Reich  oder  die  Einzelstaateii, 
bezw.  grösseren  Komniunalverbändo  zu.  Trägern  der  Versiclierung, 
die  Krankenkassen  oder  die  Gemeinden  zu  Zahlstellen  zu  machen. 
Die  Unhaltbarkeit  des  geplanten  Markensystems  wird  S.  27  S. 
überzeugend  dargethau.  Der  Verf.  empdehlt,  ohne  für  die  Kaiser 
Wilhelms-Spende  als  solche  Propaganda  maohen  %n  wollen,  doch 
angesichts  der  noch  allzu  mangelhaften  Unterlagen  für  eine 
wirklieh  zaTerlässige  allgemeine  obligatorische  Invalidenversiche' 
rang  sich  wie  bei  jener  »Spende*  snnachst  auf  eine  Altersrenten« 
gewahrung  (mit  EückzahlungsTorbehalt  fllr  den  Fall  des  vor- 
z^tigen  Ablebens  im  Interesse  der  Witwen  und  Waisen)  zu 
beschränk«!  und  nur  aus  etwaigen  Ueberschüssen  der  Braten' 
Versicherung,  sowie  Beichszuschüssen  eine Invalidenzoschussrente 
für  vorzeitig  invalid  gewordene  Arbeiter  zu  gewähren,  ohne  dass 
dem  einzelnen  auf  solchen  Zaschuss  der  Versicherungsanstalt 
g^entlber  ein  Bechtsanspruch  eingeräumt  würde. 

Leuthold. 

Schriften  des  deutschen  Vereins  für  Armenpflege  und 
Wohlthfttigkeit.  4.  Heft.  Leipzig,  Dunker  und  Hum- 
blot.  1887.    145  S.   SM.  20  Pf. 

Das  4.  Heft  der  Schriften  des  Vereins  für  Armenpflege  und 
Wohlthätigkeit  enthalt  Referate  über  drei  Materien.  Das  erste 
imd  umfangreichste  Beferat  (S.  1—77),  dessen  Verf.  Bezirks- 
prSsident  a.  D.  Beitzenstein  ist,  handelt  von  der  Beschäfti- 
gung arbeitsloser  Armen  und  dem  Arbeitsnachweis 
als  Mittel  vorbeugender  Armenpflege,  welch  letzterem 
Gegenstande  bereits  im  1.  Hefte  der  „Schriften"  ein  koi-zes 
Beferat  von  Ostertag  gewidmet  war.    B.  bespricht  sehr  aus- 
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fiihrlich  die  verschiedenen,  auf  diesein  Gebictü  bereits  vorhan- 
denen Einrichtungen,  hebt  deren  Mängel  hervor  und  macht  auf 
S.  74 — 76  eine  Reihe  von  Reform  Vorschläge,  In  der  zweiten 
Abhandlung  S.  77—134  bespricht  Stadtrat  Ludwig  Wolf  iu 
Leipzig  „Die  Organisation  der  offenen  Krankenpflege" 
wie  sie  gegenwärtig  in  den  Ters^iedentn  deutschen  Staaten  be- 
steht imd  weist  darauf  hin,  dass  die  offene  I&anicenpflege  das 
Gebiet  der  Armenpflege  bildet,  welches  die  Kirche  yor  allen 
Faktoren,  wdche  anf  dem  Pelde  der  Armenpflege  thfttig  werden, 
zn  bearbeiten  berufen  ist,  zumal  die  Eirehe  mehr  als  ein  anderer 
Faktor  in  der  Lage  ist,  weibliche  Hilfe  in  Thätigkeit  zu  stellen. 
Ueber  den  dritten  Gegenstand:  »Der  Wert  allgemeiner 
Waisenhäuser",  li^  ein  kurzes  Referat  von  Bürgermeist» 
Born  in  Magdeburg  vor  (S.  135 — 141)  und  ein  noch  kürzeres 
Korreferat  von  Amtsgericbtsrat  Schwabe  in  Maf^deburg  (8.  142 
bis  145).  Referent  und  Korreferent  sind  darüber  einverstanden, 
dass  die  Erziehung  der  Waisen  möglichst  in  geeigneten  Familien 
erfolge,  gehen  jedoch  über  den  Wert  allgemeiaer  Waiseuanst alten 
etwas  auseinander.  v.  Stengel. 


YII.  Hilfswissenschafben. 

1)  Kraus,  F.  X.  Lehrbuch  der  Kirchengeschiehte.  8.  Aufl. 

Trier,  Lintz.    1887.    XIH  u.  837  S.    10  M. 

2)  Halenbach, K.  R.  Kirchengeschichte  aus  der  ältesten 

Zeit  bis  zum  19.  J  ah  r  Ii  und  er  t.  Neue  (5.)  Gesamt- 
ausgabe (hrsgb.  von  Nippold).  III.  Bd.  Keformations- 
geschichte  1517-1555,  Leipzig,  Hirzel.  1887.  XiX  u. 
728  S.    12  M. 

3)  Sokm,  ß.    Kircheugeschichte  im  Grundriss.  (l.Aufl. 

1887.)  2.  Aufl,  Leipzig,  Btfhme.  1888.  VI  u.  194  S.  2  M. 

80  Pf.,  gb.  3  M.  60  H. 
Zusehends  ist  in  den  letzten  Jahren  das  Interesse  für  das 
kirchliche  Leben  und  mit  ihm  fftr  die  kirchengesehiehtliche 
Litteratur  gewachsen.  B^^iflidi  ist  dies  in  einer  Z«t,  die 
neben  der  Antün&Uibililfttsbewegung  {vgl  oben  &  357)  die 
Thümmelprozeese  (vgL  8.  399)  aufweist  Die  Bechtsprechung 
des  Beichsgerichtes  zu  §.  166  des  BJStG.B.'s,  der  wenn  auch 
nuBSglückte,  in  der  Beiohshauptstadt  gemachte  amtliche  Versuch, 
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die  Freiheit  protestanlaeelier  Ansehauung  im  Sinne  einer  Zensor 
211  unterdrücken,  wie  sie  schroffer  nieht  die  Zeit  Papst  Alezan- 
dera  VI.  oder  die  schlimmste  jesuitische  Epoche  gekannt,  die 
Proteste  des  röm.  Bischofes  gegen  die  Hodiverratsparagraphen 
des  Italien.  Strafgesetzentwurfes  —  alles  dies  ergreift  weithin  die 
Gemüter.  Dazu  wird  die  Frage  der  Besetzung  eines  kirchen- 
geschichtl.  Lehrstahls  in  Berlin  in  mehr  als  gewöhnlicher  Weise 
in  grossen  Kreisen  erörtert.  Auch  die  oben  angeführten  Schriften 
bieten  ein  allgemeineres  Interesse  für  unsere  Leser,  umso  mehr  als 
Nr.  3  von  einem  unserer  bedeutendsten  Juristen  heiTührt, 
welcher  überdies  kürzlich  (Zöcklers  evangel.  Kirchenzeitung  vom 
9.  Juni)  sogar  als  die  geeignete  Kraft  für  den  erwähnten  theo- 
logischen Lehrstuhl  namhaft  gemacht  wurde. 

1.  Gleichzeitig  mit  der  10.  Aufl.  des  verbreiteten  evangel. 
Lehrbuches  v.  Kurtz  erschien  die  dritte*)  des  diesem  nachge- 
bildeten röm.-katholischen  von  K.  Dogmatisch,  am  Standpunkte 
der  Kurie  festhaltend  (vgl.  S.  275,  576,  605,  640,  683),  aber 
TersShnlioh  gegenüber  den  protestantischen  und  den  morgenl&n- 
dischen  Bekenntnissen,  wie  TonirteUsfrei  in  der  Büge  kirch* 
lieher  Missstinde,  erörtert  der  durch  seine  .Charakterbilder", 
«Bealencjklopädie  der  christlichen  Altertümer*,  .synchronistisehen 
Tabellen*,  Kunstaltertümer  Ton  Msass-Lothringen  u.  s.  w.  bekannte 
Profefflor  ä&t  Kirchengeschichte  zu  Freiburg—*  trots  mancher,  vom 
Verleger  gewünschten  Beschneidungen  immer  noch  erschöpfend 
genug  — ,  nach  vorausgeschickter  „Einleitung",  inbesondere  über 
Judentum  und  Heidentum,  für  das  Zeitalter  der  Apostel,  ferner 
der  Verfolgungen,  des  Siegs  des  Christentums,  der  Gormanen- 
bekehrung, des  vorwiegfinden  Kaisertums ,  der  Blüte  des  Papst- 
tums, des  Niedergangs,  der  Reformation  und  Gegen reaktion,  des 
Absolutismus,  endlich  der  Revolutionen  1789 — 1887,  zuerst  das 
Verhältnis  /.um  Staate,  sodann  die  Lehre,  Verfassung,  Zucht, 
Liturgie,  Wissenschaft  uu.i  Kunst  der  Kirche,  und  zwar  in  §.  61, 
118,  125-']27,  161,  175  und  176  für  das  morgenländisehe,  in 
§.  131-142,  159,  160,  172-174  iür  das  protestantische,  in 
§.  102  fürs  jüdische,  endlich  in  §.  67  und  98  fürs  mohammedani- 
sche Bekenntnis  (in  den  beiden  letzteren  FsUen  jedoch  nicht  bis 
zur  Neuaeit  reichend). 


*)  Sind  wir  recht  berichtet,  so  ist  die  8.  Auflege  dadnreh  ver* 
anlaset,  dasa  die  sweite  von  höherer  Stelle  nicht  mehr  gebilligt 
wurde  nod  als  „nicht  korrekt"  umgearbeitet  werden  musstc. 

Die  Redaktion. 
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Auch  die  ausländische  Litteratur  ündet  aich  bis  Ende  188G 
allenthalben  verwertet ;  selbst  die  allerjüngste  Entwickeluiig  des 
Staatskirchen-R.  ist  für  die  Alte,  wie  für  die  Neue  Welt  unpar- 
teiisch angedeutet.  Durch  die  sehr  übersichtlichen  Zeittafeln 
(8.  741^782)  and  55  8.  8acli-  und  Namensverzeichnis  wird  der 
Handgebrauch  des  Werkes  aaeh  für  BechtsTerstftndige  weienfc- 
lieh  erleichtert.  In  der  Schlnsshetraehtang  (S.  740)  wird  als 
wirksames  Mittel  gegen  SosialismaB  und  Eommunismos  die  ans* 
schtiesslich  auf  ,religiOB*8ittlichem  Gebiete  wirksame  alliimfassende, 
von  den  Schlacken  gereinigte  Kirche*  (,der  Znkonfb")  empfohlen; 
der  „Abbruch  der  Maigesetzgebung"  (8.  670)  habe  leider  in 
Frankreich  (S.  (364),  Italien  (S.  675)  und  Rassland  (S.  {]77  und 
737)  noch  keinen  Widerhall  gefunden.  Trotz  nunmehriger  Be- 
seitigung aller  irgendwie  „anstössigen"  Stellen  wird  die  übrigens 
auch  für  das  gereifte  Alter  sehr  wertvolle  Schrift  kaum  den 
Beifall  der  weniger  versijhnlichen  Richtung  tiuden,  wie  auch 
andererseits,  namentlich  vom  evangelischen  Gesichtspunkte  aus, 
Einwendungen  selbstredend  nicht  ausgeschlossen  erscaeinen. 

2.  Einen  ganz  anderen  Charakter  trägt  das  Werk  von  H., 
jenes  ein  Lehr-,  dieses  ein  Lesebuch.  Es  sind  Vorlesungen  für 
Familienabende.  In  diesen  35  Vorlesungen  wird  die  Geschichte 
der  Beformation,  die  verschiedenartigsten  und  schwierigsten  That* 
Sachen,  wdche  zu  neuen  Kirehenbildungen  in  Deutschland,  der 
Schweis,  Schotüand,  Frankreich,  Schweden,  Dänemark,  Spanien, 
den  Niederlanden,  Ikigland  und  Ungarn  führten,  in  ebenso  gründ- 
licher wie  klarer  und  fesselnder  Weise  zur  Däratellung  gebracht. 
Die  Hauptträger  der  geistigen  Bewegung  des  IH.  Jahrhunderts 
treten  plastisch  hervor,  die  Stimmung  des  Zeitaltei'S  und  die 
allgemeine  Weltlage  werden  in  der  2.,  der  Einfluss  der  Re- 
formation auf  Kunst  und  Wissenschaft,  Sitte  und  Politik  in  der 
34.  Vorlesung  besonders  behandelt,  die  Verhältnisse  der  Schweiz 
werden  von  dem  Verf.  —  einem  Sohne  der  Alpen  —  genauer 
berücksichtigt.  Die  Neubearbeitung  hat  den  Charakter  des 
Ganzen  nnveriindcrt  gelassen,  nur  Einzelheiten,  Zitate,  sowie  ein 
ziemlich  breiter  litterarisch-kritischer  Anhang  (S.  661 — 728)  sind 
von  dem  Herausgeber  hinzugefügt. 

8.  8.'s  Kirchengeschichte  ist  eine  Zusammenfassung  der  in 
der  «konservativen  Ifonatschrift"  erschienenen  Auftfttse.  Obwohl 
in  dieser,  schon  in  m^reren  1000  EzempUren  verbreitet,  erschien 
binnen  4  Monaten,  im  Februar  1888,  die  zweite  Auflage  des 
Baches,  ein  Birfolg,  wie  er  wohl  kaum  schon  dem  Werke  eines 
deutschen  Juristen  zu  Teil  geworden.    Die  zahlreichen  Be- 
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sprechungeu  der  theologischen  Blätter  aller  Bichtungen  sind 
Toll  des  Lobes  und  die  theologische  lÄtteratnrzeitang  sagt  s.  B.: 
„dass  diesen  Grundriss  nicht  ein  Theologe,  sondern  ein  berühmter 
Jurist  gesehrieben,  ist  nicht  an  den  Mängeln,  sondern  an  den 
Vorzügen  za  «fkennen".  S.  gibt  in  5  Kap.  nnd  51  gleich* 
mässigen,  kurzen  und  völlig  anmerkungsfreien  Paragraphen  ein 
Gesamtbild  der  kirchlichen  Entwicklung,  wie  es  bisher  noch 
nie  dargeboten  ist.  Nach  dem  bedeutendsten  theolo;?ischcn  Litte- 
raturblatt  (der  evangelisch- lutherischen  Kirchenzeitung),  auf 
deren  Urteil  wir  als  Juristen  uns  verlassen  müssen,  „erkennt 
der  Kenner  der  Kirchengeschichte  durchgehends»  hinter  diesen 
scharten  knappen  Schilderungen  und  Keflexiouen  eine  bedeutende 
wissenschaftliche  Vorarbeit,  welche  auch  mit  den  Fragen  und 
Ergebnissen  der  neuesten  Forschung  in  ruhigem,  selbständigem 
Urteil  rechnet*.  S.  zeigt  uns  die  Entstehung  der  ersten  Ge* 
m«nden,  den  Kampf  des  rOm.  Wdtreiches  gegen  die  verhasste 
Sekte  der  Nazarener,  den  Sieg  der  Beiehskirohe,  die  Entwicklung 
zum  Katholizismus,  die  Ausbreitung  nnd  den  Verfall  des  MOnch- 
tums,  er  entwirft  dann  das  gewaltige  Bild  des  Befonnations^ 
Zeitalters  nnd  kennzeichnet  Gegenreformation  und  Jeenitisnins, 
wie  alle  StrSmungen  und  Strebnngen  der  Aufklärungsperiode 
und  des  19.  Jahrhunderts,  um  in  §.  51  ^die  fötuation"  mit 
einer  Verurteilung  der  Moral  des  Materialismus  und  einem  Hin- 
weis auf  die  alleinherrschende  Grossmacht  unseres  sittlichen 
Lebens,  das  Christentum  und  seine  au&teigende  Bewegung  zu 
scbliessen. 

Meister  des  Stoffes,  bringt  S.  die  Kirchengeschichte  als  Teil 
der  Weltgeschichte  in  lebhafter,  ja  packender  Darstellung  zur 
Anschauung.  Tiefer  Kenner  aller  Spezialf  ragen,  vergisst  er  nie 
das  Ganze  über  dem  Einzelnen  und  bietet,  auilassungsreich  und 
gedankenvoll,  statt  Schilderung  des  ilusseren  Verlaufes  eine  innere 
Bntwickelung.  Mit  der  Schärfe  und  Klarheit  des  Juristen  ver- 
bindet S.  die  feurige  Bhetorik  des  Theologen,  die  überwältigende 
Bedekrafb  des  überzeugungstreuen  Christen,  und  die  —  soweit 
möglich  —  allen  Parteien  gerecht  werdende  ObjektivltBt  des 
Historikers.  1)  Geigel.   2)  8)  Bedaktion. 


Digitized  by  Google 


Zeitsduriflenübenchau. 


409 


E  Zeitsdiri^iiüberscliaiL 


Nene  ZeitBchrifteo: 

TMflkrift  for  RetsTidenskab.  Hrsg.  durch  d.  Stang'sche  Stiftang 
V.  J.  Afzeliua,  J.  Bergh,  C.  Goos^  F.  Hagerup,  N.  Lassen,  E.  Tryg- 
ger.  EUn  Jahrg.  von  ca.  30  Bgn.  8  kr.  LI.  u.  2.  Hager  up, 
nogle  ord  om  den  nyere  retsvidenakabt  karakter.  Denvtser, 
bemaerkninger  om  arrest  for  dorn  i  civile  sager  og  dette  rets- 
middeU  Ddvikling  efter  1683.  Lassen^  Lofte  og  akzept.  Hertz* 
berg^  fib.  deateene  Arbeiten  betr.  nord.  Reehtsgeeohichte  1882/87. 
H  a  rn  m  e  !•  s  k  j  1  d ,  schwed.  Rechtslitteratur  1882—1887.  Dan. 
Rechtslitteratur  desgL  Heft  3  soll  enthalten:  Trygger,  om  rät- 
t<'gängsfb]lmakt  genan  telegram  enligt  svensk  itttL 


0reiizboten.  XLVIL  20.  21.  Leonhard,  d.  Unpopolarität  d.  Jaris- 
pnideoa. 

Hoarelle  BeTve  Mstorlqne.  xn.  3.  Rivier^  l'universit^  de  Bo' 

logne  et  la  premiöre  renaissance  jtiridique.  Arbois  de  Jubain- 
viUe,  la  Öaisie  dans  la  loi  Salique  et  dans  le  droit  Irlandais. 
La  peine  du  volendr.  irl.  Bsmeln,  le  serment  promissoire  en 
droit  canonique. 

Archiv  f.  FranVf.  Geschichte  u.  Kunst.   III.  F.  Bd.  1.  Bücher^ 

Frankfurter  Buchbinderordnungen  vom  16.  — 19.  Jalirii. 

Z^tubr.  f.  Tergl.  Beehtswtsseiifldiaft.  vm.  1.  Bernhöft,  s. 

Geschichte  d.  enrop.  Familien-R.  Schultzenstein.,  Entwurf  e. 
Zivilprozessorduung  f.  Japan.  Kohler,  rechtevergleich.  6kizzenj 
ind.  Gewohnheite-R. 

Hagailn  t,  d.  deutsche  R.  d.  Gegenwart.  VIII.  1.  Süss,  Vor- 
merkung z.  Erhaltung  d.  R.  auf  Auflassung.  Muskat^  R.  d. 
Hiterben  sa  d.  einzelnen  zum  ungeteilten  I^acltiasüe  gehurigen 
Sachen.  Hergen  ha hn,  Rechtsfall  ans  d.  Erb'R.  (§.  774  Z.Pr.O.}. 
Stege  mann,  Rechtsfall  (Dienstbotenordnnngoi  d,  Provinz  Han- 
nover). ' 

Oesterr.  Gerichtszeitnng.  XXXIX.  19.— 22.  Finger,  d.  „objective 
Thatbestand"  als  Strafzumessungsgrund.  20.  Nowak,  z.  Reform 
d.  Jurist.  Studien.  Zur  Exekationsnovelle.  21.  II  ei  sa  eis,  an 
§.  5  Ges.  V.  10./VL  1887. 

Jurist.  BlStter.    XVn.  19.  20.  22.    üeber  Bml&ehtigungsdelikte 

nach  österr.  R.  20.  W.  Zucker,  d.  mnndl.  Sximmarverfahren 
vom  statistischen  Standpunkt.  23.  Ein  Theaterprozess.  21.— 24. 
Steinbaeh.,  d.  ReehtsgmndAtse  betr.  d.  Ersatz  ▼.  Vermögens- 

Schäden.    Theresian.  Rechtsdenkmäler. 

Oesterr.  CentnUbl.  f.  d.  Jurist.  Praxis.  VI.  5.  Horner,  über 
Reclitsiortbildung.  D  a  m  i  a  n  i  ts  c  ii,  einige  Worte  über  Zurech- 
nung u.  Strafen.  (Beiheft  IV,  5.  Caro,  gesetzl.  Behandlang  d. 

Arbeitsbücher  in  Oesterreich.) 

Themis«    Teil  IL,  Stück  2.   Goudsmit^  de  toepassing  van  artikel 
231  der  Algemeene  Wet  van  26  Augostiis  1822.  fieemskerk, 
presidiale  bevelschriften  tot  beslaglegging.    Alvens,  nit  de 
CentmlbUtt  iix  BeelitflwlueBMbAft.  TIL  Band.  80 


Digitized  by  Google 


410    Centralblatt  für  Rechts wissenschait  (1888).  VII.  Bd.  10.  Heft. 


nagelaen  geechriften  vnn  wylen  1fr.  D.  L^on.   Wet,  hondende 

algemeene  bepoliogen  der  wptgpving  van  liet  Koningryk.  Berg- 
sma,  het  domicUie  uaar  aanleiding  van  het  Kapport  der  Staata- 
commlwie  van  1886.   Oondsmit,  hetOntwerp  Tan  Wet  op  bet 

faillipsement  en  de  Surseance  van  V)etaling.  Land,  liet  ontwcrp 
tot  herzienini?  van  het  burgerlijke  wetboek  (Öchluss). 

Reehtogeleerd  Magazijn.  VII.  3.  De  Leao  Laguna,  stratrechtel^jke 
aansprakelijkheid  voor  derdenu  d'Ablfting,  aninma  eodieie. 
V.  ß on  e V al-Fawre,  de  gedwoDgen  toflsehenkoinst  in  htt  barger* 

lijk  geding. 

The  H«w  Xereey  Iiftw  Jonrntl.  XI.  1.  The  distriet  conrts  8ett-off 

1  II  ;l  i  I. stires  court. 

The  Calcatta  Beview.   1887.  Oct.   Fhillipps,  comparative  penal 

law.   Caspenzsz,  law  reform  and  chaos. 
La  Fnuiee  Jadiciaire.  1888.  Mars,  Avril.    Annales  jadiciaires.  re- 

vne  de  la  Jurispradence  civile  en  1887.    Enthält  eine  kritische 

Uebersicht  der  neuesten  Entscheidungen.    Etüde  de  propriätÄ 

litteraire. 

Berne  des  Soet^t^s  (Vavasseur).  1888.  Janvier,  Fevrier,  Mars. 
L  ancienne  communaut6  des  „Beziis''  en  Bearn.  Revue  de  Juris* 
pradenee  finaneik«.    PropositiOD  de  loi  snr  lee  eod^t^  eom- 

merciales. 

Bevne  g^nörale  etc.  1888,  Lig.  I  et  II.  Janvier- Avril.  La  femme 
pea^d1e,  mime  en  acceptant  la  eommnnantd,  rvrendiqner  aon 

iiTini».uble  propre  vendu  par  le  mari.  L'acceptation  de  1  enquSte 
dans  la  proc4dure  criminelle  du  moyen-age.  Essai  sar  l'histoire 
de  la  Praefectnra  UrMs  k  Rome.  Lea  Gonaeila  de  Prifeetare  et 
la  question  de  lenr  snppression.  Sir  IT.  Maine.  Du  double 
calcul  de  la  r^erve  sur  les  meines  biens,  Le  mariage  des 
prfttrea  derant  la  loi  ciTile.  Du  conflit  des  loi»  en  matüre  d'ab* 
sence.    Les  enqnitea  parlementaires  et  la  loi  en  Italie. 

Monitenr  des  Assnrancos.  1888.  Janvier  et  Fßvripr.  Le  criferinm  de 
savoir,  c'est  faire.  De  la  mortalite  en  Assurances  pour  la  vie 
enti^re.  Police  firangaise  d^aasnranee  maritime  sur  eorpa  de 
navire  en  viguenr  au  1  Janvier  1888.  Les  Assurances  sur  la  vie 
en  Allemagne  en  1886.-  Assurances  contre  Tincendie.  questions 
pratlqnes.  Police  franfaiae  d'aaa.  maritime  enr  marehandiae  on 
facultes.    Les  accidents  du  travail  et  le  Parlement. 

Becneil  p<^riodique  des  Assurances.  1887.  Oct. -Nov.  Affaire  de 
rOpera  Comimie.  Kouvelles  etudes  sur  les  Assurances  sur  la  vie, 
controle  des  Compacniea  d^aaa.  sur  la  vie  par  FEtat  (Lei ort). 

BiTista  italiana  per  le  scienze  ginridiche.  V.  1.  Bolaffio, 
questioni  controverse  nel  giudizio  cambiario.  Scialoja,  fs.  14 
S.  S  D.  XXXIV  1.  Polaeeo,  anlla  miatra  del  eontribnto  dei 
coniugi  ai  domestici  bisogni. 

ArclÜTio  ginridico.  XL.  1.  u.  2.  Trincheri,  la  personalitä  degli 
ecbiavi  in  Roma.  TamaaBia,  iL  dir.  nelia  vita  italiana.  Jona, 
la  funzione  moderatrice  nelle  Stato  moderno.  Manara,  il  dir. 
ferroviario.  Cogliolo,  la  filosofia  juridica  nelle  üniversitä. 
Chi  a  p  p  e  11  i ,  a  propoeito  di  una  recente  edidone  di  Statuti. 
Bianchi.  snlla  iniperscrittibilitä  in  niateria  dotale.  Castel- 
bologneso,  dei  caratteri  differeuzialil'ra  la  vendita  di  speranza 
e  la  vendita  di  cose  fatnre. 

Zeitschr.  f.  dentschen  ZIvilprozcss.  XIT.  2.  Rintelen,  d.  gcsetzl. 
Form  der  Beschwerde  (Z.Pr.O.  §.  532).  Marcus,  Auferlegung 
d.  Koeten  d.  Berufungsinstanz  CZ.Pr.O.  %.  92  Aba.  2).  Voss,  e. 
Beitrag  s.  Abaonderunga-R.  d.  Verpächters. 
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Ctoriehtssaal.  XL.  7.  v.  Bar,  zweifelhafte  Bctrufrsrälle ,  insbes. 
untersagte  Benutzung  v.  Eisenbahnretourbillets.  Buri,  über  d. 
Begriff  d.  Geiahr  u.  seine  Anwendung  auf  d.  Versuch. 

Ar«hiT  f.  Straf-R.  XXXV.  G.  Kaiser  Wilhelm.  Mayer,  d.  Ent- 
wurf e.  Strafges.  f.  Italiea  (Zanardelli).  Peter  soii,  d.  Unzu- 
länglichkeit d.  Strafmittel  «.  Strafdrohungen  d.  R.Str.G.B.  Ort- 
lon.  d.  Eröflfnung  H   Hnnr-t Verfahrens  (Str.Pr.O.  §.  206). 

Hartlebons  Gerichtsbibliothek.  I.  2.  Prozess  Schönerer.  Prozess 
Wilson. 

Beme  philosophiqne.  1887.  S.  625—644.  Tarde,  les  travaux 
recents  sur  la  päychoiogie  criminelle  (Marro,  Battaglia,  de  Aram* 
burn  y  Zuloaga,  Lombroao,  Contague  etc.) 

Hlstor.-pollt.  Bläffpr.  CI.  7.  8.  540—560.  Der  Thronwechsel  In 
Freussen  u.  im  Reich. 

OevtsehM  Woekenblntt.  I.  7.  Freie  Wahlen.  9.  Yormeng,  Ifiss- 
brauch  d.  Redefreiheit  im  österr.  Abgeordnetenhaus.  10.  Die 
Vorgänge  im  preuss.  Abgeordneteabause  (Frage  d.  Verfassnngs- 
anderang).  11.  Verlilngerung  d.  Legislatorperioden.  Hayr, 
:;;;lien.  iVationalunfall ver.sichcrungskaase. 

BeTue  de  droit  international.  XX.  2.  Cuvelier,  de  Tincom» 
petence  des  tribunaux  beiges  vis-ä-vis  des  gouvernements  ^tran- 
gers,  dtadite  au  point  de  voe  de  la  Situation  sp^iale  de  l'Etat 
du  Congo  en  Belgique.  Kamarowsky.  des  causes  politiqnes 
•  de  guerre  dans  lEurope  moderne.    Pradier-fod^r6,  la  Re- 

puuiqne  Argentine  et  le  droit  international.  Lehr,  le  corps 
diplomatiqne  et  le  corps  consulaire  en  Espagne.  Coup  d'oeil 
sur  1  Organisation  actuelle.  Rolin,  le  nouveau  projet  de  code 
de  eommerce  portugaie. 


G.  Neue  ErscheiiLuiigeiL 

Vom  10»  Hai  bis  9.  Juni  1888  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
eingegangen  (ietstere  mit  *  bezeichnet). 

1«  Bentsehe  Bfldier  luid  BrosditreB. 

Benedikt,  E. ,  d.  Einfluss  d.  Schwurgerichtes  auf  das  materielle 
Straf-R.  Vortrag,  geh.  am  8^0.  1888  in  d.  jnriet.  Gesellschaft. 
Wien,  Maiiz.    28  S.    60  Pf. 

*Borc  lie  r  t,  Th..,  d.  strafrechtl.  Verantwortlichkeit  f.  Handlungen  Dritter 
insbes.  d.  Teilnahme  am  Verbrechen  u.  d.  mittelbare  Thäter- 
schaft,  nach  deutsch-preuss.  R.  Berlin,  Müller.  VIII  u.  135  S.  3  M. 

Brockhaus,  Fr.,  üb.  d.  kanon.  R.  Rektoratsrede.  Kiel,  Universitäts- 
buchhandlung.   22  8.    1  M. 

•Cohn,  Gr.,  drei  rechtswissenschaftl.  Vorträge  in  gemeinverstindl. 
Darstellung.    Heidelberg,  Winter.    148  S.    2  M.  80  Pf. 

1)  DeutHc))es  R   Im  Munde  des  VoIkH.   2)  Wanun  hat  und  bnmolit  dar 
Handel  ein  beaonderea  R.?  3)  Die  Anfänge  eines  Weltverkebra-R. 

*Cosack.,  K.,  Lehrb.  d.  Üandels-R.  mit  Binschluss  d.  See-R.  (Jurist. 
Handbibliothek.)  Stuttgart,  Enke.  XX  n.  540  S.  9  M..  gb.  10  M. 

Dantscher  v.  Kollesbere,  Th.,  d.  polit.  R.  d.  ünterthaneu.  1.  Lfg. 
Wien,  Manz.    124  S.   8  M. 

•Dickel,  K.,  d.  Vorbildung  d.  Juristen  in  Freussen,  insbes.  in  der 
Praxis.  Vortrag  in  d.  Jurist.  Gesellschaft  in  Berlin.  Marburg, 
Ehrhardt  54  6.  IM. 
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Ebbecke^  J.,  Grundriss  eines  Systems  d.  Rechtsordnung  nach  prakt. 
Zwecken  dargestellt  unter  Berücksichtigung  d.  preVBS.  R.  n.  d. 

Reichs-R     Berlin,  Gnttentag.    45  S.    1  M. 

Esmarch,  K.^  röm.  Rechtsgeschichte.  3.  verb.  AaiL  Kassel,  Wigand. 
Zin  n.  457  8.  9  M. 

£zner,  A.,  Erinnernng  an  Brinst.  Vortrag  in  d.  VolWersanunlang 
d.  Wiener  jnrist  GesellsehafI  am  23./JUI.  1887.  Wien,  Holder. 
28  S.   1  M. 

Pittin g,  H.^  d.  Anfänge  d.  Rechtsschnle  sn  Bologna.  Berlin,  Gatten* 
tag.  V  XL.  129  S.   3  JI. 

Friedmann,  O.,  objektives  Pressverfahren  u.  Offizialverfolgung  bei 
Ehren beleidigungen.  (Aus  «AUg.  österr.  Gerichtsztg.")  Wien, 
Haut.  24  8.  80  Pf. 

Herge n  r  o  t  }>  p  T-    Pii..  Lehrbucli  d.  kathol.  Kirchtttt-B.  Freiboiig, 

Hf-nli  r     XVI  u.  552  .S.    (j  M. 

Hintauiiaiiung,  die,  d.  Trunksucht  u.  d.  Gesetzentwurf  v.  1887.  Be- 
sprochen fiber  Veranlassung  d.  österr.  Vereines  gegen  Trunk- 
sucht v.  e.  Mitglicde  desselben.    Wien,  Manz.    24  S.    60  Pf. 

*H übler,  kirchJ,  Rechtsquellen.   Berlin,  Pattkamer  &  Mühlbrecht. 

74  S.  2  H. 

*KornfeldH  J.^  d.  mflndl.  Snnunarrer&hren.  Bemaknngen  u.  Ab- 
änderungsvorschläge sa  d.  Gesetsrattwürfen.  Wien,  Hans.  1888. 

75  S.    1  M.  20  Pr. 

^Krüger,  P.,  Gesehiehte  d.  Quellen  n.  Litteratnr  d.  r.  R.  (Bindings 

Handbuch  I,  2.)    Leipzig,  Duncker  &  Hurablot.    895  S.    9  M. 
*Levi,  8.,  Vorname  u.  Familienname  im  R.   Glessen,  Roth.   XU  n. 
60  S.   1  M. 

Maneles,  H.,  Verjälirung  u.  Schadenandienung  in  SeeversiclierBngS- 
sachen.    Wien,  Bretzner  &  Co.    32  ö,    1  M. 

*Mataja,  V.,  d.  R.  d.  Schadenersatses  Standpunkte  d.  National- 
ökonomie. Leipite,  Duncker  A  Humblot.  Al  n.  804  8.  4  tf. 

40  Pf. 

Mayer,  B. ,  d.  Vereinbarung  schiedsriciitlicher  Keclitsstreitentschei- 
dnng  naeh  früherem  n.  jetzigem  gemeinen  R.  Eine  liistorisch- 
dogmat.  vergleich.  Darstellung.  Erlangen,  Deichert  XU  u.  122  8. 
2  M.  40  Pf. 

•Meili,  F.,  Grundrias  zu  akadem.  Vorlesungen  üb.  d.  Zivilprozess-R. 
d.  Kantons  Zörich  u.  d.  Bundes.   Zürich,  Greil,  Fttssli  A  Co. 

63  S.   2  M. 

*Meili,  F.,  d.  R.  d.  modernen  Verkehrs-  u.  Transportanstalten.  Ein 
Grundriss.  Leipxig,  Duncker  Humblot.  XI  u.  130  8.  S  tf. 
20  Pf. 

Meili,  F.,  d.  Reehtsatellnne  d.  Dampfechiffunternehmungen  in  d. 
Schweiz.  (Sammlung  scnxreiser.  Rechtsfragen.  1.  Hft.)  Bern, 
Jenni.    1  M. 

Merkel,  J.,  Abhandlungen  aus  d.  Gebiete  d.  r.  R.   8.  Heft  Halle, 

Niemeyer.   4  M. 

Inhalt.  Uelwr  cU«  Bntstaliiiiig  d«s  röm.  Bomtugehalte»  u.  über  röm. 
OBilolitouebjUiren.  VI  n.  1T4  fl. 

•Motive  z.  Entwurf,  e.  bürgcrl.  G.B.  Berlin  .  Gnttentag.  I.  25  Bg. 
2  M.  11.  ÖÖ  Bg.  4  M.  50  Pf.  UI.  55  Bg.  4  M.  40  Pf.  XV.  81  Bg. 
6  M.  50  Pf.   V.  45  Bg.  8  M.  60  Pf. 

Key,  C. ,  Institutionen  n.  Pandekten  mit  specieller  Berücksicht.  d. 
Quellen,  d.  Reichsjustizgesetze  u.  d.  preuss.  Land-R.,  f.  Studie- 
rende u.  Prüfungskandidaten  in  Frage  u.  Antwort  bearbeitet, 
m.  F^milien-R.  n.  Erb-R.  Berlin,  Bahr.  VIII  o.  504  6.  6  M. 
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Parey.  K.,  Handbuch  d.  prcnss.  Verfassnng-s-R.  mit  Rücksicht  auf 
d.  deutselie  Reicbsverfassung,  als  Leitfaden  f.  Schale  u.  Haus 
z.  prakt.  Oebnaeh  burb.  Berlin,  Siemenroth  ä  Wonne.  78  8. 
60  Pf. 

RinteleD.V.,  ZwangsTersteigerung  a.  Zwaugsverwaltung.  (Gesetz 
ISTvII.  1888.)  Systematisch  dargestellt  8.,  mit  dem  f.  den 

Geltungsbereich  d.  rhein.  R.  bearb.  Nachtrage  versehene  AMßg, 
Paderborn,  Schöningh.    VIII  u.  173  S.    2  M.  40  Pf. 

Rossmy,  J.  B.^  Handbuch  f.  Gefängnisaufseher.  2.  unveränd.  Aufl. 
Hrsg.  V.  d.  rhein.>weetfiU.  Geflingnisgeeellsehaft.  Dtteeeldorf,  Voss. 

63  S.   50  Pf. 

Eockinger,  L.  v. ,  üb.  d.  Abfassung  d.  kaiserl.  Land-  u.  Lehen-R. 

1.  B&lfte.   (Ans  „Abhandlungen  d.  k.  b.  Afcad.  d.  Wissensch.**) 

München,  Franz.    104  S.   3  M. 
*Scharff,  G.,  d.  Lehre  v.  Gewäbrerlass  (pactum  de  non  praestanda 

evietione)  nach  r.  R.  Greifswald,  Scharff.  III  n.  78  8.   1  M. 

50  Pf. 

^Schmidt,  A.,  echte  Hol,  Ein  Beitrug  z.  deutschen  Rechtsgeschicbte. 
Leipzig,  Dnneker     Hnmblot   X  n.  904  8.  4  H.  80  Pf. 

^iSehrntka-Rechtenstamm,  E.  v.^  Qrundriss  zu  Vorlesungen  ftber 
österr.  Zivilprozess.  Für  d.  Bedürfnis  seiner  Zuhörer  l^stlmmt, 
Berlin,  Heymann.   44  S.    1  M.  80  Pf. 

*8chulze,  H.,  d.  prenss.  Staaks-R.,  auf  Grundlage  d.  deutschen  Staats- 
R.  dargest.   1.  Bd.   2*  Aufl.  Leipzig^  Breiticopf  *  HKrtel.  XII 

u.  660  S.    12  M. 

Seydel,  M.,  bayer.  Staats-K.  1.— 3.  Bd.  2.  unveränd.  Abdr.  Frei- 
burg, Mohr.   1887.  IX  n.  658  S.,  V  n.  581  S.,  VI  n.  660  8. 

40  Pf. 

*Stobbe,  0.,  z.  Geschichte  d.  älteren  deutsclien  Konkuröproze»aes. 
Ale  Eünleitiing  in  d.  hent.^  R.  Berlin,  Herta.  IV  n.  116  8.  8  H. 

*üllmann,  d.  Handelsgebr'äuche  üb.  Lade-  u.  ^öschzeit,  üeberliege- 
zeit  u.  Liegegelder  bei  d.  Transport  v.  Gütern  auf  Flüssen  etc. 
Berlin,  He3'mann.   1  H.  50  Pf. 

Verliaiidinngen  d.  19.  deutschen  Juristentage.  L  Bd.  Gatachten. 
Berlin,  Guttentag.    IV  u.  162  S.  M. 

Wagner,  iib.  Gefängnisweseu  u.  Fürsorge  f.  entlassene  Strafgefangene 
Vortrag,  geh.  im  Stut^rter  Frauenverein.  Stuttgs^,  Buch- 
handlang der  Brangel.  Gesellschaft.  46  8.  20  Pf. 


♦Bilfinger,  G.,  d.  bürgerl.  Tag.   Cntersmehungen  über  d.  Beginn  d. 

Kalendertages  im  klas.s.  Altertam  n.  chriStl.  Wort.  Stuttgart, 

Kohlhamnier.    286  S.    5  M. 
Ellinger,  G.,  d.  antiken  (Quellen  d.  Staatslehre  Machiavellis.  (Aus 

„Zeitschr.  f.      ges.  Staatswissenach.**).  Tübingen,  Lanpp.  VUI 

62  S.    1  M.  50  Pf. 
Kaufmann,  G.,  Geschichte  d.  deutschen  Universitäten.    1.  Bd. 

Stuttgart,  Cotta. 

Kohut,  A.,  Buch  berühmter  Duelle.  Berlin,  Fried.  VII  u.  2G3  S. 
4  M. 

*Jfahraan,  H.,  d.  Ordnung  d.  ArbeiterwohnungsArage.  Berlin,  Hey* 

mann.    18  S.   40  Pf. 
*Mahraun,  IL«d.Verteilmigv.  Notetandsgeldem.  Ebd.  ISS.  40 Pf. 

Meyer,  A.,  über  Altersversicherung  d.  Arbeiter.  Vortrag,  geh.  in 
d.  Volkswirtschaft!.  Gesellsch.  zu  Berlin  am  14^1.  1888.  (Volks* 
wirtschafll.  Zeitfragen.   74  Hefte.)   Berlin,  Simion.   1  M. 
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Bimpler,  H.,  Dom&aenpolitik  u.  Grandeig^tams Verteilung  vornehm- 
lich in  Preussen,  Leipug,  l>anck«r  ft  Humblot»  IX  u.  253  & 
5  M.  40  Pf. 

Schriften  d.  Vereins  f.  d.  Gssehiehte  Berlins.  24.  Heft.  Berlin, 
lUttler  &  Sohn.    3  M. 

Inhalt.   Bruso,  Wackearodes  Corpus  IJoiiorum  des  Magistrat«  der  kgL 
Reaideatzien  Berlin.   1771.  VI  u.  160  S. 

Schröder,  L.  v.,  d.  Hochzeitsbräuche  d.  Esten  u.  einiger  anderer 
fiimlseh-iigriBeher  Völkersehftften  in  Vergleichang'  mit  denen  d. 

indogerman.  Völker.    Ein  Beitrag  zur  Kenntnis  d.  ältesten  Be- 
ziehungen d.  finnisch-ugrischen  a.  d.  indogerman.  Völkerfamilie. 
Berlin,  Asher  &  Co.   VUI  u.  265  S.   5  M. 
Seid  1er,  G.,  Lehrbuch  d.  österr.  Staataverrecliniing.  Wien,  Holder. 
XII  u.  252  S.  6  M. 


S.  Aasgaben  Ton  ÖeseUeuj  Sniscbeidmigen  etc« 

•Atzrott,  0.,  Sozialdemokrat.  Druckschriften  u.  Vereine,  verboten  etc 
Kachtrag.    Im  amtl.  Auftrage  bearb.   Berlin,  Heymann.  VII  n. 
46  S.    IM.   (Vgl.  C.Bl.  VI,  75.) 
•Eger.  eisenbahnrechtl.  Entscheidungen  deutscher  ii.  österr.  Gerichte. 

VL  Bd.    1.  Heft.    Berlin,  Heymann.    128  S.    18  M. 
•Jahresbericht,  dritter,  d.  Gefängnisgesellschaft  f.  d.  Prov.  Sachsen, 
n,  d.  Herzogt.  Anhalt. 

Entbilt  Referate  «to.  von  Eobllnakl,  Ehrenberg,  PeDBchke,  Fxink», 
Förster. 

Hellwig,  K.,  Zivilprozesspraktiknnj  Zum  Gebrauche  bei  zivilproses- 
snalen  u.  konkorarechtl.  Uebungen.  Freibarg,  Mohr.  VII  n. 
102  S.  2V. 

Menzcn,  Materialien  z.  Gesrtzoitwurf  üb.  Grundbnchwesen,  Zwangs- 
vollstreckung etc.  im  Gebiete  d.  rhein.  R.,  sowie  z.  Gesetzent- 
wurf betr.  Vereinigung  v.  Rechtsanweltsehaft  n.  Notariat  21^* 

Bonn,  Hrm^trin     1.  Lfg.    4S  S.    1  M. 
Putz,  C,  Jurist,  früfungsfragen  mit  konxisen  Antworten,  f.  Kandi- 
daten d.  reehtsMetor.  PrBfnngen  «TStemat.  bearb.   1.  Abt  Prft* 

fungsfragen  aus  d.  röm.  Institutionen-R.  1.  Bdclnj..  enth.:  A-H- 
gemeiner  Teil,  Sachen-R.,  Obligationen-B.  Wien,  Frank.  VI  n. 
113  8.  1  M.  50  Pf. 
fleh  war  zkopf,  A. .  d.  Fahrwesen  auf  öffentl.  Wegen,  Strassen  u. 
Plätzen  im  Königr.  Sachsen.  Planen,  Hohmann.  VIII  n.  172  S. 
3  M.  50  Pf. 

Scbimkowsky,  J.,  Formularien  über  alle  Zweige  d.  österr.  Zivil-R. 
Ein  Handbuch  f.  Advokaten  u.  Notare.  3.,  räch  d.  gegenw&rt 
Stande  d.  Gesetzgebung  richtig  gestellte  u.  vielfach  vermehrte 
Aull.  Mit  e.  Anh.,  enth.  Tabellen  s.  Berechnung  d.  Vermögens 
übertragnngR-  u.  Eintragungsgebühren  n,d.  Stempelekalen.  Wien, 
Mauz.    X.XXVin  u.  606  S.    8  M. 

Staat  i  a  r  Ii  f.  Saeheen  f.  1888/89.  Dreiden,  Heinrich.  XVI  o. 
777  S.    7  M. 

Wie  führe  ich  meine  Prozesse  beim  Amtsgericht?  24.  AuÜ.  Libau, 

Skrzeczck.   46  S.    1  M. 
Wie  mache  ich  Steuerreklamationen?  3.  Aufl.  Bbd.  44  S.  1  ü> 
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Znaammenstellung  d.  Ges.  üb.  d.  sächl.  Leistungen  f.  d.  Heerwesen. 

Stuttgart,  Metzler.  3  M.  40  Pt.  (Supplement  allein  enth.  Pferde- 

anahebungsreglemeat  8.  65-- 88.  20  Pf«) 
Klemm,  FT.  H.,  Reicbsgesetz  betr.  d.  unter  Ausschluss  d  0? '^c ntlich- 

keit  stattfindenden  Gerichtsverhandlungen  v.  bJlW.  188S.  Leipzie« 

Koasberg.  III  n.  64  8.   1  H.  dO  Pf. 
Zivilprozessordnung  v.  L.  Senffert.    4.  Aull,    la.  6  Lfgn.    1.  Lfg. 

NördllDgen,  Beck.   160  S.  3  M.  20  Pf. 

—  Peters.   Berlin,  Hfiller.   8  M.  50  Pf. 

Krah,  C. ,  Strafgesetzbuch  f.  d.  Deutsche  Reich  mit  Erläuterungen 
u.  d.  Entscheidungen  d.  Reichsgerichts,  sowie  d.  Bestimmungen 
üb.  d.  Zuständigkeit  d.  Gerichte  in  Strafsachen.  Berlin,  Siemen- 
roth &  Worms.    VII  u.  400  S.    2  M. 

Gewerbeordnung  (Knyser).  2.  Auf!  (Für  d.  Reich.)  XII  u.  368  S. 
2  M.  40  PI".  Ausg.  f.  Preusseu.  XII,  368  u.  32  S.  3  M.  Ausg. 
f.  Elsass-Lollirlngen.    Berlin,  Müller.   XII,  368  u.  48  S.   3  M. 

Unfallvcrflichernngagesetz  (Woedtke).    S.  Anfl«    Berlin,  Gattentas. 
XLII  u.  308  S.   2  M. 
-  V.  ll./VII.  1887  (Mugdan).   Ebd.    XX  u.  211  S.    1  M.  25  Ff. 

Unfallversicherung,  d.  landwirtschaftl.  (f.  Hannover)  Tischoppe. 
Hannover,  Meyer.    52  S.   50  Pf. 

—  (f.  Sachsen)  v.  Rumpelt.  Dresden,  Höekner.  X  u.  292  S.  3  M. 
Unfall-  u.  Krankenversicherung  d.  Betriebs-  etc.  Arbeiter  bei  d. 

Staatseisenbahnen  (Bock).   Leipzig«  Larsen.   lY  n.  179  S.   1  M. 
Beelenemngr  d.  Branntweins  (Trojanj.  Harburg,  Elkan.  YIH  n.  90  8. 
2  M.  60  Pf. 

Frenssen*  Wollenzien,  J.,  u.  Walter^  H.,  d.  Buch-  u.  Rechnungs- 
ffihning  bei  d.  GefangenenarbeitSTerdienstkaseen  u.  Gef&ngniss* 

OekonomieverwaltUTigen  d.  preuss.  Justizbehörden.  Systemat. 
ZusammeoateUung  aller  einschläg.  Vorschriften  nach  ihrer  heut. 
Öeltnng.  Mit  EMKoterangen ,  Formnlftren  n.  Beispielen  hrsg. 
Berlin,  Siemenroth  Je  Worms.    XV  u.  227  S.    4  M.  50  Pf. 

Yormundschaftsordnaug  (Meuzen).   Bonn,  HauBtein.   84  S. 

Zimmermann,  F.,  Sammlung  d.  Bestimmnngen  üb.  d.  Umzugskosten 
d.  Beamten  d.  preuss.  Staatseisenbahneti.  Aus  amtl.  Quellen 
entnommen  u.  zusammengestellt.  Berlin,  Siemenroth  &  Worms. 
VIII  u.  72  S.    1  M.  50  Pf. 

Gesetz  betr.  Polizeiverwaltung  u.  Strafrechtspflege  bes.  f.  WestfihleD. 
(Held).  Berlin,  Habel.    XL  u.  756  S.    7  M. 

Jacobi,  0.,  d.  Partikulargesetze  f.  Neuvorpommern  u.  Rügen.  Stral- 
sund, Bremer.    2  M.  50  Pf. 

Inbalt.  Die  Gesiudeordnung  u.  üxto  Ergänzaagsgeaetze.  Mit  Erläate- 
rangeD.  XIII  u.  flS  S. 

Beglement  f.  d.  nassauische  Brandversicherongsanstalt.  Wiesbaden, 

Bechtüld.    52  S.    50  Pf. 
Sachsen.   Bürgerl.  G.B.  (  Kaden  u.  Scheele).  In  ea.  10  Lfgn.  1.  Lfg, 

Leipzif^,  Ro.s?berg.    'J6  S.    1  M.  80  Pf. 
Bayern,    önbhastfitionsordnung.    3.  Lfg.    Würzburg,  Stalitl.   20  Pf. 

(1.— 3.  1  M.  30  Pf 
Rheinschiffahrtspolizeiordnung  (20./XI.  1887).    Ebd.    40  Pf. 
Stenergesetze.    1.  Abt.    6.  Lfg.    Würzburg,  Stahel.    10  Pf.   (1.— 6. 

2  M.  15  Pf. 

Baden.    Gesetze  etc.  über  Jagd  u.  Fiacherei.  Freibuxg,  fiohmidt- 

Yogler.   2  M.  20  Ft. 

—  TOn  denteehen  Reiehtgeietzcn  u.  Württemberg.  Landesgesefenn. 

4.  n.  5.  Bdchn.    Stnttf^art,  KoliUmmmer.    2  M.  50  Pf. 

lulialt.  i.  Oemelndeangehöngkelt  u.  LBadesfenerlöschordnang,  ja  mit 
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1888  (Krankenversicherung).  Wien,  Manz.  79  S.  80  Pf.  DeflgÜ^I» 

Prag,  Mercy.  95  S.  1  M.  i 
Kruiken Versicherungsgesetz  (Geiler).    Wien^  Po^lM.    88  8.  IM. 
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Vorschriften  über  d.  AaseknransweBen  (Derblich).  Prag,  Mercy.  IX 

u.  222  S.    3  M. 

Sol!W6ls«    Gesetze,  Dekrete  Q.  Verordnungen  des  Kantons  Bern. 
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9./LX.  1886.  (Deutsch  u.  französisch.)  Bern,  Jenni.  49  8.  IM. 
Franzds.  Ansg.  31  8.  1  M. 


TflcsotwovafQibiw 


ri  Dv.  T.  Xirobcnitelm  In  EtMeOietg. 


Digitized  by  Google 


Centralblatt 

tür 

RECHTSWISSENSCHAFT 


herftnagegeben  von 


Vn.  Bd. 


Dr.  V.  Kirdienheim, 

Profesaor  In  Heidelberg. 


August  1888. 


Nr.  11. 


■COMttleh  Mn  HMt  von  31/3  Bogen.  —  Freia  des  Jahrgangs  12  Mark.  — 
dnreli  all«  BacUisndlangaa  und  Poataiutalteii. 


A.  BespreeliimgeiL 


I.  Allgemeines  und  Rechtsgeschichte. 

Federal  Decisions.  Gases  argued  and  determined  in 
the  Supreme  Circuit  and  District  Courts  of  the 
U.  St.  arranged  by  William  G.  Myer.  St.  LouiSf 
Tb«  Gilbert  Book  Company.  1884—1888.  30  Vol.,  wovon 
20  ewcbienen.    200  doli. 

Seit  1884  erscheint  obige  Sammlung  von  Entscheidungen 
amerikanischer  Gerichtshöfe,  welche  die  Aufmerksamkeit  auch 
der  kontinentalen  Juristen  auf  sich  ziehen  muss.  Zwar  kann 
nicht  angenommen  werden,  dass  viele  unter  ihnen  «sich  zur  An- 
ächaffuüg  einer  so  umfangreichen  Publikation  enlschliessen 
werden,  allein  auf  den  grösseren  Bibliotheken  S9llte  sie  nicbt 
fehlen.  Behufs  der  Bechtspflege  wird  das  Gebiet  der  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  eingeteilt  in  Distrikte,  welche  in  der 
Begel  mit  dem  Gebiete  eines  Staates  sEosammenfallen,  nnd  in 
Kreise,  circuits,  welche  mehrere  Distrikte  umfassen,  und  von 
denen  gegenwärtig  neun  bestehen.  Fftr  jeden  Distrikt  und  jeden 
Kreis  besteht  ein  Gericht,  und  es  stehen  somit  die  Kreisgerichte 
zwischen  den  Distriktsgerichten  und  dem  Obergerioht.  Daneben 
besteht  seit  1855  noch  ein  -sogen,  court  of  claims  zur  Beur- 
teilung von  Ansprüchen  gegen  die  Vereinigten  Staaten.  Die 
Entscheidungen  dieser  Gerichte  sind  in  Sammlungen  enthalten, 
welche  viele  Hunderte  von  Bänden  füllen,  andere  sind  in  Zeit- 
schriften oder  Tagesblättern  abgedruckt ,  wo  auch  der  aus- 
dauerndste Fleiss  sie  nicht  immer  aufzufinden  vermag.  Ferner 
Oantralblfttt  fOr  BwlitiwlaMiielMft.  vn.  Band.  81 


Digitized  by  Google 


418   Gentrftlblatt  für  RecbtsWisMnscltal't  (18S8).  VII.  Bd.  11.  Heft 


gelangen  sie  in  den  offiziellen  Sammlungen  in  chronologischer 
Reihenfolge  zur  Veröffentlicbung  and  nicht  nach  den  Materien 
geordnet,  so  dass  es  einee  grossen  Aufwandes  von  Zeit  und 
Mühe  erfordert,  nm  im  einzelnen  Falle  sich  den  gewünschten 
Aufschluss  zn  verschaffen.  Diesem  Uebelstande  hilft  (Wc  ?^amm- 
lung  in  sehr  voUstüDdiger  Weise  ab  und  ersetzt  nicht  nur  eine 
umfangreiche  Bil)liothek,  sondern  erspart  auch  dem  Advokaten 
und  Richter  einen  guten  Teil  bisher  nutzlos  aufgewendeter  Zeit. 

Wir  besitzen  eine  grusae  Anzahl  von  amerikan.  Werken,  in 
welchen  die  Jurisprudenz  über  eine  bestimmte  Frage  mit  erschöpfen- 
der Vollständigkeit  verarbeitet  ist;  so  haben  einzelne  Autoren  die 
Gebiete  der  Versicherung,  des  Markeuschutzes,  des  Frachtver- 
trages, der  letztwilligen  Verfügungen  u.  s.  w.  bearbeitet,  allein 
ihre  Arbeiten  verhalten  sich  zu  der  vorli^ndeE  wie  eine  Mono« 
graphie  zu  einem  au^fiUhrten  Systeme.   Zorn  Gelingen  des 
Unternehmens  bedarfte  es  des  Zusammenwirkens  vieler  und 
tftchtiger  Er&fte,  und  es  ist  dem  Bedaktor  gelungen,  dieselben 
Kusammensubringen  (n.  a.  Hammond,  Bennett,  Jones,  Lawson, 
l^ompson,  Curtis,  Bigelaw,  Daniel,  Schouler).  Der  Löwenanteil 
aber  fiillt  dem  Herausgeber  selber  zu,  welcher  nicht  nur  den 
Plan  ausgearbeitet,  sondern  auch  neben  der  Direktion  des  Ganzen 
die  Bearbeitung  verschiedener  Bände,  z.  B.  10  u.  12,  sowie  klei* 
nerer  Artikel  selbständig  übernommen  hat.  Die  Entscheidungen 
werden  nicht  in  chronologischer  Ordnung  veröffentlicht,  sondern 
nach  Materien  geordnet.  Dabei  werden  die  Hauptentscheidungen 
des  obersten  Gerichtshofes  in  erster  Linie  berücksichtigt  und  in 
extenso  mitgeteilt,  während  dityeuigen ,  welche  von  den  Kreis- 
oder Distriktsgerichten    in   ITebereinstimmunc^   damit  erlassen 
worden  sind,  oder  denen  nur  ein  abweichender  Thatbestand  zu 
Gmnde  liegt,  oder  bei  welchen  nun  bereits  festgestellte  Grund- 
sätze zur  Anwendung  kommen,  nur  aussugsweise.   Dass  aber 
dabei  nichts  Wesentliches  übersehen  worden  ist,  wird  unter  an- 
derem mit  Bezug  auf  Band  12  —  Orimes  —  Ton  Lawson  aus- 
drtkcklich  bezeugt.  Femor  wird  jeder  einzelne  Gegenstand  in 
seine  verschiedenen  Bestandteile  und  Unterabteilungen  zerlegt 
und  werden  zn  jeder  die  gerichtlichen  Entscheidungen  übersichtlich 
angeführt.  So  zerfällt  z.  B.  in  Bd.  14  die  allgemeine  Rubrik  „Do- 
mestic  Relations'  in  folgende  fünf  Unterabteilungen ;  Husband  and 
Wife;  Parent  and  Child;  Guardian  and  Ward;  Infancy;  Master 
and  Servant;  und  die  zu  jeder  mitgeteilten  Entscheidungen  füllen 
nicht  weniger  als  500  Seiten.    An  die  Spitze  eines  jeden  Haupt- 
gegenstandes werden  die  Grundsätze  gestellt,  welche  als  von  der 
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Jurisprudenz  anerkannt  betrachtet  werden,  und  für  welche  die 
nachfolgenden  voUständitjr  oder  auszuj^sweise  mitgeteilten  Ur- 
teile die  urkundlichen  Belege  bilden.  Em  ausführliches  Register 
erleichtert  die  rasche  Auffindung  jeder  Entscheidung.  Um  dem 
Fabliknm,  für  welches  die  Sammlung  bestimmt  ist,  eine  mög- 
lichst grosse  Garantie  ffir  ihre  Bicbtigkeit  und  YoUstttndigkeit 
zu  bieten,  wird  jeder  einzelne  Band,  bevor  er  in  Druck  gegeben 
wird,  Ton  anerkannten  Fachmännern  g^rftft  und  mit  ihrem 
Zeugnisse  Tersehen,  und  wie  sieb  aus  den  bisherigen  Bespreehon- 
gen  ergibt,  sind  dieselben  bisher  immer  von  der  dffentUehen 
Meinung  bestätigt  worden.  Wir  geben  scfaliesdieh  eine  kurze 
Uebersicht  des  Hauptinhaltes  eiuer  Anzahl  der  bereits  erschiene- 
nen und  uns  vorliegenden  Bände.  Es  entlialten  die  Entschei- 
dungen der  Gerichte:  Bd.  5  über  das  Frachtgeschäft  „Carriei*s*, 
Bd.  6  u.  7  „Constitiitiunal  Law%  Bd.  8  „Contract8%  Bd.  10  ,Cor- 
porations",  Bd.  11  , Courts",  Bd.  13  „Debtor  and  Creditor«,  Bd.  14 
„Domestic  Kelations",  Bd.  15  „Equity",  Bd.  IG  .Esiates  of  De- 
cedents";  Bd.  19  „Insurance* ;  dieser  Band  enthilit  unter  den 
Ueberschriften  ^General  Principles",  , Marine  Insurance",  Fire 
Insu7-ance",  BLife  Insurance"  und  „Accident  Insurance"  eine 
vollständige  Uebersicht  der  gegenwärtigen  Rechtsprechung  in 
Versicherungssachen  (900  S.).  Das  nämliche  gilt  von  Bd.  25, 
welcher  auf  1280  S.  die  s&mtlichen  Entscheidungen  enthalt, 
Über  Patentsachen,  Handels-  und  Fabrikmarken  und  l^achdmck. 

KOnig. 

Btatutum  potestatis  comunis  Pistorii  anni  1296  nunc 
primum  edidit  L.  Zdekauer.  Praecedit  de  statutis 
pistoriensibus  saeculi  XIII  di.ssertatio.  Mediolani,  Hoepii. 
1888.    LXVm  u.  343  S.    20  1. 

Durch  ihre  Yeröffentlichunc^  in  Muratoris  Antiquitates  (1741) 
und  in  Zaccarias  Anecdota  (1755)  sind  die  Statuten  von  Pistoja 
aus  dem  12.  Jahrhundert  nach  ihrer  grossen  Bedeutung  für  die 
Bechtsgeschichte  Italiens  seit  geraumer  Zeit  vielfach  gewürdigt 
und  benutzt  worden.  In  einer  leider  unvollendet  gebliebenen 
Ausgabe  hat  der  1886  verstorbene  Prof.  Francesco  Berlan  einen 
besseren  Text  geboten  (Statuti  di  Pistoia  del  seoolo  12  reinte- 
grati,  ridotti  alla  vera  loro  lezlone:  ed  illustrati  da  Fr.  Berlan. 
Fase  1.  Bologna  1882).  Üeber  das  Alter  dieser  in  drei  Statute 
zerfallenden  Sammlung  hat  L.  Chiappelli  neuerlich  eine  sorgftl* 
tige  Untersuchung  aogestellt  (Archivio  storico  italiaao.  Anno 
1^7.  4a  Serie,  tom.  19,  p.  75  squ.).  Den  yon  Chiappelli  aus- 
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gesprochenen  Wnnscb,  auch  die  beiden  Statatensanunlxuigen  von 
Pistoja  ans  dem  18.  Jahrhundert,  nttmlieh  das  «Statntum  potes- 
tatis*  von  1296  und  «Breye  et  ordinamenta  popnli*  Ton  1270  bis 
1287  edirt  za  sehen,  hat  nun  L.  Zdekaner  hinsichtlich  der  ^ste* 
ren  Sammlung  erfüllt.  Die  sorgfiUtige  Ausgabe  gibt  die  dnzige 
bekannte  Handschrift  wieder,  welche  aus  der  Sammlung  von 
Carlo  Strozzi  stammend  jetzt  im  grossen  Archiv  zu  Florenz  auf- 
bewahrt wird.  Sie  ist  auf  Baumwollenpapier  von  der  Hand 
eines  einzigen  Schreibers  in  sehr  korrekter  Weise  gesehrieben 
und  besteht  aus  198  Blättern. 

Konnte  Briegleh  die  illteren  Statuten  von  Pistoja  dem  griissten 
Teile  ihres  Inhalts  nach  als  eine  Amtsinstruktion  für  den  Podesta 
be/,eichnen,  so  haben  wir  in  dem  Statutuin  von  1296  schon  ein 
sehr  vollständiges  xmä  umfassendes  Stadtrecht  vor  uns,  welches 
nicht  bloss  für  Verfassungsgeschichte,  sondern  auch  für  Privat-R., 
Pro/.ess-  und  Straf-R.  von  grösster  Bedeutung  ist.  Dasselbe 
zerlullt  in  5  Bücher.  Das  1.  Buch  handelt  ,de  officialibus".  Der 
63.  Absatz  ist  überschrieben:  ,Quod  omnes  ofhciales  sint  guelfi". 
Das  2.  Buch  bandelt  in  84  Abs&tzen  »de  civilibus".  Der  um« 
fangreiche  S.  Absatz  hat  die  üebwschrift:  ,De  precetto  qnaren- 
tigie  faciendo  et  de  bonis  dandis  in  solutum*.  Das  umfang- 
reichste ist  das  3.  Buch,  welches  über  die  »questionea  crimi- 
nales*  in  169,  bezüglich  den  angefügten  ,Traetatus  judicis  dampni 
dati*  eingeschlossen  in  299  Abstttzen  Yoracbrifiwn  gibt  Das 
4.  Buch  zählt  148  Absätze  .de  extraordinariis*,  das  5.  Bnch 
42  ,de  publicis  operibus". 

Die  auf  rin  umfassendes,  bisher  nicht  veröffeutlichtes  ür- 
kundenmaterial  sich  stützende  Vorrede  weist  das  für  die  Dogmen- 
geschichte so  wichtige  allmilhliche  Wachstum  des  Statutum  und 
seinen  überaus  wichtigen  Zusammenhang  mit  den  Statuten  von 
Florenz  nach.  Den  Kern  des  Statutum  von  1296  bildet  eine 
unter  Karl  von  Anjou  bewirkte  Rezension  von  1267.  Die  Vor- 
rede stellt  zunächst  die  Bestandteile  fest,  die  älter  sind  als  diese 
Rezension.  Dann  wird  behandelt,  was  dieser  eigentümlich  ist 
und  was  bis  1295  hinzugefügt  wurde.  Es  folgt  die  Auseinander- 
setzung, wie  das  Statutum  von  1296  unter  dem  direkten  Ein« 
fluss  von  Florenz,  dem  Fistoja  unterwürfig  geworden  war,  zu* 
stand^kommen  ist,  und  dass  es  zu  einem  grossen  Teile  Be- 
slunmungen  des  florent.  Stadt-B's.  enthält.  Nachgewiesen  wird 
dies  aus  den  bisher  ungedmckten  Statuten  von  Florenz  ans  dem 
Jahre  1324.  Die  Rezension  der  Florentiner  Statuten  von  1290, 
die  1296  jedenfalls  noch  galt,  ist  verloren.   Das  Statutum  von 
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Pistoja  ist  daher  auch  eine  unschätzbare  Quelle  für  das  Üorent. 


Bertolini,  C.  I  celeres  ed  il  tribunus  celerum.  Contri- 
bnto  alla  storia  della  eoatitmione  dell  antica 
Roma.   Rom,  Loescber  is  Co.   1888.   2  1. 

B.  stellt  einleitend  die  Nachricbteu  und  Auffassungen  der 
Schriftsteller  des  Altertums  über  die  Celeres  zusammen,  welche 
teils  als  die  ursprüngliche  römisdie  Beiterd,  teils  als  ansscbliess' 
liehe  persönliche  Leibgarde  des  ECnigs  betrachtet  wurdeo,  wäh- 
rrad  Dionysius  v.  Halieamassos  eine  Mittelmeinnng  vertrat. 
Auch  die  zahlreicben  Schriftsteller  der  Neuzeit  teilen  sich  haupt^ 
sächlich  in  zwei  Gruppen,  deren  eine  die  Celoros  als  Leibgarde 
des  Königs  auffasst,  welche  zugleich  die  Dienste  der  Beiterei  im 
Heere  versah,  während  die  andere  in  dieser  Truppe  nur  die 
ältere  Reiterei  sieht,  ihre  Eigenschaft  als  Leibgarde  aber  leug^ 
net.  B.  schliesst  sich  dem  letzteren  Urteil  in  ausfuhrlicher, 
grösstenteils  auf  dem  Gebiete  der  Etymologie  sich  bewegender 
Begründung  an.  Wahrscheinlich  sei  es,  dass  die  Etrusker  we- 
sentlichen Anteil  an  der  Begründung  und  Entwickelung  dieser 
Kelterei  hatten. 

Der  n.  Abschnitt  kommt  in  eingehender  Untersuchung  be- 
züglich des  tribunns .  celenira  zu  folgendem  H  auptergebniss : 
Derselbe  war  Kommandant  der  Reiterei,  nticbster  Machthaber 
nach  dem  König;  er  hatte  aacb  religiöse  Funktionen  zu  Yer* 
sehen  und  konnte  kraft  Delegation,  nicht  kraft  eigenen  Bechtes, 
Begierungsbefügntsse  ausfiben.  Es  gab  nur  einm  tribunus  c, 
sein  Amt  wurde  ihm  dauernd  vom  König  Terliehen,  endete  jedoch 
mit  dem  Tode  des  ernennenden  Königs.  Das  Amt  ging  unter 
mit  dem  Königthum.  Kl  einfei  1er. 


n.  Bürgerliches  Eecht  und  Handelsrecht. 

Motive  zu  dem  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
buches für  das  Deutsche  ßeicii.  Bd.  III:  Sachen*R. 
Berlin  u.  Leipzig ,  Guttentag  (D.  Collin).  1888,  869  S. 
4  M.  40  Pf. 

Der  3.  Band  der  Motive  teilt  mit  dem  1.  das  Hinstrebeu 
nach  eigenartigen  Hauptgesicbtspunkten,  wdche  namentlich  in 
den  »Yorbanerkungen*  teils  vor,  teils  auch  in  den  einzelneu 


Stadt-R. 
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Abschnitten  (z.  ß.  S.  705  ff.)  zu  finden  sind.  Auch  die  Unab- 
hängigkeit von  der  juristischen  Litteratur  tritt  hier  wie  dort 
hervor,  jedoch  in  minder  hohem  Grade ;  so  ist  z.  B.  Hartmanns 
„begrenztes  IL/  als  grundlegender  technischer  Ausdruck  auf- 
genommen worden  (S.  2).  Ferner  ist  in  diesen  beiden  Banden 
das  Streben,  die  angeregten  Fragen  zu  lösen,  stärker  ausgeprägt 
als  in  dem  zweiten.  F^reiUeli  feblen  aneli  im  BaAhen-B.  nielit 
Verweisangon  auf  die  spätere  Wissenscliafb  lud  Praxis  (vergl. 
z.  B.  S.  254»  360  ,  421,  433  ,  473  ,  652  ,  654,  744  ,  781,  798, 
799,  852  und  sonst),  doch  arbeiten  sieh  andererseits  die  MoÜTe 
selbst  in  die  Konsequenzen  des  neuen  Gesetzwerkes  mit  Scharf- 
sinn hinein  (rgl.  z.  B.  S.  402  unten,  522  und  sonst).  Anderer- 
seits folgt  der  3.  Band  ebenso  wie  der  2.  den  üblushen  systema* 
llschen  Einteilungen  und  unterscheidet  sich  dadurch  vom  1.  nicht 
minder  als  durch  seinen  Umfang.  Dieser  beruht  hier  in  noch 
höherem  Grade,  als  es  bei  den  SohuldverhSltnissen  der  Fall  war, 
auf  der  Notwendigkeit  grosse  Massen  zu  verarbeiten  und  voll- 
stllndig  7.U  sein.  Die  Unabbllngigkeit  von  der  Pandektendoktrin 
tritt  nämlich  im  Sachen-R.  weit  schärfer  hervor,  in  welchem  die 
Einfacliheit  der  mittelalterlichen  Rechtszustände  (vgl.  S.  430) 
und  die  Mannigfaltigkeit  deutschen  Grenossenschaftswesens  ihre 
Spuren  nicht  minder  zurückgelassen  haben,  wie  die  Tkvornum- 
dungszwecke  des  aufgeklärten  Absolutismus  und  die  modernen 
Begünstigungen  des  Verkehrs  und  Kreditwesens.  Hier  war  be- 
sonders die  Eigenart  des  preuss.  B.  zu  beachten  mit  ihrem  ttl' 
teren  beTormundenden  Formalismus  (vgl.  8.  596  Mobiliarpfuid) 
und  ihrem  neueren  Hange  zu  abstrakten  Geschäften  (namentlich 
im  Grundbuch-B.).  Das  preuss.  Vorbild  ist  jedoeh  nicht  ohne 
wichtige  Abweichungen  nsdigebildet  worden  (vgl.  z.  B.  S.  164  ffl, 
817,  422,  701,  702.  787  und  andererseits  817,  818).  Wichtige 
Einflüsse  des  fnuizös.  R.  zeigen  sich  namentlich  S.  343  und  412. 
Von  einem  Zerlegen  des  heutigen  Bechtslebens  in  seine  geschieht* 
liehe  Elemente  ist  übrigens  Abstand  genommen;  nur  selten  ßnden 
sich  geschichtliche  Bemerkungen  und  Verweise  auf  Justinians 
Rechtsbuch  (S.  403,  407,  411,  421,  440,  820  und  sonst).  Der 
Prüfstein,  an  welchem  der  Wert  des  Entwurfs  geraessen  wird, 
ist  nicht  die  Rechtsgeschichte,  sondern  deren  Ergebnis,  das 
heutige  Rechtsleben,  auf  welches  hie  und  da  Schlaglichter  ge- 
worfen werden  und  dem  vorwiegend  vom  volkswirtschaftlichen 
Standpunkte  aus  das  neue  Gesetzbuch  angepasst  wird,  vgl.  8.  233 
(Begünstigung  des  Baugewerbes),  316,  372—374  (Bienenzucht), 
448,  470,  599,  770  unten,  798. 
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Neben  solchen  legislativ -politischen  und  praktischen  Er- 
wägungen ist  übrigens  die  logische  Seite  der  Gesetzgebungs- 
tbätigkeit  nicht  vernachlässigt.  Systematische  Ausführungen 
sind  freilich  nur  in  geringem  Masse  zu  finden  (S.  23,  595), 
auch  wird  öfters  die  „KonstruktionsfVage"  als  eine  rein  wissen- 
schaftliche abgelehnt,  vgl.  S.  80,  100  Abs.  1  Verhältnis  zwi- 
schen Besitz  und  R.),  539  (R.  au  Kecbten),  545,  595,  610.  Ander- 
weitig wird  jedoch  gerade  dieser  Punkt  in  recht  eindringlicher 
Weise  erOrtert  (vgl.  z.  B.  S.  441,  450,  466  ,  522  ,  729  ,  860); 
auch  praktische  Folgerungen  aus  theoretischen  Obersätzen  finden 
sich  (z.  B.  S.  822  unten),  desgleichen  Fiktionen  (vgl  S.  61 
Abs.  1  a.  E.,  889,  848).  0nter  den  zahlreichen  AnsfUirungen, 
welche  für  die  Dogmatik  Ton  besonderem  Interesse  sind,  seien 
hervorgehoben :  S.  1  (Obligationen*  und  Sachen-R.),  S.  6  ff.  (ding- 
licher Vertrag),  S.  11  (wesentlicher  Sachbestandtheil),  S.  69  und 
502  (Fruchtbegriff),  S.  136  ff.  (Hauptgrundsätze  des  Immobiliar- 
R.),  S.  264  ff.  (Immission  von  Imponderabilien),  S.  321  (auf- 
lösende Bedingung),  S.  338  (bedingte  Tradition),  S.  374  ff.  (ver- 
lorene Sachen),  S.  392 — 39G  (Verhiiltnis  zwischen  dinglichen  und 
DeliktsklafTon) ,  S.  422 — 429  (Vorbedingungen  der  negatoria), 
S.  4^33-446  (Miteigentumslehre),  S.  538  ff.  (Quasi- Niessbrauch), 
S.  619  ff.  (Sicberheitshypuihek),  S.  682  ff.  (Korrealhypothek), 
S.  725  fl\  (Eigentümerhypothek). 

Der  praktische  Hauptwert  gerade  dieses  Bandes  dürfte  aber 
darin  bestehen,  dsss  er  die  verschiedenen  Bedeutungen  klarlegt, 
welche  das  Schweigen  des  Entwurfes  Uber  bekannte  Bechtssfttze 
haben  soll.  Unter  Umständen  wird  darin  eine  stillschweigende 
Anerkennung  gesehen,  so  hinsichtlich  der  brevi  manu  traditio 
(S.  94),  vgl.  auch  S.  712  und  die  S.  182  behauptete  Zulässig- 
keit  des  secum  contrahere,  von  dem  auch  sonst  mehrfach  z.  B. 
S.  94  und  826  die  Rede  ist,  das  jedoch  vor  dem  Grundbuch- 
arate (S.  546)  unzulässig  sein  soll.  Anderweitig  bedeutet  das 
Schweigen  einen  Vorbehalt  teils  für  das  Land-R.  (vgl.  z.  B. 
S.  4  ff. ,  301,  304,  305  und  sonst),  teils  für  die  in  Aussicht 
genommenen  reichsrechtlichen  Ergänzungen  des  neuen  Gesetz- 
buches (z.  B.  S.  50,  140,  170—187,  193,  304),  teils  für  andere 
Rechtszweige  (S.  370  Nr.  4).  Am  wichtigsten  aber  a'md  die- 
jenigen Stellen,  an  denen  das  Schweigen  des  neuen  B.  über  das 
alte  als  dessen  Tilgung  gedeutet  wird.  In  dieser  Weise  sind  als 
besei%t  hervorgehoben;  das  interdictum  de  precario  (S.  118), 
das  summariissimum  (8.  121),  das  interd.  qu.  vi  aut  c1.  und 
demolitorium  (8.  121),  die  exceptio  spolii  (S.  125),  die  Besita- 
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klagenverjährung  (S.  182),  die  Yorzagseini^iiiiLQng  (S.  230),  die 
begrenzte  Garantiehaft  bei  Noxalklagen  und  oaatio  danmi  in- 
fecti  (8.  259),  das  HanunerschlagS',  Leiter-  und  Umwende'B. 
(8.  261),  das  Teilongsnrteil  (8.  300),  die  ordentliche  Erntzunif 
(S.  806  ff.)»  ficta  po8aesdo  (8.  897),  das  dingliche  Wieder- 
kanft-B.  (8.  452),  der  Bechtsbesitz  (S.  477,  489),  das  Erforder- 
nis der  Causa  perpetua  und  der  Vicinitilt  bei  Realservitnten 
(S.  482),  die  Kautionspflicht  des  Niessbrauchs  (S.  518),  dieVer- 
äusserung-  des  R.  bloss  nach  seiner  Ausübung  (S.  525),  die  un- 
beschränkte Anwendbarkeit  des  constitutum  possessorium  (S.  345, 
801,  839,  855,  vgl.  jedoch  auch  S.  335).  Leonhard. 

Gianzuna,  S.  Codicc  civile  .  .  .  colle  riferenze  agli  attri 
codici  italiani,  ai  irancese,  alle  le*,'giroiuane 
nonchö  a  tutti  i  precedenti  legislativi,  ordinato. 
Torino,  Unione  tipogr.-edit.   7  Vol.  ä  2  fr.  25  ct. 

Vol.  I  enthüll  S.  1 — i-i  die  Rede,  womit  Minister  Pii>anelli 
dem  Senate  am  15./ VII.  1863  das  I.  Buch  des  bürgerlichen  Ge* 
setzbnchs  überreichte,  sowie  die  Motive  (Belazione)  zu  Buch  £ 
bis  III  und  die  von  Vigliani,  de  Foresta  und  Vacea  namens 
der  commissione  senatoria  hierzu  erstatteten  Beridite;  dagegen 
ToL  n  die  Ausschussberidite  der  Abgeordneten  Tom  12./1. 1865 
und  des  Senats  vom  6./IIX.  1865  sowie  die  Yerhandlungeu  (Discns- 
sioni)  des  Abgeordnetenhauses  und  des  Senats,  £»rner  Vol.  III  die 
70  Protokolle  der  zufolge  Ctesetz  vom  2./IV.  1865  niedergesetzten 
Bedaktionskommission  „per  coordinare  le  modificazioni  coi  prin- 
cipii  direttivi" ,  da  dem  Könige  die  endgültige  Festsetzung  des 
Gesetzes  nach  den  mit  dem  Senatsausschusse  vereinbarten  Ab- 
Rndeningen  überlassen  war,  sodann  Vol.  TV  Gianzanas  „Zivil- 
gesetzgebung in  den  Einzelstaaton  Italiens  vor  1860" ,  „die 
Sondergesetzbüclier  und  die  Vorarbeiten  zum  einheitlichen  bürger- 
lichen Gesetzbuch",  die  Verfassungsurkunde,  Gesetz  vom 
1865,  Vaccas  Bericht  an  den  König,  auf  Grund  dessen  das  kgl. 
Dekret  vom  25./VI.  1865  —  bis  auf  4  — ■  sämtliche  Vorschläge 
d«r  besagten  commissione  di  coordinamento  annahm,  sowie  die 
ISnfahmngsbestimmuBgen  fßr  Venedig  und  Bom,  endlich  Vol.  V 
das  Gesetz  selbst,  wobei  unter  jedem  Artikel  die  einschlägige 
Bestimmung  des  Corpus  jur.  dv.  (wegen  des  för  Rom  und  Tos* 
CBua  in  Geltung  gewesenen  gemeinen  röm.  B.),  des  österr.  Ge- 
setzbuchs von  1811,  des  bis  1866  für  Lucca  geltenden  franzlSs. 
Code  civ.  und  der  Gesetzbücher  für  Neapel,  Parma,  Modena  und 
Sardinien,  desgleichen  alle  irgendwie  zu  verwertenden  Belag- 
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stellen  aus  Vol.  I— IV  angeführt  stehen.  Vol.  VI  und  VII  ent- 
halten die  le^gi  complementari  betreffs  der  VerkUudung  der  Ge- 
setze, des  Persoaeustandes,  dci  Fabrikmarken  und  des  geistigen 
Eigentums,  der  Enteignung,  der  öflFentlichen  Bauten,  Jagd, 
Fischerei  und  Bergbau,  Bewässerung  und  Entsumpfung,  Armen- 
pflege und  Erwerbs  für  Stiftangen,  endlieh  Bodenkredit;  hierzu 
kommen  in  Vol.  VII  Zehntalllösung  und  Erbpacht,  Pfond-B. 
und  Ueberschreibnng,  Staatesehnldi  Hinterlegung  und  Sparkassen- 
Grundsteuer,  endlieh  alle  aa&  bürgerliche  B.  bezüglichen  Staats* 
▼ertrttge  Italiens.  Erschöpfende  und  buchstabenweise  geordnete 
Inhaltsverzeichnisse  sind  den  Vol.  I,  II,  III  und  V  beigegeben, 
sowie  auf  die  einzelnen  Artikel  verweisende  Uebersiehten  den 
Vol.  I,  II  und  III.  Diese  sorgfältige  Handausgabe  empfiehlt 
sich  wegen  der  vielen  Verweisungen,  auch  wegen  der  Mitberück- 
sichtip^ung  der  noucston  Gesetze.  Gerade  unsere  deutsche  Kodi- 
fizierung des  bürgerliehen  Gesetzbuchs  lasst  jetzt  eine  Betonung 
des  raschen  Geschäftsgangs  angezeigt  erscheinen,  wodurch 
Italien  den  endgültigen  Begieruugsent wur f  (allerdings 
schon  1860  begonnen)  in  zwei  Jahren  zum  Gesetze  heran- 
reifen Hess.  Das  Parlament  beschränkte  sich  nämlich  in  seinen 
Abänderungen  auf  Bezeichnung  der  Hauptgesichtspunkte  und 
überliess  die  schlie^licbe  Textfestsetzung  dem  Könige,  welcher 
seinors^ts  dne  dgene  Hinisterialkommlssion  hierfür  bildete,  der 
auch  M ancini,  de  Foresta,  Precemtti  beitraten.  Allerdings  waren 
in  Italien  nur  zwei  Hauptreehtsgebiete,  des  gemeinen  und,  des 
firanaös.  B.  unter  sich  auszngleu^en,  doch  bot  die  zerstreute 
EinzelgeiKtzgehung  der  früheren  Sonderstaaten  auch  dort  viele 
Schwierigkeiten.  Gianzanas  Sammlung  erleichtert  wesentlich  das 
sonst  äussei-st  schwierige  Aufsuchen  der  Gesetzgebungsmaterialien 
für  jeden  einzelnen  Gesetzesartikel.  Die  klare  und  gediegene 
rechtsgeschichtliche  Einleitung  des  Verfassers  hält  die  Lage  und 
Entwickelung  der  Zivilrechtsgesetzgebung  für  jeden  früheren 
Einzelstaat  streng  auseinander  und  beginnt  mit  der  pieiaoiite- 
siscben  Kodifikation  von  1729.  Geigel. 

SonxiUt,  A.  Traitä  g^n^ral  de  la  Bdsponsabilitö  ou 
de  l'Action  en  Dommage8-Int6r#ts  en  dehors  des 
Contrats.  Paris,  Harcfaal  &  BiUard.  1887.  2  Vol.,  771 
n.  716  a   18  Fr. 

In  dieser  4.  Aufl.  sind  die  seit  1876  gemachten  Erfahrungen, 
erlassenen  (resetze  und  ausgefilllten  Urteile  nachgetragen  und 
gewissenhaft  berücksichtigt,  und  sie  kann  mitBecht  »revueet 
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augmeatee"  genannt  werden.  Die  Abhandlung  zerfällt  in  zwei 
grosse  Abteilungen ,  deren  jeder  ein  Band  gewidmet  ist.  Die 
1.  hat  diejenige  Verantwortlichkeit  zum  Gegenstande,  welche 
aus  eigenen  strafbaren  oder  nicht  strafbaren  Handlungen,  De- 
likten  und  Quasidelikien  enistoht«  Ganz  abgesehen  Yon  ihrer 
Strafbarkeit  werden  die  :dTilen  Folgen  derselben  erSrtort,  die 
Toranssetztingen  der  Schadensersatzklagei  die  Fftlle  der  solidari- 
schen Haftung  mehrerer,  die  Anbringung  und  Verfolgong  der 
Klage,  die  Beweisfähmng  und  UrtheUsTollsiehnng  gegen  Per- 
sonen nnd  Sachen,  sowie  die  Klagverjährang.  Die  2.  Abhand-' 
lung,  welcher  der  IT.  Band  gewidmet  ist,  hat  die  Haftbarkeit 
fü.v  die  Handlungen  dritter  und  für  den  Schaden,  welchen  Tiere 
verursachen,  zum  Gegenstand,  und  dieser  Teil  ist  es  namentlich, 
welcher  dem  Bu  b  seinen  wohlverdienten  Enf  verschafft  hat. 
Der  dritte,  welcher  für  den  von  einem  anderen  verursachten 
Schaden  aufzukommen  hat,  kann  ein  einzelner  sein,  eine  phy- 
sische Person,  Vater,  Mutter,  Vormund,  Ehemann,  Instituts- 
vorsteher, Lehrmeister,  Prinzipal,  Fabrikberr,  Wirt,  Fracht- 
führer zu  Land  und  See.  Es  kann  aber  die  Verantwortlichkeit 
auch  eine  Mehrheit  von  Personen  tretTen  oder  eine  juristische 
Person,  Haudelsgesellscliafteu,  Eisen haiiagesellscbaften,  den  Staat 
selbst  und  die  Gemeinden,  welche  für  den  Schaden  einstehm 
mtissen,  den  ihre  Angestellten  verursacht  haben.  Der  Verfasser 
handelt  ansfOihrlieh  von  der  Haftbarkeit  der  Fabrikbesitzer  fttr 
den  Sehaden,  welcher  die  Arbeiter  infolge  des  Maschinenbetriebs 
treffen  kann,  der  Architekten  und  Unternehmer  von  Bauten  etc. 
Die  Haftbarkeit  der  verschiedenen  Handelsgesellschaften  ist  ge* 
ordnet  durch  die  Gesetze  von  1856  u.  1867,  nnd  die  Jurispru- 
denz,  welche  sich  infolge  dieser  beiden  Gesetze  gebildet  hat,  ist 
O^nstand  eines  besonderen  9.  Kapitels  des  IL  Bd.  Es  betrifft 
dies  namentlich  diejenige  der  Verwaltungs-  und  Aufsichtsrilte. 
Die  Haftbarkeit  kann  aber  auch  den  Staat  treffen  mit  Kücksicht 
auf  schädigende  Handlungen  seiner  Beamten  und  Angestellten, 
und  diese  Seite  der  Frage  hat  zuerst  in  Kap.  10  des  IL  Bd. 
untersucht  und  besprochen.  Iis  kommen  dabei  namentlich  in 
Betracht  die  Schadenszufügungen  des  Staates  als  Unternehmer 
der  Posten  und  anderer  Verkehrsaustalten,  als  Unternehmer 
öffentlicher  Werke  und  mit  Rücksicht  auf  die  Kriegsverwaltung, 
Schädigungen  behu&  der  Verteidigung,  Requisitionen,  zubillige 
Beschädigungen  durch  MiUtörpersonen  oder  von  solchen  im 
Dienste,  Aufbewahrung  von  WertgegenstKnden  etc.  Endlich  ist 
auch  die  Gemeinde  haftbar  nnd  verantwortlich  for  Schaden  ihrer 
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Beamten  und  An.<.estellten ;  früher  geschah  dies  gestützt  auf  das 
Gesetz  vom  10.  Vendetniaire  an  IV,  jetzt  aber  gestützt  auf  Art 
106-109  desjenigen  vom  5.  April  1884.  Da  dieses  Gesetz  erst 
seit  der  3.  Aufl.  erschienen,  so  musste  der  cranze  Abschnitt,  be- 
treffend die  Haftbarkeit  der  Gemeinden,  neu  bearbeitet  werden. 

König. 

PalaeoOj  V.   Deila  dasione  in  pagamento.   hid.  1.  Pa- 
dova  u.  Verona,  Drucker  is  Senigaglia.   1888.   5  1. 
Der  vorliegende  1.  Bd.  bildet  den  allgemeinen  Teil  der  Dar- 
steUung,  welchem  im  H.  Bd.  nachfolgen  soll  die  Erörterung  der 
rechttiolien  Natur  der  datio  in  solutum,  ihrer  Voraussetzungen 
und  Wirkungen,  sowie  die  Angabe  der  Qrfinde,  warum  die  d. 
1.  s.  seltener  wird.  Im  1.  Tit.  föhrt  P.  aus,  der  Codice  dr.  ent- 
halte eine  empfindliche  Lücke  hinsichtUeh  der  d.  i,  s.;  im  Be- 
griff dieses  Rechtsinstituts  seien  drei  Elemente  nachzuweisen: 
die  Hingabe,  der  Zweck  (an  Zahlungsstatt),  die  Verschiedenheit 
der  geleisteten  l^nd  geschuldeten  Sache ;  nicht  sei  Begril^lement 
die  freiwillige  Annahme  seitens  des  Gläubigers,  da  es  auch  er- 
zwingbare  d.  i.  s.  gebe.    Der  2.  Tit.  handelt  in  Art.  I  von  der 
Regel,  d.  i.  s.  müsse  auf  gegenseitigem  Einverständnis  zwischen 
Schuldner  und  Gläubiger  beruhen.     Der  rechtsphilosophische 
Grund  hierfür  liege  nicht  in  der  verbindlichen  Kraft  der  Ver- 
träge, weil  d.  i.  s.  auch  Anwendung  finde  auf  nicht  vertrags- 
mSssige  Pflichten,  sondern  in  dem  Umstand,  dass  das  rechtliche 
Band  zwischen  Schuldner  und  Gläubiger  ein  durch  den  Lei- 
stungsgegenstand spezialisiertes  sei.  Die  Begel  durchdringe  in 
ihren  zwei  Formen  (alind  pro  alio  invito  debitore  peti"non 
potest  und  invito  oreditore  solvi  non  potest)  verschiedene  Bechts- 
institute,   Art.  II.  ist  der  d.  i.  s.  necessaria  auf  dem  Gebiete 
der  Zwangsvollstreckung  gewidmet,  wobei  unterschieden  wird 
der  Fall,  in  welchem  die  Vollstreckung  zu  ihrem  Ziel  gelangt, 
durch  IJeberweisung  von  Sachen  an  den  Gläubiger,  welche  ihm 
nicht  geschuldet  werden,  und  der  Fall,  dass  die  Vollstreckung 
gehemmt  wird  durch  d.  i.  s.,  welche  der  Schuldner  dem  Gläu- 
biger aufnötigt  (heuoficium  d.  i.  s.  der  Nov.  4  c.  3).    Die  letz- 
tere Rechtswohlthat  wird  im  1.  Kap.  unter  Berücksichtigung  der 
verschiedenen  Entwickelung  in  Deutschland  (I.  ß.  A.  1654  §.  172), 
Frankreich  und  Italien  (Statutargesetzgebung)   erörtert;  das 
2.  Kap.  betr.  diejenigen  Bestimmungen  des  C.  c.  u.  des  C.  di 
proc.  civ.,  in  welchen  der  erstere  Fall  gesetzt  wird.  Im  Art.  III 
behandelt  P.  weitere  Fslle  der  d.  i.  s.  necessaria,  welche  teils 
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der  Geschichte  angehören,  teils  geltenden  Rechtes,  teils  bestrit- 
ten sind.  Im  Anhang  zu  Tit.  II  ist  die  Begel  der  Unerzwing- 
barkeit  der  d.  i.  s.  zur  Losung  einiger  Zweifel  Terwertet. 

Das  Buch  zeigt  überall  die  Verwertnng  der  deutschen,  fran- 
zösischen und  italienischen  Litteratnr,  an  einzelnen  Stellen  auch 
der  italienischen  Statuten  des  M.  A.,  sowie  der  deutschen,  fran- 
zösischen und  schweizerischen  Gesot/gobung.  Einleitungsweise 
ist  eine  Uebersioht  der  speziell  auf  die  d«  i.  s.  bezüglichen  Lit- 
teratur  Toraiasgeschickt  Kleinfeiler. 

Cord,  H.  W.  A  Treatise  on  tbe  Legal  and  Equitable 
Rigths  of  Married  Women.  Philadelphia,  Kay  & 
Brother.    1885.    2  Vol.    12  doli. 

Das  umfangreiche  Werk  enthält  weit  melir  als  es  verspricht, 
und  vielleicht  auch  etwas  mehr  als  es  sollte.  Der  Verf.  be- 
schränkt sich  üicht  darauf,  diejeuigen  Rechte  m  schildern, 
welche  der  Ehefrau  als  solcher  zustehen,  sondern  er  dehnt  seine 
Darstellung  auf  RechtsmhftltnisBe  aus,  welche  mit  dem  ehe- 
lichen Verhältnisse  in  keinem  notwendigen  Zusammenhange  stehen, 
und  daher  nicht  hier  gesucht  werden.  Dahin  rechnen  wir  die 
Abschnitte  über  letzte  Willensverordnungen  und  Zuwendungen 
aus  solchen,  Yermagensverwaltungen,  Kompensation,  Estoppel 
und  einige  andere.  Der  kontinentale  Jurist  erhält  zwar  daduroh 
vielfache  Belehrung,  welche  er  anderswo  glaubte  suchen  zu 
müssen,  allein  die  sytematische  Anlage  und  Durchführung  des 
Ganzen  leidet  darunter.  Die  Rechte  der  Ehegatten  beruhen  teils 
auf  dem  Common  Law,  tbeils  auf  Equity,  und  es  müssen  daher 
diese  beiden  Quellen  berüdcsichtigt  werden.  Der  1.  Bd.  behan- 
delt ausser  der  Eheschliessuug  und  Scheidung  die  Eheverträge, 
die  vor  oder  nach  dem  Eheabschluss  vereinbart  werden  können; 
ferner  die  Rechte  der  Ehefrau  auf  Ueberlassung  eines  Teiles 
ihres  eigenen  Vermögens  und  ihre  Haftbarkeit  mit  Eücksicht 
auf  ihr  Sondervermögen ;  endlich  die  Bechte  des  überlebenden 
Ehegatten  auf  Vermögen  des  rorverstorbenen,  dower  der  Frau  und 
enrtesy  des  Mannes,  und  was  damit  zusammenhängt.  Der  Band 
Bchliesst  mit  dem  Anfang  einer  Erörterung  über  letzte  Willens- 
yerordnungen  und  die  Rechte  der  Frauen,  letztwillig  zu  ver- 
fügen, welche  im  Laufe  der  letzten  Jahrzehnte  gegenüber  den 
Beschränkungen  des  Common  Law  sehr  erheblich  erweitert  wor- 
den sind.  Im  2.  Bande  wird  die  angefangene  Erörterung  fortge- 
setzt, obgleich  der  ganze  Gegenstand  wohl  passender  in  einem 
Spezialwerk  behandelt  worden  wäre.   Das  nämliche  ist  der  Fall 
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mit  Bezug  auf  dio  mit  „devastavit*  und  „set-off''  übcvschrielie- 
nen  Artikel,  denn  die  Destinimuufren  über  die  Verwaltung  fremden 
Vermögens  und  über  Kompensation  sind  nicht  verschiedene  gegeu- 
üb(  r  verheirateten  Frauen  und  anderen  Personen.  Auch  die  nun 
folgende  Vormundschaft  über  Kinder  steht  in  keiner  notwendi- 
gen Beziehung  zu  dam  legal  aud  equitable  right  der  Ehefrauen. 
Dieselbe  stellt  in  erster  Linie  dem  Vater  und  in  znreiter  der 
Mutter  SU.  Daran  schliessen  sich  ofane  sichtbares  Band  die  Ih> 
örterungen  über  die  Ehescheidung  und  ihi*e  vermögensrechtlichen 
Folgen;  ferner  fLber  prosessnalisehe  Fragen ;  Ablegnng  von  Zeug- 
.nia  des  einen  Ehegatten  gegen  den  andern,  die  Anspmchsver- 
jlLhmng,  Wiederaufnahme  des  Ver&hrens,  Bechtehttngigkeit  und 
ihre  Wirkungen ,  endlieb  die  Handlungsfähigkeit  der  Ehefrauen 
überhaupt,  welche  in  dem  letzten  halben  Jahrhundert  eine  wesent- 
liche Besserung  erfahren  hat.  Dieselbe  beruht  auf  der  Gesetz« 
gebung  der  einzelnen  Staaten  und  wird  für  dieselben  im  be- 
sonderen nachgewiesen.  Daran  schliesst  sich  ein  Kapitel  über 
Conflicts  of  Law,  über  den  Einfluss  der  neuesten  Gesetze  auf 
früher  begründete  Kechtsverhültnisse.  Ohne  streng  systematische 
Ordnung  und  nur  lose  aneinander  gefügt,  schliessen  sich  daran 
eingehende  Erf5rterungen  ül)er  die  Haftbarkeit  der  Ehefrau  aus 
unerlaubten  iiaudlungen,  ihre  i:ahigkeit,  Bevollmiichtigter  zu 
sein,  fremdes  Vermögen  zu  verwalten,  vor  Gericht  Kl^erin 
oder  Beklagte  aufeutreten  und  die  Bechte  des  Ehemannes  an  dem 
Erwerb  der  Frau  und  die  Verwaltung  ihres  Vermögens  als  Trustee. 

Das  Buch  enthalt  eine  FCLlle  sehr  wertvollen  Materials ;  bei- 
nahe alle  BeehtsverhSltnisse,  in  wdcfaen  eine  Frau  in  oder  ausser- 
halb der  Ehe  stehen  kann,  werden  eingehend  und  an  der  Hand 
von  wenigstens  7000  Entscheidungen  behandelt.  Was  den  In- 
halt der  Gesetze  anbelangt  und  ihre  Anwendung  durch  die  Ge- 
richte, so  erhält  man  darüber  ausgiebige,  und  soweit  ich  es 
beurthcilen  kann,  auch  zuverlässige  Auskunft.  In  dieser  Be- 
ziehung ist  das  Werk  als  Nachschlagebuch  von  grossem  N"ut/en. 
Sollte  aber  eine  neue  Auflage  erforderlich  werden,  so  würde  es 
sich  empfehlen,  die  Erörterungen  etwas  strenger  auf  das  zur 
Sache  Gehörige  zu  beschränken.  König. 

Covlon  et  Houard.    Oode  pratique  des  Assurances 
maritimes,  du  Dälaissement,  des  Avaries,  du  Jet 
et  de  la  Contribution.  Paris,  Bouneau.  1S88.  2  VoL 
280  u.  344  8.   16  fr. 
Dies  Buch  ist  für  den  Pralctiker  geschrieben,  den  Kaufmann, 
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den  Agwutea,  den  Advokuten  nnd  den  Richter:  es  entbKlt  niclit 
nene  Geeicbtspnnkte  und  kann  nicht  als  eine  Förderung  der 

Wissenschaft  angesehen  werden.    Allein  was  der  Praktiker  be- 
darf und  was  er  wissen  muss,  das  findet  er  leicht  und  voUst&i- 
dig  in  diesen  beiden  Bänden.    Dieselben  enthalten  einen  aus- 
fuhrlichen Kommentar  über  die  Art.  332 — 436,  incl.  des  Code 
de  commerce.    Zu  jedem  Artikel  werden  die  entsprechenden  des 
Code  civil,  Code  de  commerce,  C.  de  procedure  und  des  G.  p^nal 
textuell  angeführt,  sowie  die  Artikel  der  Ordonnance  von  16S1, 
so  dass  dem  Leser  das  Nachschlagen  dieser  Gesetzbücher  erspart 
wird.  Daran  schliesst  sich  die  Doktrin;  die  Kesultate  der  Wissen- 
schaft werden  in  kurzen  Sätzen,  ohne  weitläufige  Ausführuniren 
mitgeteilt.    Den  Schluss  der  Erklärung  jedes  Artikels  bildet 
die  ,  Jurisprudence" ;  die  Entscheidungen  der  Gerichte  und  die 
Ansiditm  der  Fachschriftsteller  werden  in  grosser  YoUstöndig- 
keit  mitgeteilt,  weil  die  Yerfassw  mit  Recht  annehmen,  dass 
gerade  die  Entscheidungen  der  Qeridite  fftr  diejenigen,  welchen 
dieser  Teil  des  Rechts  besonders  nahe  tritt,  von  rorwiegendem 
Interesse  seien;  namentlich  findet  der  Advokat  darin  ein  Vaterial, 
welches  er  sonst  nur  mit  MQhe  sich  zu  sammeln  TermSehte. 
Von  den  beiden  Bttnden  behandelt  der  erste  die  Versicherung 
und  Abandon ,  der  5^weite  dagegen  die  kleine  Haravie,  den  See- 
wurf und  die  Verteüang  des  Schadens  unter  die  Beteiligten. 
In  einem  Anhange  werden  die  yerschiedenen  Formulare  von  See- 
versicbernnfTspolizen  mitgeteilt,  wie  sie  in  Frankreich,  England 
und  Deutschland  liblich  sind,  sowie  Formulare  zur  Vornahme 
von   Rechtshandlungen,    Mitteilungen,  Protesten,  Protokollen 
u.  s.  w.,  welche  gute  Dienste  zu  leisten  im  stände  sind.  Den 
Abschluss  bildet  ein  Verzeichnis   der  französischen  Litterat ur, 
welches  jedoch  auf  Vollständigkeit  keinen  Anspruch  erheben  kann, 
weil  die  auswärtige  Litteratur  beinahe  ganz  unberücksichtigt 
bleibt  K»nig. 


III.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Code  de  Procödure  ciyile  pour  l'Empire  d' Allemagne. 
Traduit  et  annote  par  E.  Glasson,  E.  Lederlin  et 
F.  R.   Dareste.    Paris,  Imprimerie  nationale. 
XC  u.  352  S. 
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Diese  Uebersetenng  gehört  zu  der  CSolleotion  des  princi- 
paux  Codes  ^trangers,  welche  viiter  der  Leitung  der  Sodötä  de 
legislation  eompar^  in  Paris  ersebeint.  In  der  n&nlichen  Samni' 
long  erschienen  bereits  TortreffUohe  TJebersetasnngen  der  Qsterr. 
8tr.F.O.,  des  deatschen  Handelsgesetzbuches,  des  denstcben  8tr.P. 
und  der  deutschen  Gerichtsorganisation  (G.B.  V.  888).  Die  Ein* 
leitung  entldlt  in  den  drei  ersten  Paragraphen  eine  kurze  Ge« 
schichte  des  Str.P.  von  der  lex  Salica  bis  zum  XVIIT.  Jahrhun- 
dert, in  §.  4  eine  Uebersicbt  der  Proaesssysterae  in  Deutschland 
bis  zu  Einführung  des  gegenwärtigen  Gesetzbuches,  in  §.  5  sind 
die  allgemeinen  Grundsätze  des  Gesetzbuches  besprochen,  wah- 
rend der  letzte  Paragraph  die  Einführungsgesetze  zum  Gegen- 
stand hat.  Den  Schluss  bildet  ein  Verzeichnis  von  deutschen 
Ausdrücken  unter  Beifügunfr  der  entsprechenden  französischen. 
Die  Uebersetzung  des  GeM  t/lmches  selbst  beginnt  mit  dem  Ein- 
führ.-Ges.  vom  30.  Januar  1877.  Wir  haben  einen  grossen  Teil 
desselben  mit  dem  Original  verglichen  und  dürfen  ihr  das  Zeug- 
nis einer  sehr  sorgfältigen  und  gewissenhaften  geben.  Ffir  den 
deutschen  Ausdruck  wird  immer  der  passende  deutsche  gefunden, 
und  die  Klarheit  der  firanzOsischen  Bedaktion  kommt  auch  dem 
deutschen  Texte  zu  gute.  In  den  Anmerkungen  wird  fortwäh- 
rend auf  die  entsprechenden  oder  abweichenden  Bestimmungen 
verwiesen,  namentiich  deijenigen  von  Frankreich,  Italien  und 
Genf,  so  dass  der  Kommentar  gleidizeitig  einen  wertToUen  Bei* 
trag  zur  vergleichenden  Beohtswissenschaft  bildet.  König. 


IV.  Staats-  und  Yerwaltungsrecht, 

C^enienZy  J.  Les  oonseils  de  pr^fecture  et  la  r^forme 
administrative.   Paris,  Thorin.   1887.    U5  S.   8  fr. 

Die  Schrift  von  C.  ist  dadnrdi  veranlasst  worden,  dass  im 
Laufe  der  letzten  Jahre  die  Frage  der  Aufhebung  der  Frttfektur^ 
rftte,  teils  ftir  sich  allein,  teils  im  Zusammenhange  mit  dner  Re* 
form  der  inneren  Verwaltung  Überhaupt  in  der  Intteratur  sowohl 
wie  im  Parlamente  wiederholt  erOrtert  worden  ist.  C,  welcher 
ein  grundsätzlicher  Anhänger  der  besonderen  Verwaltungs-Ge- 
richtsbarkeit ist,  wie  dieselbe  in  FrankreiidL  besteht,  spricht  sich 
für  Beibehaltung  der  Präfekturräte  aus,  er  macht  aber  eine  An- 
zahl von  VerbessemngSTOrschlägen,  welche  er  an  eine  kurze  Dar- 
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Stellung  der  Entstehung  der  Besetsung  und  der  Zustftndigkeit 
der  Prafekturrite  und  des  Ver&hrens  von  denselben  in  »streiti- 
gen Saehen*  (contentieuz)  knüpft.  Bei  dieser  Gelegenheit  be- 
spricht der  Verf.  auch  die  veisehiedenen  eingangs  erwSlintenf 
die  Aufhebung  der  Pr&fektnrräte ,  bezw.  die  Beform  der  Ver- 
waltung bezweckenden  Vorschläge.  In  einem  Anhange  dnd  der 
Schrift  beigegeben:  1.  der  am  lO./VI.  1870  dem  Senat  Torgelegte 
GesetsentwTirf  über  das  Verfahren  TOr  den  Prftfekturräten  ;  2.  ein 
aus  parlamentarischer  Initiative  hervorgegangener  am  l./VII.  1870 
vom  Senate  angenommener  Gesetzesvorscblag,  wonach  der  Vorsitz 
im  Präfekturrato  einem  durch  Ivaiserliches  Dekret  bestimmten 
Mitgliede  desselben  übertragen  werden  sollte;  3.  ein  Gesetzesvor- 
RchlajT  der  oommission  de  decentralisation  (1872J,  welcher  Be- 
äeitigunrr  Jer  PräfektnrrSte  und  üebertra;:Tunc^  der  kontentiöseu 
Sachen  auf  die  ordentlichen  Gerichte  bezweckte;  4.  der  Gesetzes- 
vorschlag Chevillon  u.  Gen. (1886),  welcher  ähnlichen  Inhalt  hatte; 
5.  der  üesetzesvorschlag  Coltavru  (1887),  welcher  eine  teilweise 
Beform  der  Verwaltungsorganisation  und  im  Zusammenhang 
damit  ebenfalls  eine  Ueberweisung  der  .streitigen  Saehen*  an  die 
ordentlidien  Gerichte  herbeiführen  will. 

Diese  Gesetzesvorschl&ge  lassoi  recht  deutlich  ersehen,  dass 
in  Frankreich  die  Notwendigkeit  einer  besonderen  Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit  kein  so  unanfechtbares  Dogma  mehr  ist,  wie  dies 
fi'fiher  der  Fall  war.  v.  Stengel. 

Aissenjew,  K.  Ueber  die  Reform  der  Landschafts- 
institutiouen.  Der  Europäische  Bote  ( Westnik  Jewropy .) 
1888.  Nr.  3. 

Im  Getrensatz  zu  der  Praxis  tinter  der  Ref^icrung  Alexander  Tl. 
werden  neuerdings  die  Gesetzesentwürfe  in  Russland  geheimgehal- 
ten; dieselben  kommen  nur  zuiilllig  zur  Besprechung  in  der  Presse. 
Aus  obigem  Artikel  erfährt  man  einiges  über  die  projektirte 
Reform  der  Selbstverwaltung.  Der  Verfasser  charakterisiert  kurz 
die  Zustände  in  Eussland,  als  die  Provinzialverwaltung  gana  in 
den  Händen  der  Kronbeamten  war»  und  sodann  die  günstigen 
Besultate  der  23jährigen  Thfttigkeit  der  Landsehaflsinstitutionen. 
Er  seigt  sodann  durch  eingehende  Erörterung,  dass  die  haupt- 
sächlich hervorgetretenen  Mängel  der  russischen  Sdbstverwal- 
tung:  WiUkfir  in  der  Auswahl  der  su  beil*iedigenden  Bedürfnisse, 
in  der  Besteuerung  und  in  der  Einschätzung  der  Steuerobjekte, 
nur  beseitigt  werden  können  durch  gesetzliche  Feststellung  der 
Pflichten  der  Landschaften,  des  Besteuerungsmazimums  und  des 
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EinschntzTingsmodtis  —  nicht  aher  dadurch,  dass  die  Angek^gen- 
heiten  der  Selbstverwaltung  und  die  Ernennung  der  Beamten 
den  Kronbehörden  übertragen  und  an  Stelle  der  Willkür  gewähl- 
ter Beamten  die  Willkür  eines  von  Gouverneuren  ernannten 
Kreischefs  gesetzt  werde.  Engelmann. 


IVa.  Kolonialrecht. 

Catellani,  E.  L.  Le  Colonie  e  1  aüoQ  ferenda  dlBerliuo. 
Turin,  ünlone  tipogr.-editrice.    1885.  '790  S.    15  Fr. 

Das  bedeutende  Werk  erörtert  z,uerst  (S.  7 — 56)  die  Vor- 
bedingungen, Formen  und  Aufgaben  der  Eolonieen  überhaupt, 
und  gibt  sodann  die  TolkswirtsehafUiche  und  recbtsgescbicbt- 
liehe  Entwickelung  der  Kolonieen  Englands,  Prankreielis,  Skan- 
dinaviens, HoUands,  Portugals,  Deutseklands,  Busslands 
Italiens,  sowie  des  EongostasAes,  die  Kongo- und  Niger-Akte 
unter  steter  Besugnakme  auf  die  selbst  alleijüngste  Litterator» 
wobei  übrigens  Titel  und  Seiten  der  Werke  genauer  hStten  an- 
gefEUirt  werden  sollen,  sowie  auf  die  diplomatischen  und  die  Par- 
laments Verhandlungen.  In  Kap.  IX  (569 — 631)  folgt  dei-  Nachweis, 
dass  die  Landeshoheit  über  noch  nicht,  wie  Madagaskar  (606), 
staatlich  geordnete  Gemeinwesen  oder  Landstriche  nicht  schon 
durch  die  Entdeckung  (576  u.  621),  auch  noch  nicht  durch  blosse 
symbolische  Akte(5eS3),  sondern  nur  durch  th  atsLlchlic  he  Besitz- 
ergreifung und  Bet.liiitigung  der  Staatsgewalt  erworben,  dagegen 
durch  Nichtaufrechterhaltuüg  einer  geordneten  Regierung  wieder 
verloren  wird,  ferner  (Kap.  X)  dass  nur  durch  allseits  anerkannte 
Neutralität  (nach  dem  Vorbilde  der  Sdiweiz  und  Nordsavojens, 
Belgiens  und  Luxemburgs)  der  fttie  Handel  gesickert  ist,  endlieb 
(Kap.  ZI,  742),  dass  nicht  nur  den  am  Flusse  gelegenen  Staa- 
ten (wie  betreib  der  Elbe,  Scheide  und  Weiehsel,  sowie  des 
Rheins),  sondern  überhaupt  allen  Völkern  der  Handel  ,(70S) 
und  die  Schiffahrt  auch  auf  Binnengewässern  gestattet 
muss.  Vom  Verbote  der  Sklaverei  handelt  S.  682  bis  693,  von, 
der  Religionsfreiheit  694r-701.  Die  ErkUrung,  nur  die  Schutz- 
hoheit (591,  381)  übernehmen  zu  wollen,  entbinde  den  besitz- 
ergreifenden Staat  nicht  von  der  Pflicht  der  Einsetzung  einer 
geordneten  Regierung.  Geigel. 
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*V.  Internationales  Hecht. 

IMeejy  A.  y.  Le  Statut  personnel  anglais  on  la  loi  du 
domicile  ausisagö  eomme  brauche  da  droit  ang- 
lais, ouTrage  traduit  et  compl^tö  d'apres  les 
derniers  arröts  des  Coura  de  Justice  de  Londres 
et  par  la  comparai&on  arec  le  Code  Napoleon  et 
*  les  diverses  legislations  du  continent  par  E.  Stoc- 
quari  Londres,  Stevens  &  Sons.  1887.  Vol. 1 441 S.  10  fr. 

Es  ist  kdn  unerfreuliohes  Zeichen,  dasa  seit  einiger  Zeit 
Bücher,  die  in  deutscher  oder  englischer  Sprache  erschienen  sind, 
in  zweiter  Auflage  in  franzusischem  Gewände  veröflPentlicht  werden. 
So  ist  die  französische  Uebersetzung  von  Marquardt  MommBNi's 

römischen  Altertümern  gleichzeitig  eine  vermehrte  und  ver- 
besserte Auflage  des  deutschen  Orio-inalwerkes  und  die  hier  zu 
besprechende  Uebersetzung  Stocquart's  eine  vermehrte  und  er- 
weiterte Auflage  von  D.'s  Law  of  Domicil.  In  beiden  Fällen 
hatten  sich  die  französischen  Bearbeiter  nicht  nur  der  Zustim- 
mung, sondern  auch  der  Mitwirkung  der  englischen  und  deut- 
schen Verfasser  zu  erfreuen.  D.'s  Law  of  Domicil  erschien  1879 
und  verschaffte  dem  Verfasser  sofort  eine  achtuugswerte  Stelle 
unter  den  englischen  Juristen.  Seither  wandte  er  sidi  anderen 
Gebieten  zu,  und  da  er  kaum  wieder  die  nfitige  Muse  wflrde 
gefunden  haben,  um  seinem  Bucbe  wneuerte  Pflege  zuzuwenden, 
so  ist  die  Arbeit  Stocquart's  um  so  erfreulicher.  Dieselbe  ent* 
hSlt  nicht  nur  eine  vollstlUidige  und,  wie  wir  uns  durch  wiedei^ 
holte  Vergleichung  überseugen  konnten,  genaue  Uebersetzung 
des  Textes  und  der  Noten,  sondern  auch  die  seitherigen  richter- 
lichen Entscheidungen,  die  in  England  veröffentlicht  wurden. 
Auch  kleine  Veränderungen  sind  zur  Bequemlichkeit  des  Lesers 
angebracht;  die  Marginalnoten  erscheinen  als  summarische  Ueber- 
sichten  zu  Anfang  jedes  Titels,  und  der  Text  wird  durch  fortlau- 
fende Zahlen  eingeteilt,  so  dass  eine  genaue  Verweisung  ermöglicht 
wird.  Bind  Bücher,  welche  von  D,  zitiert  wurden,  in  nenen  Auf- 
lagen erschienen,  so  werden  neben  den  ursprünglichen  Seiten- 
zahlen auch  diejenigen  der  neuen  Auflagen  hinzugefügt.  ISne 
sehr  wesentliche  und  zeitgemässe  Bereicherung  wurde  dem  Buche 
durch  den  belgischen  Bearbeiter  zu  teil  durch  angehende 
Berflcksichtigung  der  kontinentalen  Gesetzgebungen.  D.  schrieb 
als  BnglSuder  de  lege  lata  und  nicht  de  lege  ferenda;  die  ver 
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gleichende  Jurisprudens  und  das  intexnotionale  Frivat-B.  kamen 
daher  nicht  zu  ihrem  ToUen  Rechte.  Diesem  Mangel  wird  in 

der  Stocquartschen  Ausgabe  abgeholfen.  Dem  älteren  frans.  B. 
wird  erhebliche  Beachtung  7.\i  teil,  und  auf  dem  Gebiete  de« 
Ehe-R.'s  werden  alle  diejenigen  Fragen  erörtert,  welche  in  den 
letzten  Jahren  Veranlassung  rn  lebhaften  Kontroversen  gegeben 
haben.  Dass  sich  bei  dieser  Behandlung  der  Süssere  Umfang 
des  Buchps  erweitern  musste,  darf  uns  nicht  verwundern.  Wäh- 
rend das  D.sche  Werk  einen  massigen  Band  von  886  S.  dar- 
stellt, erscheint  die  französische  Bearbeitung  in  2  Bänden,  wo- 
von der  erste  bereits  441  S.  stark  ist,  welche  den  ersten  200  S.  des 
Originalwerkes  entsprechen.  Derselbe  hat  /.um  Gegenstand  Wesen, 
Erwerb  und  Verlust  des  Domizils,  Begriff  und  rechtliche  Wii- 
kungen  desselben,  mit  Bllelcnciht  auf  Zivilstand  und  bürgerliche 
Handlnngsfkhigkeit,  wtthrend  die  nenn  ftbrigen  Kapitel  des 
Büschen  Buches  den  Inhalt  des  2.  Bandes  bilden  werden. 

König. 

Dtmas,  A.  Des  droits  intelleoiuels.  I.  Du  droit  des  auteurs 
et  des  artistes  dans  les  rapports  intemationaux.  Paris, 
Rousseau.    1887.   688  S.    12  fr. 

Bisher  wurde  das  sogen,  geistige  Eigentum  mehr  vom  Stand- 
punkte der  Gesetzgebung  eines  bestimmten  Landes  dargestellt, 
während  es  D.  nun  versucht,  den  internationalen  Rechtszustand 
darzustellen.  Der  vorliegende  1.  Band  bildet  nur  die  erste  Hälfte 
des  ganzen  Werkes,  dessen  2.  den  Erfindungen  und  ihrem  Schutze 
gewidmet  sein  soll.  Verf.  leitet  sein  Werk  ein  mit  einem  rein 
theoretischen  Abschnitt,  dem  es  weder  an  originellen  eigenen 
AuffasBungen ,  noch  an  interessanten  Erörterungen  fehlt.  Das 
B.,  welchem  er  säne  Studie  widmet,  hat  eine  monlisohe  und 
eine  finanzielle  Seite.  Gestfttst  auf  das  erstere  Moment  kann 
der  Autor  oder  Kflnstler  Uber  sdn  Werk  frei  und  willkttrUch 
Terfügen,  dasselbe  aus  dem  Verkehr  zurfickziehen  oder  veittndexn, 
wie  es  ihm  beliebt;  gestützt  auf  das  letztere  dagegen  hat  er 
Anspruch  auf  Teilnahme  an  dem  Vorteil,  welchen  dasselbe  ab- 
wirft. Das  R.  ruht  daher  auf  der  doppelten  Grundlage  der 
Achtung  der  Persönlichkeit  und  des  Anspruches  auf  Belohnung 
für  das  Erzeugnis  des  Geistes ,  und  ist  von  beiden  Gesichts- 
punkten aus  ein  natürliches.  Die  Arbeit  nicht  zu  lohnen  oder 
die  Persönlichkeit  nicht  zu  schützen ,  würde  den  elementarsten 
Grundsätzen  des  R.  zuwiderlaufen.  Als  natürliches  R.  steht  es 
dem  Fremden  wie  dem  Einheimischen  zu  und  soll  nicht  von 
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gesetzlicher  Anerkennnxig  oder  Beciprocität  abhängig  gemacht 
werden.  Sdn  G^nstand  ist  wedw  eine  körperliche  Sache  nodi 
auch  die  Handlung  oder  Unterlassnng  eines  Verpflichteten,  son- 
dern der  Gedanke  selbst:  e'est  dono  Men  sar  la  pens^  eile 
mime  ei  non  pas  snr  la  r^aUsatiott  materielle  de  la  pens^  qne 
porlie  tont  droit  intellectueL  Die  aussohHesBliche  Ansbentung 
des  Gedankens  nnd  das  ansschliessliche  B.  YerAndernngen  an 
dem  Werke  Tonranshmen  oder  zu  untersagen  ist  das  peknniftre 
und  das  moralische  R.  des  Autors.  D.  geht  sodanu  auf  die 
Analyse  des  B.  und  seiner  einaelnen  Beetandteile  über  mit  Bück' 
sidit  auf  den  Schutz,  welchen  sie  zu  beanspruchen  haben;  dahin 
gehören  das  R.  das  Werk  zu  verkaufen,  wem  er  will ;  den  Preis 
nach  Belieben  zu  bestimmen  und  dasselbe  auf  seine  Erben  über- 
gehen zu  lassen;  des  Verbotes  «les  Nachdruckes,  der  Ueber- 
set7Aingen,  musikalischer  Nai"hltilduti<^'oii  und  dramatischer  Auf- 
führungen. Schliesslich  untersucht  der  Verf.  in  dieser  ersten 
Abteilung  die  Frage,  auf  welche  Werke  der  Schutz  auszudehnen 
sei,  und  er  beantwortet  dieselbe  dahin :  il  nous  serable  permis 
de  voir  une  oeuvre  intellectuelle  dans  toutes  Celles  qui  suppo- 
.  eent  un  travail  de  l'esprit  et  qui  portent  la  marque  d'nne  per- 
sonnalitö  (S.  115).  Daran  knüpfen  sich  interessante  ErOrte- 
mngen  ttber  die  Autor -B.  an  Zeitungsartikeln,  Reden,  Vor- 
lesnagen, Photographien,  architektonischen  Arbdien  u.  s.  w. 
Mit  Beasog  auf  die  Dauer  des  Schutzes  anerkennt  D.  die  Not- 
wendigkeit einer  zeitlichen  Begrenzung  und  stimmt  dem  Be* 
Schlüsse  des  Congr^s  artistique  de  Paris  von  1878  hei,  welcher 
dcoiselben  auf  100  Jahre  garantieren  wollte. 

Die  zweite  Abteilung  des  Werkes  zerlkllt  in  drei  Kapitel, 
von  denen  die  beiden  ersten  in  der  Weise  miteinander  zusammen- 
hängen, dass  das  erste  die  ziemlich  trostlosen  Verhältnisse  der 
Autoren  und  Verleger  bis  zum  Ende  des  letzten  Jahrhunderts 
in  den  verschiedenen  Ländern  schildert ,  und  die  überall  herr- 
schende Piraterie,  das  letztere  dagegen  die  Geschichte  des  Scliutzes 
und  der  Garantien,  welche  nach  und  nach  dem  geistigen  Eigen- 
tum zugestanden  wurden.  Das  3.  Kapitel  endlich  filhrt  uns  in 
die  Gegenwart  und  schildert  übersichtlich  die  BechtsrerhftltnisBe 
der  einzelnen  Länder  au  der  Hand  ihrer  Gesetagehungen,  wobei 
namentlieh  die  Erörterungen  über  das  Dekret  yom  28./in.  18S2 
(ß.  260 — 802)  sich  zu  einem  ausifihrHchen  Kommentar  zu  dem- 
selben gestalten,  und  mit  berechtigter  Genugthuung  wird  hervor- 
gehoben,  dass  "Frankreich  zuerst  den  Fremden  bedingungslos 
und  ohne  Vorbehalt  der  Beciprocität  Schutz  ihres  geistigen 
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Eigentumes  zugesichert  habe.  Hieran  schüessen  sich  eincrehende 
Besprechungen  der  hauptsächlichsten  Gesetze  und  Konventionen 
der  verschiedenen  Länder  der  Alten  und  der  Neuen  Welt  mit 
Rücksicht  auf  ihre  internationale  Bedeutung  und  Wirksamkeit. 
Nachdem  D.  diese  Gesetze  hat  Revue  passieren  lassen,  gruppiert 
er  ihre  Bestimmungen  mit  Rücksicht  auf  die  Personen,  welchen 
der  Bchutz  gewährt  wird,  auf  die  Gegenstände,  welche  denselben 
genienen,  auf  iie  Art  und  Dauer  desaelben,  auf  die  yersehie* 
denen  Arten  der  Kachbildung,  die  Beohtsverfolgung  und  die 
zu  Erwerbung  dee  Scbntses  erforderlichen  Förmlichkeiten.  Die 
letzte  Abteilung  endlich  handelt  von  den  verachiedenen  inter- 
nationalen  Konferenzen»  wdche  zeit  1878  abgehalten  worden 
sind,  den  unausgesetzten  Bemühungen  der  Azzociation  litteraire 
internationale  zu  Herbeiführung  einer  internationalen  Regelung 
der  brennenden  Frage  und  dem  Abschluss,  welchen  dieselben 
vorläufig  in  der  Union  de  Berne  und  der  Einrichtung  eines 
Bureau  de  l'Union  internationale  pour  la  protection  des  oeuvres 
litteraires  et  artistiques"  gefunden  hat.  Nachdem  der  Verf.  das 
Zustandekommen  des  Berner  Vertrages  geschildert  hat,  handelt 
er  in  den  folgenden  Paragraphen  im  Anschluss  an  denselben 
von  dem  genaueren  Inhalte  desselben ,  namentlich  §.  1.  Clause 
de  la  nation  la  plus  favorisee ;  §.  2.  Personnes  protegees ; 
§.  3.  Oeuvres  garantiesj  §.  4.  Prerogatives  reconnues;  §.  5.  De 
la  contrefacon  et  des  faits  qui  lui  ont  assimil^;  §.  6.  For- 
malites  preserites.  Kdnig. 

Moynier»  6.  La  fondation  de  PEtat  independant  du 
Congo  au  point  devue  juridique.  Paris  1887.  S.  40. 
(Extrait  du  compt«  rendu  de  söanccs  et  travaux  de  l'Aca- 
demie  des  sciences  morales  et  poUtiques.  Institut  de 
France.) 

Schon  1883  hatte  der  Verf.  eine  Schrift,  „La  Question  du 
Congo  devant  VInstitut  de  droit  international" ,  Geneve  1883, 
veröffentlicht.  Sie  enthielt  wesentlich  ein  vom  Verf.  ausgearbei- 
tetes Memoire  über  diese  Frage ,  war  dem  Institut  de  droit 
international  überreicht  und  hatte  zur  Folge,  dass  eine  zur  Be- 
gutachtung erwählte  Kommission,  deren  Besolntion  das  Institut 
bestimmte,  den  Staaten  den  Wunsch  aussudrlicken  empfahl,  dass 
das  Prinzip  der  freien  Schiffahrt  fOr  alle  Nationen  auf  den  Congo 
und  seine  KebenflÜsse  angewandt  werde  und  dass  alle  MBohte 
sich  thet  geeignete  Uassnahmen  Terstitadigen,  den  Konflikten 
zwischen  zivilisierten  Nationen  im  unter  dem  Aequator  gelegenen 
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Afrika  zuvorzukommen.  Die  vorliegende  Schrift  schildert  die 
Entstehung  des  Congostaates,  welche  auf  bisher  nicht  verbreitete 
Dekrete  des  Königs  von  Belgien  vom  29./V.  1885  zurückgeführt 
wird,  sodann  den  Urspruni(  und  das  Wesen  der  internationalen 
Kongoassoziation,  die  Ausdehnung  des  Territoriums  des  Kongo- 
Staates,  die  Verfassungsform,  die  Eechtskraft  des  Gründungs- 
aktes»  das  Wi^pea  und  Siegel,  die  internationale  Anerkennung 
und  die  internationalen  Verpflichtungen.  Es  wird  somit  eine 
Geschichte  und  das  Wesen  des  Staates  nadi  yersohiedenen  Bich- 
tnngen  dargelegt.  A.  Bnlmerincq. 


B.  ZeitschrifteauberBcliau. 


TIdskrift  af  jurldUka  förenin^en  In  Finland.  1888.  V.  1.  Ser 
lachius,  om  begreppet  fast  egendom.  Rechtafälle  etc.  Fragen 
f.  d.  finniechen  Jarietentag. 

American  Law  T?pvtew.  Mai -Juni.  The  Uncertainty  of  tlie  Law. 
Aucient  Systeme  of  Land  Tenure  in  Polynesia.  Contingent  and 
exorbitant  fee«.  Constitntional  Restrictions  npon  Legislation 
concerning,  ^'i:l^ges,  Towns.  Citics  and  Coiinties. 

Bevne  des  Soci^t^s.  (Vavasaeur.)  Juin.  La  revision  politique  et 
jndiciaite.  Une  oommandite  dömocratiqna  et  liberale.  Lea  ban* 
ques  allemandeB  de  Scbnltse-Delitasoh.  Jttillet,  de  Pappel  de 

fonds. 

Annales  de  droit  commercial.  Juni.  Faillite  en  droit  international 

priv6.  Les  nouveaux  articles  105  et  108  du  Code  de  Com. 
Chronique  de  Mgislation,  de  doctrine  et  de  Jurisprudence  en 
matiere  de  droit  commercial  et  indusiriel  (Allemagne).  Espagne, 
Code  de  commerce  de  1886. 

Kerne  d*6conom!e  polltiqne.  Mai-Juni.  Le  droit  de  la  nation  et 
le  droit  de  Tetranger,  Jean  Meslier,  le  precurseur  üubli6  du 
social isme  contomporain.  De  raggravation  des  impöts  et  des 
iloyens  de  l'enrayer.  L'emission  d  obligations  h  lots  du  Panama. 
No8  relations  commerciales  avec  1  Augleterre.  Le  rapport  sur 
radminiftration  de  la  jnatice  criminelle  pendant  Tannle  1880  et 
la  pro^ression  de  la  criminalit  '     T  r  sDcialisme  en  Allemagnc. 

BiTista  iialiana  per  le  scienze  giuridiche.  V.  2.  Mirabelli, 
delle  garantie  del  dominio  dlretto  sec.  11  codic.  civ.  ital.  Zocco- 
Rosa,  il  commento  di  Gaio  alla  legge  delle  XII  tavole.  Schupfer^ 
rtnterditto  Salviano  e  un  rescritto  di  Qiordano. 

n  dlrltte  eemmeretale«  YL  8.  Brrera,  TinsoWensa  a  proposito 
di  una  f-ntpriyn  della  Cassaz.  de  Flrenze  Papa  d'Amico  art.  56 
e  57  cod.  coium.  Olivieri,  effetti  della  dichiarazione  di  falli- 
mento  di  uns  ditta  eoninierciale  sei  rignardi  dei  minor!  che  ne 
aono  comproprietari. 
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G.  Neue  Erschemimgen. 

Vom  10.  Mai  bis  9.  Juli  1888  erschienen  oder  bei  der  Redaktion 
ei]igegaii§;en  0«tst«re  mit  *  beMichnet). 

1.  Wichtige  ausländische  Werke. 

Articles  of  the  International  Copyright  Union,  with  the  Act  and 
Order  in  Council,  etc.  With  an  Introduction.  Longmans.  1  ah. 
6  p.,  geb.  2  sh.  6  p. 

Browne,  J.  H.  B.,  and  Theobald,  H.  S.,  the  Law  of  Biküway  Com-, 
paniea.   2nd  ed.   titevens  and  Sons.  35  sh. 

Bnrstal,  E.  K.,  Tabalated  Abstraet  of  Acts  of  Parliament  Rdatfng 
to  Water  ündertakings,  1879—1887.  Oxford,  Warehouse.  48h.  6  p. 

Oababe^  M.^  Interpleader  in  the  High  Court  of  Justice  and  in  the 
Gounty  Courts,  with  Forme  of  Sommontes,  Orders,  AfifidavltSf 
etc.   2lld  ed.   W.  Maxwell.    6  sh. 

Clarke,  E.,  Law  of  £xtradition  j  with  the  Conventions  between  Eng- 
land and  Foreign  Oonntriee,  and  Oasee  Deefded.  Stevens  and 
Haynes.   20  sh. 

Dodd,  J.  T,y  the  Allotments  Acts,  1887,  and  the  AUotments  Com- 
pensation  Act,  1887.   Wiih  Notes,  etc.   Cox.   3  sh.  6  p. 

Glen,  A.,  Index  to  the  Local  Government  Bill.  Knight.  1  sh.  6p» 

Hamilton's  Law  of  Covenants.   Stevens  and  Sons.    7  sh.  6  p. 

Herbert,  J.  B.,  the  Labourers' Allotments  Act,  1887,  etc.  Dean  and 
Son.    2  sh. 

Hold s Worth,  W.  A.,  Bankruptcy  Act  of  1883.    With  Notes,  Ap- 
pendix, Hules,  etc.   Jloutled^e.    1  sh. 
Jones,  G.  B.,  Hietoiy  of  the  Law  of  Tlthee  in  England.  Cloweti 

2  sh. 

Law  List,  1888.    Steveue  and  Sons.    10  sh.  6  p. 
Lindl ey,  N.,  Treatise  on  the  Law  of  Fartnerehlp.  5th  ed.  Max- 
well.   35  sh. 

Little,  J.  B.,  Law  of  Burial,  with  tlie  Acts,  Regulations,  Notes  and 

C  i  L  .    Shaws.    10  sh. 
Palmer'ä  Siiareholders*  Legal  Companion.  7th  ed.  SteTona  and  Sone, 

2  sh.  6  p. 

Eamsey,  A.,  Will-Making  Made  Safe  and  Easy:  An  Aid  to  Testators, 
Gentie  and  Simple,  Male  and  Female.  Married  and  Single^  Infant 
and  Adalt,  Civil  and  Military,  on  Land  and  at  Sea,  at  Home 
and  Abroad.  With  a  Great  Varielj  of  Forms  and  Rules  of  Des- 
cent  in  Real  and  Personal  Proper^  on  Inteataqr.  l&O  S.  Hogg. 
1  sh. 

Robertson,  A.,  Two  Lectures  on  the  Science  and  Study  of  Law  and 
the  Science  and  Study  of  Politics,  Delivrr  d  at  Dnndee  in  Jannaiy 
1887.   78  S.  Winter  (Dundee).  Simpkin.   1  sh. 

SeotUeh  Law  List,  1888.   Stevens  and  Sons.  9  sh. 

Shirley's  Criminal  Law  Cases.    Stevens  and  Sons.    6  sh. 

Sonlby,  A.  £.  B.,  A  Handbook  on  the  Law  Kelating  to  the  Fencing 
of  Agricnltnral  and  Ecclesiastical  Holdings.  50  S.  Russell  (Kai- 
ton).    Hamilton.    1  sh. 

Walker,  W.  G.,  and  Elgood,  E.  J.,  A  Compendium  of  the  Law 
Relating  to  Execntora  and  Administrators.  Snd  ed.  Stevene 
and  Sons.  21  sh. 
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Wines,  E.  C,  the  State  of  prisous  and  of  child-saviag  institutions 
in  the  civiJized  world.  720  S.  Za  beziehen  darch  d.  Drnekerei 
V.  J.  Wilaon  Son,  Cambridge^  MasaachasettB.  5  doli.  (a.  42  ct. 
Porto). 

Ana  dwn  Maaldaw  von  W.  T«röfllw»tUdit.  T3IL  Kapital:  Gtoaditdite. 
▼eareinigt«  SlMln.  ^iriKltuDtnt.  Bmnm.  Xtslko  und  Mtttdamerlk». 
8na«n«rikft.  Ander«  Btaatni.  Allgsmelne  EtMumigeitL 

Beaussire,  E.,  les  Principes  du  droit.   Alcan.   7  fr.  50  cL 
Coste,  R.^  et  Bonllay^  Ch.^  pr^cis  de  droit  ttsuel,  eontenant  des 

notioDS  sur  le  droit  public^  le  droit  civil,  r^conomie  politiqae, 

etc.    Fedone-Lauriel.    4  fr.  50  ct. 
Desmaze,  CIi.^  les  Criminels  et  letirä  graces.  Premiere  serie.  Den  tu. 

8  fr.  50  et 

Brey f US,  F.,  manuel  populaire  du  conseiller  municipal.  Texte  et 
commentaire  pratique  de  la  loi  du  5  avril  1884.  Quantin.  1  tr. 
25  et 

Duverger,  A.,  l'Ath^isme  et  le  Code  civil.  Pichon.  2  fr.  50  ct. 
F^r^,  Ch.^  deg^nerescence  et  criminalit^.  Essai  pliysiologique.  Avec 

31  graphiqaea  daas  le  texte.  Alean.  2  fr.  50  ct. 
Fiaux,  L. ,  la  Police  des  moeurs  en  France  et  dans  les  prlndpaaz 

pajs  de  l  Europe.   Dentu.    12  fr. 
Oarofalo,  R.,  la  Criminologie.  Etnde  snr  la  nature  da  crime  et  la 

theorie  de  la  penalite.    Ouvrage  traduit  de  ritalien  et  Mtti^e« 

ment  refondu  par  l'auteor.   Alcan.   7  fr.  50  ct. 
Leroy-Beaaliev,  P.,  trait^  de  la  science  des  finances.  AeM.  2  vol. 

Guillaumin.    25  fr. 
Michel,  G.,  Vauban.  Dirne  royale.    Guillaumin.    1  fr.  50  ct. 
Kicolas,  C. ,  et  Pelletier,  manuel  de  la  propri6te  industrielle. 

Quantin.    8  fr.  50  ct. 
Eaffalovich,  S..  Renrham.  Principes  de  Ugielation  et  d'öeonomie 

polilique.    Guiilauuiiii.    1  fr.  50  cl. 
Riant,  A.,  les  Irresponsabl es  devant  la  justice.  Bailli^re.  3  fr.  50  ct. 
Bob  in  et  de  Clery,  des  Droits  et  obligations  du  Parqaet,  agent  da 

gouvernement.    Marpon  et  Flammarion.    1  fr. 
Roscher,  G. ,  traiti  d*economie  politique  rurale.   Traduit  sor  la 

derniere  Edition  par  Charles  Vogel.    Guillaumin.    18  fr. 
Thibault,  F.,  trait6  du  contenlieux  de  Tadministration  des  douaueö. 

Leroaz.  7  fr.  50  et. 
Voil  laume.  A.,  et  Da  rentiere,  Gh.,  droit«  du  man  8ur  la  cor- 

respondance  de  sa  femme.   Dentu.   2  fr. 

•Chiappelli  e  Zdekauer,  un  consulto  d'Azone  dell'  aiUiO  1205. 
(Festgabe  f.  Bologna.)   Pistoja,  Bracaii.   23  S. 

Oelde  Ii,  A.^  coUeaione  di  decisioni  deir  i.  r.  snprema  corte  di 
giuslizia  nonche  dei  dicasteri  mlnisteriali,  tribunale  dell'  irapero 
e  tribunale  amministrativo  di  Vienna  riferibili  al  codice  civile 
oniversale  auttriaeo.  Vol.  I.  (§§.  1^530.)  Innsbrnek,  Wagn<^« 
1110  S.  8  H. 

Marres,  de  justitia  seenndam  doetrinam  tbeol.  et  prindpia  iuris  re- 

L  t  rionis  speciatim  vtro  Ncerlandid.  IL  Teil  (Obligationen^R.). 
Roermond  Romen.   507  S« 
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A.  BespreckuBgeiL 


I.  Allgemeines. 

CSohn,  G.  Drei  rechtswissenachaftliclie  Vorträge  in  ge- 
meinverständlicher Darstellang.  Heidelberg,  Winter.  1888. 
148  S.  2  M.  80  Pf. 
Der  Verf.  bietet  mit  diesem  Schriftcben  drei  Vorträge,  welche 
er  zu  verschiedenen  Zeiten  gehalten,  einem  grösseren  Publikum 
in  einer,  wie  er  füglich  selbst  voranstellt,  gemeinverständlichen 
Form  und  erweist  damit  ebensowohl  diesem  Publikum  als  der 
Wissensebaft  einen  Dienst:  auch  der  Wissenschaft,  denn  diese 
selbst  mnss  bei  der  hentigen  Gestaltung  des  politischen  Lebens 
wünschen,  dass  yiele  ihrer  Fragen  allgemeines,  Uber  die  Fach- 
kreise  hinausragendes  Verständnis  finden.  Dies  giH  freilich  am 
wenigsten  von  dem  ersten  der  drei  Vortrttge,  da  dieser,  betitelt: 
«Bentsches  B.  im  Munde  des  Volkes",  der  Hauptsache  nach 
recbtsgeschicbtlichen  Inhalts  ist  and  dabei  auch  manches  enth&lt, 
was  nicht  mehr  im  Munde  des  Volkes  lebt  oder  nicht  Rechtens 
ist.  Erfreut  aber  dieser  erste  Vortrag  wesentlich  durch  die  Leb- 
haftigkeit und  Anmut  der  Sprache  den  Leser,  so  ist  es  beim 
zweiten  und  dritten  hervorragend  das  sachliche  Interesse  selbst, 
was  der  Darstellung  des  Verf.  Sympathie  gewinnen  wird.  0.  be- 
handelt und  beantwortet  in  zwei  Vorträgen  die  trage:  »Warum 
hat  und  braucht  der  Handel  ein  besonderes  Recht?"  Diese  Frage 
d&rfte,  da  wir  uns  mit  dem  Entwtofe  des  deutschen  bürgerlichen 
Gesetzbuches  als  mit  einer  realiter  yorhandenen  Sache  beschäftigen, 
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wohl  manchem  sicli  in  dem  Sinne  aufdrangen,  die  jedenfalls  not- 
wendige Fortexistenz  eines  besonderen  Haudels  K.  für  unberechtigt 
zu  halten.  Das  grösste  Interesse  erregt  der  dritte  Vortrag:  ,Die 
Anfrage  des  WeltTerkehrs-Bs."  (S.  76—148).  Nach  streng  histo» 
riseher,  abstrakte  Deduktionen  Tcarmeidender  Darstellung  der 
Bestrebungen  znr  Gewinnung  eines  einhdtUchen  Weltverkehrs^B. 
üHerkanpt  änd  es  insbesondere  diejenigen  praktischen  Arbeiten, 
welche  das  Eisenbahnfracht^B.,  das  Weehsel*B.  und  das  Havarie-B. 
unifizieren  wollen,  denen  der  Ver£  seine  und  unsere  Aufinerk- 
samkeit  zuwendet.  Auch  dem  Fachmanne  wird  dieser  Vortrag 
wert  sein,  hauptsftchlich  der  übersichtlichen  Material ienzusammen' 
Stellung  wegen,  welcher  —  wie  auch  in  bezng  auf  die  beiden 
.  ersterwtthnten  Vorträge  hervorgehoben  sei  —  zahlreiche  Littera- 
tnmach  Wasungen  in  Anmerkungen  dienen.      Carl  Gar  eis. 

Ueber  Proberelationen.    Eine  Mitteilung  aus  der  Justiz- 
prüfungskommitisiou.    Berlin ,  Vahlcn.  1888.   59  S.  1  M. 

Die  Schrift,  von  einem  Mifgliede  der  in  Preussen  zur 
Abnahme  der  zweiten  juristischen  Prüfung  eingesetzten  .Prü- 
fungskommission zu  Berliu  verfasst,  enthält  nicht,  wie  aus  der 
üeberschrift  gefolgert  werden  könnte ,  eine  Studie  und  kritische 
üntersuchung  liber  die  Bichtigkeit  und  Angemrasenheit  der  An- 
ordnung im  §.  32  des  BegulatiTS  fttr  die  juristischeiL  PrtLfimgen 
vom  1.  Mai  1888,  nach  welcher  die  zweite  juristische  Prüfung 
in  ihrem  schriftlichen  Theile  neben  einer  rechtswissenschaftliohen 
Arbeit  in  einer  Belation  aus  Frozessakten  bestehen  solL  Frei- 
lich gedenkt  sie  auch  der  Frage,  ob  es  nach  Lage  des  znr  Zeit 
geltenden  Prozess-R.  eine  gerechtfertigte  Forderung  ist,  von  dem 
Gelingen  oder  Misslingen  einer  Proberelation  den  Ausfall  der 
Prüfung  abhängig  zu  machen,  und  verhehlt  sich  der  Verf.  nicht, 
dass  die  Praxis  keine  Gelegenheit  bietet,  die  Kunst  des  ßeferierens 
auszuüben,  und  deshalb  auch  den  Richter  wenig  geneigt  macht, 
den  Referendar  während  der  üebungszeit  in  dieselbe  einzuführen. 
Indes?  entscheidet  Verf.  sich  dennoch  für  eine  Bejahung  der  Frage, 
weil  gerade  die  Relation  ein  vortrefflicher  Prüfstein  sei  für  die 
Fähigkeit  des  Kandidaten,  einen  Rechtsstreit  in  allen  seinen 
Teilen  richtig  aufenfassen  und  in  klarer  Darstellung  wiederzu- 
geben. 

Was  aber  will  denn  nun  die  Schrift?  Sie  will  dem  Kandi- 
daten ein  Hüfsmittel  an  die  Hand  geben,  sich  der  Aufgabe  in 
einer  den  zu  stellenden  Anq>rüohen  genügend«!  Weise  zu  ent- 
ledigen.  Verf.  entnimmt  seine  Berechtigung  zu  der  Arbeit  und 
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die  Entscheidung  der  Bedürfnisfrage  einesteils  aus  seiner  Stel- 
lung?, andernteils  aus  den  Ertabrungen,  welche  die  Prüfungs- 
kommission bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  gerade  bei  diesem 
Teile  der  Prüfung  gemacht  hat.  Trotz  der  vielfachen  An- 
leitungen üur  Erlernung  der  Referierlciinst,  welche  im  Laufe  der 
Zeit  und  auch  gerade  mit  Rücksicht  auf  die  Vort,cliiiften  der 
Z.Pr.O.  ans  berafeDOi  Händen  hervorgegangen  und  der  Oeffent> 
liehkeit  ttbergeben  worden  sind,  Idden.  dennoch  ubaH  den  An- 
gaben des  Yert  die  Proberelationen  ?ielfaoh  an  den  grössten 
Fehlem  nnd  legen  Zeugnis  ab  yon  der  ünkLarheit  xmd  Unaicher- 
heit  des  Kandidaten.  Um  diesem  Uebel  alnnhelfen,  wühlt  der 
Verf.  den  Weg  nieht  des  Belehrena,  sondern  des  Wamens.  Da* 
TOn  aasgehend,  daas  man  die  Fehler  am  sichersten  vermeiden 
lernt,  wenn  man  sie  vor  Augen  hat,  führt  er  die  hauptsäch- 
lichsten Mängel  an,  welche  sich  in  den  Proberelationen  breit 
machen,  wählt  für  jeden  derselben  eine  Arbeit  aus,  legt  den 
Oegenstand  des  bearbeiteten  Rechtsstreits  und  die  Art  der  Be- 
arbeitung dar  und  zeigt  sodann,  nach  welchen  Richtungen  hin 
dabei  gefehlt  worden  ist.  Dass  sich  dabei,  insbesondere  im  ersten 
Teile  der  Schrift,  manche  positive  Regel  und  mancher  direkt 
belehrende  Satz  eingeschlichen  hat,  kann  nicht  wunder  nehmen 
und  ist  übrigens  auch  nur  denkbar  zu  acceptiereu.  In  einem  An- 
hange sind  sodann  noch  yerseliieden^  schon  früher  erteilte,  bald 
mehr  bald  weniger  eingehende  Anweisungen  über  die  Anfertigung 
eines  Bdlerats  nnd  eines  Votums  mitgeteilt. 

Dass  gerade  bei  dieser  Matene  eine  Erl&uterung  von  so 
kompetenter  Stelle  in  hohem  Grade  allen  demjenigen  erwftnsdit 
sein  muss,  welche  sich  die  Kunst  des  Eeferierens  aneigne  sollen, 
sowie  denen,  deren  Beruf  es  ist,  jene  in  diese  Kunst  einzuführm, 
bedarf  kaum  der  Erwähnung.  Meves. 


II.  ßechtsgeschichte. 

Krfigttr»  P.  Geschichte  der  Quellen  und  Litteratur  des 
römischen  Beohts.  Leipzig,  Dnnoker  & Humblot.  1885. 
395  S.   9  M. 

Das  vorliegende  Werk  befriedigt  ein  längst  empfundenes 
Bedürhiis,  indem  es  eine  dngefaende  Darstellung  der  Quellen- 
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und  Littel  aiuigeschichic  des  r.  E.  möglichst  losgelöst  aus  der 
sonst  üblichen  Verbindung  mit  der  Geschichte  des  rdm.  Staats-B. 
giVt  Zwar  werden  an  eilaelneii  Sfcdltti  andi  staatsreditliebe  Fragen 
berfUirt  (s.  B.  die  Oesetseskraft  der  Senatoslconsiüte  in  republi- 
kanischor  Zeit,  oder  die  Wirksamkeit  der  kaiserlidien  Listita- 
tionen  snr  Zeit  des  Priniipats),  wo  es  der  unmittelbare  Gegenstand 
der  Barsteülong  unbedingt  erfordert  Der  Haaptnaefadmek  ist 
auf  die  Xiitteratiirgesehickte  gelegt,  sowohl  was  die  Gestaltung 
der  praktisoben  und  wissenschaffclicben  Thfttigkeit  der  römischen 
Juristen  im  ganzen  und  die  verschiedenen  Arten  juristischer 
Schriften,  als  was  die  einzelnen  Juristen  und  ihre  Werke  betrifft. 
Die  Litteraturgeschicbte  der  klassischen  Jurisprudenz  von  Labeo 
bis  auf  Modest  in  nimmt  ohne  die  Besprechung  der  einzelnen 
überlieferten  Werke  mehr  als  ein  Viertel  des  ganzen  Werks  in 
Anspruch. 

Der  Verf.  hat  sich  bemüht  ein  möglichst  objektiv  gehaltenes 
Bild  von  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Wissenschaft  zu  geben. 
Nur  selten  tritt  er  uns  mit  eigenen  Hypothesen  oder  mit  pole- 
mischen Erörterungen  entgegen.  Auch  Betrachtungen  allge- 
mein^wr  Art,  z.  B.  über  die  Bedeutung  des  honorariscben  B., 
ftber  Hadrians  edictnm  perpettinm,  über  die  justinianisdie 
Kodifikation,  sind  auf  das  denkbar  geringste  Maas  reduziert 
worden. 

Dagegen  ist  ganz  besondere  Sorgfalt  auf  die  Qaellwbdege 
und  Intteratnmacbweise  Terwendet.  Für  weitaus  die  meisten 
Sfttze  sind  irgendwelche  Belegstellen  angef&brt.  Häufig  ist  das 
ganze  bisher  benützte  Qttellenmaterial  zusammengestellt. 

Eingeteilt  ist  der  Stoflf  in  drei  Perioden,  von  denen  die  erste 
Königszeit  und  Republik,  die  zweite  die  Kaiserzeit  bis  Diocletian, 
die  dhtte  die  Zeit  von  Konstantin  dem  Grossen  bis  Justinian 
umtasst. 

Begonnen  wird  in  jeder  Periode  mit  der  Darstellung  der  Art 
und  Weise  der  Rechtsproduktion.  Daran  schliesst  sich  in  der 
ersten  und  zweiten  Periode  die  Litteraturgeschichte,  die  Schilde- 
rnng  der  Bechtswissenschaft  und  des  Bechtsunterrichts,  sowie  der 
einzelnen  Juristen  und  ibrer  Werke,  womacb  eine  Daistellung  der 
einzelnen  uns  «rbaltenra  Becbtsquellen  und  Juristenscbriften  folgt. 
In  der  dritten  Periode  gdit  der  Ver£p  von  der  Schilderung  der 
Beotfatsporoduktion  unmittelbar  auf  die  einzelnen  erhaltenen  Ge- 
setze, Gesetzessammlungen,  Juristenschriften  und  Urkunden  von 
Justinian  über,  um  sich  nach  einer  TJebersicht  über  die  leges 
Bomanae  barbarorum  im  Ocddent,  soweit  dieselben  Quellen  hier 
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die  Erkenntnis  des  vorjustinianischen  R.  bilden,  und  nach  einer 
kui/tn  Schilderung  des  Rechlszustandes  vrr  Tustinian  im  Orient 
der  justinianischen  Kodifikation  selbst  zuzuwenden.  Sodann  wird 
noch  die  Ueberlieferung  der  justinianischen  Gesetze  im  Orient 
und  Ocoident,  die  HandMhriften  and  die  Ausgaben  derselben 
besprochen  f  wobei  jedoch  die  Litfceratur  des  Occidents  nur  ismO' 
weit  besprochen  wird,  als  sie  die  üeberlieferung  der  römischen 
Qaellen  Termittelt. 

Besonders  herrorznlieben  ist  noch,  dass  in  jeder  Periode 
eine  Uebersiebt  äber  die  Bedktsliberlieferang  in  der  nichljuristt- 
sehen  Litteratar  gegeben  wird.  If.  Bümelin  (Bonn). 

Psppenheiiii, M.  Ein  altnorwegisches  Schutzgildestatut, 

nach  seiner  Bedeutung  für  die  Geschichte  des  nordgerma- 
nischen Gildewesens  erläutert  Breslau,  Köbner.  1888. 
167  S.   4  M. 

Die  Schrift  erörtert  die  rechtsgeschichtUche  Bedeutunj^  des 
einzigen  der  Gegenwart  erhaltenen  Statuts  einer  norweg.  Schutz- 
gilde (und  zwar  einer  Olafgilde).  Das  Statut  (Skra)  ist  ent- 
halten in  dem  auf  der  kgl.  TJniv.-Bibliothek  zu  Kopenhagen  be- 
findlichen Bartholinischen  Kollektaneen  (Bd.  VIII,  S.  273  ff.)  in 
einer  Abschrift  von  Avni  Magnus'sons  Hand  berührend.  Ort 
und  Zeit  der  Entstehung  des  Statuts  sind  bis  jetzt  unbek£innt. 
Verf.  nennt  dasselbe  daher  ,das  Bartholinache  Statut'.  Irgend 
ein  Anhaltspunkt,  das  Statut  der  Gilde  eines  bestimmten  Ortes 
in  Norwegen  zuzuweisen,  liegt  nicht  vor;  die  bisher  ausge- 
sprochenen Vermutungen  in  dieser  Bidbtnng  sind  unbelegte 
Hypothesen.  Die  Sprache  (S.  6)  und  einzelne  Bestimmungen  in 
Vergleichung  mit  denjenigen  anderer  Bechtsquellen  lassen  die 
Entstehung  des  Statuts  in  vorliegender  Form  um  die  Mitte  des 
Xin.  Jahrhunderts  sehr  wahrscheinlich  erscheinen  fetwa:  Art.  8, 
32,  46,  S.  54,  62,  98,  102.)  Verf.  nennt  die  voriiegende  Form 
eine  Neuredaktion,  in  weicherer  zwei  Teile  unterscheidet,  einer- 
seits Art.  1 — 34  (vielleicht  35  m.  A.)  und  46 ,  andererseits 
Art.  35—45,  —  Das  Buch  bildet  ein  Seitenstück  zu  des  Verf. 
früherem  Werke:  Die  altdän.  Schutzgilden  (C.Bl.  V,  277).  —  Im 
Anhang  wird  nebst  beigefügter  Uebersetzung  das  Statut  ediert, 
ferner  ein  Gildestatut  von  Onarheim,  welche  Skra  auf  einer  Hand' 
Schrift  aus  dem  Jahre  1894  beruht.  Dieses  Statut  ist  jedoch 
nicht  die  Skra  einer  Scfautzgilde.  t.  Salis. 
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SiAmidty  A.  Echte  Not  Ein  Beitrag  zur  dentsehen  Beebts- 
geBchichte.  Leipzig,  Doncker  &  Humblot  1888.  X  und 
204  &  4M. 

Der  Veif .  gebt  -von  der  Feststellnng  der  Thatsacbe  ans,  daas 
vir  in  den  Quellen  einen  doppelten  Kreis  Yon  Einzelfällen  echter 
Not  zu  unterscheiden  haben;  er  wählt  zur  Charakterisierung 
derselben  die  Bezeichnungen  echte  Not  im  Sinne  persönlicher 
Hindemngsgründe  und  echte  Not  im  Sinne  materieller  Not,  vgl. 
Sep.  Landr.  II,  7,  Schwsp.  Landr.  (Gengier)  Kap.  22.  An  der  Hand 
eines  weitläufigen  Quellenmaterials  werden  die  einzelnen  Fülle 
echter  Not  nach  deii  rrpnannten  zwei  Gesichtspunkten  rubriziert 
und  besprochen.  Es  wird  sodann  als  ein  ursprüngliches,  durch 
Jahrhunderte  bewahrtes  "Rechtsprinzip  hingestellt  die  Thatsache 
der  strengen  Einhaltung  eines  beschriinkten  Kreises  ausdrücklich 
aufgeführter  Einzelfälle  fS.  2,  100  )  und  in  besonderm  AbschuiiL 
die  schon  iu  der  Glosse  zum  ösp.  und  in  der  Glosse  zum  sächs. 
Weichbld.  zum  Ausdruck  kommende  Entwickelung  dargestellt, 
welche  bald  in  einer  weitgehenden  Interpretation  der  in  Ssp.  II,  7 
namentlich  aufgeführten  Einzelfälle  echter  Not,  bald  in  Beifügung 
eines  neuen  bereits  begrifflich  weitgehenden  Sonderfalles  (i^Unlich 
des  Falles  der  Abwesenheit  «buten  landes*),  bald  in  der  Oharak- 
terisiemng  d«r  namentlich  aufgezählten  Einzelftlle  als  blossen 
Exemplifikationen  für  echte  Not  bestanden  hat.  Als  Motiv  dieser 
Aenderung  wird  das  Bedürfnis  eines  gesteigerten  Verkehres  be- 
zeichnet, sodann  auf  die  Rezeption  des  r.  R.  hingewiesen.  Können 
sich  die  Erörterungen  dieses  Abschnittes,  sowie  diejenigen  des 
folgenden  über  die  Geltendmachung  und  den  Beweis  der  echten 
Not  nur  auf  die  Falle  echter  Not  i.  S.  persönlicher  Hinderungs- 
gründe beziehen  (vgl.  Note  177.  S.  61),  so  trifft  dies  auch  hin- 
sichtlich der  Wirkungen  und  Anwendungsgebiete  der  echten  Not 
zu,  soweit  dieselben  in  das  öffentliche  R.  und  in  das  Prozess-R. 
fallen,  während  aui  dem  Gebiete  des  Privat-R.  sich  die  Fälle 
echter  Not  i.  S.  materieller  Not  vorfinden  und  hier  blon  soweit 
ein  Schutz  gegen  Ablanf  präkludierender  Fristen  in  Frage  kommt, 
an  Fälle  echter  Not  t.  S.  persönlicher  Hindemngsgründe  zu 
denken  ist  (8.  196,  169).  Beachten  wir  endlich,  dass  die  Be* 
Zeichnung  der  echten  Not  mit  „sunnis*  nie  auf  Fälle  echter  Not 
i.  S.  materidler  Not  gehen  kann  (vgl.  Note  178),  so  will  uns 
die  Zusammenfassung  beider  Kreise  unter  den  Gesichtspunkt  eines 
einheitlichen  Rechtstnstitutes  nicht  als  zutreffend  erscheinen. 

Neben  der  grossen  Fülle  des  aus  deutschen  Quellen  tu  ge- 
winnenden Materials  sind  die  Reohts&ufzeichnungen  Dänemarks, 
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Schwedens,  Norwegens,  Islands,  Frieslands,  Englands  (Schott- 
lands) und  Frankreichs  in  rechter  Weise  herangezogen.  Muss 
anch  in  dieser  Hinsicht  dem  Ermessen  des  einzelnen  Sehriftstellers 
ein  weiter  Spielraum  gelassen  werden,  inwieweit  er  snr  Ver- 
gleichnng  oder  selbstSndigen  Darstellung  sich  dieses  Materials 
in  einer  Abhandlung  znr  Geschichte  des  deutschen  B.  bedienen 
will,  50  mag  es  immerhin  auffallen,  dass  tou  den  fransösisdien 
Bechtsaufzeichnungen  nur  diejenigen  aus  der  Normandie,  je  kurz 
im  Anschluss  an  die  englischen,  sind  in  Betracht  gezogen  worden. 

T.  Sa  Iis. 

Adam,  A.  E.    Johann  Jakob  Moser  aus  Württemberg, 
Landschaftskonsulent  1751 — 71.    Stuttgart,  Kohihammer. 

1887.   16Ü  S.    3  M. 

Tn  drei  Jahren  die  dritte  Schrift  über  Moser  (Wächter, 
Frensdorf}",  vgl.  oben  S.  151).  Wohl  nicht  nur  iiussere  Anlässe, 
wie  die  hundertjährige  Geburtsfeier  (30.  8ept.  1885)  rufen  solche 
Schriften  hervor:  vielleicht  sind  sie  , Zeichen  der  Zeif  da  das 
erste  »shwfibische  Tagesblatt  (1888  Nr.  170)  gelegentlich  sagen 
konnte:  ,Wo  sind  unter  unseren  Gebildeten  und  Beamten  die 
J.  J.  Moser?  Es  ist  Zeit,  dass  sie  sich  r^en.*  ünsere  Za^  welcher 
überall  das  »Vermeiden  von  Konflikten*  in  erster  Linie  steht, 
wendet  sich  staunend  dem  freimutigen  und  unentwegten  Eftm* 
pfer  des  vorigen  Jahrhunderts  zu. 

A.'s  Schrift  gibt  einm  auf  sorgMtigster  Quellenbenfltzung 
ruhenden  Beitrag  nicht  nur  zur  Geschichte  Mosers»  sondern  zur 
Geschichte  Württembergs.  Aus  dem  ständischen  und  dem  Staats- 
archiv erfolgen  /.ahlreiche  neue  Mitteilungen,  durch  welche  teil- 
weise Wächters  Folgerungen  berichtigt  werden.  Abschn.  I  schildert 
die  Lage  in  Württemberg,  die  Berufung  Mosers  zum  Landschafts- 
konsulenten und  die  ersten  Zwistigkeiten ;  Abschn.  II  die  Periode 
der  Gefangenschaft,  das  Verhalten  der  Landschaft,  des  Herzogs, 
des  Kaisers,  der  III.  u.  IV.  Abschnitt  den  Wiedereintritt  M.'8  in 
die  Landschaft,  die  Strdtigkeiten  Aber  den  ErbTergleich  und  die 
Abdankung  Mosers.  Die  zahlreichen  Veröffentlichungen,  welche 
A.  aus  den  Archiven  bietet,  Terbreiten  neues  Licht  Uber  diese 
doikwurdige  und  in  mandier  Hinsicht  dunUe  Periode  der  wttrt-  * 
tembergischen  Geschichte.  Mit  historischer  Objektivität  beurteilt 
A,  seinen  Helden,  indem  er  hervorhebt,  wie  das  Anrühmen  eigener 
Verdienste  und  das  rücksichtslose  Bestehen  auf  dem  Rechten  ihn 
zu  einem  unangenehmen  Mitarbeiter  machten:  was  er  tadelte  war 
richtig,  aber  weil  er  die  Wahrheit  sagte,  machte  er  sich  selbst 
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unmöglich  (S.  151).  Seine  Rechtscbaffenheit  bezweifelte  niemand, 
aller  oaeh  dem  finlim  der  Weltklugheit  hat  er  nie  getrachtet. 

Eirchenheim. 


III.  Bürgerliches  Recht  und  Handelsrecht. 

Motive  zu  dem  Entwnrfe  eines  bürgerlichen  Gesetz- 
baches für  das  Deutsche  Reich.   Bd.  IV:  Familien-R. 
1274  S.   Bd.  V:Erb-R.  711  S.   Ämtliche  Ausgabe.  Berlin 
n.  Leipzig,  Guttentag  (Collin).   6  M.  50  Pf.  n.  3  M.  60  Pf. 
Das  Familien-R.  findet  in  den  1274  Seiten  des  IV.  Bandes 
der  Motive  eine  Bearbeitung,  deren  Umfang  sich  aus  ihrer  Gründ- 
lichkeit in  der  Behandlung  aller  einzelnen  wichtigeren  Gesetz- 
gebungsfiagen  erUftrt.   Da  in  diesem  ßechtszweige  erst  das  ab- 
sterbende  bysantiiiiBelie  B.  neae  Orondlagen  schuf,  so  tritt  hier 
der  Einfliua  des  r.  B.  gegen  dentache  Schöpfungen  durchweg 
snräck.  Zwar  wird  Jnstinians  Bechteeammlung  nicht  selten  an- 
geliUirti  am  meisten  auf  dem  Gebiete  des  Vormandsehaftsrechts 
(TgL  8.  1188—1246)»  in  der  Begel  wird  aber  das  r.  B.  nur 
erwähnt,  um  verworfen  zu  werden  (vgl.  S.  508,  560,  613,  648, 
679,  698  ,  729  ,  730  ,  732  ,  739  ,  762  ,  771,  772  ,  796  ,  066,  980* 
1059,  1109,  1245),  wilhrend  es  anderseits  in  einem  Hauptpunkte, 
der  Aehnlicbkeit  zwischen  der  dos  und  dem  deutschen  Frauengut 
richtiger  beurteilt  wird,  als  gewöhnlich  geschieht  (S.  144).  Aber 
auch  der  ^^rrndezu  unerschöpfliche  deutsche  Partikulan*echts.5toflr 
ist  in  knapper  Form  zitiert  (vgl.  S.  457,  467)  und  ancb  von  der 
deutschen  Rechtsgescbichte  ist  wenig  die  Rede,  desto  mehr  frei- 
lich von  dem  deutschen  Rehtsbewusstsein  (S.  148,  560,  870), 
der  heutigen  Rechtsauüaasung  (S.  551),  der  deutschrechtlichen 
Anschauungen  (S.  852)  und  dem  .Zuge  der  neueren  Bechtsent* 
Wickelung",  insbesondere  auf  Eeichsreebtlicbem  Gebiete  (S.  184, 
222).  Statistische  Erhebungen  sind  bentttat  (8. 146),  Erfohmngen 
der  Praxis  yerwertet  (z.  B.  S.  121),  die  Besehllisse  des  deutschen 
Juristentages  sehr  h&ufig  beachtet  (vgl.  S.  117,  148,  161,  206, 
306,  727,  866,  878,  890,  1017,  1020,  1082,  1043,  1205).  Sogar 
die  Aeusserungen  des  deutsch  n  Frauenvereina  und  seines  Organs 
„Neue  Bahnen"  haben  mehrfache  Erwähnung  gefunden  (S.  1-13, 
582  Anm.  1,  624  Anm.  1,  1067  Anm.  1);  überhaupt  wird  das 
weibliche  Geschlecht  günstig  beurteilt  (vgl.  namentlich  S.  737 
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nnd  die  Austührungen  S.  813,  welche  im  Widerspruche  mit  be- 
kannten rüra.  Anschatiungen  von  der  Ungefährlichkeit  der  Stief* 
mütter  ausgehen),  üeberhaupt  bemüht  sieb  dieser  Teil  des 
Werkes  (z.  B.  S.  174),  namentlich  bei  der  rechtlichen  Beurtei- 
luug  der  unehelichen  Geburten,  Streiflichter  auf  unsere  Hitten- 
zostände,  insbesondere  auch  auf  die  Nachtseiten  des  menschliehen 
Lebens  zu  werfen  (S.  85&). 

Der  ISnhtttS'  vnd  Einigungsgedanke  ist  gegenüber  der  bis- 
herigen Becfatssersplittemng  besonders  scharf  betont  (8. 137, 189). 
Auf  Seite  189  beisst  es :  «Der  höheren  Forderung  der  nationalen 
Beehtseinheit  gegenüber  kann  die  Anhllngliehkelt  an  das  Her- 
gebrachte keine  entscheidende  Bedeutung  fär  sieh  in  Anspruch 
nehmen."  IGt  diesem  Streben  nach  VereinfaGhiiag  hängt  wohl 
auch  zusammen,  dass  die  juristische  Litteratur  in  spärlicher,  sogar 
recht  nngleichmässiger  Weise  benützt  ist.  Konstruktionsfragen 
werden  zurückgewiesen  (S.  145),  aber  doch  an  wichtigen  Punkten 
nicht  timgaiigen  (vgl.  S.  320  iF,  bes.  S.  330).  Andererseits  be- 
kundet jedoch  das  Werk  mehrfach  eine  Abneigun«,'  gegen  Neue- 
rungen (S.  22,  23,  109,  115,  332,  vgl.  jedoch  auch  z.  B.  S.  194). 
So  weicht  das  Vormundschafts-R.  von  dem  preuss.  Vorbilde 
mir  ausnahmsweise  (z.  B.  S.  1269)  ab  (vgl.  S.  1008,  1009). 
Trotzdem  ist  in  der  Abschaffung  gemeiner  Bechtssätze  mit  Ent* 
a^edmheit  yorgegang«i.  Verworfen  sind  namentlich:  die  £he 
anr  linken  Hand  (ß.  106),  die  Morgengabe  (8.  168),  die  com- 
munio  bonomm  prorogata  (S.  481},  die  Eänkindsdiaft  und  die  Ab- 
Bchichtong  mit  der  Wirkang  der  Zuteilung  (8.  420) ,  die  rSm. 
Emanzipation  (S.  825),  die  emancipatio  Saxoniea  (S.  827),  die 
lecritimalio  minus  plena  (S.  919),  die  Anaahme  an  Enkelsstatt 
(B,  952)  uud  die  quarta  divi  Pii  (S.  987). 

Die  Aufgabe,  auch  die  zu  dem  Familien-R.  gehörigen  Form- 
vorsehriften  aufzustellen,  ist  nur  teilweise  orlfdirrt  fS.  8  ff);  im 
Ehe-E.  lehnt  sich  das  Gesetzbuch  an  besteh« n  L  s  Reichs-R.  an 
(S.  39),  auf  dem  Vormundschaftsgebiete  erwartet  es  eine  Er- 
gänzung durch  die  zukünftige  Reichsgesetzgebung  (S.  1008). 
Uebrigens  ist  für  den  Bereich  der  Förmlichkeiten  gelegentlich 
die  Analogie  des  Grundbuch-R.  (S.  64)  und  diejenige  des  Han> 
delsregisters  (S.  553)  nieht  Terschmftht  worden.  Was  dagegen 
den  Inhalt  der  Familienreehtssfttse  betrifft,  so  ist  ihr  sattlicher 
Kern  besonders  oft  herrorgehoben  (vgl.  S.  8,  47,  49,  147,  229, 
561,  595,  604,  684,  686,  752,  852,  868,  895),  während  an  andern 
Stellen  auch  auf  diesem  Gebiete  eine  Unterscheidung  zwischen 
K.,  Sittlichkeit  nnd  Sitte  angestrebt  wird  (S.  828,  647,  701,  717. 
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844).  Beligifise  ErDrteruDgen  sind  veniiied«i;  ebmal  wird  bei 
gebotener  Gelegenheit  die  religiöse  Doldsamkeit  begänstigt  (8. 
1061,  Shnlich  Bd.T,  S.  487);  das  corpus  juris  canonici  ist  itat 
gar  nicht  erwähnt  (vgL  jedoch  S.  844). 

Durch  ÄbwSgen  der  verschiedenen  Möglichkeiten  wird  überall 
die  Entscheidung  der  angeregten  Fragen  gesucht.  Nicht  bloss 
anf  S.  591  ist  ,dem  kühl  Verständigen  und  praktisch  Nücb* 
temen*  vor  dem  .idealen  Zuge"  ein  Vorrecht  eingeräumt.  Dieser 
Grundstimmung  entspricht  auch  das  wiederholt  (S.  242,  246) 
ausgesprochene  Streben  ,nach  Durchsichtigkeit".  Ziemlich  selten 
sind  daher  die  Fälle,  in  welchen  der  Praxis  und  der  Wissenschaft 
ungelöste  Fragen  überwiesen  werden  (vgl.  S.  131,  191,  258,  286, 
374,  416,  455,  604,  Ö56,  775.  1006,  1261). 

Das  letzterwähnte  liisst  sieh  auch  von  dem  V.  Bande  der 
Motive  sagen  (vgl.  Bd.  V,  S.  60,  179,  217,  312,  330,  343,  348,  424, 
494,  562,  634,  639,  661,  662,  679,  685,  688).  Im  übrigen  unter- 
scheidet sich  dieser  letzte  Teil  von  dem  yorletzten  in  erheblidter 
Weise  dadurch,  dass  in  ihm  die  grossen  Ziele  der  Bechtsordnnng 
hinter  juristiseh-technischen  Einzelfin^n  snräektreten.  In  ihm 
vereinen  sich,  wie  dem  grossen  Jurist^  Labeo,  die  Neigung 
zu  Nenemngen  (vgl,  namentlich  8. 134  ff.)  mit  dem  Hange  snr 
Bethfttignng  ungewöhnlich«!  Scharfsinns  (vgl.  2.  B.  S.  21,  femer 
das  über  die  »natürlichere*  Fiktion  S.  531  gesagte  —  anders 
S.  693  —  sodann  die  modenie  Hereditatis  petitio  utilis  auf  S. 
597,  endlich  die  auf  S.  656  ff.  durchgeführte  Fiktion  des  Kon- 
kurses und  dgl.)  Auf  S.  510  hat  sich  dem  Verf.  der  Motive 
selbst  die  Befürchtung  „zu  spitz  zu  werden"  aufgedrängt. 

Dabei  ist  mit  den  Hauptsätzen  des  r.  ß.  durchweg  gebrochen; 
auch  dessen  Hauptziele  sind  abgelehnt,  so  z.  B.  S.  133  die  Sorge 
,für  den  Schutz  des  Lebens  und  die  Gesundheit  der  Unmün- 
digen'', S.  306  der  Schutz  wider  das  „Jagen  nach  Erbschaften^, 
3.  437  die  Bestrafung  durch  Sätze  des  bürgerlichen  B.  Somit 
beweist  unser  Band,  welcher  durchweg  trotz  seines  nnrtai.  In- 
halts an  die  Gelehrsamkdt  und  die  Denkkraft  des  Lesers  böhe 
Anforderungsn  stellt,  dass  der  unserer  Jurisprudenz  oft  vorge* 
worfene  Mangel  an  Volkstümlichkeit  und  Qemeinverstindliohkeit 
keinesfalls  davon  abhingt,  dass  ihr  Gegenstand  bisher  vorwie* 
gend  fremdlUndischen  Ursprungs  war. 

Die  fortlaufenden  Anführungen  aus  den  gebrtluchlichsten 
Lehrbüchern,  zu  denen  noch  Mommsens  bekannter  Entwurf  hin- 
zutritt, teilt  der  V.  Band  der  Motive  mit  dem  zweiten. 

Für  das  Prozess-B.  siud  seine  Ausführungen  zum  Teile  von 
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besondfTer  Bedeutung  (vgl.  S.  381,  537,  546  ff.,  560,  567,  610, 
668,  669) :  insbesondere  für  das  Konkursrecht  (S.  622  Ii".,  682  &.). 

Eine  beachtenswerte  gelegentliche  Bemerkung  (S.  221)  ergibt, 
dass  die  reiohsrecbtliche  Regelung  des  Notariatswesens  zur  Zeit 
nicht  in  Anssicht  genommen  va  sein  aclieint.  Leonhard* 

Kdppen,  A.  Lehrbuch  des  heutigen  röm.  Erb-R.  2.  Abt. 
Wttnburg,  Stiiber.   1888.   131  S.  8  M.  60  Pf. 

Die  bei  der  Anzöge  der  1.  Abt.  (vgl.  diese  Zeitschrift  Bd. 
VI,  1886,  S.  132  ff.)  anageeproehene  Erwartung,  dass  die  als 
alsbald  nachfolgend  in  Aussiebt  gestellte  2.  Abt.  die  einzelnen 
Arten  der  Erbfolge  behandeln  werde,  hat  sich  nur  zum  Teil 
erfüllt.  Die  vorliegende  Abt.  enthält  .von  ihnen  bloss  die  Inte* 
staterbfolge  (S,  383—418:  Vorau.ssetzungen,  S.  383 — 85,  Succesio 
ordinaria,  S.  385 — 415  —  Succesio  extraordinaria,  von  welcher 
nach  dem  Verf.  nur  bei  Universalsuccessionen  in  bona  vacantia 
gesprochen  werden  kann,  S.  415—418),  während  dena  zweiten 
Abschnitt  von  den  einzelnen  Arten  der  Erbfolge  noch  als  viertes 
Kapitel  des  ersten  die  Lehre  vom  Schutz  des  Erbrechts  (Ö.  287 
bis  883,  Hereditatis  petitio  und  possessorische  Uuiversalklagen) 
voransgeht.  Es  fehlt  also  noch  das  testamentarische  Erbrecht, 
das  Noterbreeht  und  die  Yemittchtnisse.  Danach  erseheint  zweifel- 
haft, ob  das  Programm,  wonach  der  Umfang  eines  mftssigen 
Bandes  nicht  ttbersdbritten  werden  soU,  eingehalten  werden  wird. 

Bnrekhard. 

Affolter,  A.  Zur  Lehre  vom  Rechtsgeschäfte.  Solothum, 
Jenni.    1888.    54  S. 

Der  Verf.  sehliesst  sich  denjenigen  deutschen  Gelehrten  an, 
welche  dem  herrschenden  Begriüe  des  Rccbtsgeschäftes  als  Willens- 
erklärung die  innere  Kerechtigung  bestreiten.  Er  sucht  an  meh- 
reren Beispielen  nachzuweisen ,  dass  dieser  Begriff  anf  verschie- 
dene Rechtsvorgänge  des  täglichen  Lebens,  welche  nach  der 
herrschenden  Dogmatik  zweifellos  ,Kechtsgeschäfte"  seien,  nicht 
passe.  Ans  diesem  Gesichtspunkte  bebandelt  er  die  Zahlung, 
die  Sdienkong,  das  Darlehen,  den  Bealkontrakt  do  ut  des  oder 
nt  fkoias,  den  Auftarag  u.  s.  w.  Hier  brauche  die  Absicht  nicht 
anf  einen  rechtlidten  Erfolg  gerichtet,  eine  Willenserklärung 
nieht  Torhanden  sn  sein;  die  uSliillsehweigende  Erklärung*  der 
herrschenden  Doktrin  sei  ein  Unding,  ein  N  tli  lic'f,  um  die 
Schablone  der  Willenserklärung  auch  für  solche  Fälle  m  retten, 
wo  thatsäehlich  eine  Erklärung  fehle.  Es  bestehe  ein  prinzipieller 


Digitized  by  Google 


452    Centraiblatt  für  Rechtswissenschaft  (1888).  VII.  Bd.  12.  üeft. 


Unterschied  zwischen  diesen  Vorgängen  völlig  typischer  Natur, 
mit  denen  die  Eetditsovdnung  ohne  weiteres  eine  bestimmte 
Reolitswirlning  Terbmde,  und  dem  eigenÜicbcn  Yerbrage,  nSmlidh 
der  Regelung  der  VerbRltniase  dnrcb  PriTatgesetzgebung.  Der 
Yerf.  schliesBt:  Wenn  man  nicht  lieber  den  Begriff  des  Rechts- 
gesch&fbee.  als  unbrauchbar  überhaupt  fallen  lassen  wolle,  so  solle 
man  ihn  dahin  bestimmen:  «Recbtsgescbifte  sind  Handlungen, 
welche  rechtliche  Bedeutung  haben*  —  ein  Bat»  der  schwerlich 
befolgt  werden  wird.  BechtUche  Bedeutung  hat  auch  das  Ver- 
brechen; es  begründet  die  Anwendung  des  Strafgesetzes;  die 
schuldhafte  Beschädigung;  sie  verpflichtet  zum  Schadenersatze; 
nach  dem  Vorschlage  des  Verf.  wftren  also  auch  diesß  Hand- 
lungen «Rechtsgeschäfte*.  t.  Cuny. 

Bftttsch,  H.  Das  Österreich,  allgemeine  Cxi  undbuchs- 
gesetz  in  seiner  praktischen  Anwendung.  Wien, 
Konegi  n.  1888.  XVI  u.  272  8.  2  fl.  60  kr. 
Der  Titel  des  vorliegenden  Buches  lässt  auf  eine  systema- 
tische oder  auch  der  Gesetzesanordnung  folgende  Darstellung  des 
Österreich.  Gmndbuchgesetzes  schliessen  und  ist  auf  diese  Weise 
geeignet ,  über  den  Inhalt  des  Buches  zu  t&uschen.  in  Wahr« 
heit  ist  dasselbe  nichts  anderes,  als  eine  Sammlung  von  S^ormu- 
larien  für  Grundbuchsbesehdde  (nach  Österreich.  Sprachgebraudie 
also  eine  Sammlung  von  »Schimmeln*),  welche,  was  allerdings 
eine  Neuerung  ist,  mit  Noten  versehen  ist,  die  sur  Begründung 
der  einzelnen  Bescheide  insbesonders  durch  Hinweis  auf  Gesetzes» 
stellen,  sowie  auf  Entscheidungen,  manchmal  auch  auf  Litteratur 
dienen.  Es  ist  natürlich,  dass  einem  derartigen  Werke  nur  sehr 
beschränkter  Wert  zukömmt  —  nämlich  nur  für  Richter,  insbe- 
sonders angohonde  Richter  des  Oberlandesgeriditssprongels  Wien 
—  keineswegs  aber  für  Praktiker  überhaupt,  vnr^  der  Verf  meint. 
Advokaten  und  Notare  ziehen  aus  den  Bescheiden  über  unbe- 
strittene Ftllle  keinerlei  Belehrung,  aus  denen,  welche  zweifel- 
hatte, zum  Teile  sogar  sehr  zweifelhafte  Entscheidungen  enthalten 
(es  sind  dies  die  Bescheide  Nr.  101,  104,  105,  106,  108,  109, 
156,  161,  224,  225),  nur  die  Belehrung,  dass  das  Landesgericht 
oder  Oberlandesgericht  Wien,  manchmal,  jedoch  selten,  der  oberste 
Gerichtshof,  in  einsein^  FSllen  in  diesem  oder  jenem  Sinne  ent« 
schieden.  —  Die  Besch^kung  des  Wertes  des  Buches  auf  den 
Oberlandesgerichtssprmgel  Wien  ergibt  sich  daraus,  dass  der 
«Schimmel'  erfahrungsgemäss  in  jedem  Oberlandesgerichtssprengel 
anders  ist,  ausserdem  auch  noch  daraus,  dass  in  Grundbuchs» 
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Sachen  durch  die  Ausschliessung  weilerer  Rechtsnuttei  gegen 
gleichförmige  Entscheidungen  der  beiden  unteren  Instanten  sogar 
die  Einheit  der  Rechtssprechung  zum  Teile  aufgehoben  ist. 

W.  Fuchs  (Wien;. 

Sdioiiler,  J.  A  Treatise  on  tbe  Law  of  Wills.  Boston, 
Soule.   1887.   689  S.   5  doli.  50  et. 

Sehouler  ist  dem  junstischeii  Pablikom  bereits  bekannt  dnrcb 
sein  Werk  on  „Ezeentors  and  Adminisürators*  nnd  dnreh  seine 
Bearbeitong  der  »Domestio  Belations*  in  Myer's  Fedwal  Ded' 
sions.  Das  Buob  handelt  Ton  der  Erricbtnng  der  Testamente  etc., 

ist  mit  grosser  Sachkenntnis  und  formvollendet  geschrieben  nnd 
gilt  als  das  beste  elementare  Handbuch  über  letzte  Willensver- 
ordnnngen  nach  amerikan.  ß.  Ba  ein  gemeinsames  Privat-R. 
der  amerikan.  Staaten  nicht  besteht,  sondern  jeder  derselben 
unter  seiner  eigenen  Gesetzgebung  lebt,  so  musstc  auch  Schouler 
auf  die  Staatengesetzgebungen  gebührende  Rücksicht  nehmen  und 
es  werden  daher  nicht  nur  die  Abweichungen,  sondern  auch  die 
Uebereinstimmungen  überall  hervorgehoben.  Da  ferner  das  eng- 
lische common  Law  die  Grundlage  des  amerikan.  R.  bildet  und 
die  englische  Gesetzgebung  noch  nnmer  einen  erheblichen  Eintluss 
äussert  auf  die  amerikan.  Praxis,  so  kann  auch  der  Darsteller 
des  amerikan.  B.  nicht  umbin,  das  engl.  B.  in  den  Kreis  semer 
Erörterungen  zu  sieben.  Infolgedessoi  ist  das  Buob  Scboulers 
zu  einem  Handbuch  des  engl.>amerikan.  B.  der  letzten  Willens» 
Verordnungen  geworden.  Die  Abhandlung  zerftUt  in  IV  Abt. 
TOB  ziemlich  nngldchem  Umfang  und  Wert.  Die  erste  handelt 
von  den  letzten  Willensverordnungen  überhaupt,  ihrer  Natur  und 
ihrem  Ursprung.  Die  zweite  sehr  umfangreiche  Abteilung  bat  die 
Fähigkeit  zum  Gegenstande,  eine  letzte  Willensverordnung  zu 
errichten  (S.  32—200).  Die  Fähigkeit  und  Unftlhiglfeit  von  Kin- 
dern, verheirateten  Frauen,  Geisteskranken,  Blinden,  Stummen, 
Tauben,  Schwachsinnigen,  Trunkenbolden  und  Personen,  welche 
unter  falschen  Vorstellungen  leiden ,  werden  in  eingehendster 
Weise  erörtert.  Das  9.  Kapitel  (S.  168—215)  ist  dem  Bereiche 
der  Geisteskrankheit "  gewidmet.  Den  Schluss  der  Abteilung  bildet 
eine  ErSrterong  des  Einflusses  von  Zwang,  Irrtum  und  Betrug 
auf  die  Errichtung  von  letzten  Willensverordnungen.  In  diesem 
Abschnitt  beruft  sieb  Schouler  wiederholt  auf  das  treffliche  Werk 
von  Wharton  on  Mental  Unsoundness,  wAbrend  die  hier  ein- 
schlsifende  Studie  von  Legraud  du  Saulle:  »testaments  contest^s 
pouT  cause  de  folie*,  unberüdcsichtigt  geblieben  ist.  Wenn  es 
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sich  uui  Fragen  handelt,  die  ausschliesslich  nach  amerikan.  K. 
zu  beurteilen  sind,  iit  eine  solche  Nichtberücksichtigung  be- 
greiflich, wo  dagegen  die  zu  beurteilenden  Fragen  allgemeinerer 
Hatur  sind,  dürfte  die  auswftrtige  Litteratnr  ohne  SeBaden  f&r 
das  einheiniische  R.  wenigstfms  zur  Vergleieliung  herbeigezogen 
werden.  Die  folgenden  Abt*  m,  IV  und  V  handeln  von  den 
Förmlichkeiten,  welche  hei  Errichtungr  letater  WiUensTNrordnimgen 
zn  beobachten  sind,  femer  von  deren  Widwmf,  der  AbKndnmng 
und  der  Bestiltigung  testamentarischer  Verfügungen,  und  endlich 
von  den  g^enseitigen  und  den  gemeinschaftlichen  Testamenten. 
Die  letzte  Abt.  endlich  behandelt  sehr  eingebend  (S.  470—646) 
die  Auslegung  letzter  Willensverordnungen,  die  allgemeinen  Se- 
geln, die  Bedeutung  einzelner  Ausdrücke  und  Bezeichnungen,  und 
den  Beweis  der  wirklichen  Intentionen  des  Testators.  Dabei  wird 
namentlich  die  Frage  erörtert,  ob  und  unter  welchen  Umstünden 
der  Zeiigenbeweib  zulässig  sei  für  oder  gegen  den  Inhalt  einer 
letztwilligen  Verfügung.  Sir  James  Wigram  (on  Wills  S.  12  —  19) 
stellt  in  dem  genannten  Werke  für  die  Auslegung  testamenta- 
rischer Verrügungen  sieben  scharf  gefasste  Regeln  auf,  welche 
sowohl  Iii  England  als  in  Amerika  einen  erheblichen  Einfluss 
auf  die  Rechtsprechung  ausgeübt  haben,  und  diese  Kegeln  werden 
auf  8.  &14  und  615  wörtlich  mitgeteilt  Dem  Werke  ist  ein 
Inhaltsverzeichnis  und  ein  Wortregister  beigegeben.  Wer  den 
Inhalt  nur  aus  demselben  kennen  lernen  und  das  Buch  nur  zum 
Nachschlagen  benutzen  will,  für  den  erscheint  das  B^ter  nicht 
genügend,  wer  dagegen  den  Ausfahrungen  des  Verf.  von  Anfang 
bis  zu  Ende  aufmerkssm  gefolgt  ist,  für  den  ist  das  Register 
vollkommen  ausreichend.  König. 


IV.  Handelssreclit. 

Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  die  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossensehaften  nebst  Begründung  und 
Anlage.   Berlin,  Vahlen.  1888.  315  S.  3  H. 
ünter  Aufhebung  des  Öeeetzes  vom  4.  JuH  1868  will  der 
Entwurf  die  Verhältnisse  der  Genossenschaft  erschöpfend  regeln. 
In  der  Anordnung  schliesst  er  sich  im  wesentlichen  dem  vor- 
erwihnten  Qesete  an;  er  zerf&llt  in  zehn  Abschnitte  und  155 
Paragraphen,  von  denen  die  letzten  (§§.  130—155)  Schluss-  und 
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Uebergangsbestimmungen  bilden.  Die  wesentlichsten  Neuerungen 
des  Entwurfs  sind  folgende:  Neben  den  Genossenschaften  mit 
unbeschränkter  Haftung  wird  die  Bildung  von  Genossenschaften 
mit  beschränkter  Haftung  zugelassen;  letzteren  falls  beschränkt 
sich  die  Haftpflicht  des  einzelnen  Genossen  (so  lautet  der  Kunst- 
ausdruck deü  Entwurfs  statt  des  bisherigen  „Genossenschafter'') 
auf  eine  durch  das  Statut  bestammte  Haftsuinme,  welche  nicht 
niedriger  aU  der  Geseh&ftsantefl  sein  darf.  Die  Art  der  Haf> 
tung  mus8  in  der  Firma  der  Genossenschaft  angegeben  sein. 
Nach  dem  Vorbild  des  neuen  Aktiengesetzes  ist  eine  Mindestzahi 
der  Genossen  (7)  vorgeschrieben,  wie  ttberhaopt  dasselbe  als 
Muster  für  eine  ganse  Beihe  von  Bestimmtingen,  welche  die  Er- 
richtung, innere  Organisation,  das  Yerhlltnis  der  einzelnen  Or> 
gane  zu  einander  und  zur  Generalversammlung,  die  Sonderrechte 
des  einzelnen  Genossen  (Anfechtungs-R.  §.  47)  oder  einer  Minder- 
heit (§.  43)  betreffen,  gedient  hat.  Die  Lücken  des  bestehenden 
Gesetzes  sind  im  Anschluss  an  die  Aktiennovellc  in  dieser  Hin- 
sicTit  ergänzt  worden.  Nach  Errichtung  der  Genossenschaft  ent- 
steht die  Mitgliedschaft  durch  die  auf  Grund  der  Beitriitserklilriing 
erfolgte  Eintragung  in  das  Gcnossenschaftsregistev  ;  dem  letzteren 
ist  gegenüber  dem  bisherigen  R.  von  dem  Entwiirf  eine  grössere 
Bedeutung  eingeräumt  worden.  Jeder  Genosse  hat  sich  mit  einem 
Geschäftsanteil  bei  dem  Unternehmen  zu  beteiligen  und  mnss  auf 
denselben  Einzahlungen,  wdche  mindestens  */io  des  Gescbttfts- 
anteik  betragen,  in  den  statutenmttssig  bestimmten  Beträgen  und 
Fiisten  machen.  Eine  periodische  Revision  der  Einrichtungen 
und  Geschaftsfuhning  der  Genossenschaft  ist  obligatorisch.  Bilden 
die  Genossenschaften  —  wie  dies  schon  jetzt  nach  den  bösen  Er- 
fahiTingen  aus  den  70er  Jahren  thatsächlich  der  Fall  ist  —  einen 
Revisions verband,  so  bestellt  dieser  fUr  die  ihm  angehörigen  Ge- 
nossenschaften einen  Revisor,  sofern  der  Verband  diese  "Befugnis 
durch  den  Bundesrat  erhalten  hat,  andernfalls  wird  der  Revisor 
durch  den  Kegisterrichter  ernannt.  Das  Ausscheiden  der  Ge- 
nossen erfolgt  durch  Kündigung  nur  xum  Schluss  des  Geschäfts- 
jahres und  mindestens  drei  Monat  vor  demselben.  Die  Kündigung, 
welche  auch  der  Gblubigcr  im  Wege  der  Zwangsvollstreckung 
erwirken  kann,  ist  von  dem  Gericht  einzutragen;  nachdem  Aus- 
scheiden erfolgt  die  Auseinandersetzung  auf  Grund  der  Klans. 
Eine  ganz  neue  Regelung  hat  das  ümlageverfahren  gefanden. 
Mit  der  ÜTiederlegung  der  Bilanz  (E.O.  §.  114)  wird  von  dem 
Verwalter  eine  Vorschussberechnung  zor  Deckung  des  Fehlbetrags 
angestellt  und  von  dem  Gericht  nach  der  Verhandlung  mit  den 
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BeteiHgten  für  Tollstreekbar  erklärt.,  jeder  Genosse  bat  das  B., 
die  Berechnung  im  Wege  der  Klage  anzufechten.  Mit  dem  Voll' 
zcigsbeginn  der  Seblussverteilong  wird  die  Berechnung  von  dem 
Verwalter  ergänzt  oder  berichtigt  (Nftbhschaasberechniing).  län 
Zwangsvergleich  findet  nicht  statt.  Ein  Bäekgriff  d^  Gläubiger 
auf  den  einzelnen  Genossen  findet  erst  nach  Ablauf  von  zwei 
Monaten  statt,  seitdem  die  für  vollstreckbar  erklärte  Nachschuss- 
berechnung  auf  der  Gerichtsschreiberei  niedergelegt  ist.  Straf* 
bestimnmngen  gegen  die  Mitglieder  des  Vorstands  und  Aafsicbts* 
rats  solien  die  Yorschriften  des  Entwur&  sichern;  auch  bierfär 
ist  das  Aktiengesetz  das  Vorbild  gewesen. 

Die  Begründung-  zerfilllt  in  eine  aligemeine  und  besondere. 
Die  allgemeine  erörtert  nach  einer  geschichtlichen  Vorbemerkung 
in  7  Abschnitten :  die  Zulassung  von  Genossenschaften  mit  be- 
schränkter Haftpflicht,  die  Geltendmachung  derselben,  das  Nach- 
schussverfahren  und  den  Einzelangrifi",  die  Entstehung  und  En- 
digung  der  Mitgliedschaft,  Organisation  und  Revision,  Vermögen 
und  Geschäftsbetrieb,  bündliche  Genossenschaften  und  Form  der 
Revision.  Die  besondere  Begründung  ist  zur  Bechtfertigung  der 
Vorschriften  im  einzelnen  bestimmt.  Die  Anlage  bringt  die  ent- 
sprechenden Gesetze  in  Bayern,  Oesterreich ,  Schweiz,  England, 
Belgien,  Franloreich  und  Italien.  Eayser. 

UUmann.    Die  Handelsgebräuche  über  Lade- und  Lösch- 
zeit, Ueberliegezeit  und  die  Liegegelder  bei  dem 
Transport  von  Gütern  auf  Flüssen  und  Binnen- 
gewässern im  preuss.  Staat.  Berlin,  Heymann.  1888. 
VTTI  u.  88  S.    1  M.  50  Pf. 
Aus  dem  amtlichen  Material  hat  der  Verfasser,  vortragender 
Rat  im  Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe,  eine  nach  den 
Provinzen  und  dann  wieder  nach  den  Handelskammerbexirkeu 
geordnete  Zusammenstellung  aller  in  Prenssen  bestehenden  Waren 
über  die  obigen  Gegenstände  vorgenommen,  welche  einem  drin- 
genden Bedürfnisse  gerecht  wird,  da  die  genaue  Kenntnis  der 
einschlägigen  Gebrftudie  einen  grossen  Teil  der  sahhreiehen  Streitig- 
keiten tLber  Berechnung  der  Liegezeiten  und  Li^gelder  besnti' 
gen  wird,  wtthrend  eine  einheitliche  B^elung  noch  in  weiter  Feme 
steht.  Unschwer  hatte  übrigens  diese  XTebersioht  ftber  Prenssen 
ausgedehnt  werden  kOnnen,  wodurch  ihre  Bedeutung  noch  an 
Wert  gewonnen  blltte.  Dass  beispielsweise  die  so  häufig  in  Frage 
kommenden  Mannheimer  Usancen  fehlen,  ist  für  alle  am  Khein- 
verkehr  Beteiligten  eine  empfindliche  Lücke.  Heinsheimer. 
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Anson,  W.  Principles  of  the  englisb  law  of  contract 
andof  Ag-ency  in  its  relation  to  contract.  5.  Aufl. 
Oxford,  Clarendon  Press.    1888.    384  S.    sh.  10.  d.  6. 

Das  Werk,  dessen  1.  Auflage  1879  erschien,  handelt  in 
6  Abteilungen  von  der  Stellung  des  Vertrages  im  Rechtssystem, 
von  dem  Angebot  und  der  Annahme ,  Wirksamkeit  des  Ver- 
trages, Ansle^ng,  Erfüllung  und  Ablösung  desselben;  endlich 
in  besonderem  Anhang  von  der  „Agency".  Als  Lesor  hat  Anson 
vorzugsweise  Anfänger  im  Auge,  für  welche  Pollocks  Buch  zu 
hoch  gehalten  und  Leake's  zu  sehr  für  das  Bedürfnis  des  Advo* 
katen  geschrieben  ist,  und  es  füllt  eine  Lücke  aus,  welche  jeder 
empfindet,  welcher  sich  für  das  Studium  des  englischen  B.  inter- 
essiert Die  Verbessemngen  der  Neuauflage  beäeliensioli,  namenflieh 
auf  den  Absebnitt  über  misrepresentation,  wobei  neuere  Entschei- 
dung«i  des  Appellbofes  ber&cksiobtigt  werden  mnsst^,  ferner 
auf  die  Lehre  von  der  Oonsideration,  welche  bei  jedem  contract 
not  nnderseal  yorbanden  sein  muss,  und  endlich  auf  die  Frage 
wie  lange  ein  Offerent  an  sein  Angebot  gebunden  bleibe,  welche 
an  der  Hand  neuer  Beispiele  erörtert  wird.  Auch  die  übrigen 
Teile  des  Buches  lassen  überall  die  bessernde  und  ergänzende 
Hand  des  Verf.  erkennen,  und  seine  , Principles*  werden  daher 
mit  Hecht  als  die  beste  Darlegung  der  allgemeinen  Grundsätze  des 
Vertrags-ß.  anerkannt.  '  König. 


y.  Gerichtsverfassung  und  Zivilprozess. 

Zeitschrift  für  deutschen  Zivilprozess,  herausgegeben  von 
H.  Busch  und  P.  Vierhaus.  Berlin,  Heymann.  Bd.  XI. 

Zunilchst  handelt  (S.  1 — 71)  Fittin;?  in  sehr  eingehender 
Weise  von  den  Folgen  von  Mängeln  des  Verfahrens 
(§.  267  der  Z.Pr.O.),  welche,  wie  er  ausfährt]  eine  nprinzi* 
pielle  Erörterung*  und  , allseitige  Beleuchtung"  bisher  noch 
nicht  gefunden  haben.  Er  unterscheidet  drei  Artoi  von  Man- 
geln (materielle  Mftngel,  Voraussetsungsmangel  und  Verfahrens* 
mftngel)  und  legt  dar,  dass  sich  g.  267  der  Z.Pr.O.  nur  auf 
die  Mängel  der  letzteren  Art,  die  eigentlichen  Verfahrens* 
mängel  bezieht.  Sodann  führt  er  aus,  dass  den  wesentlichem 
Vorschriften,  deren  Einhaltung  selbst  dann  geboten  sei,  wenn  die 
CentarolblAtt  für  aecbtswi«Beii»cliaft.  VU.  Band.  34 
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Parteien  auf  dieselben  verzichtctf:>n  oder  über  die  Nichteinhaltung 
hinwe<!fselien  wollten,  zwei  Klassen  von  unwesentlichen  Vor- 
schriften   gegenüberstünden,     die  Ordnungsvorschriften, 
deren  NicMbefolgung  überhaupt  nicht  j^erttgt  werden  könne,  und 
die  verzichtbaren  Vorschriften,  mit  denen  es  §,  267  der 
Z.Pr.O.  allein  zu  thun  habe.    Es  wird  untersucht,  welche  Vor- 
schriften in  diesem  Sinne  als  verzichtbar  anzusehen  sind  und 
dalMi  eingehend  auf  die  bisherige  Praxis,  insbesondere  die 
Bechtspreehnng  des  Beicbsgeriehts  Bezug  genommen,  welcher 
Fitting  den  Vorwurf  maeht,  dass  naeb  derselben,  soweit  es 
sieh  um  die  Eröffiiong  des  Lauft  oder  um  Wahrung  einer  Note 
frisfc  bandle,  &aB  ganz  formalistische  Beurteilung  eintrete,  wRb* 
rend  im  fibrigen  die  allererheblidisten  Mangel  Terzichtbar  seien. 
Den  Verstössen  gegen  die  Vorschriften  über  die  Zustellungen 
wird  ein  besonderer  Abschnitt  (S.  48 — 71)  gewidmet.  — Falk- 
mann (Labiau)  beschäftigt  sieb  mit  der  Aufhebung  der 
Vollstreckungmassregeln,  wenn  die  vor  Zustellung  eines 
Arrestbefehls  erfolgte  Vollziehung  desselben  wegen  ünter- 
bleibens  der  rechtzeitigen  Zustellung  des  Befehls  ohne  Wirkung 
ist.  insbesondere  mit  der  Frage,  in  welcher  Weise,  durch  welche 
Behörde  u.  s.  w.  di'^s.e  Aufliebung  herbeizuführen  ist,  wenn  sie 
vom  Schuldner  getordert  wird.    Als  Ergebnis  der  Erörterung 
wird  der  Satz  aufgestellt ,  dass  die  formelle  Aufhebung  der  in 
Frage  stehenden  VoUstreckungsmassregeln  nur  auf  Betreiben  des 
Sobuldners  erfolge  und  zwar,  sofern  derselbe  den  Nachweis  der 
unterbliebenen  Zustellung  fftbren  kSnne,  auf  Antrag  an  die  Voll- 
streckungsbebSrde,  andernfalls  auf  Klage  bin.   Der  gleiche  Ge- 
genstand wird  in  Omcfaots  Beitr.  Bd.  81.  S.  87  ff.  Ton  Marcus 
erOrtert. 

Mit  der  Gleiobbeitder  Gläubigerrechte  beim  Zwangs- 
vergleich beschäftigt  sich  TTübner,  der  darlegt,  daw  die 
Beobachtung  des  §.  168  der  K.O.  in  der  Praxis  zu  grossen 
Schwierigkeiten  führe,  und  die  wichtigsten  einschlagenden  Fragen, 
insbesondere  die  Fulle  erörtert,  in  welchen  dem  Zwangsvergleich 
eine  Bedingung  oder  Befristung  beigefügt  oder  für  Erfül- 
lung der  in  demselben  übernommenen  VerpÜichtungen.S  ich  er- 
be it  geleistet  wurde. 

V.  Sch  rutk  a-R echten  s  ta in m  beschäftigt  sich  (S.  161  flf.) 
mit  dem  Erwerb  des  E  igen tums  im  Falle  einer  Zwangs- 
YoUstreckung  zur  Erwirkung  der  Herausgabe  von 
beweglichen  Sachen  gegen  einen  Kaufmann.  Dabei 
bandelt  es  sieb  um  das  Verbtttnis  TOn  §.  769  Abs.  1  der  Z.Pr.O. 


■ 
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zu  Art.  306  des  H.G.B,  und  um  die  Frage,  ob  die  zwangsweise 
Wegnahme  einer  von  einem  Kaufmann  in  seinem  Handelsbetrieb 
veräusserten,  aber  dem  Kuuier  nicht  übergebenen  beweglichen 
Sftdie  durch  den  Gerichtsvollzieher  als  Tradition  seitens  des 
Yerkftiifers,  bezw.  ob  der  Oeriditsvollzieher  als  dessen  Stellver- 
treter gQt.  Diese  Frage,  welche  ebenso  ausserhalb  des  bandels- 
recbtUdien  Gebietes  praldasob  worden  kann,  wenn  naefa  dem 
Lande»-B.  dieselben  Gnindsfttee  gelten  me  nach  Art.  806  H.6.B., 
ist  nach  Sohmtka-Beehtenstanmi  nnbedeoUicb  sn  begaben,  wenn 
der  Verkfto&r  Eägentikmer  der  weggenommenen  Sache  ist  Da- 
gegen hält  derselbe  die  entgegengesetzte  Entscheidung  in  den- 
jenigen Fällen  flir  richtig,  in  welcher  die  Sache  einem  Dritten 
gehört,  und  bekämpft  die  Ansicht  von  Seuffert,  welcher  bei  §.  769 
(S.  842  Z.  2)  die  Frage  auch  unter  dieser  Voraussetzung  bejaht. 

Völ cker s  (ß.  169 — 181)  hat  die  Geltendmachung  des 
Einwands  der  Tilgunggegen  den  K  o  stenf  estsetzungs- 
beschluss  im  Kosten  fest  setzungsverfahren  zum  Gegen- 
stand. Nach  der  herrschenden  Meinung,  für  welche  sich  insbe- 
sondere das  Reichsgericht  (III)  in  einem  Urteil  vom  24.  April 
1885  (Entscheid.  Bd.  XIII,  S.  360  ff.)  entschieden  hat,  kann  der 
Einwand,  dass  der  Kostenerstattungsanspruch  (z.  B.  dnreh  Kom- 
pensation) getilgt  sei,  nicbt  dnreh  Besohworde  gegen  den  Kosten* 
festsetznngsbescblnss,  sondern  nnr  auf  dem  in  den  686,  702 
Z*  8,  708  der  Z.Pr.O.  vorgesebenen  Wege  der  selbständigen  Klage 
gditend  gemadit  werden.  Diese  Auffassung  wird  TOn  Volekevs 
bekümpit,  der  insbesondere  hervorhebt,  dass  auf  dem  vom  Reicbs- 
gericht  vorgezeichneten  Wege  der  Sohnldner  jedenfalls  nicht  Er- 
satz der  Kosten  des  Festsetzungsverfahrens  erhalten  könne.  Die 
von  Völckers  behandelte  Frage  ist  inzwischen  in  der  juristi,scben 
Wochenschrift  (1886,  S.  178)  auch  von  Hertzog  ausführlich  er- 
örtert worden  ,  welcher  der  Entscheidun'j-  des  Keichsgerichts  im 
Ergebnis  beistimmt.  (Vgl.  auch  die  Abhandlung  von  Schmidt, 
Francke  und  Struckmaua  in  der  Zeitschr.  für  Zivilpr.  Bd.  VI, 
S.  47  ff.,  84  ff.  und  408  ff.) 

Oswalt  erörtert  (auf  8.  IB2  ff.)  die  ZnUssigkeit  der 
Ueberweisung  einer  im  Arrestverfabren  gepfändeten 
Forderung.  Wahrend  nach  den  MotiTen  znr  Z.Pr.0.,  denen  die 
Kommentatoren  beigetreten  sind,  bei  Pfändungen  auf  Gmnd 
eines  Arrestbefehls  jede  Art  Ton  Ueberweisung  der  gepf^- 
deten  Forderung  unstatthaft  ist,  will  Oswalt  die  §§.  736  und 
745  der  Z.Pr.O.  (gemäss  §.  808)  »entsprechend"  anwenden,  der- 
art» dass  die  Ueberweisung  hier  modifiziert  werde  nnd  an  die 
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Stelle  der  Befriediguug  die  Sicherung  trete.  Die  Ueberweisung 
soll  hiernach  in  der  Art  erfolgen,  dass  der  Schuldbetrag  zu  hinter* 
legen  ist,  besw.  die  G^gendflnde  in  der  Verwahrung  des  Gerichts* 
volbiehers  yerbleibeii. 

Bolgiano  beschäftigt  sich  in  einer  grösswen  Abhandlung 
(S*  241 — ^5)  mit  der  Lehre  yon  äet  Gewissensvertretung 
(vgl.  abxigens  oben  8. 8S9).  Er  nimmt  an,  dieses  Institat  sei  in  der 
Z.Pr.O.,  wenn  anch  nicht  dem  Namen,  so  doch  der  Sache  nach, 
ebenso  anerkannt  wie  im  gemeinen  Prozess  und  es  seien  deshalb 
die  liier  bestehenden  Eotttroversennicbt,  wie  der  Verf.  der  Materie 
zur  Z.Pr.O.  angenommen  habe,  aus  der  Welt  geschafft.  Di^ 
Kontrovei*sen  bilden  den  eigentlichen  Gegenstand  der  Abhandlung-, 
in  welcher  besonders  die  Natur  der  , Gewissensvertretung*  erörtert 
und  dargelegt  wird ,  was  zu  geschehen  habe ,  wenn  der  als  Ge- 
wissensvertretung bezeichnete  Gegenbeweis  nicht  oder  doch  nicht 
vollständig  gelungen  sei.  Bezüglif^h  des  §.  437  Z.Pr.O.  hillt  Bol- 
giano an  der  von  ihm  schon  früher  ausgesprochenen,  aber  nicht 
sehr  günstig  aufgenommenen  Meinung  fest,  dass  der  Richter  bei 
unvollständigem  Beweis  ungeachtet  der  Fassung  des  Gesetzes 
(«kann")  auf  einen  richterlichen  Eid  erkennen  müsse,  und  nur 
die  Wahl  habe,  welcher  Partei  er  den  Eid  auferlegen  wolle* 

Schratka-Bechtenstamm  legt  (3.  286  ff.)  dar,  weldie 
Bestimmungen  in  Oesterreich  bes&glich  der  Sicherheitslei- 
stung für  die  Prosesskosten  bestehen  und  leitet  daraus, 
dass  das  österreichische  B.  den  Deutschen  in  dieser  Besiehnng 
nicht  schlechter  stelle,  als  den  Oest^reioher,  den  Satz  ab,  dass 
der  letztere  in  Deutschland  zur  Sicherheitsleistung  nach  §•  102 
ZäPr.O.  nicht  verpflichtet  sei. 

Von  Marcus  wird  sodann.  (S.  291  ff.)  die  Frage  erörtert, 
ob  das  in  §.  109  Abs.  2  Z.Pr.O.  geforderte  Zeugnis  der  obrig- 
keitlichen Behörde  bei  Bewilligung  des  Armen-K. 
für  den  Richter  bindend  sei.  Diese  Frage  wird  verneint  und 
zwar  auch  für  den  Fall,  dass  in  dem  Zeugnis  das  Vorhanden- 
sein der  Armut  in  Abrede  gestellt  wird. 

Eine  weitere  Abhandlung  von  Korn  (S.  294— 308)  beschäf- 
tigt sich  mit  der  Zulässigkeit  der  Pfändung  einer  For- 
derung des  Schuldners  anden  Vollstreckungsgl&ubiger, 
wdche  beksnntlich  sehr  bestritten  ist.  Korn  tritt  sehr  entschie* 
den  für  die  Zulttssigkeit  ein  lud  bringt  in  dieser  Beziehung  gute 
QxDnde  yör.  Audi  erörtert  er  das  Veriiiltnis  zwischen  der 
P&ndnng  und  Ueberwdsnng  der  eigenen  Schuld  zur  Ausübung 
des  gesetzlichen  Kompensations-B.  In  Gruchots  Beiträgen  Bd.  Sl, 
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S.  610  ff.  ist  inzwischen  die  Frage  aneh  yon  Hergenhahn  er- 
örtert %vorden. 

Kohler  behandelt  (S.  309—313)  im  Anscbluss  an  seine 
Arbeit  über  die  prozessrechtlichen  Verträge  in  Gruchots  Beiträ- 
gen Bd.  81  S.  319  und  an  einige  in  der  Zeitschrift  für  Zivil- 
prozess  mitgeteilte  Rechtsfälle  die  Verträ ge,  in  welcher  der 
Gläubiger  vei" spricht,  keinen  Konkurs  zu  beantra- 
gen, und  deren  Gültigkeit.  Er  führt  aus,  ein  prozessualer  Ver- 
trag dieser  Art  sei  nichtig,  nicht  aber  ein  avilistiseber  Vertrag, 
welcher  »die  Reaktionskraft  der  Fordenmg*  zeitweise  Uhme, 
so  dasB  der  Glinbiger  überhaupt  nidit  gegen  den  Schuldner  yor- 
gehen  dürfe.  Das  Eonkursgericht  soll  hiemach  prüfen,  ob  der 
Eröffhungsantrag  von  einem  ,aktionsfähigen*  Konkuisglänbiger 
gestellt  ist,  und  den  Antrag  zurückweisen ,  woin  diese  Voraus- 
setzung nicht  vorliefrt,  dac  i  n  eine  Vereinbarung  nicht  berück- 
sichtigen, weldie  dem  Gläubiger  mit  Ausnahme  des  Konkurs' 
eröffnungsantrags  alle  übrigen  Zwangsmassregeln  belässt. 

Ausser  den  frenanntcn  Abhandlungen  ,  welche  sich  mit  der 
Auslegung  des  bestehenden  R.  beschüftigen ,  ist  noch  eine  aus- 
führliche Abhandlung  von  Oulemann  über  die  Reform  des 
amtsgerichtlichenZivil  Prozesses  zu  erwähnen,  in  welcher 
(S.  353 — 396)  unter  eingehender  Berücksichtigung  der  bisherigen 
Litteratur  eine  lieihe  von  Vorschlägen  gemacht  werden,  welche 
auf  Vereinfachung  des  Verfahrens  und  Kostenerspar^ 
nis  abzielen.  Der  wichtigste  Vorschlag  ist  dei  jenige,  nach  welchem 
im  amtsgerichtlichen  Verfahren  der  Selbstbetrieb  des  Pro- 
zesses  durch  die  Partei  beschrttnkt  werden  und  das  Gericht 
solange  für  die  Fortsetzung  des  Prozesses  sorgen  soll,  als  nicht 
die  Partei  erklärt,  selbst  dngreifen  zu  wollen. 

Petersen. 

Heilij  F.  Grundriss  zu  akademischen  Vorlesungen  über 
das  Zivilprozessrecht  des  Kantons  Zürich  und  des 
Bundes.    Zürich,  Orell  Fü-ssli     Co.   1888.  63  S.   2  Fr. 

Y.  Sehrutka-Rechtenstamm,  £.  Grundriss  zu  Vorlesungen 
über  österr.  Zivilprosess.  Berlin,  Heymann.  1888. 
44  8.   1  H.  80  Ff. 

M.  hftlt  sieh  streng  in  den  Grenzen  eines  Grundrisses,  indem 
er  ausführliehe  Besprechung  einzelner  Tragen  rollstILndig  ver- 
meidet und  sich  beschrankt  auf  die  Angabe  der  TJeberschriften 
zu  den  Hauptabschnitten,  zu  den  Paragraphen,  ihren  Abt«lungen 
und  Unterabteilungen*  Daneben  stehen  bei  den  einzelnen  Para* 
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graphen  Verweisungen  auf  einschlägige  Gesetzessteilen,  Staats- 
vertrilj^e,  Entscheidungen  und  die  (vorzüglich  schweizer.)  Litte- 
ratur,  teilweise  auch  Definitionen,  rechtspolitische  und  sonstige 
kurze  Bemerkungen.  Das  System  ist  folgendes:  Einleitung  (§.  1 
Litteraturver/eichniss.  §.  2  Geschichtliche  Bemerkungen.)  I.Teil: 
Allgemeine  Vorchriften  und  Grundsätze  (I.  Gegenstand  d.  Z.P.; 
n.  Gerichte,  einzeln  anfgezählt;  HE.  Parteien;  lY.  Gerichts- 
stiiikde;  V.  Allgememe  Prinzipien).  2,  Teil:  Das  ordenüiebe  Ver^ 
fahren.  3.  Teil:  BeBondere  Frozessarten;  Anhang  Aber  mchtp 
streitige  Gerichtsbarkeit.  4.  Teil:  Snmmarisebes  Tei£üiren. 
5.  Teil:  Exelmtion.  6.  Teil:  Eonlmxsver&hren.  7.  Teil:  Orga- 
nisation der  Bnndesrecbtspflege  und  das  geriehiliche  Vernbren 
▼or  dem  Bundesgerieht. 

Seh.  beschränkt  sich  auf  die  Angabe  der  Haupt-  nnd  Para« 
grapbenlLbersohrüten  ohne  Beif&gnng  von  Litteraturangaben  oder 
sonstigen  Bemerkungen;  in  einzelnen  Fällen  sind  die  im  Kähmen 
des  Paragraphen  zu  besprechenden  Punkte  angezeigt.  Der  Stoff 
ist,  abgesehen  Ton  der  Einleitung  (Begriff,  Quellen,  Litteratur) 
in  drei  Bücher  verteilt:  1.  B.:  Die  Personen  des  Zivilprozesses 
(Gericht,  Parteien  und  dritte  Teilnehmerj;  2.  B.:  Gegenstand 
(Hauptsache  und  Kosten);  3.  B. :  Die  Handlungen;  I.  Abt.: 
Allgemeines  (1.  Prinzipien;  2.  Art,  Zeit,  Form  und  Inhalt  der 
Parteihandlungen;  3.  Form  und  Inhalt  der  gerichtlichen  Hand- 
lungen). IL  Abt.:  Die  Handinngen  des  Erkenntnisreififthrens 
(1.  ProzesserOffirang;  2,  Prostessinstnüdion»  umfassend  Partei- 
yerhandltmg  und  Beweisrerfahren;  8.  die  ProKesserledignng»  um- 
fassend die  Lehren  vom  Endurteil,  Ton  den  Bechtsmitteln,  ron 
der  Becbtskraft  und  die  Erledigung  auf  anderem  Wege  als  durch 
Endurteil).  IIL  Abt.:  Die  Handlungen  des  Zwangsverfahrens. 

Kleinf eller. 

Weissler.  Das  pren<;s.  Notariat  i m  Ge  1  tungsgeb i  ote  der 
allgemeinen  Gerichtsordnung.  Unter  Benuizujig  der 
gesetzgeberischen  Vorarbeiten  zu  den  beiden  Gesetzen  vom 
11. /VII.  1845  dargestellt.  Berlin,  VahLen.  1888.  X  und 
588  S.    10  M. 

Gegenüber  den  bisher  vorhandenen  Darstellungen  des  preuss. 
Notariats  ist  der  votn  Verf.  erstrebte  Zweck  des  vorliegenden 
Buches,  dem  Praktiker  den  gesamten  in  Gesetzen  nnd  Verfügun- 
gen über  das  Notariat  enthaltenen  Stoff  im  Wortlaute  darzu- 
bieten, sodann  das»  was  Wissenschaft  und  Praxis  f&r  diesen  Stoff 
geleistet  baben,  möglichst  ToUständig  Torzuföhren»  endlich  die 
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bisher  wenig  oder  gar  nicht  betretenen  Teile  des  Gebiets  zu  er- 
forachea.  V«r£  wird  diesor  Aufgabe  nicM  in  der  Form  eines 
Kommentars  einer  nicbt  vorhandenen  Notariataordnnng,  sondern 
dnreh  eine  systematische  DarsteUnng  des  preass.  Notariatsreehts, 
der  er  die  Verordnungen  und  Reskripte  im  Texte  an  den  ein- 
schlagenden Stellen  im  Wortlaute  einfftgt»  gerecht  Am  Schlüsse 
stellt  er  die  gesetzlichen  Vorschriften  ftber  dds  Notariat  im  ge- 
setslichen  Woi-tlaute,  nicht  in  der  so  beliebten,  aber  entschieden 
2U  verwerfenden  ^heute  gültigen"  Form  zusammen.   Der  syste- 
matische Teil  insbesondere  stellt  das  Notv-B.  in  5  Teilen  mit 
86  Kapiteln  (S.  1— 3G5)  dar:  I.  Allgemeiner  Teil  (rechtsge< 
schichtliche  Einleitung,  allgemeine  Bestimmungen  über  Natur 
des  Notariats,  Geschäftskreis,       5  und  Ti  Gesetz  IL/YII.  1845). 
IT.  Die  notarielle  Urkunde  (Ausloguruj  von  Fonnv  ir«chrif- 
ten,  diese  Vorschriften  selbst,  Beweiskraft  der  notarielien  Ur- 
kunden, einzelne  besondere  Fälle).  TU.  Die  dienstlichen  Ver« 
hUltnisse  des  Notars  (Ernetmung,  Rechte,  Pflichten,  Pensions- 
und  Hilfsverein,  Dienstau£sicht,  Beendigung  des  Amtes).  IV.  Das 
notarielle  Btempelreeht  (Veraniworüißhkeit  des  Notan, 
ätempelrcTision  und  Strafrer&hren,  Stempelrerwendung,  Stern« 
pelpflichtigkeit  der  notarielloi  Urkunden).  V«  Gebtthrenord- 
nung  (Wertsberechnung,  Ansetsnng  und  Einfordming  der  Ge- 
bühren, Tarifgebührentabelle  befindet  sich  am  Schlüsse  des 
Baches).  Sehr  vordienstlich  und  die  selbständige  Auslegung  der 
Gesetze  vom  ll./VII.  1845  fördernd  ist  der  nun  folgende  Ab- 
druck der  dem  Verf.  vom  Geheimen  Staatsarchiv  zur  Verfügung 
gestellten  gesetzgeberischen  Vorarbeiten  zu  diesen  Gesetzen:  der 
aus  den  Beratungen  des  Staatsministeriums  hervorgegangene 
Wortlaut  des  Entwurfs  eines  Gesetzes  wegen  Erweiterung  der 
Kompetenz  der  Notare  und  Abänderung  des  Verfahrens  u.  s.  w., 
Motive  dazu,   Relation  betretl'end  die  bei  der  schi'iftlichen  Ab- 
stimmung über  den  Entwurf  vom  Staatsministerium  vorgebrach- 
ten Erinnerungen,  Gutachten  des  Staatsrats  (Juaüiabteilung) 
über  den  Entwurf,  Beratung  im  Plenum  des  Staatsrats,  Berieht 
desselben  an  den  König.  Bin  alphabetisdi  geordnetes  Sachregister 
macht  den  Sehluss  des  ganzen  Werkes.  Boedenbeck. 

Kornfeld,  L  Ueber  das  mündliche  Summarverfahren. 
Bemerkungen  und  Abänderungsvorschläge  zu  dem  dies^ 
bezüglichen  in  der  X.  Session  des  österr.  Abgeordneten- 
hauses von  der  Ref^ierung  vorgelegten  Gesetzentwarfe. 
Wien.  Manz.    1888.   75  S.    60  kr.  -  1  M.  20  Pf. 
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Da  die  geplante  Reform  des  gesamten  Osterr.  2äv]lproze88es 
bisher  nieht  sostande  gebracht  werden  konnte,  versncht  es  dei 
Osterr.  Jnstizminister  mit  nner  teilweisen  Beformt  indem  er  dem 
Parlamente  einen  Geseteentworf  tLber  ein  mündliches  Terfahren 
für  Snmmarsaeben  (Angelegenheiten  von  50~500  fl.)  vorlegte. 
Der  Verl  nnterzieht  nun  diesen  Gesei^entwnrf  in  I— YIH  einer 
eingehenden  Kritik  nnd  macht  nnter  ansftthrlicher  Begründung 
sahlreiehe  AblinderongSTOrschläge.  Im  letzten  Abschnitt  »For^ 
mnliemngen"  werden  dann  diese  AbändernngSTOrschlUge  zu- 
sammragefassti  indem  der  neue  Gesetzentwurf  so  mm  Abdrucke 
gebracht  wird,  wie  er  nach  Ansicht  des  Verfassers  zu  lauten 
hätte.  W.  Fuchs  (Wien). 


VI.  Strafrechtswissensclialt. 

liOnllZOSO»  G.   Der  Verbrecher  in  anthropologischer, 

ärztlicher  und  juristischer  Beziehung.  In  deutscher 

Bearbeitung  von  M.  0.  Fraenkel.  Mit  Vorwort  von 
V.  Kircbenheim.  Hamburg,  Bichter.  1SS7.  XIII  und 
562  S.    15  M. 

Wiederholt  sind  in  dieser  Zeitschrift  Schriften  von  Anhän- 
gern der  italienischen  positiven  Schule  des  Strafrechts,  die  nament* 
lieh  durch  Ferri  ihre  Ausbildung  gefunden  bat,  besprochen. 
In  diesen  Zeilen  soll  die  Aufmerksamkeit  auf  die  kriminalanthro- 
pologischen Untersuchungen  des  geistigen  Urhebers  dieser  Rich- 
tung, des  Irrenarztes  C.  Lombroso,  ffclenkt  werden,  der  in 
seinem  „L'uomo  delinquente"  den  Ansioss  zu  jener,  auch  in  Ita- 
lien nicht  ohne  Widerspruch  gebliebenen  Bewegung  gegeben  hat, 
innerhalb  welcher  die  Ergebnisse  der  evolutionistischeu  Ibeurie 
auf  dem  Crebiete  der  Naturwissenschaften  auch  für  das  Steaf- 
recht  Verwertung  finden  sollen.  Dieses  grundlegende  Werh  liegt 
in  guter  deutscher  Bearbeitung  Ton  Fraenkel  TOr  und  ist  da- 
mit weiteren  Kreisen  die.  Möglichkeit  geboten,  sich  mit  jenen 
Ansdiauni^pen  vertraut  zu  machen,  die  wohl  als  der  extremste 
Ausdruck  des  erolutionistisofaen  Standpunkts  im.  Gebiete  der 
Rechtslehre  anzusehen  sind.  Der  sich  hier  Tollziehende  radikale 
Bruch  auch  mit  Anschauungen,  die  durchaus  nicht  als  Ergeb- 
nisse aprioristischer  Konstruktion  gelten  und  einen  grellen  Wider- 
spruch mit  der  Empirie  bedeuten,  machte  es  selbst  dem  ersten 
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Anhänger  der  neuen  Bichtung,  dem  Jazisten  Ferri  in  seinen 
ersten  Scbriffeen  unmöglich,  ftlr  das  Straf-B.  die  von  Lombro&o 
angedeatet<»i  Folgemngen  in  YoUem  Üm&ng  zu  siehen.  Werden 
diese  FolgwnngHi  gesogen,  dann  ist  eine  Wissenscliait  des  Straf-B. 
nicht  mehr  möglich.  Dagegen  darf  nicht  übersehen  werden, 
dass  die  neue  Richtung  dnreh  die  Förderung  der  Kenntnis  der 
Natur  des  Verbrechers  schätzenswerte  Resultate  für  die  Kriminal- 
politik erzielt  hat,  welche  die  Strafrechtswi^nschaft  und  Straf« 
gesetzgebung  unmöglich  ignorieren  können.  Jedenfalls  wurde 
eine  Erweiterung  des  ErkenntnisstoflTes  innerhalb  des  Straf-R. 
angebahnt.  Die  Verdienste  der  Schule  sind  in  dem  kum  orien- 
tierenden Vorvrrtrt  v-  Kirchenheimß  in  lichtvoller  Weise  nach 
einigen  Richtungen  nachgewiesen.  £.  Ullmaun. 

Bordiert,  Tb.  Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
für  Handlungen  Dritter,  insbesondere  die  Teil' 
nähme  am  Verbrechen  und  die  mittelbare  Thater- 
Schaft  nach  deutschpreussischem  B.  BerUn,  Müller. 
1868.   185  8.  8  M. 

Eine  vom  Standpunkte  des  Praktikers  aus  unternommene, 
die  einschlSgliche  lättwatur,  insbesondere  die  Lehrbücher  und 
die  Judikatur  ausgiebig  berücksichtigende,  übersichtlidie  Dar- 
stellung der  im  deutschen  und  im  preuss.  Rechtsgebiete  gelten- 
doi,  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  für  Handlungen  Dritter 
normierender  Bechtssätze. 

Nachdem  im  §.  1  der  Begriff  und  das  Wesen  dieser  Ver- 
antwortlichkeit —  unter  Ausscheidung  der  nicht  hierher  gehörigen 
Fälle  —  z.  B.  des  Falles  der  Haftbarkeit  für  die  Strafe  des 
Thäters,  der  Fülle  aus  §§.  120,  121, 347,  Abs.  1,  285,  355  R.St.G.B., 
der  Fälle  aus  §§.  203,  219,  354,  355  a.  a.  0.  —  dargelegt  sind, 
wird  in  §.  2  Einteilung  und  allgemeine  Charakteristik  der  in 
Betracht  kommenden  Fälle  gegeben. 

Der  Verf.  untoischeidet  drei  Kategorien,  in  deren  erste  er 
die  FSUe  der  Teilnahme,  in  deren  «weite  er  die  Fälle  mittelbarer 
Thitersehaft,  in  deren  letete  er  di^enigen  FAlle  hinstellt,  welche, 
keiner  d^  anderen  beiden  Kategorien  angehörend,  spezieller  6e- 
setzesYorschrift  ihr  Dasein  verdanken. 

Allen  Fällen  gemeinschaftlieh  sind  nach  dem  Verf.  folgende 
drei  Eigentümlichkeiten: 

1.  Dass  jemand,  der  für  dieselbe  Handlung  eines  Dritten 
mehrfach  strafrechtlich  verantwortlich  sei,  doch  nur  einmal  mit 
Strafe  belegt  werden  dürfe. 
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2.  Dass  von  der  Stellang  des  Stra&ntrages  wegen  der  Hand- 
Ixmg  eines  Dritten  —  sei  er  atusb  nur  gegen  den  Dritten-  oder 
nnr  gegen  eine  der  verantwortlichen  Personen  gestellt  —  alle 
für  diese  Handlnng  YerantwortUclien  betroffen  wflrden. 

8.  Dass  der  ümfang  der  strafreehtlicben  YerantworÜichkrit 
nach  der  objektiven  Seite  hin  stets  dnreh  die  Handliug  des 
Dritten  und  deren  Erfolg  begrenzt  werde. 

Li  dem  die  §§.  8—12  umfassenden  2.  Hauptabschnitte 
wird  die  Teilnahme  am  Verbrechen  behandelt  und  zwar  in  den 
§§.3—5.  Die  allgemeinen  Beehtsgmndsfttase :  a)  die  Freiwillig* 
keit  der  Teilnahme  gegenüber  der  sogen,  „notwendigen  (Doppel- 
ehe,  Zweikampf  u.  s.  w.)  Teilnahme"  (§.  3);  b)  die  allgemeinen 
Voraussetzungen  der  Teilnahme  (§.  4);  c)  die  strafrechtliche  Ver- 
antwortlichkeit des  Teilnehmers,  insbesondere  die  Zurechnung  per- 
sönlicher Eigenschaften  und  Verhältnisse  (§.  5),  in  den  §§.  6 — 12 
die  besonderen  Arten  der  Teilnahme:  1.  Mitthäterschaft  (§§.  6,  7), 
2.  Anstiftung  und  Beihilfe  (§§.  8— 12j. 

Im  3.  und  letzten  Hauptabschnitte  wird  die  mittelbare  Thäter- 
Schaft  dargelegt  (§§.  13—15).  Mittelbare  Thäterschaft  liegt  nach 
dem  Verl  da  vor,  wo  für  einon  objektiv  strafbaren  Tbatbestand 
nicht  der  sogenannte  physische  Thiter  haftet,  sondern  derjenige,  als 
dessen  Werkseng  der  physische  Thäter  gehandelt  hat.  Bünger. 

Banmgarten,  J.  Die  Lehre  vom  Versuche  der  Verbrechen. 
Stuttgart,  Enke.  1888.  VI  u.  471  &   10  M. 

Pie  vorliegende  Monographie  verdankt  ihre  Entstehung  der 
Mitte  1882  seitens  der  Ungarischen  Akademie  der  Wissenschaften 
erfolgten  Aussetzung  eines  Preises  für  „Die  Entwickelung  der 
Lehre  vom  Versuche  und  von  der  Teilnsihme,  mit  Berücksichtigung 
der  hervorragenden  europ.  Gesetzgebungen  und  der  einschlägigen 
Litteratur".  Verf.  erachtete  jedoch  die  nur  bis  Ende  1883  er- 
streckte Frist  zur  erschöpf ertden  Behandlung  des  ganzen  Themas 
für  unzureichend  und  machte  sich  deshalb  seinerseits  lediglich 
an  die  Ausarbeitung  der  Versuchslehre.  Die  bezeichnete  Aka- 
demie erteilte  der  zunächst  1885  zu  Budapest  (in  ungarischer 
Sprache)  erschienenen  Schrift  eine  Auszeichnung,  die  den  Verf. 
zur  VerfifPentlichung  derselben  in  deutsdier  Sprache  wesentlich 
mit  veranlasste.  Von  der  Originslau^be  unterscheidet  die 
deutsche  Bearbeitung  sich  nur  darin,  dass  der  ungar.  rechts- 
historische Tml  weggelassen  ist  und  im  dogmatischen  Teile  statt 
der  Judikatur  des  ungar.  obersten  Gerichtshofes  ausschliesslich 
diejenige  des  Rmchsgericbts  Berücksichtigung  er£B.hren  hat. 
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Den  überwiegenden  Raum  der  Schrift  (nämlich  344  Seiten) 
nimmt  der  rechtshistorische  Tfil  ein,  in  welchem  der  Vprf.  die 
Entwickelung  der  Versuchslebre  in  stetem  Zusammenhange  mit 
den  allgemeinen  strafrechtlichen  Wandlungen  und  Fortschritten 
darstellt ;  er  niranit  hierbei  namentlich  gegen  diejenigen  Gelehrten 
Stellung,  die  »vom  abstrakten  Stajidpunkte  über  den  Wert  ein- 
seiner  Auffassungen  aburteilen  und  ihren  willkürlichen  Systemen 
den  Nimbus  r5m.  oder  genn.  Altathtbnliehkeit  anduditeteE*. 
Diese  historiedie  Entwickelung,  die  unter  Zerlegung  des  Stoffes 
in  vier  Perioden  (ROmischeB  Beclit;  lüttelslter;  Carolina  und 
Doktrin  bis  zur  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  i  7on  da  ab  bis  zur 
Gegenwart)  dureligefulirt  wird,  bildet  zweifelloa  nicht  nur  den 
wertvollsten  Teil  der  Monographie,  sondern  eorscheint  auch  an 
sich  als  eine  Arbeit  von  solcher  Bedeutung,  dass  das  juri- 
stische Publikum  dem  Verf.  für  die  erfolgte  Veröffentlicbnng  in 
deutscher  Sprache  lebhaften  Dank  zollen  muss  (selbst  wenn 
sich  —  wie  dem  Referenten  an  einzelnen  Stellen  —  der  Gedanke 
aufdrangen  sollte,  dass  Verf.  die  ungar.  Sprache  wohl  besser  als 
die  deutsche  beherrschen  möge).  Was  speziell  den  berühmten 
Art.  178  der  C.C.  C.  betrifft,  so  mag  hervorgehoben  werden,  dass 
Verf.  die  Beziehung  jener  gesetzlichen  Bestimmung  auf  die  den 
italienischen  Praktikern  fremd  gebliebene  Unterscheidung  zwi- 
schen „tauglichem"  und  , untauglichem"  Versuch  energiseh  in 
Alfrede  stellt. 

Am  ausgedehntesten  verbreitet  Verf.  sidi  üb«r  die  4.  Periode; 
für  diese  legt  er  die  stufenweise  Entwiekelung  der  Versuehs- 
theorie  und  ihres  gegenwärtigen  Standpunktes,  sowie  deren  Yer* 
Wertung  durch  Gesetzgebung  und  Bechtsprechung  bn  den  Fran- 
zof  °Ti,  Italienern  und  Deutschen  dar,  um  so  für  den  ausschliesslich 
der  Besprechung  des  R.St.G.B.  gewidmeten  dogmatischen  Teil 
die  nötige  Klarheit  über  die  vom  Gesetzgeber  "l^pnutzten  Quellen 
und  die  Verwertung  der  Frürbte  des  jahrhundertelangen  wissen- 
schaftlichen Entwickelung:^g  iL  i  s  zu  gewinnen.  Der  Skizzierung 
sowie  der  scharfen  kritischen  Beleuchtung  aller  Versuchstheorien 
der  neueren  deutschen  Doktrin  sei  hier  besonders  Erwähnung 
gethan. 

Bei  der  Ausarbeitung  des  dogmatischen  Teiles  (B.  847—471) 
bekämpfte  Verf.  vorzüglich  j^die  Losreissung  des  allgemeineii 
Teiles  von  d^  besonderen/  davon  ausgehend,  dass  die  Vor- 
schriften jenes  lediglich  Interpretationsregefai  für  die  Bestim- 
mungen des  hesonderen  Teiles  entiiielten,  deren  Tragweite  nur 
an  dem  Tbatbestand  der  dnzelnen  Verbrechen  demonstriert  werden 
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könne.  Nach  Erörterung  der  subjektiven  und  objektiven  Be- 
stimmungen des  strafbaren  Versuches  bestimmt  Verf.  dessen 
Begriff  dahin,  dass  , diejenigen  dolosen  Handlangen,  in  denen 
der  auf  die  Yerletsiing  eines  strafrechtliclL  gesehütsten  Chates 
geriehtete  VorMia  sicli  in  einem  dasselbe  gdkhrdenden  Angriff 
TerkOrpere*  als  Versache  wo.  yerstdien  sden*  Der  sweite  Ab> 
schnitt  dieK6  Teiles  endlieh  handelt  Ton  den  Stn&n  des  Yer^ 
snehes  und  der  relatiyen  Strafbarkeit  besv.  Ton  der  Straflosig- 
keit des  Yersnehs. 

Ein  Sachregister  und  eine  Spezialisimng  des  Inhaltveneicb- 
nisses  fehlt.  Olshausen. 


Vn.  Kircheurecht. 

Zorn,  Ph.  Lehrbuch  des  Eirchen-B.  (Handbibliothek  des 
öffentlichen  B.,  hrsgb.  yon  A*  t.  Kirchenheim,  TtL  Band.) 
Stuttgart,  Unke.   1888.  XVH  und  584  8.   9  IL 

Der  Torli^ende  dritte  Band  der  Kirehenhehnschen  Samm- 
.  lung  von  kurzen  Lehrbfiohem  der  Offentlichreditlichen  Disdplinen 
unterscheidet  sieh  von  den  Torausg^angenen  Bftnden,  wdche 
daa  Staata-B.  und  das  Verwaltangs*B.  zur  Darstellung  brachten, 
wesentlich  durch  die  sehr  ausfährlidie  Beruoksiehtigung  des  ge- 
schichtlichen  Elements.  Fast  die  Hälfte  des  Zomschen  Lehr- 
buchs (S.  9—225)  ist  der  Geschichte  des  Kirchen-K.  gewidmet! 
Freilich  hat  der  Verf.  in  diesem  rechtshistorischen  Teil,  neben 
der  allgemeinen  Geschichte  des  Kirchen-R.,  auch  manche  bisher 
gewöhnlich  mit  der  dogmatischen  Dari?telliing  verbundene  Er- 
örterungen über  die  geschichtliche  Enf.wickelung  einzelner  In- 
stitute aufgenommen,  während  die  Geschichte  anderer  wicbtigtr 
Institute  (wie  des  Kardinalats,  der  Domkapitel,  des  Patronat-Ü.) 
in  seinem  Werke  nur  ganz  kurz  berührt  ist.  Der  Standpunkt 
der  gesdiichtlichen  Darstellung  ist  ein  uaiversalbistorischer,  ina- 
besondere hat  der  Vert  auch  die  Zusammwhinge  der  Eirchen- 
lechtsgeaehiohte  mit  der  allgemeinen  Weltgeschichte,  vielfach  im 
Ansehluss  an  Bänke,  herrorgehoben ;  dagegen  die  Behandlung 
des  geltenden  B.  besohrttnkt  sich  auf  Deutschland  und  seigt  ein 
durchgehendes  Streben  nach  strenger  juristischer  Fassung. 

Die  für  das  Werk  massgebenden  prinzipiellen  Auffassungen 
Z.'s  sind  hauptsächlich  in  der  Einleitung  (8.  1—8)  und  am 
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Schluss  des  historischen  Teils  fg.  14  „Staat  und  Kirche  im 
19.  Jahrhundert:  Prinzipielles'")  darf^elcgt.  Einen  einheitlichen 
juristischen  Begriff  der  Kirche  gibt  es  nach  Z.'s  Ansicht  seit  der 
Keformation  nicht  mehr  (S.  3  flf.),  weshalb  die  Wissenschaft  des 
Kirchen-R.  den  weiteren  Begriff  des  Eeligionsvereins  zu  Grunde 
zu  legen  hat  (S.  5 — 6).  Die  grossen  historischen  Kirchen  sind 
gegenwärtig  in  den  deutschen  Einzelstaatcn  Landeskirchen,  d.  h. 
privilegierte  Korporationen  (S.  219  ff.);  dagegen  bestreitet  ihnen 
der  Verfl,  in  wesentlicher  üebereinsliminiing  mit  Bosiii,  —  der 
aber  doch  nur  die  Tendenx  der  neuesten  Bechtsbildung  charak- 
terisieren woUte  —  die  Eigensohaft  öffentlicher  Korporationen, 
indem  er  diesen  vieldeutigen  Begziff  auf  solche  Korporationen 
besofarftnkt,  bei  denen  ein  staatiich^  Zwang  der  ZugehSrigkeit 
staatfindet  (8.  221).  Prinzip  für  das  VerhiHtnis  von  Staat  und 
Kirche  ist  die  Unterordnung  der  Kirche  unter  die  Souverän etät 
des  Staates  (S*  7—8);  daraus  wird  insbes.  die  Richtigkeit  der 
sogen.  Legaltheorie  für  die  juristische  Beurteilung  der  Konkordate 
abgeleitet  (S.  4n2  ff.).  Das  Kirchen-R.  entsteht  heutzutage  — 
im  Einklang  mit  der  vom  Verf.  (S.  3)  aufgestellten  Begriffs- 
bestimmung des  K.  überhaupt  —  teils  durch  Staatsgesetzgelnmg, 
teils  auf  dem  Wege  der  Autonomie  (S.  7) ;  jedoch  ist  der  Stand- 
puiiki  des  Verf.  hinsichtlich  der  rechtlichen  Geltung  solcher 
kirchlicher  Vorschriften,  denen  der  staatliche  Zwang  zur  Reali- 
sierung fehlt,  kaum  ein  ganz  klarer  (vgl.  insbes.  die  Bemerkungen 
Über  das  Ehe-E.  8.  213  nnd  588—584).  Ein  gemeines  deutsches 
Kirchen'B.  gibt  es  nicht;  auch  das  katholische  Archen-B.  ist 
kein  jnristiscli  gemanes,  insbes.  weil  die  reehtserzengenden  Fak* 
toren  der  katholischen  Kirche  in  nnd  nnter  den  einseinen  Staaten 
stehen  (S.  2—3). 

Die  speziellen  Ausführungen  des  Verf.  sowohl  im  histori' 
sehen  wie  im  dogmatischen  Teil  zeigen  gleichfalls  eine  grosse 
Selbständigkeit  der  Auffassung,  und  zwar  auch  gegenüber  den« 
jenigen  wissenschaftlichen  Arbeiten,  denen  er  in  der  Mitteilung 
des  positiven  Stoffs  vorzugsweise  folgt  oder  welche,  wie  er  selbst 
hervorhebt,  die  Anregung  zu  seiner  Theorie  gegeben  haben  (vgl. 
7..  B.  S.  52  u.  53  und  S.  75  die  Polemik  gegen  E.  Loening  in 
betreff  des  merowiagischen  Staatskirchen-R.,  sowie  den  Versuch 
S.  248  ff.,  die  verschiedenen  Arten  der  Amtsgewalt  in  der  katho- 
lischen Kirche  abweidiend  von  Hinschins  m  bestimmen). 

Zitiert  sind,  neben  den  wichtigsten  Qnellenstellen,  fast-  nur 
die  nenoren  kirchenrechtiichen  Systeme  und  Monographien,  diese 
jedoch  in  sehr  ansgiebigem  Masse. 
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Wenn  auch  das  Z.'scbo  Lehrbuch  sich  in  den  Rahmen  der 
Sammlung,  zu  welcher  es  gehört,  wohl  nicht  ganz  einfügt,  und 
wenn  auch  manche  Behauptungen  des  Verf.  geeignet  sind,  Be- 
denken, resp.  WIdersprucli  hervorzninfen ,  so  wird  dem  Werke 
doeh  vielfaebe  Beachtung  und  Benutzung  zu  teil  werden. 

Brie. 

LCElUy  H.  Das  dons  et  legs  en  fayeur  des  etablisse* 
ments  p  ab  lies.  Brüssel,  Larcier.  1882.  Tl.  I  441,  II 
478  S. 

L. ,  Justizministerialdirektor  in  Brüssel,  ergänzt  Laurents 
Stiftungs-R.  (Pr.  de  droit  civil  XI)  durch  die  belg.  wie  französ. 
Gerichts-  und  Yerwaltungsübung  zu  Art.  900,  910  und  937  des 
französ.  bürgerlichen  Gesetzbuches,  welchen  die  Art.  849,  932 
und  1060  des  Italien,  bürgerlichen  Gesetzbuches  entsprechen. 
V/i  bandelt  Bd.  I  S.  9 — 85  von  der  schon  nach  röm.  R.  er- 
forderlichen St a  at sgenchmigung  neuer  Stiftungen  und  Stif- 
tuugszuflüsse,  86 — 136  von  der  Erm^sigung  derselben  im  Ver- 
waltungswege zu  Gunsten  der  Blutserben,  137 — 424  von  der 
Zweckbestimmung,  weicher  Zuwendungen  an  Woblthütigkeits-, 
kirchliche  (S.  199),  Schul-  (S.  292)  und  klösterliche  Anstalten  (S. 
388)  gewidmet  werden  köilnen;  Bd.  II  S.  1— 88  (und  151—172) 
Yon  den  als  nieht  beigefügt  .zu  erachtenden  Bedingungen 
und  Torbebalten,  .8.  88—470  insbesondere  hinsiobtUch  der  Ort- 
lieben  AnneuTerl^ttde  (88—51  u.  172—188),  der  Pfleg-  und 
Krankenbttuaer  (52—98  u.  184—207),  der  Gottesbftuser  (94--146 
u.  208—218)  und  endlicb  der  staatlicb  nicht  anerkannten  Armen-, 
Kranken-,  Bildungs-  und  Kultusanstalten  und  -Vereine.  Schen- 
kungen und  letztwillige  Zuwendungen  an  solche  oder  an  Stif- 
tungen ausserhalb  des  gesetzlich  zulässigen  Stiftungszweckes 
werden  dadurch  aufrecht  erhalten,  dass  dieselben  kraft  wohl- 
wollender Auslegung  statt  an  den  ausdrücklich  bezeichneten 
Schenk-  oder  Vermächtnisnehmer  der  Gemeinde  oder  staatlich 
anerkannten  Anstalt,  in  deren  gesetzlichen  Wirkungsbereich  der 
Vollzug  der  Freigebigkeit  sonst  fallen  würde,  zugewendet  werden 
(II  242,  Basier,  beige  1884,  II  403  und  S.  180  von  Giron, 
droit  adnul,  oben  Bd.  IV,  S.  35 j.  Das  umfassende  Werk,  das 
erste  seiner  Art,  bespricht  auch  die  PriTatreehtsansprttche  be- 
tre&  der  Familienstiftungoi  und  Terleihungsreeht  von  Freistdlen, 
der  Grabstfttten,  der  Eirchenbftnke  und  insbesondere  der  Oeber- 
wachung  des  StiltungsTollzugs.  Hur  für  Frankreidi,  Luxemburg 
und  ElBass-Lothringen  haben  die  erörterten  Yorsebriften  betreib 


Digitized  by  Google 


Lons  Salii. 


471 


des  Armen-,  Kirchen-  und  SVbulrechts  noch  praktische  Bedeutung. 
Den  Schluss  bildet  die  Paragraphenübersidit ;  ein  buchstaben- 
weises  Inhaltsverzeichnis  fehlt.  P.  Geigel. 

SaliSj  L.  K.  Die  Publikation  des  tridentischen  Bechtä 
der  EheseliliesBiing.  Basel,  Dettoffl  1888.  74  S.  1  M. 
80  Pf. 

Die  sehr  lehrreiche  Schrift  behandelt  dcu  neuerdiugs  mehr- 
fadi  av^^omineii«!  Streit  Uber  das  Geltungsgebiet  des  Triden- 
tiner  Eheschliessongs-B.  in  Staaten  mit  konfeflsioneU  gemiBehter 
BeTOlkernng. 

Im  I.  AbBcbnitt  (S.  2—15)  urird  der  Inbalt  des  Dekrets 
Tametsi  im  Gegensatz  zu  den  Normen  des  ttlteren  kanoniseben 
E.  daigelegt.  —  Det  II.  Abschnitt  (8.  15—48)  bringt  eine  aos- 

führliche  Genesis  des  genannten  Dekrets  im  Anhalt  an  die 
Massarellischen  Konzilsakten.    Von  Interesse  ist  hier  der  Gang 
der  Kontroverse  über  die  Legitimation  der  Kirche,  heimlich  ge- 
schlosseiae  Ehen  (mathmonia  clandestina)  trotz  ihrer  Sakramen- 
talilut  für  nichtig  zu  erklären.  —  Ein  TT!.  Abschnitt  erörtert 
die  Wirksamkeit  und  Ausgestaltung  des  Dekrets  durch 
die  spätere  kirchliche  Praxis,  insbesondere  gegenüber  den  Aka- 
tholiken.    VVelche  Erfordernisse  müssen  erfüllt  sein,  damit  die 
tridentin.  Eheschliessungsform  für  die  Nupturienten  gilt?  Der 
Verf.  kommt  üu  folgenden  Hauptsätzen:   1.  Das  Tridentinum 
brandit  nicht  befolgt  zu  werden,  wenn  es  am  Ort  der  Ehe- 
scbHessong  nicht  gilt,  und  auch  nur  Einer  der  Nupturienten 
persönlich  an  dasselbe  nicht  gebunden  ist  (S.  54).  2.  Aka- 
thoUken  müssen  das  Tridentinum  befolgen,   wenn  entweder 
überhaupt  keine  ketseriscbe  Parochie  für  sie  besteht,  oder 
wenn  letztere  erst  errichtet  worden,  nachdem  das  Dekret  Tametsi 
am  Ort  bereits  in  Kraft  getreten  war  (S.  56).    3.  Der  Satz  ad 
2  enthält  keine  (!)  Inkonsequenz  gegenüber  dem  Prinzipe,  dasB 
alle  getauften  Einwohner  der  katholischen  Lokalparochie  ange- 
hören (S,  58).    4.  Die  röm.  Kurialpraxis  (?)  stellt  die  Missions- 
stationen den  eigentlichen  Parochien  gleich,  sofern  in  ihnen  die 
Gläubigen  für  die   wichtigsten  Parochialhandlungen  an  einen 
bestimmten  Geistlichen  gewiesen  sind  (S.  63).    5.    Das  Dekret 
Tametsi  kann  iii  jeder  Parochie  durch  eine  legitima  desuetudo 
seitens  der  Katholiken  ausser  Kraft  gesetzt  werden  (S.  71). 

Hftbler. 
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Vni.  Staats-  und  Yerwaltungsrecht. 

Heimljurg'er,  K.  Der  Erwerb  der  Gebietshoheit.  I.  Tl. 
Karlsruhe.  1888.  155  S.  (Heidelberger  Hahilitationsschrift.) 
Um  den  ßechtstitel  für  den  Erwerb  der  deutschen  Schutz- 
gebiete zu  finden,  beschäftigt  sich  das  Buch  zumeist  mit  der  all- 
gemeinen Frage  um  den  Erwerb  der  Gebietshoheit.  Der  Begiifi' 
der  letzteren  wird  nach  seiner  gescbiditlicben  Entwicklung  dai> 
gestellt,  wi«  er  ans  der  priralareclitludiBD  Anfleusiiiig  zu  der 
staatsreehtUchen  Bedeutung  foi-tgescfaritten  ist.  Der  Verf.  tdlt 
die  Ansidit  von  Gerber  und  Laband  und  vindiziert  die  Staats- 
reehtliche  Definition  auch  för  das  VOlkertecht.  Der  2.  Abschnitt 
fSbrt  in  das  eigentliche  Thema,  wobei  auch  zumeist  der  Erwerb 
historisch  entwickelt  wird.  Als  Unterfrsgen  werden  behandelt: 
Subjekt,  Objekt  und  Rechtsgrund  des  Gebietserwerbs.  Bezüglich 
des  Subjekts  wird  die  Frage,  ob  Privatpersonen  Gebietshoheit 
erlangen  können,  vom  völkerrechtlichen  Standpunkt  verneint. 
Bezüglich  des  Objekts  gelangt  der  Verf.  von  dem  Grundsatz,  dass 
mit  dem  Erwerb  des  Gebiets  auch  die  Herrschaft  über  die  Be- 
wohner erworben  werde ,  zu  einer  Eeihe  von  DetailRusserun^en 
(Plebiszit,  Option,  mare  liberum  u.  s.  w.).  Als  völkerrechtliche 
Titel  werden  nur  Okkupation,  Accession  und  Zession  anerkannt. 
Die  Vertrage  mit  den  Häuptlingen  gelten  nur  als  Grundlage 
für  eine  künftige  Okkupation.  Kays  er. 

LaBeprösentation  proportionnelle.  Etudes  de lägislation 
et  de  statistique  compar^es  publiees  sous  les  auspices  de  la 
Sociöte  pour  l'etude  de  la  representation  proportionnelle. 
Paris,  Pichon.  1888.  XXX  u.  524  S.  6  kol.  Tafeln. 
Zum  Studium  des  in  seiner  praktischen  Wirksamkeit  in 
Frankreich  jedenfalls  etwas  überschätzten  Problems  der  ziffer- 
mässif^  frerechten  Vertretung  aller  im  Bevölkerungsstande  vor- 
handenen Meinungen  und  Anschauungen  hat  daselbst  zur  Bildung 
einer  Gesellschaft  geführt,  welche,  mit  reichen  materiellen  und 
geistigen  Fonds  ausgestattet,  dem  eingehenden  Studium  dieser 
Frage  sich  widmet.    Als  erstes  grosses  Ergebnis  dieser  Spezial- 
studien  erschien  unter  Mitwirkung  von  bewährten  Kräften  Wie 
Lebon,  P.  Dareste,  Daguin,  Vermes  u.  a.  das  vorli^ende  um* 
fangreiche  Werk,  welches  sunAchst  einen  üeberbliek  über  den 
gesamten  Kreis  der  die  F^age  tr«fFenden  Lehrmeinungen  gewShrt, 
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woran  sich  dann  eine  sehr  ausführliche  Darstellung  aller  ein- 
schlägigen gesetzlichen  Bestiranmnrren  schliesst.  1))p  besondere 
Sorgfalt,  welchp  rlip  Herausgeber  auf  die  genaue  Anführung  alier 
parlamentarischen  Debatten,  in  welchen  die  Einführung  der  Mi- 
noritätenvertretung  zur  Diskussion  stand,  legten,  geben  dem 
Buche  informatorische  Bedeutung  und  geschlossene  Uebersicht- 
lichkeit.  Stoerk. 

Fromm,  Das  positive  Staatsrooht  der  prenssisclieii 
Monarchie  nnd  des  Dentschen  Beiehes.  I.  Teil: 
Das  Verüuswigsreclit.  81  v.  888  8.  IL  Teil:  Das  Verwal- 
tangsrecht.  Abteil.  I:  Das  Vwwaltimgsreolit  des  Deutsohen 
Beicbes.  123  S.  Berlin,  Müller.  1887.  4  M.  n.  1  M. 
50  VI 

Das  vorliegende  Werk  bat  vom  Zvecke  eine  «systematisebe 
DavBtelinng"  des  in  Frenssen  gdtmden,   einesteils  anf  der 

prenssischen  Gesetzgebung,  andernteils  auf  den  Beicbsgesetzen 
beruhend«!  Yerfassungs*  und  Yerwaltungs-R.  und  zwar  in  der 
•  Weise  zu  geben,  dass  die  betreffenden  Gesetse  und  Yerordnnngen 

wörtlich  abgedruckt  werden.  Zum  besseren  Verständnisse  des 
geltenden  R.  ist  bei  einzelnen  Materien ,  insbesondere  bei  der 
preussichen  Verfassung  und  der  Reichsverfassung  die  historische 
Entwickelung  in  ihren  Hauptmomenten  dargestellt.  Ausserdem 
ist  bei  einer  Anzahl  streitiger  Punkte  auf  die  bezüglichen  Er- 
klärungen der  Staatsregierung,  ministeriellen  Erlasse  und  Ent- 
scheidungen der  obersten  GeriehtahOfe  verwiesen.  Endlich  hat 
der  Verl  selbst  eine  Anzahl  von  exteutemden  Bemerkungen  den 
«nzelnen  O^etaen  beigefügt.  Ein  wissenschaftliches  Systeo^  liegt 
dem  Werke  nicht  zu  Grunde,  die  »systematisehe  Darstelhing* 
beruht  vielmehr  einfach  darauf,  dass  im  Anschlnss  an  die  be- 
treffenden Artikel  der  preuss.  Verfassungsnrkonde  bezw.  der 
Keichverfassung  die  auf  Grund  derselben  erlassenen  Gesetze  mit- 
geteilt werden.  Die  Folge  davon  ist,  dass  in  dem  ersten  Tdl, 
welcher  das  Verfassungs-R.  enthalten  soll,  bereits  in  erheblichem 
Umfange  das  V  er  waltun  gs-R.  berücksichtigt  ist  und  die  Abgren- 
zung zwischen  dem  ersten  und  zweiten  Teile  sich  als  eine  durch- 
aus willkürliche  darstellt.  Trotzdem  ist  natürlich  das  Buch,  an 
das  ja  ein  zu  scharfer  Massstab  nicht  angelegt  werden  kann, 
vollkommen  geeignet,  seinen  hauptsächlichen  Zweck,  für  den  prak- 
tisch«! Handgebrauch  der  Staats-  und  Eommunalverwaltungs- 
beamten  zu  dienen,  zu  erfüllen.  Stengel. 

OmUnOOM  tax  BaolitowlBNiMdb»ft.  VH.  BmhO.  85 
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Helli)  F.  Die  Anwendung  des  Expropriationsrechtes 
auf  die  Tel epho nie.    Basel,  Schwabe.    1888.    67  S. 
Seinem  bekannten  grösseren  Werke  über  das  Teleplion-R. 
(C.Bl.  lY.  245)  lässt  der  Verf.  in  der  vorliegenden  Schrift  eine 
besondere  Abhandlung  über  die  Anwendung  des  Expropriations- 
R.  zu  Gunsten  der  Telephonunternehmungen  folgen.    Den  äus- 
seren  Anlass  zur  Abfassung  der  Schrift  boten  einige  Rechts- 
laile,  die  sieb  anlässlich  der  des  Jahres  1885  erfolgten  Verstaat- 
lichung des  Zürichschen  Telephonnetzes  ergaben  und  bei  deren 
Austragung  die  anwaliscliaftliche  Thätigkcit  des  Terf.  in  Anspnicli 
genommen  wurde.  Wslirend  die  eidgenössiscbe  Schtttznugskom- 
mission  die  Abfindung  der  durch  das  Ziehen  der  Telephondrtlhte 
über  den  betreffenden  Luftraum,  dureh  unterirdisches  Legen  ron 
Telephondi^ten,  durdi  Aufstellung  von  Stützpunkten  fttr  die 
Driihte  und  durch  das  hiermit  erentuell  yerbundene  Betreten  des 
Treppenhauses  und  Daches  in  ihren  Rechten  beeinträchtigten 
Grundbesitzer  durch  eine  einmalige,  dem  Werte  der  abgetre- 
tenen Rechte  entsprechende  Entschädigung  für  angemessen  erach* 
tete,  hat  die  —  von  den  Parteien  nicht  weiter  angefochtene  — 
Entscheidung  der  bundesgerichtlichen  Kommission  vom  16.  Februar 
1888  die  Berechtigung  des  Bundes  anerkannt,  die  Expropriaten 
durch  periodische  Leistungen  für  die  ihnen  zeitweilig  auf- 
erlegten Eigentumsbeschränkungen  zu  entschädigen.    Diese  Ent- 
scheidung bietet  dem  Verf.  Veranlassung  zur  Ausführung,  dass 
es  sich  bei  den  fraglichen  Beschränkungen  keineswegs  um  die 
zwangsweise  Bestellung  obligatorischer  Mie t-R.,  sondern  um 
die  Bestellung  von  Personalservituten  handelt.  Die  Ein^ 
Wendung,  dass  im  Falle  des  Umbaues  des  mit  der  Beschrttnkung 
behafteten  Hauses  die  letztere  in  Wegfall  kommt,  wird  dadurch 
beseitigt,  dass  die  in  Bede  stehende  Personalservitut  als  eine  im 
angedeuteten  l^nne  resolutiv  bedingte  erklärt  wird  (S.  47). 
Dieser  Ansicht  des  Verf.  ist  um  so  mehr  beizupflichten,  als  die- 
selbe mit  der  heutzutage  gangbaren  juristischen  Konstruktion 
der  Enteignung  als  eines  einseitigen  staatsrechtlichen  Aktes  bei 
weitem  besser  in  Einklang  gebracht  werden  kann,  als  die  An- 
nahme eines  erzwungenen  Bestandverhältnisses.     Am  Schlüsse 
(S.  49  tf.)  erörtert  der  Verf.  in  anregender  Weise  die  Eutschä- 
diguugsfrage,  in  welcher  Hinsicht  er  einerseits  den  Stand- 
punkt des   franzö-sischen  Gesetzes  vom  28.  Juli  1885  ablehnt, 
welches  dem  Eigentümer  die  unentgeltliche  Benützung  seines 
Eigentums  zu  Telephonzwecken  —  lediglich  gegen  Iksati  des 
aus  Errichtung  und  Unterhaltung  der  Leitung  erwaehsenden 
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Schadens  —  auferlegt,  andrerseits  jedoch  für  die  Benützung  des 
Luftraumes  über  und  des  Bodens  unter  dem  Eigentum  nur 
insoweit  die  Verabfolgung  einer  Entscbildigung  befürwortet,  als 
dieser  Luftraum  resp.  Boden  dem  Eigentümer  nutzbringend  sein 
können.  Prazäk. 

Daleke^  A.  Das  prenss.  Jagd-B.  SjatematiBeli  dargestellte 
und  Tollstlliidig  umgearbeitete  Aufl.  Kreslan,  Kern,  1888. 
Vni  n.  271  S.  5  M. 

Die  I.  Auflage  dieses  Buöhes  ist  im  Jahre  1864  ersehienen, 
seit  dieser  Zeit  hat  sidi  die  pvenss.  Jagdgesetsgebuog  durch  das 
Hinrakommen  der  Jagd>R.  der  neuen  Landesteile  einerseits  mannig- 
faltiger, durch  das  !Ür  das  ganze  Staat^biet  mit  Ausnahme 
von  Hohenzollern  erlassene  Schongesetz  vom  26.  Februar  1870 
andererseits  einheitlicher  gestaltet;  der  in  den  letzten  Jahren 
gemachte  Versuch ,  für  das  Qebiet  der  prenss.  Monarchie  eine 
einheitliche  Jagdordnung  7ai  erlassen,  ist  leider  zunächst  als  ge- 
scheitert zu  betrachten.  Der  in  dem  Stoff  wohlbewanderte  Verf. 
veranstaltet  hier  eine  II.  Aufl.  seines  ISngst  vergriffenen  Werkes. 
Während  alle  anderen  Bearbeiter  des  preuss.  Jagd-R.  sich  auf 
die  Behandlung  einzelner  Hauptgesetze,  selbst  die  Schrift  von 
Wagner  über  die  preuss.  Jagdgesetzgebuug  im  wesentlichen 
auf  das  Ue6bi  der  filteren  ProTinsen  beschränken ,  so  will  D. ' 
dne  vollstftndige  Darstdlung  des  ganzen  Eechtsstoffes  geben, 
eine  schwierige  Arbeit,  wie  schon  daran  zu  ermessen,  dass 
z.  B.  für  Hessen-Nassau  nicht  weniger  als  neun  Terschiedene 
Gesetzgebungen  zu  b«raeksichtigen  waren.  Der  Verf.  gibt  im 
I.  Teil  eine  systematische  Darstellung  der  Vorschriften  des 
öflfentlichen  und  bürgerlichen  R.  über  Begriff,  Umfang,  Sub- 
jekt und  Gegenstand  des  Jagd  •  R. ,  Ausübung  und  Schutz 
desselben.  Der  II.  Teil  behandelt  das  Jagdstrafrecbt  und 
zwar  die  „eigentlichen  Strafgesetze",  sowie  die  allgemeinen  und 
provinziellen  , Polizeistrafgesetze Ein  Anhang  gibt  den  Text 
des  Vogelscbutzgeset/.es  vom  22.  März  1888  mit  Erläuterungen 
und  der  wichtigsten  preuss.  Jagdge.setze.  Der  Verf.  hat  seinen 
Zweck,  für  die  Bedürfnisse  der  Praxis  einen  klaren  und  voll- 
ständigen Ueberblick  über  das  geltende  lU  zu  geben ,  erreicht; 
die  Litteratur  und  die  Bechtspreehnng,  insbesondere  des  preuss. 
Eammergeriehts,  des  Obertribunals  und  des  Beichsgericfats  sind 
umsichtig  benutzt;  geschichtliche  und  theoretische  Erörterungen 
sind  fast  ganz  vermieden,  ebenso  die  Vei^leiohung  mit  anderen 
Jagdgesetzgebnngen ,  die  H«:einziehung  nidit  preuss.  Litteratur 
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und  ßeclitsprechunfT.  Die  Ergebnisse  der  Rechtsprechung,  B. 
die  Urteile  des  Keieh.->gericlits  hinsichtlich  der  Behandlung  der 
widerrechtlichen  Aneignung  von  Feldwild  als  Jagdvergehen,  wer- 
den da  und  dort  einer  umsichtigen  Kritik  unterzogen. 

Schenkel. 


IX.  Hüfswissenschaften. 

Ortloffy  H.  Gerichts-medizinische  Fälle  und  Ahhand- 
lungen.  Heft  II.  1.  Versuch  eines  Mordes  oder  Selbst- 
mordes? Erwürgen  und  Erdrosseln.  Von  Arno  Siefert. 
2.  Vei  brcchensverübung  im  Traum  wandeln.  Vom  Herans- 
geber.  1  M.  60  Pf.  Heft  III.  Strafbare  Fahrlässigkeit 
bei  Ausübung  der  ileilkunst.  Vom  Herausgeber.  Berlin, 
Worms.    1888.    2  M.  40  Pf. 

1.  Die  23jahrige  H.  war  auf  ihren  Angstruf:  ein  Messer! 
bewusstlos  und  halberstickt  in  ihrer  Btube  am  Boden  aufge- 
funden worden,  mit  einem  Stücke  Band  (von  dem  Kocke  ihrer 
Schwester;  um  den  Hals,  an  dem  sich  eine  deutliche  Strang- 
marke fand.  Nachträglich  gab  sie  an,  von  ihrem  Schwängerer 
au  den  HaIs  gefasgl  und  dann  bewusstlos  geworden  n  wem» 
Das  erste  Qntachten  halt  Selbstmordyeirsnoli  nicht  für  ausge- 
schlossen und  das  Fehlen  der  Brinnernng  eines  gewaltsamen 
Angn&  deshalb  möglicherweise  für  eine  erlogene  Angabe.  Das 
zweite  Gutaeht^  spricht  sich  namentlich  im  Anblick  auf  die 
nachtrftglich  sicberer  konstatierten  Fingereindrficke  bestimmter 
für  Erwürgongsversuch  aus,  nach  welchem  zur  Täuschung  das 
Band  um  den  Hals  gelegt  wurde.  In  Verbindong  mit  anderen 
Beweismitteln  führt  dies  zur  Verurteilung. 

2.  In  dem  Hause  des  Bauers  H.  war  nachts  Feuer  ausge- 
kommen, das  Wertsachen  desselben  vernichtete  und  das  Leben  ins- 
besondere auch  der  aus  festem  Schlaf  geweckten  Frau  gefähr- 
dete. Die  Magd  gab  an,  sie  habe  ihren  Herrn  nachts  wiederholt 
lieisig  aus  dem  Hofe  an  die  TIausthüre  tragen  sehen  und  ihn 
dann  die  Treppe  hinauigehen  hören.  An  der  Angeschuldigten, 
die  keine  Aii8]ä]nlt  Über  das  Entstehen  des  Feuers  geben  konnte, 
war  nur  Nenrenschwttche,  Schwerhörigkeit,  zeitweise  Schlaflosig- 
keit (angeblich  auch  mitunter  sonderbares  Wesm)  beobachtet 
worden.    Gutachten:  transitorische  BewusstseinsstOrung.  Die 
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Magd  selbst  erscheint  nach  Verf.  Schlnasbemerkungda  nicht 

vollständig  entlastet. 

3.  Eine  Risswunde  des  Knies  wird  von  einem  Kurpfuscher 
behandelt.  Es  gesellt  sich  Kinnbackeukrampf  dazu  und  Patientin 
stirbt.  Die  Sektion  weist  zahlreiche,  nicht  eingeheilte  Kiesel- 
steine in  der  Wunde  nach.  Erstes  initachten:  „Tod  mittelbar 
durch  schlechte  Behandlung."  Zweites  Gutachten:  „Der  Ausgang 
kann  auch  durch  die  Art  der  Verletzung  und  die  Temperatur 
ausreichend  erklärt  werden."  Verf.  rügt  an  dem  freisprechenden 
Urteile  die  ungenügende  Würdigung  des  Begriffs  kausal.  Bei 
der  FahrlSeaigkeit  in  -der  Behandlung,  als  deren  hervorragend- 
sten Fttlle  die  ^  nicht  definierbafen  —  Kunstfehler  anzusehen 
sind»  sollte  ,die  M((glicfakeit,  das  Handeln  in  Ansehung  der 
schadUohen  Folgen  za  bedenken«  die  Strafbarkeit  bedingen,  wo- 
bei der  Evspfnscher  als  ach  seiner  besw.  Unfähigkeit  bewnsst 
zu  präsumieren  ist  Die  Kurpfnsdherd,  »die  Wurzel  allen 
Uebels",  mflsste  als  Gefilhrdungsdelikt  oder  als  unter  den  Be- 
griflF:  Anmassung  und  betrügerische  Handlungen  bezw.  persön* 
Hoher  Verhältnisse  fallend  zu  bestrafen  sein,  entsprechend  aber 
auch  die  Aerzte  die  Pflicht  haben,  jeden  Kranken  zu  jeder  Zeit 
in  Behandlung  7.n  nehmen. 

Die  Rechtspreciiung  des   Reichsgerichts  und  der  gerichts- 
medizinischen Litteratur  ist  ausgiebig  benutzt.  Kornfeld. 

Plaaek»  K.  Chr.  Halbes  und  ganxes  Beeht.  Mit  einer 
Einleitung  von  Adolf  aubits.  Tübingen  1885.  XXIX 
und  194  S. 

Die  Torliegende  Schrift  enthttlt  Auszüge  aus  einer  Beihe  von 
Aufsätzen  des  am  7.  Juni  1880  verstorbenen  wttrttemberg.  Philo- 
sophen Karl  Christian  Planck.    Sie  zerfallt  in  zwei  Ab- 
schnitte. In  dem  ersten  —  .Halbes  Recht'  betitelten  —  (S.  1—94) 
wird  auf  die  mannigfachen  üebelstände  unserer  Zeit,  auf  die 
materielle  und  geistige  Not  hingewiesen;  als  die  geistige  Not 
wird  der  Mangel  eines  wahrhaft  rechtlichen  Prinzips  gegenüber 
der  Sozialdemokratie  bezeichnet.   Eine  Besserung  dieser  Verhält- 
nisse lasse  sich  nur  dadurch  erreichen,  dass  der  Mensch  als  Person 
m  voller  Unabhängigkeit  anerkannt  sei,  was  nur  dann  möglich 
wäre,  wenn  jeder  sieh  eines  genügenden  Einkommens  ei-freue. 
(Ihn  kleines  Kapital,  um  cm  eigenes  Geschalt  anfangen  zu  kön- 
nen, das  ist  die  Forderung  des  gewerblichen  Arbeiters,  ein  mäs- 
siger  Qrundbesitz,  von  welchem  eine  Familie  ohne  Hunger  und 
Kummer  leben  Imnu,  das  ist  der  Wunsch  des  landwirtschaft- 


Digitized  by  Google 


I 


478  CentmlbUU  für  SwhtBwieMQSclwit  (1888).  VIL  Bd.  12.  Heft. 

liehen  Tagelöhners.  Nicht  einen  kommunistischen  Gemeinbesitz 
des  Staates  wollen  diesf  Klassen,  was  das  sein  soll,  verstehen  sie 
nicht;  aber:  Eigentum  für  jeden!  das  ist  ihnen  die  Lösung  der 
sozialen  FrafTc"  (S.  IX). 

Auf  welchem  Wege  mau  nun  zu  derartigen,  allseitig  befrie« 
digenden,  Zuständen  gelangen  könne,  soll  in  dem  zweiten  — 
„Ganzes  Recht"  überschriebenen  —  Teile  (S.  97 — 194)  gezeigt 
werden.  Die  Ueberschriften  der  vier  kleinen  Aufsätze  dieses  Tei- 
les —  BUdung  für  Allel  Ärbdt  fttr  AUaI  Eigentum  fttr  Alle! 
Frieden  auf  Erden!  —  kennzeicbnen  die  Wünsche  des  Philo- 
sophen. Nur  vaa  die  widerstreitenden  Interessen  anszogleichen 
und  zu  TersQhnen,  empfiehlt  F.  yor  allem  eine  Organisation  der 
BeT&lkemng  nach  dem  Berufe.  Die  Bemfistande  und  ihre  ge- 
nossenschaftliche G-liedemng  und  Selbstverwaltiuig  sollen  die  erste 
Rechtsgrundlage  des  Volkslebens  und  der  Yolksvertretung  bilden. 
»Im  umfassenden  Rechtsgesetae  organisch  zweckmässiger  Berufs* 
arbeit  liegt  der  mächtige  Hebel,  der  allein  die  üebel  in  den  Ar- 
beits- und  Erwerbsverhältnissen  der  verschiedenen  Stände  mit  der 
Kraft  des  Rechtes  zu  bannen  vermag"  (S.  132).  Da  aber  Ge- 
meinde und  Provinz  ihrerseits  ein  eigentümliches  Organ  der  natio- 
nalen und  allgemeinen  Rechtsordnung  ausmachen,  so  sollen  die 
Gemeinde-  und  Provinzialvertretungen  als  zweiter  grosser  Haupt- 
bestandteil der  allgemtiinen  Volksvertretung  anerkannt  werden. 

Dass  nach  irgend  einer  Richtung  hin  eine  Losung  jener 
grossen  Fragen,  die  in  der  vorliegenden  Schrift  behandelt  wer» 
deui  herbeigeführt  sei,  kann  nicht  zugestanden  worden.  Aneh 
die  im  einseinen  empfohlenen  Beformvorschlttge  —  Abschaffung 
des  Grundeigentums  etc.  ~  bieten  nichts,  was  nicht  Iftngst, 
bald  hier  bald  dort,  wenn  auch  zumeist  in  anderem  Zusammen« 
hange,  Yorgetragen  wSre.  Elster. 


B.  Zditschriftenüberschau. 


Zeitschr.  <1.  Savigrny-Stfftung  f.  Rechtsi^eschichte.  Germ.  Abt.. 
Bd.  IX.  Heft  1.  Zeumer,  über  Heimat  u.  Alter  d.  Lex  Ro- 
mana  Raetica  Ouriensls.  Sehröder,  s.  Kunde  d.  Sachsen  spiegeis. 
Werunsky,  d,  Majestas  Carolina,  v.  Briinncck.  d.  Leibeigen- 
schaft in  Pommern.   Kruse,  d.  Kölner  Kicherzeche. 

Jahrhtteher  f.  d.  Dogmattk  des  Privat-B.  Bd.  XXVI.  Heft.  6. 
Kohl  er,  im  zweiten  De/.enniiim  d.  deutachen  Patentgeaet*^ 
Die  Aristonpatentsache.  Ruhstrat,  z.  Lehre  v.  d.  Stellver- 
iretang. 
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Krit.  Vierteljahrsschr.    AXX.  3.  u.  4.  Bahr,  Entwurf  e.  bürgerl. 

Gesctzhiichea. 

Jthrbnch  f.  Gesetzg-ehnng"  etc.  XV.  2.  Gierke,  d.  Stellung  d. 
kiinltigen  bürgerl.  Gesetzbuchs  z.  Erb-R.  im  läodl.  Grundbesitz. 

Oevterr.  OericMraeitnng.  XXXIX.  25.-27.  Zitelmann,  d.  Mög- 
lichkeit eines  Welt-R. 

Jnrist.  Blatter.  XVII.  24.-29.  Steinbach,  d.  Rechtsgrundsätze 
betr.  Ersatz  v.  Vermugensschäden.  25.  Letitner,  alma  mater 
Bononiensis.  26.  Lösel.,  KontamMierung  in  Distanxprosesa^n. 
27.  28.  Neumann,  d.  Gefängniswesen  in  Hamburg. 

Oestern  Centralbl.  f.  d.  PraxU*  VI.  6.  Geller,  d.  Vollendung 
Bchriftl.  Verträge. 

Zeitschr.  f.  schweizer.  R.  XXIX.  N.  F.  VII.  Heft  3.  Wächter, 
einige  Bemerkungen  z.  Art.  674  O.R.  (Klage  d.  Aktiengesell- 
schaft u.  d.  Aktionäre  gegen  d.  Verwaltungsorgane).  Heusler, 
schweizer.  Rechtsgesetzgebung  v.  1887.    Üebersicht  d.  Litte ratnr. 

Zeitschr.  f.  Berg-R.  XXIX.  3.  EngL  Kohlenbeiigwerlugesete  t. 
16./IX.  1887  (S.  323-895). 

Lmvf  Qnarterly  Reriew.  Vol.  4.  Nr.  15.  Geben,  a  note  on  the 
factors  ucis.  Montagne,  the  local  gorcrnracnt  bill.  Public 
meetings  and  public  Order  (the  United  States).  Eariy  english 
land  tenures.  Maitland,  the  beatitude  of  seisin,  II.  Gallup, 
railway  mortj^ag'es  and  receiver's  debte  in  the  United  States. 
Poole,  on  liceni-iiig  of  uuisances.  Scrutton,  english  authors 
and  anierican  ctjpyright. 

Sechtsgeleerd  Magazijn.  VII.  4./5.  Royen,  gctuigen  en  straf 
zaken.  G r a t a m a ,  retentierecht.  Jitta,  de  rechtakrackt  van 
▼reemde  vonnisaen  ran  ftilHetrerklaring.  Tripela,  onder  walke 
voorwaarden  moet  de  Nederlandsche  wetgcver  uitvoerbarheid 
verleenen  aan  de  vonnissen  van  den  buitenlandschen  burger- 
lijken  rechter? 

Archivio  gtnridico.  XL.  3.  u.  4.  Moscatelli,  i  senatoconsulti 
Orfiziano  e  Tertulliano.  Tamassia,  Bologna  e  ie  scaole  im- 
perii^  del  Diritto.  Simoneellf,  IMndole  economiea  del.eon- 

tratto  d'enflteusi  del  cod.  civ.  ital.  Ascoli,  sul  senato  consulto 
Veroniano.  Manenti,  sul  projetto  di  codice  civile  germanico 
(S.  SS8— 893).  Caatorl,  Riv.  d.  giurisprudensa  penale.  Ta* 
massia,  le  origini  dello  Btadio  bolognese  a  la  critica  del  prof. 
Schupfer. 

Qeriehtssaal.  XL.  8.  Zadek,  zu  §.  211  Konkttnordnnng.  Kessler, 
Objekt  d.  Verbrechens.   Hol  Isendorf  f,  Kriminalatatistik  d. 

Deutschen  Reiches.  1885. 
Zeitschr.  f.  Strafrechtswlssenscltaft.  Eöhne,  d.  Arbeiten  d. 

internationalen  Kongresses  für  Gefängniswesen  in  Rom  1885. 
Siebenhaar,  Art.  49,  3  d.  preuss.  Verfassung.  Bünger,  üb. 
Handeln  u.  Handlungseinheit.  Distel,  einige  iUtere  Leipziger 
Schöppensprnche  in  Strafsachen. 

Blatter  f.  fiefSngnlsknnde.  XXTII  1.  u.  2.  Lissner,  Arbeits- 
fähigkeit d.  Arbeitahäusler.  Kaldewey,  Öträflingsarbeit  u.  freie 
Arbeit.  Das  System  d.  GefkngenenTerpaehtung  in  d.  sfidlichen 
Staaten  von  Nnrdamerika. 

Arehi?  f.  kathol.  Kirchen-R.  1888.  3.  öilbernagl,  d.  Disziplinar- 
▼erfahren  gegen  Geistliehe  in  Bayern.  Geläute  katholischer 
Glocken  bei  Beerdigung  v.  Protestanten  in  Bayern.  Handhabung 
d.  Jesuitengesetzes  in  Bayern.  Schlichting,  Gebrauch  drei- 
armigar  Krense  bei  den  Bathenen.  Dlanowski,  Traaeraeit 
nach  poln.  R.  Reiner,  d.  Besetanng  d.  Bistttmer  in  Ungarn. 
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Deutsches  Wochenblatt.  1.  12.  Mayer,  Folgen  d.  Fehlena  einer 
YerwaltungBgerichtsbarkeit  in  Elsass- Lothringen.  Lilienthal, 
d.  Wncher  u.  d.  deutsche  Straf-R.  Scholz  i  Lutherfestspiel 
in  Berlin.  13.  14.  16.  Münsterberg,  Revision  d.  Armengesetz- 
ffebnng.  16.  Richter  n.  Verwaltangsbeamte.  ▼.  Eres 8^  d. 
dentschen  Rcichsinsignien.  17  ff.  (etwa  10  Nrn.).  Schaffle,  d. 
bundeBrätliche  Entwurf  einer  Alters-  u.  Invalidenversicherung. 
18.  19.  Thndichnm^  geplante  Yerfasaungsrevision  in  Wnrtteni* 
berg.  10.  Hey  schlag.,  d,  evangel.  Bund. 
•  Deutsche  Herne.  1888.  Jnli.  Erzählung  v.  einem  preoss.  Staats- 
mann 1870/71.  1. 


G.  Neue  ErscheiiiMgeii. 

Yom  9.  Jnni  bezw.  Juli  bis  10.  August  1888  ersehioien  oder  bd 
der  Redaktion  eingegaofren  (letstere  mit  *  beieichnet). 

1.  Deutsche  Btteher  und  Broschüren. 

*  AbiiaudiuQgeu  d.  kriminalistischen  Seminars  zu  Marburg.   Hrsg.  v. 

F.     Lisstw  1.  Bd.  1.  Eft.  Freiburg,  Mohr.   I  H.  50  Pf. 

IBhtlt.  Der  ftaltaiD.  8tnljKMetz«ntviirf  von  18ST  (Bntwaif  Zraavdslli). 

T.  Btitita.  Allg.  T«fl.   KTittaoli  Mflprooben  von  Fr.  t.  Llszt.   X  u.  49  S. 
•Adam,  R. .  d.  zivilprozessuale  Zuständigkeitsvereinbarung  in  ge- 
schichtl.  Entwicklung.  München,  Ackermann,    VIII  u.  152  S. 
2  M.  60  Pf. 

*Baum garten,  Lehre  v.  Versuch  (s.  oben  S.  466). 
Ben  necke,  H.,  Lehrbuch  d.  deutschen  8trafprozess-R*  1.  Li'g.  Frei- 
burg, Mohr.    128  S.   2  M. 
*v.  Borch  (Ansbach),  s.  Entwiekdung  d.  sächs.  Wergelder.  8ep.« 

Abdr.    10  S. 

Bornhak,  preuss.  Stuats-R.  1.  Bd.  (In  ca.  5  Lfgn.)  1.  Lfg,  Frei- 
burg, Mohr.    128  S.    1  M.  60  Pf. 

Bücher,  K.,  z.  Geschichte  der  internationukn  Fabrikgesetzgebang. 
(Aus:  „Deutsche  Worte«.)    Wien,  Fichler.    24  S.    40  PI. 

Bourwig,  ß..,  üb.  d.  Kompensationsfähigkeit  verjährter  Forderungen. 
Inaug.-Dissert.  Berlin.  Göttingen,  Vandenboeck  it  Ruprecht. 
49  S.    1  M. 

*Deybeck,  C.^  ▼.  Oeriohtsstand  d.  Vereinbarung.  Erlangen,  Deichert 

238  S.    6  M. 

Erläuterungen  zu  d.  Vorschriften  üb.  d.  Verfahren,  betr.  d.  gerichtl. 
Verteilnng  d.  Erlöse  ans  d.  Verftussernng  d.  Liegenschaften 

(§§.  42  bis  69  d.  Gesetzes  v.  30./IV.  1880).  Bearb.  v.  einer  bei 
d.  kaieerl.  Oberlandesgerichte  in  Colmar  niedergesetzten  Kom- 
mission. Strassbnrg,  Sehnlts  A  Co.  IX  u.  218  S.  3  H.  75  Pf. 
Pinger,  A.,  d.  „objektive  Thatbe.^tand"  als  Strafzumessungsgrund. 
(Aus;  tiAlig*  ösierr.  Gerichtszeitg.".)  Wien,  Manz.  41  ä.  1  M. 
20  Pt 

Freund.  S. ,  vorzeitige  Rückzahlung  u.  einseitige  Konversion  von 
verainsl.  Anleben.  Inaug.-Diss.  Berlin,  Bahr.  59  S.  1  M.  80  Ff. 

Freisen,  J.,  Geschichte  d.  kanon.  Ehe-R.  bis  z.  Verfall  d.  Glossen- 
litteratur.    Tübingen,  Fues.    XX  u.  OlB  S.    20  M. 

Gallati,  B.,  Haftpflichtgeset^e  u.  Unfallversicherung.  Vortrag,  geh. 
in  d.  Kreisyersammlang  d.  GrtttUvereine  d.  Kantons  Glarns  am 
29./1V.  1888  in  Bnnenda.  2.  Aofl.  Glarns,  Baeschlin.  28  S.  SO  Pf. 
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GrfinewBld,  E.,  d.  TJrheber-R.  snf  d.  Gebiete  der  bildenden  Kunst 

u.  Photographie.   (Aus:  „Liesegangs  photogr.  Arehiv".)  Dflasel- 

dori;  Liesegang.    IV  u.  92  S.   1  M.  80  Pf. 
Haab,  R. ,  Beitrag  zur  Geschichte  u.  Dogmatik  d.  Haudelsürma. 

Strassbmrif,  Hdiz    61  S.  IM. 
*H*imb  u  r    p  r .  K.,  d.  Erwerb  d.  Gebietshoheit,    Eine  Staats-  o. 

Völkerrecht.,  ämdie.    L  Teil  (llabil.- Schrift).    Karlsruhe,  Braun. 

155  S. 

Hergenhahn^  Th.,  Berufung  n.  Thätigkeit  d.  Generalversammlung 
d.  AktiengeseUschaften  vom  18./VII.  1884.  Berlin,  Vahlen.  VIII 
u.  174  S.   3  M.  50  Pf. 

•Hilse,  B.,  Einflnss  d.  Kranken-  u.  Unfallfürsorge  auf  d.  Ersatzan- 
spruch d.  Verletzten  gegen  d.  Bescbftdiger.  Berlin^  Ueymann. 
58  6.   1  U . 

•Hölder,  E.,  z.  allgem.  Teil  d.  Entwurfes  eines  deutschen  bürgerl. 
Gesetzbachee.  (Am:  „Archiv  f.  d.  Zivilist.  Praxis**.)  Freiburg^ 
Mohr,  leo  8.   8  M. 

Hub  er  ^  A.,  d.  kirchl.  Strafverfahren  gegen  Margaretha  v.  Tirol 
w^en  d.  Verjagung  ihres  ersten  Gemahls  u.  iiirer  Verheiratung 
mit  Ltidwig  dem  »andenburger,  (Aus:  ^Archir  f.  öiterr.  Cte- 
schichte".)    Wien,  Tempsky.    28  S.    50  Pf. 

*Jacobi,  L.,  Entstehung  u.  Inhalt  d.  Entwurfs  eines  bürgerl.  üesetz- 
buches  f.  d.  Deutsche  Reich.  Einleitender  Vortrag,  geh.  in  d. 
jurlBt.  GeBellscliaft  zu  Berlin  am  12./y.  1888.  BerUn,  Heymann. 
III  u.  52  S.    1  M.  20  Pf. 

Jac([ues,  über  d,  heutige  innere  Lage.  Unsere  Justizverwaltung  u. 
JusÖareform.    Zwei  Reden.    Wien,  Manz.    86  S.    60  Pf. 

Jaroczynski,  S.,  z.  Begriff  d.  Retentions-R.  Inaug.-Diss.  Berlin. 
Göttingen,  Vandenhoeck  &  Ruprecht.    52  S.    1  M.  20  Pf. 

Jbering,  R.  v.,  Geist  d.  r.  R.  auf  den  verschiedenen  Stufen  seiner 
Entwickelung.  3.  Tl.  1.  Abt.  4.  verb.  Aufl.  Leipzig,  Breit- 
kopf &  Härtel.   XXVIII  ii.  397  S.    10  M. 

Joeeph,  h.^  d.  Eigentumserwerb  diurcb  Uebei^be  aeitens  d.  Nicht- 
eigentümer« nach  d.  Bestimmungen  4.  gem.  R.  u.  d.  deutschen 
H.G.B.  lnaug.-Di8S.  Frankfurt  1887.  Göttingen,  Vandenhoek  u. 
Rnprecht.   54  S.   1  U.  20  Pf. 

Kateebiamen  d.  österr.  Privat-R.  4  Tie.  in  1  Rd,  Wien,  Manz.  6  M. 

lohalt.  I.  KatccMsmua  des  österr.  Ehe-E.,  daun  Familien-,  Vormtind- 
sch;vttii-  u.  Kuratel»-K.  XXI  u.  109  S.  II.  Katechismus  des  TiHterr.  Erb-B., 
dann  VerlMsengchaftsabhandluiiRS-R.  XX  u.  158  B.  1884.  III.  KateehUmus 
des  österr.  Sacben-R.  (Besitz,  Eigentum,  Dlenetbarkelt,  Pfand-K.)  u.  Grund- 
buchs-R.  XXIV  u.  Ifta  8.  1885.  IV.  Eatechismua  tlea  österr.  Vertrags-Ii. 
n.  8cliadcnorsatz-B.   ZXXVIII  u.  SSO  S.  1886. 

*Kohler,  J,.  d.  Prozess  als  Rerhtsverhältnis.  Prolegomena  zu  e. 
System  d.  Zivilprozesses.  Mannheim,  Beusheimer.  VIII  u.  152  S. 
3  M.  60  Pf. 

*König,  K.  G.,  Abänderung  einiger  Bestimmungen  d.  Rundestes. 
V.  24./XII.  1874  betr.  d.  Ehescheidung.  Gutachten.  Bern,  Kör- 
ber.   40  S. 

*l£ornield,  I.,  üb.  d.  mündl.  Summarverfahren.  Bemerkungen  u. 
Abänderungsvorschläge  zu  dem  diesbezügl.  in  d.  X.  Session  d. 
Öaterr.  Abgeordnetenhauses  v.  d.  Regierung  vorgelegten  Geaetc- 
entwurfe.    V^ien,  Manz.   III  u.  75  S.   1  Jf.  20  Pf. 

♦Krtieer  (s.  oben  S.  443). 

*LaiidBberg,  E.,  d.  Qaaeationes  d.  Azo.  Zum  entenmale  aus  d. 
Handschriften  hrsg.,  bevorwortet  n.  mit  Noten  verseilen.  Frei- 
burg, Mohr.    III  S.   3  M. 

*Li8zt,  F.  V.,  Lebrbttch  d.  deutschen  Strai  R.  3.  durehgearb.  Anfl. 
Berlin,  Gattentag.  XXUI  o.  648  S.  10  U. 


482   Centraiblatt  für  RechtswiaaenBchaft  (1888).  VIL  Bd.  12.  Heft. 


'^Lehmann,  Abhandlungen  z.  germ.,  iasbes.  nord.  RechtsgeBchichte. 

I.  Die  Qaatnng  d.  germtui.  Kdnig«.  IL  Die  altseliwed.  Featiger. 

III.  Der  Ursprung  d.  nomeg.  Sysselamtea.  Berlin,  Onttoktag. 

IV  u.  215  S.  5  M. 
*Mayer,  B. ,  d.  Vereinbarung  acbiedariehterl.  Reebtoatreitaentaehei« 

dangen.   Erlangen,  Dtidiert   122  S.   2  M. 

^Meibom,  V.  v.,  d.  Immobiliararrest  i.  Geltangsbereiche  d.  deataeben 
Z.Pr.O.    Freiburg,  Mohr.   IV  u.  169  S.   4  M. 

*MeiIi,  F.,  d.  Anwendung  d.  Expiopriaiions-R.  auf  d.  Telephonie. 
(Eck  angeeignet)  Baael,  Sebwabe.  67  6. 

•M  enzinger.  L, ,  d.  Gerichtsstand  d.  Vereinbarung  naeb  r.  R. 

München,  Ackermann.   58  S.    1  M.  20  Pf. 
*Meyer,  6.,  d.  ataatareebtl.  Stellung  d.  deataeben  Sebutagebiete. 

Leipsig,  Duncker  &  Humblot.    VI  u.  233  8,   5  IC. 

K  e  t!  m  a  n  n  ,  K. ,  Unanfechtbarkeit  der  LebenaTersiebemngapoUce. 
üerlin,  Mittler  &  Sohn.   40  S.    1  M. 

*0  f  n  e  r ,  J.,  d.  Urentwnrf  n.  d.  Beratungsprotokolle  d.  österr.  allg. 
bürgerl.  Gesetzbuches.  7.  n.  8.  Lfg.  Protokolle  2.  Tl.  S.  805 
bis  624.   V^ien,  Holder,   ä  4  M. 

Ortloff,  H.,  d.  Rurzaebrift  in  d.  Reehtspflege.  Zu  d.  an  d.  Dentseben 
Rt  i.  l:.  tag  gerichteten  Denkschrift  fl.  (labelsbergerschen  u.  Stolze- 
schen  öienographenvereine.  Ergänzungsheft  zu  d.  Blättern  L 
Rechtspflege  in  Thftringen  u.  Anbalt.  Jen«,  Pöble.  03  8.  IM. 

Reuling,  W.,  z.  Reform  d.  Jurist.  Studienordnung.  2.  unver.  Aufl. 
Leipzig,  Veit  &  Co.    15  S.    GO  Pf. 

*Jii8ch,  V.  V.,  z.  Frage  d.  rechtl.  Konstruktion  d.  Kriminalverj ab- 
rang naeb  beutigem  R.  (Peataebrift  f.  J.     Held.)  Wftrzburg, 

Stürtz.    47  S. 

'Schmidt,  R.,  d.  Zivilrecht!.  Gründerverantwortlichkeit  nach  deut- 
aebem  Aktien>R.  Httncben,  Ackermann.  107  S.  3  If. 

Forsclmngen ,  Staats-  u.  sosialwissenschaftl. ,  hrsg.  v.  G.  Sclunoller. 
8.  Bd.   2.  Hefi.  (Der  gansen  Reihe  33.  Heft.)  Leipaig,  Duncker 

U.  Humblot.    7  M. 

luhalt.  Schaulie,  das  Konsulat  des  Meeres  In  Pisa.  Ein  Beitrag  zur 
Oescbiclite  des  Seoweseiis,  der  HaudelagUdea  und  des  Haudela-R.  im  M.A. 
XIII  u.  309  S. 

^Schrutka-Kechtenstaram,  z.  Dogmengeschichte  u.  Dogmatik  d. 
Freigebung  fremder  Sachen  im  Zwangsvollstreckungsverfahren. 
Dogniengeschichtl.  Teil.  I.  Bia  aur  Keaeption.  Berlin,  Hey- 
mann.   125  S.    2  M,  50  Pf. 

^Ulbricli.  J.,  Handbuch  d.  ()stcrr.  polit.  Verwaltung  f.  d.  im  Reichs- 
rate  vertretenen  Königreiche  n.  Länder.  8. — 10.  Lfg.  Wien, 
Holder.    1.  Bd.  XI  u.  S.  561—784.    ä  1  M.  60  Pf. 

Weien,  K.,  aus  d.  Berliner  Verbrecherleben.  Enthüllungen  aus  d. 
Praxia.  4.  Aufl.  Berlin,  laaleib.  III  u.  07  S.  1  H.  20  Ff. 

*Zitelmann,      d.  HQglicbkeit  einea  Welt-B.  Wien,  Uana.  24  6. 


Brentano,  L.,  d.  klaaa.  Nationalökononie.  Vortrag,  geh.  beim  An 
tritt  des  Lehramts  an  der  Universität  Wien  am  17./IV.  1888. 
Leipzig,  Duncker  &  Humblot.   32  S.    1  M. 

Hatcb,  E.,  d.  Grandlegung  d.  Kirebeuverfaaaung  Weateuropaa  im 

fnilien  M.A.    Vom  Verf.  autorisierte  Uebersetzung,  besorgt 
A.  Hariiack.    Glessen,  Riclier.    VII  u.  130  S.    2  M.  50  Pf. 

^Naumann,  F.  J    Volk  u.  Nation.   Eine  Studie.   Leipzig,  Duncker 
n.  Humblot  XV  n.  164  S.  3  M.  20  Pf. 


Digitizeo  Ly 


Bibliographie  (deatsehe). 


483 


Schmid,  L.,  d.  älteste  Geschichte  d.  erlauchten  Gesamthauses  d. 
königl.  n.  fUntl.  Hohensollern.  8.  O^tster)  Tl.  Tfibingen,  Laupp. 
ä  7  M.  60  Pf. 

Inhalt.  Die  Könige  von  Preuasen  sind  Hohenzollfirn,  uiclit  Naclikonimen 
der  fränk.  Grafen  von  At  j  i  i  r^-  i  -  i  i  rhuiiderts  UmfaBsende  krit.- 
histor.  tTntArsucbungcn  zur  endgültigen  Entaoheidung  der  adivabeiideo,  aach 
ffir  die  welteHt«n  Krciae  bochiiit«rosaSDtall  X^Hiin.  lElt  6  W^wenitSgallHldmi. 
XIV  u.  296  S.  mit  3  genualog.  Tab. 

VeröfTentlichangen  aus  d,  k.  preuss.  Staatsarchiven.  Veranlasst  u. 
unterstützt  durch  d.  k.  Archiwerwaltang.  84.  Bd.  Leipsiff, 
Hirsel.    16  M. 

Iidialt  Hansen,  W«attKten  n.  Rbeinland  im  15.  JaluAnind«Tt  1.  B4. 

Die  Soester  Tehdo.   VIII,  141  «.  484  8. 

Wichmaun,  W.,  Denkwürdigkeiten  aus  d.  Faulskirche.  Hannover, 
Helwing.  XIY  n.  568  B.  9  H. 


2*  AvBgaben  tob  OeBetien«  XatsebMAniige»  etc* 

Andersen^  Th.,  d.  Seeversicheruug  nach  d.  in  d.  haiiptsäclilichsten 
Staaten  Europas  geltenden  gesetzl.  u.  anderen  MBtlmmungen. 
Ein  prakt,  Handbuch  f.  Versicherer,  Dispaclieure ,  Behörden, 
Juristen,  Experten,  Reeder,  Kapitäne,  KauOeute  etc.  Hamburg, 
Friederichsen  ii  Co.   XIX  u.  572  S.    12  M. 

*Bolze,  A. ,  d.  Praxis  d.  Reiclisgericlits  in  ZiTÜsachen,  5.  Bd. 
Leipzig,  Brockhaus.   XIII  u.  438  S.    ä  6  M. 

Bauer,  J. ,  wie  kann  sich  die  Ehefraa  ihr  eingebrachtes  Vermögen 
erhalten?  Für  Kanfleute,  Gewerbetreibende,  Landwirte,  Beamte, 
Private  u.  s.  w.  auf  Grund  der  Reichs-  u.  Landesgeseize  gemein- 
vent&udlieh  dargestellt.  Leipzig,  Heiasner.   VI  u.  87  6.  IM. 

Bauer,  J.,  d.  R.  d.  Angeklagten  in  Strafsachen.  Ein  Ratß-eber  f. 
jedermann,  insbes.  f.  Schöffen  u.  Geschworene,  auf  Grund  d. 
Reichsgesetze  gemeinverattndHeh  bearbeitet.  Leipzig,  Bennewitz 
IV  u.  92  S.    1  M. 

*Dau bensp eck.  Keferat,  Votum  u.  Urteil.   3.  Aull.  Berlin,  Vahle n. 

288  a  S  M.  50  pr. 

Bereits  mebrmalB  III,  405;  V,  Ml)  tiMmvoolNB.  Termehnmg  um 

ca.  8  Bgn.  I>arcbweg  verbessert,  Anlage  mmiiBUrt  fL  Bsfarat,  II.  Tototn, 
III.  Urteil,  IV.  Belqpiflto  8.  Iii  ff.).  Abtolm.  III*  4  .üzteUsgrtnde«  nmge* 

arbeitet. 

Eger.  G.,  eisenbahnrechtl.  Entscheidungen  deutscher  n.  österr.  Ge- 
richte. Zusammengestellt,  bearb.  u.  hrsg.  5.  Bd.  Berlin,  Uey- 
mann.   XXI  u.  469  S.   k  10  M. 

—  d.  deutsche  Fracht-R.  mit  bcsond.  Berücksichtig,  d.  Eisenbahn- 

fracht-R.  Ein  Kommentar  zu  Tit.  5  Buch  4  d.  deutschen  U.G.B, 
u.  zu  d.  deutschen,  österr.-ungar.  u,  Vereinseisenbahnbetriebs* 
reglement.  Bearb.  mit  Benutzung  d.  Akten  d,  königh  preuss. 
Ministerien  f.  Handel  etc.,  der  öffentl.  Arbeiten  u.  d.  kgl.  preuss. 
Justizministeriums  sowie  d.  Protokolle  d.  Vereins  deatecher  Eisen- 
bahnverw  altungen.  2.  Halbbd.  2.  verm.  Aufl.  Ebd.  1.  Bd.  XIV 
u.  S.  205—448.    5  M. 

—  Handbuch  d.  preuss.  Eisenbahn-R.    5.  Lfg.  Breslau,  Kern.  S.885 

bis  480.    ä  2  M. 

.♦Freund,  R.,  d.  Rekursentscheidungen,  Bescheide  u.  Beschlüsse,  so- 
wie sonstigen  VcrülTentlichuugen  d.  Reichs versicherungsamts,  als 
Erläuterungen  zu  d.  ünfallversicherungsgesetz  v.  6./VII.  1884  u. 
d.  Gesetze  über  d.  Ausdehnung  d.  ünt'all-  und  Krankenversiche- 
rung v.  28./  V.  1885  bearb.  (In  5  Lfgn.)  1.  Ltg.  Berlin,  Heine. 
96  8.   1  H.  20  Pf. 


.^üu^^o  Ly  Google 


484   Centraiblau  für  AechtswissenBchaft  (1888).  VII.  Bd.  12.  Helt 


Frühwald^  K.,  Handlexikon  z.  österr.  Reichsgesetzblatt.  £in  alphnb. 
l^aebsehlagei-egister  über  tAmth  bisher  ersehienenen  Jahrgänge 
d.  ReichsgesL'tzblattes.    Wien,  Manz.    VITT  n.  500  S.    5  M. 

Qlaser,  J.,  bibliograph.  Verzeichnis  seiner  Werke,  Gesetzentwürfe  etc. 
Wien,  Hans.   HI  u.  108  mit  Heliogravfire.   9  M. 

Hoffmann,  J..  d.  Rechtsbeistand  in  allen  Lebenslagen.  Ein  Rat- 
geber z.  FUhrang  aller  Prozesse.  Nebst  einem  Formularbuch 
zu  Klagen,  Rechtsgeschäften   o.  Vertragen  aller  Art.  Anh.: 

1.  Ratschläge  bei  An-  u.  Verkauf  v.  Grundstücken  u.  Hypotheken. 

2.  Verzeichnis  d.  Amtsgerichte,  Landgerichte  n.  s.  w.  Neue 
(Titel-)  Ausg.    Leipzig,  Fock.    1880.    IV  u.  294  S.   4  M.  50  Ff. 

Hntter,  H.^  ReehtegrandAtze  d.  Bntscheidangen  d.  bayer.  Verwal* 

tungsgerichtsliofes.    Nach  d.  Systeme  v.  „Krais,  Handbuch  d. 

inneren  Verwaltung"  geordnet.   Nachtrag  1  enth.  d.  Kechtsgrund- 

s&tze  d.  in  Bd.  V— Vul  der  Sammlung  v.  Entscheidungen  d.  k. 

bayer.  Verwaltungsgerichtshofes  publizierten  Entscheidungen.  Mit 

ansfiihrl.  Gesamtsach-  n.  Gesetzesregister.    Wärzburg,  Stahel. 

VII  u.  103  S,  2  M. 
Jhering,  R.  v.,  Zivilrechtsfälle  ohne  Entscheidungen.    Zum  akadem. 

Gebrauch  bearb.  u.  hrsg.   5.  veno.  Aull.   Jena,  Fischer.   IX  u. 

269  S.  3  M.  50  Pf. 
«Johow,  Jahrbtteh  f.  Entseheidangen  d.  Kammergeriehts.  VII.  Bd. 

5  M. 

Krah,  Erbscliaftsregulierung  u.  Erb-R.  etc.  2.  Aufl.  Berlin^  ßieiuen- 
roth.    VII  u.  310  S.   8  M. 

*Rehbein,  Entscheidungen  d.  Obertribunals.    9.  Lfg. 

♦Schmitz,  J.,  Sammlung  d.  Bescheide,  Boachliisse  u.  Rekursentschei- 
dungen d.  Reichsversicherungsamtes  nebet  d.  wichtigsten  Rand- 
Schreiben  desselben.  Berlin,  Siemenroth.  6  H. 


*6esets  betr.  Bestenernng  d.  Znekers.  Hit  Ansitthrungsbestimmungen 

Berlin,  Heymenr     131  S.    3  M. 
♦Ausfübrangsbestimmungen  dazu.   Mit  Anlagen,  Tabellen^  Mustern. 

Ebd.   181  S.  8  M.  60  Pf. 
*Privatlagerregalativ  u.  Weinlagerregnlativ.    Kbd.    37  S.    50  Pf. 
*£ntwurl'  eines  bürgerl.  Gesetzbaches  f.  d.  Deutsche  Reich.  Motive. 

4.  n.  5.  Bd.  Amtl.  Ansg.  Berlin,  Gnttentag.   1.--5.  283  Bogen. 

21  M. 

Aktiengesetz  (Petersen,  Pecbmann).    2.  Lfg.    Leipzig,  Rossberg. 
1  M.  60  Pf. 

Land-  u.  i'ürstwirtschaftl.  Unfallversicherang  etc.  Stattgart,  Kohl' 

hammer.    IV  u.  216  S.    1  M. 
Desgl.  CHaagen).    Tübingen,  Laupp.    2  M.  50  Pf. 
Branntvveinsteuergesetz  etc.  (Heuke^oven).   Gera,  Reisewits.  VIII 

u.  150  S.    1  M.  60  Pf. 
Str.G.B.  (Olshausen).   3.  Aufl.  Berlin,  Vahlen.  VIII  u.  256  8.  1  M. 
(Daude.)   3.  Aufl.    Berlin,  Müller.   412  S.    2  M.  20  Pf. 

Vogelschntzgesetz  (Koch).  Bielefeld,  Helmich.  20  S.  40  Pf. 
Desgl.  nebst  preuss.  Jagdgesetzen.  Ebd.  62  S.  1  M.  20  Pf. 
Desgl.  (Heintz).    Nördlingen,  Beck.    80  Pf. 

Ger.Verf  Ges.  (Sydowl.    4.  Anfl.  Berlin,  Gattentag.  VI  u.  183  3. 

80  Pf. 

Z.Pr.O.  (Sydow).    4.  Aufl.   Ebd.    XVIII  u.  607  S.    2  M.  50  Pf. 
Desgl.  (Förster).   II.  Bd.   2.  Abt.  (ö.  285-^835).  Grimberg,  Weiss. 

6  M.,  vollst.  24  M. 
«Desgl.  (Peters).  Berlin,  HfiUer.  414  S.  8  M. 


Digitized  by  Google 


Bibliographie  (deutsclie).  4g5 

•Wilmowski,  G.  v.,  Levi,  M.,  Z.Pr.O.  u.  Üer.Verf.Gea.  f.  d.  Deutsche 
Reieh,  nebst  d.  Einfttbrangsgesetxen.  Ult  Kommentar  in  An* 
merkungen  hrag.  5.  verb.  AnfL  1.  bia  8.  Lfg.  Berlin.  Vahlen. 
320  S.   9  M. 

Gebttbrenordnong  f.  Rechtsanwälte  (PfefFeroth).   Berlin,  Mdser.  VI 

u.  201  S.  4  M. 

Militärgesetze,  die,  d.  Deutschen  Reichs  mit  Erläuterungen,  hrsg. 
anf  YeranlaBsnng  d.  königl.  preuss.  Kriegsministeriums.  1.  Bd. 
oder  5  Lfgn,  Nene  Bearbeitang.  Berlin,  Mittler  A  Sohn.  12  M. 

50  Pf. 

Inhalt.  1.  Ow«hleblUeli«r  IMMiUldt.  BstaduTviteBBun«;.  54  8.  M  »1 
S.  MlUtftrkMTMUoiMs.  Htt  t  Vadrttltmi.  B.  U-^m.  SIL 40 Ff.  ».Wfllus 
pdleht  n.  Orgnlnilon  des  BMbah&mm.  SBS  8.  4  K.  50  Pf:  4.  Qii«rtt«r- 
]«tttBB«Mfl«elz.  KaturallelstOBgVfeMte.  151  8.  SU.  6.  XrlOgSleMlIIISt' 
geMts.  f  Mtangsrayongesetx.  S.  158— «SS.  S  M. 

Beatimmungen,  organisatorische,  f.  d.  kaisarL  Marine.  Berlin,  Mittler 

u.  Sohn.    VIII  u.  367  S.   3  M. 
Ijruudbuchordnnng  v.  Turnau.    4.  Aufl.   Bd.  L   Paderborn,  Schö- 

ningh.   XX  u.  548  S.    12  H. 
Gesetz  betr.  ZwangsvoJlstreckung  in  d.  nnbewegl.  Vermögen  (Höing* 

haus).   69  S.   Bielefeld,  Helmich.   69  S.   1  M.  50  Pf. 
Dasselbe  (Krech  n.  Fischer).  2.  Aufl.  Berlin,  Gnttentag.  Vm  u. 

173  S.    1  M. 

Gesetz  betr.  desgl.  u.  Grundbuch vreseu  im  Bereiche  d.  rhein.  R. 

Düaseldorf,  Bagel.  215  8.   1  M.  80  Pf. 
Desgl.   Berlin,  Vahlen.   80  Pf. 

Labus,  L.,  d.  Erbschaftsstenergesetz  v.  30./V.  1873  u.  die  im  Gebiet 
desselben  bestehenden  erbrechtl.  Vorschriften.  Erläutert  durch 
Geaetxesmctive,  AnsfiihmngsTorschriften ,  Rechtspreehnng,  Ver« 
waltungsentscheidungen  u.  d.  Praxis  entnommene  iostniktive 
Grundsätze.    Breslau,  Kern.    III  u.  230  8.    4  M.  50  Pf. 

'Haase,  L.,  d.  Gemeindeverfassungsgesetze  f.  d.  Provinz  Schleswig- 
Holstein  etc.  (Brauchitsch,  Yerwaltungsgesetze.  Ergäninngabd. 
f.  8chl..a)  Berlin,  Heyniann.   VIII  u.  416  &   6  M. 

Dar  ▼oiilfltmda  BanA  veifiolgt  fix  Belil««wlg>Bolsl«lB.  wo  die  aßaaa 
TearwiItnngifBWlM  «m  LJIY.  (basir.  l^VIZ.)  1889  in  KvM  Intan,  gmn  den- 
aelban  ZinaL,  wte  dar  oben  8.  US  attgeieigte  Iftr  dto  Bhelapzovli».  Er 
bringt  die  setaltawig-hoMeiiilMlien  OemelndereiÜBamuigagesatie  nebet  den 
nenen  VarwaltnngegMateeB  «.  let  in  glelabe*  Velee  wie  Jener  bearbeitet. 

Kreis«  u.  Pi  )  :  zi; :  >r(inung  f.  Seb)eswig*fiol8lein.   Kiel,  Haaeler. 

112  S.    1  M.  50  Pf. 
Städteorduuug  f.  Schleswig.    Berlin,  Heine.    1  M. 
Rheinlandgemeindeordnung  etc.  (Dasbach).  3.  Aufl.  Trier,  Panlinns- 

druckerei.    VIII  u.  233  S.    2  M. 
Polizeiverordnnng  etc.  f,  Arnsberg  (Schaltenberg).  Arnsberg,  Becker. 

VIII  u.  518  S.   4  M.  50  Pf. 
Handbuch  f.  Gemeindebeamte  in  Hannover.    2.  Wegegesetzgebung. 

3.  Aufl.    Hannover,  Meyer.    VIU  u.  268  S.   3  M.  60  Pf. 
Ortspolizeil.  Vorschriften  f.  Büdesheim  (Gerland).  HUdeabeim,  Las. 

90  S.  1  M.  20  Pf.  ; 
Lokal polizeiordnung  für  Altona  (Eichholtz  n.  Hubatsch).    Altona,  i 

Handel.   1887.   2  M.  50  Pf. 
Hessen.    Gesetz  über  Bäche  etc.  v.  30./VII.  1887,  nebst  Ausführungs- 
verordnung V.  24./VII.  1887  (Zeller).   Mainz,  Diemer.   XIX  u.  : 

185  8.  mit  1  Taf.  2  M.  40  Pf. 
Bauordnung  etc.  f.  Darmatadt.  Darmatadti  BergstrHsser.  IV  n.  98  8. 

1  M.  80  Pf.  . 

Oe8terreleh.  «Gmndbadigeaetae  (Bartaoh).  Wien,  Konegen.  ZT 
n.  272  S.   5  M. 
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Gesetze,  österr.   Tasckenftusg.    12.  Bd.    Wieo,  Manz.    5  M. 

labftlt.  DBS  Qebftlirengesfitz ,  sorgfältig  levidfert  auf  Urund  der  im 
Jahre  1386  erschienenen  autbentiacben  aesetzesansgab«  d««  k.  k.  Flnaoc- 
miDlsteriams ,  das  Taxgesetz,  das  Patent  über  die  DepoilteDvanribnuga» 
geMlur,  dM  Oeietz  Aber  den  Stempel  voa  fiplelkarteii,  K»l«iideni  o.  Zet* 
tuaan,  nmt  allai  m  dieam  G«Mtnn  «ttwmam  KmAtgawnnwäaxDgsa, 
Brlintenmc«!!  n.  4l«B  «loa«h]lKi8«n  Erkemilalmeii  Am  TenrailtaatqpnUbta. 
hofM,  dum  d«n  wtcihttgiten  BMUmittiiiiMn  dM  UnttnrloktM  nbtv  dit  tot' 
nuU«  0«MdiiftsbdM»dlii]iK  d«r  vmiUttatiMran  «MbUireB.  11.  Aufl.  Xlt  v. 
697  a 

Reichsgesetze  f.  d.  Kaisert.  Oesterreidl.   TascbenMQg.  ■  Kr.  164  bis 

167.   Prag,  Mercy.   4  M.  52  Pf. 

Xnbali.  165.  Oesterr.  Reichsgeaetze  nebst  Erlässen  n.  Verordnungen. 
Jahrg.  1887.  7.  u.  8.  (Scblnss-)  Heft.  XLIV  u.  S.58S-ü8H;  XII  u.  8.  201  bis 
810  u.  XIIl  n.  8.  89—104.  2  M.  60  Pf.  ItiC.  107.  Dasselbe.  Jahrg.  1888.  1.  u. 
2.  Heft.    S.  1—64  u.  1— le.    1  U.  92  Pf. 

Gesetze  u.  Verordnungen,  österr.   flandaasg.  Hft.  56a.  Wien,  Hof- 

u.  Staatsdruckerei.    80  Pf. 

Inhalt.  Allgemeiner  Zolltarif  vom  25.|V.  1882  für  das  österr.-ongar.  Zoll- 
gebiet mit  aus  (lfm  OoRetzo  vom  SS.fV.  1887  (R.OBl.  Nr.  52)  Bich  er- 
gebenden A<  >ri;i!gtn  u.  mit  deu  vom  1.1.  (bezw.  Ifi.lII.)  IHSS  an  gültigen 
vertraRsmriasigou  Zollsätzen.  Samt  denjenigen  auf  den  Zolltarif  bezug- 
liubondeii  Ge.setzon  n.  Vf.Torduiuigf.'ii,  ■welche  sßlt  Ausgabe  des  .^jt;.  Heftes  der 
Handiiusgiibe  Aull.»  bis  IjiV.  Iö»i8  in  Wirksamkeit  getreten  sind.  V  \i. 
107  S. 

Gemeindeordnung  u.  Gemeindewahlordnung  f.  d.  Land  Vorarlberg 
V.  22./IV.  18Ö4,  ergänzt  bis  1888.  Bregenz,  Tentach.  32  S. 
50  Pf. 

ünfallver&ichernng  d,  Arbeiter.  (RedaktioTiplle  Beilage  d.  kärntner. 
Gemeiudeblattes.)    Kiagenfuri,  Heyn.    24.  S.    48  Pf. 


t«  Wlelitig«  avtlftndlftelie  W«rke« 

Allotments  Act^  1887,  50  A  51  Vict.  Cap.  48.  With  Kotes,  Index  ete. 

Knight.    2  sh. 

Bates,  Cl.,  the  Law  of  Fartnership.  Chicago,  Flood  it  Co.  1888. 
2  Vol. 

Brown,  A.,  the  Law  and  Practice  on  Enfranchisement  and  Commu- 
tations  ander  the  Copyhold  Acts,  1841— 1887,  etc.  Batterwortba* 
14  sb. 

Clarke,  E.,  a  Treatiee  upon  the  Law  of  Bztraditioii.  drd  ed.  Ste- 
vens and  Ilaynes.    20  sh. 

Glyn,  L.  E.,  Probyn,  L. ,  and  Jackson,  F.  S.,  the  Jurisdiction 
and  P*actice  of  the  Mayor's  Court.   Batterwortba.    15  sh. 

Hamilton.  G.  B.,  a  Concise  Treatiae  on  the  Law  of  Contracts. 
Stevens  and  Son.    7  sh.  6  p. 

Kerr,  K.,  Inebriety  its  Etiology,  Pathology.  Treatment  and  Jnris- 
prudence.    London,  Le\vi8.  1888. 

Lupton,  F.,  Laws  Relating  to  Dogs.   Stevens  and  Son.   5  sh. 

Morris,  W,,  the  Land  System  oflreland.  Dublin,  Hodges.  Simpkin. 

100  S.    2  sh.  6  p. 
Pratt,  W.  T. ,  the  Law  of  Friendly  Societies.    llth  ed.  Revised 

and  enlarged  by  Edward  Wm.  Brabrook,  F.S.A.  Shaw  and  Son. 

5  sh. 

Shirley,  W.  S.,  a  Selection  of  Leading Cases  in  the  Griminal  liSW. 

Stevens  and  Son.    6  sh. 
Smith,  T.  E. ,  u  Summary  of  the  Law  and  Practice  in  the  Eede- 

siastical  Court.«.    3rd  ed.    Reevens  and  Turner.    7  sh.  6  p. 
8 1  e  p  Ii  e  n ,  H. ,  Law  relating  to  Actions  for  Malicious  Prosecution*. 

Stevens  and  Son.  6  sh. 
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Tunbridge,  W.  S.,  ihe  Law  and  Practice  of  Copyhold  Enfranchi- 

sement  etc.    Waterlow.   116  S.   6  sh. 
Underbill^  A.,  a  Piactical  and  Concipc  Manual  of  tlie  Law  Relating 

to  Private  Trusts  and  Trustees.   3rd  ed.,  enlarged  and  re?isea, 

Btttterworths.   16  sh. 
Vaizey,  J.  S.,  on  Settlements.    Vol.  3:  Precedents.    Sweet.    L5  sh. 
Waterman,  Th.  W.,  the  Law  of  Corporations.  New  York,  Baker, 

Voorhfs     Co.  2  Vol.  1888.  12  doli. 

*L y  (>  n  -  C  en,  la  loi  anglaise  de  sur  la  faiUite*  (BiiB.de 

legisl.  comparee.)   Paris,  Cotülon.   24  S. 

Bacchi,  A.,  Bologna  ai  tempi  di  Lnigi  Galvani.  Bologna  1887. 

Barsanti,  comraeinorazione  di  Carrara.    Castelpiano  1R8S. 
Bertolini,  F.,  Bologna  nella  storia  del  risorgimento  ilaiiano. 
Bianchi.»  F.^  i  contratti  conclnei  per  telefonoe.  Biena,  Torini.  1888. 
Bologna,  Festgaben  für. 

Studi  Senesi.    Siena,  Torini.  1888. 

B  i  a  u b  i,  contratti  conclusi  per  telofono.  P  a  tn  p  a  1  o  u  1 ,  aal  latltiiziouc 
dl  ered'^.  (imzfant,  If»  dottrln«  stranfpre  siil  valore  del  secolo  XVII  el 
prlnclplo  d'-l  XIX.  Lorlo,  la  vecchla  e  la  nuova  f&se  nella  tiuestione  tlella 
proprieta  Kava,  AI.  Turamlni  Teaeao,  giorocoosalto  fllosofo  del  secolo  XYI. 
Bosai,  Fredo  Toiomei,  rettore  dellB  unlvenlti  del  laggtott  olisiaiontainl 
dello  atudio  bologiMae  nel  1301. 

Omaggio,  delCircolo  g^nridieo  di  Palermo.  Palermo,  Vlrti.  1888. 
S«l  T  laa  i ,  tnstarandam  da  Oilnmnt*.  Trav  all»  «n  latTeatwIo  dl  lArl 
glwldtd  del  eeeoloXT.  8»ntpoTo,  Palemo  e  Bologna  del  aeoolo  XTT  al 

XVII  di  Domenfco  Scblavo. 

Bragi,  B.,  la  scuola  paduvana  di  dir.  roniano  nel  secolo  XVI.  Pa- 

dOTft,  Sacchetto.  1888. 
Buonamici.C^I  giuriconsulti  di  Pisa  ai  tempo  della  acuola  bolognesa. 

Pisa  1888. 

*Bnssati,  6.  C,  rofTeea  e  la  difesa  nella  gnerra  sec.  i  modemi 

ritrovati.    Rom,  LöPchcr.    388  S.    10  1. 
Manzato^  commemorazione  di  F.  Carrara.    Venezia  1888. 
Pachueei,  Ü  nnovo  indirisso  nella  adenza  gfnridiea  I.  Salerno 

1888. 

Pierantoni,  Tincidente  consoiare  di  tirenze  (con  note  del  Contuzzi). 
Tarin  1888. 

Pessina,  11  procedimento  pönale  sec  il  diritto  germanioo.  Napoli, 
Societä  reale. 

Palingenesia  juris  civilis.  Juris  consultorum  reliquiße,  quae  Justi- 
siani  digestis  continentur  ceieraqae  iuris  pradentiae  civilis  £r^- 
menta  minor»  eeeiindam  auetores  el  libroa  diqMwnit  O.  Lenel. 
Fase.  2-4.   (Sp.  161—640.)  leipiig,  T^uchaits.   &  4  H. 


Spanisehe  Werke. 

Arambura  y  Zuloaga,  la  nneva  eiencia  penal.  Madrid,  Fe.  XII 

u.  377  S.    8  p. 

Bacardi,  diccionario  de  legislacion  militar.    4  Bde.  Barcelona, 

Ramires.   IV  n.  608  S.   52  p. 
Bravo,  J.,  el  roncilio  de  Trento  y  cl  Concordato  Tlgente.   I.  II. 

Madrid,  Nunez.    XV  u.  272,  271  S.    7  p. 
Carrerasy  Gonzales,  elementos  del  dereebo  mercantil  deEspaSa. 

Madrid,  Hemaado.  XXXVn  n.  886  S.  8  p. 
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Codigo  penal  vig.  en  la  Isias  Filipinas  (Bravo).    Madrid,  Kunes. 
276  S.   4  p. 

—  en  las  Isias  de  Cuba  etc.   Madrid,  Gongora.   539  S.    5  p. 
Oolmeiro,  M,,  elementos  del  derecho  politico  y  administrativo  de 

Espana.    7.  Aull.    Madrid,  de  ia  Vinda.    312  S.    7  p. 
Hinojosa,  F.,  historia  general  del  dereeho  espanol.  Madrid,  Haeir- 

fanos.    378  S.    10  p. 
Jaques,  nociaos  e  derecho  civil.    Madrid,  calle  del  Rollo.   246  S. 

7  p.  50. 

Odriozola  y  Grimand,  diccionario  de  Jurisprudencia  hipotecaria 

de  Espana.   Madrid,  Huerl'anos.   670  S.   11  p. 
Jimenes  de  Arechaga,  el  poder  legislatiTa.  I.  Madrid,  Real  j 

Prado.    327  S.    13  p.  r.Q. 
Lastres,  F.,  estudios  penitenciarios.   Madrid,  Nuäez.   272  S.   4  p. 
VogaL  S.,  elementoB  de  dereeho  intemaeional  privado.  Valladolid, 

Miinoz.    149  S.    3  p.  50. 
Olivart,  M.,  manual  de  derecho  internacional  publico  y  privado. 

Madrid,  Fe.   400  S.   6  p. 
Pantoja,  repertorio  de  la  Jaiiaprudeneia  civil  j  espa&ola.  I.  IL 

Madrid,  Garcia.    43  p. 
Rodriguez  de  Cepede,  elementos  del  derecho  natural  (mit  kircU. 

Genehmigung).    I.  Teil.    Madrid,  Murillo.    310  S.    4  p.  50. 
R 11  e  d  a ,  R.  A. ,  elementos  del  derecho  penal.  Santiago,  Paredes. 

703  -  164  S.    16  p. 
Santamaria,  V.,  curso  de  derecho  politico.  (Mit  Vorrede  von  Perea 

Piyol.)  3.  Aufl.  Madlid,  Fe.  820  8.   15  p.  50. 


VanntwortUcher  Redakteur:  Dr.  v.  Kircbenbeim  In  Heidelberg. 
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d.  17.  Jahrhanderts     Ssergejewski  818.  Der  Verbreeher  Lom- 

broso.  Deutsche  Aufgabe  v.  Frankel  mit  Einführnng  v.  K'-  ! m 
heim  464.   Der  Realismus  u.  d.  Straf-R.  v.  Faid  31.  VVeseit 
d.  strafe     Cless  899. 

2.  Zurechrnrngsfähigkeit  etc.  v.  Glaser  190.    l.a  piemedilazione  v. 

Alirnena  354.  Unterlassung  v.  Rohlaiid  192.  Versucli  v.  Baum- 
garten 466.  Stiatrechtliche  Verantwortlichkeit  1".  Handlungen 
Dritter  v.  Borchert  465.  Polizeiübertretungen  v.  Rotering  196. 
Teilnahme  bei  §.  159  R.Str.G.B.  v.  Ilarbtirtror  339.  Prozess 
Thümmel-Wiemann  betr.  „rheinisciie  Richter  u.  rem.  Priester' 
(§.  166  II.  196.  R.Str.Q.B.).  Das  heutige  Duell  G.  Thümmel 
144.  zDer  Hypnotismus  u.  d.  Strnl-R.  v.  LiHenthal  73. 

3.  Aprise  u.  Loial  enquete  v.  Zucker  314.  Einführun!?  in  die  Thätig- 

keit  des  Staatsanwalts  v.  Stachow  145.  üerichstgelangniswesen 
in  Bayern  ▼.  Henle  145. 


VII.  Kirchenrecbt  (einschl.  Eherecht). 

1.  Die  kirchenpolUischen  Gesetze  Preassens  u.  d.  Reichs  v.  Hinschina 

74,  Weiidt,  Kleiiisorgeii  75.  Preuss.  Kirchengesetzgebnng  v. 
Kries  III.  Die  evangelische  Kirche  Württembergs  im  Ver- 
hältnis t.  Staate  Riecker  31.  Gesetmntwurf  etc.  suU'  ordi- 
namento  degli  enti  morali  civili  del  OttltO  cattolico  146.  —  Lehr- 
bach V.  Zorn  468.  —  Vgl  X.  2. 

2.  Die  Bulle  Unara  Sanctam  v.  Berchtold  356.    ä^^Kirchl.  Rechtsluge 

bei  Geisteskrankheit  d.  Papstes  Menrer  197.  Das  R.  an  d. 
Pfründe  v.  Gross  315.  Les  dons  et  legs  en  faveur  de?  Eta- 
blissements publics  V.  Lenz  470.  Das  Stifter-R.  in  der  morgenl. 
Kirche  t.  Fleischmann  148.  Le  pamcchie  itanoescane  in  Dal- 
mazia  v.  Markovic  197.  Die  religiöse  Erziehung  d.  Kinder  aus 
gemischten  Ehen  v.  Sariorius  198.  Das  kirchliche  Beslaltuiigs-R. 
u.  d.  Oew.O.  V.  «Brie^  Friedberg  75. 

3.  Katholisches  Ehe-R.  f.  Oesterreich  v.  Binder  150.    Publikation  d. 
tridentin.  R.  v.  Salis  471.   Manuel  du  Divorce  v.  Coalon  et 


Faivre  357. 
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VIII.  Staats-  und  Verwaltungsrecht. 

1.  Allgeuieiues.   Geaets  u.  Verordaung  v.  Jellinek  76.   Erwerb  d. 

Oebietshoheit  t.  Heimbnrger  472.  Mehrheits-  oder  Verhältnis- 
vertretung V,  Wertlieim  112.  KepiLsentution  proportionnelle 
472.  Die  ersten  Jahrzehnte  d.  ataat.-ircclitlichen  Sfeadinms  in 
Göttingen  v.  Frensdorli"  l-ül.    (Vgl.  auch  L  2.) 

2.  Bentsches  Staatsrecht.    Lehrbucli  d.  dentechen  Staats-R.  v. 

Kirchenheim  78.  Positive?  Staats-R.  Prenssens  v.  Fromm  473. 
Verlaseung  u.  Verwaltung  Württemberga  v.  Riecke  79.  Regeat- 
sehaft  u.  SteJlTcrlretung  v.  Hancke  317^  Oesi'eld  401.  Sekundo> 
genitur  v.  Sicherer  d34.  Das  Bndget^R,  d.  bayr.  Landtags 
V.  Seydei  3Ü4. 

Anstand:  Oesterr.  Behördenorganisation  Ferdinands  I.  v. 

Hosentlial  35.  La  question  de  langues  v.  Preux  360.  Kodi- 
tikation  d.  Österreich.  Staatsbürgerschafls-R.  v.  Karminski  402. 

Lea  conseita  de  pr^fecture  v.  Cremienx  431.  —  Staata-R.  v. 
Scliweden-Norwegen  v.  Aschehoug  358.  —  Rt  form  d.  Land- 
schaftsiustitutionen  in  Russlaod  v.  Arseojew  432. 
8.  Terwaltiinfsreelit.    Preuasena  Kreia>  und  Provinsialordnungen 
>'  (synopti.st,-!))  v.  ßornhak  112.    Verwaltuiigsgeset/e  f.  d.  Rheiii- 

provinz  v.  Bitter  113(1".  Schleswig-Holstein  v.  Haase  485).  liand- 
bnch  d.  st&dt.  Verwaltung  v.  Steffen hagen  403.  Verwaltnnga* 
gerichtsbarkeit  v.  Kaegler  153.  —  Enteignungsgesetz  v,  Eger  80. 
Anwendung  d,  Enteiguungs-R.  auf  d.  Telephouie  v,  Meili  474. 
Vorbereitung  zum  höheren  Verwaltungsdienst  (Gutachten)  33. 
Die  Zivilversorgung  d.  Militäranwarter  v.  Liebau  153.  Vor- 
schiilton  über  die  Klassensteuer  etc.  v.  Meitzeii  114.  Der  Fieclits- 
schutz  der  Geisteskranken  ^rreugeäctzgebuiigj  v.  Reuss  155. 
ßaupolizei  v.  Bachmann  361.  Schriften  d.  Vereins  f.  Armen - 
ptlpjrp  et«*  404.  Uli  lall-,  Krankenversicherung  etc.  v.  Fuld  1.54, 
Huber  yiS,  Öiummler  404.  Strombauverwaltuugsgesetz  v. 
Mahmun  114.  Freuaa.  Jagd-B.     Dalcke  475. 


Villa.  Kolonialrecht. 

Deutsche  Kolouialgesellschaftea  v.  Ring  82«  Simon  199.   Le  Colonie 
e  la  Conferensa  de  Berlino  v,  (äteUani  438. 


IX.  Internationales  Recht. 

1.  Handbuch  des  Völker-R.  II.  u.  lU.  £d.  t.  Holtaendorff.  115.  In- 

stitutionen v.  Gareis  361. 

2.  *La  fondataon  de  l'Etat  independant  du  Congo  v.  Moynier  437. 

»Der  Ausgelieferte  v.  Gericht  v.  ilüllor  310.  RechtaateUnng  d. 
^  Ausgelieferten  n.  tranzös.  R.  v.  Zograplios  150. 
3*  Le  atatnt  peraonnel  anglais  v.  Dicey  (Stocquart)  484.  Der  inter* 
nationale  Schutz  d.  Ürlieber-R.  v.  Orclli  3(!3.  LTJnion  inter- 
nationale pour  la  protection  des  oeuvres  litteiaires  et  arti- 
atfquea  v.  Soldan  320.  Dea  droits  des  auteurs  dans  les  rapporta 
internationaux  v.  Darra?  435.  Handbuch  d.  Rechtshilfever- 
iahrena  (U.  Strafsachen)  v.  Böhm  363.  De  l'autorit^  et  de 
Pexication  des  jugementa  itrangera     Daguin  167. 
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X«  HiHswissenschailen. 

1.  Philologie.    Kleine  Schriften  v.  Lange  121.  (Grimm  s.  1.4.) 

2.  Kirchengeschichte.  Lehrbach  v.  £raus^  Heformationsgeschichte 

V.  fihi|enbach.,  Grandriss     Sohm  405. 

3.  N H t i   11  al ök o n orn i e  n.   Finanzwissenechaft.    Lehrbuch  d. 

Finanzwissenschaft.  v.  Umpt'enbach  37.  Keumann,  d.  Steaer 
821.  YolksTermögen  etc.  Losch  38.  Halbes  n.  ganses  R. 
V.  Planck  477. 

4.  Gerichtliche  Medizin.  Fälle  a.  Abhandlungen  v.  Ortloff  476. 
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ZeitscluifteiLüberschaa  md,  BibliograpMe. 


Zeitselirifteiiabersehan  89,  84,  122,  160,  201,  279,  322,  364,  409,  438, 
478. 

Neue  Zeitschriften:  Archiv  f.  soziale  Gesetzgehunf  365.  Balletino 
d«I  Tstitnto  d.  dir.  romano  304.  Bulletin  de  rUairersiti  de 

Lyon  365.  Consultore  Giuridicn  279.  Droit  d'anteur  279. 
Gemeindeverwaltungsblatt  201.  Genossenschaft ,  d.  deutsche 
201.  Gerichtsbibliothek,  Hartlebens  365.  Politicftl  seienoe 
quarterly  84.  Revista  forense  Chilena  84.  Revue  d'economie 
politiquc  84.  Studien  zur  preuss.  Geschichtsforschung  365. 
Tidskrift  f.  redsvidenskab  409.  Wochenblatt,  deutsches  365. 
Zdtflohrift  f.  Mshweiser.  Straf-R.  322. 


BlbUogrrapMe. 

1.  Deutsche  Bücher  und  Brosohfiren  43«  86,  124,  162,  204,  283,  324^ 

367,  411,  480. 

2.  Ausgaben  v.  Gesetzen,  Entscheidungen  etc.  45,  88,  125,  163,  205, 

285,  325,  370,  414,  483. 

3.  Wichtige  ausländische  Weriie  50,  90,  128,  165,  207,  287,  327,  372. 

439,  486. 

Tschecho-slavische  52. 
Russische  166,  374. 
Skandinavische  327. 
Spanische  487. 


SoMslife  Botix«ii, 

Statistische  Notiz  376. 

Besondere  Beilage  zu  Nr.  8  S.  289—300:  Uebersicht  der  Gesetz- 
gebung unter  Wilhelm  I.  (Januar  1861  bis  M&n  1888). 

Beilagen  zu  Nr.  2  v.  J.  Q.  Cotta,  au  Nr.  3  Gärtner,  su  Mr.  9 
V.  Oldenbourg. 


Berichtigiuigen. 


Bd.  VI  S.  437  Z.  17  v.  o.  ist  TMck  «Einleitaiig*  einnuchalten  .^or- 

ausgeschickt**. 
8.  69  Z.  5     o.  ist  atfttt  «I"  an  setsen  „II*. 

S.  158  Z.  7  V.  o.  lies;  (1em  statt  in  dem. 

S.  158  Z.  5  V.  u.  lies:  Kompeteoz  statt  Vorgehung. 
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3"  W*      W^viVa  llerlaft  (Ittnx  ptirUcv)  in  i3vrol<m 

in  "^'H*  eu  Tjc  ii 
*S5ott  $(t>mibt. 


■  -»    .  Soeben  cifd)icn: 

Pas  lljcfdjliriunp'  un)i  (ll|rfi|)riiiunj)!>iri||t 

bargeftefft  nadj  ber 

Sttntigtridbti-birfCtot  in  Gafftl. 
.1     rtvoji  8".    l:*.:;  Seiten.    Vvfi^  2  SJJarF. 


.  Sorben  cvi^tcit: 

be8  V 

0011 

8.   ijeO.   W.  9.  — ,  in  Seintoanb  gobb.  SW,  10.  — 

«Übet  au(^  5>b.  TTT  bei  ,,.<c>nubbiD[iotI)cf  bcä  öffcntfirfjcil  ^fUä^t^*, 
!!öcu\U'->\]ti^ebm  x>on  H.  noii  Äird^cnficim. 
ajb.  I.:  «.  i».  «iri^cw^ciui,  2)cutfc^e§  etüatävcd)t.  broid).  m.  S.—,  ^eh.  3Ji.  9.— 
,  II:  Ä,  ».^Rgrl,  a)eutfi5eä  IBenwiftttnflSre^t.  6rof<|,  SK.  8.—,  fleb.  3».  9.— 

Druck  von  Oftbriider  Kröiirr  in  .Stottert. 
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II.  ^pvtt*0  »cvUft  ma%  IltilUer)  in  iJvtola» 
ift. fidlen  «rfdjienen  unb  burt^  aae  ^üuc^ljanblun^en  .au  be^ic^u:  . 

Die 

geii^tft^e  |tpang6»oir|iiccßuu0 

tu  "^H* eit ^}ert         '  ^ 


.     ßti^iitf^mp'  iiiili  f  lirfd|riiiiin8$tri||t 

bärge [ti fit  md)  bcv 

a 

a?on  (Tl).  ijricii^itljitllil, 

Üüiioafii'tjtviJitictoc  in  tiuijel. 
,r    flroji  8".    l:5:J  ecitcn.   %U-ciö  2  9)Jarr. 


|lci*la$  ifon  ^cvbittaub  ^nke  in  Stuttgart. 


SokOcii  cvft^ten: 


bcS 


von 


in  ASniiiöbcrii. 

8.   flcO-   1R.  9.  — ,  in  Setnraanb  flcBb.  ilÄ.  10.  — 


®b.  I:'  Ä.  i».  Äirc^citfjcuu,  S)t'utf(t)e§  3tiwtärct^t.  bxo)(S).     8.—,  ijeb  i'i.  9. 


Druck  von  Gehritdcr  Kröiier  in  .Stnttffart. 
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5n  §f.  it.  ^cvit'ö  ^rrlrtft  (Ittnx  ihmirr)  in  l3vf0lnB 

ift  foebcn  erfct)teneu  imb  burd)  alle  ^yuc^banbluut^en      bf.^ic^en:  . 

"Die 

^ciicSlftc^c  ItDanöSDofflirccrmng 

tu  "^r cugcit 
•   nntrransfrijlufi  kr  SniangsoolKlrfdiiing  in  bns  uubeiorglidic  llfimögfn. 

Äanöfnuf)  ^utti  Stu5iutn  iinö  ,^iiin  pnilUildjfn  ^fOrmicf). 
^35on  (E.  'Sict)inibt 

yaiibßerid)tä»S)irtflor  in  Scl)iueibiiUi. 

8*.   5"  Sciniuanb  gcbunben.   ^M-cio  5  3)larf. 


Soeben  erfd|icn: 

' .  Pa0  (fl|rfiljlic|nng$=  unli  (!l)(fii|rilinni)!iirii)t 

bargeftctft  nadf)  bcr 
9Jon  (Tl).  JirvoMiljnlj«, 

i'anbflfri(t)tvbirfCtor  in  (S,a\\tl. 
.     ,r.    örojj  8".         Seiten.   ^U-eiö  2  5){arr. 

^  .  r  fxjnnoücr.  i)fliüinfird)f  llrrlnf|öbnri)l)nnMuuiv 


Ptvia^  von  i^crbiuttut»  C^itUc  in  «Stuttöart. 

So.eben  evfcbieii:  ,  • 

•    ^toUffox  Dr.  ^tyitxpp  :Boxn 

•   '    8.    gef).    W.  9.—,  in  ^cimuanb  gebb.       10. — 

Söilbet  flurf)  23b.  III  bct  „.^»anbbibliotbcf  beä  öffcHHirt)cu  5Kcrf)tci". 

.VH'rau^gcgeben  üou  3{.  noii  AtirdjenOeim. 

aib.  1:  ö.  fttrt^cu^cim,  2)cutfd)o§etrtrtlörcd)t.  biol'd).  9)J.  8.— ,  geb.  9Ji\9.— 
„  II :  Sl.  B.  Stengel,  2)cut)c{jOö  «cnualtungöred^t.  bvDfd;.  m.  8.—  geb.  2«.  9.— 

Druck  von  Ophnldfr  Krönor  in  Stuttgart.  1 
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